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Anhang. 


Verzeichnis der Entſcheidungen, die ſowohl in den „Entſch. des Beide: 
gerichts in Jivilſachen“ als in Seufferts Arthin veröffentlicht find. 
29. Fortſetzung zum Anhang in Bd. 42; vgl. Gen.⸗Verz. Bd. 58. 
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I. Bürgerliches Recht. 


1. Auch das künſtlich verengerte Bett eines öffentlichen Fluſſes wächſt 
gemeinrechtlich dem angrenzenden Grundſtücke zu. 
Vgl. 70 Nr. 2 m. N. 
Einf G. z. BGB. Art. 65. 

— — — Der gemeinrechtliche Rechtsſatz, daß das vom Waller (nicht nur 
vorübergehend) verlaſſene Bett eines öffentlichen Fluſſes den Eigentümern 
der angrenzenden Ufergrundſtücke als Eigentum zufällt, bezieht ſich nicht nur 
auf den Fall, wo der Fluß das Bett in ſeiner ganzen Breite verlaſſen, ſondern 
auch auf den Fall, wo ſich das Flußbett dadurch, daß das Waſſer vom Ufer 
(dauernd) zurückgewichen iſt, nur verengert hat; auch macht es keinen Unter⸗ 
ſchied, ob der rechterzeugende Vorgang von ſelbſt, d. h. unabhängig von 
Menſchenwerk, eingetreten, oder ob er künſtlich herbeigeführt oder gefördert iſt; 

vgl. die Urteile des OLG. Braunſchweig und des OLG. Celle in Seuff . 35 Nr. 186 


und 70 Nr. 2; ferner Heſſe in Iherings Jahrb. 7, 199/200 und v. Wächter Band. 1 
§ 60 Beil. II A III S. 279/280. 


Wenn das frühere Obertribunal in Stuttgart ſeinen in letzterer Be⸗ 
ziehung abweichenden Standpunkt im Urteile v. 14. Mai 1859 (in SeuffA. 
13 Nr. 208) mit der Ausführung begründet: wenn der Fluß ſein Bett nicht von 
ſelbſt, ſondern infolge künſtlicher Anlegung eines neuen Betts verlaſſen habe, 
komme der römijcherechtliche Grundſatz nicht zur Anwendung, es ſeien viel- 
mehr die Grundſätze des deutſchen Rechts anzuwenden, wonach Grund und 
Boden des öffentlichen Fluſſes im Eigentum des Staates ſich befinde und dieſem 
auch nach erfolgter Trockenlegung verbleibe, ſo iſt das um ſo weniger überzeu— 
gend, als ein Eigentum des Staates am Bett des öffentlichen Fluſſes auch für 
das deutſche Recht nicht anzuerkennen iſt (vgl. RG. in SeuffA. 47 Nr. 180; 
Stobbe D. Privatr. 31 8 64 unter III). — — — 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 19. Juni 1915 in der preuß. Sache 

A. u. Gen. (Kl.) w. Brem. Staat (OL G. Hamburg). V. 484/14. H. 


2. Rohrnetz einer Gasanſtalt, ob Beftandteil des Anſtaltsgrundſtücksd 
Vgl. 64 Nr. 30. 
BGB. 85 93. 94. 

Durch Vertrag v. 14. März 1912 erwarb die Klägerin von der Akt.⸗Ge⸗ 
ſellſchaft für Gas und Elektrizität in Köln zwei Gaswerke in Döhlen und Crum— 
bach für 1400000 „. Mitverkauft waren die an die Gaswerke angeſchloſſenen 
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Rohrnetze, die ſich in einer Länge von 51 und 23 km auf andre Grundſtücke 
erſtreckten. Vom Kaufpreis entfielen auf dieſe Rohrnetze 247000 . Bei 
Berechnung des Reichsſtempels gemäß Tarifnummer 11 a RStempG. v. 
15. Juli 1909 waren die 247000. zunächſt außer Betracht gelaſſen; auf Ver⸗ 
langen der Steuerbehörde mußte die Klägerin jedoch am 17. Juli 1913 dafür 
1647. &“ nachzahlen. Mit der Klage forderte ſie dieſen Betrag nebſt 4% Pro⸗ 
zeßzinſen zurück. Das Landgericht wies die Klage ab: in 2. Inſtanz wurde 
nach dem Klagantrage erkannt. Hiergegen legte der Beklagte Reviſion ein 
mit dem Antrage, unter Aufhebung des Berufungsurteils nach ſeinem Ber. 
Antrage zu erkennen. Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus 
den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Zur Anwendbarkeit der Tarifnummer 11a RStempG. iſt erforderlich, 
daß die Rohrnetze bei Vornahme des ſtempelpflichtigen Aktes Grundſtücks⸗ 
eigenſchaft hatten. Dieſe Vorausſetzung war gegeben, wenn ſie Beſtandteile 
des Gaswerkgrundſtücks waren. Es kam nicht, wie der Ber.-Richter irrtümlich 
annimmt, darauf an, daß fie weſentliche Beſtandteile (88 93. 94 BGB.) waren; 
auch nicht weſentliche Beſtandteile eines Grundſtücks haben Grundſtückseigen⸗ 
ſchaft und ſind nicht etwa als bewegliche Sachen anzuſehen. Ohne Rechts— 
irrtum hat der Ber.-Richter aber angenommen, daß die Rohrnetze der Gas- 
werke in Döhlen und Crumbach überhaupt nicht Beſtandteile der Gaswerks— 
grundſtücke waren. Er geht zutreffend davon aus, daß die Beſtandteilseigen— 
ſchaft die Vereinigung aller Beſtandteile zu einer Einheit, bei Grundſtücken alſo 
zu einem einheitlichen Grundſtück erfordert, und daß eine ſolche Einheit bei 
einer Vereinigung von beweglichen und unbeweglichen Sachen nur durch eine 
mechaniſche Verbindung zuſtandekommen kann. Die hier vorliegende Verbin— 
dung der Rohrnetze mit den Grundſtücken würde nach Anſicht des Ber.-Richters 
der Annahme einer körperlichen Einheit der verbundenen Sachen nicht entgegen— 
ſtehen; anderſeits ſei dieſe Verbindung aber auch nicht jo feſt, daß mit Not- 
wendigkeit eine körperliche Einheit angenommen werden müßte (vgl. 8941 BGB.). 

Die Reviſion macht geltend, daß das Rohrnetz einer Gasanſtalt im Erd— 
reich in eine feſte dauerhafte Verbindung gebracht werden müſſe und daß der 
aufliegende Erdboden eine Löſung meiſt erſt nach umſtändlichen Aufgrabungen 
durch zahlreiche Arbeiter zulaſſe. Allein der Ber. Richter hat die Beſonder— 
heiten der Rohrnetze bei Gaswerken keineswegs überſehen. Er erkennt aus— 
drücklich an, daß die Verbindung der Rohre untereinander und mit dem Gas— 
werk eine gewiſſe Feſtigkeit haben müſſe, weiſt dann aber darauf hin, daß das 
Auswechſeln von Rohren und die Herſtellung neuer Anſchlüſſe bei einem grö— 
ßeren Gaswerke zu den häufig vorkommenden Dingen gehörten, und daß des— 
halb die Verbindung in einer Weiſe eingerichtet werde, die derartigen Maß— 
nahmen keine beſonderen Schwierigkeiten bereite. Der Ber.-Richter erwägt 
weiter, daß, wenn auch aus der Art der Verbindung zwiſchen Grundſtück und 
Rohrnetz Bedenken gegen die Annahme einer körperlichen Einheit nicht herzu— 
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leiten ſeien, die Rohrnetze doch eine Ausdehnung hätten, daß ſie vom Stand⸗ 
punkt der Verkehrsauffaſſung trotz der Verbindung als ſelbſtändige bewegliche 
Sachen angeſehen werden müßten. Mit der natürlichen Anſchauung ſei es 
unvereinbar, Rohrnetze von 23 und 51 km Länge als Beſtandteile eines ein⸗ 
zigen unter den Hunderten von Grundſtücken, mit denen ſie in Verbindung 
ſtänden, aufzufaſſen. 

Der Ber.⸗Richter hält es hiernach nicht für ausgeſchloſſen, daß unter Um⸗ 
ſtänden das Rohrnetz eines Gaswerks Beſtandteil des Gaswerksgrundſtücks 
ſein kann; er verneint aber, daß nach den Umſtänden des vorliegenden Falles 
und bei Berückſichtigung der Verkehrsauffaſſung die Rohrnetze ihre Selbit- 
ſtändigkeit verloren hätten. Mit dieſer Beurteilung folgt der Ber.⸗Richter 
den Grundſätzen, wie ſie in dem Urteil des Reichsgerichts Entſch. 83, 67 aus⸗ 
geſprochen ſind, und es iſt nicht zuzugeben, daß die maßgebenden Geſichts⸗ 
punkte in irgendeiner Beziehung verkannt worden wären. Durch die ge- 
troffenen Feſtſtellungen, die auch ausreichend begründet worden ſind, wird 
die Entſcheidung getragen und es kann nicht darauf ankommen, ob etwa ein⸗ 
zelne nebenſächliche Ausführungen Anlaß zu einer Beanſtandung geben 
könnten. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 5. März 1915 in der ſächſ. Sache 

Sächſ. Fiskus (Bkl.) w. Thür. Gasgeſ. (OL G. Dresden). VII. 17/15. 


3. Inhalt des durch Offenbarungseid zu bekräftigenden Derzeichniffes. 
Vgl. 58 Nr. 104 m. N. 
BGB. 8 260; ZPO. 8 807. 

Das in 8 260 BGB. vorgeſchriebene Verzeichnis muß zwar ſchriftlic ab⸗ 
gefaßt ſein, es kann aber auch auf „nichts“ lauten, wie dies in dem nahe ver⸗ 
wandten Offenbarungsverfahren nach 8 807 ZPO. öfter vorzukommen pflegt 
(OL GgRſpr. 28, 95; Recht 1913 Nr. 1428). Dem genügt der vorliegende Brief 
des Schuldners. Ob deſſen Inhalt der Wahrheit entſpricht, ſoll aber der Offen⸗ 
barungseid an das Licht bringen. Das Gericht iſt bei deſſen Abnahme nach 
§ 260 Abſ. 2 BGB. in der Lage, mittels entſprechender Anderung der Eides⸗ 
norm jede glaubhaft im Beſitze des Schuldners befindliche Art von Schrift- 
ſtücken ꝛc. derart zu bezeichnen, daß der Schuldner im Fall des Ver⸗ 
ſchweigens der Meineidsſtrafe nicht entgeht, zumal wenn die Erörterung 
zweifelhafter Punkte im Eidestermin als Teil der Eidesbelehrung entſprechend 
gepflogen wird. Der Fall in RGEntſch. 84, 41 lag anders. Ob die Gläubigerin 
nach § 809 BGB. rechtliche Handhaben zur Einſicht ſolcher Urkunden beſitzt, 
bezüglich deren die Herausgabepflicht erſt nach Kenntnis des Inhalts richterlich be- 
urteilt werden kann, iſt im gegenwärtigen Verzeichnisverfahren nicht zu erörtern. 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 16. Juni 1915 i. S. B w. Fr. 

Beſchw.⸗R. 316/15. P: 
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4. Einfluß des gegenwärtigen Krieges auf einen Vertrag deutſcher 
Firmen, durch den fie ſich engliſchen Gerichten und engliſchem Recht 
unterwerfen. 


BGB. 88 275. 157; 3PO. § 245. 


Laut Schlußſcheins v. 9. März 1914 hatte die Beklagte von der Klägerin 
100 Tonnen chineſiſchen Rübſamen gekauft, Abladung Tientſin, zahlbar in 
Havre bei Ankunft des Schiffes dort gegen Verladungs⸗ und Verſicherungs⸗ 
urkunden. Die Klägerin behauptete, das Schiff mit der Ware ſei am 2. Sept. 
1914 in Havre eingetroffen und die erwähnten Urkunden ſeien der Beklagten 
vorgelegt worden, die aber die Aufnahme verweigert habe. Sie klagte auf 
Zahlung von 20978. nebſt Zinſen. Die Beklagte erhob, geſtützt auf die Be⸗ 
ſtimmungen des Schlußſcheins, die Einreden, daß die Entſcheidung des Rechts— 
ſtreits durch Schiedsrichter zu erfolgen habe, und daß das angegangene Ham- 
burger Gericht unzuſtändig ſei. — Die Einreden wurden in allen Inſtanzen 
verworfen. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Durch den Vertrag v. 9. März 1914 haben die Parteien, zwei hambur⸗ 
giſche Firmen, alle aus dieſem Vertrag entſtehenden Rechtsſtreitigkeiten 
der Entſcheidung durch Londoner Schiedsgerichte unterworfen und auch die 
ausſchließliche Zuſtändigkeit der engliſchen Staatsgerichte ſowie die Anwendung 
des engliſchen Rechts vereinbart. Auf dieſe Vertragsbeſtimmung gründen 
ji) die prozeßhindernden Einreden aus § 274.1? ZPO., die die Beklagte 
der bei dem Landgericht in Hamburg erhobenen Klage entgegengeſetzt hat. 

Das Landgericht hatte angenommen, daß nach dem, wenngleich nicht aus— 
drücklich ausgeſprochenen, Vertragswillen jene Vereinbarung nicht auch im 
Fall eines Krieges zwiſchen Deutſchland und England Geltung behalten ſollte. 
Das Ber.-Gericht meint, in ſolcher Allgemeinheit das nicht feſtſtellen zu können. 
Es nimmt aber an, daß infolge des Kriegsausbruchs und der dadurch zwiſchen 
beiden Ländern eingetretenen Verhältniſſe die Anrufung des Londoner Schieds— 
gerichts und der engliſchen Staatsgerichte ‚nicht mehr in der von den Parteien 
vorgeſehenen Weiſe ausgeführt werden kann'. Das wird näher dargelegt, und 
angeſichts dieſer Umſtände kommt das Ber.-Gericht in Anwendung der 88 133. 
157 BGB. zu dem Ergebniſſe, daß im Sinne des Vertrages jene Vereinbarung 
als außer Kraft getreten und die ordentlichen deutſchen Gerichte als zuſtändig 
geworden anzuſehen ſeien. Auch das Ber.-Gericht gründet demnach die Ent— 
ſcheidung auf die Vertragsauslegung und die auf dieſer beruhende Feſtſtellung 
des kundgegebenen wirklichen Willens der Vertragſchließenden. Der Unter— 
ſchied iſt lediglich der, daß das Landgericht die erwähnte Klauſel als für den 
Kriegsfall überhaupt nicht gewollt anſieht, das Ber.-Gericht aber ſie nur für 
den Fall als nicht gewollt anſieht, daß infolge des Kriegs die Vereinbarung 
nicht in der borgeſehenen Weiſe durchführbar bleibe. Die Vertragsauslegung 
des Ver.⸗Gerichts enthält demnach nur eine gewiſſe Einſchränkung derjenigen 
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des Landgerichts. Zu rechtlichen Bedenken gibt die Auslegung des Ber. 
Gerichts keinen Anlaß. 

Die Reviſion meint, die $$ 133. 157 BGB. ſeien durch ihre Anwendung 
verletzt, da vertraggemäß nicht deutſches, ſondern engliſches Recht maßgebend 
ſei. Dieſer Angriff muß ſchon daran ſcheitern, daß weder behauptet noch anzu⸗ 
nehmen iſt, daß dem engliſchen Privatrecht die Grundſätze, die das deutſche 
BGB. in 88 133. 157 ausgeſprochen hat, fremd ſeien. Iſt aber von der Überein- 
ſtimmung beider Rechte in dieſen Grundſätzen auszugehen, ſo ergibt ſich von 
ſelbſt, daß auch bei Anwendung des engliſchen Rechts das Ber.⸗Gericht zu einer 
andern Vertragsauslegung nicht gelangt ſein würde. Indes kommt es hierauf 
überhaupt nicht an. Die Vereinbarung, daß engliſches Recht maßgebend ſein 
ſolle, ſteht in untrennbarem Zuſammenhange mit der Vereinbarung, daß 
Streitigkeiten vor engliſche Schieds⸗ und vor engliſche Staatsgerichte zu bringen 
ſeien. Die Klauſel bildet in allen dieſen Teilen ein einheitliches Ganzes. Iſt 
ſie infolge der durch den Krieg herbeigeführten Umſtände hinfällig geworden, 
ſo iſt ſie es in ihrem ganzen Umfange. Wird aber darüber geſtritten, ob das 
der Fall iſt, alſo auch, ob das engliſche Recht maßgebend geblieben iſt oder 
nicht, ſo kann für dieſe Grundfrage ſelbſt nicht auch ſchon das engliſche Recht 
von dem deutſchen Richter als maßgebend behandelt werden; das würde 
die Vorwegnahme deſſen, was erſt noch zu entſcheiden iſt, in ſich ſchließen. 
Mit Recht hat darum das Ber.⸗Gericht jene Grundfrage nach heimiſchem 
Rechte beurteilt und deshalb bei der für ſie in Betracht kommenden Vertrags⸗ 
auslegung die 88 133. 157 BGB. angewendet, von deren Verletzung durch 
dieſe Anwendung ſomit nicht die Rede ſein kann. 

In der Ber.⸗Inſtanz war der ‚internationale Charakter“ der Verträge vor⸗ 
liegender Art geltend gemacht worden, der ſich auch hier darin kundtue, daß 
die ſchwimmende Ware von der Beklagten an eine belgiſche Firma weiter⸗ 
verkauft worden ſei. Die Reviſion meint, dieſe Eigenart des Vertrages ſei 
vom Ber.⸗Gericht außer Acht gelaſſen worden; gerade weil der Handel mit 
Olſaat ſich in Geſtalt eines ‚Kettenvertrages’ vollziehe, wobei ſich Vertrag⸗ 
ſchließende verſchiedener Länder aneinanderreihten, ſei es nötig geworden, 
für alle nacheinander Beteiligten dieſelbe entſcheidende Stelle zu ſchaffen 
und dasſelbe Recht für maßgebend zu erklären. Unbeachtet hat das Ber.- 
Gericht jenes Vorbringen nicht gelaſſen; ſachlich iſt aber nicht anzuerkennen, 
daß durch die behauptete Eigenart des Geſchäfts die Vertragsauslegung 
des Ber.⸗Gerichts zwingend ausgeſchloſſen werde. Die Rückſcht auf eine 
Weiterveräußerung durch die Beklagte an eine ausländiſche Firma und auf etwa 
zu erwarten geweſene fernere Weiterveräußerungen reicht nicht aus, es als 
unmöglich erſcheinen zu laſſen, daß die Parteien ihr Verhältnis zu einander 
für den Kriegsfall ſo hätten regeln wollen, wie es nach der Feſtſtellung des 
Ber.⸗Gerichts der Sinn des Vertrages iſt. Daß übrigens hiermit die Auf⸗ 
faſſung gerade auch in hamburgiſchen Handelskreiſen, denen Weſen und Be⸗ 
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deutung derartiger Olſaatgeſchäfte ſicherlich nicht fremd ſind, übereinſtimmt, 
läßt ſich dem Umſtand entnehmen, daß in 1. Inſtanz eine Kammer für Handels⸗ 
ſachen erkannt hat, die in der den Einreden entgegenſtehenden Vertrags⸗ 
auslegung, wie bereits erwähnt, ſogar noch weiter gegangen iſt als das Ber. 
Gericht. 

In 8 245 3PO. iſt beſtimmt, daß, wenn infolge eines Krieges die Tätig⸗ 
keit des Gerichts aufhört, das Verfahren für die Dauer dieſes Zuſtandes unter⸗ 
brochen wird. Dieſe Vorſchrift, auf die die Reviſion hingewieſen hat, regelt 
die von Geſetzes wegen eintretende Unterbrechung eines bei einem deutſchen 
Gericht anhängigen Verfahrens. Gegen die Vertragsauslegung des Ber.⸗ 
Gerichts iſt ihr irgendein rechtliches Bedenken ſchlechterdings nicht zu ent⸗ 
nehmen, ſie hat mit der Frage der Vertragsauslegung keine Berührung. 
Daß der Krieg einmal ein Ende nehmen wird, hat das Ber.⸗Gericht ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht überſehen. 

Die Annahme endlich, daß für die Dauer des Krieges das engliſche Schieds⸗ 
gericht ſowenig wie ein engliſches Staatsgericht zur Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung eines zwiſchen zwei deutſchen in Hamburg anſäſſigen Firmen ent⸗ 
ſtandenen Streits bereit zu finden ſein würde, liegt auf dem der Nachprüfung 
nicht zugänglichen Gebiete des Tatſächlichen, aber auch ſoweit das nicht der 
Fall ſein ſollte, iſt dieſer Annahme unbedenklich zuzuſtimmen. Der Fall, 
für den nach dem feſtgeſtellten Sinn des Vertrages die erwähnte Klauſel 
ihre Geltung verliert, iſt ſonach eingetreten. 

Durch die hiernach das Geſetz nirgends verletzenden Feſtſtellungen des 
Ber.⸗Gerichts iſt beiden prozeßhindernden Einreden der Boden entzogen, 
weshalb der Reviſion der Erfolg verſagt werden mußte.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 29. Juni 1915 in der Hamb. Sache 
N. (BE) w. D. (OL G. Hamburg). VII. 112/15. B. 
5. Die Übernahme einer Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis 

gilt in der Regel als Befreiung des bisherigen Schuldners. 

Vgl. 62 Nr. 178 m. N.; 63 Nr. 219. 
BGB. § 416. 

Der Kläger und ſeine Ehefrau verkauften durch Vertrag v. 12. März 
1900 ihre Beſitzung in G. an die verklagten Eheleute. Von dem Kaufpreiſe, 
der 54000 „ betrug, wurde der Teilbetrag von 22000 % nebſt 4% Zinſen 
als Reſtkaufgeldhypothek eingetragen. Die Beklagten verkauften die Be⸗ 
ſitzung durch Vertrag v. 14. Sept. 1903 wieder weiter an die Eheleute W. 
und dieſe verkauften ſie jpäter an die Eheleute K. In beiden Fällen wurde 
von den Käufern die Reſtkaufgeldhypothek von 22000 % in Anrechnung auf 
den Kaufpreis übernommen. Der Kläger beanſpruchte nun von dem Reſt⸗ 
kaufgelde Zahlung eines unſtreitig fälligen Teilbetrages von 6000 nebſt 
Zinſen, unter der Behauptung, daß die Beklagten für das Kaufgeld als per— 
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ſönliche Schuldner hafteten. Die Beklagten wandten ein, ihre Haftung ſei 
dadurch erloſchen, daß der Kläger die Schuldübernahme durch die Eheleute W. 
genehmigt habe. — Beide Vorinſtanzen erachteten den Einwand für unbe⸗ 
gründet, das Reichsgericht wies dagegen die Klage ab. Aus den Gründen: 

„Eine Schuld kann in der Weiſe von einem Dritten übernommen werden, 
daß dieſer an die Stelle des bisherigen Schuldners tritt. Wird eine ſolche 
Schuldübernahme durch Vertrag zwiſchen dem Dritten und dem Schuldner 
vereinbart, ſo hängt die Wirkſamkeit des Vertrags von der Genehmigung des 
Gläubigers ab ($ 415 BGB.). Im vorliegenden Falle iſt, wie das Ber.⸗Ge⸗ 
richt feſtſtellt, der Kläger bei Abſchluß des die Schuldübernahme enthaltenden 
Kaufvertrags v. 14. Sept. 1903 zugegen geweſen, er hat den geſamten Inhalt 
des Vertrags gekannt und ſich mit ihm einverſtanden erklärt, mithin ihn ge⸗ 
nehmigt. Daß die Genehmigung ſogleich beim Vertragsabſchluſſe erfolgen 
konnte, unterliegt keinem Bedenken (RGEntſch. 60, 415). 

Das Ber.⸗Gericht erachtet die perſönliche Haftung der Beklagten deshalb 
für nicht erloſchen, weil es den Nachweis vermißt, daß die Schuldübernahme 
als eine ſolche mit befreiender Wirkung gewollt, oder daß es der ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend erklärte Wille des Klägers geweſen ſei, die Beklagten aus 
der perſönlichen Haftung zu entlaſſen. Allein eines ſolchen beſonderen Nach⸗ 
weiſes bedurfte es nicht. Übernimmt der Käufer eines Grundſtücks eine Hypo⸗ 
thek in Anrechnung auf das Kaufgeld, ſo gilt entſprechend der Verkehrsauf⸗ 
faſſung als Regel, daß der Übernehmer nicht neben dem bisherigen Schuldner 
(kumulative Schuldübernahme), ſondern daß er an deſſen Stelle (privative 
Schuldübernahme) haften ſoll. In dieſem Sinne hat ſich das Reichsgericht 
bereits wiederholt ausgeſprochen, 

Entſch. 56, 200 (in Seuff A. 59 Nr. 250); 75, 339; JW. 1911, 644, 
und hieran iſt feſtzuhalten. Daß bei Übernahme der Hypothek durch die Ehe— 
leute W. der Vertragswille ein andrer geweſen ſei, dafür bietet der feſtgeſtellte 
Sachverhalt und insbeſondere auch der Inhalt des Kaufvertrags keinen Anhalt. 
Unerheblich iſt auch, ob der Kläger, wie er behauptet, die Beklagten aus der 
perſönlichen Haftung nicht hat entlaſſen wollen. Die befreiende Wirkung der 
Schuldübernahme ergab ſich als geſetzliche Folge aus der Genehmigung des 
Vertrags. Daß der Kläger die Genehmigung nur unter Vorbehalt erteilt habe, 
wird von ihm ſelbſt nicht behauptet, und das Gegenteil ergibt ſich aus der ge- 
troffenen Feſtſtellung, wonach der Kläger ſich mit dem geſamten Inhalt 
des Vertrages und alſo mit dem Vertrage ſo, wie er abgeſchloſſen war, einver— 
ſtanden erklärt hat. Die Beklagten waren in dem Umfange, wie es das Ber.⸗ 
Gericht annimmt, nicht beweispflichtig, ſie hatten nicht mehr darzutun als 

die Schuldübernahme und deren Genehmigung durch den Kläger.“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 17. Mai 1915 in der preuß. Sache 

Ehel. M. (Btl.) w. H. (OLG. Frankfurt a. M.) V. 79/15. 


— — — 
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6. Einfluß der Feſtſetzung einer Polizeiſtunde auf die Miete einer 
Schankwirtſchaftd 
BGB. $ 537. 


Der Beklagte hatte im Haufe des Klägers Räume gemietet, in denen er 
eine Schankwirtſchaft Caſino Bar) betrieb. Für die Erlaubnis, dort muſi⸗ 
zieren zu dürfen, zahlte er außer dem Mietpreiſe noch 600 / jährlich. — 
Im übrigen aus den Gründen des Ber.⸗Urteils, das ihn zur Zahlung der 
Miete verurteilte: 

„— — — Schließlich hat der Beklagte noch den Einwand erhoben: er 
habe die Räume als Caſino Bar gemietet, durch die Militärbehörde ſei aber eine 
Polizeiſtunde, zuerſt bis 10 Uhr, ſpäter bis 11 Uhr eingeführt worden, dadurch 
ſei ihm die Benutzung des Lokals unmöglich gemacht. 

Dieſer Einwand könnte unter zwei Geſichtspunkten in Betracht kommen: 
einmal unter dem Geſichtspunkte eines Sachmangels (8 537 BGB.). Indes 
Lehre und Rechtſprechung ſind darüber einig, daß derartige Anordnungen der 
Staatsgewalt, insbeſondere der Polizei, keinen Sachmangel im Sinne des 
§ 537 BGB. darſtellen; 

Mittelſtein Miete $ 31 Nr. 2 S. 209; Oertmann Schuldverh. Anm. 7 zu $ 537 und 
vor $ 535; Tumpowski Mängelanſpr. des Mieters 38; Beradt Miete und Polizei 
32—33; Komm. von RGRäten Anm. zu 8 537; Recht 1907 Nr. 1066, OLG. 
Hamburg; OLG Rſpr. 16, 418, OLG. Dresden; RG. 10. Dez. 1907, BadRpr. 1908, 84. 
Denn wenn auch öffentlich-rechtliche Verbote oder Anordnungen an ſich 

einen Sachmangel begründen können, ſo fehlt es doch hier an der notwendigen 
Beziehung zur Sache und dem Kauſalzuſammenhang (JW. 1913, 59610). 

Es könnte darnach nur in Frage kommen Unmöglichkeit der Leiſtung; 
indes von einer ſolchen, auch nur teilweiſen Unmöglichkeit der Leiſtung kann 
nicht die Rede ſein. Beklagter kann das Lokal ſehr wohl benutzen, er iſt nur vor⸗ 
übergehend während gewiſſer Nachtſtunden in der Benutzung beſchränkt. 
Allerdings hat das OLG. Dresden (OL GRſpr. 16, 418) gelegentlich ausgeführt, 
die Annahme möge ſich rechtfertigen laſſen, daß beim Mieten eines Nachtlokals 
die Möglichkeit, in den Nachtſtunden dem Beſuch offenzuſtehen, als ſtill⸗ 
ſchweigende Bedingung vereinbart ſei; und es hat angenommen, daß dieſe 
Bedingung vielleicht fortfalle, wenn ſchon um 11 Uhr abends — nicht erſt um 
beiſpielsweiſe 2 Uhr nachts — geſchloſſen werden müſſe. Indes vorausgeſetzt 
iſt dabei immer, daß die Vermietung des Lokals als Nachtlokal zum Vertrags- 
inhalt gemacht worden iſt, dergeſtalt, daß der Vermieter für dieſe Art der 
Benutzung einzuſtehen gewillt iſt. An dieſem Nachweiſe aber fehlt es hier. 
An ſich wird man ſagen müſſen, daß derartige Nachtlokale ſehr leicht polizei- 
lichen Beſchränkungen unterworfen werden, ſo daß jeder Mieter von vornherein 
damit rechnen muß. Dabei iſt zu beachten, daß die Kenntnis des Vermieters 
von einer Abſicht derartiger Benutzung ſeitens des Mieters nicht genügt. 
„Eine Zuſicherung, für die Benutzbarkeit ſchlechthin,“ ſagt das Reichsgericht 
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(JW. 1913, 59610, „auch in Rückſicht auf alle Polizeiverbote einzuftehen, 
kann unter Umſtänden in dem beiden Teilen bekannten Verwendungszweck 
der Sache dann gefunden werden, wenn dieſer Zweck in den Vertragsinhalt 
aufgenommen iſt“ (vgl. für den Kauf JW. 1910, 748°). Gerade bei der Miete 
aber wird die Bezeichnung des Verwendungszwecks der Mieträume in dem 
Vertrage, da ſie regelmäßig zu erfolgen pflegt, im allgemeinen nicht genügen, um 
eine insbeſondere über das Maß des 8537 BGB. hinausgehende Zuſicherung zu 
begründen. Im vorliegenden Falle iſt im Mietvertrage von dem Verwendungs⸗ 
zweck mit keiner Silbe die Rede. Der Beklagte weiſt in dieſer Beziehung auf 
die Höhe der Miete hin; indes abgeſehen davon, daß die Miete im Verhältnis 
zu den Mietpreiſen für andre Grundſtücke in der dortigen Gegend keineswegs 
beſonders hoch iſt, läßt ſich hieraus ein ſicherer Schluß auf den Verwendungs⸗ 
zweck nicht ziehen. — — — Zwiſchen den Parteien iſt nie bei den Vertrags- 
verhandlungen davon geſprochen worden. Der Beklagte ſtützt ſich weiter darauf, 
daß er in dem Vertrag ausdrücklich als Inhaber der Caſino Bar aufgeführt ſei. 
Dies würde jedoch allenfalls dazu genügen, um in dem Vermieter die Kenntnis 
zu vermitteln, daß der Beklagte die Caſino Bar betreibe. Dies genügt aber 
nicht; daß der Betrieb einer Caſino Bar damit zum Inhalt des Vertrages ge⸗ 
macht ſei und die Klägerin irgendeine Haftung für die Dauer der Offenhaltung 
des Lokals habe übernehmen wollen, läßt ſich daraus nicht herleiten. Und wenn 
ſchließlich der Beklagte geltend macht, er habe mit dem Kläger einen beſonderen 
Vertrag geſchloſſen, wonach er ſich derpflichtet habe, für die Erlaubnis, nächt⸗ 
lich in dem Lokale muſizieren zu dürfen, jährlich 600. zu zahlen, jo überſieht 
er, daß von nächtlichem Muſizieren in dem Vertrage nicht die Rede iſt. Die 
Extraentſchädigung wird allgemein gewährt für die Erlaubnis, daß der Be⸗ 
klagte in ſeinem Lokal muſizieren darf. Daraus kann unmöglich gefolgert 
werden, daß das Lokal als Nachtlokal vermietet worden ſei und daß Kläger 
dafür habe einſtehen wollen, daß der Beklagte das Lokal die Nacht hindurch 
offenhalten dürfe. Alle dieſe Umſtände, weder einzeln noch alle zuſammen⸗ 
genommen, reichen nicht aus, um den dem Beklagten obliegenden Beweis, 
der Betrieb eines Nachtlokals ſei zum Vertragsinhalt gemacht worden, für ge⸗ 
führt erachten zu können.“ 

Urteil des OLG. zu Königsberg (2. Sen.) v. 6. Juli 1915 i. S. E. w. W. 

3 U. 45/15. Th. 

7. Dorausſetzungen einer Kündigung der Wohnungsmiete wegen 

Beleidigung des Mieters durch den Vermieter oder deſſen Angehörige. 
BGB. $ 542. 


Ernſtliche Beläſtigungen des Mieters durch Beleidigungen können ſich als 
Nichtgewährung des vertragmäßigen Gebrauchs der Mietwohnung darſtellen; 


Frankf. Rundſch. 43, 142; Recht 1908 Bd. 84 Nr. 491; OL GRſpr. 16, 422; Stau- 
dinger BGB. Anm. II 2 c $ 542. 
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In den Zuſchriften des Mieters an den Vermieter ijt feine Friſt zur Ab⸗ 
hülfe geſetzt. Das Verlangen nach Abhülfe muß aber von dem Mieter ſtets 
dann geſtellt werden, wenn nicht von vornherein eine Abhülfe unmöglich oder 
doch mit ſolchen Schwierigkeiten und Beläſtigungen für den Mieter verbunden 
iſt, daß deren Duldung nicht zugemutet werden kann (Recht 1907, 1318). 
Beleidigungen können an ſich nicht ungeſchehen gemacht werden, wenn ihnen 
auch durch Abbitte und Kundmachung die Spitze abgebrochen werden kann. 
Dem Mieter muß es aber genügen, wenn auf ſein Abhülfeverlangen hin 
weitere Beleidigungen und Beläſtigungen unterbleiben und er fortan in dem 
Gebrauch der Mietwohnung ungeſtört bleibt. 


Bei äußerſt ſchweren Beleidigungen des Vermieters ſelbſt gegenüber dem 
Mieter, welche jede Möglichkeit des Nebeneinanderwohnens und des Gebrauchs 
der Mietwohnung unwiederbringlich zerſtören, mag nach Sachlage die Setzung 
einer Abhülfefriſt als unnötig erſcheinen, da der Mieter kein Intereſſe mehr 
an der Erfüllung des Mietvertrages hat (Recht 1907, 1318; D. Richterztg. 
1914, 148). Dies kann aber nur dann zutreffen, wenn die Entziehung des 
Gebrauchs der Mietwohnung auf eigene Handlungen des Vermieters zurück— 
zuführen iſt. Sind Handlungen von Angehörigen oder Erfüllungsgehülfen des 
Vermieters begangen, durch welche der Mieter in der Ausnutzung ſeiner 
Vertragsrechte geſtört wurde, ſo muß dem Vermieter, gegen deſſen Willen 
und ohne deſſen Wiſſen die Beleidigungen verübt ſein können, die Möglichkeit 
offengelaſſen werden, deren Wirkungen abzuhelfen. Dieſe Abhülfe muß der 
Mieter begehren. Die Beſtimmung einer nach Tagen und Stunden bemeſ— 
ſenen Friſt zur Abhülfe erſcheint hier, da es ſich nicht um Vornahme von bau— 
lichen Ausbeſſerungen, ſondern um die Beſeitigung von Wirkungen, von Ur- 
teilen oder Gefühlsäußerungen handelt, nicht angängig. Das Verlangen einer 
unverzüglichen Abbitte und der Unterlaſſung weiterer Verletzungen würde hier 
vollkommen Erſatz bieten (RGeEntſch. 75, 357, in Seuff A. 66 Nr. 206). Jeden⸗ 
falls können Beleidigungen oder Beläſtigungen, welche ohne Mitwirkung 
oder Einverſtändnis des Vermieters nur von deſſen Angehörigen oder Ange— 
ſtellten begangen wurden, keine ſo ſchwere Entziehung des vertragmäßigen 
Gebrauchs der Mietwohnung begründen, daß hierdurch der Mieter berechtigt 
wäre, ohne Verlangen unverzüglicher Abhülfe ſofort dem Vermieter außer⸗ 
ordentlich zu kündigen. Es wäre ſonſt den durch langjährigen Mietvertrag 
gebundenen Mietern ein leichtes, ſich von ihrer vertragmäßigen Bindung 
durch Zuſammenſpiel mit einem Angeſtellten oder Angehörigen des Vermieters 
zu befreien. 

Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 31. März 1915 i. S. V. w. F. — 

L. 916/14. P. 
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8. Die Vereinbarung freier Übertragbarkeit des Mietvertrags enthält 
keine Entlaſſung des urſprünglichen Mieters. 
BGB. 8$ 549. 157. 


Der Eigentümer F. hatte mit dem Beklagten E. einen Mietvertrag bis 
zum 1. Juli 1914 geſchloſſen. Durch Vertrag v. 17. Jan. 1911 hatte der Kläger 
ſich verpflichtet, falls er das Grundſtück von F. käuflich übernähme — was 
demnächſt geſchah —, dem Beklagten E. den Vertrag zu den alten Bedingungen 
um zwei Jahre zu verlängern; dieſer Vertrag ſolle frei übertragbar ſein. Auf 
Grund der letzten Abrede waren dem Nebenintervenienten W. von dem Mieter 
E. die Rechte aus dem Mietvertrage übertragen worden. Da W. ſich aber 
ohne Zahlung des Mietzinſes entfernt hatte, wurde E. vom Kläger auf 
Zahlung des Mietzinſes in Anſpruch genommen. — Der Klage wurde 
ſtattgegeben. Nachdem ausgeführt iſt, daß zwiſchen den Parteien ein Miet⸗ 
vertrag zuſtandegekommen, wird in den Gründen des Ber. ⸗Urteils fortgefahren: 

„Der Beklagte wendet ein, W. ſei in den Mietvertrag eingetreten und er 
ſei infolgedeſſen aus dem Vertrag entlaſſen. Das folgert er insbeſondere aus 
den Worten: Dieſer Vertrag iſt frei übertragbar. Wäre dies der Sinn der 
Vereinbarung, ſo würde der Vermieter unglaublich töricht gehandelt haben. 
Der Mieter hätte es in der Hand, durch Einſchiebung eines vermögensloſen. 
Dritten ſich von ſeiner Verpflichtung freizumachen und den Vermieter um 
ſeine Sicherheit, das Pfandrecht an den eingebrachten Sachen, zu bringen. 
Das Ungewöhnliche und Unvernünftige iſt aber nicht zu vermuten (RGeEntſch. 
60, 428). Der Beklagte muß alſo den beſtimmten Nachweis führen, daß er, 
ſei es ausdrücklich, ſei es durch ſchlüſſige Handlungen, aus dem Mietvertrage 
entlaſſen ſei. Hierzu genügt aber die Genehmigung oder die im voraus er— 
klärte Zuſtimmung zu der Abtretung nicht; 

vgl. Niendorf Miete § 39 Nr. 1 S. 276; Reichel Schuldübernahme 305; RG. v. 30. Jan. 

1895, V. 276/94, KGBl. 10, 6. 

Aus der Vertragsbeſtimmung, daß der Mietvertrag frei übertragbar ſei, 
läßt ſich demnach nichts zugunſten des Beklagten folgern, ſie hat vielmehr 
lediglich die Bedeutung, die im 8549 BGB. erforderte Erlaubnis zur After- 
vermietung im voraus feſtzulegen. 

Was der Beklagte ſonſt zur Unterſtützung ſeiner Auffaſſung anführt, 
beweiſt nichts. Daraus, daß der Kläger eine Mietzahlung vom Aftermieter an- 
genommen hat, folgt die Befreiung des urſprünglichen Mieters ebenſowenig 
wie die Befreiung des perſönlichen Schuldners daraus hergeleitet werden kann, 
daß der Hyp.⸗Gläubiger die Zinſen von dem neuen Erwerber annimmt. Wer 
dem Vermieter zahlt, iſt ihm gleichgültig, wenn nur überhaupt gezahlt wird; 
die Quittung muß naturgemäß dem ausgeſtellt werden, welcher zahlt. Wenn 
daher der Kläger dem W. quittiert hat, fo iſt auch hieraus nichts für die Ent⸗ 
laſſung des Beklagten aus der Verbindlichkeit zu entnehmen. Auch der Um— 
ſtand, daß W. mit dem Kläger einen neuen Mietvertrag über die Zeit v. 1. Juli 
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1916 bis zum 1. Juli 1918 geſchloſſen hat, läßt ſich nicht für die Auffaſſung des 
Beklagten verwerten; viel eher könnte dies die gegenteilige Anſicht ſtützen. Denn 
hätte W. tatſächlich ſchon von vornherein in den Mietvertrag mit befreiender 
Wirkung für den Beklagten eintreten ſollen, ſo hätte es nahe gelegen, daß der 
mit W. abgeſchloſſene Vertrag auch die Zeit bis zum 1. Juli 1916 umfaßt, 
ſich aber nicht auf die Zeit beſchränkt hätte, nach welcher der mit dem Be⸗ 


klagten geſchloſſene Vertrag feine Endſchaft erreicht hatte. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Königsberg (2. Sen.) v. 6. Juli 1915 i. S. E. w. W. 
3 U. 45/15. Th. 


9. Der Spieleinwand bei Börſentermingeſchäften iſt nur ausgeſchloſſen 
bei genauer Einhaltung der Geſchäftsbedingungen. 
Vgl. 67 Nr. 176. 
BGB. 8 764; BörsG. 55 50. 58. 

Die Beklagte hatte als Käuferin mit der Klägerin als Verkäuferin im Juni 
1912 zwei Termingeſchäfte in Kupfer abgeſchloſſen. Da Nachſchüſſe, die die 
Klägerin beim Sinken der Kupferpreiſe gefordert hatte, von der Beklagten 
nicht geleiſtet wurden, ſchritt die Klägerin zur Glattſtellung. Den hierbei zu 
ihren Gunſten ermittelten Saldobetrag machte fie durch Klage bei einem Schieds⸗ 
gericht geltend. Durch Schiedsſpruch v. 18. Nov. 1912 wurde die Beklagte zur 
Zahlung von 4898,10.“ nebſt Zinſen und in die Koſten verurteilt. — Die 
Klage der Klägerin auf ein Vollſtreckungsurteil zu dieſem Schiedsſpruch wurde 
in 2. Inſtanz abgewieſen. Ihre Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den 
Gründen: 

„Nach 8 1042 Abſ. 2, S 10411 ZPO. iſt das Vollſtr.⸗Urteil zu einem Schieds⸗ 
ſpruch zu verſagen, wenn das ſchiedsrichterliche Verfahren unzuläſſig war. 
Dieſes Verfahren beruhte im vorliegenden Fall auf dem Schiedsvertrage, 
der im Abſ. 5 der auf dem Schlußſcheinvordruck der Klägerin abgedruckten Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen enthalten iſt. Daß die beiden Termingeſchäfte der Parteien 
auf der Grundlage dieſer Bedingungen abgeſchloſſen ſind, iſt außer Streit. 
Die Beklagte hat aber beiden Geſchäften, neben andern Einreden, die Spiel⸗ 
einrede aus 88 764. 762 BGB. entgegengeſetzt, und das Ber.⸗Gericht hat dieſer 
Einrede entſprechend die Geſchäfte, und mit ihnen in beiden Fällen den Schieds⸗ 
vertrag, als unverbindlich erachtet. 

Daß bei beiden Geſchäften nach der übereinſtimmenden Abſicht der Ver⸗ 
tragſchließenden Lieferung und Abnahme des gekauften Kupfers nicht erfolgen 
ſollte und von der Beklagten „nur auf den Preisunterſchied ſpekuliert“ wurde, 
m. a. W.: daß nach dem Vertragswillen die Erfüllung des Geſchäfts in der 
von dem verlierenden Teile an den gewinnenden zu leiſtenden Zahlung des 
Unterſchieds zwiſchen dem vereinbarten Preiſe und dem Börſenpreiſe der 
Lieferungszeit beſtehen ſollte (§S 764 BGB.), hat das Ber.⸗Gericht einwandfrei 
feſtgeſtellt und dieſe Feſtſtellung iſt auch von der Reviſion nicht angegriffen. 


9. Spieleinwand. 13 


Nun iſt aber der Einwand aus 88 764. 762 gegenüber Börſenterminge⸗ 
ſchäften in zum Börſenterminhandel zugelaſſenen Waren nach näherer Be⸗ 
ſtimmung des § 58 BörſG. v. 8. Mai 1908 ausgeſchloſſen. Daß Kupfer an der 
hier in Betracht kommenden Hamburger Börſe zu der in Betracht kommenden 
Zeit zum Terminhandel ordnunggemäß zugelafſen war, hat das Ber.⸗Gericht 
als feſtgeſtellt angenommen. Ebenſo hat es angenommen, daß die zur Zeit 
der beiden Geſchäftsabſchlüſſe unſtreitig im Handelsregiſter eingetragene Be⸗ 
klagte nicht, wie fie geltend gemacht hatte, Minderkaufmann des §4 HGB. 
war, ſondern zu den Vollkaufleuten gehörte und daß ſomit die Geſchäfte, 
wie im 8 58 vorausgeſetzt, für die Beklagte nach § 53 BörſG. an ſich, d. h. ab⸗ 
geſehen von der Spieleinrede, verbindlich waren. Nach beiden Richtungen be⸗ 
darf es einer Nachprüfung nicht, weil das Ber.⸗Gericht auch von dieſem der 
Klägerin günſtigen Standpunkte zur Abweiſung der Klage gelangt iſt, ohne 
daß hierdurch das Geſetz verletzt iſt. 

Die im 858 ausgeſprochene Ausſchließung der Einrede aus 88 764. 762 
BGB. kommt, wie in der Rechtſprechung des Reichsgerichts feſtſteht, nur den ſog. 
offiziellen Börſentermingeſchäften, d. h. denjenigen zu, bei welchen die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 50 BörſG. erfüllt ſind. Vor der Zulaſſung zum Börſentermin⸗ 
handel find nach § 50 Abſ. 2 die Geſchäftsbedingungen für dieſen Handel 
in den zuzulaſſenden Waren oder Wertpapieren feſtzuſetzen. Damit wird ein 
für allemal die Grundlage für die Geſchäfte des zugelaſſenen Börſentermin⸗ 
handels geſchaffen, und deshalb kann zu den offiziellen Börſentermingeſchäften 
ein Geſchäft nur dann gerechnet werden, wenn es unter Einhaltung jener 
Bedingungen, wie ſie bei der betreffenden Börſe feſtgeſetzt ſind, abgeſchloſ⸗ 
ſen iſt. 

Das Ber.⸗Gericht hat nun zunächſt einige Punkte erörtert, in denen es 
zwiſchen den Geſchäftsbedingungen der Klägerin und jenen allgemein feſt⸗ 
geſetzten Bedingungen, nämlich den „Hamburger Schlußſcheinbedingungen 
für Geſchäfte in Kupfer“ des Vereins der am Metallhandel beteiligten Firmen 
in Hamburg, nicht Abweichungen von ſolcher Art als beſtehend annimmt, 
daß dadurch die mit der Beklagten geſchloſſenen Geſchäfte das Gepräge nicht⸗ 
offizieller Börſentermingeſchäfte erhielten. Sodann hat aber das Ber.⸗Gericht 
die zu den Geſchäftsbedingungen der Klägerin gehörende Beſtimmung in 
Betracht gezogen, wonach beim Ausbleiben der gegebenenfalls eingeforderten 
Nachſchüſſe die Klägerin berechtigt fein ſoll, ſämtliche oder einzelne der auf 
den Namen des Gegenkontrahenten lautenden Kontrakte ... durch Kauf oder 
Verkauf beſtmöglichſt an der hieſigen oder einer auswärtigen Börſe zu liqui⸗ 
dieren und die ſofortige Begleichung eines ſich etwa ergebenden Verluſtes 
zu verlangen“. Schon der in 1. Inſtanz zugezogene Sachverſtändige A. hatte 
hierin eine über den Rahmen der für Geſchäfte in Hamburg geltenden Be⸗ 
ſtimmungen hinausgehende Vorſchrift gefunden, inſofern auch ein Verkauf 
an einer auswärtigen Börſe vorgeſehen ſei. Es kann auch nicht zweifelhaft 


14 9. Spieleinwand. 


jein, daß hier eine weſentliche Abweichung von den gemäß $ 50 Ab]. 2 BörſG. 
feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen vorliegt; denn nach § 20 Abſ. 2 der nach der 
unangefochtenen Annahme des Ber.⸗Gerichts dieſe Feſtſetzung enthaltenden 
Schlußſcheinbedingungen des genannten Vereins muß der Deckungskauf oder 
verkauf ‚durch Vermittlung eines von dem Verein zugelaſſenen Maklers . . . zu 
einem offiziell notierten Preiſe ... erfolgen‘, was natürlich zugleich bedeutet, 
daß die Glattſtellung an der Hamburger Börfe und nur an dieſer zu bewirken 
iſt. Auch das Landgericht hat anerkannt, daß durch jene Beſtimmung in den 
Geſchäftsbedingungen der Klägerin dem andern Vertragſchließenden ‚eine 
bedeutſame Garantie verloren geht‘. Es iſt aber der Meinung, die darin liegende 
Bevorzugung der Stellung der Klägerin ſei immer noch nicht ſo weitgehend, 
daß das Geſchäft dadurch zu einem nichtoffiziellen Börſentermingeſchäft 
würde. Das Oberlandesgericht iſt der entgegengeſetzten Anſicht, und ihm iſt, 
auch in der dafür gegebenen Begründung, beizuſtimmen. Die Reviſion glaubt 
dieſer Anſicht damit entgegentreten zu können, daß zwiſchen den verſchiedenen 
deutſchen Börſen in den feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen und auch in den 
Preiſen ein weſentlicher Unterſchied nicht beſtehe. Dieſer Einwand geht aber 
ſchon darum fehl, weil nach dem klaren Wortlaut der vorhin wiedergegebenen 
Vertragsbeſtimmung die Klägerin ſich ſogar das Recht vorbehalten hat, die 
Glattſtellung auch an einer ausländiſchen (nichtdeutſchen) Börſe vorzunehmen. 
Hierdurch iſt der andre Vertragsteil der in den Einrichtungen der deutſchen 
Börſen und in der ſtaatlichen Aufſicht über ſie liegenden Gewähr beraubt 
(vgl. Urt. des RG. v. 14. Juni 1911, Entſch. 76, 371. 373). Dieſer Nachteil 
wird auch nicht durch das an der erwähnten Stelle in den Schlußſcheinbedin⸗ 
gungen der Klägerin hinzugefügte Wort ‚bejtmöglichjt‘ beſeitigt. Dieſes Wort 
hat keineswegs, wie die Reviſion meint, die Bedeutung, daß die Glattſtellung 
an einer auswärtigen Börſe nur zuläſſig ſein ſolle, wenn ſie den Intereſſen 
des andern Teils nützlich ſei; es beſagt nur, daß der Kauf oder Verkauf, ſei es 
an der Hamburger oder an einer auswärtigen VBörſe, beſtmöglich zu erfol— 
gen habe. 

Mit Recht hat hiernach das Ber.-Gericht es abgelehnt, die zwiſchen den 
Parteien geſchloſſenen Verträge als offizielle Börſentermingeſchäfte in dem 
vorhin angegebenen Sinne zu behandeln. Damit rechtfertigt ſich die Zulaſſung | 
der Spieleinrede. Die aus 88764. 762 BGB. ſich ergebende Ungültigkeit 
der Verträge überhaupt bringt auch die Ungültigkeit der in ihnen mit enthaltenen 
Schiedsverträge mit ſich, und aus ihr folgt die Verſagung des mit der Klage 
begehrten Vollſtr. Urteils (8 1042 Abſ. 2, S 1041! ZPO.). — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 20. April 1915 in der Hamb. Sache 

S. (Kl.) w. F. (OLG. Hamburg). VII. 14/15. B. 


10. Verſicherung; Krieg. 15 


10. Sum Begriff „Uriegsereignis“ in den Bedingungen einer Unfalls 
verſicherungs⸗Geſellſchaft. 
BGB. 8 157. 


Der Ehemann der Klägerin H. hatte am 4. Auguſt 1914 mit ſeiner Kraft⸗ 
droſchke Fahrgäſte nach L. bei München gebracht und fuhr nachts gegen 12 Uhr 
ſtadteinwärts. In der Nähe der F.⸗Brücke kam ihm ein Kraftwagen entgegen, 
der von einem Offizier und vier oder fünf Soldaten beſetzt war. Dieſes Kom⸗ 
mando hatte den Auftrag, ein franzöſiſches Automobil, das mit Geld nach 
Rußland unterwegs ſein ſollte, abzufangen. Der Offizier hielt das Fahrzeug 
des H. für ein feindliches, ließ die Soldaten und die an der Brücke poſtierten 
Zivilſchutzwächter vor der Brücke ausſchwärmen und dem entgegenfahrenden 
Wagen Halt zurufen und befahl alsbald Feuer zu geben. Die Droſchke des 
H. hielt, dieſer ſelbſt war mehrfach von den Schüſſen getroffen und ſtarb ſofort 
an den erhaltenen Verletzungen. H. war als Abonnent einer in München er⸗ 
ſcheinenden Zeitung bei der verklagten Lebensverſicherung gegen tödliche 
Unfälle mit 1000 % verſichert. Seine Witwe begehrte von der Beklagten 
die Bezahlung dieſer Summe. Die Beklagte beſtritt den vorſtehenden Sach⸗ 
verhalt nicht, behauptete aber u. a., daß ſie nach den Verſicherungsbedingungen 
zur Zahlung nicht verpflichtet ſei, da ein Unfall durch ein von der Verſicherung 
ausgenommenes Kriegsereignis vorliege. — Das Landgericht, das annahm, 
daß ein Kriegsereignis nicht vorliege, erkannte nach dem Klagantrage. In 
der Ber.⸗Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Nach den Verſicherungsbedingungen der Beklagten, die für die Abonnenten 
der fraglichen Zeitung ſeit dem 1. April 1914 in Geltung ſind, iſt die Verſiche⸗ 
rung für Unfälle ausgeſchloſſen, die der Verſicherte ‚durch Kriegsereigniſſe“ 
erleidet. Durch die Aufnahme dieſer Beſtimmung will die Geſellſchaft die bei 
Kriegsereigniſſen ausnahmsweiſe geſteigerte Gefahr für Maſſenſchäden aus⸗ 
ſchließen. Nach dem unbeſtrittenen Tatbeſtand liegt dem Unfall ein rein mili— 
täriſcher Vorgang zugrunde. Ein unter dem Befehl eines Offiziers ſtehendes 
Kommando war zum Abfangen eines angekündigten feindlichen Automobils 
ausgeſandt worden. Die Maßnahmen und Handlungen dieſes Kommandos 
dienten zur Erreichung eines Kriegszweckes und ſtellen ohne Zweifel einen 
kriegeriſchen Vorgang dar. Hieran wird auch nichts durch die Tatſache geändert, 
daß das Militärkommando aus einem Irrtum den Angriff auf das Fahrzeug 
des H. unternahm. Der tödliche Unfall, den H. bei dieſem Angriff, der auch 
eine erhöhte Gefahr für das Leben dritter Perſonen in ſich ſchloß, erlitten hat, 
ſteht in urſächlichem Zuſammenhang mit dem kriegeriſchen Ereignis und muß 
deshalb entgegen der Anſchauung des Landgerichts als durch ein Kriegsereignis 
herbeigeführt erachtet werden (vgl. die Aufſätze im „Recht“ 1914, 573 und 
602). Es beſteht ſohin für die Beklagte keine Verpflichtung, für den Unfall 


16 11. Schmerzengeld. 


eine Entſchädigung zu leiſten, und demgemäß war, ohne daß die weiteren Ein⸗ 

wände der Beklagten zu würdigen geweſen wären, zu erkennen wie geſchehen iſt. 

Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 10. Juli 1915 i. S. H. w. N. 
Leb. Verſek. L. 343/15. F—2. 


11. Bemeſſung des Schmerzengeldes. 
Vgl. 15 Nr. 131; 23 Nr. 31; 38 Nr. 121; 43 Nr. 115. 
BGB. § 847. 

Der Kläger nahm den Eiſenbahnfiskus auf Schadenerſatz in Anſpruch 
weil er auf einem von dieſem angelegten Wege vom Bahnhof nach dem Dorf 
L. an einer unverwahrten Stelle des nachts verunglückt war. Er verlangte 
auch 20000. Schmerzengeld. — Dazu bemerken die Gründe des Rev.⸗Urteils: 

„— — — Das Ber. ⸗Urteil enthält den Satz, daß der vom Kläger an 
Schmerzengeld geforderte Betrag nicht den zu berückſichtigenden Verhält- 
niſſen entſpreche, bei denen jedenfalls die Vermögenslage des Schuldners 
überhaupt nicht in Betracht zu ziehen ſei. Dieſer Satz wird von der Reviſion 
des Klägers als rechtsirrtümlich beanſtandet. Es iſt nicht klar zu erſehen, 
ob das Ber.⸗ Gericht den allgemeinen Satz hat ausſprechen wollen, daß bei der 
Bemeſſung eines Schmerzengeldes die Vermögensverhältniſſe des Erſatz— 
pflichtigen ſchlechthin nicht zu berückſichtigen ſeien; ein ſolcher Satz würde aller- 
dings als rechtsirrtümlich betrachtet werden müſſen (RGEntſch. 63, 104; 
IW. 1911, 2799). Wenn das Ber.⸗Gericht dagegen hat ausſprechen wollen, 
daß die Vermögensverhältniſſe des gegenwärtigen Beklagten, des Fiskus, 
bei der Bemeſſung des Schmerzengeldes für den Kläger keine Rolle zu ſpielen 
haben, ſo iſt in dieſer Beſchränkung ſein Ausſpruch zutreffend. Das Vermögen 
des Fiskus dient den öffentlichen Zwecken des Staates, es begründet keine 
Vermögenslage im privatwirtſchaftlichen Sinn und kann nicht zu dem Ver— 
mögen des Erſatzberechtigten in ein Verhältnis gebracht werden. Im übrigen 
iſt die Bemeſſung des Schmerzengeldes der Würdigung des Tatſachenrichters 
überlaſſen und entzieht ſich der Nachprüfung der Reviſion, ſofern nicht materiell— 
rechtliche Verſtöße dabei untergelaufen ſind. 

In dieſer Richtung erhebt die Reviſion des Klägers die Rüge, daß das 
Ber.⸗Gericht die Schwere der feſtgeſtellten Unfallsfolgen unberückſichtigt ge— 
laſſen habe. Der Vorwurf iſt unbegründet. Das Ber.-Gericht hat zur Grund— 
lage für die Feſtſetzung des Schmerzengeldes gerade ‚die erwieſenen Verletzun— 
gen, ihre Heilungsdauer, die erlittenen Schmerzen und die vorausſichtlich blei— 
benden Folgen‘ des Unfalls genommen. Es hat alſo durchaus die Umſtände 
in Betracht gezogen, deren Außerachtlaſſung der Kläger rügt. Die Würdigung 
mag mit Grund oder ohne Grund dem Kläger mißfallen und ungenügend er— 
ſcheinen; für rechtsirrtümlich kann ſie nicht erachtet werden. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 31. Mai 1915 in der preuß. Sache 

G. (Kl.) w. Preuß. EBFiskus (OLG. Breslau). VI. 54/15. 


12. Gläubigeranfechtung. 17 


12. Die Gläubigeranfechtung einer Hypothekbeſtellung iſt ausgeſchloſſen, 
wenn das Grundſtück ohnehin überlaſtet war. 
Vgl. 45 Nr. 95 m. N.; 48 Nr. 264; 66 Nr. 118. 
AnfG. § 31; KO. 8 31. 

„— —— Weſentliches Erfordernis jeder Anfechtung einer Rechts⸗ 
handlung iſt, daß der anfechtende Gläubiger durch ſie benachteiligt worden iſt. 
Handelt es ſich um die Anfechtung einer Hypothek, ſo muß der Gläubiger nach⸗ 
weiſen, daß das Grundſtück des Schuldners ohne die dem Anfechtungsgegner 
beſtellte Hypothek einen ſolchen Wert gehabt habe, daß er ſich durch Zw. 
Vollſtreckung in das Grundſtück hätte Befriedigung wegen ſeiner Forderung 
verſchaffen können. War jedoch das Grundſtück zur Zeit der ſtreitigen Hyp.⸗ 
Beſtellung ſchon ſo mit Hypotheken überlaſtet, daß der Gläubiger ſich aus 
ihm, wenn auch die Hypothek des Gegners nicht eingetragen geweſen wäre, 
nicht hätte befriedigen können, ſo fehlt es an einer objektiven Benachteiligung 
des Gläubigers und demzufolge an jedem Intereſſe an einer Anfechtung; 

vgl. Jaeger Anf. außerh. des Konkurſes 156 ff.; Hartmann⸗Meikel AnfG. 63; RG⸗ 

Entſch. 15, 65; JW. 1908, 567 32; Bolze Praxis 15 Nr. 178. 

Ein derartiger Fall liegt gegenwärtig vor. Es iſt feſtzuſtellen, daß das 
Grundſtück zu der Zeit der Beſtellung der angefochtenen Hypothek mit Hypo⸗ 
theken von annähernd 55000 . belaftet geweſen iſt. Dieſe Summe würde bei 
einer Zw.⸗Verſteigerung des Grundſtücks nie erreicht worden ſein; ein frei⸗ 
händiger Verkauf, bei dem nach dem Gutachten des Sachverſtändigen W. 
allenfalls ein Preis von 56000 % hätte erzielt werden können, kommt nicht 
in Frage. Bei einer Zw.⸗Verſteigerung würden außer den Stammbeträgen 
von ziemlich 55000. noch Zinſen und Koſtenforderungen der hypothekari⸗ 
ſchen Gläubiger vor dem Kläger zu befriedigen geweſen fein (vgl. § 10 1 5. 
3G. in Verb. mit 8 1118 BGB.): es iſt geradezu ausgeſchloſſen, daß dann 
für den Kläger irgend etwas übrig geblieben wäre. Es handelte ſich um die 
Verſteigerung eines Grundſtücks, das im weſentlichen dem Fabrikbetriebe 
diente und in manchen Beziehungen von einem neuen Erwerber hätte anders 
eingerichtet werden müſſen; ein derartiges Grundſtück wird im Falle der 
Zw.⸗Verſteigerung, zumal bei den jetzigen ungünſtigen Verhältniſſen des Geld⸗ 
marktes, nur zu einem gedrückten Preiſe veräußert werden. Das Gericht hält 
bei Berückſichtigung aller dieſer Umſtände die Anſicht des Zeugen L., es würden 
bei einer Verſteigerung kaum mehr als 50000 / für das Grundſtück haben er- 
zielt werden können, für durchaus zutreffend. 

Fehlt es hiernach, ſoweit die Eintragung der Hypothek von 5000 % in 
Frage kommt, an dem Nachweis der objektiven Benachteiligung des Klägers, 
ſo iſt die auf Anfechtung er Hyp.⸗Beſtellung gerichtete Klage mit Recht ab- 
gewieſen worden. — — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (9. Sen.) v. 23. Jan. 1914 i. S. Sch. (Kl.) 

w. L. 9 O. 137/13. F- ch. 
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18 13. Auflaſſung. 


13. Das Landesrecht kann die Auflaffung in einem Prozeßvergleich 
zulaſſen. 
Vgl. 67 Nr. 11; auch 56 Nr. 269. 
BGB. 925. 

Es kann die Entſcheidung der Streitfrage auf ſich beruhen bleiben, ob 
nicht ſchon der § 925 BGB. die Auflaſſung eines Grundſtücks im Wege des 
Prozeßvergleichs zulaſſe oder ob er eine ſolche um deswillen ausſchließe, weil 
die in ihm beſtimmte Mitwirkung des Grundbuchamts nicht lediglich eine be⸗ 
ſondere Vertragsform darſtellt, ſondern aus einem anderen Grunde als dem 
einer behördlichen Beurkundung vorgeſchrieben iſt und ſomit eine beſondere 
Zuſtändigkeitsnorm enthält. Jedenfalls war in vorliegendem Falle die Mög⸗ 
lichkeit, die Auflaſſung eines Grundſtücks im Wege des Prozeßvergleichs herbei⸗ 
zuführen, dadurch gegeben, daß durch den Art. 143 Einf G. z. BGB. der Landes⸗ 
geſetzgebung freigelaſſen iſt, für die ihr unterliegenden Grundſtücke zu beſtim⸗ 
men, daß die Einigung außer vor dem Grundbuchamte auch vor Gericht, 
vor einem Notar, vor einer andern Behörde oder vor einem andern Beamten 
erklärt werden kann, und durch die Art und Weiſe, in der in Mecklenburg von 
dieſer Befugnis Gebrauch gemacht iſt. Denn es kann der in BadRpr. 13, 
214, vgl. Jahrb. des Rechts 1914, 259 entwickelten Anſicht nicht beigetreten 
werden, daß auch die in Beihalt des Art. 143 landesgeſetzlich berufenen Amts⸗ 
ſtellen nur in ihrer Eigenſchaft als Organe der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
zur Entgegennahme der Auflaſſungserklärungen geeignet ſeien und eine aus⸗ 
dehnende Auslegung dieſer Zuſtändigkeitsbeſtimmung auf andre Amtsſtellen, 
insbeſondere auf das Prozeßgericht, nach der Abſicht des Geſetzes unzuläſſig 
ſei. Indem die Reichsgeſetzgebung mit dem im Intereſſe der Sicherheit im 
Grundſtücksverkehr aufgeſtellten Grundſatze, daß das für das Grundſtück zu⸗ 
ſtändige Grundbuchamt mitzuwirken habe, brach und die Erklärung auch vor 
andern landesrechtlich beſtimmten Behörden und Beamten zuließ, änderte 
ſie inſoweit den Charakter ihrer urſprünglichen Beſtimmung völlig. Denn die 
Geſichtspunkte, die gerade zur Mitwirkung des zuſtändigen Grundbuchamts 
geführt hatten, entfallen bei dieſen andern landesgeſetzlich berufenen Behörden 
und Beamten, da keiner derſelben ihnen in dem Maße wie das Grundbuchamt 
gerecht werden kann. Bei dieſer Sachlage erſcheint, da in dem Art. 143 keine 
Beſchränkung dahin aufgeſtellt iſt, daß von der Landesgeſetzgebung nur ſolche 
Behörden gewählt werden dürften, welche hinſichtlich der Sicherheit im Grund- 
ſtücksverkehr dem Grundbuchamt für gleichwertig anzuſehen ſind, die Aus⸗ 
legung des erwähnten Schriftſtellers, wonach der Landesgeſetzgebung nur die 
Beſtimmung der Zuſtändigkeit weiterer Behörden freiſtehen ſoll, als nicht zu— 
treffend. Bei der allgemein gehaltenen Faſſung des Art. 143 muß vielmehr 
der Sinn jener Beſtimmung dahin aufgefaßt werden, daß die Reichsgeſetz⸗ 
gebung es dem Landesrecht hat völlig überlaſſen wollen, welche andern Be— 
hörden neben dem Grundbuchamt zur Entgegennahme der Auflaſſungserklä⸗ 
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rungen berufen ſein ſollten und welche Bedeutung das Landesrecht der Mit⸗ 
wirkung dieſer Behörden beimeſſen wollte, ob insbeſondere dieſe Mitwirkung 
eine beſondere Zuſtändigkeitsnorm oder nur den Charakter einer behördlichen 
Beurkundungsform enthalten ſolle. 

In Beihalt dieſer Ausführungen über den Inhalt des Art. 143 erſcheint 
aber die weitere Beſchwerde, ſoweit ſie ſich gegen die Ablehnung der Umſchrei⸗ 
bung auf Grund des zum Protokoll der 3. Zivilkammer des Großherzogl. 
Landgerichts zu Roſtock v. 4. Febr. 1915 abgeſchloſſenen Prozeßvergleichs 
richtet, als begründet. Das Landesrecht hat im 8 104 der AusfV. z. BGB. 
von der im Art. 143 Einf. G. z. BGB. enthaltenen Freilaſſung Gebrauch 
gemacht und beſtimmt, daß Auflaſſungserklärungen außer vor dem Grund⸗ 
buchamt auch vor einem Amtsgericht, vor der für das Grundſtück zuſtändigen 
Flurbuchbehörde, vor der Anſiedelungskommiſſion, vor der zuſtändigen Vormund⸗ 
ſchafts⸗ und Nachlaßbehörde oder vor einem Notar abgegeben werden können. 
Es ſind alſo außer dem Grundbuchamt noch eine große Reihe von Behörden 
zugelaſſen, von denen man ohne weiteres ſagen kann, daß ſie den Anforderungen, 
die zur Aufnahme des § 925 BGB. im Intereſſe der Sicherheit des Grund⸗ 
ſtückverkehrs führten, nicht entſprechen können. Mögen auch die Flurbuch⸗ 
behörden, die Anſiedelungskommiſſionen und vielleicht auch die Vormund⸗ 
ſchafts⸗ und Nachlaßbehörden in einem gewiſſen Zuſammenhange mit dem 
Grundbuchamt ſtehen und dadurch die Gewähr bieten, daß infolge ihrer Mit⸗ 
wirkung der Vertragswille der Parteien mit dem Grundbuch im Einklnag 
ſteht, ſo gilt doch nicht das gleiche von den Amtsgerichten und den Notaren. 
Denn es iſt nicht etwa nur das für das Grundſtück zuſtändige Amtsgericht zur Ent⸗ 
gegennahme der Auflaſſungserklärung für befugt erklärt, ſondern jedes Amts⸗ 
gericht. Und ebenſo iſt jeder Notar zur Entgegennahme berechtigt, ohne daß ihm 
etwa eine Pflicht zur zuvorigen Einſicht des Grundbuchs auferlegt worden 
wäre. Hiernach muß angenommen werden, daß jedenfalls nach dem für Meck⸗ 
lenburg geltenden Landesrecht die Beſtimmungen über die Mitwirkung ge⸗ 
wiſſer Behörden bei der Entgegennahme der Auflaſſungserklärungen keine 
beſonderen Zuſtändigkeitsnormen enthalten. Die Mitwirkung dieſer Be⸗ 
hörden ſtellt ſich vi»lmehr nur als eine beſondere Vertragsform dar. Iſt dies 
aber der Fall, jo iſt nach den vom Reichsgericht in RGEntſch. 48, 191 
(Seuff A. 56 Nr. 269) entwickelten Grundſätzen der Prozeßvergleich als der 
ſonſt geforderten Auflaſſungsform gleichwertig anzuſehen und die für die Auf⸗ 
laſſung ſonſt erlaſſenen Formvorſchriften werden, wenn wie im vorliegenden 
Falle der Vergleich unter Beobachtung der für dieſen in der Prozeßordnung 
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14. Kann der Hyp.⸗Gläubiger auf Grund der Zahlung zur Löſchung 
verurteilt werdend 
Vgl. 62 Nr. 49; 66 Nr. 221. 
BGB. 88 362. 875. 1144. 1163; GBO. $ 19. 


Thereſe L. wurde vom Grundeigentümer auf Hypotheklöſchung wegen 
erfolgter Zahlung verklagt. Sie wandte ein, daß mit der Klage etwas recht⸗ 
lich Unmögliches verlangt werde; denn nach $ 362 BGB. erlöſche die For⸗ 
derung durch Zahlung und gemäß $ 1163 BGB. erwerbe der Eigentümer 
die Hypothek, wenn die Forderung bezahlt ſei. Zur Löſchung der Hypothek 
im Grundbuch ſei nach der Zahlung der Hyp.⸗Gläubiger nicht mehr berech⸗ 
tigt. Nach § 875 BGB. jet hierzu die Erklärung des Berechtigten erforderlich 
und berechtigt ſei nur der Eigentümer. Der Kläger hätte nur die Ausſtellung 
einer ſog. löſchungfähigen Quittung oder die Einwilligung der Beklagten 
zur Grundbuchberichtigung gemäß $ 894 BGB. verlangen können. — Die 
Einrede wurde nicht für begründet erachtet. Aus den Gründen des Ber.- 
Urteils: 

„Es iſt zwar richtig, daß die Kaufſchillingsforderung der Beklagten 
zu 30000 „ in Höhe der vom Kläger bewirkten Teilzahlung erloſchen und 
daß inſoweit die für die Forderung beſtehende Hypothek auf den Kläger als 
Eigentümergrundſchuld übergegangen iſt. Es iſt weiter richtig, daß die Be— 
klagte durch Erteilung einer ſog. löſchungfähigen Quittung oder durch die 
Einwilligung zur Umſchreibung des gezahlten Teiles der Hypothek als Eigen— 
tümergrundſchuld auf den Kläger deſſen Intereſſen genügt und die ihr ihm 
gegenüber beſtehenden Verpflichtungen erfüllt hätte. Es iſt aber nicht richtig, 
daß mit der Klage etwas Unrichtiges von ihr verlangt wird. Sie iſt im Grund⸗ 
buch noch als Gläubigerin der ganzen Hypothek eingetragen und deshalb dem 
Grundbuchamte gegenüber auch zur Bewilligung der Löſchung der ganzen 
Hypothek oder eines Teiles derſelben legitimiert. Vollzogen kann die Lö— 
ſchung im Grundbuch allerdings nur werden, wenn der Kläger als Eigen— 
tümer des verpfändeten Grundſtücks ihr zuſtimmt. Würde es ſich darum 
handeln, den bezahlten Teil der Hypothek auf den Kläger als Eigentümer— 
grundſchuld umzuſchreiben, dann wäre die Löſchungsbewilligung der Be— 
klagten allerdings ungenügend. Aber der Kläger will nicht die Mitwirkung 
der Beklagten zur Umſchreibung des bezahlten Teils der Hypothek auf ſeinen 
Namen, ſondern zur Löſchung derſelben. Dieſe Mitwirkung kann ihm die 
Beklagte nicht verſagen. Der Gläubiger hat — ſ. die Motive zu § 1144 BGB., 
§ 1096 1. Entw. — gegen Empfang der Leiſtung nicht bloß Quittung zu er— 
teilen, ſondern auch nach der Wahl des Eigentümers entweder die Umſchrei⸗ 
bung oder die Löſchung der Hypothek in beglaubigter Form zu bewilligen 
und die bezüglichen Urkunden dem Eigentümer zu übergeben. Auch in der 
Rechtslehre wird zumeiſt dem Eigentümer, der eine auf ſeinem Grundſtück 
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laſtende Hypothek bezahlt hat, das Recht eingeräumt, von dem Hyp.⸗Gläubiger 
die Bewilligung der Löſchung der Hypothek zu verlangen; 
vgl. Kamm. v. RGRäten Bem. 4 zu $ 1144 BGB. und die dortſelbſt angeführten 

Einſprüche. 

Das Reichsgericht hat zwar in der Entſcheidung v. 20. Januar 1904 
(RGEntſch. 56, 327 oben) ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß im Fall des 
Übergangs einer Hypothek auf den Eigentümer nach $ 1163 BGB. der frü- 
here Hyp.⸗Gläubiger nur verpflichtet ſei, den Eigentümer durch Ausſtellung 
einer den Anforderungen des § 29 GBO. entſprechenden Quittung in den 
Stand zu ſetzen, die erforderlich gewordene Berichtigung des Grundbuchs 
ſelbſt beantragen zu können, es hat aber gleichwohl die Verurteilung des 
befriedigten Hyp.⸗Gläubigers zur Löſchungsbewilligung mit dem Bemerken 
gebilligt, daß nicht erſichtlich und vom Beklagten auch nicht geltend gemacht 
ſei, daß er daran ein Intereſſe hätte, zur Ausſtellung einer löſchungfähigen 
Quittung an Stelle der beantragten Löſchungsbewilligung verurteilt zu wer⸗ 
den. Dieſe Bemerkung des Reichsgerichts trifft auch auf den vorliegenden 


Fall zu. — — —“ | 
Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 13. März 1915 i. S. Sp. w. L. 
L. 1047/14. P. 


15. Das Sinsrecht kann durch Teilung von der Hypothek getrennt werden. 
BGB. 59 1152. 876. 


Die verklagte Ehefrau Fr. war früher die Gläubigerin einer im Grund⸗ 
buch für L. eingetragenen Hypothek von 6000 „. Sie trat die Hypothek 
im Jahre 1908 an eine Firma L. W. Söhne ab, jedoch behielt ſie ſich das 
— demnächſt auch im Grundbuch vermerkte — Zinsgenußrecht vor. Die neue 
Gläubigerin trat die Hypothek an R. E. und dieſer trat ſie am 2. Dez. 1912 
weiter ab an den jetzigen Kläger. Die Umſchreibung für den Kläger erfolgte 
unbeſchadet des Zinsgenußrechts der Frau Fr. Der Kläger kündigte die 
Hypothek zum 1. April 1913, der Grundſtückseigentümer machte aber die 
Rückzahlung davon abhängig, daß er auch hinſichtlich des Zinſengenußrechts 
löſchungfähige Quittung erhalte. Der Kläger beantragte deshalb, die Be⸗ 
klagte und ihren Ehemann zu verurteilen, die Löſchung des Zinſengenuß⸗ 
rechts nach Rückzahlung des Kapitals zu bewilligen. Die Beklagten wandten 
ein, daß Zinſenrückſtände beſtänden, außerdem aber ſei die Hypothek auch, 
wie beim Erwerbe der Kläger und die Zwiſchengläubiger gewußt hätten, 
der Firma L. W. Söhne lediglich, und zwar wegen einer Reſtforderung von 
2000 6, ſicherunghalber verpfändet worden. — Das Landgericht gab der 
Klage ſtatt, während ſie in 2. Inſtanz abgewieſen wurde. Die Reviſion des 
Klägers wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der Gläubiger einer Forderung kann dieſe abtreten und ſich das Recht 
auf die künftigen Zinſen vorbehalten, ebenſo wie es ihm umgekehrt freiſteht, 
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die Forderung in ſeiner Hand zu behalten und das Zinsrecht einem Anderen 
zu überlaſſen. Daß das Zinsrecht nur ein Nebenrecht iſt, hat lediglich zur Folge, 
daß nach dem Wegfall der Hauptforderung Zinſen nicht mehr zur Entſtehung 
gelangen können; die Abtrennung des Nebenrechts von dem Hauptrechte wird 
dadurch nicht ausgeſchloſſen. Daß rechtlich eine Abtrennung möglich iſt, hat 
der erkennende Senat bereits in dem Urteil RGEntſch. 74, 78 näher dargelegt 
und auch für hypothekariſch geſicherte Forderungen anerkannt. Selbſt dar⸗ 
über beſteht gegenwärtig (Oberneck GBO.“ 2, 220; Turnau⸗Försters 2, 
398 Anm. 3) kaum noch Meinungsverſchiedenheit, daß über das abgetretene 
künftige Zinsrecht bei der Hypothek auch die Bildung eines Zweigbriefs 
zuläſſig iſt. Nun iſt zuzugeben, daß daraus, daß der Gläubiger ſich den 
Zinsgenuß vorbehält, nicht ohne weiteres darauf zu ſchließen iſt, daß das 
Zinsrecht von der Hypothek. hat abgetrennt werden ſollen. Der Vorbehalt 
kann auch im Sinn einer Belaſtung der Hypothek mit einem Nießbrauchsrecht 
gemeint ſein, und in ſolchem Fall würde allerdings die Vorſchrift des 8 876 
BGB. Anwendung finden, wonach ein Recht an einem Grundſtück, das mit 
dem Rechte eines Dritten belaſtet iſt, nur mit Zuſtimmung des Dritten auf- 
gehoben werden kann. Allein die Form des Nießbrauchs, der an die Perſon 
des Berechtigten geknüpft, nur der Ausübung nach übertragbar und wobei 
dieſe Übertragung nicht eintragungfähig iſt, wird ſich zur Wahrung des 
Gläubigerintereſſes vielfach als ein unzureichendes Mittel erweiſen. Zudem 
wird es regelmäßig ſehr zweifelhaft ſein, ob eine Belaſtung der Hypothek 
dem Willen der Beteiligten entſprochen hat (Predari GBO. 711 Anm. 3). 
Im vorliegenden Fall hat, wie der Tatbeſtand ergibt, die verklagte Ehefrau 
die Hypothek zunächſt ‚ohne Zinjen‘ abgetreten und ſie hat dann auf richter— 
liche Nachfrage erklärt, daß ſie ſich den Zinsgenuß vorbehalte. Dementſpre⸗ 
chend lauten die Eintragungen im Grundbuch und ſind auch die ſpäteren Um— 
ſchreibungen ſtets ‚unbeſchadet des Zinſenbezugsrechts der Frau Fr. erfolgt. 
Daß ein Nießbrauch an der Hypothek beſtellt worden, ergibt hiernach das 
Grundbuch nicht und hierfür iſt auch aus dem Vorbringen der Parteien nichts 
zu entnehmen. 

Bei dieſer Sachlage konnte die Reviſion keinen Erfolg haben. Iſt dem 
Kläger die Hypothek nur in Anſehung der Hauptforderung übertragen, das 
Recht auf den Bezug der künftigen Zinſen aber bei der verklagten Ehefrau 
verblieben, jo findet die Vorſchrift des 8 876 keine Anwendung, und es iſt 
nicht abzuſehen, inwiefern die Beklagte verpflichtet ſein könnte, zu der Lö⸗ 
ſchung der Hypothek in Anſehung der Hauptforderung mitzuwirken, zu der 
ſie überhaupt nicht berechtigt iſt. Die Beklagte iſt die Gläubigerin der Zins⸗ 
hypothek als einer Teilhypothek (§ 1152 BGB.); über die Stammhypothek 
zu verfügen, insbeſondere ſie einzuziehen und deren Löſchung zu bewilligen, 
iſt allein und unbeſchränkt der Kläger befugt, und zwar ohne daß ihm die 
Verpflichtung obliegt, gleichzeitig dem Schuldner auch Löſchungsbewilligung 
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daher nicht mehr Eine Hypothek iſt. Ob, was auch in andern Fällen mög⸗ 
lich iſt, aus der Teilung ſich für den Grundſtückseigentümer gewiſſe Schwierig⸗ 
keiten ergeben können, iſt unerheblich.“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 6. Febr. 1915 in der ſächſ. Sache 
M. (Kl.) w. Fr. (OLG. Dresden). V. 417/14. Auch in RGeEntſch. 86 
Nr. 52 S. 218. 


16. Die rechtskräftig zur Herſtellung der Ehe verurteilte Partei kann 
noch auf Grund früherer Vorgänge auf Scheidung klagen. 
(Vgl. 61 Nr. 96. 177.) 
BGB. $$ 1353. 1567; ZPO. $ 616. 


Die jeit dem 5. Aug. 1912 von ihrem Ehemann, dem Beklagten, ge⸗ 
trennt lebende Klägerin iſt durch Urteil des Landgerichts zu Ch. v. 9. Juli 
1913 zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft rechtskräftig verurteilt wor⸗ 
den. Sie fordert im gegenwärtigen Rechtsſtreit die Scheidung der Ehe und 
hat dieſes Verlangen in der Ber.⸗Inſtanz auf § 1568 BGB. mit der Begrün⸗ 
dung geſtützt, daß der Beklagte ſie vor ihrer Trennung gemißhandelt und 
beſchimpft habe. 

Das Ber.⸗Gericht iſt, ohne auf dieſes Vorbringen ſachlich einzugehen, 
zur Abweiſung der Klage auf Grund folgender Erwägungen gelangt: Die 
Klägerin könne die älteren, vor dem Urteil v. 9. Juli 1913 liegenden Schei⸗ 
dungsgründe nicht mehr geltend machen. Das eheliche Verhältnis in ſeiner 
Geſamtheit werde auch durch die Herſtellungsklage zum Gegenſtand des 
Rechtsſtreits. Werde dieſer Klage ſtattgegeben, ſo folge daraus, daß nicht 
nachträglich zur Begründung einer Klage verwertet werden könne, es ſei das 
eheliche Verhältnis doch ein ſolches geweſen, daß nicht nur der auf die Her⸗ 
ſtellungsklage verurteilte Ehegatte berechtigt geweſen wäre, die Herſtellung 
des ehelichen Lebens zu verweigern, ſondern ſogar Scheidung zu verlangen. 

Dieſe Ausführungen werden von der Reviſion mit Recht als rechtsirrig 
bekämpft; das Ber.⸗Gericht verkennt die Wirkungen der Rechtskraft einer 
auf Grund von 8 1353 BGB. ergangenen, den verklagten Teil zur Herſtellung 
der häuslichen Gemeinſchaft verurteilenden Entſcheidung. Allerdings ſtellt 
ein ſolches Urteil für die Zeit bis zur Beendigung der mündlichen Verhand⸗ 
lung ſachlich feſt, daß der Kläger die Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
mit Recht gefordert hat, der Beklagte aber, ſelbſt wenn er ſich bis dahin zur 
Fernhaltung für berechtigt gehalten haben ſollte, verpflichtet iſt, dieſem Ver⸗ 
langen nachzukommen; es erſchöpft auch die Frage, ob, wenn die äußeren 
Vorausſetzungen des Anſpruchs erfüllt ſind, etwa das innere Verhalten des 
klagenden Ehegatten oder ob ſonſtige in der Perſon des einen Teils oder 
beider Teile beruhende Gründe dem Klageverlangen entgegenſtehen (Urt. 
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des 4. Zivilſen. des RG. v. 25. Sept. 1902, IW. 1902 Beil. S. 273). Es 
würde daher mit der Wirkung der Rechtskraft eines ſolchen Urteils nicht ver⸗ 
einbar fein, wenn in dem ſpäteren, auf Grund von $ 1567 Nr. 1 BGB. an⸗ 
hängig gemachten Eheſcheidungsprozeſſe, dem dieſes Urteil als Grundlage 
dient, auf Vorgänge aus der Zeit vor dem Abſchluß der dem Urteil vorauf⸗ 
gehenden mündlichen Verhandlung zurückgegriffen werden dürfte, um aus⸗ 
ſchließlich darauf die Annahme zu ſtützen, daß der verklagte Ehegatte ſich 
trotz dem Urteil berechtigterweiſe von der häuslichen Gemeinſchaft fernhalte. 
In ſtändiger Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt daher anerkannt, daß der 
zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verurteilte Ehegatte in dem 
wider ihn wegen böslicher Verlaſſung angeſtrengten Scheidungsprozeſſe ſeine 
Weigerung grundſätzlich nicht auf Tatſachen ſtützen kann, die er ſchon im Ehe⸗ 

herſtellungsprozeß hätte geltend machen können; 
vgl. die Urteile des 4. Zivilſen. v. 5. Nov. 1908, IV. 67/08, nur teilweiſe abgedr. 
in Warneyer Erg. Bd. 1909 Nr. 111, und v. 10. Febr. 1913, IV. 629/12, abgedr. 

in RGeEntſch. 81, 297. 

Auf einem ganz andern Gebiet liegt die Frage, welchen Einfluß die 
rechtskräftige Verurteilung zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft auf 
einen erſt ſpäter von dem verurteilten Ehegatten erhobenen Scheidungsanſpruch 
hat, den er bereits im Herſtellungsprozeß angriffweiſe, durch Widerklage, hätte 
geltend machen können. Das Herſtellungsurteil ſchafft Rechtskraft nur hin⸗ 
ſichtlich der Herſtellungspflicht, nicht auch hinſichtlich der von dem verurteilten 
Ehegatten nur zur Begründung des Rechts auf Verweigerung der Gemein- 
ſchaft etwa vorgebrachten Scheidungs⸗ oder Anfechtungsgründe; dieſe können 
nicht als durch das Herſtellungsurteil aberkannt angeſehen werden (Komm. 
von RGRäten? zu 8 1567 Bem. 4). Dieſe Auffaſſung hat der 4. Zivilſen. 
des Reichsgerichts in ſtändiger Rechtſprechung feſtgehalten; 

vgl. Urt. v. 17. März 1910, IV. 291/09. abgedr. in Warneyer Erg. Bd. 1910 Nr. 223; 

auch Urt. v. 15. Febr. 1915, IV. 619/14, abgedr. in Warneyer Erg. Bd. 1915, 

Nr. 131. 

Wenn auch mit der Erhebung einer auf Scheidung oder Anfechtung 
der Ehe gerichteten Klage oder Widerklage alle Scheidungs⸗ wie Anfech⸗ 
tungsgründe, die bis zur Rechtskraft des Urteils vorgebracht werden können, 
rechtshängig werden, weil mit jener Klagerhebung das eheliche Verhältnis 
im ganzen zum Gegenſtand des Streits gemacht wird, ſo gilt dies doch nicht 
auch von der Erhebung der Herſtellungsklage. In dieſer Beziehung und in⸗ 
wieweit die Rechtskraft des Herſtellungsurteils auf die dem verklagten Teil 
zur Seite ſtehenden Scheidungsgründe von Einfluß iſt, wird in dem ange⸗ 
zogenen Urteil IV. 291/09 folgendes ausgeführt. Sei die Klage des Mannes 
auf Eheherſtellung beſchränkt, jo ſei die Beklagte nicht gemäß § 616 Satz 2 
ZPO. mit dem Verluſt ihres Scheidungsrechts bedroht, wenn ſie unterlaſſe, 
die zur Stütze des Scheidungsverlangens dienenden Tatſachen gerade in dieſem, 
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mit der Herſtellungsklage eingeleiteten Rechtsſtreit geltend zu machen, und 
zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet, Widerklage auf Scheidung zu erheben. 
Der gegenteiligen Auffaſſung ſtehe § 616 ZPO. in feinem Wortlaut geradezu 
entgegen, ſie werde auch weder durch deſſen Entſtehungsgeſchichte noch durch 
innere Gründe gerechtfertigt; die Grundſätze dieſer Geſetzesbeſtimmung könnten 
nicht auf einen Rechtsſtreit ausgedehnt werden, der lediglich über die Ver⸗ 
pflichtung eines Ehegatten zur Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft ge⸗ 
führt werde. Denn in einem ſolchen werde der rechtliche Beſtand der Ehe 
ſelbſt nicht in Frage geſtellt; im Gegenteil, gerade der Beſtand der Ehe bilde 
die Grundlage, aus der der Herſtellungskläger ſein Verlangen ableite. Hieran 
werde auch dadurch nichts geändert, daß der andre Teil verteidigungsweiſe 
Rechtsmißbrauch behaupte oder auf ein ihm zur Seite ſtehendes Scheidungs⸗ 
recht Bezug nehme ($ 1353 Abſ. 2 BGB.). Erſt wenn das Scheidungsver⸗ 
langen angriffweiſe im Wege förmlicher Klage oder Widerklage erhoben 
werde, ſei das Gericht über den Beſtand der Ehe zur Entſcheidung berufen. 
Sei jenes aber nicht der Fall, jo komme der dem 8 616 ZPO. zugrunde lie⸗ 
gende geſetzgeberiſche Gedanke, die Häufung von Scheidungs⸗ und Anfech⸗ 
tungsprozeſſen über dieſelbe Ehe zu vermeiden und eine einheitliche Ent⸗ 
ſcheidung über ihren Beſtand zu gewährleiſten, nicht in Frage. — Der er⸗ 
kennende Senat ſchließt ſich dieſen Ausführungen an; ſie ſind auf den vor⸗ 
liegenden Fall um ſo gewiſſer anwendbar, als die Klägerin die Vorgänge, 
auf die ſie ihr jetziges Scheidungsverlangen ſtützt, in dem wider ſie anhängig 
geweſenen Herſtellungsprozeß nicht einmal verteidigungsweiſe geltend ge⸗ 
macht hat, ſondern in dieſem Prozeſſe überhaupt nicht vertreten geweſen iſt. 
Hiernach war das Ber.⸗Urteil aufzuheben und die Sache zur weiteren 
Verhandlung und Entſcheidung an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 26. April 1915 in der ſächſ. Sache 
Frau Oe. (Kl.) w. Oe. (OLG. Dresden). VI. 22/15. 


17. Die Vermutung aus $ 1362 BGB. gilt nur für die Gläubiger 
des Mannes. 
Vgl. 62 Nr. 210 m. N.; auch 63 Nr. 268; 66 Nr. 191. 
BGB. § 1362. 


Die Beklagte hatte aus einem vollſtreckbaren Urteil vom 19. Dez. 1912 
wegen 10012,60 „ nebſt Zinſen und Wechſelunkoſten am 13. Januar 1913 
bei der Ehefrau Auguſte M. in B. Möbel, Pferde und Geſchirre pfänden 
laſſen. Dieſe Gegenſtände nahm der Kläger auf Grund eines mit der Schuld⸗ 
nerin am 11. Nov. 1912 geſchloſſenen Kauf- und Mietvertrages als ſein Eigen⸗ 
tum in Anſpruch; der Klagantrag ging auf Freigabe der Sachen. In 1. In⸗ 
ſtanz wurde die Entſcheidung von einem Eide des Klägers abhängig gemacht, 
der ſich auf die von der Beklagten erhobene Einrede der Anfechtung bezog. 
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In 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen, weil Kläger bezüglich des Eigen⸗ 
tums beweisfällig geblieben ſei. Das Reichsgericht hob auf und verwies zu⸗ 
rück. Aus den Gründen: 


„— — — Kläger ſtützt ſein Eigentum auf den mit der Schuldnerin ge⸗ 
ſchloſſenen Kauf⸗ und Mietvertrag ($ 930 BGB.). Die Beklagte hat ſich u. a. 
damit verteidigt, daß die Schuldnerin dem Kläger das Eigentum nicht habe 
übertragen können, weil, wie nach $ 1362 Abſ. 1 BGB. zu vermuten ſei, das 
Eigentum dem Ehemanne M. zugeſtanden habe. Der Ber.⸗Richter iſt der 
Beklagten darin beigetreten, daß die Vermutung des $ 1362 zu ihren Gunſten 
hier Anwendung finde. Für die Forderung, wegen welcher gepfändet wor⸗ 
den ſei, hafte der Beklagten auch der Ehemann M.; daß die Pfändung nur 
gegen die Ehefrau erfolgt ſei, ſtehe der Beklagten nicht entgegen, denn es 
handle ſich hier nicht darum, ob die Beklagte ein rechtswirkſames Pfandrecht 
erworben habe, ſondern darum, ob der Kläger der Zw.⸗Vollſtreckung wider⸗ 
ſprechen könne. 


Die Reviſion rügt, daß § 1362 Abſ. 1 auf einen Fall angewendet mol“ 
den, für den er nicht gegeben ſei. Dieſe Rüge muß für begründet erachtet 
werden. 


Nach jener Beſtimmung wird zugunſten der Gläubiger des Mannes ver⸗ 
mutet, daß die im Beſitz eines oder beider Ehegatten befindlichen beweg— 
lichen Sachen dem Manne gehören. Die Beſtimmung betrifft, ebenſo wie 
845 KO., den Fall, daß Forderungen gegen den Mann aus deſſen Ver⸗ 
mögen beigetrieben werden ſollen. Die Gläubiger des Mannes ſollen dadurch 
gegen die Nachteile geſchützt werden, die ihnen aus der durch die eheliche 
Lebensgemeinſchaft regelmäßig eintretenden, häufig auch von den Ehegatten 
abſichtlich zum Zweck der Verkürzung der Gläubiger des Mannes herbei— 
geführten tatſächlichen Vermiſchung des beiderſeitigen Vermögens drohen 
(Motive z. BGB. 4, 128). Bei dieſer ganz beſchränkten Tragweite der ge— 
ſetzlichen Vermutung erſcheint es unzuläſſig, ſie auch in einem Falle zur An- 
wendung zu bringen, wo eine, Forderung gegen die Frau aus deren Ver— 
mögen beigetrieben werden ſoll. Der Umſtand, daß für dieſelbe Forderung 
im vorliegenden Falle auch der Mann haftet, iſt ohne Bedeutung; nach Sinn 
und Wortlaut des Geſetzes kommt es nur darauf an, in welcher Eigenſchaft 
der Gläubiger beider Eheleute ſeinen Zugriff nimmt, nur wo er als Gläu— 
biger des Mannes auftritt, kann er ſich auf die Eigentumsvermutung be- 
rufen. An die Möglichkeit, daß auch ein Gläubiger der Frau gelegentlich 
einmal ein Intereſſe daran haben könnte, ſich auf das Eigentum des Mannes 
zu berufen, wie hier, wo die Widerſpruchsklage eines Sondernachfolgers der 
Frau zu Falle gebracht werden ſoll, hat der Geſetzgeber gewiß nicht gedacht. 
Die Vermutung des $ 1362 Abſ. 1, die an die gegenwärtigen Beſitzverhältniſſe 
anknüpft, könnte auch kaum ohne Zwang auf einen Fall erſtreckt werden, 
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wo darüber geſtritten wird, ob die Frau zu einem beſtimmten in der Ver⸗ 
gangenheit liegenden Zeitpunkt Eigentümerin geweſen war. — — — 

Da die Abweiſung der Klage durch die Gründe des Ber.⸗Richters hiernach 
nicht getragen wird und da dieſer zu den ſonſtigen Einwendungen der Be⸗ 
klagten noch nicht Stellung genommen hat, muß das angefochtene Urteil auf- 
gehoben und die Sache zur anderweitigen Behandlung und Entſcheidung 
in die Vorinſtanz zurückberwieſen werden. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 22. Juni 1915 in der preuß. Sache 

L. (Kl.) w. L.⸗M. (KG. Berlin). VII. 24/15. 


18. Die Frau im geſetzlichen Güterſtande kann ihr Eingebrachtes fchuld- 
rechtlich verpfänden, nicht dinglich. 
Vgl. 65 Nr. 245 m. N. 
BGB. dd 1396. 1399. 

Der urſprüngliche Kläger, Gutsbeſitzer L. in O., lebte mit ſeiner Frau 
im geſetzlichen Güterſtande. Frau L. trennte ſich ſpäter von ihrem Manne. 
Ihr Bruder Max B. war Mitinhaber der Chemiſchen Fabrik G., B. & Co. 
in H. Um dieſer Firma bei dem verklagten Bankverein Kredit zu verſchaffen, 
verpfändete Frau L. ohne Wiſſen und Willen ihres Ehemannes eine zum 
eingebrachten Gut gehörige Hypothek von 10000 „ und eine ebenfalls ein⸗ 
gebrachte Grundſchuld von 6000 /, zur Sicherſtellung aller gegenwärtigen 
und künftigen vermögensrechtlichen Anſprüche des Beklagten an die oben 
bezeichnete Firma. Sie übergab den Hypotheken- und Grundſchuldbrief dem 
Beklagten und bewilligte auch die Eintragung im Grundbuch, die aber unter- 
blieben iſt. Die Firma iſt dann am 22. Mai 1913 in Konkurs verfallen, wobei 
der Beklagte mit 7920,68 „ in Verluſt geriet. Der Ehemann L. erhob im 
Auguſt 1913 auf Grund ſeines ehemännlichen Verwaltungs- und Nießbrauchs⸗ 
rechts ſowie auf Grund einer Abtretungsurkunde, die ſeine Ehefrau ihm am 
20. Auguſt 1913 ausſtellte, Klage auf Herausgabe des Hypotheken- und des 
Grundſchuldbriefs, iſt dann aber im November 1913 verſtorben und von ſeiner 
Ehefrau und ſeiner Schweſter, Frau B., den jetzigen Klägerinnen, beerbt 
worden. Dieſe ſetzten die Klage fort, wurden jedoch vom Landgericht ab- 
gewieſen. In 2. Inſtanz wurde der Beklagte verurteilt; dieſes Urteil wurde 
indes vom Reichsgericht aufgehoben. Aus den Gründen: 

„Der Reviſion war der Erfolg nicht zu verſagen. 

Die Klage, die der Ehemann L. aus eigenem Recht erhoben hatte, war 
nach den 88 1396. 1412 BGB. an ſich begründet, fie hat ſich aber, wie der 
Ber.⸗Richter mit Recht angenommen hat, durch L.s Tod erledigt, da deſſen 
Verwaltungs⸗ und Nießbrauchsrechte perſönlicher Natur waren und mit 
ſeinem Tode erloſchen find (vgl. RGEntſch. 58, 38 a. E., in SeuffA. 60 Nr. 234). 

Die Anſprüche, die L. auf Grund der Abtretungsurkunde ſeiner Frau 
erhoben hatte und die nach feinem Tode an ſeine Erben, die beiden Kläge— 
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rinnen, gefallen jind, hat der Ber.-Richter im Gegenſatz zum Landgericht 
für begründet erachtet. Er hat angenommen, daß nach $ 1396 BGB. nicht 
nur die Verpfändung ſelbſt, die dingliche Verfügung, ſondern auch der ſchuld⸗ 
rechtliche Verpfändungsvertrag unwirkſam geweſen ſei und zufolgedeſſen auch 
nachträglich Rechtswirkſamkeit nicht habe erlangen können. Deshalb hat er 
die vom Beklagten aus dem ſchuldrechtlichen Vertrage erhobene, vom Land⸗ 
gericht zugelaſſene Einrede der Argliſt verworfen. 

Die Reviſion hat die Annahme, daß der ſchuldrechtliche Verpfändungs⸗ 
vertrag unwirkſam geweſen ſei, angegriffen und dieſer Angriff iſt in der Tat 
begründet. Schuldrechtlich konnte ſich Frau L. nach $ 1399 BGB. verpflichten. 
Solange das ehemännliche Verwaltungs⸗ und Nießbrauchsrecht dauerte, 
durfte allerdings wegen dieſer Verpflichtung nach § 1412 BGB. das ein- 
gebrachte Gut nicht in Anſpruch genommen werden; nachdem aber durch den 
Tod des Ehemannes das Verwaltungs- und Nießbrauchsrecht weggefallen iſt, 
ſteht der Inanſpruchnahme nichts im Wege. Der $ 1396 Abſ. 1. 3 BGB. 
bezieht ſich ſeinem Wortlaut nach, und nach ſtändiger Rechtſprechung, nur auf 
die dingliche Einigung (Verfügung); 

vgl. RGEntſch. 58, 36 (SeuffA. 60 Nr. 234); 49, 416 a. E.; JW. 1911, 36212; 

auch die Motive zum BGB. 4, 229: Prot. 4, 197 f., 180. 

Hiernach konnte der Beklagte dem Ehemann L., in ſeiner Eigenſchaft 
als Zeſſionar ſeiner Frau, und ſeinen Erben gegenüber mit dem Einwande 
der Argliſt geltend machen, daß er den Hypotheken⸗ und den Grundſchuld⸗ 
brief nicht herauszugeben brauche, weil die Kläger ſchuldrechtlich zur Ver⸗ 
pfändung und zur Überlaſſung der Briefe verpflichtet ſeien. Die Frage jedoch, 
ob ein ſolcher ſchuldrechtlicher Verpfändungsvertrag, der die Frau L. dem 
Beklagten gegenüber nach § 1399 BGB. zur Beſtellung des Pfandrechts ver- 
pflichtete, in rechtsverbindlicher Weiſe zuſtande gekommen ſei, 

vgl. darüber 88 681 f. Entw. 3. BGB.; Motive 2, 684; Prot. 2, 488, 
iſt in den Vorinſtanzen noch garnicht erörtert worden. Es iſt nicht einmal 
erſichtlich, ob zwiſchen Frau L. und dem Beklagten überhaupt irgendwelche 
Verhandlungen gepflogen worden ſind und ob nicht Frau L. lediglich auf 
Veranlaſſung ihres Bruders die Verpfändung vor dem Notar erklärt hat. 


Demnach war das Ber.⸗Urteil aufzuheben und die Sache zur weiteren 
Erörterung in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 23. Juni 1915 in der Hamb. Sache 
Bk.⸗Verein für Schl.⸗H. (Bkl.) w. L. (OLG. Hamburg). V. 90/15. 
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19. Durch Scheidung der Ehe erlifcht die Stellung des Mannes als 
Familienoberhauptes in armenpolizeilichem Sinne (Bremen). 
BGB. 5 1578; EinfG. Art. 103; Brem. Gef. v. 21. Jan. 1911 betr. d. armenpol. 
Arbeitszwang. 

Die Ehe des Klägers, aus der ein im Jahr 1900 geborener Sohn hervor⸗ 
gegangen iſt, wurde aus Verſchulden des Mannes im Jahr 1910 geſchieden. 
Der Kläger war ſchon vorher von Bremen nach Verden gezogen und hatte 
dort angeblich den Unterſtützungswohnſitz erworben. Die geſchiedene Frau, 
der gemäß $ 1635 BGB. die Sorge für die Perſon des armenunmündigen 
Sohnes zuſteht, behielt, wie dieſer, ihren Unterſtützungswohnſitz in Bremen. 
Sie ſoll in einer Reihe von Jahren vom Ortsarmenverband der Stadt Bre⸗ 
men unterſtützt worden ſein. Nach einem brem. Geſ. v. 21. Januar 1911 
kann der, der aus öffentlichen Mitteln Armenunterſtützung erhält, zur Verrich⸗ 
tung von Arbeiten angehalten werden; wird eine Ehefrau oder werden ehe⸗ 
liche Kinder unterſtützt, jo gilt ‚das Familienhaupt' in der Perſon der An⸗ 
gehörigen als unterſtützt. Der zuſtändige Ausſchuß für das Armenarbeits⸗ 
weſen in Bremen beſchloß, den Kläger zu ſolchen Arbeiten im Armenhauſe 
anzuhalten. Auf Klage des Klägers wurde der Beſchluß aufgehoben. Aus 
den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Bremen hat durch das Geſ. v. 21. Januar 1911, betr. den armen⸗ 
polizeilichen Arbeitszwang, nach dem Vorbilde Hamburgs (Geſ. üb. d. 
Armenw. v. 11. Sept. 1907), ähnlich wie ſpäter Preußen durch Geſ. v. 
23. Juli 1912, unter Einhaltung der ihm durch die Reichsgeſetzgebung geſetzten 
Schranken und als eine auch nach der bremiſchen Verfaſſung zuläſſige Maßregel 
des Verwaltungszwangs, angeordnet, daß gegen denjenigen, der ſelbſt oder in der 
Perſon ſeiner Ehefrau oder ſeiner armen, unmündigen Kinder aus öffentlichen 
Mitteln Armenunterſtützung erhält, unter beſonderen Vorausſetzungen der 
armenpolizeiliche Arbeitszwang angewandt werden kann. Der Kläger ſelbſt 
erhält unſtreitig keine Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln, der Beklagte 
behauptet aber, daß ſeine geſchiedene Ehefrau und der am 18. April 1900 
in der Ehe geborene Sohn hülfsbedürftig ſeien und von ihr aus öffentlichen 
Armenmitteln unterſtützt würden. Von der Erhebung der Beweiſe, welche die 
Beklagte für dieſe beſtrittenen tatsächlichen Behauptungen angeboten hat, iſt 
abzuſehen, weil nach den beſonderen Umſtänden des Falls der Kläger in den 
beiden genannten Perſonen nicht unterſtützt werden würde. 

Die Ehe des Klägers iſt im Jahre 1910 rechtskräftig geſchieden worden. 
Die Eheleute hatten vorher länger als 6 Jahre voneinander getrennt gelebt, 
und zwar der Mann im preuß. Kreiſe V., die Frau mit dem gemeinſchaft⸗ 
lichen Kinde in Bremen. In dem Scheidungsurteil iſt der Mann für den 
allein ſchuldigen Teil erklärt worden, ſeit der Rechtskraft des Urteils ſteht 
die Sorge für die Perſon des Sohnes der Mutter zu. Mit der Rechtskraft 
des Scheidungsurteils löſte ſich die bis dahin zwiſchen den Gliedern der Fa⸗ 


30 20. Ausſchlagung der Erbſchaft. 


milie H. vorhandene Perſoneneinheit im armenrechtlichen Sinn. Der bis 
dahin abgeleitete Unterſtützungswohnſitz der geſchiedenen Frau verwandelte 
ſich kraft Geſetzes in einen ſelbſtändigen Unterſtützungswohnſitz. Da die Sorge 
für die Perſon des armenunmündigen Sohnes der Mutter zuſteht, ſo teilt 
dieſer nach 820 UWohnſG. ſeitdem nicht mehr den Unterſtützungswohnſitz 
des Vaters, ſondern den ſeiner Mutter. Die Einheit der Familie im armen⸗ 
rechtlichen Sinne iſt verſchwunden, und der Kläger hat, in Anſehung ſeiner 
geſchiedenen Frau und ſeines armenunmündigen Kindes dieſer Ehe, ſeine 
Stellung als Familienhaupt verloren. Der Umſtand, daß er nach wie vor 
unterhaltspflichtig für ſeinen Sohn iſt, und daß ihm auch die Unterhalts- 
pflicht gegenüber ſeiner geſchiedenen Frau nach 88 1578. 1579 BGB. obliegt, 
iſt nicht geeignet, ihn als Familienhaupt in dieſem Sinn erſcheinen zu 
laſſen. Die durch das bürgerliche Recht geordnete Unterhaltspflicht und 
die aus $ 62 UWohnſG. in Verbindung mit Art. 103 EinfG. z. BGB. und 
$ 11 Geſ. betr. die ſtadtbrem. Armenpfl. v. 25. April 1900 für den Kläger 
im Fall der Unterſtützung ſeiner Angehörigen durch die ſtadtbremiſche Armen⸗ 
pflege ſich ergebende Erſtattungspflicht ſchaffen nicht eine Familienangehörig⸗ 
keit im armenrechtlichen Sinn. Die tatſächliche und wirtſchaftliche Gemein⸗ 
ſchaft zwiſchen dem Kläger einerſeits und ſeiner geſchiedenen Frau und dem 
Kinde anderſeits hat aufgehört. Es fehlt dem Kläger, der kein Beſtimmungs⸗ 
recht bezüglich des Aufenthalts und der Lebensführung dieſer Perſonen hat, 
an jeder Verfügungsmacht nach dieſer Richtung. Der Familienzuſammen⸗ 
hang iſt aufgehoben. Damit iſt die tatſächliche Unterlage für die Perſonen⸗ 
einheit im armenrechtlichen Sinn weggefallen, auf welcher die Berechtigung 
der Annahme beruht, daß das Familienhaupt in der Perſon eines Familien⸗ 
gliedes unterſtützt werde. Das brem. Geſ. v. 21. Januar 1911 findet deshalb 
auf den vorliegenden Fall keine Anwendung. Es ſei noch erwähnt, daß es 
auch in der Begründung des Geſetzes heißt: 
vielmehr wird als weitere Vorausſetzung für die Ausübung des Arbeitszwanges 

neben der geſetzlichen Unterhaltspflicht auch das Foribeſtehen des Familien- 

zuſammenhanges gefordert. 

Dieſer leitende Gedanke hat durch die Aufnahme des Wortes „Familien⸗ 
haupt“ ſeinen genügenden Ausdruck in dem Geſetze gefunden.“ — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 25. Febr. 1915 in der Bremer 
Sache H. w. ſtadtbrem. Armenpfl. Bf. II. 229/14. A- d. 


20. Ausſchlagung der Erbſchaft für einen Minderjährigen; Genehmi— 
gung des Vorm.⸗Gerichts noch nach Ablauf der Ausſchlagungsfriſt. 
BGB. $$ 1944. 18221. 1886. 

Unter dem 30. März 1915 hat das Standesamt zu P. dem dortigen 
ſtädtiſchen Waiſengericht (Nachlaß⸗ und Vorm. Gericht) angezeigt, daß der 
Kriegsteilnehmer X. am 27. Aug. 1914 im Lazarett zu ... verſtorben iſt. 
Seine geſetzlichen Erben ſind ſeine Witwe und beider minderjährige Tochter. 
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Die Witwe hat für ſich und die unter ihrer mütterlichen Gewalt ſtehende 
Tochter durch einen an das Waiſengericht und Nachlaßgericht gerichteten 
Schriftſatz v. 11. Mai 1915 die Erbſchaft ausgeſchlagen und dazu für ihre 
Tochter die vormundſchaftliche Genehmigung erbeten. Dieſer Schriftſatz, 
worin ſie erklärt, ſie habe am 30. März Nachricht vom Tode ihres Mannes 
erhalten, iſt am 11. Mai bei der Behörde eingegangen und am 12. Mai dem 
Dezernenten vorgelegt worden. Durch Beſchluß vom 7. Juni iſt die erbetene 
Genehmigung verſagt worden, weil die Ausſchlagungsfriſt mit dem 11. März 
abgelaufen, die Ausſchlagung der Mutter ohne die Genehmigung des Vorm. 
Gerichts unwirkſam ſei und nunmehr auch durch nachträgliche Genehmigung 
nicht mehr wirkſam werden könne. Die gegen dieſen Beſchluß eingelegte 
Beſchwerde, in der die Witwe auch behauptet hat, daß ſie erſt am 31. März 
Kenntnis vom Ableben ihres Mannes erhalten habe, iſt zurückgewieſen worden. 
Der Beſchluß des Landgerichts läßt es dahingeſtellt, wann die Witwe die 
gedachte Nachricht erhalten habe, denn jedenfalls ſei jetzt die Ausſchlagungs⸗ 
friſt längſt verſtrichen und damit ſei die Möglichkeit entfallen, daß die Aus⸗ 
ſchlagungserklärung noch rechtswirkſam werde, zu offenbar unwirkſamen Wil⸗ 
lenserklärungen habe aber das Vorm.⸗Gericht ſeine Genehmigung nicht zu 
erteilen. — Der weiteren Beſchwerde der Antragſtellerin iſt der Erfolg nicht 
zu verſagen. 

Dem Landgericht iſt allerdings darin beizutreten, daß das Vorm.⸗Gericht 
die bei ihm nachgeſuchte Genehmigung eines Rechtsgeſchäfts abzulehnen hat, 
wenn deſſen Nichtigkeit offenſichtlich iſt. Wenn dagegen nur Zweifel an der 
Wirkſamkeit beſtehen, ſo iſt die Genehmigung auszuſprechen; denn wenn die 
Möglichkeit der Gültigkeit beſteht, ſo darf das Vorm.⸗Gericht nicht durch Ver⸗ 
ſagung der Genehmigung die Intereſſen des Mündels gefährden (Schlegel⸗ 
berger FGG., 114). Im vorliegenden Falle kann dem Landgericht jeden⸗ 
falls nicht darin beigetreten werden, daß die Unwirkſamkeit der Erbſchafts⸗ 
ausſchlagung zweifellos ſei. | 

Nach 8 1944 hat die Ausſchlagung der Erbſchaft binnen 6 Wochen zu 
erfolgen, und dieſe Friſt beginnt zu laufen mit dem Zeitpunkt, in welchem 
der Erbe von dem Anfall und dem Grunde der Berufung Kenntnis erlangt 
hat. Das Landgericht hat nun nicht feſtgeſtellt, daß die Witwe bereits am 
30. März Kenntnis von dem Tode ihres Mannes erhalten habe, es hat weiter 
aber auch nichts darüber geſagt, wann ſie erfahren habe, daß die geſetzliche 
Erbfolge eingetreten ſei, was ebenfalls zur Eröffnung der Friſt erforderlich 
iſt (vgl. Staudinger Bem. 4b; Komm. von RGRäten Bem. 2 zu § 1944). Der 
Mangel dieſer Feſtſtellungen kommt im vorliegenden Falle für die Entſcheidung 
aber nicht in Betracht. Denn einerſeits ſind die Ausſchlagungserklärung und 
der zuläſſigerweiſe damit verbundene Antrag auf Genehmigung am 11. Mai, 
alſo jedenfalls innerhalb der Friſt, beim Waiſen⸗ und Nachlaßgericht ein⸗ 
gegangen, und dieſer Zeitpunkt, nicht der der Vorlage beim Dezernenten, iſt 
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maßgebend. Anderſeits aber iſt jedenfalls gegenwärtig die ſechswöchige Friſt 
längſt abgelaufen und war es auch ſchon zur Zeit der landgerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung. Es erhebt ſich alſo die Frage, ob dann, wenn die noch nicht ge⸗ 
nehmigte Ausſchlagungserklärung und der Antrag auf Genehmigung inner⸗ 
halb der 6 Wochen eingegangen find, die nach Ablauf dieſer Friſt erteilte 
Genehmigung noch die Wirkſamkeit der Ausſchlagungserklärung herbeiführen 
könne. 

Dieſe Frage iſt vom Landgericht verneint worden, und derſelben Anſicht 
iſt das Kammergericht u. a. in der in RIA. 2, 216 veröffentlichten Entſchei⸗ 
dung, ebenſo Staudinger $ 1831 Bem. da Abſ. 2. Dagegen wird von einer 
Reihe von Schriftſtellern eine entgegengeſetzte Anſicht vertreten; 

z. B. Eccius in Gruchots Beitr. 44, 768 ff.; Breit in ZBlffG. 4, 578 ff.; Rohde 
daſ. 10, 784 f.; Laubhardt daj. 11, 200 ff. Auch der Komm. von RGRäten 
ſcheint ſich der Anſicht von Eccius anzuſchließen. 

Wenn man berückſichtigt, daß innerhalb der 6 Wochen der Vormund oder 
ſonſtige Vertreter die Verhältniſſe des Nachlaſſes zu prüfen und auf Grund 
dieſer Prüfung einen Antrag auf Genehmigung an das Vorm. Gericht zu 
ſtellen hat, daß dieſes, das möglicherweiſe vom Nachlaßgericht verſchieden 
iſt, ſelbſtändig eine Unterſuchung darüber anzuſtellen hat, ob die Ausſchlagung 
im Intereſſe des Mündels gelegen ſei, ſo muß man zu dem Ergebnis ge— 
langen, daß die 6 Wochen ſehr häufig zur Vornahme des Erforderlichen nicht 
ausreichen. Dies gilt auch dann, wenn alle Beteiligten ihre Pflicht erfüllen, 
jo daß die von Staudinger a. a. O. in Bezug genommenen Schadenerſatz— 
anſprüche nicht in Betracht kommen. Die ſonſt auch herangezogene Anfechtung 
der Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt vermag hier keine Abhülfe zu ſchaffen, 
da $ 1956 BGB. vorausſetzt, daß ſich die Verſäumung als Willensbetätigung 
darſtellt (OL Gꝗſpr. 18, 311; RIA. 10, 246). 

Gegenüber der kammergerichtlichen Rechtſprechung würde daher nach 
§ 28 FGG. die Entſcheidung des Reichsgerichts herbeizuführen ſein, wenn die 
poſitive Beantwortung der bezeichneten Frage für die Entſcheidung erforder— 
lich wäre. Das iſt aber nicht der Fall. Es genügt, daß ſie zweifelhaft iſt. 
Darnach hat das Vorm.⸗Gericht unabhängig davon, wie es ſelbſt die Frage 
beantwortet, über die Genehmigung zu befinden. Ob die Ausſchlagung als 
rechtzeitig anzuſehen ſei, wird in einem etwaigen Rechtsſtreit von andern 
Gerichten und in einem andern Inſtanzenzuge zu prüfen ſein. 

Sonach ſind die Beſchlüſſe der Vorinſtanzen aufzuheben. Die abſchlie⸗ 
ßende Entſcheidung iſt aber noch nicht von hier aus zu treffen. Vielmehr iſt 
noch zu prüfen, ob die Ausſchlagung der Erbſchaft dem Intereſſe des Mün⸗ 
dels entſpricht. Dieſe Prüfung hat durch das Vorm.⸗Gericht zu erfolgen, 
und dahin iſt die Sache zurückzuverweiſen. 

Beſchluß des OLG. zu Roſtock (Fer.⸗Sen.) v. 3. Aug. 1915 i. S. 38 b. 
S. A. 15a. Kn. 


21. Vermächtnis 33 


21. Auslegung der Dorausſetzung eines Vermächtniſſes, daß der Be⸗ 
dachte keinerlei Anſprüche an den Nachlaß mache. 
BGB. 85 2147. 133. 

Der Kläger iſt mit der einzigen Tochter des Privatmanns Kl. in W., 
die im Jahre 1909 geſtorben iſt, verheiratet geweſen und hat bis zu ſeinem 
im Jahre 1911 erfolgten Wegzuge nach L. viele Jahre lang im Hauſe ſeines 
Schwiegervaters gewohnt. Kl. und deſſen Frau hatten ihn früher neben 
den Beklagten teſtamentariſch zu ihrem Erben eingeſetzt. Am 14. Juni 1912 
haben ſie aber ein neues, privatſchriftliches Teſtament errichtet, worin ſie 
nur die beiden Beklagten zu Erben ernannt und u. a. beſtimmt haben: 

Dieſe Erben haben ſich nach dem Tode des zuletzt Sterbenden von uns in unſern 

Nachlaß, ſoweit ſolcher noch vorhanden, gemeinſchaftlich zu teilen, ſollen jedoch 

verpflichtet ſein, an unſern Schwiegerſohn Fritz Hermann Kn. in L. (das iſt 

der Kläger) 2000 „ als Vermächtnis von uns zu zahlen, aber mit der Voraus- 
ſetzung, wenn ſelbiger keinerlei Anſprüche an unſern Nachlaß macht; wenn jel- 
biger nur die geringſten Anſprüche macht, ſo geht das Vermächtnis an die zwei 

Erben über. 

Frau Kl. iſt im November 1912, ihr Mann am 9. Januar 1913 ver⸗ 
ſtorben. Der Kläger klagte gegen die Beklagten, die ſich über den Nachlaß 
noch nicht auseinandergeſetzt hatten, als Geſamtſchuldner auf Zahlung des 
Vermächtniſſes von 2000 „ nebſt Zinſen. Die Beklagten baten um Klag⸗ 
abweiſung, weil der Kläger ſchon bei Lebzeiten Kl.s nach dem Tode ſeiner 
Schwiegermutter verſchiedene, nach der Anſicht Kl.s ungerechtfertigte An— 
ſprüche erhoben habe, mit ſolchen auch nach dem Ableben ſeines Schwieger⸗ 
vaters in einem Briefe v. 16. Januar 1913 hervorgetreten ſei und damit 
das Vermächtnis verwirkt habe. — Das Landgericht wies auf Grund dieſer 
Einwendung die Klage ab. Das Oberlandesgericht dagegen verurteilte mit 
folgender Begründung: 

„Das Landgericht hat den Kläger des Vermächtniſſes für verluſtig er- 
klärt, weil er nach dem Tode ſeines Schwiegervaters in ſeinem Briefe v. 
16. Januar 1913 den Beklagten G. aufgefordert hat, einige ihm gehörige, in 
der Kl.ſchen Hinterlaſſenſchaft befindliche Gegenſtände herauszugeben. Dabei 
iſt es aber von einer unzutreffenden Auslegung des Teſtaments der Ehe⸗ 
leute Kl. ausgegangen. Wenn teſtamentariſch die Wirkſamkeit der Ausſetzung 
eines Vermächtniſſes davon abhängig gemacht iſt, daß der Bedachte keinerlei 
Anſprüche an den Nachlaß erhebt, jo find darunter in der Regel nur erbrecht- 
liche Anſprüche zu verſtehen, wie ſich daraus ergibt, daß der Erblaſſer mit 
einer derartigen Beſtimmung den Zweck zu verfolgen pflegt, die Befolgung 
ſeiner letztwilligen Anordnung ſicherzuſtellen und einen Streit um das Erb⸗ 
recht auszuſchließen. Es kann im Zweifel nicht als ſein Wille angeſehen wer⸗ 
den, daß die Verwirkung auch dann eintreten ſoll, wenn der Bedachte ihm 
zuſtehende dingliche oder obligatoriſche Anſprüche geltend macht, etwa ein 
dem Erblaſſer geliehenes Buch oder ein ihm gewährtes Darlehn zurückhaben 

Seufferts Archiv 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 1. 3 
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will, die aus ſeinen Mitteln verlagsweiſe bezahlten Begräbniskoſten erſtattet 
verlangt oder die Rückgabe eines bei Lebzeiten des Erblaſſers verſehentlich 
in deſſen Wohnung zurückgelaſſenen Gegenſtandes fordert. Wer ſich auf den 
Eintritt der Verwirkung bei der Erhebung andrer als erbrechtlicher Anſprüche 
beruft, muß daher beweiſen, daß in dem gegebenen Fall ſich nach dem Willen 
des Teſtamentserrichters die Klauſel auch auf ſolche andre Anſprüche be⸗ 
ziehen ſoll. Hiernach iſt es Sache der Beklagten, darzutun, daß die Eheleute 
Kl. durch die in Frage ſtehende Teſtamentsbeſtimmung den Kläger nicht nur 
von der Erhebung erbrechtlicher Anſprüche, ſondern auch von Anſprüchen, 
wie er ſie in ſeinem Briefe v. 16. Januar 1913 geltend gemacht hat, alſo von 
Eigentumsanſprüchen auf Herausgabe ihm gehöriger, im Nachlaſſe befind- 
licher Sachen, haben abhalten wollen. Dieſen Beweis haben ſie nicht er— 
bracht. 

Zu dem gleichen Ergebnis würde übrigens auch dann zu gelangen ſein, 
wenn die Verwirkungsklauſel in dem ihr von den Beklagten beigelegten Sinne 
zu verſtehen wäre, denn die Verwirkung ſetzt, da der Erblaſſer mit der Klauſel 
eine Auflehnung gegen ſeine teſtamentariſche Anordnung beſtrafen will, ein 
bewußtes Zuwiderhandeln gegen ſeinen letzten Willen voraus. Demgemäß 
beſtimmte auch $ 2148 ſächſ. BGB., daß die Anordnung, der Bedachte ſolle 
im Fall der Anfechtung des letzten Willens die Zuwendung nicht erhalten, 
keine Wirkung habe, wenn bloß über die Echtheit oder den Sinn des letzten 
Willens geſtritten werde. Im gegenwärtigen Fall würde nun eine bewußte 
Zuwiderhandlung nicht ſchon dann vorliegen, wenn der Kläger, als er den 
Anſpruch auf Rückgabe einiger ihm gehöriger Sachen erhob, von der in dem 
Teſtament enthaltenen Verwirkungsklauſel Kenntnis gehabt hätte; dazu wäre 
vielmehr noch weiter erforderlich, daß er ſie in derſelben Weiſe wie die Be— 
klagten ausgelegt, alſo auch auf die Geltendmachung ſolcher dinglichen An— 
ſprüche bezogen hätte. Daß er das nicht getan hat, kann aber keinem begrün— 
deten Zweifel unterliegen. Sonſt würde er nicht wegen jener geringwer— 
tigen Gegenſtände, mögen ſie 20 bis 25 , wie er angibt, oder 70, wie die 
Beklagten behaupten, wert geweſen ſein, ſich der Gefahr ausgeſetzt haben, 
das Vermächtnis von 2000 .K zu verlieren. — — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 26. Febr. 1914 i. S. Kn. w. 

G. und Gen. 5 O. 67/13. F—ch. 


22. Bedeutung des Nonnoſſe ments beim Stüdgütervertrage*; Frei— 
zeichnung von Verſchulden des Schiffers gegenüber dem Bekenntnis 
des Empfangs guter Waren. 

Vgl. 52 Nr. 102. — Vgl. 63 Nr. 68 m. N. 

SGB. $$ 606. 651; BGB. 8 157. 

Ein Dampfer der verflagten Reederei hatte für die Klägerin Mais von 
Hamburg nach Roſtock gebracht, der hier in beſchädigtem Zuſtande ankam. 
Der Mais war in H. von einem andern Dampfer mittels einer Schute nach 
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dem Dampfer der Beklagten übergeführt und zum Teil hierbei durch über- 
ſpritzendes Elbwaſſer naß geworden. Der trocken übernommene Teil ſoll da- 
durch durchfeuchtet ſein, daß der Kapitän den naß übernommenen Mais auf 
den trockenen ſchütten ließ. Für dieſen Teil verlangte die Klägerin Erſatz. — 
Im übrigen aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Klägerin macht die verklagte Reederei in erſter Linie auf Grund 
der Beſtimmungen über den Frachtvertrag nach § 606. 613 und 486 HGB. 
für den Schaden verantwortlich, der ihr an der dem Dampfer der Beklagten 
übergebenen Maisladung in der Zeit von der Annahme bis zur Ablieferung 
durch eine auf Verſchulden des Kapitäns zurückzuführende Beſchädigung ent— 
ſtanden ſein ſoll. Entgegen den Ausführungen der Beklagten iſt davon aus— 
zugehen, daß der Transport auf Grund eines zwiſchen den Parteien abge— 
ſchloſſenen Frachtvertrages ausgeführt iſt, ſo daß dieſe ſich als Befrachter und 
Verfrachter gegenüberſtehen — — —. Die Klägerin ſteht der Beklagten 
aber nicht nur als Befrachter, ſondern auch als Empfänger kraft des für ſie 
ausgeſtellten Konnoſſements gegenüber, und in dieſem hat das Schiff ſich 
frei gezeichnet von der Haftung für Verſchulden des Kapitäns und der Mann- 
ſchaft. Es fragt ſich daher, ob dieſer Befreiungsklauſel gegenüber die Klägerin 
ſich darauf berufen kann, daß ſie lediglich in dem Konnoſſement enthalten iſt, 
während der Frachtvertrag nichts darüber beſagt. 

Nach § 651 Abſ. 1 HGB. iſt für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Ver⸗ 
frachter und dem Empfänger der Güter das Konnoſſement maßgebend; da- 
neben iſt aber in Abſ. 3 hervorgehoben, daß für das Rechtsverhältnis zwiſchen 
Verfrachter und Befrachter die Beſtimmungen des Frachtvertrages maß— 
gebend bleiben. Ob unter den „Beſtimmungen des Frachtvertrags“ überhaupt 
die geſetzlichen Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs über den Frachtvertrag 
und nicht vielmehr nur der vertragmäßig vereinbarte Inhalt zu verſtehen 
ſind, kann fraglich erſcheinen. — — — Die Beantwortung der aufgeſtellten 
Frage kann aber unterbleiben, weil hier anzunehmen iſt, daß der zwiſchen 
den Parteien beſtehende Frachtvertrag durch die Beſtimmungen des Konnoſſe— 
ments ergänzt worden iſt. Es handelt ſich nicht um einen Chartervertrag, 
ſondern um einen Stückgütervertrag. Die Klägerin hat nicht den Dampfer 
des Beklagten für die Fahrt nach R. gechartert, ſondern der Beklagten die 
Beförderung einer Partie Mais von H. nach R. mit einem ihrer Touren- 
dampfer übertragen, wie denn auch eine Chartepartie nicht ausgeſtellt iſt. 
Im Stückgüterverkehr vertritt nun in der Regel, wie in der Rechtslehre und 
Rechtſprechung allgemein anerkannt iſt, 

vgl. Boyens Seer. 2, 347; Schaps § 651 Anm. 17 und 5 642 Anm. 2 Note 2; 
Sieveking 68; ROH. 17, 72, 
das Konnoſſement die Urkunde über den Frachtvertrag und nimmt den Inhalt 
des letzteren in ſich auf, jo daß bei abweichendem Inhalt das jüngere Konnoſſe— 
ment dem Frachtvertrag vorgeht. Dies erklärt ſich aus der Art, wie der Stüd- 
38 
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güterverkehr ſich vollzieht (Boyens 2, 95 unter 8). Er wird meiſtens von 
den regelmäßig von Ort zu Ort verkehrenden Dampfern beſorgt; die Ver⸗ 
tragsbedingungen pflegen entweder durch Veröffentlichungen beſonderer Ta⸗ 
rife der Reedereien oder ihrer gebräuchlichen Konnoſſementsformulare bekannt 
zu ſein. Es bedarf daher im Einzelfall nicht der Aufſtellung beſonderer Ver⸗ 
tragsabreden; der Vertrag wird durch bloße Anmeldung und Annahme der 
Güter für das nächſte oder folgende Reihenſchiff geſchloſſen. Ganz ähnlich 
iſt unter den Parteien verfahren. Die Frachtſätze ſind unter ihnen durch eine 
Vereinbarung von 1904 über ihre Geſchäftsverbindung generell feſtgelegt; 
der einzelne Frachtvertrag iſt dadurch geſchloſſen, daß von den zu befördernden 
Gütern der Beklagten oder dem H. er Agenten oder dem Kapitän Mitteilung 
durch die Klägerin oder ihren H.er Agenten gemacht wurde. Eine ſchriftliche 
Urkunde über das einzelne Frachtgeſchäft wurde nicht aufgeſetzt, ſondern man 
verließ ſich auf die Üblichkeit. Zu dieſer Üblichkeit aber gehörte, daß ſtets ein 
Konnoſſement ausgeſtellt wurde, und dieſes Konnoſſement enthält eine Rege— 
lung aller der Punkte, welche bei einem Frachtgeſchäft der hier in Rede ſtehen— 
den Art bedacht werden müſſen. Das Konnoſſement iſt ein ausgefülltes ge— 
drucktes Formular, das von der verklagten Reederei für die von ihr einge— 
richtete ‚regelmäßige Dampfſchiffsverbindung H.R. und vice versa“ verwendet 
wird und in keiner Beſtimmung handſchriftlich geändert iſt. Bei der jahre- 
langen Geſchäftsverbindung zwiſchen den Parteien iſt ohne weiteres davon 
auszugehen, daß der Klägerin der Inhalt der in dem Betriebe der Beklagten 
gebräuchlichen Konnoſſemente, da ja bei jeder Ausführung eines Transports 
für ſie das Konnoſſement in ihre Hände kam, durchaus bekannt war. 

Unter dieſen Umſtänden iſt die Annahme gerechtfertigt, daß die ſonſt im 
Handelsverkehr geltende Regel auch das Vertragsverhältnis zwiſchen den 
Parteien beherrſcht. Daß in der Tat die Maßgeblichkeit des Konnoſſements 
für das Frachtgeſchäft der Parteien auch dem Willen der Klägerin entſpricht, 
folgt daraus, daß dieſe in ihrem Schreiben vom Februar 1904 ausdrücklich 
ausbedingt, die offerierten Frachtſätze ſollten auch dann zwiſchen ihnen gelten, 
wenn im Konnoſſement eine höhere Fracht angegeben ſei. Dieſer Hervor— 
hebung hätte es nicht bedurft, wenn die Klägerin von der Auffaſſung aus— 
gegangen wäre, daß ſie gegen ihr nachteilige Beſtimmungen der Konnoſſe— 
mente durch die Berufung auf den Frachtvertrag ohne weiteres geſchützt, 
daß das Konnoſſement ihr als Befrachterin gegenüber ohne rechtliche Be— 
deutung ſei. Wenn ſie noch geltend macht, daß ſie auf die Abfaſſung des Kon— 
noſſements keinen Einfluß gehabt habe, da es von dem Schiffer dem Ablader 
ausgeſtellt ſei, ſo kann allerdings die Richtigkeit der Anſicht von Sieveking 
S. 66 (vgl. auch Schaps Anm. 5 in den Vorbemerkungen vor $ 556), daß bei 
der Erteilung und der Entgegennahme des Konnoſſements der Ablader ſtets 
als Vertreter des Befrachters handle, Bedenken erregen. Dieſe Vertreter— 
ſtellung wird ihm vielmehr mit Boyens S. 83/84 und der Entſcheidung des 
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RG. in HanſccZ. 1892 Nr. 47 S. 137. 139 nur inſoweit zuzuſprechen 
ſein, als es ſich um die Anlieferung (Abladung) der Güter handelt. Aber 
darauf kommt es hier nicht an, da nach dem Willen der Parteien das Kon- 
noſſement zugleich den Frachtvertrag erſetzt. Zwar würde es der Klägerin 
nicht nachteilig ſein, wenn unerwartet von der Beklagten erſchwerende Be⸗ 
dingungen für die Stückgüterfracht eingeführt wären ohne daß ihr dieſe be- 
kannt gegeben wären (ſ. Boyens 96), aber eine derartige Behauptung hat 
ſie nicht aufgeſtellt, und die hier in Rede ſtehende Befreiungsklauſel ſteht in 
dem gedruckten Teil des Konnoſſements. 

Hiernach muß die Klägerin auch als Befrachterin den Inhalt des Konnoſſe⸗ 
ments gegen ſich gelten laſſen. Daß der Verfrachter und Reeder rechtswirkſam 
ſeine Haftung für Verſchulden des Schiffers und der Mannſchaft im Fracht⸗ 
vertrag ausſchließen darf, und zwar auch für ein poſitives, deliktiſches Ver⸗ 
ſchulden nach 8 485 HGB., iſt bei dem anerkannten Grundſatz der Vertrags- 
freiheit jetzt außer Zweifel (vgl. Schaps § 606 Anm. 52, § 485 Anm. 9); dem 
aus 8 606 HGB. geltend gemachten Schadenerſatzanſpruch ſteht daher die 
Freizeichnung im Konnoſſement mit Erfolg entgegen, und aus demſelben 
Grunde kann von einem ſolchen Anſpruch auch unter dem rechtlichen Geſichts⸗ 
punkt des $ 485 nicht die Rede ſein. 

In zweiter Linie ſtützt die Klägerin ihre Forderung auf das in dem 
Konnoſſement enthaltene, von dem Vertreter der Beklagten abgegebene Be⸗ 
kenntnis, die Ladung in gutem Zuſtand empfangen zu haben, und die damit 
verbundene ſelbſtändige Verpflichtung der Beklagten, die Ladung ſo, wie in 
dem Konnoſſement beſcheinigt, abzuliefern, trotzdem das Bekenntnis der 
Wahrheit nicht entſprach. Indes, wenn die Beklagte auch nicht, wie ſie meint, 
gegen die Folgen einer bei Unterzeichnung des Konnoſſements begangenen 
Nachläſſigkeit des Schiffers geſchützt ſein würde, weil die Befreiungsklauſel 
nur auf Verſchulden in der unmittelbaren Fürſorge für die Ladung und in 
der Leitung des Schiffes zu beziehen iſt (vgl. Boyens 2, 223), jo kommt fie 
ihr doch, da nach § 651 Abſ. 1 HGB. die Ablieferung der Güter von dem 
Empfänger nach dem Inhalt des Konnoſſements zu erfolgen hat, bei der 
Ablieferung zu ſtatten. Bei der Beſcheinigung, die Ladung in gutem Zuſtand 
erhalten zu haben, handelt es ſich lediglich darum, welches die infolge der 
Übergabe der Güter an den Schiffer geſchuldete Leiſtung iſt, d. h. wie kraft 
des Beſtimmungsrechts der Beteiligten der Gegenſtand der Leiſtung in dem 
maßgebenden Schriftſtück zunächſt feſtgeſetzt iſt. Als Ware, deren Ablieferung 
der Schiffer übernommen hat, ſoll eine Ware in gutem Zuſtande gelten. 
Daraus folgt, daß er oder der Verfrachter an ſich verpflichtet iſt, eine ſolche 
Ware zu liefern, und ſich nicht darauf berufen kann, daß er mangelhafte Ware 
erhalten habe. Wohl aber kann der Verfrachter einwenden, daß die Güter, 
wenn ſie in beſchädigtem Zuſtand ankommen, durch einen nach der Ver— 
ſchiffung eingetretenen Unfall, der nicht zu ſeiner Verantwortungſſteht, 3. B. 
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unter eine Befreiungsabrede fällt, beſchädigt ſeien (vgl. Sieveking 304 unt. 2). 
Solchenfalls handelt es ſich um den weiteren Schuldinhalt, auf den ſich das 
Empfangsbekenntnis nicht bezieht. Das Empfangsbekenntnis ſteht daher, da 
die Klägerin die Beklagte nicht verantwortlich machen will für den bereits 
in naſſem Zuſtand angelieferten Teil der Maisladung, ſondern für die Be⸗ 
ſchädigung, die der trockene Teil derſelben nach der Übernahme durch das 
Verhalten des Kapitäns erlitten hat, der Geltendmachung der Befreiungs— 
Haufel nicht entgegen.“ 

Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 29. Januar 1915 i. S. F. w. S. 

Sa. 504/14. Kn. 


II. Verfahren. 


23. Erſtattungsfähigkeit der Koften zweier Anwälte im Mahn⸗ und 
Widerſpruchsverfahren. 
Vgl. 68 Nr. 109 m. N. 
3PO. 88 91 Abſ. 2, 694. 

Mit Unrecht hat die Vorinſtanz von der Rechnung der Klägerin 53,70 
der für das Mahnverfahren berechneten Koſten geſtrichen. Der Klägerin ſtand, 
auch wenn die Beklagte die Forderung beſtritten haben ſollte, das Recht zu, 
ihren Anſpruch im Wege des Mahnverfahrens zu verfolgen und ſich hierbei 
der Hülfe eines an ihrem Wohnorte Leipzig anſäſſigen Anwalts zu bedienen. 
Trat dann für ſie infolge des Widerſpruchs der Beklagten die Notwendigkeit 
ein, einen beim Prozeßgericht in Bremen zugelaſſenen Anwalt mit ihrer 
weiteren Vertretung zu beauftragen, ſo ſind die Koſten beider Rechtsanwälte 
von der Beklagten nach der Vorſchrift im 2. Satze des § 91 Abſ. 2 3PO. zu 
erſtatten, weil ſolchenfalls das Eintreten eines Wechſels in der Perſon des 
Vertreters unvermeidlich war, die dadurch hervorgerufenen Mehrkoſten mit- 
hin als zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung notwendig anzuſehen ſind. 
Der angefochtene Beſchluß war demnach aufzuheben und der eingelegten 
Erinnerung, wie geſchehen, Folge zu geben. — — — 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (Fer.⸗Ziv.⸗Sen.) v. 11. Aug. 1915 in 

der Brem. Sache B. w. H. Bs. Z. I. 82/15. B. 


— 


24. Widerſpruchsklage gegen die Pfändung; Rechtsverhältnis des 
Treuhänders. 
Vgl. 69 Nr. 260 m. N.; auch 68 Nr. 78; 70 Nr. 215. 
3PO. § 771; BGB. 8 675. 
Die in Zahlungsſchwierigkeiten geratene Decken-Geſellſchaft m. b. H. in 
M. hatte am 6. Mai 1914 mit der klagenden Treuhand-Aktiengeſellſchaft 
einen Vertrag geſchloſſen, wonach dieſe für ſie einen außergerichtlichen Ver— 
gleich mit ihren Gläubigern verſuchen ſollte. Zu dieſem Zweck wurden der 


* 
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Klägerin u. a. die ſämtlichen zur Zeit vorhandenen Außenſtände, die noch ent⸗ 
ſtehenden Forderungen und alle ſonſtigen Rechtsanſprüche irgendwelcher Art, 
und zwar die beſtehenden und in Zukunft entſtehenden nebſt den vorhan⸗ 
denen Vorräten, Arbeitsgerätſchaften ꝛc. zu treuen Händen behufs Ber- 
wertung zur gleichmäßigen Befriedigung der Gläubiger übertragen. Als 
ein Gläubiger der erſterwähnten Geſellſchaft gegen ſie eine Forderung 
pfänden und ſich überweiſen ließ, klagte die Treuhand⸗Geſellſchaft gegen 
ihn mit dem Antrage, die Unzuläſſigkeit dieſes Vorgehens feſtzuſtellen. — 
Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

— — — Durch den erwähnten Vertrag iſt ein Treuhänderverhältnis 
der Klägerin zur Maſſivdecken⸗ und Plattenkanal⸗Geſellſchaft begründet wor⸗ 
den. Die Übertragung iſt nur zu einem beſtimmten Zweck erfolgt, nämlich 
behufs Beitreibung der Forderungen und Befriedigung der Gläubiger der 
übertragenden Geſellſchaft. Klägerin hat das Recht alſo nicht übertragen er⸗ 
halten, um darüber nach eigenem Ermeſſen als über ihr eigenes zu verfügen, 
ſondern zur Verwertung für den vertraglich feſtgelegten Zweck. Es handelt 

ſich alſo um ein fiduziariſches Geſchäft, um eine Übertragung, die nicht einen 
Vermögenszuwachs für den Empfänger bezweckte, ſondern lediglich im Inter⸗ 
eſſe der übertragenden Gef. m. b. H. und ihrer Gläubiger vorgenommen wurde. 

In Fällen ſolcher Art hat das Reichsgericht in ſtändiger Praxis angenom⸗ 
men, ‚daß in Wahrheit nichts übertragen werde“, daß der rein ‚formellen‘ 
Übertragung in Wirklichkeit nur ein Auftrag⸗ und Vollmachtverhältnis zu⸗ 
grunde liege, daß der Treuhänder zwar formell juriſtiſch, aber nicht materiell 
und wirtſchaftlich das Recht erworben habe, dies vielmehr ein Vermögens⸗ 
beſtandteil des Treugebers geblieben ſei; 

vgl. RGeEntſch. 45, 80 (Seuff A. 55 Nr. 191); 52, 218/19; 53, 418; 72, 116. 

Es hat deshalb ausgeſprochen, daß dem Greligeber im Konkurſe des Treu⸗ 
händers ein Anſpruch auf Ausſonderung der übertragenen Sachen zuſtehe, 
und daß ihm gegen Vollſtr.⸗Gläubiger des Treuhänders, welche zu treuen 
Händen übertragene Vermögensſtücke in Anſpruch nehmen, da ſolchen nicht 
mehr Rechte zuſtehen könnten als dem Treuhänder ſelbſt, die Widerſpruchs⸗ 
klage gemäß 8 771 3 PO. zuſtehe. Hieraus folgt, daß umgekehrt dem Treu⸗ 
händer ein Widerſpruchsrecht gegen Vollſtreckungen in das Treugut ſeitens 
der Gläubiger des Treugebers nicht zuſtehen kann; 

vgl. RGEntſch. 79. 122,3; ZW. 1910, 4; 1912, 645; Recht 1912 Nr. 1532. 1551. 

Der Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt auch ſonſt in der Gerichts⸗ 
praxis und insbeſondere in der Literatur vielfach beigepflichtet worden; 
vgl. u. a. Seuff A. 65 Nr. 109; Gaupp⸗Stein ZPO. Bem. II 1 a zu $ 771; Hein Zw. 

Vollſtr.? 136; Dernburg B. R $ 17 ©. 565 III. Ritter HGB. Bem. 12 zu § 369; 

und insb. Jaeger KO. 5 43 A. 38 ff; Grünſchild Treuhänderſchaft 13. 17; 
wenn auch, insbeſondere unter Hinweis auf die abſtrakte Natur der Abtretung 
von andrer Seite Bedenken erhoben wurden; 
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val. u. a. Oertmann Schuldverh. Worb. 3 vor § 398; Staub HGB. Exk. zu $ 350 

Anm. 19, aber auch Anm. 112 zu § 368 S. 389; Staudinger BGB. “/s Vorbem. 

5° vor $ 164 S. 614, aber auch Bem. 5 zu $ 398 S. 452; Schöny in ArchBürgR. 35, 

329; Fiſchbach Treuhänder, 190. 193. 

Das Ber.⸗Gericht trägt kein Bedenken ſich der Rechtsauffaſſung des 
Reichsgerichts anzuſchließen. Sie entſpricht den Bedürfniſſen des Verkehrs, 
wie er ſich in dieſer Richtung entwickelt hat und führt allein zu ſachlichen, 
gerechten Ergebniſſen. 

Es kann nicht geleugnet werden, daß der Treugeber trotz der äußerlich 
vollzogenen Rechtsübertragung nicht auf alle ſeine Rechte aus dem über- 
tragenen Gut verzichten will, ‚daß er eine dingliche Rechtsmacht zurückbehält, 
die er, wenn der Treuhänder in andrer als der feſtgeſetzten Weiſe verfährt, 
ihm gegenüber geltend machen will‘, und die er auch geltend machen können 
muß, wenn Gläubiger des Treuhänders das übertragene Rechtsgut für ſich 
in Anſpruch nehmen. Dasſelbe Recht muß aber auch den Gläubigern des 
Treugebers zur Seite ſtehen, wenn man zu billigen Ergebniſſen gelangen 
will. Namentlich in Fällen, wie dem hier der Entſcheidung zugrunde liegen— 
den, ſind die Gläubiger des Treugebers keineswegs an die Abmachungen 
ihres Schuldners mit dem Treuhänder gebunden. Sie können nicht gezwungen 
werden, ſich an dem vorbeugenden Vergleich zu beteiligen, und es kann ihnen 
nicht verwehrt werden, ſich an das — wenn auch formell — einem Dritten 
übertragene, tatſächlich aber noch im Vermögen ihres Schuldners befindliche 
Vermögen zu halten. Wenn die Gläubiger des Treugebers ſich entſchließen, 
an dem angeſtrebten Vergleich ſich nicht zu beteiligen, iſt der Zweck der Rechts- 
übertragung zu treuen Händen ohne weiteres vereitelt. Das Auftrag- und 
Vollmachtverhältnis iſt — wie auch im Vertrage v. 6. Mai 1914 vorgeſehen 
— beendet; eine Intervention des Treuhänders gemäß § 771 ZPO. wäre 
von dieſem Augenblick an, weil durch keinerlei Intereſſe desſelben gedeckt 
und gegen die Intereſſen des Auftraggebers und ſeiner Gläubiger gerichtet, 
mit dem materiellen Recht nicht verträglich. 

Dem Treuhänder ſteht ſomit kein ‚die Veräußerung hinderndes Recht 
an dem Gegenſtand der Zw. -Vollſtreckung i. S. des §S 771 ZPO. zu. — — — 

Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 27. März 1915 i. S. Treuhand⸗ 
geſellſchaft ... w. S. L 31/15. P. 


25. Wirkung des Beſchluſſes, gewiſſes HFubehör von der ODerſteigerung 
des Grundſtücks auszuſcheiden; Widerſpruchsrecht des ausgefallenen 
Realgläubigers gegen die Fortſchaffung des Subehörs. 

Vgl. 61 Nr. 28. 265; 62 Nr. 124; 66 Nr. 13; 69 Nr. 226; auch 57. 143; 66 Nr. 249; 

| 68 Nr. 207. 249. 
| 3G. 8s 65. 91. | 
Der Gaſthofbeſitzer O. N. zu A. hatte eine Reihe von Gegenſtänden, die 
ſich als Zubehör des Gaſthofs auf ſeinem Grundſtück befanden, am 9. Jan. 
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1913 an den Kläger als Sicherheit für deſſen Forderungen zu Eigentum 
übertragen, die Sachen waren aber auf dem Grundſtück verblieben. Als 
dieſes in Zw.⸗Verſteigerung geriet, wurden ſie nicht mit verſteigert, indem 
die Zw.⸗Verſteigerung bezüglich ihrer auf Antrag des Klägers durch Beſchluß 
des Vollſtr.⸗Gerichts vorläufig eingeſtellt wurde. Sie befanden ſich noch auf 
dem Grundſtück, als der Beklagte es in der Zw.⸗Verſteigerung erſtand, ſeiner 
Angabe nach als Treuhänder verſchiedener Realgläubiger, die in der Zw.⸗ 
Verſteigerung ausfielen, darunter der W.ſchen Erben, deren Hypotheken 
bereits beſtanden hatten als die Übereignung des Zubehörs an den Kläger 
erfolgt war. Der Kläger erhob Klage auf Herausgabe des Zubehörs: der 
Beklagte habe in 1. Inſtanz erklärt, daß er die Zw.⸗Vollſtreckung in die Gegen⸗ 
ſtände weder betreibe noch betreiben wolle. In 2. Inſtanz überreich' e er eine 
notarielle Urkunde, worin O. N. ſich der Zw. Vollſtreckung in die Zubehör⸗ 
gegenſtände unterwirft. — Die Klage wurde in der Ber.⸗Inſtanz aus fol⸗ 
genden Gründen abgewieſen: 

„Mit Recht nimmt das Landgericht an, daß das Zubehör, das zufolge 
des Beſchluſſes des Vollſtr.-Gerichts von der Verſteigerung ausbeſchieden 
war, nicht in das Eigentum des Erſtehers übergegangen iſt und daß es von 
der Haftung für die in der Zw.⸗Verſteigerung zur Hebung gelangten Real⸗ 
rechte frei geworden iſt. Die zwiſchen den Berechtigten und dem Erſteher 
getroffene Vereinbarung, daß dieſe Rechte beſtehen bleiben ſollen, wirkt 
gemäß $ 91 Ab}. 3 ZVG. wie die Befriedigung aus dem Grundſtück. 

Anderſeits iſt mit dem 1. Richter davon auszugehen, daß zugunſten der 
in der Zw.⸗Verſteigerung ausgefallenen Gläubiger die Haftung des Zubehörs 
auch nach dem Zuſchlag von Beſtand geblieben iſt. Weder durch die Aus— 
beſcheidung von der Verſteigerung, die dem Grundſtücksinventar für die Folge— 
zeit die Eigenſchaft als Zubehör entzog, noch durch den Zuſchlag, der das Er- 
löſchen der Rechte, welche nicht nach den Verſteigerungsbedingungen beſtehen 
bleiben ſollen, gemäß § 91 Abſ. 1 3G. herbeiführt, iſt die durch $ 1120 BGB. 
angeordnete dingliche Haftung der Zubehörſtücke beſeitigt worden. Der erſte 
Umſtand iſt einflußlos, weil die Aufhebung der Zubehöreigenſchaft nicht inner⸗ 
halb der Grenzen einer ordnungmäßigen Wirtſchaft erfolgt iſt, eine Veräuße⸗ 
rung und Entfernung vom Grundſtück aber nicht vorliegt; und der Zuſchlag, 
der ſich auf das verſteigerte Grundſtück beſchränkt, kann ſeine, die nichtbefriedigten 
Rechte zum Erlöſchen bringende Wirkung nicht auf Gegenſtände erſtrecken, 
die vom Zuſchlag ausgenommen ſind. In dieſem Sinne hat ſich das Reichs— 
gericht wiederholt ausgeſprochen (vgl. Entſch. 55, 416; JW. 1911, 465; 
Gruchot 48, 1067) und die weitaus überwiegende Meinung in der Rechts— 
lehre und Rechtſprechung, | | 


vgl die Anführungen bei Jaeckel ING. § 65 Anm. 1; ferner Falkmann Zm.-Bolljtr.? 
616 unter e und 618 unter 5; ſowie OL GRſpr. 30, 103, 
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hat ſich ihm trotz des von Eccius bei Gruchot 48, 470 und von dem OLG. 
Kaſſel in OL GRſpr. 11, 137 geltend gemachten Widerſpruchs angeſchloſſen. 

Fehlſam iſt es aber, wenn der 1. Richter nun unter Bezugnahme auf 
die eben erwähnte Entſcheidung in RGeEntſch. 55, 416 weiter annimmt, daß 
die Rechte der ausgefallenen Realgläubiger auf die von der Verſteigerung 
ausbeſchiedenen Zubehörſtücke ſich in der Befugnis erſchöpften, die Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckung in ſie zu betreiben. Dieſen Satz ſpricht das Reichsgericht dort keines⸗ 
wegs aus, ſondern es ſagt im Gegenteil (S. 417), daß die Hypothek an den 
fraglichen Sachen nicht erloſchen ſei und daß das Eigentum des Dritterwerbers 
durch die Belaſtung mit dem Hypothekenrecht der Realgläubiger auch ferner⸗ 
hin beſchränkt ſei. Dementſprechend iſt für die Rechtsſtellung der ausgefallenen 
Realgläubiger in bezug auf die ſtreitigen Sachen der gleiche Charakter in 
Anſpruch zu nehmen wie für die Grundſtückshypothek oder Grundſchuld, 
nämlich der Charakter einer dinglichen Belaſtung der Sachen, derzufolge 
dieſe zu ihrer Befriedigung dienen ſollen. Es iſt ferner unzutreffend, wenn 
der 1. Richter im Anſchluß an die Entſcheidung des Kammergerichts in OLG— 
Rſpr. 30, 103 — die übrigens nur nebenher ſich über die in Rede ſtehende 
Frage ausſpricht, aber auf einer andern Begründung beruht — zu der Anſicht 
gelangt, daß der Realgläubiger, ſolange er nicht die Zw.⸗Vollſtreckung be⸗ 
treibe, dem Herausgabeanſpruch des Eigentümers ein an den Zubehörſtücken 
fortbeſtehendes hypothekariſches Recht nicht entgegenſetzen könne. Letzteres 
gewährt zwar kein Recht auf den Beſitz der Sachen, aber daraus folgt noch 
nicht, daß ſein dingliches Befriedigungsrecht auch dann vor dem Recht des 
Eigentümers zurücktreten müßte, wenn deſſen widerſpruchloſe Verfolgung 
jenes zerſtören würde. Mit dem Reichsgericht a. a. O. S. 417 iſt vielmehr 
anzunehmen, daß ſolchenfalls der Eigentümer einen weitergehenden Anſpruch 
als den auf Anerkennung ſeines Eigentums nicht hat, weil der Realgläubiger 
vorerſt wegen ſeines hypothekariſchen Rechts die Befriedigung aus den Zu— 
behörſtücken verlangen kann. In dem damaligen Fall hatte der Realgläubiger 
zwar wegen ſeiner perſönlichen Forderung einen vollſtreckbaren Titel gegen 
den Schuldner und Grundſtückseigentümer erlangt und klagte gleichzeitig 
gegen den Eigentümer der Zubehörſtücke auf Duldung der Zw.⸗Vollſtreckung 
in dieſe. Aber die Entſcheidungsgründe legen darauf, ſoweit es ſich um den 
Ausſpruch auf den Herausgabeanſpruch des Zubehöreigentümers handelt, 
kein Gewicht, ſondern verneinen das Recht auf Herausgabe um deswillen, 
weil dieſem Verlangen das fortbeſtehende dingliche Befriedigungsrecht des 
Gläubigers entgegenſtehe. Ob das letztere zwangweiſe geltend gemacht 
wird, darauf kann es nicht ankommen, weil das hypothekariſche Recht ſich nicht 
erſchöpft in der Befugnis, die Zw.-Vollſtreckung in bevorzugter Weiſe zu be- 
treiben, ſondern auch in andrer Weiſe gegen Gefährdung geſchützt iſt, ſolange 
es beſteht. Der § 1131 BGB. gibt dem Hypothekar, auch ohne daß er die 
Beſchlagnahme erwirkt oder einen Zw. Vollſtr.-Titel erlangt hat, einen An- 
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ſpruch auf Unterlaſſung, wenn der Eigentümer oder ein Dritter auf das Grund⸗ 
ſtück in ſolcher Weiſe einwirkt, daß eine die Sicherheit der Hypothek gefährdende 
Verſchlechterung des Grundſtücks zu beſorgen iſt. Ebenſo muß der ausgefallene 
Realgläubiger gegen eine Einwirkung auf die ſein einziges Sicherungsobjekt 
gebliebenen Zubehörſtücke geſchützt werden, die dieſe ſeinem hypothekariſchen 
Recht entzieht und letzteres wertlos macht. Wenn man auch die Vorſchrift 
des § 1135, die ſich zunächſt auf das im Zuſammenhang mit dem Grundſtück 
haftende Zubehör bezieht, nicht für anwendbar erachtet, ſo iſt der Realgläubiger 
doch berechtigt, der Herausgabe an ihren Eigentümer zu widerſprechen, wenn 
dieſe, wie im vorliegenden Fall, ihre Entfernung vom Grundſtück in ſich 
ſchließt, denn nach $ 1121 BGB., der auch für die von der Zw.⸗Verſteigerung 
ausbeſchiedenen Zubehörſtücke Geltung hat, 

vgl. Planck 8 1147 Anm. 10; Komm. von RGRäten 8 1147 Anm. 3; Hartmann 

in 33 P. 38, 151; Reinhardt im Recht 1907, 356, 
erliſcht die dingliche Haftung des Zubehörs, wenn es veräußert und von dem 
Grundſtück entfernt wird. Ob dieſes Widerſpruchsrecht dem Realgläubiger 
nutzen könnte, wenn der Erſteher auf Grund ſeines ſelbſtändigen Eigentums 
am Grundſtück das Verbleiben auf demſelben nicht dulden will, braucht hier 
nicht unterſucht zu werden, da im vorliegenden Fall beide Perſonen zuſammen⸗ 
fallen. Der auf dem Fortbeſtehen des gefährdeten hypothekariſchen Rechts 
beruhende Anſpruch auf Unterlaſſung der Fortnahme der Sachen geſtaltet 
ſich demgemäß gegenüber der Klage auf Herausgabe zu einem Recht, dieſe 
Herausgabe zu verweigern, ohne daß dafür erforderlich wäre, daß dem Be⸗ 
klagten ein vollſtreckbarer Titel zur Seite ſtände. Einer Prüfung der Rechts⸗ 
beſtändigkeit und Ausreichlichkeit des von dem Beklagten in der Ber.⸗Inſtanz 
vorgelegten Vollſtr.⸗Titels bedarf es hiernach nicht, und ebenſo iſt es gleich⸗ 
gültig, daß der Beklagte in 1. Inſtanz erklärt hat, er beabſichtige nicht, die 
Zw.⸗Vollſtreckung zu betreiben, und ob der Kläger ihn an dieſer Erklärung 
feſthalten kann. Eine andre Frage iſt, ob der Kläger die rechtliche Möglichkeit 
hat, ihn zur exekutiviſchen Geltendmachung ſeines Rechts zu nötigen, und mit 
Rückſicht darauf, daß die Sachen die Zubehöreigenſchaft verloren haben, 
kraft ſeines Eigentums ihm die Benutzung der Sachen für den Hotelbetrieb 
unterſagen kann. Darauf iſt hier nicht einzugehen. Sein Verlangen auf Her⸗ 
ausgabe iſt jedenfalls nach dem Geſagten nicht begründet. 

Vorausgeſetzt iſt bei den vorſtehenden Ausführungen, daß das klägeriſche 
Eigentum durch die hypothekariſchen Rechte, zu deren Gunſten der Beklagte 
als Treuhänder berufen iſt, wirklich belaſtet iſt, daß alſo dieſe Realrechte be⸗ 
reits begründet waren, als der Kläger die Zubehörſtücke zu Eigentum erwarb. 
Streitlos iſt jetzt, daß mindeſtens die Poſten Bl. 24— 27, von denen feſtſtehender⸗ 
maßen die Bl. 25—27 in der Zw.⸗Vollſtreckung ausgefallen ſind, am 9. Jan. 
1913 bereits eingetragen waren. Es genügt aber zur Entkräftung des kläge⸗ 
riſchen Anſpruchs, daß der Beklagte, ſei es auch nur rückſichtlich eines einzigen 
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Poſtens, kraft des dinglichen Befriedigungsrechts die Herausgabe verweigern 
darf. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 23. Juni 1915 i. S. B. w. A. 

Bo. 355/15. — K—n. 
26. Der Beſchluß auf Erlaſſung eines Haftbefehls im Offenbarungs⸗ 

eid⸗Verfahren kann nur mit Beſchwerde angefochten werden. 

Vgl. 65 Nr. 130; 67 Nr. 71. 
ZPO. 88 901. 793. 766. 


Das Landgericht hat die ſofortige Beſchwerde des Schuldners gegen den 
Beſchluß des Amtsgerichts auf Erlaſſung eines Haftbefehls als unzuläſſig 
verworfen, da gegen dieſen Beſchluß keine ſofortige Beſchwerde, ſondern nur 
eine Erinnerung zuläſſig ſei. Die gegen dieſen Beſchluß von dem Schuldner 
erhobene Beſchwerde iſt unbegründet, wenn auch den Gründen des ange— 
fochtenen Beſchluſſes nicht zugeſtimmt werden kann. Dieſer ſteht freilich im 
Einklang mit den Beſchlüſſen dieſes Gerichts v. 27. Febr. 1908 in HanſGz. 
1908 Beibl. Nr. 117 und v. 2. Sept. 1908 in 1909 Beibl. Nr. 12. Aber bei 
erneuter Prüfung hat das Gericht den dort vertretenen Standpunkt nicht auf- 
rechterhalten können. Die erwähnten Beſchlüſſe des Hanſeat. Oberlandes— 
gerichts ſchließen ſich im weſentlichen dem Beſchluſſe des OLG. Breslau in 
OLG Rſpr. 15, 17 an, die jedoch in dem Beſchluſſe des Kammergerichts in 
demſelben Bande der Rechtſprechung S. 294 bereits zutreffend widerlegt 
worden ſind. Die Frage hängt davon ab, ob der Beſchluß auf Erlaſſung eines 
Haftbefehls eine Entſcheidung i. S. von 8793 3] O. oder eine richterliche An- 
ordnung i. S. von 8 766 ZPO. iſt. Mit Unrecht ſucht man das letztere damit zu 
begründen, daß nach 8909 ZPO. der Haftbefehl dem Schuldner bei der Ver— 
haftung vorgezeigt und auf Begehren abſchriftlich mitgeteilt werden muß, 
da eine derartige Beſtimmung überflüſſig ſei, wenn der Haftbefehl, als eine ge— 
richtliche Entſcheidung enthaltend, dem Schuldner bereits nach 8 329 Abſ. 3 
ZPO. zugeſtellt worden ſei. Zutreffend hat das Kammergericht in dem er— 
wähnten Beſchluſſe ſchon darauf hingewieſen, daß hier eine Verwechſelung 
zwiſchen dem Beſchluſſe auf Erlaſſung eines Haftbefehls und dem auf Grund 
dieſes Beſchluſſes ausgefertigten Haftbefehl vorliege; der letztere würde über— 
haupt nicht zugeſtellt, woraus ſich die Vorſchrift des 8 909 erklärt. 

Für eine Erinnerung iſt hier überhaupt kein Raum, da dieſe nur dann 
Platz greift, wenn in dem Verfahren dem Gegner des Antragſtellers vor der 
Anordnung des Gerichts keine Gelegenheit zur Außerung gegeben zu werden 
braucht und dieſe Außerung dann nachträglich im Wege der Erinnerung nach— 
geholt werden kann (vgl. Gaupp-Stein 3PO. § 901 III). Hier aber iſt der 
Schuldner geladen und hatte er daher auch Gelegenheit, ſich zu äußern. Es 
ſteht mit der Bedeutung des in der mündlichen Verhandlung nach Ladung 
ergangenen Beſchluſſes auf Erlaſſung des Haftbefehls, der das Verfahren 
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geradezu abſchließt, im Widerſpruch, wenn man dieſem Beſchluß nur einen vor⸗ 
bereitenden Charakter zuerkennen will. Ganz unhaltbar erſcheint aber die 
hier und da vertretene Anſicht, daß der Haftbeſchluß eine Entſcheidung ſei, wenn 
der Schuldner im Termin erſcheine, dagegen eine Anordnung, wenn er nicht 
erſchienen ſei. Es iſt nicht zu erkennen, inwiefern der Charakter des richterlichen 
Beſchluſſes dadurch beeinflußt werden könnte, ob die eine Partei bei dem Er⸗ 
laſſe des Beſchluſſes anweſend iſt oder nicht. 

Aus dieſen Gründen tritt dieſes Gericht der auch von den Kommentaren 
der ZPO. und dem größten Teil der Rechtſprechung vertretenen Anſicht 
bei, daß der in Frage kommende Beſchluß eine Entſcheidung nach 8 793 ZPO. 
und daher mit der ſofortigen Beſchwerde anfechtbar iſt. 

Kann ſomit der Entſcheidungsgrund des Landgerichts als zutreffend 
nicht erachtet werden, ſo war dennoch die Beſchwerde als unbegründet zu ver⸗ 
werfen, weil der Schuldner ſich mit Unrecht weigert, den Offenbarungseid 
zu leiſten. Da von dem Gerichtsvollzieher in dem Vollſtr.⸗Protokoll beſcheinigt 
worden iſt, daß die Zw.⸗Vollſtreckung zu einer Befriedigung der Gläubigerin 
nicht geführt hat, war die Gläubigerin befugt, den Schuldner zur Leiſtung des 
Offenbarungseides zu laden, und da der Schuldner in dem anberaumten Termin 
nicht erſchienen iſt, hat das Amtsgericht mit Recht den Haftbefehl gegen ihn 
erlaſſen. Daher war die Beſchwerde des Schuldners zurückzuweiſen und der 
Schuldner mit den Koſten des Verfahrens zu belaſten. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (Fer.⸗Ziv.⸗Sen.) v. 21. Juli 1915 in der 

Hamb. Sache Orts⸗Kr.⸗K. f. d. Bekleid. W. w. B. Bs. Z. II. 81/15 


27. Für das Arreſtverfahren kann der Hauptanſpruch trotz feiner Ab— 
weiſung in 1. Inſtanz des ordentlichen Verfahrens glaubhaft erſcheinen. 
Vgl. 59 Nr. 172 m. N.; 60 Nr. 20. 
8PO. 8 820. 


Am 1. Juli 1914 wurde über das Vermögen der off. Handelsgeſellſchaft 
in Firma Leo K. in L. das Konk.⸗Verfahren eröffnet und der Kläger zum Konk.⸗ 
Verwalter beſtellt. Dieſer machte geltend, daß die drei Inhaber der Firma 
am 17. Juni 1914 heimlich aus L. nach Budapeſt geflüchtet ſeien und bei ihrer 
Flucht alles, was an barem Gelde und ſonſtigen Werten zum Geſchäftsver⸗ 
mögen der Geſellſchaft gehörte, mit ſich genommen hätten, daß ihm deswegen 
als Konk.⸗Verwalter eine Schadenerſatzforderung von mindeſtens 100000 4 
wider ſie zuſtehe, und daß die Vollſtreckung wegen dieſes Anſpruchs gefährdet 
ſei, weil die Schuldner ins Ausland geflüchtet ſeien und die ungariſche Staats⸗ 
angehörigkeit erworben hätten. Auf ſeinen Antrag wurde daher vom Land⸗ 
gericht L. am 24. Juli 1914 wegen des bezeichneten Anſpruchs der dingliche 
Arreſt in das Vermögen der Schuldner und in einer Reihe ihnen zuſtehender 
Forderungen unter deren Pfändung angeordnet. Gegen den Arreſtbefehl 
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erhoben die Antragsgegner Widerſpruch, indem ſie darauf Bezug nahmen, 
daß in dem vom Antragſteller angeſtrengten Hauptprozeſſe die Klage durch ein 
vom Landgericht L. am 13. März 1915 erlaſſenes Urteil abgewieſen worden 
ſei und ſonach ein Arreſtanſpruch nicht mehr als glaubhaft gemacht gelten könne. 
Der Antragſteller wies demgegenüber darauf hin, daß im Hauptprozeß ein 
Fehlbetrag in der Geſellſchaftskaſſe in Höhe von 400000 / dargetan und damit 
die Grundlage für den zu ſichernden Anſpruch, möge er ſich auch rechtlich anders 
denn als Schadenerſatzanſpruch darſtellen, nach wie vor glaubhaft gemacht 
jet. — In 1. Inſtanz wurde auf Aufhebung des Arreſtbefehls erkannt; in der 
Ber.⸗Inſtanz wurde der Arreſt aufrechterhalten mit der Maßgabe, daß als 
Arreſtanſpruch diejenige Forderung bezeichnet wurde, welche dem Antrag— 
ſteller aus dem Grunde zuſtehe, daß die Gegner Vermögen der von ihnen ge— 
bildeten Handelsgeſellſchaft an ſich genommen und ins Ausland verbracht 
haben. Aus den Gründen: 

„— — — Daß die Antragsgegner wenige Wochen vor der Eröffnung 
des Geſellſchaftskonkurſes nach dem Ausland (Ungarn) ausgetreten ſind und 
die ungariſche Staatsangehörigkeit erworben haben, iſt von ihnen niemals 
beſtritten worden. Auf Grund des vom Antragſteller ſchon in der erſtinſtanz⸗ 
lichen Widerſpruchsverhandlung in Bezug genommenen Beweisergebniſſes 
aus dem Hauptprozeſſe und des von ihm den Ber.-Richtern vorgetragenen 
Gutachtens des Sachverſtändigen Sch. darf weiter als glaubhaft gemacht 
angeſehen werden, daß in der Geſchäftskaſſe der in Konkurs verfallenen Ge— 
ſellſchaft nach dem Weggange der Geſellſchafter etwa 400000 gefehlt haben. 
Nach der Sachlage erſcheint es aber ſehr glaubhaft, daß die Antragsgegner 
die fehlenden Vermögenswerte bei ihrem Austritt in das Ausland verbracht 
haben. 

Wenn nun auch durch das von den Antragsgegnern im Widerſpruchs— 
verfahren vor dem Landgericht zu ihren Gunſten herangezogene erſtinſtanz— 
liche Urteil des Hauptprozeſſes gleichwohl ein Anſpruch des Konk.-Verwalters 
wider die Antragsgegner auf Herausgabe deſſen, was ſie aus der Geſellſchafts— 
kaſſe mitgenommen haben, verneint worden iſt, ſo beruht doch dieſe Abweiſung 
der Hauptklage im weſentlichen auf in dem Ber.-Verfahren nachzuprüfenden 
rechtlichen Gründen in Verbindung allerdings mit der Erwägung, daß nicht 
ausreichende Tatſachen vom Antragſteller behauptet und nachgewieſen worden 
ſeien, die gerade einen beſtimmt gearteten rechtlichen Anſpruch zu rechtfertigen 
vermöchten. Für das ſummariſche Arreſtverfahren genügen aber nach Anſicht 
des Ber.⸗Gerichts die nach obigen Darlegungen glaubhaft gemachten Tat— 
ſachen, um einen Anſpruch des Konk.-Verwalters zu begründen, deſſen recht— 
liche Ausgeſtaltung dem Hauptſtreit um deswillen überlaſſen bleiben darf, 
weil nach Befinden erſt auf Grund weiterer tatſächlicher Aufklärung des Sach— 
verhältniſſes vollſtändig zu überſehen ſein wird, welcher von mehreren mög— 
lichen Anſprüchen endgültig als gegeben angeſehen werden müſſe. Hierbei 
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wird das Gericht keineswegs an die rechtlichen Folgerungen gebunden ſein, 
die der Antragſteller ſelbſt aus den Tatſachen gezogen hat, und die ihn beſtimmt 
haben, den Anſpruch in ſeinem Arreſtgeſuch als Schadenerſatzanſpruch zu be— 
zeichnen. Auch der Nachſchiebung des Anfechtungs⸗Geſichtspunktes können 
Bedenken nicht im Wege ſtehen (RGeEntſch. 84, 242. 253), und es mag hier 
nur ſo viel hervorgehoben werden, daß Umſtände, die gegen die rechtlich mög⸗ 
liche Annahme eines Konk.⸗Anfechtungsanſpruchs nach § 311 KO. ſprächen, 
nach dem bisherigen Sachſtande nicht erkennbar vorliegen; und da ein ſolcher 
Anfechtungsanſpruch mindeſtens in einen Geldanſpruch übergehen kann, 
ſo darf ein Arreſtanſpruch als Grundlage des Arreſtbefehls mindeſtens unter 
dieſem Geſichtspunkt als glaubhaft gemacht gelten. 

In Beachtung des Rechtsmittels war daher das angefochtene Urteil 
abzuändern und der Arreſt, für den ein Grund mindeſtens ſchon nach $ 917 
Abi. 2 ZPO. gegeben war, zu beſtätigen, wobei es jedoch zweckmäßig erſchien, 
bei der Bezeichnung der Arreſtforderung ſich auf die Angabe der Tatſachen 
zu beſchränken, aus denen ſie hergeleitet wird, ohne ſich auf eine Unterſtellung 


des Anſpruchs unter eine einzelne Rechtsvorſchrift feſtzulegen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 12. Juli 1915 i. S. K. Konk. 


(K.) w. K. u. Gen. 5 O. 84/15. Ch. 


28. Unzuläſſigkeit einer einſtweiligen Verfügung auf Löſchung einer 
Auflaſſungsvormerkung. 
Vgl. 59 Nr. 182; 70 Nr. 99. 
ZPO. 88 941. 883: GBO. 8 39; BGB. 5 883. 


Eine einſtweil. Verfügung, mit der die Löſchung der für den Antrags— 
gegner eingetragenen Auflaſſungsvormerkung angeordnet wird, iſt rechtlich 
unzuläſſig, weil dies auf ein an das Grundbuchamt gerichtetes Gebot zur Vor- 
nahme einer Eintragung hinauskommen würde. Ein ſolches Gebot kann das 
Prozeßgericht nicht erlaſſen, vielmehr iſt ihm nur geſtattet, durch ſeine Entſchei⸗— 
dung die Grundlage für eine Grundbucheintragung zu ſchaffen und das Grund— 
buchamt um die Vornahme der darnach zu bewirkenden Eintragung zu er— 
ſuchen. So verhält es ſich in dem Falle RGentſch. 55, 140 (Seuff A. 59 
Nr. 182), wo die auf Eintragung einer Vormerkung gerichtete einſtweil. Ver⸗ 
fügung gegen Sicherheitsleiſtung gemäß 8939 ZPO. aufgehoben und mit 
Rückſicht hierauf das Grundbuchamt um die Löſchung der auf Grund der 
einſtweil. Verfügung erfolgten Eintragung der Vormerkung erſucht wurde. 
Hier dagegen handelt es ſich um eine der Antragſtellerin bewilligte Vormerkung, 
bei der ein ſolches Verfahren nicht angängig iſt. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (Fer.⸗Ziv.⸗Sen. CH) v. 29. Juli 1915. 

Ca. Reg. 270/15. Ch. 
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29. Die Gebühren für Ferngeſpräche des Gemeinſchuldners unter 
Weiterbenutzung des für ſein Geſchäftslokal eingerichteten Anſchluſſes 
nach der Konf.-Eröffnung find Maſſeſchulden. 
KO. 88 59.2. 


Der Mühlenbeſitzer M. hatte nach Eröffnung des Konkurſes über ſein 
Vermögen auf ſeinem Fernſprech-Anſchluß ohne Willen des Konk.⸗Ver⸗ 
walters mehrere Ferngeſpräche vorgenommen. Die Klage des Verwalters 
auf Rückzahlung der von ihm eingezogenen Fernſprechgebühren wurde zurüd- 
gewieſen und die Berufung zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Der Auffaſſung des Klägers, daß die Ferngeſpräche auf Grund 
ſelbſtändiger, vom Gemeinſchuldner mit der Beklagten abgeſchloſſener Ver- 
träge vorgenommen worden ſeien, kann nicht beigepflichtet werden. Aller— 
dings können Ferngeſpräche den Gegenſtand ſelbſtändiger Verträge bilden, 
ſo z. B. wenn ſie auf der Poſt oder andern öffentlichen Fernſprechſtellen 
erfolgen. Für den vorliegenden Fall trifft dies aber nicht zu. Die 
Ferngeſpräche ſind unter Benutzung eines beſtehenden Anſchluſſes abgehalten 
worden. Dieſer Anſchluß gewährte nach den beſtehenden Beſtimmungen 
ohne weiteres das Recht zur Vornahme von Ferngeſprächen, wenn auch 
natürlich gegen Zahlung der vorgeſchriebenen Gebühren. Es handelte ſich 
alſo lediglich um eine beſonders geartete Benutzung des Anſchluſſes auf 
Grund eines bereits beſtehenden Mietvertrages. Solange dieſes Grund— 
mieteverhältnis nach der Konk.-Eröffnung fortdauerte — und es hat bis 
zum 7. Mai fortgedauert — bildete die Gegenleiſtung des Mieters gemäß 
§ 592 KO. eine Maſſeſchuld. Sie war alſo vom Konk.-Verwalter aus der 
Maſſe zu bewirken. 

Der Kläger kann ſich nicht darauf berufen, daß der Gem.-Schuldner 
ohne ſein Wiſſen, alſo unbefugt, den Anſchluß benutzt habe. Wenn er 
demſelben den Zugang zum Fernſprecher offenließ, d. h. eine Abſperrung 
des Apparats ihm gegenüber unterließ, ſo tat er dies auf eigene Gefahr. 
Sowenig ſich im Regelfall der Inhaber eines Anſchluſſes der Poſtverwaltung 
gegenüber darauf berufen kann, daß ein Dritter ohne ſein Wiſſen die An- 
lage benutzt habe, ſteht eine derartige Berufung dem Konk.⸗Verwalter zu. 
In 8 19 der Ausf.⸗Beſtimmungen zur Fernſprech-GebO. iſt ausdrücklich vor- 
geſchrieben, daß der Inhaber eines Fernſprechanſchluſſes Schuldner ſämt— 
licher für die Benutzung der Anlage zu entrichtender Gebühren ſei. Da 
für die Zeit nach der Konk.⸗Eröffnung bis zur Beendigung des Anſchluß— 
vertrages die Maſſe als Inhaber des Anſchluſſes zu erachten iſt, ſo geht 
für dieſen Zeitraum jede Benutzung der Anlage zu deren Laſten. — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6 Sen.) v. 30. September 1915 in 8 

Hamb. Sache M. Konk. w. Poſt⸗ und Telegr.⸗Verw. Bf. VI. 166/15. 

A—d. 


I. Bürgerliches Recht. 


30. Dereinstegifter; über das Recht des Regiſterrichters, die Gültig— 
keit des Anmeldungsinhalts zu prüfen. 
(Vgl. 67 Nr. 144 m. N.) 
BGB. 35 67 ff. | 

Die beiden Beſchwerdeführer D. und L. hatten zur Eintragung in das 
Vereinsregiſter angemeldet, daß ſie in einer Mitgliederverſammlung zum 
Vorſitzenden und zum Schriftführer des eingetragenen Vereins G. gewählt 
worden ſeien. Abſchrift einer dies beſtätigenden Urkunde war von den bis⸗ 
herigen, gerichtlich eingeſetzten Vorſtandsmitgliedern zu den Akten gebracht 
worden. Da gegen die Ordnungmäßigkeit des Verſammlungsbeſchluſſes 
Proteſte eingegangen waren, nahm das Amtsgericht Ermittelungen in dieſer 
Richtung vor und wies durch Beſchluß die Anmeldung ab, weil mehrere Mit⸗ 
glieder nicht zu der Verſammlung einberufen worden ſeien. Das Landgericht 
wies die von D. und L. erhobene Beſchwerde zurück unter Billigung der Auf— 
faſſung des Amtsgerichts, daß die Mitgliederverſammlung nicht ordnungmäßig 
berufen worden ſei. Die weitere Beſchwerde rügte Verletzung des §S 71 BGB.: 
das Vereinsregiſter habe nur die in ordnungmäßiger Form beſchafften Partei⸗ 
erklärungen zu beurkunden, ohne die materielle Gültigkeit dieſer Erklärungen 
einſchließlich der zugrunde liegenden Tat- und Rechtsfragen nachzuprüfen; ſo 
habe das Kammergericht entſchieden (KGJ. 41 A, 157 ff.). — Das Rechts- 
mittel wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der von den Beſchwerdeführern herangezogene 871 BGB. kommt für 
die Entſcheidung nicht in Betracht, ſondern nur 8 67 Abſ. 1. Dieſe Vorſchrift 
ſteht einer Befugnis des Regiſterrichters zur Prüfung der materiellen Gültig- 
keit des Anmeldungsinhalts nicht entgegen. Sein Prüfungsrecht in dieſer 
Richtung ergibt ſich ſchon daraus, daß er überhaupt in mannigfacher Hinſicht 
eine Amtstätigkeit ausübt. Es muß aber insbeſondere deshalb anerkannt 
werden, weil der Inhalt des Vereinsregiſters zwar nicht allgemein öffentlichen 
Glauben beſitzt, aber die Sonderbeſtimmungen der §§ 68. 69. 70 BGB. eine 
gewiſſe Annäherung daran enthalten (Oertmann Anm. 1 zu BGB. 8 68). 
Eine andre Frage iſt, ob dem Regiſterrichter, dem eine formell ordnungmäßige 


Anmeldung vorliegt, eine Prüfungspflicht nach der materiellen Seite obliege. 
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Nur mit dieſer Prüfungspflicht beſchäftigt ſich das Kammergericht in der von 
den Beſchwerdeführern angeführten Entſcheidung. Es verneint ſie für die 
Regel: in dem von ihm entſchiedenen Falle habe ſich der Regiſterrichter mit 
der ordnungmäßigen vollſtändigen Urkunde über die Neubeſtellung von Vor⸗ 
ſtandsmitgliedern begnügen können, er habe nicht etwaigen ſich nicht aus der 
Urkunde ergebenden Mängeln der Neubeſtellung nachzugehen brauchen, er 
habe keine Veranlaſſung gehabt, zu prüfen, ob bei Einberufung der Verſamm⸗ 
lung alle Vorſchriften des Geſetzes und des Statuts beobachtet worden waren. 
Dieſe Worte ergeben deutlich, daß das Kammergericht ein Prüfungsrecht des 
Regiſterrichters nicht verneinen will, ja, daß es ſogar eine Prüfungspflicht 
dann anerkennt, wenn der Fall kein „regelmäßiger“ iſt, vielmehr Bedenken 
gegen die materielle Richtigkeit des Anmeldungsinhalts gegeben ſind. 

Der Regiſterrichter hat im vorliegenden Falle von ſeinem Prüfungsrecht 
Gebrauch gemacht und die ihm durch die eingegangenen Proteſte nahegelegten 
Bedenken beſtätigt gefunden. Es wäre ein unmögliches Ergebnis, wenn er 
ſeine Feſtſtellungen bei ſeiner Entſcheidung nicht hätte berückſichtigen dürfen. 

Da weder in den tatſächlichen Feſtſtellungen noch in der rechtlichen Auf⸗ 
faſſung des Ber.⸗Gerichts eine Verletzung des Geſetzes zu finden iſt, war die 
weitere Beſchwerde als unbegründet zurückzuweiſen. Sie dem Reichsgericht 
vorzulegen, lag ein Anlaß nicht vor, da ein Fall von § 28 Abi. 2 FGG. nicht 
gegeben iſt.“ 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 25. Juni 1915 in der Hamb. 

Vereinsreg.⸗Sache G. F. 24/15. A- d. 


31. Auch bei Körperverlegung einer verheirateten Frau entſteht der 
Anſpruch auf Erſatz der Heilungskoſten in ihrer Perſon; Mitverſchulden 
des Mannes iſt einflußlos. 

(Vgl. 67 Nr. 9 m. N.) 

BGB. 88 249. 254. 823. 833. 1389. 1438. 


Der Kläger hatte vom Beklagten eine Kuh und ein Kalb eingetauſcht. 
Er holte dieſe vom Beklagten in Schw. ab und ſchaffte ſie nach ſeiner Be— 
ſitzung in U. in der Weiſe, daß das Kalb auf einen ihm gehörigen und von ihm 
geleiteten Wagen verladen, die Kuh jedoch hinten an den Wagen angebunden 
und von zwei Angeſtellten des Beklagten getrieben wurde. Als der Zug im 
Hofe des Klägers angekommen war, banden die beiden Treiber die Kuh vom 
Wagen ab. Das Tier wurde wild, riß ſich von den Treibern los und rannte 
mit den Hörnern die Frau des Klägers nieder. Dieſe erlitt erhebliche Ver— 
letzungen; ſie war eine Zeit lang arbeitsunfähig und auch ſpäter in ihrer 
Arbeitsfähigkeit beſchränkt. Mit Zuſtimmung ihres Ehemannes, mit dem ſie 
in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebte, erhob ſie im März 1912 gegen den 
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Beklagten Klage auf Feſtſtellung, daß er ihr den durch den Unfall erwachſenen 
Schaden zu Händen ihres Ehemannes zu erſetzen habe. Am 3. Juli 1912 
ſtarb ſie. Ihr Mann, der ihr alleiniger Erbe war, nahm den Rechtsſtreit auf, 
ging zur Leiſtungsklage über und verlangte Verurteilung des Beklagten zur 
Zahlung von 1011,35 K nebſt Zinfen ſowie zur Entrichtung einer vom 3. Juli 
1912 ab vierteljährlich vorauszuzahlenden Rente von 90 , monatlich. In 
dem Betrage von 1011,35 M ftedten u. a. 534,85 M Arzt⸗ und Apotheker⸗ 
koſten. Dieſe wurden in 2. Inſtanz dem Kläger in voller Höhe zugeſprochen, 
während der Klaganſpruch im übrigen nur zur Hälfte dem Grunde nach als 
berechtigt anerkannt wurde mit Rückſicht auf die Mitſchuld des Klägers an 
der unvorſichtigen Behandlung der Kuh. Die Reviſion des Beklagten wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„— — — Anlangend den Einfluß, den das feſtgeſtellte eigene Ver⸗ 
ſchulden des Klägers auf die von ihm erhobenen Anſprüche ausübt, geht das 
Ber.⸗Gericht davon aus, daß es ſich bei den Anſprüchen auf Schadenerſatz 
wegen der dem Kläger entgangenen und entgehenden Dienſte ſeiner Frau 
um Erſatzanſprüche handle, die nach $ 845 BGB. von Anfang an dem Ehe⸗ 
mann als dem mittelbar Verletzten erwachſen ſeien, die zwar nach den Rechts⸗ 
regeln über die allgemeine Gütergemeinſchaft Beſtandteil des Geſamtguts 
geworden und nach dem Tode der Ehefrau ihrem ganzen Umfange nach auf 
den Kläger allein übergegangen ſeien, die aber von vornherein mit der Ein⸗ 
rede des Mitverſchuldens des mittelbar Verletzten behaftet geweſen ſeien. 
Dieſe Auffaſſung gereicht dem Beklagten nicht zur Beſchwerde und wird von 
der Reviſion auch nicht angegriffen. Die Reviſion bekämpft lediglich die An⸗ 
licht des Ber.⸗Gerichts, daß dem mitwirkenden Verſchulden des Klägers für 
ſeinen Anſpruch auf Erſatz der Arzt⸗ und Apothekerkoſten keinerlei Bedeutung 
zukomme. In dieſer Beziehung führt das Ber.⸗Gericht aus: der Anſpruch 
ſei lediglich der Frau des Klägers als der unmittelbar Verletzten erwachſen; 
ihm ſtehe die Einrede eines Mitverſchuldens der Verletzten, d. h. der Frau 
ſelbſt, nicht entgegen; der inſoweit einredefreie Anſpruch ſei dann zunächſt 
Beſtandteil des Geſamtguts und damit gemeinſames Eigentum beider Ehe⸗ 
gatten zur geſamten Hand geworden und nach dem Tode der Frau ebenfalls 
einredefrei auf den Kläger als nunmehrigen Alleinberechtigten übergegangen. 

Demgegenüber weiſt die Reviſion darauf hin, daß der Aufwand an Arzt⸗ 
und Apothekerkoſten nicht aus dem Vermögen der Frau, ſondern aus dem 
Geſamtgut erfolgt ſei. Der Hinweis iſt an ſich zutreffend (§ 1458). Allein 
die Arzt- und Apothekerkoſten gehören zu den jog. Heilungskoſten, und das 
Geſetz (§ 249) ſteht auf dem Standpunkte, daß ein Gläubiger, der wegen einer 
ihm zugefügten Verletzung Schadenerſatz zu beanſpruchen hat, wenn er da⸗ 
von abſieht, von dem Schuldner unmittelbar Herſtellung ſeiner verletzten 
Geſundheit zu verlangen, unter allen Umſtänden den zur Herſtellung erfor⸗ 
derlichen Geldbetrag verlangen kann, und zwar ohne Rüdjicht darauf, ob er 
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die Heilungskoſten tatſächlich ſelbſt trägt oder nicht. Das hat das Reichs⸗ 
gericht oft ausgeſprochen (vgl. Entſch. 63, 195; 65, 162; Warneyer ErgBd. 
1908 Nr. 635, auch IW. 1911, 77442) und gerade auch für verheiratete 
Frauen und für dieſe mit dem ausdrücklichen Hinzufügen, es ſei gleich— 
gültig, welches eheliche Güterrecht in Betracht komme. Dementſprechend 
hat das Reichsgericht in ſtändiger Rechtſprechung ſogar der im geſetzlichen 
Güterſtande lebenden Ehefrau den Anſpruch auf Erſatz der Heilungskoſten zu— 
erkannt, obwohl bei dieſem Güterſtande der Mann den ehelichen Aufwand 
allein zu tragen hat (8 1389 Abſ. 1). Iſt dem aber jo, dann war der Anſpruch 
auf Erſatz der Arzt- und Apothekerkoſten in der Tat von vornherein lediglich in 
der Perſon der Frau des Klägers entſtanden und deshalb, da ſie nach der recht— 
lich unbedenklichen und von der Reviſion auch garnicht beanſtandeten Annahme 
des Ber.⸗Gerichts ein eigenes Verſchulden nicht trifft, einem Einwand aus 
8 254 BGB. nicht ausgeſetzt. Das feſtgeſtellte mitwirkende Verſchulden des 
Klägers war für dieſen Anſpruch bedeutunglos und hat auch nicht dadurch Be— 
deutung gewinnen können, daß der Anſpruch, allerdings zugleich mit ſeiner 
Entſtehung (8 1438 Abſ. 1 Satz 2), auf das Geſamtgut und ſpäter auf den 
Kläger allein übergegangen iſt. 

Zur Unterſtützung ihrer Anſicht, daß die Folgen des dem Kläger zur Laſt 
fallenden eigenen Verſchuldens auch auf die Arzt- und Apothekerkoſten zu 
erſtrecken ſeien, macht die Reviſion noch geltend: da die Kuh dazu beſtimmt 
geweſen ſei, ein Beſtandteil des Geſamtguts zu werden, ſo ſeien alle Rechte 
und Pflichten aus dem Tauſchvertrage ſolche des Geſamtguts geweſen, alles, 
was der Kläger getan habe, habe er als Vertreter des Geſamtguts und ſomit 
zugleich als Vertreter ſeiner Frau getan, für ein Verſchulden ihres Vertreters 
aber habe dieſe ebenſo wie für eigenes Verſchulden einzuſtehen. Dieſe Er— 
wägung geht gänzlich fehl. Allerdings unterliegt das Geſamtgut der Ver— 
waltung des Mannes (§ 1443 Abſ. 1). Allein der Mann führt die Verwaltung 
im eigenen Namen, nicht zugleich im Namen der Frau. Freilich muß ſich die 
Frau die Wirkungen gefallen laſſen, die vom Manne befugterweiſe vorge— 
nommene Verwaltungshandlungen auf das Geſamtgut äußern. Aber Ver— 
treter der Frau iſt der Mann bei der Verwaltung des Geſamtguts nicht. Per— 
ſönlich wird vielmehr die Frau durch Verwaltungshandlungen des Mannes 
weder dieſem ſelbſt noch Dritten gegenüber verpflichtet (8 1443 Abſ. 2). 
Davon, daß der Kläger, indem er auf die Frage des Beklagten, ob man die 
Kuh nicht blenden laſſen ſolle, untätig blieb und ohne weiteres losfuhr, zu— 
gleich in Vertretung ſeiner Frau gehandelt habe, kann deshalb keine Rede 
ſein. Der Anſpruch auf Erſatz der Arzt- und Apothekerkoſten beruht nicht 
auf einem Vertragsverhältnis, in dem die Frau zum Beklagten geſtanden hätte, 
ſondern iſt der Frau aus einer gegen ſie verübten unerlaubten Handlung er— 
wachſen. Wie bei dieſer Sachlage eine auch nur entſprechende Anwendung 
des § 278 BGB., auf den in Verbindung mit dem Schlußſatze des § 254 die 
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Reviſion Bezug nimmt, ſollte in Frage kommen können, läßt ſich nicht er— 
kennen (vgl. RGeEntſch. 62, 346 und 75, 257, in Seuff A. 66 Nr. 158).“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 10. Juni 1915 in der bayer. Sache 
M. (BEL) w. L. (OLG. Augsburg). IV. 36/15. 


32. Bei Derjchiffung eif über See, Kaffe gegen Dokumente, kann nicht 
Abnahme im inländiſchen Verſchiffungshafen verlangt werden. 


Vgl. 37 Nr. 137 m. N.; 45 Nr. 173; 55 Nr. 23. 91 m. N.; 62 Nr. 104. 
BGB. 88 269. 320. 157. 


Die Klägerin, eine in Hamburg anſäſſige Geſellſchaft, hatte an die Be— 
klagte, deren Geſchäftsniederlaſſung ſich in Bremen befand, am 29. Juli 1914 
„50 Tonnen Ceiling Boards Elephant Brand made in Sweden, Auguſt⸗Sep⸗ 
tember Verſchiffung eik Bombay, Kaſſe gegen Dokumente“ verkauft. Die 
Klägerin, die wegen des kurz nach dem Vertragſchluß ausgebrochenen Krieges 
die Ware nicht mehr zur Verſchiffung bringen konnte, wollte den Vertrag aus 
ihrem hamburgiſchen Lager erfüllen. Sie bot die Ware der Beklagten zur 
Abnahme in Hamburg an und forderte den Kaufpreis unter Abzug der Fracht 
nach Bombay. Die Beklagte verweigerte die Abnahme der Ware in Ham⸗ 
burg und erklärte, nur gegen die Verſchiffungsdokumente zahlen zu wollen. 
— Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

„Die Klage iſt mit Recht abgewieſen. Entſcheidend iſt die Erwägung des 
Landgerichts, daß bei den hier fraglichen Bedingungen der Verkäufer in ganz 
beſtimmter Weiſe zu liefern habe, daß alſo die Verpflichtung des Verkäufers, 
abzuladen und Dokumente anzudienen, eine weſentliche Vertragsverpflichtung 
ſei, ohne deren vorgängige Erfüllung Zahlung, die nur gegen Dokumente 
erfolgen ſolle, vom Käufer nicht geleiſtet zu werden brauche. Hiergegen iſt 
geltend gemacht, daß der 1. Richter nicht berückſichtigt habe, daß es ſich hier 
um ein (ausgehendes) Geſchäft nachüber See handle und daß nur für (eingehende) 
Geſchäfte von über See der Abladeklauſel beſondere Bedeutung beigemeſſen 
werde, weil man von hier aus nicht berechnen könne, wann drüben abge⸗ 
laden werde. Allein dieſer Geſichtspunkt führt von dem eigentlichen Streit 
der Parteien ab. Es handelt ſich nicht um die Bedeutung der Abladezeit (hier 
Auguſt / September Verſchiffung) und insbeſondere nicht um ihre Bedeutung 
für den Empfänger, ſondern um die Abladung ſelbſt und ihre Bedeutung für 
das Verhältnis von Verkäufer und Käufer. 

Die Klägerin hat weiter darauf hinge wieſen, daß es ſich hier um die Frage 
handle, wer bei dem gewöhnlichen Verſendungsverkauf die Gefahr der Ver⸗ 
ſendung trage; ſie hat dieſe Frage zu Laſten des Käufers beantwortet und 
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daraus weiter gefolgert, daß dann auch die Unmöglichkeit der Verſendungs⸗ 
gelegenheit zu Laſten des Käufers ſei. Selbſt wenn das richtig wäre für den 
gewöhnlichen Verſendungsverkauf, bei dem der Verkäufer auf Grund einer 
beſonderen Nebenabrede oder auf Grund eines Handelsbrauchs für die Ver⸗ 
ſendung der Ware an den Beſtimmungsort zu ſorgen hat (vgl. ROH GeEntſch. 
10, 293), ſo liegt doch der Streitfall weſentlich anders. Hier hat der Verkäufer 
nicht nur übernommen, die Ware auf den Weg zu bringen, ſondern die von 
ihm übernommene Verpflichtung, auf ſeine Koſten die Ware zur Abladung 
zu bringen, beſtimmt die rechtliche Natur des Geſchäfts in weſentlichen Punkten. 
Der Käufer ſoll nichts mit der Wahl des Verfrachters und dem Frachtvertrage 
und ſeiner Ausführung, insbeſondere der Abladung, zu tun haben. Es genügt 
aber auch nicht, daß der Verkäufer auf ſeine Koſten die Beförderung beſorgt, 
ſondern er muß dies in einer ganz beſtimmten Weiſe tun, nämlich durch Be— 
ſchaffung der Konnoſſemente über das Gut. Daran iſt allerdings auch der 
Verkäufer intereſſiert, weil er ſich regelmäßig (wie auch hier) die Bezahlung 
des Kaufpreiſes gegen die Konnoſſemente ausbedingt. Aber überwiegend 
iſt das Intereſſe des Käufers. Die Konnoſſemente ſollen ihm nicht nur einen 
Beweis über die Abladung und eine Legitimation für den Empfang am 
Beſtimmungsort geben, ſondern ſie ſollen ihn vor allen Dingen in die Lage 
ſetzen, ſchon über die ſchwimmende Ware verfügen zu können. Dem Käufer 
wird dadurch ermöglicht, ſofort über die Ware weiter zu verfügen; er kann dar- 
auf Vorſchüſſe nehmen, ja er kann, wenn er gegen die Konnoſſemente zahlen 
ſoll, in leichter Weiſe den Kredit einer Bank in Anſpruch nehmen, welche für 
ihn gegen die ſie ſichernden Konnoſſemente Zahlung zu leiſten bereit ſein wird. 
Alle dieſe den Umſatz der gekauften Ware erleichternden Verhältniſſe kommen 
in Wegfall, wenn der Käufer es ſich gefallen laſſen müßte, daß ihm unter 
Kürzung einer Durchſchnittsfracht vom Kaufpreiſe die Ware vom Landlager 
als Erfüllungsort des Verkäufers zur Verfügung geſtellt wird. Daß der 
Käufer, der „eif Kaſſe gegen Dokumente“ gekauft hat, verlangen kann, daß 
ihm die Ware gegen Barzahlung am Erfüllungsort des Verkäufers geliefert 
wird, wie der Anwalt der Klägerin hervorhob, beweiſt nur, daß der Käufer 
auf die Rechte, welche ihm die Klauſel gibt, verzichten kann (vgl. Striemer 
in IW. 1915, 674 unter II). Dieſe Rechte des Käufers ſind aber derartig 
weſentlich, daß er ſich ihren Wegfall nicht gefallen laſſen muß. Wenn es dem 
Verkäufer unmöglich iſt, dem Vertrage gemäß die Ware zur Verſchiffung 
zu bringen und Konnoſſemente zu liefern, jo iſt ihm eine weſentliche Lieferungs- 
pflicht nicht möglich, weshalb er nicht die Gegenleiſtung verlangen kann. — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 13. Juli 1915 in der Bremer 

Sache L. J. & Co. w. Schr. Sm. & Co. Bf. VI. 181/15. A- d. 
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33. Inwieweit haftet der Geſchäftsherr für Verſchulden feiner Hülfs- 
perſonen auch bei den Vertragsverhandlungen und dem Vertragſchlußd 
Vgl. 54 Nr. 169 m. N.; 69 Nr. 197 S. 359. 

BGB. § 278. 


— — — Die vielfach vertretene Anſicht, daß der 8 278 BGB. ſich nicht 
auf ein Verſchulden bei den Vertragsverhandlungen und dem Vertragſchluß 
beziehe, trifft, wie in Planck BGB.“ 21, 225 Erl. 1a zu § 278 zutreffend be⸗ 
merkt wird, nur inſoweit zu, als die Parteien einander vor dem Bertrag- 
ſchluß noch zu nichts verpflichtet ſind, dagegen nicht, wenn ſchon bei den Vor⸗ 
verhandlungen gewiſſe Verpflichtungen beſtehen, deren fahrläſſige Nicht⸗ 
erfüllung die Partei haftbar macht, wie hier die Pflicht des verklagten Fiskus, 
bei den Ausſchreibungen der zu vergebenden Arbeiten die Bewerber über die 
Umſtände aufzuklären, die für ihren Entſchluß, die Arbeiten zu übernehmen, 
von weſentlicher Bedeutung ſind. Daß die Partei ſolchenfalls nicht nur für 
eigene Fahrläſſigkeit bei den Vertragsverhandlungen haftet, ſondern auch, 
wenn ſie die Verhandlungen durch eine andre Perſon führt, deren Verſchulden 
zu vertreten hat, entſpricht dem Sinn und Zweck des § 278. Wie in dem 
vom 6. Zivilſen. am 7. Dez. 1911 entſchiedenen Fall (Entſch. 78, 239) — der 
allerdings weſentlich anders liegt als der hier gegebene, namentlich inſofern, 
als es in ihm nicht zum Abſchluß des beabſichtigten Vertrags gekommen iſt —, 
ſo trifft auch hier der Rechtsgedanke des § 278 durchaus zu, der dort dahin 
feſtgeſtellt iſt: daß, wer ſelbſt eine Leiſtung ſchuldet, die er mit der erforder⸗ 
lichen Sorgfalt zu bewirken hat, dann, wenn er hierzu einen Gehülfen ver⸗ 
wendet, für deſſen ſorgfältige Leiſtung einſtehen muß, und daß ebenſo der 
andre, demgegenüber die Leiſtung zu bewirken iſt, nicht deshalb ſchlechter 
geſtellt ſein darf, weil der Gegner ſie nicht ſelbſt ausführt, ſondern ſie einem 
Gehülfen übertragen hat. Die gegenteilige Meinung würde zu einer Bevor⸗ 
zugung der Inhaber von Großbetrieben, die faſt nie perſönlich mit ihren Ver⸗ 
tragsgegnern verhandeln, und zu einer Benachteiligung der mit ihnen in Ver⸗ 
tragsverhandlung tretenden Perſonen führen, die mit dem Sinn und Zweck 
des Geſetzes unvereinbar iſt. Dieſe Meinung ſteht auch nicht in einem zur 
Anrufung der verein. Zivilſenate nötigenden Widerſpruch mit den Entſchei⸗ 
dungen andrer Senate; in keinem in Betracht kommenden Urteil, 

RGentſch. 61, 207; 62, 319; 79, 319; Urt. des 5. Zivilſen. v. 4. März 1914, V. 182/13, 


iſt unter Anerkennung oder Unterſtellung einer Haftung der Partei für eigenes 
Verſchulden bei den Verhandlungen über einen zuſtande gekommenen Ver⸗ 
trag deren Verantwortlichkeit für das Verſchulden eines ſog. Erfüllungsge⸗ 
hülfen gemäß $ 278 verneint worden. 

Demnach haftet der Beklagte im vorliegenden Fall für ein Verſchulden 
derjenigen Beamten, denen es oblag, den Bewerbern die für ihre Entſchlie⸗ 
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Bung, ob ſie die ausgeſchriebenen Arbeiten übernehmen wollten, weſentlichen 
Umſtände mitzuteilen. 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 12. Januar 1915 in der preuß. 
Sache K. (Kl.) w. Reichsfiskus (OL G. Marienwerder). III. 319/14. 


34. Die Berufung des Gläubigers auf den Friſtablauf des § 326 
BGB. kann gegen Treu und Glauben verſtoßen. 
Vgl. 67 Nr. 2 m. N. 
BGB. § 326. 242. 

Die verklagte Geſellſchaft in Hamburg hatte der klagenden Geſellſchaft 
in Frankfurt a. M. am 24. Febr. 1913 10000 Kilo Asbeſt ab Juli 1913 in 
ungefähr gleichen Monatslieferungen verkauft. Die erſte Lieferung war nach 
Behauptung der Beklagten am 11. Juli, nach derjenigen der Klägerin am 
21. Juli 1913 in Frankfurt eingetroffen. Die Klägerin bemängelte die Be— 
ſchaffenheit des Asbeſts, die Beklagte wies die Ausſtellungen als unbegründet 
zurück. Da Klägerin nicht zahlte, ſtellte ihr Beklagte am 6. Aug. 1913 durch 
Schreiben eine Friſt bis Montag, den 11. Auguſt, mittags 12 Uhr in Ham— 
burg eintreffend, und zwar unter der Androhung ſpäterer Ablehnung. Am 
Morgen des 11. Aug. kurz nach 10 Uhr rief die Klägerin die Beklagte wegen 
der ſtreitigen Angelegenheit durch Fernſprecher an, und als die Beklagte eine 
weitere Erörterung ablehnte, erklärte ſie ihr, daß ſie den Kaufpreis ſofort 
überweiſen werde. Tatſächlich hat ſie alsbald ihre Frankfurter Bank zuerſt 
mündlich und dann, als ſich dies als ungenügend erwies, ſchriftlich beauftragt, 
das Geld der Deutſchen Bank, Filiale Hamburg, bei der die Beklagte ihr Konto 
hatte, telegraphiſch zu überweiſen. Nach der Auftragserteilung benachrichtigte 
ſie die Beklagte durch Fernſprecher davon, daß der Kaufpreis telegraphiſch 
überwieſen worden ſei. Das Telegramm kam aber erſt nach 2 Uhr an. Zwi— 
ſchen 2 und 3 Uhr erhielt die Beklagte von ihrer Bank durch Fernſprecher den 
Beſcheid, daß ſie zur Überweiſung des Betrages beauftragt ſei. Im Bank— 
buch iſt derſelbe für den 11./12. Auguſt gutgebracht worden. 

Die Beklagte ſtellte ſich auf den Standpunkt, daß die Friſt fruchtlos ab— 
gelaufen ſei, und trat vom Geſchäfte bezüglich des unerfüllten Teils zurück. 
Die Klägerin machte dagegen geltend, daß das ſcharfe Vorgehen der Be— 
klagten wegen einer geringfügigen Friſtüberſchreitung wider Treu und Glauben 
verſtoße. Sie klagte auf Schadenerſatz, die Klage wurde jedoch abgewieſen. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„— — — Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Auffaſſung des Ber.“ 
Gerichts, daß der Gläubiger, der auf den Friſtablauf des 8 326 BGB. ſich 
beruft, niemals gegen Treu und Glauben verſtoße, grundſätzlich beizupflichten 
wäre. Denn wenn auch dieſe Frage grundſätzlich anders zu beurteilen wäre, 
ſo würde dies bei der vom Ber.-Gericht feſtgeſtellten Sachlage an dem Er— 
gebnis der Entſcheidung doch nichts ändern. Denn jedenfalls hat das Ber.“ 
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Gericht darin recht, daß der § 326 dazu dient, für den Fall des Friſtablaufs 
beſtimmte, klare und dauernde Verhältniſſe zu ſchaffen, und daß die für die 
Sicherheit des Rechtsverkehrs notwendige Klarheit und Beſtimmtheit der 
Verhältniſſe nicht ohne Not ins Wanken gebracht werden darf. Daher würde 
gegenüber der Geltendmachung der im 8 326 für den Friſtablauf beſtimmten 
Rechtsfolgen die Verteidigung des ſäumigen Schuldners unter Berufung 
auf § 242 BGB. mit der allgemeinen Argliſteinrede doch nur in einem ganz 
beſonders liegenden Ausnahmefall zuläſſig ſein, nämlich nur dann, wenn es 
ſich um eine ganz geringfügige, noch dazu durch beſondere unverſchuldete 
Verhältniſſe des Schuldners verurſachte Friſtüberſchreitung handelt, ferner 
die geſchuldete Leiſtung vollſtändig angeboten wurde und der Gläubiger an 
der genauen Einhaltung der Friſt nachweisbar kein berechtigtes Intereſſe 
hatte. Dieſe Vorausſetzungen liegen aber nach den Feſtſtellungen des Ber. 
Gerichts nicht vor. Dieſes hat vielmehr erwogen, die Klägerin könne von 
einem Verſchulden inſofern nicht freigeſprochen werden, als ſie ihre Zahlungs— 
anordnungen nicht auf den letzten Augenblick hätte verſchieben dürfen. Sie 
habe an ihrem Standpunkte, daß die Ware vertragwidrig ſei, feſtgehalten; 
nur dadurch ſei ſie dazu gelangt, ſich noch im letzten Augenblick an die Be— 
klagte zu wenden. Es habe alſo nicht in den Verhältniſſen oder an einem un— 
glücklichen Zuſammentreffen von Umſtänden gelegen, daß verſpätet gezahlt 
wurde, vielmehr ſei dieſe Verſpätung lediglich auf die zu ſpäte Willensent— 
ſchließung der Klägerin, ihren Widerſtand aufzugeben, zurückzuführen. Auf 
der andren Seite ſei es unerheblich, ob die Beklagte des Geldes gerade ſchon 
um 12 Uhr mittags bedurft habe; zu einer Darlegung ihrer geſchäftlichen 
Verhältniſſe und Verfügungen könne ſie nicht genötigt werden. 

Dieſe Erwägungen ſind rechtlich bedenkenfrei und rechtfertigen die Ent— 
ſcheidung, daß der Rücktritt der Beklagten von dem am 24. Febr. 1913 ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrage berechtigt war. Unterſtützend mag noch angeführt werden, 
daß die Klägerin eine große Firma und mit der Bedeutung des $ 326 bekannt 
iſt, die rückſtändige Leiſtung die von ihr ohne Schwierigkeit zu beſchaffende 
Zahlung des erheblichen Betrages von ungefähr 10000 „ betraf, daß die 
Klägerin auch aus der Art der Friſtbeſtimmung erkennen mußte, daß es der 
Beklagten nicht bloß auf den Tag, ſondern ſogar auf die Stunde der Zahlung 
ankam, und daß anderſeits die Beklagte ein Intereſſe daran hatte, die günſtige 
Marktlage auszunutzen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 25. Juni 1915 in der Hamb. Sache 

Frankf. Asbeſt⸗W. (Kl.) w. L. N. (OL G. Hamburg). II. 120/15. B. 


35. Anſprüche des Beſtellers einer Seitſchrift, deren Umfang der 
Herausgeber willkürlich beſchränkt hat. 
BGB. § 459. 
Nach einem Vertrage zwiſchen dem Kläger und dem Rechtsvorgänger 


des Beklagten, einem Verleger, hatte ſich dieſer verpflichtet, die von ihm 
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herausgegebene Zeitſchrift „Hannoverland“ den Mitgliedern des klagenden 
eingetragenen Vereins als deſſen Vereinsorgan in einer Sonderausgabe mit 
dem Kopf „Altſachſenland“ zu liefern. Nach § 10 des Vertrags bedürfen 
Anderungen des Titels und des Umfanges der Hefte oder ſonſtige weſentliche 
Veränderungen der Genehmigung des Vereinsvorſtandes. Im § 2 war die 
Perſon des leitenden Herausgebers beſtimmt und zur Anderung in dieſen 
Verhältniſſen die Zuſtimmung des Vereinsvorſtandes erfordert. Aus Anlaß 
des Krieges verminderte der Beklagte den Umfang der Monatshefte für Sep⸗ 
tember bis einſchließlich Dezember 1914. Der Kläger verlangte nun vom 
Beklagten Lieferung der Monatshefte für die angegebene Zeit in der früheren 
Stärke von 24 Seiten Text, an zweiter Stelle Nachlieferung der fehlenden 
8 Seiten Text zu jedem Heft. — In 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. 
Aus den Gründen: 

„Der Vertrag iſt nicht ein Werkvertrag, gerichtet auf Herſtellung einer 
Zeitſchrift, ſondern ein Kaufvertrag nach Art eines Beſtellungskaufes, gerichtet 
auf Bezug einer regelmäßig erſcheinenden Zeitſchrift. Die Nebenbeſtimmungen, 
kraft deren der Verlag es übernimmt, die den Mitgliedern des klagenden 
Vereins zu liefernden Hefte als Vereinsblatt zu einer Sonderausgabe aus— 
zugeſtalten, ſie mit einem veränderten Kopf zu verſehen und Vereinsanzeigen 
darin abzudrucken, tun dem Weſen des Kaufvertrages ebenſowenig Eintrag 
wie die Beſtimmung des $ 2 über die Perſon des Schriftleiters. Langlaufende 
Lieferungsverträge werden nicht ſelten ſo geſchloſſen, daß ſich der Käufer 
einen maßgebenden Einfluß auf den Betrieb des Verkäufers ſichert, in welchem 
die zu liefernde Ware hergeſtellt wird. In den Monaten September bis De— 
zember 1914 hat der Verlag unſtreitig die bedungene Zahl von Heften ſeiner 
Zeitſchrift „Hannoverland“ in der vorgeſehenen Ausgeſtaltung als Sonder— 
ausgabe „Altſachſenland“ den Vereinsmitgliedern zugeſandt. Er hat damit 
den Kaufvertrag erfüllt. Die Ausführungen des Klägers, die ſich mit dem gegen 
früher verringerten Umfange dieſer Hefte beſchäftigen, laufen auf eine Be— 
mängelung der gelieferten Kaufſache hinaus. Auf Grund der angeblichen 
Mängel ſtehen dem Kläger dieſelben Rechte zu wie dem Beſteller eines Lie— 
ferungswerkes, deſſen Umfang während des Erſcheinens gegenüber den 
Angaben der Ankündigung verringert wird. Er kann möglicherweiſe vom 
Vertrage zurücktreten, kann wandeln oder mindern, auch Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung fordern. Eine Nachlieferung von Text oder Neulieferung 
verſtärkter Hefte kann er nicht verlangen. Das erſte um deswillen nicht, weil 
ein Anſpruch auf Beſſerung von Mängeln im Rahmen des Kaufvertrages 
nicht gegeben iſt, das zweite im vorliegenden Falle deshalb nicht, weil der 
Gegenſtand des Kaufs nicht der Gattung nach beſtimmt iſt. Die Vorſchrift 
des 8 480 BGB. würde eingreifen, wenn die einzelnen gelieferten Nummern 
mit Sondermängeln behaftet wären: dann könnte die Lieferung mangelfreier 
Stücke aus der Auflage verlangt werden. Hier aber haften die gerügten 
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Mängel der geſamten Auflage an, die als ein nach Art und Inhalt beſonders 
beſtimmtes Schriftwerk den Gegenſtand des Vertrages bildet. Die von dem 
„Kläger geſtellten Anträge find hiernach unbegründet.“ 
Urteil des OLG. zu Celle (2. Sen.) v. 23. Sept. 1915 i. S. G. w. Heimat⸗ 
bund N. 2 U. 34/15. L-t. 


36. Iſt die Ausfuhrfähigkeit eine vorausgeſetzte Eigenfchaft der Ware? 
| (Vgl. 48 Nr. 197.) | 
BGB. $ 459. 

Die verflagten Ausfuhrhändler verweigerten die Bezahlung des Kauf— 
preiſes der ihnen von den klagenden Fabrikanten gelieferten Ware, weil die 
ſog. blaue ruſſiſche Etikette, mit der die Ware verſehen worden war, in Indien, 
wohin dieſe Sendung beſtimmt geweſen wäre, nicht mehr zugelaſſen würde; 
die Kläger hätten für die Ausfuhrfähigkeit der Ware ohne weiteres nach 
8 459 BGB. einzuſtehen. — Die Einrede wurde in. beiden Inſtanzen ver⸗ 
worfen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die Beklagte ſtützt ihren Anſpruch auf die Annahme, daß die Ware 
nicht mehr ausfuhrfähig und daher mit einem Mangel behaftet ſei, für welchen 
Klägerin das Riſiko laufe. Dieſer Auffaſſung kann nicht beigeſtimmt werden. 
Die Etikette einer Ware intereſſiert den Ausfuhrhändler in viel höherem 
Maße als den Fabrikanten. Der Fabrikant ſtellt die Ware her; wie der Händler 
die Ware weiterverkauft, iſt für den Fabrikanten nur mittelbar von Intereſſe, 
indem er nach erfolgtem Weiterverkauf auf neue Aufträge rechnen kann. 
Mit welcher Etikette der Fabrikant die Ware liefert, kann ihm in der Regel 
ganz gleichgültig ſein, und ſo erklären ſich auch die Vorſchläge der Klägerin 
aus dem Jahre 1913, ſie ſei gern bereit, der Beklagten die Waren mit einer 
andern Etikette zu liefern. Ganz anders iſt das Intereſſe des Händlers, wel⸗ 
cher für den Weiterverkauf der Ware das große Intereſſe hat, die Ware unter 
einer eingeführten Aufmachung an den Markt zu bringen. Schon dieſe Ver⸗ 
ſchiedenartigkeit der Intereſſen an der Aufmachung muß dazu führen, daß 
das Riſiko der Ausfuhrfähigkeit einer Ware, wenn zwiſchen Fabrikanten und 
Händler nichts Abweichendes verabredet worden iſt, beim Händler liegt. 

Die von der Beklagten angeführten Urteile geben für ihren Standpunkt 
keine Stütze. Die angezogenen RGEntſch. 52, 2; 61, 86 betreffen Grund⸗ 
ſtücke; 59, 243 betrifft Wertpapiere; JW. 1895, 394 betrifft die vorausgeſetzte 
Hoteleigenſchaft eines Grundſtücks. All dieſe Fälle liegen völlig anders, und 

die Ausfuhrfähigkeit einer Ware wird nach dem Bürgerl. Geſetzbuch nur als 
zugeſicherte Eigenſchaft, nicht als eine vorausgeſetzte Eigenſchaft, die beim 
Fehlen der Vorausſetzung einen Mangel der Ware darſtellt, in Betracht kommen 
können. Die Beklagte behauptet nun nicht, daß Klägerin die Ausfuhrfähigkeit 
der Ware als Eigenſchaft zugeſichert habe, behauptet auch nicht, daß Klä⸗ 
gerin durch Vereinbarung das Riſiko der Exportfähigkeit der Ware mit der 


f 
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jog. blauen ruſſiſchen Etikette übernommen habe. Dem entſpricht der Inhalt 


des von den Parteien vorgelegten Briefwechſels. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 2. Juni 1915 in der Hamb. 
Sache J. & H. (Kl.) w. H. & Co. Bf. I. 69/15. A- d. 


37. Der Ausſchluß der Wandelung wegen Verſchlechterung der Kaufe 
ſache richtet ſich nach dem Zuſtande bei Vollziehung der Wandelung. 
Vgl. 67 Nr. 175 m. N.; 68 Nr. 35. 

BOB. 5 467. 351. 

Die Käuferin klagte gegen den Verkäufer des ihr im April 1913 ver- 
kauften und übergebenen, auch aufgelaſſenen und überſchriebenen Hausgrund- 
ſtücks im Dezember 1913 auf Entgegennahme der Rückauflaſſung, Befreiung 
von den übernommenen Schuldverbindlichkeiten und Wiederabtretung der 
von ihr dem Beklagten abgetretenen Hypothek. Sie behauptete, zur Wande— 
lung des Kaufvertrages berechtigt zu ſein, weil in dem Hauſe Schwamm 
und Trockenfäule vorhanden ſeien, dieſe Mängel auch ſchon längere Zeit vor dem 
Abſchluß des Kaufvertrages beſtanden hätten und der Beklagte deren Vor— 
handenſein gekannt habe. Das Landgericht erkannte nach den Klaganträgen, 
die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. Das Reichsgericht hob 
auf. Aus den Gründen: 

„— — — Der Ber.⸗Richter ſtellt tatſächlich feſt, daß ſowohl Trocken— 
fäule als auch Schwamm vor und bei dem Abſchluß des Kaufvertrags vorhanden 
geweſen und daß dadurch eine nicht unerhebliche Minderung der Tauglich— 
keit des Grundſtücks zu dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch 
herbeigeführt worden iſt: ſowie ferner, daß dem Beklagten bei dem Abſchluß 
des Kaufvertrages bekaunt war, daß Schwamm oder Trockenfäule in dem 
Grundſtücke vorhanden geweſen war. Dieſe Ausführungen laſſen eine von 
Amts wegen zu berückſichtigende Geſetzesverletzung nicht erkennen und ſind 
geeignet, die Annahme des Ber.-Richters, daß der Wandelungsanſpruch 
entſtanden ſei, zu tragen. — — — Die Aufhebung des Urteils erſcheint geboten, 
weil es in andrer Richtung auf einer von Amts wegen zu berückſichtigenden 
Verletzung des Geſetzes beruht. N 

Der Beklagte hatte nämlich den Einwand erhoben, die Wandelung ſei 
auf Grund der Vorſchriften der 88 467. 351 BGB. ausgeſchloſſen dadurch, 
daß die Klägerin eine weſentliche Verſchlechterung des Grundſtücks verſchuldet 
habe. Er hatte eine Reihe von Beweiſen angetreten, durch welche dargetan 
werden ſollte, daß die Klägerin das Haus abſichtlich habe verwahrloſen laſſen. 
Der Ber.⸗Richter erklärt dieſen Einwand nach der ganzen Sachlage für hin— 
fällig mit der Begründung, es komme nur eine ſchuldhafte Verſchlechterung 
vor erklärtem Rücktritt in Betracht, welcher ſchon im Dezember 1913, alſo 
kaum 8 Monate nach dem Kaufabſchluß erfolgt ſei. Daß ſchon während dieſer 
Zeit eine Verſchlechterung eingetreten, ſei ausgeſchloſſen, auch nicht einmal 
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behauptet worden. Es ſei auch der Klägerin nicht zum Verſchulden anzu⸗ 
rechnen, wenn ſie es mit Rückſicht auf die beabſichtigte Wandelung unterlaſſen 
habe, koſtſpielige Reparaturen vorzunehmen. Alles, was der Beklagte in der 
Ber.⸗Begründung in dieſer Beziehung anführe, beziehe ſich in erkennbarer 
Weiſe auf den gegenwärtigen Zuſtand des Hauſes, nachdem der Prozeß be- 
reits begonnen hatte, und ſolle dartun, daß die Klägerin mit Rückſicht auf die 
erklärte Wandelung das Haus abſichtlich habe verwahrloſen laſſen. Ob dem 
Beklagten aus dieſem Anlaſſe Schadenerſatzanſprüche zuſtehen würden, ſei 
nicht zu prüfen, da er ſolche nicht geltend gemacht habe. 

Dieſe Ausführungen beruhen auf Rechtsirrtum, der zwar nicht gerügt, 
aber von Amts wegen zu berückſichtigen iſt. Der Ber.⸗Richter verkennt, daß 
es ſich nicht um Ausübung eines Rücktrittsrechts, ſondern um die vom Geſetze 
beſonders geregelte Wandelung handelt, auf welche die in § 467 einzeln auf⸗ 
geführten Vorſchriften über das Rücktrittsrecht nur entſprechende Anwendung 
finden. Dieſe entſprechende Anwendung ergibt aber, daß der Ausſchluß der 
Wandelung gemäß $ 351 in Verbindung mit $ 467 nicht, wie der Ausſchluß 
des Rücktrittsrechts (vgl. Entſch. 71, 277, in Seuff A. 65 Nr. 23), eine ſolche 
ſchuldhafte Verſchlechterung der Sache erfordert, welche vor der Wandelungs⸗ 
Erklärung erfolgt iſt. Denn die Wandelung vollzieht ſich nicht, wie der 
Rücktritt (§ 349), durch einſeitige Erklärung, ſondern dadurch, daß ſich der 
Verkäufer auf Verlangen des Käufers mit ihr einverſtanden erklärt ($ 465 
BGB.) oder daß er rechtskräftig zur Einwilligung in die Wandelung oder, 
ſofern das für zuläſſig erachtet wird, unmittelbar zu den durch ſie bedingten 
Leiſtungen verurteilt wird. Erſt vom Eintritt eines dieſer Ereigniſſe ab kann 
daher von einem „Ausſchluß“ der Wandelung keine Rede mehr ſein, während 
kein Grund beſteht, Umſtänden, die vorher, wenn auch nach der einſeitigen 
Erklärung des Käufers, wandeln zu wollen, eingetreten ſind, die Bedeutung, 
daß dadurch die Wandelung „ausgeſchloſſen“ wird, abzuſprechen. In dieſem 
Sinne hat bereits der 2. Zivilſen. des Reichsgerichts mit ausführlicher Begrün⸗ 
dung in dem Urteil v. 21. Okt. 1904 (Entſch. 59, 97) und ferner in dem Urteil 
v. 5. Jan. 1912, II. 324/11 (abgedruckt in Seuff A. 67 Nr. 175) erkannt. Der 
jetzt erkennende Senat ſchließt ſich dieſer Auffaſſung an. Im vorliegenden 
Fall iſt die Wandelung noch nicht vollzogen, da der Beklagte ihr widerſprochen 
hat und die ausgeſprochene Verurteilung zu den aus der Wandelung ſich 
ergebenden Leiſtungen noch nicht rechtskräftig iſt. Deshalb iſt es rechtsirrtüm⸗ 
lich, daß der Ber.⸗Richter die über die Behauptung der ſchuldhaften Ver⸗ 
ſchlechterung des Grundſtücks durch die Klägerin vom Beklagten angetretenen 
Beweiſe mit der Begründung zurückgewieſen hat, es komme nur eine „vor 
erklärter Wandelung“ erfolgte Verſchlechterung in Betracht. Eine Verände⸗ 
rung der Rechtslage durch die Erklärung, wandeln zu wollen, kann nur inſo⸗ 
fern in Frage kommen, als zu prüfen ſein wird, ob dieſe Erklärung zugleich 
das Angebot der Rückgabe des Grundſtücks enthalten hat und ob durch Nicht- 
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annahme dieſes Angebots der Beklagte in Gläubigerverzug geraten iſt, in 
welchem Fall die Klägerin von dieſem Zeitpunkt ab nur noch Vorſatz und grobe 
Fahrläſſigkeit zu vertreten haben würde (88 293 ff., 300 BGB.; vgl. RGEntſch. 
56, 270). Von dieſen rechtlichen Geſichtspunkten aus hätte der Ber.⸗Richter 
die Erheblichkeit der angetretenen Beweiſe einer Erörterung unterziehen 
müſſen. 
Das angefochtene Urteil mußte daher aufgehoben und die Sache an das 
Ber.⸗Gericht zurückberwieſen werden. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 9. Juni 1915 in der preuß. Sache 
J. (BE) w. T. (KG. Berlin). V. 50/15. 


38. Annahme einer Muſikkapelle zu abendlichen Vorträgen in einer 
Wirtſchaft; Dienſt⸗ nicht Werkvertrag“. Wichtiger Kündigungsgrund 
für den Wirt? 

Vgl. 56 Nr. 221. 222; 66 Nr. 115. 

BGB. 8s 611. 626. 631. 

Durch Vertrag v. 26. Mai 1914 hatte ſich der Kläger verpflichtet, an 
jedem Abend im Gaſtlokal der Beklagten mit ſeiner Kapelle muſikaliſche und 
humoriſtiſche Leiſtungen darzubieten. Die Beklagte kündigte den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt, als der Kläger am Abend des 20. Juni 
1914 mit ſeiner Kapelle das Gaſtlokal verließ und in einer andern Wirtſchaft 
ſpielte. Der Kläger erachtete die ſofortige Kündigung nicht für gerechtfertigt, 
denn an dem fraglichen Abend hätten überhaupt nur zwölf Gäſte Eintritt 
bezahlt, und ſeine Geſamteinnahme habe nur 4,80 % betragen; auch andre 
Kapellen vor und nach ihm hätten an ſolchen ſchlecht beſuchten Abenden von 
der Beklagten die Erlaubnis erhalten, anderswo zu ſpielen; auf jeden Fall 
ſtände der geringfügige Schaden, den die Beklagte durch das Weggehen der 
Kapelle gehabt habe, in garkeinem Verhältnis zu dem ſchweren Eingriff einer 
ſofortigen Kündigung. — Das Landgericht wies die auf Bezahlung von 
1500 „ Schadenerſatz gerichtete Klage ab, weil es die ſofortige Kündigung 
des Dienſtverhältniſſes durch die Beklagte für gerechtfertigt hielt. In der 
Ber.⸗Inſtanz wurde der Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt. Aus den Gründen: 

„Das zwiſchen den Streitteilen geknüpfte Rechtsverhältnis iſt in Über⸗ 
einſtimmung mit dem Landgericht als Dienſtvertrag aufzufaſſen, der Kläger 
war verpflichtet, an jedem Abend mit ſeiner Kapelle im Gaſtlokal der Be— 
klagten zu konzertieren. Es kann nicht geſagt werden, daß hiernach jede Leiſtung 
des Abends oder gar die Geſamtheit der Leiſtungen einen geſonderten unteil— 
baren Arbeitserfolg dargeſtellt habe, es bildete vielmehr die Arbeitstätigkeit 
als ſolche, nämlich das Konzertieren am Abend, unmittelbar den Gegenſtand 
des Vertrags. Dieſe an ſich teilbare Tätigkeit war jeden Abend zu leiſten. 
Auch die Entlohnung wurde für den einzelnen Abend gewährt, ſo daß Zeit— 
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lohn, nicht Akkordlohn vorlag, worauf bei der Unterſcheidung zwischen Dienſt⸗ 
und Werkvertrag das beſondere Gewicht zu legen iſt. Alle Anhaltspunkte 
ſprechen ſohin für die Annahme eines Dienſtvertrags (vgl. Staudinger“ 
2, 1064. 1065, Vorbem. vor 88 611 ff.; auch JW. 1910, 13°). Dagegen er- 
achtet das Ber.⸗Gericht im Gegenſatz zum Landgericht die von der Beklagten 
ausgeübte ſofortige Kündigung des Vertrags auf der Grundlage des $ 626 
BGB. nicht als gerechtfertigt. 

Bei der Frage der Zuläſſigkeit ſolcher außerordentlichen Kündigung iſt 
als leitender Geſichtspunkt aufzuſtellen, ob ein Umſtand vorliegt, mit Rück⸗ 
ſicht auf welchen dem andern Teil eine Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes 
nicht wohl mehr zugemutet werden konnte. Dabei iſt aber auch die ganze 
beſondere Art des einſchlägigen Dienſtverhältniſſes zu würdigen (Staudinger 
S. 1134 ff.). Prüft man aber die näheren Umſtände, ſo kann die Handlungs⸗ 
weiſe des Klägers nicht als eine ſo hochgradige Verfehlung gegen die Inter⸗ 
eſſen der Beklagten erſcheinen, daß ihr nur mit ſofortiger Kündigung hätte 
begegnet werden können. 

Der Kläger iſt mit ſeiner Kapelle fortgegangen, weil der Verdienſt, der 
für ihn und ſeine Leute an jenem Abend zu erwarten war, nur äußerſt gering 
geweſen wäre und er von dem andern Wirte dringend eingeladen worden 
war, bei ihm zu ſpielen. Er war wohl der Anſicht, daß die Beklagte ſein Fort⸗ 
gehen nicht beſonders unangenehm empfinden werde, und hatte auch beab⸗ 
ſichtigt, ſich bei der Beklagten noch an jenem Abend zu entſchuldigen. Es war 
auch der Schaden, den die Beklagte durch ſein Fortgehen erlitt, verhältnis⸗ 
mäßig gering; er kann nur darin beſtanden haben, daß die zwölf Perſonen, 
die damals gezahlt hatten, allenfalls in der Folge nicht mehr damit rechneten, 
daß in der Wirtſchaft der Beklagten an jedem Abend Konzert ſei. Einen nach⸗ 
weisbaren Schaden hat die Beklagte nicht gehabt; im Gegenteil, ſie iſt ſogar 
ihrerſeits durch das Fortgehen des Klägers von der Vertragspflicht befreit 
worden, ihm den für ſchöne Abende zugeſicherten Zuſchlag von 8 „ zu be- 
zahlen; die Tageseinnahme aus den Eintrittsgeldern floß ohnedies vertrag⸗ 
gemäß dem Kläger allein zu. 

Die ganze Sachlage war ſohin nicht dazu angetan, das Rechtsverhältnis 
mit dem Kläger ſofort zu löſen; die Beklagte hätte ihre Intereſſen genügend 
wahren können, wenn ſie den Kläger alsbald entſprechend verwarnt, ein etwa 
bei ihm beſtehendes Mißverſtändnis damit endgültig aufgeklärt und für jeden 
weiteren Zuwiderhandlungsfall die ſofortige Kündigung in Ausſicht geſtellt 
hätte. Statt deſſen hat ſie noch in jener Nacht ohne weiteres eine andre Kapelle 
angenommen und damit den Vertrag mit dem Kläger ſchlechthin aufgelöſt. 

Die außerordentliche Kündigung erweiſt ſich ſohin als ungerechtfer⸗ 
tigt. — — —“ 

Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 11. Okt. 1915 i. S. M. w. D. 

L. 456/15. N F—2. 
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39. Rechtsverhältniſſe aus der Zeichnung zu einer Deckung für die 
Kojten einer Ausſtellung. 


Vgl. 55 Nr. 136. 
BGB. 765. 


Vom klagenden Verein wurde im Jahre 1914 eine Ausſtellung veran— 
ſtaltet. Der Beklagte übernahm durch den der Klage beigefügten Garantie— 
ſchein dem Kläger gegenüber bis zur Höhe von 5000 / Garantie für den 
Fall, daß „ſich infolge der Vorbereitung, Durchführung oder Liquidation 
dieſer Ausſtellung ein Fehlbetrag ergebe“, wobei er ſich ausbedang, daß „dieſe 
Garantie erſt in Anſpruch genommen werden könne, nachdem die von der 
Stadt L. und von der Staatsregierung geleiſteten Garantien erſchöpft ſeien“, 
und ſich verpflichtete, „innerhalb eines Monats, nachdem ihm der Kläger von 
dem etwaigen Fehlbetrage Mitteilung gemacht und die Summe gemeldet 


habe, die er zu zahlen habe, dem Kläger dieſe Summe zu entrichten, auf keinen 


Fall aber mehr als den von ihm garantierten Höchſtbetrag“. Der Kläger be— 
hauptete, daß ſich nach der von ihm am 31. Dezember 1914 aufgeſtellten 
Bilanz ein näher bezifferter Fehlbetrag ergeben habe, zu deſſen Deckung 
nach Abzug der vom Staate und der Stadtgemeinde geleiſteten Garantien 
die Garantiegewährungen insgeſamt noch nicht ausreichten, alſo voll heran— 
gezogen werden müßten. Der Kläger hatte den Beklagten unter Bezeichnung 
des Fehlbetrags mit Rundſchreiben vom November 1914 zur Bezahlung der 
vollen Garantieſumme aufgefordert und klagte nunmehr, indem er gegen 
gewiſſe Gegenforderungen des Beklagten aufrechnete, auf Bezahlung von 
3324,15 ½ mit 4 v. H. Zinſen ſeit dem 2. Febr. 1915. 

Der Beklagte beſtritt, daß der Kläger am 31. Dez. 1914 eine Bilanz mit 
dem behaupteten Ergebniſſe gezogen habe, die Ausſtellung einen Fehlbetrag 
in der angegebenen Höhe ergeben habe und die Summe der privaten Garantie— 
zeichnungen richtig angegeben ſei. Er machte geltend, daß übermäßige Etats— 
überſchreitungen und Mißgriffe der Ausſtellungsleitung zugrunde lägen; 
ferner, daß er nicht früher zu leiſten brauche als bis der endgültige Fehlbetrag 
feſtſtehe; und daß er ſeine Leiſtung zurückbehalten dürfe, bis der Kläger der 
Verpflichtung zu ordnungmäßiger Rechnunglegung genügt habe. | 

Die Klage iſt in beiden Inſtanzen als begründet befunden worden. Aus 
den Gründen des Ber. Urteils: | 

„Der vorliegende Vertrag, mit dem der Beklagte dem Kläger verſpricht, 
bis zur Höhe der gezeichneten Summe den etwaigen Fehlbetrag aus dem 
Ausſtellungsunternehmen des Klägers zu decken, ſtellt einen Garantievertrag 
im eigentlichen Sinn dieſes Wortes dar, mit welchem dieſe Vertragsart in 
Rechtslehre und Rechtſprechung bezeichnet und als derjenige Vertrag um— 
ſchrieben wird, durch den der eine Teil verſpricht, für das Riſiko einzuſtehen, 
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das dem andern Teil aus einer Unternehmung irgendwelcher Art er- 
wächſt; 
vgl. Meyer in Iherings Jahrb. Bd. 33; Stammler im Archiv. Prax. 69, 1. 44. 
47. 51. 120; Wienſtein im ArchBürgR. 31, 4; Enneccerus BR.? 1, 764 $ 323 
unter III. 1; Oertmann Schuldverh.* 805 Anm. 2 zu $ 676 BGB.; Plank BGB 
2, 822 Anm. III. 2 vor § 765; Rg. in JW. 1899, 215 und SeuffA. 55 Nr. 136. 
Dieſer Vertrag iſt ein einſeitiger Vertrag und verpflichtet deshalb nur den 
Garantieübernehmer, nicht den Garantieempfänger (vgl. Stammler S. 49. 
120. 1211; Enneccerus a. a. O. unter 5). Trotz des Intereſſes, das der Ga⸗ 
tantieübernehmer im Zweifel an der Ausführung des Unternehmens hat, 
das zu unterſtützen er bereit iſt, wird deshalb für ihn dem Garantieempfänger 
gegenüber ein Anſpruch auf Rechnunglegung, etwa ſo, wie ihn wegen des 
Anſpruchs auf Ausführung des Geſchäfts ($ 662 BGB.) der Auftraggeber 
gegenüber dem Beauftragten nach $ 666 BGB. hat, nicht begründet. Schon 
hiermit erledigt ſich alſo die Einrede der Zurückbehaltung, die der Beklagte, 
ſei es nach § 322, ſei es nach § 273 BGB. erheben zu dürfen glaubt. 
Nicht iſt damit die Frage beantwortet, ob im einzelnen Falle der Garantie⸗ 
empfänger dem Übernehmer den Beweis vom Eintritt des Garantiefalls zu 
führen hat. Grundſätzlich wird dieſe Frage zu bejahen ſein, und ſie iſt auch 
in der oben angezogenen RGeéEntſcheidung, die einen ähnlichen Fall der Ga⸗ 
rantieübernahme gegenüber den Unternehmern einer Ausſtellung behandelt, 
bejaht worden. Dieſer Fall würde auch dem gegenwärtigen gleichen, wenn 
wahr und weſentlich wäre was der Beklagte behauptet, daß ihm nämlich der 
Vorſtandsvorſitzende des Klägers zugeſagt hätte, er, der Beklagte, brauche 
erſt nach Abrechnung zu bezahlen. Im angefochtenen Urteil iſt jedoch bereits 
mit zutreffenden Gründen dargelegt worden, daß dieſe — an und für ſich 
recht unwahrſcheinliche — vor der ſchriftlichen Feſtlegung des Vertrags der 
Parteien angeblich geſchehene Zuſage durch die urkundliche Vereinbarung 
gegenſtandlos geworden iſt, weil dieſe etwas andres beſtimmt. Der Beklagte 
hat ſich im Garantieſchein zur Leiſtung bereits auf die Mitteilung vom Vor⸗ 
handenſein eines etwaigen Fehlbetrages und die Meldung der Höhe ſeiner 
Inanſpruchnahme verpflichtet. Das heißt ſo viel, daß er das öffentliche Ver⸗ 
trauen, das die Leiter des Ausſtellungsunternehmens des Klägers an ihre 
Stelle gehoben hatte, teilte und deshalb auf den Nachweis des Beſtehens 
eines Fehlbetrages ſowie ſeiner Höhe und der Zuläſſigkeit der Berechnung 
deſſen verzichtete, was er nach dem Garantievertrage zu leiſten ſchuldig war. 
Daß dies begründeterweiſe dem vorliegenden Abkommen zu entnehmen iſt, 
läßt ſich überdies mit den Ausführungen belegen, in denen das angefochtene 
Urteil ſich an die Begründung des mehrfach angezogenen Reichsgerichtsurteils 
anſchließt, und die auf den wohlbegründeten Ausſpruch hinauslaufen, daß 
die Notwendigkeit der Beweisführung über Beſtehen und Höhe des die Ga— 
rantieleiſtung bedingenden Fehlbetrags dieſe in Fällen der . Art 
Seufferts Archiv 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 2. 
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zur Erfüllung der Aufgabe, denen ſie zu dienen beſtimmt iſt, ungeeignet 
machen würde. | 

Da, wie hieraus ſich ergibt, nach dem Willen der am Vertrage Beteiligten 
lediglich der Beſchluß des Klägers für die Zahlungsverbindlichkeit des Be— 
klagten entſcheidend fein ſoll, jo iſt es dem Beklagten auch zu verwehren, daß 
er die Grundlagen, auf denen der Beſchluß der Einforderung der Garantie- 


ſumme beruht, bemängele und geltend mache, wie einerſeits Eingänge (ſo 


die Garantieſumme) zu niedrig, anderſeits Ausgänge zu hoch eingeſetzt ſeien. 
Es iſt ihm aus demſelben Grunde ſowohl wie als Folgerung aus dem Begriff 
des Garantievertrags, der im Zweifel die Gefahr des ganzen Unternehmens 
dem Garantieübernehmer auferlegt (vgl. Stammler 132. 134. 135; Ennec⸗ 
cerus 765 Nr. 5 und 7; Oertmann Anm. 2dö), auch nicht zu geſtatten, 
daß er je nach der Urſache der Entſtehung die Leiſtungspflicht für einen Teil 
des tatſächlichen Fehlbetrags ablehne, wie der Beklagte es anſcheinend in 
Hinſicht auf denjenigen von ihm nicht begrenzten Teil des Ausfalls zu tun be— 
abſichtigt, der nach ſeiner Meinung durch das, von ihm übrigens in keiner 
Weiſe begründete, Verſchulden der Vertreter des Klägers verurſacht worden iſt. 

Eine Grenze findet allerdings das vom Beklagten ſonſt uneingeſchränkt 
übernommene Riſiko in der Vertragsbeſtimmung, daß ſeine Garantie erſt 
in Anſpruch genommen werden dürfe, nachdem die vom Staat und von der 
Stadtgemeinde geleiſteten Garantien erſchöpft ſeien. Der Beklagte beſtreitet 
aber weder, daß ein Fehlbetrag vorhanden iſt, noch daß ein ſolcher auch nach 
dem Abzuge des Betrages der Garantieſumme des Staats und der Stadt— 
gemeinde verbleibt. Der Fall, für den ſich der Beklagte zur Leiſtung ver— 
pflichtet hat, iſt alſo eingetreten, ſofern nicht etwa anzunehmen iſt, daß die 
Leiſtungszeit noch nicht gekommen ſei. 

In dieſer Hinſicht könnte ſich der Beklagte, dafern ſein Vorbringen be— 
achtlich wäre, auf das Zugeſtändnis des Klägers berufen, daß eine das End— 
ergebnis des Ausſtellungsunternehmens feſtſtellende Schlußabrechnung nicht 
vorhanden, vielmehr aus den bisherigen Aufſtellungen nur ein vorläufiges, 
künftiger Abänderung zugängliches Ergebnis zu gewinnen ſei. Die Abrech— 
nung, auf Grund deren die Beitragspflicht der Garantieübernehmer beſtimmt 
wird, kann aber in Fällen der vorliegenden Art eine endgültig abſchließende 
nicht ſein, weil einer ſolchen notwendigerweiſe die Einforderung der Ga— 
rantieſummen und darnach die Feſtſtellung vorausgehen muß, inwieweit die 
Garantieleiſtungen eingehen und inwieweit ſie nicht beitreibbar ſind. Es iſt 
alſo, ehe an die von der Beklagten geforderte Schlußabrechnung auch nur 
gedacht werden kann, der Ausgang der wegen der Einziehung der Garantie— 
ſummen noch ſchwebenden Prozeſſe abzuwarten. Gerade die Zahlungs— 
weigerung der verklagten Garantieübernehmer macht den endgültigen Ab— 
ſchluß unmöglich, der weiter durch die Koſten der dem Kläger aufgenötigten 
Prozeſſe und durch die bis zu deren Beendigung fortdauernd entſtehenden 
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Verwaltungskoſten beeinflußt werden wird. Dieſe Erwägungen (vgl. JW. 
a. a. O. 216. 217) ergeben, daß der Garantievertrag der Parteien das Vor⸗ 
liegen einer Abrechnung, von der auch in der Vertragsurkunde nicht die Rede 
iſt, und jedenfalls den Abſchluß einer Berechnung, aus der das endgültige 
Ergebnis des Unternehmens des Klägers hervorgeht, nicht zur Bedingung oder 
zur Zeitbeſtimmung zum Zweck der Feſtſtellung der Fälligkeit der Garantie⸗ 
ſumme hat machen können und wollen. Dem Beklagten lag es deshalb ob, 
ſeiner Zahlungsfriſt innerhalb des vereinbarten Monats, gerechnet vom Tage 
der Einforderung, zu genügen. 

Darnach rechtfertigt ſich das angefochtene Urteil und iſt die Berufung des 
Beklagten als unbegründet zurückzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 25. Okt. 1915 i. S. K. (Bkl.) 
w. Verein Internat. Ausſt. f. Buchgew. c. 50. 105/15. Ch. 


40. Eigentumserwerb an beweglichen Sachen durch nicht grobfahr— 
läſſigen Ankauf von einem Nichteigentümer. 
Vgl. 60 Nr. 192; 63 Nr. 13; 69 Nr. 5. — BGB. 89 932. 956. 


Die drei Beklagten hatten zuſammen durch Vertrag v. 17. Jan. 1913 
vier Kühe um den Geſamtpreis von 1220 .K von St. gekauft, der Beklagte 
Tr. außerdem noch 30 Zentner Stroh. St. bewirtſchaftete damals das An- 
weſen des Klägers Sp. in P., das er ſeit Juni 1912 bewohnte; er hatte zur 
Fortführung der Bewirtſchaftung vom Kläger im Sommer 1912 den Betrag 
von 1200 geliehen, womit er ſich auch die ſtreitigen Kühe angeſchafft hatte. 
Verkaufsverhandlungen über das Gut zwiſchen ihm und dem Kläger kamen 
nicht zum Abſchluſſe. Darauf klagte der Kläger gegen die Beklagten auf 
Herausgabe der Kühe und des Strohs. — In 1. Inſtanz wurden die Be- 
klagten verurteilt, während die Klage in 2. Inſtanz abgewieſen wurde. Aus 
den Gründen: 

„— — — Für das vom Kläger behauptete Eigentum liegt dieſem der 
Beweis ob. Daß die ſtreitigen Kühe zunächſt Eigentum des St. waren, iſt 
‚ nicht beſtritten und auch vom 1. Richter mit Recht angenommen worden. 
Das ſtreitige Stroh ſtellt ſich als Frucht des Anweſens i. S. des § 99 BGB. 
dar, deſſen Eigentumserwerb ſich nach § 953 ff. BGB. regelt. Der Kläger 
hat es unterlaſſen, das Rechtsverhältnis zwiſchen ihm und St. näher aufzu— 
klären, der 1. Richter hat ſich damit begnügt, feſtzuſtellen, daß St. im Juni 
1912 auf das Anweſen ‚aufgezogen iſt und deſſen Bewirtſchaftung über- 
nommen hat“. Wenn nun auch ein Pachtverhältnis nach § 581 BGB. zwiſchen 
St. und dem Kläger nicht als gegeben anzunehmen iſt, ſo iſt doch nicht aus— 
geſchloſſen, daß St. gemäß § 956 BGB. Eigentum an dem fraglichen Stroh 
erworben hat. Er war von Anfang an unmittelbarer Beſitzer des Anweſens 
nach $ 868 BGB.; denn er war nach der eigenen Sachdarſtellung des Klägers 
ihm gegenüber auf Zeit zum Beſitz desſelben berechtigt (JW. 1913, 432) und 
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nicht nur Beſitzdiener nach 8 855 BGB. Er war, wie oben angeführt, zunächſt 
Eigentümer der Kühe und ſein Eigentum an dem an Tr. veräußerten 
Stroh iſt mindeſtens nicht widerlegt, jedenfalls das Eigentum des Klägers 
hieran nicht nachgewieſen worden. Sein Eigentum leitet der Kläger ab aus 
einem Vertrage zwiſchen ihm und St., wonach ihm dieſer Eigentum am ge— 
ſamten Anweſensinventar übertragen habe. Wenn ſich der 1. Richter mit 
dieſer Behauptung eines weder der Zeit noch dem Inhalt nach auch nur einiger— 
maßen klargelegten mündlichen Vertrages als Beweis für das Eigentum des 
Klägers auf Grund des 8930 BGB. begnügt hat, ſo kann dem nicht beige— 
pflichtet werden. Der Kläger mußte den genauen Inhalt der behaupteten 
mündlichen Verabredung zwiſchen ihm und St. dartun und beweiſen, wenn 
das Gericht feſtſtellen ſollte, daß hiermit bezüglich der Kühe und der Ernte ein 
Rechtsverhältnis nach $ 868 BOB. begründet worden ſei. 

Das Ber.⸗Gericht erachtet aus dieſen Erwägungen ſchon den Klagan— 
ſpruch für unbegründet, weil hiernach der Kläger den Beweis für ſein Eigen— 
tum an den Streitobjekten nicht erbracht hat. Aber auch letzteres als bewieſen 
angenommen, iſt die Klage nicht gerechtfertigt. Vorweg ſind die Kühe und 
das Stroh durch deren Überlaſſung an die Beklagten ſeitens des St. dem 
Kläger nicht i. S. des 8935 BGB. abhanden gekommen, weil St. deren 
Beſitzer nach 8 868 BGB. geweſen iſt (Staudinger zu $ 855 und 868; Komm. 
v. RGRäten zu § 855 RGentſch. 54, 68 [Seuff A. 59 Nr. 8]; 71, 251). Dem 
Kläger liegt fodanı der Beweis ob, daß die Beklagten mangels guten Glaubens 
nach § 929. 932 BGB. nicht Eigentum an den Gegenſtänden erworben haben. 

Für das Ber.⸗Gericht ſteht feſt, daß den Beklagten zur Zeit der Übergabe 
der Gegenſtände nicht bekannt war, daß ſie dem St. nicht gehörten. Es er— 
achtet aber auch einen genügenden Beweis dafür nicht als erbracht, daß den 
Beklagten bei der Abnahme der Kaufobjekte infolge grober Fahrläſſigkeit 
unbekannt war, daß dieſe dem St. nicht gehörten. Wenn der 1. Richter ſich 
für ſeine gegenteilige Annahme auf die Entſcheidung des RG. Entſch. 58, 162 
durch Wiedergabe einiger Sätze derſelben bezogen hat, ſo hat er außer acht 
gelaſſen, daß auch hierin zum Vorliegen grober Fahrläſſigkeit eine Nichtvor— 
nahme der Prüfung der Rechte des Veräußerers verlangt wird, was ſchlecht— 
hin mit dem Verhalten eines ordentlichen Mannes unverträglich iſt; daß alſo 
die Unkenntnis des Rechtsmangels von dem Erwerber durch eine beſonders 
ſchwere, nicht nur durch eine durchſchnittlich zu vermeidende Sorgfaltsver— 
begründen. Grob fahrläſſig handelt derjenige, welcher die im Verkehr erfor— 
derliche Sorgfalt in ſolch hohem Grade außer acht läßt, daß unter den ge— 
gebenen Umſtänden jedermann dieſe Sorgfaltverletzung erkennen kann und muß 
(IW. 1915, 22). Nicht die Sorgfaltsbeobachtung des vorſichtigen und ängſtlichen 
Mannes iſt der Maßſtab für die grobe Fahrlaſſigkeit, ſondern diejenige, zu deren 
Anwendung im Einzelfall jedermann für verpflichtet erachtet werden muß. 
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Wenn St. den Beklagten ausdrücklich auf deren Erkundigung erklärt hat, 
daß er der Eigentümer der Kaufobjekte ſei, ſo beſtand für dieſe ohne beſondere, 
vom Kläger garnicht behauptete Tatſachen kein Grund, dieſe Angaben anzu— 
zweifeln, um ſo weniger, als St. ihnen als Beſitzer des Anweſens gegenüber— 
trat und den Verkauf des Viehs mit ſeiner Abſicht, das Anweſen auch zu ver— 
äußern, begründete, auch der von ihm verlangte Kaufpreis — bei Vergleichung 
mit dem vom Kläger jetzt verlangten Erſatzwert der Kaufobjekte — kein be— 
ſonders niedriger, den Verdacht der Verſchleuderung rechtfertigender geweſen 
iſt. Es lagen hiernach bei dem Kauf keine objektiven Gründe vor, welche 
die Beklagten zu weiteren Nachforſchungen nach der Richtigkeit der Angaben 
des St. veranlaſſen mußten. — — —“ 

Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 6. März 1915 i. S. Sp. w. Tr. 

u. Gen. L. 528/14. P. 


41. Anſpruch der Mutter, der nach $ 622 SPO. die Sorge für das 
Kind übertragen war, auf deſſen Herausgabe gegen einen Dritten. 


Vgl. 65 Nr. 191 m. N.; 69 Nr. 250. 
BGB. $ 1632; 3PO. 8 627. 


Das Kind war von deſſen Vater dem Beklagten zur Erziehung übergeben 
worden: die Mutter erhob Klage auf Herausgabe des Kindes. Dem Be— 
klagten wurde vom Landgericht das nachgeſuchte Armenrecht verweigert, 
ſeine Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Gründe: 

„Die Klägerin hat in dem zwiſchen ihrem Ehemann und ihr anhängigen 
Rechtsſtreit wegen Eheſcheidung am 26. Mai 1915 eine einſtweil. Verfügung 
des Prozeßgerichts erwirkt, wonach ihr für die Dauer dieſes Rechtsſtreits die 
Sorge für das gemeinſchaftliche Kind übertragen und ihr insbeſondere auch 
geſtattet wurde, das Kind an ſich zu nehmen. Dieſe einſtweil. Verfügung 
übertrug der Klägerin das Recht und die Pflicht, das Kind zu erziehen, zu 
beaufſichtigen und ſeinen Aufenthalt zu beſtimmen (§ 1631 BGB.). Ohne 
dieſe Verfügung würde die Sorge für die Perſon des Kindes in erſter Linie 
deſſen Vater und der Mutter nur neben ihm zuſtehen (88 1627. 1630. 1631. 
1634 BGB.); gemäß dem letzten Satz des $ 1634 würde bei einer Meinungs- 
verſchiedenheit die Meinung des Vaters vorgehen. Durch die einſtweil. Ver⸗ 
fügung iſt jedoch dem Vater, obwohl er nach wie vor Träger der elterlichen 

Gewalt und geſetzlicher Vertreter des Kindes bleibt, im Verhältnis zu ſeiner 
Frau das Vorrecht bezüglich der Sorge für die Perſon des Kindes entzogen 
worden. 

Die Mutter hat auf Grund der einſtweil. Verfügung auch das ausſchließ⸗ 
liche Recht erlangt, die Herausgabe des Kindes von jedem, der es ihr wider⸗ 
rechtlich vorenthält, zu begehren (8 1632). Widerrechtlich iſt die Vorenthaltung 
des Kindes gegenüber der zur Sorge für die Perſon des Kindes berechtigten 
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Mutter dann, wenn dem Vorenthaltenden kein Recht auf Vorenthaltung 
zukommt. Der Beklagte hat aber ein ſolches Recht weder nach dem Geſetze, 
noch auf Grund einer Anordnung des Vormundſchaftgerichts (vgl. § 1666 
BGB.), noch auf Grund öffentlichrechtlicher Normen. Er kann ſich insbeſondere 
auch nicht mit Erfolg darauf berufen, daß der Vater das Kind ihm anvertraut 
hat; ſteht doch nach Maßgabe der einſtweil. Verfügung der Mutter ſogar 
gegen ihren Ehemann ſelbſt das Recht auf Herausgabe des Kindes an ſie zu. 
Die beabſichtigte Rechtsverteidigung des Beklagten erſcheint demnach 

als ausſichtlos.“ 
Beſchluß des OLG. Augsburg (2. Sen.) v. 23. Nov. 1915. II. 156/15 

8. 


42. Übernahme lebenslänglicher Haushaltführung und Pflege als 
Hausdame gegen eine Vergütung bis an ihr Lebensende; kein Ge— 
ſchäft von Todes wegen. 

Vgl. 49 Nr. 15 m. N. 

BGB. 88 1939. 611. 

Die Beklagte war Hausdame bei den Eltern, und nach dem Tode der 
Mutter bei dem Vater der Klägerin, L., geweſen. In dem gemeinſchaftlichen 
Teſtament der Eheleute L. war ihr eine Zimmereinrichtung und die Summe 
von 6000 „A vermacht worden. Nach dem Tode ſeiner Frau ſchloß L. am 
1. April 1905 mit der Beklagten einen notariellen Vertrag, worin dieſe ſich 
verpflichtete, ihn bis an ſein Lebensende zu pflegen und ihm in ſeinem Haus— 
halt ihre Dienſte ausſchließlich zur Verfügung zu ſtellen. Als Gegenleiſtung 
wurde ihr eine jährliche Vergütung von 600% bis zu ihrem Lebensende 
zugeſichert. L. ſtarb 1914 mit Hinterlaſſung von ſechs Teſtamentserben. 
Nachdem drei Miterben ihre Zuſtimmung dazu erteilt hatten, daß der Be— 
klagten 300 A von der vereinbarten Jahresrente ausbezahlt würden, erhob 
die Klägerin eine Feſtſtellungsklage dahin, daß der Beklagten nur eine Renten- 
forderung von 300 „ jährlich zuſtehe. Die Klägerin ging davon aus, daß 
der Vertrag v. 1. April 1905 eine Verfügung von Todes wegen enthalte, 
zu der ihr Vater wegen des gemeinſchaftlichen Teſtaments mit der Mutter 
nicht berechtigt geweſen ſei. — Die Klage wurde in beiden Inſtanzen ab— 
gewieſen. Aus den Gründen des Ber. -Urteils: 

„Der Teſtamentserbe hat im Fall des gemeinſchaftlichen Teſtaments 
in analoger Anwendung des § 2287 BGB. (vgl. RGEntſch. 58, 64) das Recht, 
die Herausgabe beträchtlicher Schenkungen nach den Vorſchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zu verlangen; dieſe Vor— 
ſchriften ſind auch auwendbar, wenn es ſich um eine unter der Form eines 
andern Rechtsgeſchäfts verſchleierte Schenkung handelt (vgl. Prot. 5, 391). 
Dieſen Weg hat die Klägerin nicht beſchritten, ſie hat nicht einen perſönlichen 
Bereicherungsanſpruch geltend gemacht, insbeſondere nicht ein etwa durch 


42. Verfügung von Todeswegen? 71 


den Rentenvertrag verſchleiertes Schenkungsverſprechen zurückgefordert, ſon⸗ 
dern ſie begehrt im Hinblick auf die Tatſache, daß drei Erben die Rente in 
Höhe von 300 „ anerkannt haben, Feſtſtellung, daß die Beklagte an den 
Teſt.⸗Vollſtrecker nur eine Forderung von 300 „ jährlich, d. h. alſo in Höhe 
des von den drei Miterben anerkannten Betrages, an den Teſt.⸗Vollſtrecker 
habe. Es handelt ſich alſo in Wirklichkeit um eine negative Feſtſtellungsklage 
dahin, daß die Beklagte in Höhe der weiteren, im Vertrage vereinbarten 
300 „eine Forderung gegen den Nachlaß nicht habe. Zur Anſtellung ſolcher 
Klage iſt die Klägerin als Erbin, trotz des Umſtandes, daß Teſt.⸗Vollſtrecker 
vorhanden ſind, als berechtigt anzuſehen, denn gemäß $ 2213 BGB. kann 
ein Anſpruch, der ſich gegen den Nachlaß richtet, ſowohl gegen den Erben 
als gegen den Teſt.⸗Vollſtrecker gerichtlich geltend gemacht werden; und da 
hier zur Entſcheidung verſtellt iſt, ob die Beklagte einen Anſpruch gegen den 
Nachlaß hatte, handelt es ſich um einen Paſſivprozeß ungeachtet der aus der 
Natur der negativen Feſtſtellungsklage ſich ergebenden formellen Partei⸗ 
ſtellung der Klägerin. Die Klage iſt aber ſachlich unbegründet. 


Der überlebende Ehegatte hat beim gemeinſchaftlichen Teſtament als 
Erbe freie Verfügung über den Nachlaß. Der Dritte, nicht Nacherbe des 
Erſwerſtorbenen, erhält nur, was beim Tode des Letztlebenden noch vorhan⸗ 
den iſt, und der einzige Rechtsbehelf des dritten Teſtamentserben gegen ihn 
benachteiligende Verfügungen unter Lebenden ſeitens des letztlebenden 
Teſtators iſt im §S 2287 BGB. gegeben. Als eine ſomit dem verſtorbenen 
Erblaſſer zuſtehende Verfügung unter Lebenden aber, nicht als eine Ver⸗ 
fügung von Todes wegen, ſtellt ſich der fragliche Vertrag mit der Beklagten dar. 

Bei den Rechtsgeſchäften von Todes wegen tritt die Rechtswirkung erſt mit dem 

Tode deſſen ein, der die Willenserklärung abgegeben hat; die Rechtsfolge ergreift 

nicht das gegenwärtige Vermögen, ſondern ſoll erſt beim Tode des Verfügenden 

für den alsdann vorhandenen Nachlaß in Wirkung treten. 


(Vgl. v. Thur. B. R. § 50%; Endemann B. R. 1 8 62, 2). 

Aus dem ganzen Inhalt des Vertrages v. 1. April 1905 iſt erſichtlich, 
daß ſeine Rechtswirkung gegenwärtig eintreten ſollte; die angebliche Er⸗ 
wartung alsbaldigen Todes des L. iſt in dem Vertrage auch nicht einmal 
andeutungweiſe zum Ausdruck gekommen. Der Vertrag ſtellt ſich daher als 
ein Dienſtvertrag dar und an dieſer rechtlichen Beurteilung würde auch nichts 
durch den Umſtand geändert, daß etwa die Befürchtungen des L. in bezug 
auf die Folgen einer Operation für den Zeitpunkt des Vertragſchluſſes von 
maßgebender Bedeutung waren. Der Vertrag iſt ſeinem ganzen Inhalt 
nach abgeſtellt auf die Erwartung einer weiteren Lebensdauer des L., und wenn 
L. auch in der Tat Befürchtungen für fein Leben gehegt haben ſollte, hinderte 
ihn das natürlich nicht, wie geſchehen, einen Vertrag für ſein weiteres Leben 
abzuſchließen. Dadurch wird der Vertrag nicht zu einem Geſchäft von Todes 
wegen. 
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Die rechtliche Beurteilung könnte aber nicht einmal dann eine andre 
ſein, wenn beide Parteien — was überhaupt nicht erweisbar iſt — mit Sicher- 
heit auf den alsbaldigen Tod des L. gerechnet und nur zum Schein den Ver— 
trag in der Form eines nach ihrer Überzeugung der Ausführung überhaupt 
nicht fähigen Dienſtvertrages gekleidet hätten. Es mag der Klägerin zu— 
gegeben werden, daß es in ſolchem Falle zweifelhaft ſein könnte, ob nicht der 
Vertrag gemäß § 2301 Abſ. 1 als Verfügung von Todes wegen anzuſehen 
wäre; denn dann wäre, da die Beklagte zur Ausführung ihrer Leiſtung gar— 
keine Gelegenheit mehr gehabt hätte, die Gegenleiſtung in Wirklichkeit eine 
unentgeltliche Leiſtung, und die Auffaſſung, daß in dieſem Falle der Vertrag 
in Wirklichkeit als ein durch das Überleben des Beſchenkten bedingtes Schen— 
kungsverſprechen anzuſehen wäre, würde nahe liegen. Dieſer Fall iſt jedoch 
nicht eingetreten. Der Erblaſſer hat noch fünf Jahre gelebt, die Beklagte 
vertraggemäß bezahlt, und die Beklagte hat ihre Leiſtung ausgeführt; beide 
hätten daher dadurch, daß ſie dem als Schenkung von Todes wegen abge— 
ſchloſſenen Vertrage in dieſer Weiſe nachlebten, ſtillſchweigend ihren Willen 
zum Ausdruck gebracht, den Vertrag als einen ſolchen unter Lebenden auf— 
rechtzuerhalten und fortzuführen. Die in ſolchem Falle urſprünglich vielleicht 
gerechtfertigte Auffaſſung als Schenkungsverſprechen verböte ſich auf Grund 
der nachträglichen Geſtaltung des Vertragsverhältniſſes. 

Es handelt ſich mithin bei dem Vertrage um eine dem Erblaſſer frei— 


ſtehende, daher wirkſame Verfügung unter Lebenden. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 18. Juni 1915 in der Hamb. 
Sache M. w. D. Bf. IV. 35/15. A- d. 


43. Darf der einzelne Geſellſchafter eine Geſellſchaftsforderung zur 
Leiſtung an die Geſellſchaft einklagen? 


Vgl. 65 Nr. 163. 
HGB. §§ 114. 125; BGB. 88 709. 432. 


— — — Es handelt ſich um Forderungen, die der off. Handelsgeſell— 
ſchaft H. & Co. gegen die Beklagten zuſtehen ſollen. Die off. Handelsgeſell— 
ſchaft, nicht der Kläger perſönlich, einer der Geſellſchafter, iſt laut der Klage— 
begründung der Gläubiger. Die zu entſcheidende Frage iſt alſo, ob der Kläger 
als Teilhaber der off. Handelsgeſellſchaft H. & Co. berechtigt iſt, eine zum 
Geſellſchaftsvermögen gehörige Forderung in der Weiſe geltend zu machen, 
daß er im eigenen Namen Leiſtung an die Geſellſchaft fordert. 

Ein ſolches Recht des Klägers kann nur aus dem $ 432 BGB. und der 
Anwendung dieſer Vorſchrift auf Gemeinſchaften zur geſamten Hand, insbe— 
ſondere auf die Geſellſchaft hergeleitet werden. Falls mehrere, die nicht 
Geſamtgläubiger ſind, eine unteilbare Leiſtung zu fordern haben, ſo kann 
laut $ 432 jeder Gläubiger die Leiſtung an alle fordern. Zweifellos ſind die 
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Glieder einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand nicht Geſamtgläubiger i. S. 
des § 428 BGB., weil nicht jeder die ganze Leiſtung fordern kann. Auch 
iſt die einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand geſchuldete Leiſtung im Rechts— 
ſinn unteilbar, weil der Schuldner nur an alle gemeinſchaftlich leiſten kann. 
Die Vorſchrift des § 432 iſt alſo auf Forderungen, die einer Gemeinſchaft 
zur geſamten Hand zuſtehen, grundſätzlich anzuwenden. Hieraus erklärt ſich 
die in § 2039 für die Erbengemeinſchaft gegebene Regel, daß jeder Miterbe 
die Leiſtung an alle Erben fordern kann. Sie iſt keine Ausnahmevorſchrift, 
ſondern ſtellt nur der Deutlichkeit halber ausdrücklich feſt, was aus der Be— 
handlung der Erbengemeinſchaft als Geſamthandverhältnis folgt. So hat 
ſich auch das Reichsgericht mehrfach, insbeſondere in den Urteilen v. 23. Jan. 
1905, IV. 298/04 (JW. 1905, 14628) und v. 9. Jan. 1913, IV. 524/12, ähnlich 
auch ſchon in dem älteren Urteil v. 1. Dez. 1900, V. 228/00 (Entſch. 48, 269) 
ausgeſprochen. Es iſt daraus für die familienrechtlichen Geſamthandverhält— 
niſſe, wie eheliche Gütergemeinſchaft, fortgeſetzte Gütergemeinſchaft, Fahrnis— 
gemeinſchaft gefolgert, daß der 8 432 auf ſie anwendbar und daß ſomit jeder 
Teilhaber berechtigt ſei, gegen Schuldner der Gemeinſchaft auf Leiſtung an 
alle zu klagen; jedoch mit der auch für den Streitfall weſentlichen Einſchrän— 
kung, daß ein ſolches Recht jedem Geſamthänder jedenfalls dann zuſtehe, 
wenn nicht eine ausſchließende Verfügungsgewalt des Ehemannes oder der 
Witwe begründet ſei. 

Auch durch die Geſellſchaft wird eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand 
am Geſellſchaftsvsermögen begründet. Deswegen hat das Reichsgericht in 
dem Urteil v. 9. Nov. 1908, VI. 661/07 (Entſch. 70, 32) den § 432 BGB. 
auf die Geſellſchaft bürgerlichen Rechts angewandt, was in dem Urteil Entſch. 
76, 280 in einer beiläufigen Bemerkung gebilligt iſt. Jene Entſcheidung be— 
trifft eine Geſellſchaft, für die über Geſchäftsführung und Vertretung nichts 
beſtimmt war. Ob ihr für ſolchen Fall zuzuſtimmen ſei, kann dahingeſtellt 
bleiben. Bedenken erheben ſich aus dem 8 709 BGB., deſſen 1. Abſatz be- 
ſtimmt, daß die Führung der Geſchäfte der Geſellſchaft den Geſellſchaftern 
gemeinſchaftlich zuſteht und für jedes Geſchäft die Zuſtimmung aller Geſell— 
ſchafter erforderlich iſt. Es muß zweifelhaft erſcheinen, ob nicht dieſe für die 
Geſellſchaft getroffene Sondervorſchrift die Anwendung der allgemeinen 
Regel des § 432 auf die Geſellſchaft ausſchließt. Will man dies aber auch 
mit dem angeführten Urteil verneinen, ſo liegt doch die Sache anders für 
Geſellſchaften, deren Geſchäftsführung durch Geſetz oder Vertrag abweichend 
von dem $ 709 Ab}. 1 geregelt iſt. Ein Geſellſchafter, der von einem Schuldner 
der Geſellſchaft Leiſtung an alle fordert, führt kraft des eigenen, ihm am 
Geſellſchaftsvermögen zuſtehenden Rechtes die Geſchäfte der Geſellſchaft. 
Seine Befugnis kann ſich nur auf das Recht gründen, das er kraft des Ge⸗ 
ſellſchaftsverhältniſſes am Geſellſchaftsvermögen hat; ſie kann deswegen nicht 
beſtehen, wenn die Geſellſchaft durch Geſetz oder Vertrag ſo organiſiert iſt, 
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daß eine Befugnis des Geſellſchafters, Geſchäfte der Geſellſchaft überhaupt 
oder doch im eigenen Namen zu führen, damit unvereinbar iſt. Dies trifft 
immer zu, wenn die Geſchäftsführung einem oder mehreren Geſellſchaftern 
übertragen ijt; denn ſolche Beſtimmungen haben den Sinn und Zweck, daß 
die Geſchäfte der Geſellſchaft ihnen gemäß und nicht anders geführt werden 
ſollen. Sie ſchließen andre Befugniſſe der Geſellſchafter zur Geſchäftsführung, 
die bei dem Mangel ſolcher Beſtimmungen beſtehen würden, aus. Darnach 
findet bei der Geſellſchaft bürgerlichen Rechts, wenn die Geſchäftsführung 
gemäß § 710 einem oder mehreren Geſellſchaftern übertragen iſt, der 8 432 
keine Anwendung. Das entſpricht auch durchaus dem Zweck, den der Geſetz⸗ 
geber mit der Regel des § 432 verfolgt, nämlich Schwierigkeiten vorzubeugen, 
die entſtehen können, wenn einer der mehreren Geſamthandgläubiger ſich 
zurückhält und ſeine Mitwirkung verweigert. Dieſe Schwierigkeiten ſind aus— 
geſchloſſen bei Geſellſchaften, in denen die Führung der Geſchäfte einem oder 
einigen beſtimmten Geſellſchaftern übertragen iſt; die Anwendung des 8 432 
auf ſolche Geſellſchaften würde alſo über den Zweck des Geſetzes hinausgehen. 
Die hier für die Anwendung des § 432 dargelegten Grundſätze entſprechen 
auch durchaus den Grundſätzen, die in den angeführten früheren Urteilen 
für die Anwendung des Paragraphen auf die familienrechtlichen Gemein— 
ſchaften aufgeſtellt ſind: wie dort die Fälle vorbehalten ſind, in denen dem 
Ehemann oder der Witwe eine ausſchließliche Verfügungsgewalt über das 
Geſamtgut zuſteht, ſo ſind bei der Geſellſchaft die Fälle auszunehmen, 
in denen die Geſchäftsführung abweichend von der Vorſchrift des $ 432 
geregelt iſt. 

Was hiernach allgemein für die Geſellſchaft bürgerlichen Rechts gilt, 
das gilt im höchſten Maße für die off. Handelsgeſellſchaft, weil ſie ſowohl 
im Intereſſe der Verkehrsſicherheit, alſo der Außenſtehenden, wie der Geſell— 
ſchafter ſelbſt beſonders ſtraff geregelt iſt. Wie das Reichsgericht (Entſch. 
56, 209) ſchon früher ausgeſprochen hat, geſtattet die Vereinigung zur ge- 
ſamten Hand ein mehr oder minder enges Maß der Zuſammenfaſſung. Bei 
der off. Handelsgeſellſchaft iſt die Zuſammenfaſſung ſo ſtark, daß die Ge— 
ſellſchaft zwar keine juriſtiſche Perſon iſt, aber ſich ihr nähert (Entſch. 56, 432). 
Dies bewirkt, daß der Teilhaber der Geſellſchaft wie ein Dritter gegenüber— 
ſteht, und daß dieſe im Verhältnis zu den Außenſtehenden als ein einheitliches 
Rechtsweſen erſcheint, was ſich äußerlich darin zeigt, daß ſie einen eigenen, 
von dem der Geſellſchafter verſchiedenen Namen führt. Dieſer ſtraffen Or— 
ganiſation entſpricht es, daß die Rechte der Geſchäftsführung (GB. §§ 114ff.) 
und der Vertretung (§§ 125ff.) eingehend geregelt find. Die Regelung der 
Vertretung iſt auch, ſoweit das Geſetz nichts andres ergibt, zwingend, wo— 
durch das Intereſſe der Verkehrsſicherheit gewahrt wird. Sie kann deswegen 
auch nicht durch Hereinziehung andrer allgemeiner Rechtsregeln durchbrochen 
werden. 
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Betrachtet man die Regeln über Geſchäftsführung und Vertretung im 
einzelnen, ſo zeigt ſich, daß die Anwendung des § 432 mit ihnen nicht vereinbar 
iſt. Das Recht, im eigenen Namen auf Leiſtung an die Geſellſchaft zu klagen, 
würde von beſonderer Wichtigkeit für den von der Geſchäftsführung ausge⸗ 
ſchloſſenen Geſellſchafter ſein. Zweck des Ausſchluſſes iſt aber, daß die andern 
Geſellſchafter gegen ſeine Einmiſchung in die Geſchäfte geſichert ſein ſollen. 
Für ihn beſtimmt der $ 118, daß er ſich von den Angelegenheiten der Ge⸗ 
ſellſchaft perſönlich unterrichten kann; weiter ſoll ſein Recht nicht gehen. Dürfte 
er ſich auch handelnd durch Erhebung einer Klage im eigenen Namen ein⸗ 
miſchen, ſo wäre der Zweck der Einrichtung vereitelt. Für die in Normal⸗ 
ſtellung gemäß $8 114 und 125 befindlichen Geſellſchafter iſt das Recht, im 
eigenen Namen zu klagen, entbehrlich, weil jeder namens der Geſellſchaft 
vorgehen kann. Sie ſollen aber gemäß § 115 Satz 2 den Widerſpruch eines 
andern Geſellſchafters beachten, was vereitelt würde, wenn ihnen der Weg 
der Klage im eigenen Namen offenſtände. Für die Sicherheit der Außen- 
ſtehenden iſt es durchaus erforderlich, daß die Geſellſchaft ihnen gegenüber 
nur als Einheit auftritt; ſie dürfen nicht dem ausgeſetzt ſein, daß ſie erſt mit 
einem Geſellſchafter und dann noch mit der Geſellſchaft ſtreiten müſſen. 
Es iſt alſo mit der Geſamtheit der Vorſchriften über Geſchäftsführung und 
Vertretung der off. Handelsgeſellſchaft und mit den Zwecken dieſer Vorſchriften 
unvereinbar, daß ein Teilhaber im eigenen Namen auf Leiſtung an die Ge— 
ſellſchaft klagen kann. 

Dieſes Recht iſt ihm auch noch niemals zuerkannt worden. Im Gegen— 
teil iſt in dem Urteil v. 25. März 1899 (V. 444/98) ausgeſprochen, daß nach 
dem rechtlichen Weſen der off. Handelsgeſellſchaft während ihres Beſtehens, 
und auch während der Liquidation, der einzelne Geſellſchafter, der nicht zu 
ihrer Vertretung berufen iſt, nicht befugt ſei, zu eigenen Gunſten oder zu— 
gunſten der Geſellſchaft aus den von ihr mit Dritten geſchloſſenen Verträgen 
gegen den andern Vertragsteil klagend aufzutreten; das gleiche gelte für 
Feſtſtellungsklagen. Das wird als ſtändige Rechtſprechung des Reichsgerichts 
bezeichnet. Freilich iſt das Urteil vor 1900 ergangen, das zugrunde liegende 
bürgerliche Recht iſt aber das preuß. Allgem. Landrecht, dem die Rechts⸗ 
ſchöpfung der Geſamthand im BGB. nachgebildet iſt; auf inhaltlich abweichende 
Vorſchriften des älteren bürgerlichen Rechts iſt alſo das Urteil nicht zurüd- 
zuführen. Daß für die im Handelsverkehr jo ſehr vorherrſchende Gejellichafts- 
form der off. Handelsgeſellſchaft kein richterlicher Ausſpruch ſich findet, der 
die Klage eines Teilhabers auf Leiſtung an die Geſellſchaft zuließe, beweiſt 
auch, daß die allgemeine Rechtsanſchauung dieſe Klage für unzuläſſig erachtet. 

Der erkennende Senat kommt alſo zu dem Ergebniſſe, daß zwar bei 
Geſamthandverhältniſſen, bei denen die Geſchäftsſührung und Vertretung 
nicht durch Geſetz oder Vertrag anders geregelt ſind, jeder einzelne Leiſtung 
an alle fordern kann; daß dies aber für Geſellſchaften, wenn überhaupt, ſo 


16 45. Unterbrechung des Verfahrens. 


jedenfalls nur dann gilt, wenn die Führung der Geſchäfte gemäß § 709 allen 
gemeinſchaftlich zuſteht; daß es aber nicht gilt für Geſellſchaften, für welche 
die Geſchäftsführung und Vertretung durch beſondere Geſetzesvorſchriften 
oder Verträge anders geregelt ſind, und daß es deshalb ſicherlich nicht für 
die off. Handelsgeſellſchaft gilt, für die eine genaue, zum Teil auch zwingende 
Regelung dieſer Punkte beſteht. 
Daraus folgt ohne weiteres, daß der Kläger für ſeine Leiſtungsanträge 
nicht klageberechtigt iſt und dieſe alſo mit Recht abgewieſen ſind. — — — 
Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 27. Nov. 1914 in der preuß. Sache 
H. (Kl.) w. St. (II. 305/14). Auch in RGeEntſch. 86 Nr. 15 S. 66. 


II. Verfahren. 


44. Zuläſſigkeit einer Erſatzzuſtellung in den Fällen des § 172 5pO. 
ZPO. 8 172. 

— — — Bei der hier in Frage ſtehenden Zuſtellung des Verſäumnis— 
urteils an einen Gemeinen des aktiven Heeres kann eine Erſatzzuſtellung in 
der Schreibſtube der Kompagnie, wenn dort der Chef der dem Empfänger 
zunächſt vorgeſetzten Kommandobehörde nicht angetroffen wird, an einen 
bei dieſer beſchäftigten und in der Schreibſtube anweſenden Angehörigen 
der Kompagnie (Kompagnieſchreiber) nicht bemängelt werden. In einer 
Entſchließung des bayer. Staatsminiſteriums für Verkehrsangelegenheiten 
v. 12. März 1914 (Bayer. IM Bl. 1914, 40) wird die Bewirkung einer ſolchen 
Erſatzzuſtellung ausdrücklich angeordnet. Für deren Zuläſſigkeit ſprechen der 
Wortlaut der Zivilprozeßordnung, insbeſondere die §8 172 und 184 und die 
große Mehrheit der Erläuterer (ſ. z. B. Förſter-Kauns Bem. 2 zu 8172; 
Skonietzki⸗-Gelpcke Bem. 6 zu § 172), ebenſo wie die Bedürfniſſe des gericht— 
lichen und des militäriſchen Geſchäftsverkehrs. — — — 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 1. Okt. 1915 i. S. K., Sp. & Cie. 

w. W. Beſchw.-Reg. 489/15. 2. 


45. Keine Unterbrechung des Verfahrens durch den Tod des Prozeß— 
bevollmächtigten einer Partei nach Suſtellung des Urteils. 
Vgl. 40 Nr. 314 m. N.; 69 Nr. 112 m. N. 
ZPO. $ 244. 

Nach Zuftellung des Eheſcheidungsurteils an die Prozeßbevollmächtigten 
der Parteien, die am 23. Juli 1912 erfolgte, war der Prozeßbevollmächtigte 
des Beklagten, Juſtizrat M., Anfang Auguſt 1912 geſtorben. Am 28. Auguſt 
1912 zeigte Rechtsanwalt F. dem Landgericht an, daß er nunmehr den Be— 
klagten vertrete, und dieſe Anzeige machte der genannte Anwalt am 19. März 
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1914 auch der Klägerin. Dieſe legte am 31. März Berufung ein, die trotz 
Widerſpruchs des Beklagten vom Kammergericht als rechtzeitig eingelegt 
zugelaſſen wurde. Das in der Hauptſache abändernde Ber.-Urteil wurde 
vom Reichsgericht aufgehoben. — Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht hat angenommen, daß durch den nach der Zuſtellung 
des erſtinſtanzlichen Urteils, aber vor dem Ablauf der Ber.-Friſt eingetretenen 
Tod des Prozeßbevollmächtigten des Beklagten das Verfahren unterbrochen 
worden ſei und die Unterbrechung bis zu der am 19. März 1914 erfolgten 
Anzeige des neuen Prozeßbevollmächtigten von ſeiner Beſtellung an den 
Prozeßbevollmächtigten der Klägerin gewährt habe, daß daher die am 31. März 
1914 geſchehene Einreichung der Ber.-Schrift vor dem Ablauf der von der 
Anzeige v. 19. März 1914 ab zu rechnenden Berufungsfriſt bewirkt, die Be⸗ 
rufung mithin rechtzeitig eingelegt ſei. Die hiergegen von der Reviſion er— 
hobene Rüge der Verletzung der §8 244. 516. 535 ZPO. iſt begründet. 

Die Frage, bis zu welchem Zeitpunkte der Eintritt des Todes oder der 
Unfähigkeit des Prozeßbevollmächtigten zur Fortführung der Vertretung die 
Wirkung einer Unterbrechung des Verfahrens habe, iſt wiederholt vom Reichs⸗ 
gericht dahin beantwortet worden, daß dieſes Ereignis das Verfahren unter⸗ 
breche, wenn es vor der Zuſtellung des Urteils eintrete, dagegen keine Wir- 
kung auf den Fortgang des Verfahrens ausübe, wenn die Zuſtellung des 
Urteils bereits bewirkt, das Urteil aber noch nicht rechtskräftig geworden iſt; 

GruchotsBeitr. 28, 1130; 33, 456. 1145; RGeEntſch. 10, 345; 13, 310 (in Seuff. A. 39 
Nr. 246, 40 Nr. 314). 
Dieſe Urteile beruhen auf folgenden Erwägungen. An den Tod oder den Fort— 
fall der Vertretungsfähigkeit des Prozeßbevollmächtigten ſei die Unterbrechung 
des Verfahrens geknüpft, weil dieſe Ereigniſſe eine ſofortige Fortſetzung des 
Verfahrens unmöglich machten, ſofern nicht die Partei dabei unvertreten 
und unverteidigt bleiben müßte; ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung der Unter— 
brechung ſei aber, daß die Beſtellung eines neuen Anwalts für dieſe Inſtanz 
notwendig ſei, um den Fortgang des Prozeſſes zu ermöglichen. Sei das 
Endurteil zugeſtellt, ſo ſei eine weitere Tätigkeit des Anwalts für dieſe Inſtanz 
nicht mehr erforderlich, vielmehr ſei durch die Vorſchrift des $ 164 (jetzt $ 210 a) 
3 PO. dafür geſorgt, daß der Prozeß ſeinen Fortgang nehmen könne ohne 
daß die betreffende Partei genötigt ſei, überflüſſigerweiſe einen neuen Anwalt 
für dieſe Inſtanz zu beſtellen. Dieſe Vorſchrift des § 164 (210 a) ZPO. könne 
an einen andern Fall als an den des Todes oder der Vertretungsunfähigkeit 
des Anwalts nicht gedacht haben und ergebe, daß es für die Eröffnung der 
Ber.⸗Inſtanz auf ſeiten des Ber.-Beklagten nicht der Mitwirkung eines An— 
walts bedürfe. Das Ber. Gericht beruft ſich für ſeine abweichende Anſicht 
auf die neuere Rechtſprechung des Reichsgerichts, die in dem Beſchluſſe der 
vereinigten Zivilſenate v. 9. April 1908 (RGeEntſch. 68, 247) Ausdruck ge— 
funden habe. Damit wird aber dieſer Plenarentſcheidung eine Bedeutung 
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beigelegt, die ihr ihrem Inhalt nach nicht zukommt. Bei dieſer Entſcheidung 
handelte es ſich um die Frage, ob im Falle des nach Zuſtellung des Ber. Urteils 
und vor Einlegung der Reviſion eingetretenen Todes einer Partei eine Unter⸗ 
brechung des Verfahrens eintritt, wenn die Partei zwar nicht durch einen für 
die Rev.⸗Jnſtanz beſtellten Prozeßbevollmächtigten vertreten iſt, aber noch 
ihr Prozeßbevollmächtigter aus der Ber.⸗Inſtanz vorhanden iſt. Dieſe Frage 
war ſomit von der hier zu entſcheidenden weſentlich verſchieden; ſie betraf 
nicht den Fall des Todes oder ſonſtigen Wegfalls des Prozeßbevollmächtigten, 
ſondern den Fall des Todes der Partei und die Auslegung des § 246, insbe— 
ſondere der darin ſtehenden Worte: „fand . . . . eine Vertretung durch einen 
Prozeßbevollmächtigten ſtatt“. 

Die verein. Zivilſenate ſind zwar bei der Beantwortung der zu entſchei— 
denden Frage im bewußten Gegenſatze zu der früheren Rechtſprechung des 
Reichsgerichts von der Anſicht ausgegangen, daß das Ber. Gericht auch nach 
der Zuſtellung des Ber.-Urteils jo lange Prozeßgericht i. S. des 8 246 ZPO. 
bleibe, als Reviſion noch nicht eingelegt ſei, und daß daher ſo lange auch et— 
waige Ausſetzungsanträge vor das Ber. Gericht gehörten. Es iſt indeſſen 
in den Gründen jenes Beſchluſſes nirgends unmittelbar oder auch nur mittelbar 
ausgeſprochen, daß der Eintritt eines der im § 244 ZPO. bezeichneten Er— 
eigniſſe während des Laufs der Rechtsmittelfriſt die Unterbrechung des Ver— 
fahrens bewirke. Die verein. Zivilſenate ſind vielmehr davon ausgegangen, 
daß durch die Zuſtellung des Endurteils die Anhängigkeit der Hauptſache 
in der Inſtanz beendet werde, und haben nur die Fortdauer der an ſich an die 
Anhängigkeit gefnüpften Zuſtändigkeit in Anſehung der dem Prozeßgerichte 
neben der Entſcheidung des Hauptſtreits zugewieſenen Aufgaben bei dem 
Gerichte der unteren Inſtanz bejaht, bis durch die Einlegung des Rechts— 
mittels die Anhängigkeit bei der höheren Inſtanz eintrete und damit deren 
Zuſtändigkeit für die erwähnten Obliegenheiten begründet werde. Beſtim— 
mend war hierfür die Erwägung, daß andernfalls während des Laufs der 
Rechtsmittelfriſt eine Zuſtändigkeit für die außerhalb des Hauptſtreits not— 
wendig werdenden Maßnahmen überhaupt fehlen würde, und daß bei dem 
Gericht der unteren Inſtanz die Zuſtändigkeit für alle Obliegenheiten des 
Prozeßgerichts einmal entſtanden war, es daher bei der bisherigen Zuſtändig— 
keit auch unter der Vorausſetzung verbleiben müſſe, daß der Anlaß zu dem 
Antrage nach beendeter Anhängigkeit entſtanden ſei, ſofern nicht aus einem 
beſonderen Grunde in dem einen oder dem andern Fall der Antrag vor Ein— 
legung des Rechtsmittels bei dem Rechtsmittelgericht anzubringen ſein möchte. 

Der Plenarbeſchluß ſteht hiernach auf dem Standpunkte, daß die An— 
hängigkeit des Rechtsſtreits in der Inſtanz mit der Verkündung oder ſpäte— 
ſtens mit der Zuſtellung des Endurteils beendet ſei. Das iſt aber für die Frage, 
ob der nach der Zuſtellung des Urteils eintretende Wegfall des Prozeßbevoll— 
mächtigten das Verfahren unterbreche, entſcheidend. Eine Fortſetzung des 
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Verfahrens in Anſehung des Hauptſtreits kann nach der Beendigung der 
Anhängigkeit in der unteren Inſtanz nur in der Rechtsmittelinſtanz in Frage 
kommen, in der die Vertretung der Partei durch einen bei dem Rechtsmittel⸗ 
gericht zugelaſſenen Anwalt erfolgen muß. Der Tod des für die untere In⸗ 
ſtanz beſtellten Prozeßbevollmächtigten hat demnach, wenn er nach der Be⸗ 
endigung der Anhängigkeit der Sache in der unteren Inſtanz eintritt, nicht 
die Folge, daß bei der ſofortigen Fortſetzung des Verfahrens die Partei 
zunächſt unvertreten und zufolge des im Anwaltsprozeſſe beſtehenden An⸗ 
waltszwanges an der Wahrnehmung ihrer Rechte gehindert ſein würde. Die 
Rückſichtnahme auf die Wahrung des Parteiintereſſes, die in den im $ 244 
3PO. angegebenen Fällen den Eintritt einer Unterbrechung des Verfahrens 
geboten erſcheinen ließ und daher zum Erlaſſe dieſer Geſetzesvorſchrift geführt 
hat, erfordert regelmäßig nicht die Unterbrechung des Verfahrens nach been⸗ 
deter Anhängigkeit der Hauptſache in der Inſtanz. Die Anordnungen, für 
welche nach der Plenarentſcheidung die Zuſtändigkeit des Gerichts über die 
Anhängigkeit der Hauptſache hinaus bis zur Eröffnung der Rechtsmittel⸗ 
inſtanz fortbeſteht, enthalten keine Fortführung des Rechtsſtreits in der Haupt⸗ 
ſache; die Möglichkeit, daß derartige Anträge vom Gegner geſtellt werden 
oder im Intereſſe der Partei ſelbſt zu ſtellen ſein könnten, rechtfertigt es nicht, 
eine Unterbrechung des Verfahrens eintreten zu laſſen und damit das An— 
hängigwerden der Sache in der Rechtsmittelinſtanz einſtweilen zu hindern. 
Da es ſich nicht um in Anſehung der Hauptſache vorzunehmende Prozeß— 
handlungen dem Gegner gegenüber handelt, würde nach 8 249 ZPO. die 
Unterbrechung des Verfahrens die Stellung der in Frage kommenden An⸗ 
träge und die Entſcheidung darüber nicht ausſchließen. Es iſt daher nicht richtig, 
daß die in der Plenarentſcheidung v. 9. April 1908 ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſätze, die darin ausdrücklich auf die Grenzen des $ 246 ZPO. beſchränkt worden 
ſind, zu einer Abweichung von der früheren Rechtſprechung in Anſehung 
der gegenwärtig zur Entſcheidung ſtehenden Frage nötigten. Auch ſonſt iſt 
ein Anlaß zum Aufgeben dieſer Rechtſprechung nicht gegeben. Die in den 
früheren Entſcheidungen verwertete Vorſchrift des 8 164 ZPO. iſt bei der 
neuen Faſſung der ZPO. im $ 210a in dem in Betracht kommenden Teile 
unverändert geblieben. Auch nach $ 210 a kann der Schriftſatz, durch den ein 
Rechtsmittel eingelegt wird, in Ermangelung eines Prozeßbevollmächtigten 
derjenigen Inſtanz, deren Entſcheidung angefochten wird, an andre Perſonen 
zugeſtellt werden. Bildet demnach der Wegfall des Prozeßbevollmächtigten 
nach der Zuſtellung des Urteils kein Hindernis für die Einlegung des Rechts⸗ 
mittels ſeitens des Gegners, ſo erhellt daraus, daß das Geſetz einen derartigen 
Wegfall des Prozeßbevollmächtigten nicht als einen die Unterbrechung des 
Verfahrens herbeiführenden Umſtand angeſehen hat. 

Da hiernach der Tod des Juſtizrats M. das Verfahren nicht unterbrochen 
hat, das Urteil 1. Inſtanz mithin am 24. Auguſt 1912 rechtskräftig geworden 
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iſt, ſo iſt die erſt im März 1914 erfolgte Einlegung der Berufung verſpätet 
geweſen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 28. Jan. 1915 in der preuß. Sache 
B. (Bkl.) w. B. (KG. Berlin). IV. 369/14. 


46. Unzuläſſigkeit der Ablehnung eines Sachverſtändigen zur Sicherung 
des Beweiſes;“ Beſchwerde gegen den Ablehnungsbeſchluß.* * 
Vgl. 66 Nr. 41 und 246 m. N. — Vgl. 51 Nr. 234. 

ZPO. 8s 492. 406 Abſ. 5, 567. 

Nach § 406 Abſ. 5 ZPO. iſt zwar gegen den Beſchluß, durch welchen 
die Ablehnung eines Schachverſtändigen für begründet erklärt wird, ein Rechts⸗ 
mittel im allgemeinen nicht gegeben, wobei es keinen Unterſchied macht, 
ob der Beſchluß bereits in 1. Inſtanz ergangen oder ob erſt in der Beſchwerde— 
inſtanz das Ablehnungsgeſuch für begründet erklärt worden iſt (RGeEntſch. 
51, 146, in SeuffA. 58 Nr. 87). Die Beſtimmung des § 406 Abſ. 5 ſteht aber 
einer Beſchwerde dann nicht entgegen, wenn es ſich darum handelt, ob über— 
haupt eine Prüfung des Ablehnungsgeſuchs vorgenommen werden durfte, 
ob alſo die Ablehnung des Sachverſtändigen zuläſſig war. Es iſt daher die 
Beſchwerde an ſich gegeben; ſie iſt auch begründet. 

Die Frage, ob im Beweisſicherungsverfahren der Gegner das Ablehnungs— 
recht gegen einen Sachverſtändigen hat, iſt in Rechtſprechung und Wiſſen— 
ſchaft gleich beſtritten: 

vgl. Sydow⸗Buſch, Gaupp⸗Stein, Seuffert, Skonietzki-Gelpke, Förſter⸗Kann zu $$ 487. 

492 ZPO.; OL GRſpr. 9, 138; 13, 169; 17, 164; 25, 112. 

Sie iſt zu verneinen. 

Die Stellung des Gerichts und der Beteiligten zum Beweiſe durch Sach— 
verſtändige im Beweisſicherungsverfahren wird nicht durch die allgemeinen 
Grundſätze und die ihnen entſprechenden Vorſchriften des allgemeinen Prozeß— 
verfahrens, ſondern durch diejenigen des durchaus regelwidrigen Verfahrens 
der Sicherung des Beweiſes beſtimmt. Während in jenem die Auswahl des 
Sachverſtändigen durch das Gericht erfolgt, hat dieſes hier den von dem An— 
tragſteller in ſeinem Geſuch zu bezeichnenden Sachverſtändigen zu vernehmen, 
mag ihm dieſer auch noch ſo ungeeignet erſcheinen. Das findet ſeine Erklärung 
in dem in der Juſtizkommiſſion des Reichstags bei Erörterung des dem 
jetzigen 8 487° entſprechenden 8431? mit Recht betonten Umſtande, daß 
es ſich hier nicht um Sachverſtändige handelt, welche das Urteil des Richters 
beſtimmen ſollen, ſondern um Perſonen des Vertrauens des Antragſtellers 
(vgl. RGEntſch. 49, 391). Iſt dies der Grundgedanke der Beſtimmung, jo 
iſt nicht einzuſehen, weshalb dem Gegner ein Widerſpruchsrecht zuſtehen ſoll, 
das nur in dem auf ſeiner Seite mangelnden Vertrauen beruht. Die Aus— 
wahl des Sachverſtändigen geſchieht ganz auf die Gefahr des Beweisführers. 
Die Befürchtung, daß er durch die Vernehmung eines ihm günſtig geſinnten 
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Sachverſtändigen die Entſcheidung ungebührlich beeinfluſſe, iſt nicht begründet. 
Denn wenn ſich im Prozeßverfahren herausſtellt, daß der Gutachter nicht 
unbefangen war, ſo werden ſeine Bekundungen entwertet oder ganz bedeu⸗ 
tunglos. Es iſt auch der Gegner in der Lage, ſelbſt Beweisführung zu be- 
antragen und ſich damit ſogleich Gegenbeweismaterial zu ſchaffen (vgl. OLG.⸗ 
Rſpr. 25, 112. 113). Es muß daher angenommen werden, daß, wenn das 
Gericht den benannten Sachverſtändigen zu vernehmen hat und dieſer Be⸗ 
ſchluß (§ 490 Abſ. 2 ZPO.) der Anfechtung entzogen iſt, auch die Einwendungen 
des Gegners gegen die Vernehmung ausgeſchloſſen ſein ſollen. Andernfalls 
würde der Zweck des Verfahrens, die ſchleunige Erhebung des Beweiſes 
wegen Beſorgnis des Verluſtes des Beweismittels, völlig vereitelt werden 
können, wie denn in dem hier vorliegenden Fall infolge der Ablehnung des 
Gegners die Durchführung der bereits am 18. Auguſt 1915 beſchloſſenen 
Beweiserhebung bis jetzt verhindert worden iſt. 

Hiernach kann die Beſtimmung des 8 492 ZPO., daß die Beweisauf⸗ 
nahme nach den für die Aufnahme des betreffenden Beweismittels über⸗ 
haupt geltenden Vorſchriften erfolge, nicht die Bedeutung haben, daß der 
Gegner auch gemäß $ 406 den Sachverſtändigen ablehnen dürfe, ſondern 
die Vorſchrift iſt nach der beſonderen Beſtimmung der §8 487. 490 nur dahin 
auszulegen, daß die Aufnahme des Beweiſes allein nach den für den Beweis 
durch Sachverſtändige geltenden Vorſchriften zu erfolgen, die Erhebung des 
Beweiſes aber unanfechtbar ſtattzufinden hat. 

Beſchluß des OLG. zu Celle (1. Sen.) v. 22. Okt. 1915 i. S. Motoren⸗ 

fabr. L. Gebr. S. w. Schm. 1 W. 14 15 L—t. 
47. Vollſtreckungsurteil zu einem ausländifchen Urteil* aus dem Ge» 
richtsſtande des Vermögens; Dorausſetzung diefes Gerichtsſtandes.“ 
“Bol. 41 Nr. 154; 47 Nr. 79; 64 Nr. 118. — „Vgl. 54 Nr. 246 m. N.; 57 Nr. 162; 

| 59 Nr. 93; 61 Nr. 182. 
ZPO. 88 723. 328. 23. 

Der Kläger, in Tetſchen in Oſterreich wohnend, hatte dem in Hamburg 
anſäſſigen Beklagten Birnen geliefert. Er hatte für den Reſtkaufpreis von 
794,05 % bei dem Bezirksgericht Tetſchen am 10. Dez. 1912 und in 2. In⸗ 
ſtanz bei dem Kreisgericht Leitmeritz am 12. Febr. 1913 verurteilende Er⸗ 
kenntniſſe gegen den Beklagten erwirkt, auch war der Beklagte in dieſen 
Urteilen zur Bezahlung der erwachſenen Prozeßkoſten verurteilt worden. 
Der Kläger beantragte, die Zw.⸗Vollſtreckung aus den öſterreichiſchen Urteilen 
für zuläſſig zu erklären, ev. den Beklagten zur Bezahlung der Hauptſumme 
und der Koſten des öſterreichiſchen Prozeſſes koſtenpflichtig zu verurteilen. — 
Das Landgericht erklärte durch Zwiſchenurteil den Hauptantrag für unzu⸗ 
läſſig und wies durch Endurteil den Klagantrag betr. Erſatz der öſterreichiſchen 


Prozeßkoſten ab, im übrigen verurteilte es den Beklagten zur Bezahlung von 
Seufferts Archiv 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 2. 
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794,05 l nebſt Zinſen. Auf die Berufung des Klägers wurde das Urteil 
inſoweit, als die Klage abgewieſen worden war, aufgehoben und die Zw. 
Vollſtreckung nach dem Klagantrage für zuläſſig erklärt, aus folgenden Gründen: 

„Dem Landgericht kann in der Auslegung der 88 723 Ab. 3, 328 ZPO. 
nicht gefolgt werden. Wenn § 3281 die Anerkennung des Urteils eines aus— 
ländiſchen Gerichts ausſchließt, falls die Gerichte des ausländiſchen Staates 
nach den deutſchen Geſetzen nicht zuſtändig ſind, ſo iſt damit keineswegs geſagt, 
daß im betr. Falle nach der deutſchen Zivilprozeßordnung eine Zuſtändigkeit 
im Auslande begründet ſein müſſe. Bei dieſer Auslegung würde nur in jel- 
tenen Ausnahmefällen die Anerkennung des Urteils eines ausländiſchen 
Gerichts möglich ſein, die doch nach der Faſſung des 8 328 die Regel bilden 
und nur in beſonderen Fällen ausgeſchloſſen ſein ſoll. Vielmehr ſollen, wie 
das Reichsgericht in ſeinem Urteil v. 12. Juni 1900 (Gruchots Beitr. 45, 1126; 
vgl. auch JW. 1900, 5907) zutreffend ausführt, bei der Anwendung des $ 328, 
ſoweit es ſich um die tatſächlichen Vorausſetzungen für dieſe Anwendung 
handelt, überall an Stelle der deutſchen Verhältniſſe die entſprechenden Ver— 
hältniſſe des Auslandes treten. Von dieſem Standpunkt aus iſt auch die Zu⸗ 
läſſigkeit eines ausländiſchen Gerichtsſtandes nach §S 23 ZPO., der in der 
allgemein lautenden Nr. 1 des § 328 von der Anwendbarkeit nicht ausdrück⸗ 
lich ausgeſchloſſen iſt, anzuerkennen und demgemäß die Zuſtändigkeit des 
ausländiſchen Gerichts als gegeben anzuſehen, wenn der verklagte Deutſche 
zwar im Deutſchen Reiche, aber nicht im Gebiet des fremden Staates an- 
ſäſſig iſt, dort vielmehr nur Vermögen beſitzt. Dafür, daß der Geſetzgeber 
den Gerichtsſtand des § 23 ZPO., ſoweit er als ausländiſcher in Betracht 
kommt, anders hätte behandeln wollen als bei ſeiner Inanſpruchnahme im 
Inlande, liegt nichts vor. 

Demnach iſt zu prüfen, ob der Beklagte zur Zeit der Erhebung der Klage 
vor dem öſterreichiſchen Gericht in Oſterreich Vermögen i. S. des § 23 ZPO. 
beſeſſen hat. Daß das öſterreichiſche Gericht 2. Inſtanz dieſe Frage verneint 
und den Fakturengerichtsſtand des öſterreichiſchen Rechts als gegeben er- 
achtet hat, bindet dieſes Gericht nicht, da die Anerkennung des Urteils des 
ausländiſchen Gerichts nicht davon abhängig iſt, daß gerade das ausländiſche 
Gericht ſeine Zuſtändigkeit mit Recht angenommen hat, ſondern davon, daß 
überhaupt in dem fremden Staate nach unſern Prozeßvorſchriften ſich Ver— 
mögen des Beklagten befindet. Unſtreitig hat nun der Beklagte zur Zeit der 
Erhebung der Klage vor dem öſterreichiſchen Gericht eine Forderung auf 
Lieferung von Pflaumen aus einem Kaufvertrage gegen den Kläger gehabt. 
Eine ſolche Forderung ſtellt aber i. S. des 8 23 ZPO. Vermögen dar, ohne 
daß zu unterſuchen iſt, ob der Beklagte die ihm auf ſeine Forderung zu lie— 
fernde Ware mit Gewinn oder Verluſt weiterzuverkaufen imſtande war oder 
ob der wirtſchaftliche Wert des Vermögens den Betrag der Klageforderung 
deckt. Vielmehr enthielt ſchon die Forderung auf Lieferung eines Poſtens 
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Pflaumen einen Vermögenswert, und das genügt zur Anwendung des 
923 ZPO. Darnach beſtand alſo eine Zuſtändigkeit für die öſterreichiſchen 
Gerichte auch nach deutſchem Recht und iſt, da die Parteien über die Rechts⸗ 
kraft des zweitinſtanzlichen Gerichtsurteils einig ſind, nach 88 722. 723 ZPO. 


die Zw.⸗Vollſtreckung aus den Urteilen für zuläſſig zu erklären. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) i. S. L. w. v. d. Sch. v. 28. Okt. 
1915. Bf. VI. 324/14. Nö. 


48. Einfache Beſchwerde gegen die Ablehnung einer Umſchreibung 
der Vollſtreckungsklauſel.“ Verfahren, wenn der Gerichtsſchreiber über- 
gegangen iftp** 

Vgl. 59 Nr. 96 m. N. — Vgl. 48 Nr. 230. 
3PO. 88 727. 793. 569. 576 Abſ. 1. 

Der Anwalt des Klägers hatte an die Gerichtsſchreiberei des Landgerichts 
das Erſuchen geſtellt, die vorgelegte vollſtreckbare Ausfertigung des landge⸗ 
richtlichen Urteils auf die von ihm als Rechtsnachfolger bezeichneten Per⸗ 
ſonen umzuſchreiben. Der Kammervorſitzende wies den Antrag koſtenfällig 
zurück, weil jene Perſonen weder Beſitzer der im Streit befangenen Sache 
noch Rechtsnachfolger i. S. des 8 727 ZPO. ſeien. Dagegen rief der Anwalt 
mit Antrag v. 23. Sept. 1915 gemäß § 576 ZPO. die Entſcheidung des Prozeß⸗ 
gerichts an. Dieſes beſchloß, den Antrag dem Oberlandesgericht als dem Be— 
ſchwerdegericht vorzulegen; der Beſchluß erachtete den Antrag als eine ſo— 
fortige Beſchwerde nach 88 567. 569. 793 ZPO. und die Anrufung des Prozeß⸗ 
gerichts im Hinblick auf 88 576 Abſ. 1 und 577 Abſ. 4 ZPO. als verſpätet. 
— Das Oberlandesgericht beſchloß, die Akten an das Landgericht zurückzu⸗ 
leiten. Aus den Gründen: 

„Die Zurückweiſung des Antrags auf Erteilung einer vollſtreckbaren Aus⸗ 
fertigung gegen den Rechtsnachfolger hat durch den Gerichtsſchreiber zu ge- 
ſchehen. Hier iſt ſie durch den Vorſitzenden erfolgt. Die Frage, ob in einem 
ſolchen Fall der unzuſtändigerweiſe vom Vorſitzenden erlaſſene Beſchluß 
aufzuheben und die Sache an den Gerichtsſchreiber zu verweiſen ſei, iſt vom 
OLG. Hamburg bejaht, vom OLG. Zweibrücken verneint worden (ſ. Seuffel. 
48 Nr. 230; OL GRſpr. 3, 333). Der Senat ſchließt ſich, gegen Gaupp⸗Stein!“ 
2, 6 Nr. 10, der letzteren Meinung an, weil es in der Tat ein zweckloſer For⸗ 
malismus wäre, den Gerichtsſchreiber, der ohne den Vorſitzenden garkeine 
andre Entſcheidung treffen kann, erſt noch zu einer förmlichen Ablehnung 
des Antrags zu veranlaſſen, ehe der Partei die Anrufung des Prozeßgerichts 
geſtattet wird. 

Der Antrag v. 23. Sept. 1915 iſt daher nicht als Beſchwerde, ſondern 
als Geſuch nach 8 576 Abſ. 1 ZPO. aufzufaſſen. Die Frage, ob dieſes Geſuch 
an eine Friſt gebunden iſt, wird von den Schriftſtellern verſchieden beant⸗ 
wortet. Falkmann (Zw.⸗Vollſtr.? 1, 134) erblickt in der Verweigerung einer 
weiteren vollſtreckbaren Ausfertigung eine Entſcheidung, die im Zw.⸗Vollſtr.⸗ 
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Verfahren erfolge, und läßt dagegen nach 8 793 ZPO. nur die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde zu. Der Senat ſchließt ſich der Anſchauung des Reichsgerichts an, 
daß gegen derartige Entſcheidungen, weil ſie nur der Vorbereitung der Zw. 
Vollſtreckung dienen, die einfache Beſchwerde nach 8 567 ZPO. ſtattfindet; 

RGeEntſch. 31, 410; 42, 421 (SeuffA. 54 Nr. 201); Gruchot 46, 1099. 
Auf die einfache Beſchwerde findet das in 8 577 Abſ. 4 ZPO. für die Fälle 
der ſofortigen Beſchwerde angeordnete abgekürzte Verfahren keine An⸗ 
wendung (Gaupp⸗Stein !“ § 577 Bem. 5; Struckmann⸗Kochs Bem. 6 Abſ. 2 
zu § 577). Es iſt deshalb das Geſuch v. 23. Sept. 1915 vom Prozeßgericht 
ſachlich zu würdigen. Das iſt inſofern geſchehen, als der Beſchluß des Land⸗ 
gerichts die Bemerkung enthält, daß dem Geſuch — offenbar aus den vom 
Vorſitzenden der Kammer angeführten zutreffenden Gründen — nicht ftatt- 
gegeben werde. Aber dieſer Beſchluß iſt der Partei nicht zugeſtellt worden, 
und es liegt keine dagegen eingereichte Beſchwerde vor. Daher ſind die Akten 
an das Landgericht zurückzuleiten, das über den Antrag v. 23. Sept. 1915 
durch einen der Partei zu eröffnenden Beſchluß zu entſcheiden haben wird 
(RGeEntſch. 25, 387 und 46, 418, in SeuffA. 46 Nr. 145).“ 

Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 16. Okt. 1915 i. S. N. w. K. 

Beſchw.-Reg. 506/15. F—7. 


49. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen einen Beſchluß auf 
Berichtigung der Beklagtenrolle in der Klage. 
Vgl. 58 Nr. 21 m. N. ZPO. 88 567. 2531. 

Die Klägerin hat eine Klage gerichtet gegen „den Kaufmann P. L.“. 
Die Beſchwerdeführerin trägt vor, daß es eine eingetragene Firma P. L. 
gibt, deren Inhaberin ſie iſt, während ihr Ehemann P. L. in dieſem 
Geſchäft tätig iſt. Auf die Klage iſt P. L. als Beklagter erſchienen und 
hat ſeine Paſſivlegitimation beſtritten, da die Klägerin die den Gegenſtand 
des Streits bildende Ware an die Firma P. L. verkauft habe. Auf Antrag 
der Klägerin hat das Landgericht durch den angefochtenen Beſchluß die 
Beklagtenrolle berichtigt in „Firma P. L.“. | 

Gegen dieſen Beſchluß hat Frau L. Beſchwerde eingelegt, weil ſie 
dadurch gegen ihren Willen als Partei in den Prozeß hineingeſetzt werde 
an Stelle des wirklich Verklagten. Dieſe Beſchwerde iſt nicht zuläſſig, 
es beſteht keine geſetzliche Vorſchrift, welche der Antragſtellerin ein Be⸗ 
ſchwerderecht gewährte. Das Landgericht hat mit ſeinem Beſchluß weiter 
nichts bezweckt als eine Berichtigung des ſog. Paſſivrubrums, d. h. das 
Landgericht iſt der Meinung, daß unter dem „Kaufmann P. L.“ zu ver- 
ſtehen ſei der Kaufmann in Firma P. L., und daß deshalb die Firma 
verklagt ſei, und hat dieſe ſeine Auffaſſung durch ſeinen Beſchluß klar⸗ 
geſtellt. Da das Landgericht hiernach der Auffaſſung iſt, daß die Klage 
gegen Frau Selma L. gerichtet war, denn dieſe iſt die Inhaberin der 
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Firma P. L., jo wird Frau L. ſich als Beklagte im Rechtsſtreit ſelbſt gegen 
ſolche Auffaſſung des Landgerichts zu wenden haben. Es wird daher dieſer 
Streit im Urteilsverfahren auszutragen ſein, nicht aber in einem Beſchwerde— 
verfahren, denn ſelbſt wenn das Oberlandesgericht den Berichtigungsbeſchluß 
ändern könnte und geändert hätte, würde das Landgericht nicht gehindert ſein, 
die Perſon zu verurteilen, welche es für die verklagte Partei hält. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 27. Nov. 1915 i. S. 
B. & Co. w. P. L. Bs. Z. VI. 152/15. No. 


50. Unpfändbarkeit nicht abgehobener Militärpenſionen; Berechtigung 
des Drittſchuldners der gepfändeten Forderung, die Unzuläſſigkeit 
der Pfändung geltend zu machen.“ 

Vgl. 51 Nr. 75 m. N. 

ZPO. §§ 850°. 766; Mannſch VerſorgG. $ 40. 

Die Beſchwerde des Militärfiskus gegen die Pfändung der nichtabge— 
hobenen Penſion des Muſikers Kr. zugunſten der Unterhaltsſorderung des 
Kindes Wilhelmine L. zu 1064 . iſt zuläſſig und auch begründet. 

Gegen das Eingreifen des Militärfiskus in das gegen den Schuldner Kr. 
gerichtete Zw.⸗Vollſtr.⸗Verfahren beſtehen keine Bedenken. Es iſt allgemein 
anerkannt, daß dem Drittſchuldner das Recht zuſteht, gegen eine geſetzlich un— 
zuläſſige Forderungspfändung Einwendungen nach $ 766 ZPO. zu erheben. 
Auch der Militärfiskus hat als Drittſchuldner ein beachtliches Intereſſe daran, 
mit ſeinen Einwendungen ſchon in dieſem Verfahren gehört zu werden; 

Gauppio 8 766 Anm. II. 3, ferner $ 829 Anm. IV. 3 und Anm. VII. 2 a; RG⸗ 

Entſch. 34, 380 (Seuff A. 51 Nr. 75) und 66, 233. 

In welchem Umfange die Verſorgungsgebührniſſe von Militärperſonen 
der Unterklaſſen der Pfändung unterliegen, iſt zuletzt durch §S 40 Mannſch⸗ 
VerſorgGeſ. v. 31. Mai 1906 geregelt worden. Darnach find die in 88 1 und 9 
Geſ. bezeichneten Renten, abgeſehen von gewiſſen Anſprüchen des Militär— 
fiskus, der Pfändung völlig entzogen. Das gilt nach $ 45“ Gef. auch für die 
ſchon früher auf Grund der 88 58ff. RMilPenſGeſ. v. 27. Juni 1871 bewil⸗ 
ligten Invalidenpenſionen, alſo auch für die Penſion von monatlich 9 A, 
die dem Schuldner Kr. ſeinerzeit in ſeiner Eigenſchaft als Hoboiſt und über- 
zähliger Sergeant auf Grund der 88 65 und 70 dieſes Geſ. angewieſen worden 
iſt. Für die Penſionsbezüge, die am Tage der Fälligkeit von dem Berech— 
tigten nicht eingefordert worden ſind, macht das MannſchVerſorgGeſetz keine 
Ausnahme. Es iſt nicht geſtattet, in das Geſetz eine Unterſcheidung zwiſchen 
rückſtändigen, fälligen und künftigen Bezügen hineinzutragen, die das Geſetz 
nicht kennt. Die Unpfändbarkeit nicht erhobener Penſionsbeträge dauert ſo 
lange als dieſe nicht etwa durch eine zwiſchen dem Fiskus und dem Berech— 
tigten getroffene ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung oder durch 
ein andres Ereignis ihre rechtliche Eigenſchaft als Invalidenpenſion verlieren. 
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Bloßer Zeitablauf vermag, abgeſehen von den Wirkungen der Verjährung, 
die rechtliche Natur einer Forderung nicht zu ändern; 
BayObLG. a. F. 7, 172; 11, 274; OLG. 10, 385; Gaupp ZPO. $ 850 Ben. 

91; Seuffert ZPO Anm. 7; Falkmann ZuVollſtr.? 781 Nr. 7 a. 

Die Bezugnahme der Beſchwerde auf §1 Lohn BG. v. 21. Juni 1869 
geht fehl. Dort iſt freilich angeordnet, daß überfällige, nicht eingeforderte 
Arbeits- und Dienſtlöhne der Pfändung unterliegen, aber dieſe Beſtimmung 
iſt dem MannſchVerſorgGeſetz fremd und auch 8 E50 ZPO. hat ſie ausſchließ⸗ 
lich für die unter Nr. 1 aufgeführten Arbeits- und Dienſtlöhne beibehalten, 
aber nicht auf die Ansprüche unter Nr. 2—8, insbeſondere nicht auf die unter 
Nr. 5 genannten Invalidenpenſionen ausgedehnt. Die in DIZ. 1910, 535 
angeführte Entſcheidung des OLG. Colmar behandelt offenbar einen Fall, 
in welchem unerhobene Soldbeträge nach der Verfügung des preuß. Kriegs— 
miniſters v. 23. Juni 1873 unter Verzicht auf Zurücknahme für den Berech— 
tigten bei der Sparkaſſe angelegt worden waren. Ob ſolche aus dem Ver— 
mögen des Militärärars ausgeſchiedene Beträge das Privilegium der Un— 
pfändbarkeit behalten, braucht hier nicht geprüft zu werden; denn der vor— 
liegende Fall iſt ganz anders geartet. Für Billigkeitserwägungen, mit denen 
der amtsgerichtliche Pfändungsbeſchluß die ausnahmsweiſe Zuläſſigkeit der 
Pfändung einer Invalidenpenſion begründen will, iſt hier kein Raum. Das 
MannſchVerſorgGeſetz iſt in dieſem Punkt weder undeutlich noch lückenhaft. 
Irgendeine Abſicht einer Begünſtigung der unehelichen Kinder der Militär- 
perſonen iſt weder jenem Geſetze (§ 39), noch dem MilitHinterbliebGeſetz 
v. 17. Mai 1907 (88 12. 19. 29) zu entnehmen. Nur die Dienſtprämie iſt nach 
840 Abſ. 1 Satz 3 MannſchVerſorgG. im Rahmen des § 850 Abſ. 4 ZPO. 
der Pfändung zugunſten der Unterhaltsanſprüche unehelicher Kinder unter— 
worfen. — — — 

Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 4. März 1915 i. S. L. w. Kr. 

u. Milit.⸗Fisk. Beſchw.⸗Reg. 129/15. 12 


51. Freiwillige Gerichtsbarkeit; Rechtshängigkeit ift von Amts wegen 
zu prüfen. 
FGG. $ 20. 

Der Apotheker K. beantragte am 23. Juni 1905 bei dem Amtsgericht 
Sch., die reale Eigenſchaft der von ihm betriebenen Apotheke feſtzuſtellen. 
Das Amtsgericht wies den Antrag zurück. Die Beſchwerde blieb ohne Erfolg. 
Weitere Beſchwerde wurde damals nicht eingelegt. 

Nach dem Tode des K. erneuerten ſeine Erben am 14. Juli 1914 den 
Antrag auf Feſtſtellung der realen Eigenſchaft der Apotheke. Zur Begrün- 
dung wurden im weſentlichen die gleichen rechtlichen Geſichtspunkte geltend 
gemacht wie im früheren Verfahren; erhebliche neue Tatſachen wurden nicht 
vorgebracht. Das Amtsgericht wies den Antrag aus ſachlichen Gründen ab. 
Die Beſchwerde wurde durch das Landgericht A. als unbegründet zurück— 
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gewieſen, wobei das Landgericht zwar nicht allgemein der Begründung des 
Amtsgerichts folgte, ſich aber doch deſſen ſachlichen Rechtsausführungen zum 
Teil anſchloß. Die weitere Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Vorinſtanzen ſind der Frage, ob nicht etwa das Beſtehen eines 
früheren Verfahrens der Einleitung des beantragten neuen Verfahrens ent— 
gegenſtehe, nicht näher getreten. Dieſe Frage iſt aber hier vor allem zu prüfen. 
Das Geſetz über die Angelegenheiten der freiwill. Gerichtsbarkeit hat über den 
Einfluß, den die Anhängigmachung einer Angelegenheit bei dem zuſtändigen 
Gericht ausübt, eine Beſtimmung ähnlich dem 8 263 ZPO. nicht getroffen. 
Wenn aber auch bei der Verſchiedenheit des Verfahrens und dem mit dem 
Verfahren verfolgten Zweck eine analoge Anwendung der Beſtimmungen 
der Zivilprozeßordnung, von einzelnen im Geſetze beſonders geregelten Fällen 
abgeſehen, nicht angängig iſt, ſo muß der allgemeine Geſichtspunkt, daß das 
Gericht, bei dem eine Angelegenheit noch nicht endgültig erledigt iſt, mit der— 
ſelben Angelegenheit nicht noch einmal befaßt werden ſoll, doch auch hier 
Geltung haben; denn ſonſt würde nicht nur eine unnötige Mehrbelaſtung des 
Gerichts herbeigeführt, ſondern auch die für die Sacherledigung notwendige 
Einheitlichkeit der Behandlung gefährdet (vgl. hierzu Gaupp-Stein ZPO. 
8 263 Anm. III). So wäre es z. B. grundſätzlich nicht ausgeſchloſſen, daß 
auf Grund eines verſchiedenen Vorbringens in derſelben Angelegenheit ver⸗ 
ſchiedene Entſcheidungen ergehen. Dies wäre um ſo eher möglich, wenn etwa 
infolge der Geſchäftsverteilung die geſtellten Anträge von verſchiedenen 
Beamten erledigt werden müßten oder wenn die Angelegenheit auf Grund 
des einen Antrags noch in der unteren Inſtanz ſchwebt, während ſie auf Grund 
des andern Antrages bereits der höheren Inſtanz zur Entſcheidung vorliegt. 
Da das Untergericht gegenüber der Rechtsanſicht des übergeordneten Gerichts 
einer abweichenden Beurteilung nicht Geltung verſchaffen kann, ſo müßte 
in dem letztangeführten Falle entweder das Untergericht dem Obergericht 
gleichlautend entſcheiden oder die Aufhebung ſeiner abweichenden Entſchei— 
dung durch das Obergericht wäre die notwendige Folge. Die Zulaſſung einer 
derartigen Zwieſpältigkeit des Verfahrens iſt mit dem Zweck des Geſetzes, 
durch welches klare und ſichere Rechtsverhältniſſe geſchaffen werden ſollen, 
unvereinbar. ö 

Allerdings muß im Verfahren der ſtreitigen Gerichtsbarkeit die Tatſache 
der Rechtshängigkeit, um Berückſichtigung zu finden, ausdrücklich geltend 
gemacht werden (§ 2631, 8 274? ZPO.), allein für das Verfahren der frei— 
willigen Gerichtsbarkeit, das einen Parteibetrieb im eigentlichen Sinne nicht 
kennt, kann eine derartige Einſchränkung nicht Platz finden. Der Richter wird 
hier weſentlich im öffentlichen Intereſſe tätig und hat ſeine Anordnungen 
von Amts wegen zu treffen. Von den der Antragſtellung der Beteiligten 
vorbehaltenen Fällen abgeſehen darf ſein Einſchreiten durch die Entſchließung 
beteiligter Privatperſonen nicht behindert werden (Schlegelberger FGG. 8 12 
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Anm. I. 1). Aus dem Grundſatze der Tätigkeit von Amts wegen ergibt ſich, 
daß der Richter der freiwill. Gerichtsbarkeit auch von Amts wegen zu prüfen 
hat, ob die Vorausſetzungen für ſein Einſchreiten ſämtlich vorliegen, und dazu 
iſt auch die Frage zu rechnen, ob nicht etwa die Einleitung eines neuen Ver⸗ 
fahrens durch das Vorhandenſein eines bereits anhängigen, die gleiche Frage 
oder den gleichen Anſpruch betreffenden Verfahrens behindert ſei, m. a. W. 
ob nicht Rechtshängigkeit vorliege. 

Im gegenwärtigen Fall iſt das auf den Antrag des K. eingeleitete Ver⸗ 
fahren noch nicht abgeſchloſſen, gegen die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts 
ſteht noch immer die weitere Beſchwerde offen. Wenn auch in dem neuen 
Verfahren der von den Erben des K. geſtellte Antrag durch die letzte Inſtanz 
endgültig abgewieſen ſein ſollte, ſo wäre es doch nicht ausgeſchloſſen, daß 
infolge Einlegung der weiteren Beſchwerde gegen den früheren landgericht- 
lichen Beſchluß in der Angelegenheit noch einmal entſchieden werden müßte. 
Ein derartiger Zuſtand iſt unhaltbar. 

Für die Zuläſſigkeit des neuen Autrags kann auch nicht geltend gemacht 
werden, daß dieſer von andern Perſonen geſtellt iſt als der frühere Antrag. 
Denn die Beſchwerdeführer find die Rechtsnachfolger des früheren Antrag- 
ſtellers; ſie verfolgen nicht ein eigenes Recht, ſondern das auf ſie durch den 
Erbfall übergegangene angebliche Recht des früheren Inhabers. Durch den 
Tod des früheren Antragſtellers iſt das bisherige Verfahren nicht erledigt; 
es kann von den Rechtsnachfolgern immer noch aufgenommen werden (RIA. 
11, 174; 13, 84; Unger in Buſch Zeitſchr. 37, 401). 

Ebenſowenig ſteht die Länge der zwiſchen dem erſten und dem zweiten 
Verfahren liegenden Zeit der Annahme der Rechtshängigkeit entgegen. Eine 
Beendigung des Verfahrens durch Zeitablauf kennt das Geſetz nicht, es ſei 
denn, daß die Einhaltung beſtimmter Friſten beſonders vorgeſchrieben iſt. 
Das neue Verfahren würde vielleicht zuläſſig, wenn die Antragſteller den 
früheren Antrag zurückgenommen oder auf die weitere Beſchwerde gegen 
den erſten Beſchluß des Landgerichts verzichtet hätten. Dies iſt nicht der 
Fall. Es braucht daher nicht weiter unterſucht zu werden, welche Wirkung 
eine derartige Erklärung auf das gegenwärtige Verfahren auszuüben imſtande 
wäre. Auch der Einfluß der Geltendmachung neuer Tatſachen kommt hier 
nicht in Frage. 

Da ſonach die Fortdauer des früheren Verfahrens der Einleitung eines 
neuen Verfahrens entgegenſteht, ſo hätte das Amtsgericht oder an deſſen 
Stelle das Landgericht den geſtellten neuen Antrag als unzuläſſig abweiſen 
ſollen. Jedoch ſind die Beſchwerdeführer dadurch, daß die Abweiſung des 
Antrages nicht aus formellen, ſondern aus ſachlichen Gründen erfolgte, nicht 
beſchwert.“ 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern v. 24. Sept. 1915. Beſchw.⸗R. 

63/15. | H—.n. 
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52. Nichtigkeit der Verträge eines Geſchäftsunfähigen, auch wenn ſie 
ihm nicht nachteilig ſind. 
BGB. § 105. 


— — — Es iſt anzuerkennen, daß die durch 8 105 BGB. gebotene un⸗ 
bedingte Nichtigkeit der Vertragserklärungen geſchäftsunfähiger Perſonen 
erhebliche Nachteile ſowohl für ihre Vertragsgegner wie auch unter Umſtänden 
für ſie ſelbſt zur Folge haben kann. Das berechtigt aber den Richter nicht, 
auf der Grundlage des geltenden Geſetzes die von geſchäftsunfähigen Perſonen 
abgegebenen Vertragserklärungen in irgendeiner Beziehung als rechtswirk⸗ 
ſam zu behandeln, insbeſondere auch dann nicht, wenn feſtgeſtellt werden 
kann, daß die Verträge den Intereſſen des Geſchäftsunfähigen nicht nachteilig 
oder gar vorteilhaft ſind. Einen ſolchen Unterſchied macht das Geſetz nicht, 
und der Richter darf ihn nicht in das Gefetz hineintragen. 

Allerdings iſt von beachtenswerter Seite (Danz in JW. 13, 1016) verſucht 
worden, aus dem erkennbaren Zweck des Geſetzes, der in dem Schutz der 
Geiſteskranken beſtehe, auf dem Wege der „modernen Methode der Recht⸗ 
ſprechung“ durch eine Auslegung, für deren Statthaftigkeit ſogar auf die 
Rechtſprechung des Reichsgerichts hingewieſen wird, den Satz herzuleiten, 
daß nur ſolche Geſchäfte eines Geiſteskranken nichtig ſeien, die er nicht in dieſer 
Weiſe vorgenommen haben würde, wenn er nicht geiſteskrank geweſen wäre. 
Aber dieſe Art der Auslegung kann nicht gebilligt werden und wird auch durch 
die von Danz in bezug genommenen Urteile des Reichsgerichts nicht gerecht⸗ 
fertigt. Wo das Geſetz eine gebietende oder zwingende Anordnung für einen 
feinem Inhalt und Umfang nach klaren und beſtimmten Tatbeſtand trifft, 
kann ihm die Anwendung auf einen dieſen Tatbeſtand erfüllenden Fall nicht 
unter Berufung auf den nach der Meinung des Richters von dem Geſetze 
verfolgten Zweck, der im Geſetz keinen Ausdruck gefunden hat, verſagt werden, 
es ſei denn, daß mit Beſtimmtheit nachgewieſen werden könnte, daß das 
Geſetz ungeachtet ſeines allgemeinen Wortlauts dieſen Fall nicht m: treffen 

Geufferts Archiv 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 3. 
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wollen, daß alſo eine Lücke beſteht, die durch den Richter ausgefüllt werden muß. 
Das iſt aber keineswegs in allen Fällen anzunehmen, für die der dem Geſetz 
unterſtellte Zweck nicht zuzutreffen ſcheint. Das Geſetz kann ſehr wohl, um 
einen beſtimmten Erfolg ſicherzuſtellen, eine allgemeine Anordnung treffen, 
deren unterſchiedloſe Anwendung auch auf ſolche Fälle, für die der verfolgte 
Zweck die Anwendung an ſich nicht erfordern würde, ſeiner Abſicht entſpricht. 
Andernfalls würde man, worauf gegenüber Danz ſchon hingewieſen worden 
iſt, dazu gelangen, auch Verträge, für welche die Formvorſchrift des 8 313 
BGB. zutrifft, ohne Beobachtung der vorgeſchriebenen Form für rechts— 
wirkſam zu erklären, wenn ſie dem Verkäufer nicht ungünſtig ſind, da der 
Zweck der Vorſchrift anerkanntermaßen darin beſteht, den Verkäufer vor 
übereilten, ihn ſchädigenden Veräußerungen von Grundeigentum zu ſchützen. 
Daß aber eine einſchränkende Auslegung des $ 105 BGB. den Abſichten 
des Geſetzgebers entſprechen würde, iſt durchaus nicht mit Sicherheit feſt— 
zuſtellen. Die Vorſchrift verfolgt keineswegs lediglich den Schutz der Geſchäfts— 
unfähigen, ſondern beruht auf dem (aus den deutſchen Landesrechten und dem 
gemeinen Recht übernommenen) Rechtsgedanken, daß dem Willen eines 
Kindes oder eines ihm als gleichſtehend anzuſehenden Geiſteskranken Be— 
deutung für das Rechtsleben nicht zukomme. Daß dieſer Rechtsgedanke der 
Vorſchrift zugrunde liegt, laſſen die Motive (1, 129. 130) erkennen, in denen 
hervorgehoben wird, daß eine Perſon, welche des Vernunftgebrauchs beraubt 
iſt, eine Vertragserklärung nicht abzugeben vermöge, und zwar unter Ab— 
lehnung der „eigenartigen Vorſchriften des franzöſiſchen Rechts, welche die 
Geltendmachung der Ungültigkeit von Rechtsgeſchäften wegen Geiſteskrankheit 
in einer mit den allgemeinen Rechtsgrundſätzen ſchwer vereinbaren, durch 
Rückſichten der Zweckmäßigkeit nicht ausreichend gerechtfertigten Weiſe 
beſchränken“. Der Standpunkt des Geſetzes ergibt ſich auch deutlich daraus, 
daß im Gegenſatz zu der unbedingten Nichtigkeit der von Geſchäftsunfähigen 
abgegebenen Willenserklärungen die von den in ihrer Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkten Perſonen abgegebenen Willenserklärungen unter beſtimmten 
Vorausſetzungen Rechtswirkſamkeit erlangen können (8 106 ff., 114 BGB.). 
Die Frage, ob und in welchen Richtungen der Grundſatz der Nichtigkeit 
von Willenserklärungen Geſchäftsunfähiger im Intereſſe der Sicherheit des 
Rechtsverkehrs oder im eigenen Intereſſe der Geſchäftsunfähigen einer Ein- 
ſchränkung bedarf — etwa, wie ſchon vorgeſchlagen iſt, durch eine dem 8122 
BGB. entſprechende Vorſchrift (vgl. Rümelin, Geiſteskranke ꝛc 58 ff.; Püſchel. 
in IW. 1914, 564) —, iſt eine Frage der Geſetzgebung, welche durch den zur 
Anwendung des Geſetzes berufenen Richter nicht gelöſt werden kann. — — — 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 10. März 1915 in der preuß. Sache 
St. (BE) w. K. (OLG. Breslau). V. 477/14. Ä 
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53. Das Sahlungsverbot gegen Frankreich hindert auch die Uberweiſung 
zur Einziehung an einen deutſchen Pfändungsgläubiger. 

BGB. § 131; ZPO. 88 835; BRBekanntm. v. 30. Sept., 20. Okt., 20. Dez. 1914 

(RGBl. 421. 443. 450). 


Die Beklagte K. ließ hierzulande im Sommer 1914 durch den franzöſiſchen 
Staatsangehörigen C. Bauarbeiten ausführen, von denen C. die Schloſſer⸗ 
arbeiten dem Schloſſer P. auftrug. Kurz vor Ausbruch des Krieges kehrte C. 
nach Frankreich zurück. P. erwirkte wegen ſeiner Lohnforderungen am 11. Sept. 
1914 gegen C. einen Arreſt und am 20. Nov. 1914 ein Verſäumnisurteil; 
Arreſtbeſchluß und Verſäumnisurteil wurden öffentlich zugeſtellt, der Arreſt— 
beſchluß am 29. Sept. 1914. Auf Grund des Verſäumnisurteils und zweier 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe wurde für P. die Forderung gepfändet und ihm 
zur Einziehung überwieſen, welche dem C. gegen die Beklagte K. zuſtand. 
Dieſer Beſchluß vom 21. Januar wurde ihr zugeſtellt am 23. Jan. 1915. 
Beklagte verweigerte Bezahlung. — Klage und Berufung des P. wurden 
abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die Frage, ob dem Begehren des Klägers das Zahlungsverbot gegen 
Frankreich v. 20. Okt. 1914 entgegenſtehe, iſt zu bejahen. 

Dieſes Zahlungsverbot deckt ſich inhaltlich mit dem gegen England er— 
laſſenen v. 30. Sept. 1914. Von den einſchlägigen Beſtimmungen kommt zu— 
nächſt 8 2 Abſ. 2 des letzteren Verbotes in Betracht, da der Kläger nur als 
Erwerber der dem franzöſiſchen Staatsangehörigen C. entſtandenen Forderung 
in Frage kommen kann. Durch den Arreſtbeſchluß v. 11. Sept. 1914 hat Kläger 
die Forderung nicht erworben. Er ſelber meint, die Forderung mit Zuſtellung 
des Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluſſes v. 21. Jan. 1915 erworben zu 
haben, und zwar mit derart rückwirkender Kraft, daß der Erwerb als im Zeit— 
punkte der Zuſtellung des Arreſtbeſchluſſes erfolgt anzuſehen ſei. In dem 
Beſchluſſe v. 21. Jan. 1915 iſt dem Kläger die gepfändete Forderung zur 
Einziehung bis zur vollen Deckung überwieſen worden. Die Überweiſung 
zur Einziehung gibt dem Gläubiger die Befugnis, die gepfändete Forderung 
kraft ſeines Pfandrechts in eigenem Namen und für eigene Rechnung einzu— 
klagen; dabei geht die Forderung aber noch nicht auf den pfändenden Gläu⸗ 
biger über, der Schuldner, zu deſſen Vermögen die Forderung auch fernerhin 
gehört und der die Gefahr des Verluſtes trägt, bleibt Inhaber der Forderung. 
Nur durch die in § 835 ZPO. vorgeſehene Überweiſung an Zahlungſtatt 
geht die gepfändete Forderung auf den Gläubiger über. Mit Rückſicht darauf 
könnte man wohl ſagen, daß der Kläger die Forderung bis zur Stunde über— 
haupt noch nicht erworben habe. Die vorſtehend erläuterten Grundſätze 
über den Übergang der Forderung auf den pfändenden Gläubiger können 
aber dem Begriff des Erwerbers im Sinne des mehrerwähnten Zahlungs- 
verbots nicht unterſtellt werden; es würde dies dem Verbot die praktiſche 
Bedeutung und Wirkſamkeit in breitem Umfange vollſtändig benehmen. 
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Der Begriff des Erwerbers iſt hier daher weiter zu faſſen. Es muß darunter 
jeder verſtanden werden, der in die tatſächliche und rechtliche Möglichkeit ver⸗ 
ſetzt wird, im eigenen Namen und für eigene Rechnung die gepfändete For⸗ 
derung einzuziehen und einzuklagen, der infolgedeſſen in der Lage iſt, über 
die eingezogenen Gelder frei und nach Gutdünken zu verfügen. Nur dann 
wird der Zweck und der praktiſche Wert des Zahlungsverbots gewahrt. Obige 
Vorausſetzungen treffen aber auch bei der Überweiſung zur Einziehung zu. 
Der Kläger iſt ſomit tatſächlich als Erwerber der Forderung i. S. des Zah⸗ 
lungsverbots zu betrachten. Die Zuſtellung des Überweiſungsbeſchluſſes iſt 
am 23. Jan. 1915 erfolgt; dieſer Zeitpunkt kann allein für den Erwerb der 
Forderung durch den Kläger in Betracht kommen. Es kann keine Rede davon 
ſein, daß dem Akte dieſer Zuſtellung die rückwirkende Kraft innewohne, die 
ihm der Kläger beimißt. Der Arreſt einerſeits und die Pfändung mit Über⸗ 
weiſung anderſeits ſtellen je völlig ſelbſtändige Rechtsakte dar, die unter ſich 
in garkeinem Zuſammenhange ſtehen; Pfändung und Überweiſung ſind recht⸗ 
lich auch ſehr wohl möglich, ohne daß ein Arreſt vorausgeht. Es kann deshalb 
nicht davon geſprochen werden, daß der Pfändungs- und Überweiſungs⸗ 
beſchluß eine Beſtätigung des Arreſtbeſchluſſes darſtelle. Jeder dieſer Rechts⸗ 
akte, gleichviel ob fie geſondert erfolgen oder ſoweit zuläſſig verbunden, be⸗ 
dingt für ſich allein und ſelbſtändig den Eintritt der geſetzlich an ſeine Erlaſſung 
geknüpften Folgen und Wirkungen. Ein Erwerb in dem hier in Betracht 
kommenden Sinne kann nur bei der Überweiſung in Frage kommen. Es iſt 
daher daran feſtzuhalten, daß der Erwerb der Forderung durch den Kläger 
erſt im Zeitpunkte der Zuſtellung des die Überweiſung enthaltenden Be— 
ſchluſſes, ſomit am 23. Jan. 1915 erfolgt iſt. Das Zahlungsverbot gegen 
Frankreich findet aber nur gegenüber dem Erwerber keine Anwendung, der 
vor dem Inkrafttreten des Verbotes die Forderung erworben hat. Das Ver⸗ 
bot iſt am 20. Okt. 1914 in Kraft getreten, obige Ausnahmebeſtimmung trifft 
auf den vorliegenden Fall daher nicht zu. 

Wenn der Kläger dann meint, das Zahlungsverbot erſtrecke ſich überhaupt 
nicht auf inländiſche Erwerber, ſo geht dieſe Anſchauung fehl. Gegen ſie 
ſpricht zunächſt der klare und beſtimmte Wortlaut des Verbots, es ſteht ihr 
aber auch Sinn und Zweck des Verbots entgegen. Es will verhindern, daß 
franzöſiſche Staatsangehörige, die in franzöſiſchen Gebieten ihren Wohnſitz 
oder Sitz haben, ihre im Gebiet des Deutſchen Reichs ausſtehenden Guthaben 
einziehen können. Dieſer Zweck könnte leicht durch Benutzung allenfallſiger 
ſkrupelloſer oder gewinnſüchtiger Mittelsperſonen vereitelt werden. Die 
Schwierigkeiten, im einzelnen Falle feſtzuſtellen, ob es ſich um eine ſolche 
Verſchleierung handelt oder nicht, ſind zu groß und umſtändlich, als daß ein 
Kriegsgefetz ſich damit befaſſen könnte, für ein ſolches erübrigt nur, ſoll es 
ſeinen Zweck erfüllen, das Verbot gegenüber jedem Erwerber, ſei er Inländer 
oder nicht. 
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Der Kläger kann auch nicht, wie er es verjucht, die Bekanntmachung 
v. 20. Dez. 1914 für ſich ins Feld führen. Schon der Wortlaut dieſer Bekannt- 
machung läßt deutlich erſehen, daß hier ein Fall der dort gedachten Art nicht 
vorliegt. Eine analoge Anwendung dieſer Bekanntmachung auf den hier 
gegebenen Fall erſcheint mangels aller erforderlichen Anhaltspunkte für eine 
ſolche ausgeſchloſſen. Die Bekanntmachung regelt ganz beſtimmt vorgeſehene 
Fälle, eine Ausdehnung derſelben auf andre Fälle iſt nicht angängig. 

Aber auch der in ZW. 1915 Nr. 13 S. 728 veröffentlichte Beſcheid des 
Staatsſekretärs des Reichsjuſtizamtes v. 9. Juni 1915 kann nicht zugunſten 
des Klägers herangezogen werden. Dieſer Beſcheid jagt nur, daß der Dritt- 
ſchuldner an den deutſchen Gläubiger der ausländiſchen Firma unter den im 
Beſcheid näher bezeichneten Umſtänden Zahlung leiſten kann und darf, ohne 
ſich ſtraffällig zu machen, wenn für ihn kein Grund zur Annahme einer Ver⸗ 
ſchleierung vorliegt, keineswegs aber, daß für dieſen Fall dem Gläubiger 
ein Anſpruch auf Zahlung zukomme. Der Abſ. 2 des Beſcheides weiſt viel- 
mehr ausdrücklich auf die Befugnis des Schuldners hin, auch in dieſem Falle 
dem inländiſchen Erwerber gegenüber Stundung geltend zu machen und 
Zahlung zu verweigern. | 

Zugunſten des Klägers könnte dann unter Umſtänden nur noch die Aus- 
nahmebeſtimmung in § 5 des Zahlungsverbots in Frage kommen; aber auch 
ſie ſchlägt hier nicht ein. — — —“ 

Urteil des OLG. Augsburg v. 5. Okt. 1915 i. S. P. w. K. — IL. 84/15. 
ö H- n. 
54. Ob die Verpfändung des Ehrenworts den ganzen Vertrag nichtig 
macht, iſt Tatfrage. 
Vgl. 67 Nr. 104. 
BGB. 88 139. 138. 

Um den Beklagten, der bis dahin eine abhängige Dienſtſtellung im Ge- 
ſchäft ſeines Bruders innegehabt hatte, den Erwerb dieſes wertvollen Geſchäfts 
zu ermöglichen, hatte der Kläger bare 370000 „ hergegeben, und dem Be⸗ 
klagten zwar nach außen hin die Stellung eines ſelbſtändigen Geſchäfts⸗ 
inhabers eingeräumt, aber nicht nur ſich ſelber einen angemeſſenen Gewinn⸗ 
anteil und wegen der Zurückerlangung ſeines Kapitals beſondere Sicherheiten 
ausbedungen, ſondern ſich auch zu einſchneidenden Maßnahmen im Geſchäfts⸗ 
betriebe ſeine Genehmigung ſowie das Recht zu gewiſſen Einmiſchungen in 
den Betrieb vorbehalten. In 8 23 des darüber aufgenommenen Vertrages 
v. 27. April 1913 hatte der Beklagte ſein Ehrenwort verpfändet, daß er den 
im Vertrage eingegangenen Verpflichtungen auf das Gewiſſenhafteſte nach⸗ 
kommen werde. Als der Kläger einen auf Grund dieſes Vertrages ausge— 
ſtellten Wechſel über 60000 A einklagte, wandte der Beklagte u. a. ein, daß 
der ganze Vertrag wegen des ihm abgenötigten Ehrenworts und darin lie— 
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genden Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig jei. — Dieſer Einwand 
wurde in 2. Inſtanz verworfen: die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus 
den Gründen des Rev. Urteils: a 

„— — — Es erſcheint allerdings zweifelhaft, ob das Ber. Gericht, 
auch wenn es den $ 23 des Vertrages dahin auslegen durfte, daß die ehren- 
wortliche Bindung des Beklagten auf ſolche Vertragspflichten beſchränkt ſei, 
deren Erfüllung der Beklagte im Hinblick auf das Vertrauensverhältnis zum 
Kläger ohnehin als Ehrenſache habe betrachten müſſen, zu der Feſtſtellung 
berechtigt war, daß eine ſo beſchränkte Verpfändung des Ehrenworts den 
guten Sitten nicht zuwiderlaufe. In dem von der Reviſion angeführten Urteil 
v. 23. Jan. 1912 (Entſch. 78, 258 ff.) hat der 3. Zivilſenat des Reichsgerichts 
ſeine Rechtsauffaſſung im allgemeinen dahin gekennzeichnet (S. 263): 

Der Verpfändung des Ehrenworts für eine vermögensrechtliche Verbindlichkeit ſteht 
das ſchwere Bedenken entgegen, daß die bloße Nichterfüllung dieſer Verbindlich— 
keit den Schuldner als wortbrüchig erſcheinen läßt, auch wenn ihn kein oder 
doch kein erhebliches Verſchulden trifft, daß der Vorwurf der Ehrloſigkeit gegen 
ihn erhoben werden kann, auch wenn er garnicht unehrenhaft gehandelt hat. 
Dem heutigen ſittlichen Empfinden widerſtrebt es, den Schuldner der Gefahr 
einer ſolchen ungerechtfertigten Ehrenminderung auszuſetzen, nur um dem Gläubiger 
die Erfüllung einer beliebigen Forderung wirkſamer als dies mit den Mitteln 
des gerichtlichen Zwanges geſchehen kann zu ſichern. Nur zum Schutze beſonderer, 
wichtiger Intereſſen kann der Gewiſſenszwang, den die Verpfändung der Ehre auf 
den Schuldner ausübt, gerechtfertigt ſein und nur einer wirklich ehrloſen Hand— 
lung darf durch eine Verpfändung der Ehre vorgebeugt werden. 

Das Ber.⸗Gericht leugnet aber die Sittenwidrigkeit der ehrenwortlichen 
Beſtärkung eines ganzen Pflichtenkreiſes, den es als durch das Vertrauens— 
verhältnis der Parteien umgrenzt bezeichnet, ohne ſich darüber auszuſprechen, 
welche der zahlreichen von dem Beklagten in dem Vertrage übernommenen 
Verbindlichkeiten es als auf dem Vertrauensverhältniſſe beruhend anſieht, 
und ohne zu prüfen, welche beſondere Wichtigkeit den einzelnen Verbindlich— 
keiten beizumeſſen ſei. 

Einer Eutſcheidung über die Haltbarkeit oder Unhaltbarkeit dieſes vom 
Ber.⸗Gericht vertretenen Standpunktes bedarf es jedoch nicht, da das ange— 
fochtene Urteil durch die Feſtſtellung getragen wird, daß, ſelbſt wenn die Ver- 
pfändung des Ehrenworts einen Verſtoß gegen die guten Sitten enthalten 
und deshalb nach § 138 Abſ. 1 BGB. nichtig ſein ſollte, die Nichtigkeit der 
Beſtimmung des 823 des Vertrages gleichwohl die der übrigen Vertrags- 
beſtimmungen nicht zur Folge haben würde, weil nach der ganzen Sachlage 
anzunehmen ſei, daß die Parteien den Vertrag, ſo wie geſchehen, auch ohne 
Verpfändung des Ehrenworts geſchloſſen hätten, falls ihnen die Nichtigkeit 
der Verpfändung bekannt geweſen wäre (vgl. 8 139 BGB.). Der 3. Zivilſenat 
hat zwar in mehreren, einen Dienſtvertrag mit Wettbewerbsverbot und Straf— 
abrede betreffenden Entſcheidungen (Urt. v. 8. Nov. 1910 (Entſch. 74, 332) und 
v. 1. Nov. 1911 (Seuff A. 67 Nr. 104) — die Anwendbarkeit des § 139 BGB. 
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mit der Begründung verneint, daß die Verpfändung des Ehrenworts kein 
bloßes, dem Vertrage hinzutretendes Verſtärkungsmittel, keine Nebenabrede 
ſei, die unbeſchadet des Wettbewerbsverbots ausgeſchieden werden könne, 
ſondern daß ſie in Verbindung mit der Vertragsſtrafe die einheitliche Grundlage 
für das Wettbewerbsverbot bilde (Entſch. 78, 260). Seine Ausführungen laſſen 
jedoch nicht erkennen, daß er die ehrenwortliche Beſtärkung eines Verſprechens 
und das Verſprechen ſelbſt für begrifflich untrennbar und deshalb die Wirk⸗ 
ſamkeit des Verſprechens im Falle der Sittenwidrigkeit der ehrenwortlichen 
Beſtärkung für ſchlechthin ausgeſchloſſen erachtete. Jedenfalls hat er in einer 
ſpäteren, einen gleichen Dienſtvertrag betreffenden Entſcheidung (Urt. v. 
21. April 1914 in Warneyer Erg®d. 1914 Nr. 178) den Standpunkt ein⸗ 
genommen, daß es lediglich Tatfrage ſei, ob zwiſchen Ehrenwort und Ver⸗ 
pflichtung ein unlöslicher Zuſammenhang beſtehe oder nicht, und daß die 
Nichtigkeit der ehrenwortlichen Beſtärkung die der Verpflichtung ſelbſt nicht 
notwendig nach ſich ziehe. Dieſer Standpunkt iſt als richtig anzuerkennen. 
Auch im vorliegenden Fall, wo die Verpfändung des Ehrenworts am 
Schluſſe des Vertrages in einem beſonderen Paragraphen beurkundet iſt, 
war das Ber.⸗Gericht durch nichts gehindert, in der Verpfändung des Ehren⸗ 
worts nur ein Verſtärkungsmittel, keinen unlöslichen Beſtandteil der Ver⸗ 
pflichtungserklärung des Beklagten zu erblicken und unter Berückſichtigung 
des Geſamtinhalts und der Vorgeſchichte des Vertrages deſſen Gültigkeit 
auch bei Annahme der Nichtigkeit der Ehrenwortsverpfändung zu bejahen. 
Es hat dies mit der Begründung getan, daß der Beklagte an der Verpfändung 
ſeines Ehrenworts überhaupt kein Intereſſe gehabt habe, und daß ſich der 
Kläger zum Abſchluſſe des Vertrages auch ohne dieſe Verpfändung bereit 
gefunden hätte, wenn ihm deren Nichtigkeit auf Grund des 8 138 Abſ. 1 BGB. 
bekannt geweſen wäre. Das Ber.⸗Gericht hat hierbei die Behauptung des 
Beklagten, daß er dem Verlangen des Klägers nach Verpfändung des Ehren⸗ 
wortes widerſprochen, der Kläger aber auf der Verpfändung beſtanden habe, 
als richtig unterſtellt, die behauptete Tatſache indes gegenüber den ſonſtigen 
zugunſten des Klägers ſprechenden Umſtänden für unerheblich erachtet, weil 
der Beklagte ſich dem Verlangen des Klägers gefügt habe und deshalb aus dem 
behaupteten Beſtehen des Klägers auf dem Verlangen nicht zu entnehmen 
ſei, daß der Kläger beim Feſthalten des Beklagten an ſeiner Weigerung den 
Vertrag nicht geſchloſſen hätte. Die Rüge der Reviſion, daß das Ber.⸗Gericht 
die Behauptung des Beklagten zu Unrecht für unerheblich erachtet habe, 
liegt auf rein tatſächlichem Gebiete und kann deshalb nicht durchgreifen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (2. Sen. v. 25. Juni 1915 in der preuß. Sache 
V. (BE). w. M. (OLG. Celle). II. > 
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55. Unmöglichkeit der Leiſtung oder perſönliches Unvermögen zu leiſten d 
Vgl. 65 Nr. 160 m. N.; 66 Nr. 203; 68 Nr. 119; 70 Nr. 148. 
BGB. 88 275. 279. 


Mitte Oktober 1914 kaufte die klagende Firma von dem Beklagten eine 
beſtimmte Menge Wolle „netto Kaſſe gegen Faktura“. Am 26. Okt. 1914 
beſtätigte Beklagter den Empfang des Fakturenbetrages und teilte mit, daß 
er dem Spediteur Verladeorder gegeben habe; am 4. Nov. 1914 erklärte er 
jedoch, nicht liefern zu können, und ſtellte den bezahlten Fakturenbetrag nebſt 
Zinſen wieder zur Verfügung. Die Klägerin deckte ſich nach fruchtloſer Frijt- 
ſetzung ein und klagte dann auf Schadenerſatz. Der Beklagte verlangte Ab⸗ 
weiſung der Klage unter Berufung darauf, daß er die am 10. Oktober bei H. 
in Belgien gekaufte Ware, worunter ſich auch das an Klägerin verkaufte Los 
befunden habe, nicht habe erlangen können, indem der Verkäufer auf vertrag⸗ 
mäßiger Bezahlung in belgiſcher Währung beſtanden habe und ſolche trotz 
vieler angewandter Mühe bis zum 24. Oktober, als dem Fälligkeitstage, 
nicht zu beſchaffen geweſen ſei, weshalb der Verkäufer am 28. Oktober den 
Vertrag annulliert habe. — Das Landgericht verurteilte den Beklagten zur 
Zahlung; die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen aus folgenden 
Gründen: 

„Indem der Beklagte „netto Kaſſe gegen Faktura“, alſo zu ſofortiger 
Lieferung, die Wolle verkaufte, über die er zur Zeit dieſes Verkaufs das Recht 
zur Verfügung noch nicht beſaß, handelte er unter der Gefahr, daß er, wenn 
es ihm nicht gelang, ſich die Verfügung über die verkaufte Ware rechtzeitig 
zu verſchaffen, ſeinem Käufer für den aus der Nichtlieferung entſtehenden 
Schaden haften mußte (BGB. 88 440 und 326). 

Verkauft hatte er eine beſtimmt bezeichnete Partie Wolle. Dieſe Partie 
war von ihm zugleich mit noch vier andern Partien am 10. Okt. 1914 in Ver⸗ 
viers in Belgien gekauft worden. Der belgiſche Verkäufer hatte ſich ausbe⸗ 
dungen, daß ihm, bevor er zu liefern brauche, der Kaufpreis innerhalb zehn 
Tagen, unter ausdrücklichem Ausſchluß jeder irgendwie zu begründenden 
Verlängerung dieſer Friſt, in belgiſchem Gelde bezahlt ſein mußte. Das hierzu 
erforderliche belgiſche Geld hat der Beklagte ſich durch die von ihm damit 
beauftragte Bank innerhalb der Friſt zu beſchaffen nicht vermocht. Darauf 
iſt ſein belgiſcher Verkäufer vom Vertrage zurückgetreten. Der Beklagte hat 
die Verfügung über die von ihm verkaufte Wolle nicht erlangt und deshalb 
die Lieferung an die Klägerin, die ihrerſeits ſofort gegen die ihr überſandte 
Faktura bezahlt hatte, nicht bewirken können. Er glaubt bei dieſem Sach⸗ 
verhalt, indem er Beweis dafür anbietet, daß es unmöglich geweſen ſei, nach 
dem 14. Oktober noch 70000 Francs in belgiſchem Gelde aufzutreiben und 
niemand dies vorher habe vorausſehen können, behaupten zu dürfen, daß 
ihm die Lieferung durch einen erſt nach dem Abſchluß des Verkaufs an die 
Klägerin eingetretenen Umſtand, den er nicht zu vertreten habe, unmöglich 
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geworden und er deshalb nach 8 275 BGB. von der Verpflichtung zur Leiſtung 
frei geworden ſei. Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrig, weil der Tatbeſtand des 
8275 nicht vorliegt. | 

Der Beklagte greift darin fehl, daß er meint, in ſeinem Rechtsverhältnis 
zur Klägerin ſich auf die Erfolgloſigkeit ſeiner Bemühungen zur Beſchaffung 
des für die Bezahlung der fünf von ihm in Verviers gekauften Partien Wolle 
erforderlichen belgiſchen Geldes berufen zu können. In ſeinem Rechtsver⸗ 
hältnis zur Klägerin handelte es ſich nicht um die fünf Partien im Geſamt⸗ 
wert von über 70000 Francs. Und es handelte ſich zwiſchen ihm und der 
Klägerin auch nicht um die Beſchaffung belgiſchen Geldes. Alles dies ging 
nur ſein Rechtsverhältnis zu dem belgiſchen Verkäufer an und betraf nur 
den Erwerb der Wolle für den Beklagten. Was für die Nichterfüllung ſeines 
Vertrags mit der Klägerin von rechtlichem Belang war, erſchöpfte ſich in der 
Tatſache, daß ihm, als er ſich die von ihm verkaufte Wolle von der Klägerin 
bezahlen ließ, das Recht noch immer fehlte, über die von ihm ſelbſt noch 
nicht erworbene Ware zu verfügen. Dieſer Umſtand, auf dem nicht eine 
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mögen des Beklagten, ſich die Verfügung über die vorhandene und von ihm 
der Klägerin verkaufte Ware zu verſchaffen, beruhte, war aber weder erſt 
nach der Entſtehung des Schuldverhältniſſes — will ſagen: nach dem Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages mit der Klägerin — eingetreten, da er bereits beim Ab⸗ 
ſchluß beſtand, noch war es ein Umſtand, von dem der Beklagte behaupten 
dürfte, daß er ihn der Klägerin gegenüber nicht zu vertreten hatte. 

Wer ſich als Verkäufer zur Lieferung des Verkauften verpflichtet, über⸗ 
nimmt mit dieſer Verpflichtung die ohne weiteres als ſelbſtverſtändlich darin 
eingeſchloſſene Haftung dafür, daß er das, was er verkauft, auch zu liefern 
in der Lage ſei und nicht durch das Recht eines Anderen daran gehindert werde 
(RGeEntſch. 69, 357). Auf dieſer Haftung beruht das Wagnis deſſen, der eine 
Sache verkauft, bei welcher er das Recht, über ſie verfügen zu dürfen, erſt 
noch erwerben muß. Gelingt der Erwerb ihm nicht und kann er deshalb nicht 
liefern, ſo kann er ſich nicht von ſeiner Haftung mit dem Nachweiſe befreien, 
daß er ſich in ſeiner Annahme, er werde den Erwerb ſicher erlangen, keiner 
Fahrläſſigkeit ſchuldig gemacht habe. Für die Rechtsanſprüche des Käufers 
kommt es nicht darauf an, wie und womit ſein Verkäufer ſich die von ihm 
verkaufte, tatſächlich im Beſitz eines über ſie verfügenden Dritten vorhandene 
Sache zu verſchaffen beabſichtigte und wie und woran dieſe Abſicht mit oder 
ohne Verſchulden geſcheitert ſein mag.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 30. Okt. 1915 i. S. M. w. 

B. & M. Bf. II. 88/15. Nö. 
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56. Bei Rückgabe der Mietſache im beſchädigten Suſtande hat der 
Mieter dieſen zu rechtfertigen. 
BGB. 88 548. 556. 

Unſtreitig hat die Beklagte die vom Kläger gemietete Schute dieſem 
nach Beendigung der Miete in beſchädigtem Zuſtande zurückgegeben. Sie 
behauptet, ſie habe von der Mietſache lediglich den vertragmäßigen Gebrauch 
gemacht und hafte daher nicht für den dabei eingetretenen Schaden. 

Allein wenn auch mit Rückſicht auf die von der Beklagten in bezug ge- 
nommene Vorſchrift des 8 548 BGB. ein allgemeiner Rechtsſatz des Inhalts, 
daß die Mietſache nach Beendigung des Vertrages in dem Zuſtande, in dem 
ſie ſich beim Empfang befunden habe, zurückzugeben ſei, nicht beſteht, ſo iſt 
doch der Mieter, wenn er die Mietſache beſchädigt zurückgibt und die Be— 
ſchädigung ihrer Natur nach ſich — wie hier — augenſcheinlich nicht als eine 
bloße durch vertragmäßigen Gebrauch als ſolchen hervorgerufene Veränderung 
darſtellt, dem Vermieter aufklärungspflichtig dafür, wie der Schaden ſich 
ereignet hat und wie er ſich trotz der dem Mieter obliegenden Obhutspflicht 
ereignen konnte. 

An einer genügenden Aufklärung hat es die Beklagte aber fehlen 


laſſen.— — — 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v 25. Nov. 1915 i. S. G. (Kl.) 
w. U. Bf. III. 178/15. B. 


57. Die dienftliche Uberweiſung außergewöhnlicher Aufgaben an 
einen Militärarzt begründet keine privatrechtlichen Anſprüche. 
BGB. 88 611. 812. 

Der Kläger, der bis zum 30. Sept. 1905 als aktiver Stabsarzt zur Frauen- 
klinik der Königlichen Charite in Berlin kommandiert war und am 1. Ckt. 
1905 ſeinen Dienſt als Stabs⸗ und Abteilungsarzt beim 1. Garde-Feld⸗ 
Artillerie-Regiment antrat, übernahm, nachdem er ſich hierzu zur Verfügung 
geſtellt hatte, neben ſeinem truppenärztlichen Dienſte die geburtshülflich- 
gynäkologiſche Behandlung der Soldatenfrauen der Garniſon Berlin auf 
Befehl des vorgeſetzten Generalarztes an Stelle des bisher damit beauftragten, 
verſetzten Stabsarztes. Er beanſpruchte nun Erſatz der Aufwendungen, die 
ihm angeblich durch die Behandlung der Soldatenfrauen in der Zeit vom 
1. Okt. 1905 bis 30. Juni 1911 erwachſen waren, abzüglich der ihm bemil- 
ligten Entſchädigungen von zuſammen 12501. — Die Klage wurde in allen 
Inſtanzen für unbegründet erklärt. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Der Ber.-Richter nimmt mit Recht an, daß das Verhältnis zwiſchen deu 
Parteien lediglich öffentlichrechtlicher Natur iſt, und daß nicht etwa, wie der 
Kläger behauptet, ein privatrechtlicher Dienſtvertrag oder Auftrag vorliegt. 
Der Kläger hat in ſeiner Eigenſchaft als Militärarzt den dienſtlichen Befehl 
zur Übernahme der frauenärztlichen Behandlung erhalten und nur auf Grund 
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ſeines öffentlichrechtlichen Sanitätsoffiziers-Dienſtverhältniſſes dieſe Behand- 
lung übernommen und ausgeführt. Ein Offizier oder Beamter kann aber 
für Aufwendungen, die er infolge ſeiner dienſtlichen Tätigkeit machen muß, 
von dem Fiskus Vergütung nur auf Grund einer dieſe vorſehenden beſonderen 
Beſtimmung oder einer Zuſicherung eines zur Vertretung des Fiskus befugten 
Beamten, ſonſt aber nicht, und zwar auch nicht unter dem Geſichtspunkt der 
ungerechtfertigten Bereicherung beanſpruchen. Er iſt auf Grund ſeines Dienſt— 
verhältniſſes zur Tragung der mit ſeiner Dienſttätigkeit verbundenen Auf⸗ 
wendungen verpflichtet, ſie werden durch das Gehalt und ſonſtige Dienſtein— 
kommen mitabgegolten. 

Im vorliegenden Fall handelt es ſich nun allerdings um eine außer— 
gewöhnliche Tätigkeit. Während nach der Friedens-Sanitäts⸗Ordnung 831 
die Militärärzte, und zwar in erſter Linie die Aſſiſtenzärzte, und nur in ſchweren 
Krankheitsfällen auch die Stabsärzte, lediglich die Soldatenfrauen ihres 
Truppenteils zu behandeln haben, iſt dem Kläger als Stabs- und Abteilungs⸗ 
arzt die geburtshülfliche Behandlung aller Soldatenfrauen der Garniſon 
Berlin übertragen worden. Das begründet aber keinen Unterſchied, auch auf 
ſolche außergewöhnliche Tätigkeit findet der obige Grundſatz Anwendung. 
Dies iſt in dem Reichsbeſoldungsgeſetz v. 15. Juli 1909 88 3. 15 ausdrücklich 
anerkannt worden, indem dort, nicht als eine Neuerung, ſondern in Über- 
einſtimmung mit dem bisherigen Recht, 

ſ. den Kommiſſionsbericht zu dieſem Geſetze, Druckſ. Nr. 1615 der Verhandl. des 

Reichstags, 12. Legislaturper. I. Seſſion 1907/09 S. 10. 149 f., 


ausgeſprochen iſt, daß für Nebenämter und Nebenbeſchäftigungen Dienſtein⸗ 
kommen ebenſo wie Zulagen nur inſoweit bewilligt werden können, als der 
Reichshaushaltsplan dies beſtimmt oder beſondere Fonds dazu zur Ver— 
fügung ſtellt. 

Da der Kläger nun ſeinen Anſpruch weder auf eine allgemeine Beſtim— 
mung noch auch auf eine den Fiskus verpflichtende Zuſage eines zu deſſen 
Vertretung befugten Beamten ſtützen kann, ſo iſt die Klage mit Recht ab— 
gewieſen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts 8 Sen.) v. 8. Juni 1915 in der preuß. Sache 

H. (Kl.) w. Reichsfiskus en Sn III. 594/14. 


58. Die Feuerverſicherung umfaßt auch eine Beſchädigung durch 
Rauch vor dem Ausbruch des Feuers. 
VerſvG. § 82. 


Mit Unrecht beſtreitet die Beklagte, daß der vom Kläger geltend gemachte 
Schaden auf ein „Brandereignis“ zurückzuführen ſei, falls er durch das In— 
brandgeraten der fraglichen Holzſtücke hervorgerufen worden ſei. Iſt tat⸗ 
ſächlich ein offenes Feuer zum Ausbruch gu durch das der Schaden 
entſtanden iſt, ſo liegt ein Brandereignis i. S. der Verſicherungsbedingungen 
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vor und kann ſich die Beklagte nicht ihrer Verpflichtung aus dem Verſicherungs⸗ 
vertrage mit der Behauptung entziehen, daß die verſicherten Pflanzen nicht 
durch die Flammen, ſondern ſchon durch das vorhergegangene Schwelen des 
Holzes beſchädigt worden ſeien. Mit Recht weiſt das Landgericht darauf hin, 
daß die Verkehrsanſchauung einer Unterſcheidung zwiſchen den einzelnen 
Abſchnitten des Brandereigniſſes, wie ſie die Beklagte gemacht wiſſen will, 
widerſpricht und daß es für das Vorliegen des Verſicherungsfalls genügt, 
wenn überhaupt ein Brand ausgebrochen iſt, der für den Schaden urſächlich 
geworden iſt. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 30. Okt. 1915 i. S. K. (Kl.) 

w. Schleſ. Feuer⸗Verſ.⸗Geſ. Bf. VI. 140/15. B. 


59. Haftet der wegen Geiſteskrankheit entmündigte Beſitzer beim Ein- 
ſturz eines Werks für Verſchulden ſeines Vormundes oder aus 
§ 829 BGBD 


(Vgl. 61 Nr. 6.) 
BGB. $$ 829. 836. 114. 


Der Kläger iſt am 16. März 1909 im Hauſe des wegen Geiſteskrankheit 
entmündigten A. bei Benutzung des Fahrſtuhls zu Schaden gekommen, indem 
das Seil des Fahrſtuhls riß und der Kläger mit dem Fahrſtuhl abſtürzte. Er 
verlangte von den Erben des A. Schadenerſatz. In den beiden erſten Inſtanzen 
wurde die Klage abgewieſen. Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. 
— Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht ſieht in dem Abreißen des Tragſeils und dem Ab- 
ſtürzen des Fahrſtuhls eine Ablöſung von Teilen eines Gebäudes oder eines 
mit dem Grundſtück verbundenen Werkes; es erachtet jedoch eine Haftung des 
A. aus 8 836 BGB. nicht für gegeben, weil eine ſolche Haftung nur bei vor⸗ 
liegendem Verſchulden des Beſitzers Platz greife, dieſer aber zur Zeit des Unfalls 
ſich in einem die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter 
Störung der Geiſtestätigkeit befunden habe (§S 827 BGB.). Inſoweit befindet 
ſich das Urteil im Einklange mit dem früheren in der Sache ergangenen 
Reichsgerichtsurteil und wird auch von der Reviſion nicht angegriffen. 

Dagegen meint die Reviſion, eine Haftung des verſchuldensunfähigen 
Gebäudebeſitzers könne gleichwohl deshalb eintreten, weil er für ein ſeinem 
Vormunde zur Laſt fallendes Verſchulden einzuſtehen habe; denn § 836 lege 
dem Gebäudebeſitzer Verpflichtungen auf, die als Legalobligation vollſtändig 
der Vertragsobligation rechtlich gleich zu erachten ſeien; bei der Erfüllung, 
dieſer Obligation werde der Geiſteskranke durch ſeinen Vormund vertreten, 
und gemäß $ 278 BGB. habe er das Verſchulden des Vormundes in gleichem 
Umfange zu vertreten wie eigenes Verſchulden. Das iſt nicht richtig. 

Irgendeine zivilrechtliche Verbindlichkeit des Gebäudebeſitzers beſteht 
inſolange nicht, als nicht der Zuſtand des Gebäudes Veranlaſſung zur Ent⸗ 
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ſtehung eines Schadens gegeben hat. Wohl iſt in der Rechtſprechung häufig 
die Rede davon, daß der Beſitzer die Verpflichtung habe, das Gebäude in ord⸗ 
nungmäßigem, die Gefährdung andrer ausſchließendem Zuſtande zu erhalten. 
Aber dieſe Verpflichtung ſteht keineswegs einer ſchuldrechtlichen Verbindlich⸗ 
keit gleich, wie ſich ſchon aus dem Fehlen eines Forderungsberechtigten ergibt, 
ſie iſt vielmehr nur ein Sonderfall der allgemein jedem Menſchen obliegenden 
Pflicht, im Verkehr ſein Verhalten ſo einzurichten, daß dabei Benachteiligungen 
andrer möglichſt vermieden werden. Eine rechtliche Wirkung erzeugt jene Ver⸗ 
pflichtung erſt dann, wenn ihre Nichteinhaltung einen andern geſchädigt hat. 
Wäre die Anſchauung der Reviſion über das Beſtehen einer allgemeinen 
obligatoriſchen Verpflichtung des Gebäudebeſitzers zutreffend, dann hätte es 
der Vorſchrift im § 908 BGB. nicht bedurft, durch welche beſtimmten Per⸗ 
ſonen das Recht zugebilligt wird, durch Herantreten an den Beſitzer eine Ver⸗ 
bindlichkeit der bezeichneten Art zur Entſtehung zu bringen. 

Es fragt ſich ſodann, ob etwa der in der Rechtslehre mehrfach vertretenen 
Anſchauung beigepflichtet werden könnte, wonach gerade im Fall des 8 836 
eine Ausnahme von dem ſonſt geltenden Grundſatze gemacht werden ſoll, 
daß der Entmündigte für das Verſchulden ſeines geſetzlichen Vertreters nicht 
zu haften hat, ſo daß in dieſem Falle § 278, wenn auch nicht unmittelbar, 
ſo doch ſinngemäß anwendbar wäre. Die Frage iſt zu verneinen. Die Haftung 
des Gebäudebeſitzers weiſt keine ſolche Beſonderheit auf, daß gerade für ſie 
die Durchbrechung eines allgemeinen Rechtsſatzes von grundlegender Bedeu⸗ 
tung aus bloßen Zweckmäßigkeitserwägungen gerechtfertigt erſcheinen könnte. 
Allerdings kann gegenüber einem verſchuldensunfähigen Gebäudebeſitzer der 
im § 836 gewährte Schutz verſagen; aber darin liegt keine Beſonderheit. Die 
Gefahr, daß jemand durch das Verhalten eines Schuldunfähigen geſchädigt 
wird, ohne ihn dafür haftbar machen zu können, beſteht auch auf andern 
Gebieten. Bei Gebäudeſchäden iſt zudem für ſolche Fälle, in denen ein 
nutzungsberechtigter geſetzlicher Vertreter vorhanden iſt, Abhülfe durch 8 838 
getroffen; in Fällen, in denen ein Verſchulden des geſetzlichen Vertreters 
vorliegt, kann der Geſchädigte dieſen auf Grund des § 823 in Anſpruch 
nehmen, und ſchließlich iſt, wie unten zu erwähnen, eine billige Ausgleichung 


der Intereſſen auf Grund des $ 829 möglich. Hiernach beſteht kein zwingender 


Anlaß, eine dem Geſetz fremde Haftung für Verſchulden des geſetzlichen Ver⸗ 
treters im Fall des 8 836 anzunehmen. 

Dagegen kann dem Ber.⸗Gericht inſoweit nicht zugeſtimmt werden, 
als es die Anwendung des § 829 ablehnt. Nach dem Wortlaut dieſer Vor⸗ 
ſchrift hat es allerdings den Anſchein, als ob fie im Falle des § 836 nicht an⸗ 
wendbar wäre. Aber wenn man die Natur der im $ 836 behandelten Haftung 
näher ins Auge faßt, ergibt ſich, daß hier keineswegs, wie in 88 833 Satz 1, 
835, eine Haftung von beſonderer Art aufgeſtellt wird, ſondern nur für einen 
beſonderen Fall und unter Umkehrung der Beweislaſt diejenige Haftung 
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behandelt wird, welche im § 823 allgemein für den Fall vorgeſchrieben it, 
daß jemand durch Außerachtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
ein Recht eines anderen widerrechtlich verletzt. Schon im Urteil des 6. Senats 
vom 30. Okt. 1902 (RGeEntſch. 52, 373 ff. und SeuffA. 58 Nr. 209) iſt aus⸗ 
geführt, das Beſondere der Vorſchrift des $ 836 reiche nicht über die Vertei⸗ 
lung der Beweislaſt hinaus, im übrigen liege nur ein Anwendungsfall der 
aus 8 823 ſich ergebenden Haftung vor. Bildet aber § 836 nur einen Anwen— 
dungsfall des 8 823, ſo rechtfertigt die Erwähnung des letzteren Paragraphen 
im 8 829 die Anwendung dieſer Vorſchrift auch für den Fall des 8 836. Irgend⸗ 
ein innerer Grund, welcher es rechtfertigen könnte, die Anwendbarkeit des 
§ 829 auf Gebäudeſchäden auszuſchließen, iſt nirgends erſichtlich. Das Urteil 
des 6. Senats in RGEntſch. 74, 145 ſteht nicht entgegen. Dort iſt allerdings 
gejagt, daß § 829 auf andre Arten unerlaubter Handlungen nicht ausgedehnt 
werden dürfe, und dabei auch § 836 angeführt. Aber jenes Urteil ſteht ſelbſt 
auf dem Standpunkte, daß § 829 über ſeinen Wortlaut hinaus anwendbar 
ſei, und die Bemerkung, wonach im Fall des § 886 eine andre Art von uner— 
laubter Handlung vorliege, gehörte nicht zur Begründung der damaligen 
Eutſcheidung, ſondern iſt nur nebenbei gemacht worden. 

Auch die Erwägung, daß der Entmündigte den Schaden nicht verurſacht 
haben könne, weil die Vorkehrung der zur Abwehr erforderlichen Maßregeln 
nicht ihm, ſondern ſeinem Vormund obgelegen habe (vgl. Mot. 2, 734), greift 
im Fall des 8 836 nicht durch. Denn die Frage, wer den Schaden verurſacht 
hat, braucht hier nicht weiter unterſucht zu werden, da das Geſetz eben den 
Beſitzer des Gebäudes als den Verurſacher des Schadens angeſehen wiſſen 
will. Läge die Sache ſo, daß A. zwar verſchuldensunfähig, aber gleichwohl 
ohne geſetzlichen Vertreter geweſen wäre, dann wäre ohne weiteres erkennbar, 
daß er ſelbſt als derjenige behandelt werden müßte, der den Schaden verur— 
ſacht hat. Die Aufſtellung eines geſetzlichen Vertreters ändert in dieſer Hin— 
ſicht die Sachlage nicht. 

Hiernach bedarf es noch einer Prüfung, ob nicht dem Kläger nach den 
gegebenen Umſtänden ein Auſpruch auf Schadloshaltung i. S. des § 829 
BGB. zuzubilligen ſei.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 4. März 1915 in der preuß. Sache 

N. (Kl.) w. A. Erben (KG. Berlin). IV. 509/14. | 


60. Haftung des Staats für Amtspflichtverlegung des Landrats als 
Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes in der Selbſtverwaltung. 
BGB. § 839; preuß. Geſ. v. 1. Aug. 1909 $ 4. 

Der Kläger verlangt Erſatz des Schadens, der ihm nach ſeiner Angabe 
dadurch entſtanden iſt, daß der Landrat des verklagten Kreiſes in ſeiner Eigen- 
ſchaft als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes ſeine Amtspflicht verletzt habe. 
Nach § 4 preuß. Geſ. über die Haftung des Staats und andrer Verbände für 
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Amtspflichtverletzungen, v. 1. Aug. 1909, finden die Vorſchriften des 81 
über die Haftung des Staats auf die für den Dienſt eines Kommunalverbandes 
angeſtellten Beamten mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle des 
Staats der Kommunalverband haftet. 

Bei Prüfung der Frage, ob der Kreis für die behauptete Amtspflicht⸗ 
verletzung des Landrats hafte, iſt zunächſt zu unterſuchen, ob der Landrat 
als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes, ſobald der Kreisausſchuß oder ſein Vor⸗ 
ſitzender als Organ der Selbſtverwaltung — nicht als ſtaatliches Verwaltungs⸗ 
gericht — tätig iſt, als ein Beamter anzuſehen ſei, der für den Dienſt des Kreis⸗ 
kommunalverbandes angeſtellt iſt. Dieſe Frage wird nicht allein durch die 
Erwägung entſchieden, daß der Landrat nach § 24 Kreis O. für Heſſen⸗Naſſau 
vom König ernannt wird. Auch ein vom Staat ernannter Beamter kann für 
den Dienſt eines Kommunalverbandes angeſtellt ſein (RGEntſch. 80, 342). 
Nach 8 36 Landesverwaltungs-⸗Geſ. führt der Landrat den Vorſitz im Kreis⸗ 
ausſchuß kraft ſeiner Amtsſtellung, ohne daß es einer beſonderen Beſtellung 
bedarf. Nach der geſetzlichen Einrichtung des Landratsamts iſt ſein Träger 
ein Staatsbeamter. Der Landrat hat zwar nach § 26 Kreis O. für Heſſen⸗ 
Naſſau inſofern eine Doppelſtellung, als er als Organ der Staatsregierung 
die Geſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung und als Vorſitzender des 
Kreisausſchuſſes die Kommunalverwaltung des Kreiſes leitet. Indem die 
Kreisordnung (§ 24) in Berückſichtigung dieſer Doppelſtellung dem Kreistage 
ein Vorſchlagsrecht, dem König aber die Ernennung des Landrats zuweiſt, 
bringt ſie zum Ausdruck, daß der Landrat Staatsbeamter ſein ſoll und iſt. 
Wenn er Geſchäfte erledigt, die ihm kraft ſeines Staatsamts übertragen ſind, 
aber in den Bereich der Selbſtverwaltung des Kreiskommunalverbandes 
fallen, ſo wird er dadurch nicht zugleich zum Kommunalbeamten; auch ein 
Kommunalbeamter wird dadurch, daß beſtimmte ſtaatliche Aufgaben, z. B. 
die Leitung der örtlichen Polizei, mit ſeinem Kommunalamt verbunden 
werden, nicht zugleich unmittelbarer Staatsbeamter; auch bei Bearbeitung 
dieſer ſtaatlichen Geſchäfte bleibt er Organ der Selbſtverwaltung, ſo daß für 
etwaige Verletzungen der Amtspflicht die Gemeinde haftet; 

jo Brand Beamtenr. § 228 Nr. 4 S. 618; vgl. auch Fleiner, Inſtitutionen des 

Verwaltungsr. 114. f 
Selbſt wenn aber der Wirkungskreis, den der Landrat als Vorſitzender des. 
Kreisausſchuſſes in Angelegenheiten der Selbſtverwaltung hat, als ein zweites 
Amt aufzufaſſen wäre, jo würde es ſich um ein Amt handeln, das ſeiner Art, 
nach ein Nebenamt zum ſtaatlichen Hauptamt iſt. Nach 82 Kommunalbe⸗ 
amten⸗Geſ. v. 30. Juli 1899 iſt als Kommunalbeamter nicht anzuſehen, wer 
neben ſeinem ſtaatlichen Hauptamt ein Kommunalamt bekleidet, das ſeiner 
Art nach ein Nebenamt iſt. Dieſes Geſetz iſt aber zur Auslegung des Begriffs 
des Kommunalbeamten des Geſetzes v. 1. Juli 1909 inſoweit heranzuziehen, 
zumal dieſes Geſetz ebenſo wie jenes die „Anſtellung für den Kommunal— 
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verband“ als weſentliches Merkmal hervorhebt. Ob der Landrat des verklagten 
Kreiſes für die Erledigung der Geſchäfte der Selbſtverwaltung eine beſondere 
Vergütung von dem Kreiſe erhält, iſt unerheblich. Die Rechtsſtellung des Vor⸗ 
ſitzenden des Kreisausſchuſſes iſt durch das allgemeine ſtaatliche Recht ge— 
regelt und kann durch beſondere Abreden zwiſchen dem Vorſitzenden des 
Kreisausſchuſſes und dem Kreiſe nicht verändert werden. 

Nach alledem kann $ 4 des erwähnten Geſetzes v. 1. Juli 1909 keine An⸗ 
wendung finden; für Verletzungen der Amtspflicht, die der Landrat als Vor⸗ 
ſitzender des Kreisausſchuſſes in Angelegenheiten der Selbſtverwaltung be— 
geht, haftet der Kreiskommunalverband nicht. — — — 

Urteil des OLG. zu Kaſſel (1. Sen.) v. 3. Dez. 1915. 1 U. 53/15. Mt. 


61. Unterhaltspflicht des ſchuldig geſchiedenen Ehemannes; Einfluß 
der Üblichkeit eines Arbeitsverdienſtes der Frau“; Verhältnis zur 
Unterhaltspflicht der Derwandten**. 

Vgl. 63 Nr. 161. — Vgl. 59 Nr. 185. 

BGB. 8d 1578. 1608. 

Die Parteien waren früher miteinander verheiratet; ſeit dem 23. Mai 1912 
iſt die Ehe aus alleinigem Verſchulden des Beklagten rechtskräftig geſchieden. 
Die Klägerin verlangte nun vom Beklagten Gewährung des ſtandesmäßigen 
Unterhalts mit vierteljährlich 375... Zuerkannt wurden ihr jährlich 600 .K. 
Rechtsmittel hatten keinen Erfolg. — Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt in erſter Linie von der Be⸗ 
antwortung der Frage ab, ob der Klaganſpruch etwa um deswillen unbe— 
gründet iſt, weil die allerdings vermögensloſe Klägerin ihren Unterhalt, wie 
das Oberlandesgericht als unſtreitig anſieht, durch Arbeit erwerben kann und, 
wie der Beklagte behauptet und das Ber.-Gericht als richtig unterſtellt, auch 
wirklich erwirbt. Das Ber.⸗Gericht verneint dieſe Frage mit dem Landgericht 
auf Grund der Feſtſtellung, daß nach den Verhältniſſen, in denen die Ehe⸗ 
gatten zur Zeit der Scheidung gelebt haben, Erwerb durch Arbeit der Frau 
nicht üblich ſei. Die Reviſion wendet dagegen ein, daß es, wenn die Frau 
arbeite und aus ihrer Arbeit. Einkommen habe, auf die Frage der Üblichkeit 
garnicht ankomme. Indeſſen die Auffaſſung des Ber. Gerichts entſpricht 
dem Geſetze, das in § 1578 Abſ. 1 BGB. die für die geſchiedene Frau be⸗ 
ſtehende Möglichkeit, den Unterhalt aus dem Ertrag ihrer Arbeit zu beſtreiten, 
nur dann in Betracht gezogen wiſſen will, wenn nach den Verhältniſſen, in 
denen die Ehegatten gelebt haben, Erwerb durch Arbeit der Frau üblich iſt. 
Lediglich die Üblichfeit entſcheidet. Iſt nach den Verhältniſſen, in denen die 
Ehegatten gelebt haben, Erwerb durch Arbeit der Frau als üblich anzuſehen, 
ſo muß ſich die geſchiedene Frau das, was ſie durch Arbeit erwerben könnte, 
wenn ſie arbeitete, und erſt recht das, was ſie durch Arbeit tatſächlich erwirbt, 
auf den Unterhalt anrechnen laſſen, auch wenn ſie während der Ehe keine 
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erwerbende Tätigkeit ausgeübt hat. Umgekehrt kann einer Frau nicht zu⸗ 
gemutet werden, nach der Scheidung erwerbende Tätigkeit auszuüben und 
ſich den Ertrag ihrer Arbeit auf den Unterhalt anrechnen zu laſſen, wenn nach 
den Verhältniſſen, in denen die Ehegatten gelebt haben, Erwerb durch Arbeit 
der Frau nicht als üblich anzuſehen iſt. Dies ſelbſt dann nicht, wenn ſie wäh⸗ 
rend der Ehe eine erwerbende Tätigkeit ausgeübt haben ſollte. Arbeitet ſie 
dennoch, jo bleibt der Ertrag ihrer Arbeit von der Anrechnung auf den Unter- 
halt ausgeſchloſſen. Alles das hat der Senat bereits ausgeſprochen (RGeEntſch. 
62, 294 ff., insbeſ. S. 300), und daran iſt feſtzuhalten. Daß dieſer Standpunkt 
der des Geſetzes iſt, wird auch in der Rechtslehre faſt ausnahmslos angenommen. 

Die zweite Frage iſt die, ob die Verpflichtung des Beklagten, der Klägerin 
Unterhalt zu gewähren, dadurch beeinflußt wird, daß die Mutter der Klägerin, 
wie das Ber.⸗Gericht wieder als unſtreitig anſieht, Vermögen hat und an ſich 
vielleicht in der Lage wäre, für den Unterhalt der Klägerin aufzukommen. 
Das Ber.⸗Gericht verneint in Übereinſtimmung mit dem Landgericht auch 
dieſe Frage. Wenn, jo wird geſagt, die Mutter der Klägerin unterhalts⸗ 
pflichtig wäre, jo würde allerdings (§ 1608 Abſ. 1 Satz 2), ſoweit dem Be⸗ 
klagten nicht ſein ſtandesmäßiger Unterhalt bleibt, ihre Unterhaltspflicht der 
ſemigen vorgehen, die Mutter ſei aber nicht unterhaltspflichtig, da die Stlä- 
gerin ſich durch Arbeit ſelbſt unterhalten könne, alſo (8 1602) nicht unterhalts⸗ 
bedürftig ſei. Dieſe Auffaſſung entſpricht gleichfalls dem Geſetze. Soweit der 
unterhaltspflichtige Ehegatte, auch der geſchiedene (§ 1606 Abſ. 2), bei Berück⸗ 
ſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung 
ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts dem andern Ehegatten Unterhalt zu ge— 
währen, ſollen deſſen Verwandte, der Regel des 8 1608 Abſ. 1 Satz 1 ent- 
gegen, ausnahmsweiſe vor ihm haften. Inſoweit ſoll alſo der Ehegatte erſt 
haften, wenn und ſoweit der unterhaltsberechtigte Ehegatte von ſeinen unter⸗ 
haltspflichtigen Verwandten Unterhalt nicht zu erlangen vermag. Das Geſetz 
mag dabei zunächſt an die Fälle denken, in denen die Unterhaltspflicht der 
Verwandten deshalb verſagt (vgl. ZW. 1904, 17629), weil ſie zur Gewährung 
des Unterhalts nicht in der Lage ſind. Die vom Geſetz ins Auge gefaßte Wir⸗ 
kung tritt aber nicht minder dann ein, wenn die Verwandten zwar leiſtungs⸗ 
fähig, zur Gewährung von Unterhalt jedoch deshalb nicht verpflichtet ſind, 
weil der ſeinem Ehegatten gegenüber unterhaltsberechtigte Ehegatte ihnen 
gegenüber mangels Bedürftigkeit nicht unterhaltsberechtigt iſt. Daß ein 
ſolcher Fall, wie gerade der zur Entſcheidung ſtehende Rechtsſtreit zeigt, vor⸗ 
kommen kann, hat darin ſeinen Grund, daß die Vorausſetzungen, an die das 
Geſetz die Unterhaltsberechtigung knüpft, bei der Unterhaltspflicht der Ehe⸗ 
gatten und der der Verwandten nicht durchaus übereinſtimmen, was ins⸗ 
beſondere hervortritt, wenn man die Vorſchrift in § 1578 Abſ. 1 mit der in 
8 1602 vergleicht. Nun mag zwar der Billigkeitsgrund, der zu der Vorſchrift 
in § 1608 Abſ. 1 Satz 2 geführt hat (vgl. Motive 4, 689 zu 8 . und 686 
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zu § 1482 Abſ. 2 des 1. Entwurfs), die Vermeidung einer ungerechtfertigten 
Härte, auch dann und vielleicht erſt recht zutreffen, wenn dem unterhalts⸗ 
pflichtigen Ehegatten als unterhaltsberechtigt ein Ehegatte gegenüberſteht, 
der von ſeinen an ſich unterhaltspflichtigen Verwandten den ſtandesmäßigen 
Unterhalt bloß deshalb nicht beanſpruchen kann, weil er imſtande iſt, ihn 
ſich ſelbſt zu verſchaffen. Indeſſen das berechtigt nicht, die Vorſchrift in & 1608 
Abſ. 1 Satz 2, zumal da ſie die Eigenſchaft einer Ausnahmebeſtimmung hat, 
auch in einem Fall zur Anwendung zu bringen, für den ſie nach ihrem Wort⸗ 
laut und auch nach ihrem Sinn nicht gegeben iſt.— — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 3. Mai 1915 in der preuß. Sache 

W. (Bkl.) w. W. (OLG. Celle). IV. 640/14. 


62. Eine erforderliche Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
kann der Ausſchlagung der Erbſchaft nachfolgen. 
Vgl. oben Nr. 20. 
BGB. 88 1831. 1822.1 1944. 

Nachdem der Vater der Klägerin am 9. Mai 1902 geſtorben war, hatte 
ihre Mutter am 9. Juni 1902 vor dem Amtsgericht erklärt, daß einziges Kind 
aus der Ehe die Klägerin ſei, daß kein Teſtament errichtet ſei, und daß ſie für 
ſich und ihre minderjährige Tochter die Erbſchaft ausſchlage und hierzu die 
Genehmigung des Vorm.⸗Gerichts erbitte. Nach einem Protokoll des Amts⸗ 
gerichts vom 11. Juni 1902 hatte das Amtsgericht an dieſem Tage die vor⸗ 
mundſchaftsgerichtliche Genehmigung der für die minderjährige Klägerin 
erklärten Ausſchlagung der Erbſchaft erteilt und dies war der Mutter am 
14. Juni 1902 mitgeteilt worden. Unter Berufung auf dieſe Vorgänge klagte 
die Klägerin gegen einen Gläubiger ihres Vaters mit dem Antrage, die von 
ihm gegen ſie verſuchte Zw.⸗Vollſtreckung aus Schuldtiteln des Vaters zu 
unterlaſſen. Der Einwand des Beklagten, daß die Ausſchlagung der Erb⸗ 
ſchaft unwirkſam ſei, weil die Genehmigung des Vorm.⸗Gerichts erſt nach der 
Ausſchlagung ſtattgefunden habe, war in den beiden erſten Inſtanzen für 
begründet erachtet worden, wurde aber vom Reichsgericht verworfen. — 
Aus den Gründen: 

„Wenn man lediglich die Vorſchrift des 8 1831 Satz 1 BGB. in Betracht 
zieht, ſo läßt ſich die Entſcheidung des Ber.⸗Gerichts nicht beanſtanden. Allein 
dieſe Vorſchrift kann dann keine Anwendung finden, wenn das einſeitige 
Rechtsgeſchäft, von dem im $ 1831 BGB. die Rede iſt, nach geſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift binnen einer beſtimmten Friſt vorgenommen werden muß. Der geſetz⸗ 
geberiſche Grund der Aufnahme des § 1831 in das Geſetz war ebenſo wie bei 
§ 111 BGB. der, daß man es für unbillig erachtete, diejenigen Perſonen, 
deren Rechtsverhältniſſe durch das einſeitige Rechtsgeſchäft berührt werden, 
für unbeſtimmte Zeit über die Frage ſeiner Wirkſamkeit im ungewiſſen zu 
laſſen. Um dem vorzubeugen, ſollte die Genehmigung des Vorm.⸗Gerichts 
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der Vornahme des Geſchäfts vorhergehen, ſo daß dieſes in dem letzten Zeit⸗ 
punkte ſofort wirkſam wurde (vgl. Mot. 1, 133; 4, 1153; Prot. 1, 62; 4, 797ff.). 
Dieſer geſetzgeberiſche Grund entfällt aber, wenn das Geſetz ſelbſt dafür Sorge 
trägt, daß der Zuſtand der Ungewißheit binnen feſtbeſtimmter Zeit ſein Ende 
erreicht. In ſolchen Fällen muß die geſetzliche Friſtbeſtimmung dahin ver⸗ 
ſtanden werden, daß es genügen ſoll, wenn alle zur Gültigkeit des Geſchäfts 
erforderlichen Erklärungen bis zum Ablauf der Friſt abgegeben werden, daß 
es aber auf die Reihenfolge, in der die Abgabe erfolgt, nicht ankommen ſoll 
(vgl. RGRKomm. Anm. I zu 81831 BGB.). Zu den befriſteten einſeitigen 
Rechtsgeſchäften in dieſem Sinne gehört aber nach 8 1944 BGB. die Aus⸗ 
ſchlagung der Erbſchaft. Da nun im vorliegenden Fall die Genehmigung 
des Vorm.⸗Gerichts jedenfalls innerhalb der Ausſchlagungsfriſt wirkſam 
geworden iſt (8 1828 BGB.; § 16 Abſ. 1 FGG.), jo kann die Gültigkeit der 
Erbſchaftsausſchlagung der Klägerin nicht in Abrede geſtellt werden. Der 
Klagantrag iſt darnach gerechtfertigt.“ 

. des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 26. Febr. 1915 in her preuß. Sache 

S. (Kl.) w. N. (KG. Berlin). IV. N 


63. Eingetr. Genoſſenſchaft; Verjährung des Schadensanſpruchs gegen 
Mitglieder des Aufſichtsrats. 
Gen®. $ 41 Abſ. 5; BBB. $ 852. 


Der Konk.⸗Verwalter der M. Innungsbank, einer Genoſſenſchaft m. 
b. H., verklagte eine Anzahl von Mitgliedern des Vorſtandes und des Auf⸗ 
ſichtsrats der Genoſſenſchaft auf Schadenerſatz. Der hier in Betracht kom⸗ 
mende Beklagte Fr. gehörte dem Aufſichtsrat von 1898 bis Juni 1906 an. 
Die im Januar 1913 erhobene Klage wurde durch Teilurteil des Landgerichts 
gegen den Beklagten Fr. abgewieſen, weil zur Zeit der Erhebung der Klage 
die fünfjährige Verjährungsfriſt des § 41 GenG. bereits abgelaufen geweſen 
ſei. Die Berufung des Klägers wurde zurückgewieſen; ebenſo ſeine Reviſion. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Der Schaden, deſſen Erſatz der Kläger von dem Beklagten Fr. begehrt, 
ſoll lediglich dadurch herbeigeführt ſein, daß der Vorſtand der Genoſſenſchaft 
beſtimmten namentlich bezeichneten Genoſſen Kredite gewährt habe, die mit 
deren Vermögensverhältniſſen nicht in Einklang ſtanden, die zum Teil über⸗ 
haupt nicht, zum Teil ungenügend geſichert waren und die den von der Gen.⸗ 
Verſammlung der Genoſſenſchaft v. 8. Juni 1898 genehmigten Kreditbedin⸗ 
gungen zuwiderliefen. Der Beklagte Fr. wird für dieſen Schaden verant⸗ 
wortlich gemacht, weil er in Verletzung ſeiner Pflichten als Mitglied des 
Aufſichtsrats trotz ſeines Bewußtſeins der Unzuläſſigkeit dieſer Kreditgewäh⸗ 
rungen und ihrer Schädlichkeit für die Genoſſenſchaft nicht energiſch dagegen 
eingeſchritten, vielmehr mit den übrigen Aufſichtsratsmitgliedern nur Be⸗ 
ſchlüſſe auf Herabminderung der Kredite gefaßt habe, die vom Vorſtande 
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nicht nur nicht beobachtet, ſondern mit Krediterhöhungen beantwortet ſeien; 
weil er trotzdem nicht auf Abſetzung des Vorſtandes gedrängt und der Gen. 
Verſammlung das Geſchäftsgebahren des Vorſtandes nicht mitgeteilt, ſondern 
die Einſetzung der ungeſicherten Forderungen an die hier fraglichen kredit⸗ 
unwürdigen Genoſſen als ſichere Forderungen in die Bilanz geduldet; und 
weil er endlich trotz eingetretener Überſchuldung der Genoſſenſchaft nicht 
auf die Konk.⸗Eröffnung hingewirkt habe. 

Weil alle dieſe dem Beklagten Fr. zur Laſt gelegten Verfehlungen ihre 
Wurzel in der Verletzung der ihm gegenüber der Genoſſenſchaft vertraglich 
obliegenden Aufſichtspflicht hätten, nimmt das Ber.⸗Gericht an, daß auf die 
Verjährung des darauf gegründeten Schadenerſatzanſpruchs § 41 Abſ. 4 
GenG. Anwendung finde, und daß demzufolge der eingeklagte Anſpruch 
verjährt ſei. 

— — — Die Reviſion macht geltend, daß das dem Beklagten Fr. zur 
Laſt gelegte Verhalten den eingeklagten Anſpruch nicht nur aus § 41 Abſ. 1 
und 2 Gen., ſondern auch aus § 823 Abſ. 2 und aus $ 826 BGB. begründe; 
aus Abſ. 2 8 823 inſofern, als das Verhalten des Beklagten gegen die 88 146. 
147 GenG. verſtoße; ſoweit aber der Anſpruch nach Abſ. 2 § 823 oder $ 826 
BGB. begründet ſei, unterliege er nach 8 852 BGB. einer zwar nur drei— 
jährigen, aber erſt von der Kenntnis des Schadens ab laufenden und daher 
im vorliegenden Falle noch nicht vollendeten Verjährung. 

Der Reviſion iſt zuzugeben, daß ein die Genoſſenſchaft ſchädigendes 
Verhalten ihrer Aufſichtsratsmitglieder ſowohl eine Verletzung des auf ver— 
traglicher Grundlage beruhenden Schuldverhältniſſes, die von der Verjäh⸗ 
rungsvorſchrift des $ 41 Abſ. 4 GenG. betroffen wird, enthalten, als auch den 
Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung gemäß § 823 Abſ. 2 und $ 826 BGB. 
erfüllen kann. Die unerlaubte Handlung vermag indes einen Schadens- 
anſpruch neben demjenigen aus der Vertragsverletzung in ſolchem Fall nur 
zu erzeugen, wenn die Handlung, von einem durch das vertragliche Schuld- 
verhältnis nicht Gebundenen begangen, ebenfalls eine unerlaubte ſein würde. 
Iſt die Handlung ohne die vertragliche Verpflichtung des Handelnden nicht 
unerlaubt, ſo iſt es lediglich die Vertragsverletzung, die einen Schadenerſatz⸗ 
anſpruch erzeugt, nicht auch daneben die unerlaubte Handlung, die als ſolche 
erſt durch die Vertragsverletzung in Verbindung mit andern Tatumſtänden 
gegeben iſt. Dem Vertragsgegner iſt dann ein Anſpruch auf Schadenerſatz 
nur aus der Vertragsverletzung gegeben; ihm gegenüber legt eine unerlaubte 
Handlung i. S. der 88 823 ff. BGB., als welche nur ein abgeſehen von einem 
bereits beſtehenden Schuldverhältniſſe widerrechtliches Verhalten anzuſehen 
iſt, überhaupt nicht vor. Alles aber, was dem Beklagten Fr. zur Laſt ge⸗ 
legt wird, iſt nur deshalb widerrechtlich, weil es gegen die ihm der Genoſſen⸗ 
ſchaft gegenüber, deren Anſpruch der Kläger geltend macht, vertraglich ob— 
liegenden Pflichten als Aufſichtsratsmitglied verſtößt. | 
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Dies ergibt ſich ohne weiteres für die dem Beklagten zur Laſt gelegten 
ſtrafbaren Handlungen gegen 88 146. 147 GenG., die von ihm nur in ſeiner 
Eigenſchaft als Mitglied des Aufſichtsrats begangen ſein können. — — — Die 
in 88 146. 147 GenG. behandelten Straftaten ſind der Genoſſenſchaft gegen⸗ 
über lediglich Vertragsverletzungen, wenn ſie auch mit öffentlicher Strafe 
bedroht ſind. Damit iſt es wohl vereinbar, daß dieſe Strafgeſetze den Schutz 
dritter, zu den Tätern nicht in dem Auſſichtsrat⸗Vertragsverhältnis ſtehender 
Perſonen bezwecken, wie dies bezüglich des 8 147 von der Rechtſprechung 
anerkannt iſt (RGEntſch. 81, 269). Dritte können demnach Erſatz des ihnen 
durch einen Verſtoß gegen § 147 GenG. zugefügten Schadens auf Grund 
des § 823 Abſ. 2 BGB. wegen unerlaubter Handlung verlangen. Auch der 
Genoſſenſchaft ſoll durch die Androhung öffentlicher Strafe in § 147 ein ver⸗ 
ſtärkter Schutz zuteil werden, aber nur zur Sicherung ihres bereits beſtehen⸗ 
den vertraglichen Rechts, nicht durch Begründung eines neuen Rechts auf 
Unterlaſſung der unter Strafe geſtellten Handlungen, deſſen Gewährung 
völlig gegenſtandlos ſein würde. 

Aber auch den Tatbeſtand des 8 826 BGB., vorſätzliche Schädigung der 
Genoſſenſchaft in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe, leitet 
der Kläger inſofern aus dem vertraglichen Aufſichtsratsverhältnis her, als für 
einen Verſtoß des Beklagten gegen die guten Sitten nichts weiter vorgebracht 
iſt als eine vorſätzliche Verletzung ſeiner ihm als Mitglied des Aufſichtsrats 
obliegenden Pflichten, begangen durch pflichtwidrige Unterlaſſungen. Alle 
dieſe Unterlaſſungen können aber jedenfalls nur dann, auch beim Bewußt⸗ 
ſein ihrer Schädlichkeit für die Genoſſenſchaft, einen Verſtoß gegen die guten 
Sitten darſtellen, wenn der Beklagte zu den unterlaſſenen Handlungen ver⸗ 
pflichtet war. Und ohne ſeine Eigenſchaft als Mitglied des Aufſichtsrats wäre 
der Beklagte dazu nicht verpflichtet geweſen. Demnach war der Genoſſen⸗ 
ſchaft, bei Unterſtellung der von dem Kläger behaupteten Sachlage neben 
ihrem vertraglichen Anſpruch aus § 41 GenG. ein Anſpruch auf Schaden- 
erſatz aus 8 826 BGB. nicht gegeben. Mit Recht hat daher das Ber.⸗Gericht 
angenommen, daß die Frage, ob der geltend gemachte Anſpruch verjährt 
ſei, nach 8 41 Ab). 4 GenG., nicht nach 8 852 BGB. zu entſcheiden ſei. 

Es kann demnach allerdings der Schadensanſpruch gegen Mitglieder des 
Aufſichtsrats wegen ein und derſelben Handlung, z. B. Verſtoßes gegen § 147 
GenG., je nachdem die Genoſſenſchaft oder ein Dritter Schadenerſatz be⸗ 
anſprucht, der Verjährung aus § 41 Abſ. 4 oder aus § 852 BGB. unterliegen. 
Anderſeits braucht aber in einem ſolchen Fall die Genoſſenſchaft ſich nicht 
gefallen zu laſſen, wie die Reviſion will, daß beide Verjährungsvorſchriften 
auf ihren Anſpruch anwendbar wären, alſo das verklagte Aufſichtsratsmitglied 
nur die ihm je nach den Umſtänden günſtigere gelten zu laſſen brauchte. Eine 
ſolche Anwendung beider Verjährungsvorſchriften iſt nur zu rechtfertigen, 
wenn zwei ſelbſtändige Anſprüche, der eine aus dem Vertrage, der andre aus 
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unerlaubter Handlung, gegeben ſind, wenn z. B. das Aufſichtsratsmitglied ſich 
an einem Diebſtahl am Genoſſenſchaftsgut, oder an einer vorſätzlichen oder 
fahrläſſigen Sachbeſchädigung, oder an einem zum Nachteil der Genoſſenſchaft 
begangenen Betruge beteiligt. 

Richtet ſich nun die Verjährung des eingeklagten Anſpruchs ausſchließlich 
nach § 41 Abſ. 4 GenG., jo hat das Ber.⸗Gericht ohne Rechtsirrtum den Ab⸗ 
lauf der dort beſtimmten fünfjährigen Verjährungsfriſt angenommen. Die 
Entſtehung des Anſpruchs, mit der nach § 198 BGB. die Verjährungsfriſt 
zu laufen begann, war allerdings nicht ſchon durch die im Juni 1906 infolge 
ſeines Austritts aus dem Aufſichtsrat eingetretene Beendigung des pflicht⸗ 
widrigen Verhaltens des Beklagten gegeben. Es mußte das Beſtehen eines 
Schadenerſatzanſpruchs, mithin der Eintritt eines Schadens hinzukommen. 
Der mit der Klage geltend gemachte Schaden iſt aber nach Feſtſtellung des 
Ber.⸗Gerichts durch pflichtwidrige Kreditgewährung an gewiſſe Genoſſen ver⸗ 
urſacht und er iſt ſchon entſtanden mit der vor 1906 erfolgten Kredithingabe, 
da die Genoſſenſchaft gegen bares Geld eine garnicht oder nur unzulänglich 
geſicherte Forderung gegen Perſonen erwarb, deren Vermögen weit hinter 
dem ihnen gegebenen Kredit zurückblieb. Dieſe Schädigung der Genoſſen⸗ 
ſchaft iſt nach der eigenen Darſtellung des Klägers niemals beſeitigt, ſondern 
im Lauf der Zeit, ermöglicht durch das pflichtwidrige Verhalten des Be⸗ 
klagten, noch erheblich vergrößert worden. Demnach hat der Lauf der Ver⸗ 
jährungsfriſt jedenfalls mit dem Austritt des Beklagten aus dem Aufſichtsrat 
im Juni 1906 begonnen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 9. Nov. 1915 in der preuß. Sache 

M. Innungsbank Konk. (Kl.) w. Fr. (OLG. Naumburg). II. 248/15. 

ee Fl. 
64. Bedeutung eines Fakturenvermerks über die Friſt der 
Mängelanzeige. 
Vgl. 45 Nr. 205; 56 Nr. 33. 
HGB. $ 377. 

Die Klägerin hatte von der Beklagten eine Anzahl Fäſſer Trockenvoll— 
milch „Milcon“ gekauft und geliefert erhalten, jedoch wegen angeblich man— 
gelnder Vertragmäßigkeit zum größten Teil zur Verfügung geſtellt. Im 
gegenwärtigen Rechtsſtreit kamen ſieben Fäſſer, im Anfang März 1913 ge⸗ 
liefert, in Frage. Die Klägerin hatte 1050 „ bezahlt und wollte wandeln; 
ſie verlangte Rückzahlung des Geldes gegen Rückgabe der ſieben Fäſſer. Die 
Beklagte wandte in erſter Linie ein, daß die Rüge verſpätet erfolgt ſei. — 
In 1. Inſtanz wurde die Klage auf Grund der Einrede abgewieſen; in 2. In⸗ 
ſtanz wurde die Einrede verworfen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Bereits in der 1. Inſtanz hat die Beklagte vier ihrer Fakturen ein⸗ 
gereicht, welche am Fuße die Bemerkung tragen: „Reklamationen können 
nur innerhalb von drei Tagen nach Empfang der Ware berückſichtigt werden‘. 
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Es fragt ſich, ob und wieweit der Empfänger der Faktura, der Käufer, hier 
Klägerin, ſich auf dieſen Satz hinſichtlich der ihr nach 8 377 HGB. obliegen⸗ 
den Pflicht berufen kann. Nach den Ausführungen in der neueſten Auflage 
von Staub HGB.“ 2, 820 8 377 Anm. 32 kann der Käufer gegenüber dem 
Verkäufer nicht darauf hinweiſen, daß die Friſt zur Mängelanzeige durch 
jenen Vermerk zum Nachteil des Verkäufers erſtreckt ſei; aus ihm erwüchſen 
für den Verkäufer weder Rechte noch Nachteile. Demgegenüber wird (vgl. 
insbeſ. Düringer⸗ Hachenburg HGB. 2, 305 § 377 Anm. 53) der Standpunkt 
vertreten, daß ſolcher Hinweis in der Faktura den Verkäufer verpflichte, 
Rügen als rechtzeitig anzuerkennen, welche in die dort angegebene Zeit fielen. 
Dieſe Auffaſſung hat der jetzt erkennende Senat bisher geteilt (HanſGz. 
Hauptbl. 1911 Nr. 12). Er hält daran feſt. Es kommt nicht, wie Staub 
meint, ausſchließlich darauf an, was der Verkäufer gemeint hat, ob er ſich 
eines Rechts begeben wollte oder nicht, vielmehr bleibt auch der Umſtand 
zu beachten, wie bei verſtändiger Prüfung der Sachlage der Käufer die Auße⸗ 
rung auf der Faktura auffaſſen konnte und mußte. 

Im vorliegenden Fall, wo die Friſt recht kurz geſetzt war und, wenn 
eine genaue Geſchmacks⸗ und kleinere Verarbeitungsprobe erfolgte, beinahe 
ausgenutzt wurde, wo es auch bei der Betriebseinteilung nicht immer ganz 
leicht war, ſofort nach Eintreffen der Fäſſer mit Offnen und Probieren zu 
beginnen, wo anderſeits bei der verderblichen Beſchaffenheit der Ware bald 
Klarheit über etwaige Fehler geſchafft werden mußte, iſt unter Berückſich⸗ 
tigung von Treu und Glauben im Verkehr die Klauſel ſo auszulegen, daß 
eine in der geſetzten Zeit erfolgende Rüge noch rechtzeitig war. 

Dabei wird nach § 187 Abſ. 1 BGB. der Tag des Empfangs nicht mit- 
gerechnet und genügt nach § 377 Abſ. 4 HGB. für die Wahrung der Friſt 
die Abſendung der Mängelanzeige. Nach den Ausſagen der Zeugen iſt die 
Ware am 5. März in der Fabrik der Klägerin angekommen. Die Mängel⸗ 
anzeige iſt am 8. März 1913 abgeſendet. Danach iſt die Friſt gehalten. — — —.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 18. Nov. 1915 i. S. Schm.⸗ 

Sch. w. Brüder S. Bf. VI. 473/14. Nö. 


65. Die Klagefrift aus $ 39 Strand. fett eine Feſtſetzung des Hülfs- 
lohnanſpruchs durch die Aufſichtsbehörde voraus. 


Vgl. 37 Nr. 335; auch 69 Nr. 130 m. N. 
Strand O. 8 39. 


Die Klägerin hatte bei dem Strandamt Hamburg, dem gemäß 8 40 
Strand O. v. 17. Mai 1874 die im § 38 der Aufſichtsbehörde zugewieſenen 
Obliegenheiten übertragen ſind, einen Anſpruch auf Feſtſetzung eines Hülfs⸗ 
lohns gegen die Beklagte gemäß $8 36ff. Strand O. geltend gemacht. Das 
Strandamt hatte den Antrag zurückgewieſen. Die Klägerin erhob unter 
Nichtbeobachtung der im § 39 vorgeſehenen Friſt Klage bei dem zuſtändigen 
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Landgericht auf Zahlung des Hülfslohns. Die Nichteinhaltung der Friſt 

wurde in 2. Inſtanz für bedeutunglos erklärt. Aus den Gründen: 
„Zutreffend weiſt das Landgericht darauf hin, daß auch eine die Feſt⸗ 
ſetzung > Hülfslohns ablehnende Entſcheidung des Strandamts ein Be⸗ 
ſcheid i. S. von § 39 Abſ. 1 Strand O. ſei. Doch folgt hieraus keineswegs, 
daß 1 5 Erlaſſung eines ſolchen, eine Hülfslohnfeſtſetzung überhaupt nicht 
enthaltenden Beſcheides die Zuläſſigkeit des Rechtswegs wegen des betref⸗ 
fenden Hülfslohnanſpruchs von der Einhaltung der in 8 39 Abſ. 2 vorge⸗ 
ſehenen Ausſchlußfriſt abhänge. Vielmehr kommt die Einhaltung dieſer Aus⸗ 
ſchlußfriſt nur in Frage, wenn das Strandamt einen Hülfslohn feſtgeſetzt hat. 
Denn nur ſolchenfalls kann ſich die eine oder andre Partei i. S. von 8 39 
Abſ. 2 Strand O. ‚beſchwert fühlen“. Lehnt dagegen das Strandamt die Feſt⸗ 
ſetzung überhaupt ab, weil ſeiner Entſcheidung unterliegende Anſprüche nicht 
gegeben ſeien, jo wird dadurch den materiellen Rechten des Antragſtellers 
in keiner Weiſe vorgegriffen. Vielmehr ſteht ihm im vollen Umfange der 
Rechtsweg offen und indem er dieſen beſchreitet, wendet er ſich nicht gegen 
den betreffenden Beſcheid des Strandamtes als ein dadurch Beſchwerter, 
ſtellt ſich vielmehr inſofern auf den Standpunkt dieſes Beſcheides, als er der 
ihm durch die Stellungnahme des Strandamtes zur Geltungmachung ſeiner 

Anſprüche freigegebenen Richtlinie folgt. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 31. Mai 1915 in der Ham⸗ 
burger Sache Schr. & W. w. die V. B. und F. ⸗Geſellſch. 
5 A- d. 


66. Warenzeichen oder Warenverzierung? 
Vgl. 42 Nr. 139; 63 Nr. 232. 
WarenzG. 8 1. 


1. Die Parteien befaſſen ſich mit der Herſtellung und dem Vertriebe 
von Scheuertüchern. Der Beklagten iſt für Scheuertücher ein Warenzeichen 
eingetragen, das nach der maßgebenden Beſchreibung aus drei Längsſtreifen 
nebeneinander in der Mitte des Scheuertuchs beſteht, welche etwa gleiche 
Breite und gleichen Abſtand voneinander haben, gleichfarbig oder verſchieden⸗ 
farbig ſein können und durch Kettenfäden von der betreffenden Farbe ge- 
bildet werden. Die Klägerin verlangte von der Beklagten Einwilligung in 
die Löſchung des Zeichens, indem ſie geltend machte, daß dasſelbe überhaupt 
kein Warenzeichen im Sinne des Geſetzes, ſondern eine Abbildung der Ware 
jelbft jei, und daß ihm die erforderliche Unterſcheidungskraft abgehe. Die 
Beklagte erhob Widerklage mit dem Antrage, der Klägerin zu unterſagen, 
Scheuertücher mit derartigen Streifen herzuſtellen und zu vertreiben, weil 
damit wegen der beſtehenden Verwechſelungsgefahr gegen ihr Zeichenſchutz⸗ 
recht verſtoßen werde. — In 2. Inſtanz wurden Klage wie raue ab⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 
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„— — — Die von der Beklagten benannten Zeugen ſind Kunden oder 
Agenten der Beklagten. Daß dieſe von dem von der Beklagten in Anſpruch 
genommenen Warenzeichen Kenntnis haben und deshalb vielleicht auch den 
Mittelſtreifen auf den Tüchern der Beklagten die Eigenſchaft des Waren⸗ 
zeichens beimeſſen, iſt möglich und erklärlich. Dadurch wird aber nichts daran 
geändert, daß der Gebrauch der Streifen durch die Klägerin nach der allgemeinen 
Auffaſſung der beteiligten Verkehrskreiſe kein warenzeichenmäßiger im Sinn 
des Geſetzes iſt. Die Streifen werden nach jener Auffaſſung als bloße Ver⸗ 
zierung empfunden, die der Ware zur Befriedigung des Schönheitsſinns 
eingefügt iſt; ſie ſtellen ſich nicht als etwas Selbſtändiges dar, das an der 
Ware angebracht iſt, um ſie als Fabrikat eines beſtimmten Erzeugers kennt⸗ 
lich zu machen, ſondern als ein zur beſtimmunggemäßen Herſtellung der 
Ware, nämlich eines mit Verzierungen verſehenen Scheuertuchs, notwendiger 
Beſtandteil. Demzufolge kann der Dritte, der, wie dies bei der Klägerin 
zutrifft, in derſelben Weiſe die Streifen als Geſchmacksmuſter, nämlich als 
Verzierung ſeiner Ware und damit als deren techniſch notwendigen Be⸗ 
ſtandteil benutzt, von der Beklagten auf Grund ihres der Unterſcheidungs⸗ 
kraft und damit des Schutzes aus § 12 WarenzG. entbehrenden Waren⸗ 
zeichens daran nicht gehindert werden (vgl. RGeEntſch. 64, 98). 

Übrigens ſei darauf hingewieſen, daß es ſich mit dieſer allgemeinen Auf⸗ 
faſſung des Streifens als Verzierung verträgt, wenn einzelne Fabrikanten 
zugleich damit auch die Qualitäten ihrer Erzeugniſſe zu kennzeichnen ſuchen 
jollten. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 28. Nov. 1913 i. S. Weberei 

M. (Kl.) w. Fr. 30. 282/12. —l. 

II. Die Verfügungsklägerin, für die eine in Schwarzdruck ausgeführte 
Abbildung des Leipziger Völkerſchlachtdenkmals als Warenzeichen für Schoko⸗ 
ladenwaren eingetragen iſt, behauptete, die Verfügungsbeklagte, welche die 
gleichen Waren führt, verletze durch Verwendung eines ſchwarzen Bild— 
zeichens ſowie einer farbigen Wiedergabe desſelben das oben genannte Waren- 
zeichen. Sie beantragte, der Beklagten durch einſtweil. Verfügung zu ver⸗ 
bieten, ihre Waren oder deren Verpackung und Umhüllung mit Bildzeichen 
und Abbildungen zu verſehen, die mit dem Warenzeichen der Klägerin über⸗ 
einſtimmten. — Die Beklagte beſtritt die zeichenmäßige Benutzung des Völker⸗ 
ſchlachtdenkmals und die Verwechſelungsfähigkeit ihrer Packungen mit dem 
Warenzeichen der Klägerin. — Der Antrag wurde durch Urteil abgelehnt, 
die Berufung der Klägerin wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„— — — Es handelt ſich nach Anſicht des Ber.-Gerichts bei der von 
der Beklagten verwendeten Darſtellung überhaupt nicht um eine Verwen⸗ 
dung des Bildes des Völkerſchlachtdenkmals als Warenzeichen. Die Be⸗ 
klagte will nicht erreichen und erreicht nicht, daß dieſes Bild als Kenn⸗ 
zeichen ihrer Schokoladenwaren vom Publikum aufgefaßt werde, vielmehr 
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ſteht eine bloße Verzierung der Ware, deren Ausſtattung mit einem Bilde 
in Frage, das mit Rückſicht auf die hundertjährige Wiederkehr des Tages 
der Völkerſchlacht dem Käufer das Bild der drei Monarchen in Verbindung 
mit dem des Geländes gibt, in welchem ſich unter andern Erinnerungszeichen 
jetzt das Völkerſchlachtdenkmal erhebt. Die Behauptung der Klägerin, es 
liege nicht ein einheitliches Geſamtbild bei den Packungen vor, ſondern es 
handle ſich um zwei nebeneinandergeſtellte Bilder, von denen das eine eben 
die Benutzung ihres Zeichens in ſich trage, iſt als zutreffend nicht anzuerkennen. 
Das Bild auf der Packung wirkt als ein Bild, wie dies der Vorderrichter ſchon 
zutreffend ausgeführt hat, und für die Frage, ob die Gefahr der Verwechſe⸗ 
lung mit den Warenzeichen. der Klägerin gegeben ſei, iſt der Geſamteindruck 
des Bildes maßgebend. Übrigens würde die Verwechſelungsfähigkeit auch 
dann zu verneinen ſein, wenn man den das Gelände des Völkerſchlachtdenk⸗ 
mals wiedergebenden Teil des Bildes getrennt ins Auge zu faſſen hätte. 
Beim Warenzeichen des Klägers iſt es das Völkerſchlachtdenkmal allein, das 
dem Beſchauer entgegentritt, dagegen hat dasſelbe im Bilde der Beklagten 
nur die Bedeutung eines Beſtandteils eines landſchaftlichen Bildes, ohne 
daß es aus dieſem in einer Weiſe hervorträte, die das Gelände als völlig 
nebenſächlichen Teil dem Betrachter erſcheinen ließe. Selbſtverſtändlich kann 
ein Geſchäftsinhaber durch die Anmeldung der Abbildung eines Gebäudes, 
Denkmals ꝛc., dieſes als Warenzeichen nicht derart für ſich in Beſchlag neh⸗ 
men, daß einem Dritten die Verwendung eines Landſchaftsbildes als Aus⸗ 
ſtattungsbild oder als Warenzeichen ſchon um deswillen verwehrt wäre, weil 
das dargeſtellte Gelände unter andern mehr oder weniger hervortretenden 
einzelnen Beſtandteilen auch jenes Gebäude mit umfaßt, immer voraus⸗ 
geſetzt natürlich, daß eine Ln und damit Irreführung 
des Publikums zu verneinen it. — — — 


Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 17. Okt. 1913 i. S. K. & W. 
(Kl.) w. R. & Co. 30. 264/13. —lı. 


II. Verfahren. 
67. Begriff der Niederlaſſung nach $ 21 SPO. 
Vgl. 66 Nr. 38 m. N. 
ZPO. 8 21. 

Das Sägewerk Aumühle iſt ein gewerblicher Betrieb, der für Rechnung 
und im Namen des Beklagten geführt wird und ſchon durch die vorhandenen 
baulichen Anlagen auf eine längere Dauer, eine gewiſſe Beſtändigkeit hin⸗ 
weiſt. Was die Art des Gewerbebetriebes anlangt, ſo iſt das Sägewerk nicht 
ein bloßer Fabrikbetrieb, der (wie in dem in JW. 1897, 381 erörterten Fall) 
die Waren lediglich herſtellte, alſo ſeinem Zweck nach nur der Vorbereitung 
des Abſatzes der fertigen Erzeugniſſe diente, mithin nichts andres als einen 
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inneren Vorgang innerhalb des kaufmänniſchen Gewerbes des Beklagten dar⸗ 
ſtellen würde. Es wird vielmehr im Sägewerk Aumühle außer der Verarbei⸗ 
tung des Holzes zu Brettern auch eine auf den Abſchluß von Geſchäften ge⸗ 
richtete Tätigkeit entfaltet, und zwar von Geſchäften, wie ſie zum Betrieb 
der Hauptniederlaſſung des Beklagten gehören, und in einem Umfang, der 
über den Rahmen gelegentlicher oder verhältnismäßig geringfügiger Abſchlüſſe 
hinausreicht. 

Zum Betrieb einer Holzgroßhandlung, wie ſie der Beklagte beſitzt, gehört 
begrifflich nicht nur der Verkauf, ſondern auch der Ankauf von Holz, das ohne 
oder nach Bearbeitung gewinnbringend weiter veräußert werden ſoll. Es 
iſt erwieſen, daß der Ankauf von Blochholz aus Privatwaldungen durch den 
Kläger als Leiter des Sägewerks Aumühle vorgenommen wurde. Dieſe An⸗ 
käufe wurden von ihm ſelbſtändig und ohne vorherige Einholung der Zu⸗ 
ſtimmung des Beklagten oder deſſen Frankfurter Hauptniederlaſſung ge⸗ 
macht. Die Aufgaben, die der Beklagte ſeiner Niederlaſſung in Aumühle und 
deren Leiter zugewieſen hat, ſind auch aus dem Dienſtvertrage erſichtlich. 
Darin wird als zu den Obliegenheiten des Klägers gehörig angeführt: Dop⸗ 
pelte Buchführung, Errichtung von kaufmänniſchem Inventar und kaufmän⸗ 
niſcher Bilanz, Kaſſen⸗ und Rechnungführung, Aufnahme von ſtehenden Wal⸗ 
dungen, Sortierung, Kalkulation. Daraus rechtfertigt ſich die Feſtſtellung, 
daß der Wirkungskreis des Sägewerks Aumühle und ſeines „kaufmänniſchen“ 
Leiters nicht auf die Bretterfabrikation und die gelegentliche Abgabe von 
Abfallholz und Sägemehl beſchränkt iſt, ſondern den unmittelbaren Abſchluß 
eines wichtigen Teils von Geſchäften, wie ſie zum Betrieb des Handels- 
gewerbes des Beklagten gehören, alſo von kaufmänniſchen Geſchäften, um⸗ 
faßt. Aumühle ſtellt in Anſehung des Ankaufs von Blochholz aus Privat- 
waldungen für das Wirtſchaftsgebiet, zu dem es gehört, einen räumlichen 
Ausſchnitt aus dem Geſamtbetriebe des Beklagten dar. 

Damit iſt der Begriff der Niederlaſſung i. S. des 8 21 ZPO. erſchöpft. 
Nicht erforderlich iſt, daß die Zweigniederlaſſung alle Geſchäfte betreibt, die 
in der Hauptniederlaſſung betrieben werden. 

Daß die vorliegende Klage auf den Geſchäftsbetrieb der Niederlaſſung 
Bezug hat, kann füglich nicht beſtritten werden. Denn es iſt nicht notwendig, 
daß der eingeklagte Anſpruch auf einem Geſchäft der Niederlaſſung beruht. 
Es genügt, daß die Tatſachen, auf die er ſich gründet, eine Zweckbeziehung 
auf die Niederlaſſung haben, wie hier der Anſtellungsvertrag des Leiters. 

Demnach iſt bei dem Landgericht P. der Gerichtsſtand der Niederlaſſung ge- 
geben. Ob nicht auch der Gerichtsſtand des Erfüllungsorts nach 829 ZPO. dort 
begründet wäre, kann unerörtert bleiben. Die Einrede der örtlichen Unzuſtändig⸗ 
keit iſt ſohin unter Aufhebung des landgerichtlichen Urteils zu verwerfen. 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 9. April 1915 i. S. M. w. R. 

L. 83/15. P: 
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68. Prozeßkoſten bei einer erſt in 2. Inſtanz gerügten Fuvielforderung. 
3PO. 88 92. 97. 


Aus der von dem Beklagten übernommenen Schadloshaltung des klagen⸗ 
den Vereins für den Fall eines Fehlbetrages der von dieſem veranſtalteten 
Ausſtellung klagte der Verein auf Zahlung von 2000. „ mit der Behauptung, 
daß ein entſprechender Fehlbetrag vorliege. Der Beklagte bat um Abweiſung 
der Klage, ohne ſich dabei auf eine ſchon geleiſtete Teilzahlung von 650 .K 
zu berufen. Das Landgericht verurteilte nach dem Klagantrage, den der 
Kläger trotz dieſer Zahlung nicht eingeſchränkt hatte. Der Beklagte legte 
Berufung ein und beantragte mit Rückſicht auf die erwähnte Zahlung das 
angefochtene Urteil inſoweit aufzuheben, als er zu mehr denn 1350 % nebſt 
Zinſen verurteilt worden ſei. Der Kläger erklärte unter Einräumung des 
Empfangs der 650 .K, daß er den Klaganſpruch um dieſen Betrag nebſt Zinſen 
herabſetze, und ſtellte den Antrag, dem Beklagten die Koſten der Ber.⸗Inſtanz 
aufzuerlegen. — Das Oberlandesgericht hob das 1. Urteil, ſoweit es den 
Beklagten zu mehr als 1350 „ verurteilt hatte, auf und legte dem Beklagten 
, dem Kläger / der Koſten des 1. Rechtszuges auf; die Koſten des 2. Rechts⸗ 
zuges hob es gegeneinander auf. Aus den Gründen: 

„Infolge der unbeſtrittenen, aber im 1. Rechtsgange nicht in die Ver⸗ 
handlung eingeführten Zahlung von 650 1 war die Klageforderung zu dieſem 
Teilbetrage bereits getilgt, als die Klage auf Leiſtung der vollen Garantie- 
ſumme erhoben wurde. Die Klage hätte daher nach dieſem Teilbetrag abge⸗ 
wieſen werden müſſen, wenn der Beklagte die Zahlung vorgeſchützt hätte. 
Dem Ber.⸗Antrage, das verurteilende Erkenntnis der Vorinſtanz inſoweit 
aufzuheben, war deshalb, ohne daß auf die ſachliche Seite des Streitver- 
hältniſſes weiter einzugehen geweſen wäre, und trotz der Erklärung des Klä⸗ 
gers, daß er den Klaganſpruch entſprechend ermäßige, ſtattzugeben, da dieſe 
Erklärung allein das Urteil wegen des Zuvielerkannten noch nicht aus der 
Welt ſchaffte. Dagegen fiel mit jener Erklärung der Anlaß weg, nunmehr 
deswegen noch eine Klagabweiſung auszuſprechen, wie ſolches übrigens auch 
vom Beklagten in der Ber.⸗Verhandlung nicht beantragt worden iſt (vgl. 
§S§ 536. 537 ZPO.). Wohl aber war infolge der teilweiſen Aufhebung des 
landgerichtlichen Urteils die erſtinſtanzliche Koſtenentſcheidung nachzuprüfen, 
und zwar auch ohne daß es darauf gerichteter Parteianträge bedurft hätte, 
wie ſolche in der Tat nicht geſtellt worden ſind; denn die Beſtimmung in 
$ 308 ZPO. gilt auch in der Ber.⸗Inſtanz dergeſtalt, daß hier über die ganzen 
Koſten zu entſcheiden iſt (vgl. Gaupp⸗Stein ZPO. zu § 308 unter III und 
zu § 9 unter II. 2). Die jo gebotene Nachprüfung der Koſtenfrage mußte 
dazu führen, wegen der nicht unbeträchtlichen Zuvielforderung des Klägers 
die erſtinſtanzlichen Koſten entſprechend zu verteilen; hierbei ſchien die Wahl 
eines Maßſtabes von 1 zu 4 angemeſſen. 
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Einer andern Beurteilung waren die Koſten des 2. Rechtszugs zu unter⸗ 
werfen. Hier kam in Betracht einmal, daß der Beklagte mit ſeinem Ber.⸗ 
Antrage in der Hauptſache durchgedrungen iſt, ſodann aber, daß ihm dieſer 
Sieg auf Grund eines Vorbringens zuteil geworden iſt, das er in 1. Inſtanz 
geltend zu machen imſtande war. In ſolchen Fällen können nach 8 97 ZPO. 
die Koſten der Ber.⸗Inſtanz ganz oder teilweiſe der obſiegenden Partei auf- 
erlegt werden. In Anwendung dieſer Vorſchrift erachtete das Ber.⸗Gericht 
es als der Billigkeit am meiſten entſprechend, die zweitinſtanzlichen Koſten 
zwiſchen den Parteien aufzuheben. Der Antrag des Klägers, alle Koſten 
dem Beklagten aufzubürden, läßt vollkommen unberüchkſichtigt, daß die Not- 
wendigkeit, die 2. Inſtanz anzurufen, von beiden Teilen gleichmäßig ver⸗ 
ſchuldet worden iſt. Wie der Beklagte es überſehen hat, die Zahlung, die ſchon 
vor der Klagerhebung erfolgt war, im 1. Rechtsgang einzuwenden, hat der 
Kläger, dem ſie ebenſo bekannt war, darin gefehlt, daß er ſeine infolge ihrer 
zum Teil unberechtigte Klageforderung bis zur Urteilsfällung aufrechterhielt. 

Wenn übrigens der Kläger dem Beklagten ſchriftlich erklärt haben ſollte, 
er würde die Zahlung bei der Vollſtreckung berückſichtigen, ſo würde das an 
der Beurteilung der Koſtenfrage, wie ſie oben gegeben wurde, keinesfalls 
etwas ändern, denn ein vollkommener Schutz gegen eine Vollſtreckung des 
ganzen Schuldtitels war ihm dadurch nicht gewährleiſtet, und ſelbſt eine etwa 
noch in Ausſicht geſtellte formelle Erklärung würde dem Beklagten nicht dazu 
verholfen haben, ſich wirkſam damit gegen eine Vollſtreckung zu wehren. Die 
in § 7754 3PO. erwähnten Urkunden, durch deren Vorlegung die Einſtel⸗ 
lung der Zw.⸗Vollſtreckung erwirkt werden kann, betreffen nur Erklärungen 
über eine Befriedigung, die nach Erlaſſung des zu vollſtreckenden Urteils 
erfolgt iſt; um eine ſolche hätte es ſich hier aber nicht gehandelt. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 18. Nov. 1915 i. S. Ka. (Bkl.) 

w. Internat. Ausſt. 5 O. 107/15. Ch. 


69. Über die Beſchwerde nach $ 99 Abi. 5 SPO. bei Koftenverteilung 
nach Bruchteilen. 
Vgl. 60 Nr. 222; 63 Nr. 97; 70 Nr. 185 m. N. 
3PO. 8 99 Abſ. 3. 

Nach der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts und der Mehrzah! 
der Oberlandesgerichte darf eine Anfechtung der Koſtenentſcheidung nach 
§ 99 Abſ. 2 ZPO. unter keinen Umſtänden über den Rahmen des Streit⸗ 
ſtoffs hinausgreifen, der durch das Anerkenntnisurteil betroffen worden iſt, 
wenn dieſes nur einen Teil des Streitgegenſtandes erledigt. Derſelbe Grund⸗ 
ſatz muß für die Anwendung der Vorſchrift des § 99 Abſ. 3 gelten. Wenn 
ſich alſo ein Teil des Streitgegenſtandes im Laufe des Rechtsſtreits erledigt 
hat und im Schlußurteil über deſſen Reſt ſowie über die Koſten erkannt wird, 
kann diejenige Partei, die wegen des erledigten Teils als unterliegend an— 
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geſehen und deshalb im Schlußurteil in einen Teil der Koſten verurteilt wor⸗ 
den iſt, dieſe Koſtenentſcheidung nur inſoweit mit ſofortiger Beſchwerde 
anfechten, als die Nachprüfung der angefochtenen Koſtenentſcheidung ein 
Eingehen auf den übrigen Streitgegenſtand nicht zur Vorausſetzung hat. Ein 
ſolches Eingehen macht ſich aber nötig, wenn der Beſchwerdeführer geltend 
macht, daß bei der ausgeſprochenen Verteilung der geſamten Koſten nach 
Bruchteilen ein unbilliger Verteilungsmaßſtab angewendet worden ſei, wenn 
z. B. behauptet wird, die Koſten hätten bei Berückſichtigung des Streitwerts 
einerſeits des erledigten und anderſeits des durch Urteil bereinigten Teils 
des Klaganſpruchs, oder der durch dieſe Teile verurſachten koſtenpflichtigen 
Vorgänge, oder aus ſonſtigen ähnlichen Erwägungen nicht im Verhältnis von 
34 zu ½, ſondern von ½ zu ½ zwiſchen den Parteien verteilt werden müſſen. 
Ob dieſer Vorwurf begründet ſei, läßt ſich nur entſcheiden, wenn nicht bloß 
auf den durch die Erledigung, ſondern auch auf den durch das Urteil betrof⸗ 
fenen Teil des Streitgegenſtandes eingegangen wird. Wenn dagegen der 
Beſchwerdeführer geltend macht, daß er hinſichtlich des erledigten Teils des 
Klagebegehrens zu Unrecht als unterliegender Teil erachtet worden ſei und 
deshalb mit Koſten hätte verſchont werden müſſen, ſo bedarf es zur Prüfung 
dieſer Frage bloß des Eingehens auf den erledigten Teil des Streitgegen⸗ 
ſtandes und der Entſcheidung der Frage, ob der Beſchwerdeführer ohne die 
Erledigung in Anſehung dieſes Teils obgeſiegt haben würde. So aber liegt 
der Fall hier. 

Die Klägerin hatte auf Löſchung von zwei Gebrauchsmuſtern geklagt. 
Die Klage wegen des erſten erledigte ſich im Laufe des Rechtsſtreits durch 
Ablauf der Schutzfriſt. Auf die Klage wegen des zweiten wurde der Be⸗ 
klagte verurteilt. Von den geſamten Koſten des Rechtsſtreits legte die 1. In⸗ 
ſtanz der Klägerin 34 auf, weil die Klage wegen des erſten Gebrauchsmuſters 
von vornherein unbegründet geweſen ſei, dem Beklagten als unterliegendem 
Teil hinſichtlich des zweiten Gebrauchsmuſters 14. Die Klägerin hat nun mit 
ihrem Rechtsmittel nicht etwa eine unbillige Bemeſſung der Koſtenteile ge⸗ 
rügt, ſondern lediglich geltend gemacht, daß die Löſchungsklage auch hin⸗ 
ſichtlich des erſten Gebrauchsmuſters begründet geweſen ſei und ihr deshalb 
Koſten wegen teilweiſen Unterliegens überhaupt nicht hätten auferlegt wer⸗ 
den dürfen. Um dies noch zu prüfen, bedarf es keines Eingehens auf den 
Streit wegen des zweiten Gebrauchsmuſters. Stellt ſich bei der Nachprüfung 
des den erſten Löſchungsanſpruch betreffenden Streites heraus, daß der An⸗ 
ſpruch der Klägerin begründet war, ſo ſteht damit feſt, daß ſie in den Koſten⸗ 
teil von 34 zu Unrecht verurteilt worden iſt, weil ſie auch in Anſehung des 
erledigten Teils nicht unterliegende Partei war, und daß dieſe 34 den Be⸗ 
klagten als den hinſichtlich des geſamten Streitgegenſtands unterliegenden 
Teil treffen müßten. Im entgegengeſetzten Fall ſtellt ſich aber die Beſchwerde 
ohne weiteres als unbegründet dar. 


70. Klagebegründung. 119 


Hiernach iſt die ſofortige Beſchwerde zuläſſig. Sie iſt aber un⸗ 
begründet. — — — 
Beſchluß des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 21. Mai 1915 i. S. St. (Kl.) 
w. E. — 3 C. 60/15. l. 


70. Keine Klagänderung, wenn in der Ber.-Inftanz eine noch nicht 
verhandelte Klagebegründung wiederholt wird. 
ZRO. 88 253. 268. 


In der Ber.⸗Inſtanz ſtützt der Kläger die Klage in erſter Linie auf Mietvertrag 
mit der verklagten Firma Arno Kn. Eventuell nimmt er dieſe Firma und 
deren Inhaber aus der Bürgſchaft v. 1. Nov. 1913 in Anſpruch. Mit dem 
erſten Klagegrund iſt der Kläger beweisfällig geblieben, deshalb war für die 
Entſcheidung auf den in zweiter Linie geltend gemachten Klagegrund, die Bürg⸗ 
ſchaft, zuzukommen, die die unbedingte Verurteilung der Beklagten rechtfertigt. 

Der Einwand der Klagänderung, den die Beklagten in der Ber.⸗Verhand⸗ 
lung mit dem Bemerken erhoben haben, daß der Klagegrund der Bürgſchaft 
im 1. Rechtszuge teils garnicht geltend gemacht, teils durch einen andern 
Klagegrund erſetzt worden ſei, iſt hinfällig. Auf Bürgſchaft iſt die Klage nicht 
nur in der Klageſchrift, ſondern auch in dem zur Ergänzung und Erweiterung 
der Klage beſtimmten Schriftſatze v. 7. Nov. 1914 geſtützt worden, denn der 
Schriftſatz enthält u. a. die Behauptung, daß „die Firma Arno Kn. für die 
Mietzinsverpflichtungen des Br. die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft“ übernom- 
men habe, ſowie die Erklärung, daß ſie „hiermit aus der übernommenen 
Bürgſchaft bzw. als Mieterin in Anſpruch genommen“ werde. Der landgericht⸗ 
liche Urteilstatbeſtand iſt allerdings ſo gefaßt, daß man annehmen könnte, 
in der mündlichen Verhandlung ſei als Klagegrund nur der Mietvertrag gel⸗ 
tend gemacht worden, an andrer Stelle ſtellt er aber feſt, daß der Schriftſatz 
v. 7. Nov. 1914 vorgetragen worden iſt, und da er nichts davon beſagt, daß 
einzelne Teile des Schriftſatzes vom Vortrage ausgenommen worden wären, 
muß davon ausgegangen werden, daß ſein geſamter Inhalt zum Vortrage 
gelangt iſt. Übrigens würde es auch für die Frage der Klagänderung be⸗ 
langlos ſein, wenn der Kläger in der mündlichen Verhandlung vor dem Land⸗ 
gericht ſich nur auf den Mietvertrag geſtützt hätte, denn dafür, ob im Lauf 
des Rechtsſtreits die Klage geändert iſt, iſt die Klageſchrift maßgebend (vgl. 
JW. 1906, 71877; 1910, 621), und eine Klagänderung liegt nicht vor, wenn 
der Kläger in der Ber.⸗Inſtanz auf einen ſchon in der Klageſchrift geltend ge⸗ 
machten Klagegrund zurückkommt, den er in der mündlichen Verhandlung 
des 1. Rechtszuges nicht vorgetragen hat (vgl. JW. 1911, 50%). — — — 
Nach alledem waren in Beachtung der Berufung die Beklagten zur Zahlung 
des geforderten Betrages nebſt Zinſen zu verurteilen. 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 10. Juni 1915 i. S. L. (Kl.) 

w. Arno Kn. u. Gen.. — 50. 29/15. | Ch. 
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71. Sur Derurteilung in die Koften wie zur Entſchuldigungk wegen 
Ausbleibens als Zeuge iſt auch einer Militärperſon gegenüber das 
bürgerliche Gericht zuſtändig. 

“Bol. 70 Nr. 117 m. N.; 

ZPO. 99 380 Abſ. 4, 381. 

Die weitere Beſchwerde des Klägers gegen die Entſcheidung des Land— 
gerichts iſt an ſich ſtatthaft, weil letztere einen neuen ſelbſtändigen Beſchwerde⸗ 
grund enthält und weil das Beſchwerderecht gegen die Verfügungen aus 
88 380. 381 3PO. bezüglich der durch das Ausbleiben eines Zeugen ver— 
urſachten Koſten auch den Parteien zuſteht (Gaupp⸗Stein !“ 8380). Sie 
iſt jedoch aus den nachſtehenden Erwägungen nicht begründet. Zwar iſt die 
Begründung des landgerichtlichen Beſchluſſes rechtsirrig, ſo daß ſie den neuen 
ſelbſtändigen Beſchwerdegrund bildet, die Zurückweiſung der Beſchwerde des 
Klägers gegen den Beſchluß des AG. D. ſelbſt iſt dagegen gerechtfertigt. 

Auch im Falle des Abſ. 4 von 8 380 ZPO. iſt zur Verurteilung des (mili⸗ 
täriſchen) Zeugen in die durch ſein Ausbleiben verurſachten Koſten das Zivil— 
gericht zuſtändig und demgemäß auch zu einer Verfügung nach § 381 ZPO. 
Dies ergibt ſchon der Wortlaut des § 380 Abſ. 4, wie auch die Protokolle 
(S. 131) zu 8345 ZPO. (a. F.), die die Beſtimmung in Abſ. 4 als zur Vermei⸗ 
dung der zweifachen Beſtrafung des Zeugen durch das Zivil- und das Militär⸗ 
gericht aufgenommen erklären. Auch der § 19 EinfG. z. MilStrGerO. v. 
1. Dez. 1898 (RGBl. 1289), der lediglich von der Strafe des § 345 ZPO. 
(a. F.) ſpricht, weiſt darauf hin. Aus dem vom Landgericht angeführten 
Grunde war deshalb die Aufhebung des Beſchluſſes des erſuchten Gerichts, 
Amtsgerichts Pf., und die Zurückweiſung der Beſchwerde des Klägers, die 
ſich nur gegen die Aufhebung der Verurteilung des Zeugen H. zur Koſten⸗ 
tragung richtete, nicht gerechtfertigt. Dagegen iſt die Aufhebung des erſteren 
Veſchluſſes mit Recht aus den nachſtehenden Erwägungen erfolgt. 

Die Verurteilung des Zeugen nach § 380 ZPO. unterbleibt und wird, 
wenn ſie erfolgt iſt, wieder aufgehoben, wenn ſein Ausbleiben vor, in oder 
nach dem Vernehmungstermin genügend entſchuldigt wird. Iſt der Zeuge 
ohne ſein Verſchulden am Erſcheinen im Termin verhindert geweſen, ſo iſt 
er von Strafe und Koſtentragung befreit, auch wenn er ſein unverſchuldetes 
Nichterſcheinen erſt verſpätet dem Gericht nachweiſt. Dies ergibt gerade 
Satz 2 von Abſ. 1 des $ 381. Nun iſt durch amtliche Beſtätigungen feſtgeſtellt, 
daß der Zeuge ſich an demſelben Tage, an welchem er vor dem Amtsgericht 
Pf. vernommen werden ſollte, beim Erſatzbataillon in M. ſtellen mußte. 
Sein Ausbleiben im amtsgerichtlichen Termin iſt hiernach vollſtändig ent⸗ 
ſchuldigt. Der Senat teilt nicht die Meinung des Beſchwerdeführers, daß 
auch die Verſpätung einer begründeten Entſchuldigung die Verurteilung des 
Zeugen zur Koſtentragung zur Folge haben müſſe. Aber wenn dies auch 
angenommen wird, erſcheint die Verſpätung der Entſchuldigung des Zeugen bei 
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der nachgewieſenen Sachlage nicht als ſchuldhaft, ſo daß ſich auch in dieſem Falle 

die Anfechtung des Beſchluſſes des erſuchten Gerichts rechtfertigte. 

Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 9. Okt. 1915 i. S. S. w. R. 
Beſchw.⸗Reg. 497/15. F—2z. 


72. Die Vernehmung im Beweisficherungs-Derfahren begründet nicht 
die Beſorgnis der Befangenheit des Sachverſtändigen im Prozeß ſelbſt. 
(Vgl. 48 Nr. 150; 60 Nr. 64.) | 

3 O. $ 406. (42). 492. 

Das Landgericht hat im Beweisbeſchluß v. 6. Okt. 1915 die Vernehmung 
des bei ihm in allgemeiner Eidespflicht ſtehenden Sachverſtändigen, Schloſſer⸗ 
meiſters T. in L., angeordnet, der ſchon vorher im Beweisſicherungsverfahren 
ein ſchriftliches Gutachten erſtattet hatte. Der Beklagte lehnt mit Rüdficht 
hierauf den Sachverſtändigen ab; er iſt der Meinung, daß der Fall einem 
ſolchen gleichſtehe, in dem ein Sachverſtändiger einer der Parteien ein Privat- 
gutachten erſtattet habe, und bringt weiter zur Begründung der Ablehnung 
vor, daß dem Sachverſtändigen die Sachkunde fehle. Das Ablehnungsgeſuch 
wird im angefochtenen Beſchluſſe zurückgewieſen, weil einmal der Beklagte 
von der Befugnis der Ablehnung nicht rechtzeitig, nämlich erſt nach Erſtattung 
des Gutachtens im Beweisſicherungsverfahren, Gebrauch gemacht habe 
(§ 406 Abſ. 2 ZPO.) und weil im übrigen in dem Vorbringen des Beklagten 
ein beachtlicher Ablehnungsgrund nicht enthalten ſei. Der nach der Ver⸗ 
nehmung des Sachverſtändigen, aber rechtzeitig gemäß $ 406 Abſ. 5 BP». 
eingelegten ſofortigen Beſchwerde konnte nicht abgeholfen werden. 

Die Annahme des angefochtenen Beſchluſſes, daß die Ablehnung ver⸗ 
ſpätet angebracht worden ſei, trifft zwar nicht zu; denn ſie iſt vor der Ver⸗ 
nehmung des Sachverſtändigen im Prozeſſe erklärt worden, dem und deſſen 
Beweisverfahren, wie die Vorſchriften der 88 485 ff., bei. 8 493 ZPO. er- 
gaben, das Verfahren zur Sicherung des Beweiſes nicht als ein Teil davon 
zugehört. 

Zutreffend aber iſt die Begründung des angefochtenen Beſchluſſes mit 
dem Fehlen eines Ablehnungsgrundes, der nach Lage der Sache nur in der 
Beſorgnis der Befangenheit gefunden werden könnte ($ 406 Abſ. 1 mit $ 42 
Abſ. 1 8PO.). Ein Grund, der geeignet wäre, Mißtrauen gegen die Un⸗ 
parteilichkeit des Sachverſtändigen zu rechtfertigen ($ 42 Abſ. 2), kann weder 
in dem angeblichen Fehlen der — tatſächlich vorhandenen — Sachkunde des 
Sachverſtändigen, noch darin gefunden werden, daß der Sachverſtändige 
bereits ein Gutachten in der Sache erſtattet hat. Denn er hat dieſes auf An⸗ 
ordnung des Gerichts, nicht im Auftrage einer der Parteien zu deren Gunſten 
erſtattet. Die Erwägungen, aus denen in einem Falle letzterer Art in der 
Regel es der Gegenpartei nicht zu verargen iſt, wenn ſie davon ausgeht, daß 
der Sachverſtändige nicht in der Lage ſei, ſeines Amtes mit voller nn 

Seufferts Archiv 71. 8. Folge Bd. 16 Heft 3. 
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lichkeit zu walten, liegt deshalb nicht vor. Andernfalls müßte im Zweifel 
auch die Ablehnung eines Sachverſtändigen in 2. Inſtanz ſeitens derjenigen 
Partei als begründet angeſehen werden, der ſein in 1. Inſtanz erſtattetes 
Gutachten abträglich iſt. Daß aber lediglich der tatſächlich dem Beklagten 
ungünſtige Ausfall des vom Sachverſtändigen im Beweisſicherungsverfahren 
erſtatteten Gutachtens einen Schluß auf mangelnde Unparteilichkeit des 
Sachverſtändigen nicht zu rechtfertigen vermag, bedarf keiner weiteren Dar⸗ 
legung. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 8. Nov. 1915. 5 C. Reg. 

176/15. a Ch. 
73. Anderung des 1. Urteils auf Grund ſtillſchweigender Anſchluß— 
berufung wegen Veränderung des Klagegegenſtandes. 


3 PO. 8s 529. Abſ. 2, 268°. 521. 


Der Beklagte war klagegemäß zur Lieferung von Mehl verurteilt worden, 
das er dem Kläger verkauft hatte. Er legte Berufung ein; der Kläger bean⸗ 
tragte, dieſe zurückzuweiſen und unter Anderung des 1. Urteils den Beklagten 
zu einem näher bezifferten Schadenerſatz zu verurteilen. Er begründete dies 
damit, daß inzwiſchen durch Verordnung des Bundesrats die Mehllieferung 
als ſolche für den Beklagten unmöglich geworden ſei. — Dieſem Antrage 
gemäß wurde erkannt. Aus den Gründen: 

„— — — Die urſprünglich vom Kläger auf Grund des Vertrags ge⸗ 
forderte Lieferung des Mehls iſt durch die Verordnung v. 28. Juni 1915 
(RGBl. S. 363) unmöglich geworden. Wegen des Verzuges des Beklagten 
darf der Kläger gemäß 88 286. 249 BGB. den ihm durch den Verzug erwach⸗ 
ſenen Schaden geltend machen. — — — Die der Anderung des Klagantrags 
zugrunde liegende Veränderung der Verhältniſſe iſt erſt nach Erlaß des an⸗ 
gefochtenen Urteils eingetreten, fo daß die Anderung gemäß §§ 529 Abi. 2, 
268? ZPO. zuläſſig war. | 

Der Vertreter des Klägers hat zwar bei Stellung feines neuen Klag⸗ 
antrags nicht erklärt, daß er damit eine Anſchlußberufung habe einlegen wollen. 
Er hat jedoch einen Antrag geſtellt, der nicht lediglich eine ſprachliche Anderung 
der Urteilsformel bezweckt, ſondern einen ſachlich von dem in der Vorinſtanz 
verfolgten verſchiedenen Anſpruch verwirklichen ſoll. Einen ſolchen auf in⸗ 
zwiſchen eingetretener Veränderung beruhenden Anſpruch konnte aber der 
Kläger nur im Wege der Anſchlußberufung verfolgen (Gaupp⸗Stein I zu 
§ 521 ZPO.), wie fie für ſolchen Zweck in ſtändiger Rechtſprechung für zu⸗ 
läſſig erklärt worden iſt; 

vgl. JW. 1902, 195. 777; 1907, 4821; 1912, 20125; 1915, 46111. 
Die Rechtswirkſamkeit der Anſchlußberufung iſt nicht von dem Gebrauch 
beſtimmter Formeln abhängig; vielmehr genügt es, wenn der geſtellte Antrag 
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die Abſicht, eine Abänderung des Urteils über die von der Gegenpartei be⸗ 
antragten Grenzen hinaus herbeizuführen, erkennen läßt, 
vgl. Gaupp⸗Stein Bem. 20 zu 8 521 3PO.; JW. 1915, 461, 
was vorliegend zutrifft. Eine unrichtige Bezeichnung der Anträge durch die 
Partei kann ihre rechtliche Bedeutung nicht beeinträchtigen (vgl. auch Gaupp⸗ 
Stein Vorbem. zu $ 511 Bem 18). | 
Da hiernach der Antrag des Klägers als Anſchlußberufung zu behandeln 
und ſo zuläſſig wie begründet iſt, ſo war unter Abänderung des angefochtenen 
Urteils nach dem Antrage des Klägers die Berufung zurückzuweiſen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 25. Nov. 1915 in der Lüb. 
Sache R. (Kl.) w. B. Bf. II. 258/15. B. 
74. Unzuläſſigkeit der Reviſion wegen Überſchreitung der örtlichen 
Zuſtändigkeit, auch wenn die Zuſtändigkeit eines ausländiſchen Gerichts 
behauptet wird. | 
ZPO. 5 549 Abi. 2. 


Die Klägerin hatte durch Vertrag v. 24. April 1912 die Ausführung 
von Arbeiten für einen von der Beklagten in St. Petersburg errichteten 
Hotelneubau übernommen. In $ 12 des Vertrags war beſtimmt, daß etwaige 
Streitigkeiten zwiſchen den vertragſchließenden Parteien der Zuſtändigkeit 
des Kommerzgerichts in St. Petersburg unterlägen. Als die Klägerin auf 
Grund dieſes Vertrags auf Zahlung eines Teilbetrags von 5000 M bei dem 
Landgericht Frankenthal als dem Gericht der Hauptniederlaſſung der Be⸗ 
klagten klagte, brachte die Beklagte die Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichts 
vor, indem fie behauptete, daß der in $ 12 des Vertrags vereinbarte Gerichts⸗ 
ſtand ein ausſchließlicher ſei. — Die Einrede wurde in beiden Inſtanzen ver⸗ 
worfen; die Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Nach 8 549 Abſ. 2 ZPO. kann in Rechtsſtreitigkeiten über vermögens⸗ 
rechtliche Anſprüche die Reviſion nicht darauf geſtützt werden, daß das Gericht 
ſeine örtliche Zuſtändigkeit mit Unrecht angenommen habe. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen ſind im vorliegenden Fall gegeben, da es ſich um eine Streitigkeit 
über einen vermögensrechtlichen Anſpruch handelt und die Reviſion darauf 
geſtützt wird, daß das Gericht ſeine örtliche Zuſtändigkeit mit Unrecht an⸗ 
genommen habe. | 

Die Reviſion ſucht geltend zu machen, daß $ 549 Abi. 2 ZPO. im vor⸗ 
liegenden Fall um deswillen nicht anwendbar ſei, weil durch dieſe Vorſchrift, 
wie auch in den Motiven des Geſetzes zum Ausdruck gebracht worden ſei, 
das Reichsgericht nur von der Prüfung der Frage, welches von mehreren 
deutſchen Gerichten zuſtändig ſei, habe befreit werden ſollen, während es 
ſich im gegebenen Fall um die Frage handle, ob überhaupt ein deutſches 
Gericht zuſtändig ſei. Eine ſolche Unterſcheidung findet aber weder in dem 
völlig klaren Wortlaut des Geſetzes, noch in dem geſetzgeberiſchen Zweck des⸗ 

9* 
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ſelben eine Grundlage, auch die Materialien des Geſetzes bieten dafür keinen 
Anhalt. Die Vorſchrift iſt durch das Geſetz v. 5. Juni 1905 dem § 549 ZPO. 
als zweiter Abſatz beigefügt worden. Sie ſollte gleich den übrigen Beſtim⸗ 
mungen jenes Geſetzes der Entlaſtung des Reichsgerichts dienen. Im Ent⸗ 
wurf des Geſetzes war ſie noch nicht vorgeſehen, ſie iſt vielmehr erſt in der 
Kommiſſionsberatung in Vorſchlag gebracht und in den Entwurf aufgenommen 
worden. Im Kommiſſionsbericht iſt (S. 114) zu ihrer Begründung lediglich 
geſagt: „Der zweite Abſatz ſoll noch in verſtärktem Maße das Reichsgericht 
von Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten befreien“. Etwas weiteres findet ſich hierüber 
in den Geſetzesmaterialien überhaupt nicht. Auch ſonſt iſt ein innerer Grund 
für eine Unterſcheidung zwiſchen dem Fall, wo die örtliche Zuſtändigkeit eines 
ausländiſchen Gerichts neben derjenigen eines deutſchen Gerichts in Frage 
ſteht, und dem Fall, wo die Wahl zwiſchen deutſchen Gerichten zu treffen iſt, 
nicht vorhanden. Die Vorſchrift kommt nur zur Anwendung, wenn das Ge⸗ 
richt ſeine örtliche Zuſtändigkeit angenommen hat. Ihre Anwendbarkeit für 
den Fall, daß ein ausländiſches Gericht neben dem inländiſchen Gerichte in 
Frage kam, zu verneinen und ſie auf den Fall zu beſchränken, daß nur zwiſchen 
deutſchen Gerichten die Wahl zu treffen war, hieße mithin den ausländiſchen 
Gerichten vor den deutſchen Gerichten einen Vorzug einzuräumen. Das kann 

nicht die Abſicht des Geſetzgebers geweſen jein. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 25. Juni 1915 in der bayer. Sache 
W. & Fr. (BE) w. Th., V. & W. (OLG. Zweibrücken). VII. 110/15. 


75. Die Reviſionsbegründung muß die verletzte Rechtsnorm bezeichnen. 
ARD. 8 554 Nr. 22. 

Der klagende preußiſche Fiskus forderte von der verklagten Stadtgemeinde 
Erſatz der Koſten, die ihm in der Zeit vom 1. Okt. 1910 bis zum 31. März 
1913 durch die Aufſtellung der Rekrutierungsſtammrolle und die Beorderung 
der Militärpflichtigen in Berlin entſtanden waren; er ſtützte die Klage auf 
Auftrag, Geſchäftsführung ohne Auftrag und ungerechtfertigte Bereicherung. 
Das Landgericht wies die Klage ab und das Kammergericht wies die Berufung 
zurück. Der Kläger legte Reviſion ein mit dem Antrage, das Ber.⸗Urteil 
aufzuheben und unter Abänderung des landgerichtlichen Urteils nach dem 
Klagantrage zu erkennen. — Die Verhandlung wurde auf die Frage der 
Zuläſſigkeit der Reviſion beſchränkt und dieſe wurde verneint. Gründe: 

„Der von dem als Rechtsanwalt beim Reichsgericht zugelaſſenen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten des Klägers unterzeichnete Rev.-Begründungs⸗Schriftſatz 
lautet folgendermaßen: 

Es wird Verletzung der materiellrechtlichen Normen gerügt, die in der Ber.⸗Be⸗ 
gründung v. 15. Okt. 1914 angeführt ſind. Die Rechtfertigung des Klaganſpruchs 
iſt in dieſem Schriftſatz an der Hand der in Betracht kommenden geſetzlichen 
Beſtim mungen in erſchöpfender und zutreffender Weiſe dargelegt. Ich wiederhole 
zur Begründung der Reviſion die in dem bezeichneten Schriftſatz enthaltenen 
Ausführungen, die ausſchließlich rechtlicher Natur ſind. 
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Dieſer Schriftſatz entſpricht nicht der geſetzlichen Form, die im § 554 ZPO. 
für die Rev.⸗Begründung vorgeſchrieben iſt. Danach muß die Rev.⸗Begrün⸗ 
dung u. a. enthalten die Angabe der Rev.⸗Gründe, und zwar nach Abſ. 3 
Nr. 2a die Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm; dies gilt auch für eine 
Reviſion, die, wie die hier vorliegende, auf Verletzung des materiellen Rechts 
geſtützt wird (JW. 1907, 482; Gaupp⸗Stein ZPO. zu § 554 unter III. 2). 
Über die Art der Bezeichnung ſind beſondere geſetzliche Beſtimmungen nicht 
getroffen; die Angabe von Geſetzesparagraphen kann daher nicht gefordert 
werden, ſelbſt wenn es ſich um die Verletzung geſchriebenen Rechts handelt; 
es genügt vielmehr, wenn die verletzte Rechtsnorm ihrem Inhalt nach ange⸗ 
geben wird, ja es muß für ausreichend erachtet werden, wenn aus der Be⸗ 
gründung erkennbar iſt, welche Vorſchrift gemeint iſt. Darüber, wann dies 
der Fall iſt, laſſen ſich allgemeine Grundſätze nicht aufſtellen; die Frage kann 
vielmehr nur von Fall zu Fall entſchieden werden (JW. 1910, 294; Urt. des 
4. Zivilſen. des RG. v. 6. Mai 1915, IV. 673/14). In jener Beziehung hat die 
Rechtſprechung des Reichsgerichts an das Erfordernis der Bezeichnung der 
Rechtsnorm nur geringe Anforderungen geſtellt, aber daran feſtgehalten, 
daß aus der Rev.⸗Begründung erkennbar ſein muß, welche Vorſchrift von 
der Reviſion als verletzt angeſehen wird; ſo auch in den von der Reviſion 
angeführten Sachen I. 139/14; II. 509/12; IV. 679/12; VII. 522/09. In dem 
Urteil des 4. Zivilſen. v. 6. Mai 1915, IV. 673/14, iſt die Bezeichnung der 
verletzten Rechtsnorm in der im weſentlichen mit der Rev.⸗Begründung in 
dem jetzt zur Entſcheidung ſtehenden Fall gleichlautenden Rev.⸗Begründung 
deshalb gefunden worden, weil dieſe noch den Satz enthielt: „Der Streit 
betrifft zurzeit nur die Entſcheidung über die Frage der Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs“, und angenommen wurde, daß die darauf folgende Erklärung, es werde 
die Verletzung materieller Rechtsnormen gerügt, ſich nur auf diejenigen Vor⸗ 
ſchriften beziehen könne, die für die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs maß⸗ 
gebend ſeien; damit ſeien die Rechtsnormen, deren Verletzung den Gegenſtand 
der Beſchwerde bilden ſolle, hinreichend erkennbar gemacht. Daran fehlt es im 
vorliegenden Falle vollſtändig; die Rev.⸗Begründung läßt keineswegs erkennen, 
welche Vorſchrift von der Reviſion als verletzt angeſehen wird. 

Nun wird allerdings in der Rev.⸗Begründung nicht bloß Verletzung der 
„materiellrechtlichen Normen“ ſchlechthin, ſondern Verletzung derjenigen 
materiellrechtlichen Normen gerügt, „die in der Berufungsbegründung an⸗ 
geführt ſind“, der Rev.⸗Kläger „wiederholt“ zur Begründung der Reviſion 
die in dieſem Schriftſatz enthaltenen Ausführungen, die ausſchließlich recht⸗ 
licher Natur ſind, und es unterliegt keinem Zweifel, daß der Inhalt dieſer 
Ber.⸗Begründung durchaus genügen würde, wenn er in einem zum Zweck 
der Begründung der Reviſion eingereichten Schriftſatz ſtünde, da er ſogar die 
in Betracht kommenden Geſetzesvorſchriften, die nach Anſicht des damaligen 
Ber.⸗Klägers vom Landgericht verletzt worden ſind, zum Teil wörtlich angibt. 
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Es fragt ſich aber, ob die in der Rev.⸗Begründung enthaltene Bezugnahme auf 
die, wenn auch lediglich aus Rechtsausführungen beſtehende Ber.⸗Begründung 
und die „Wiederholung“ dieſer Ausführungen eine der Vorſchrift im 8 554 
ZPO. genügende Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm enthält, eine Frage, 
deren Beantwortung das vorſtehend angezogene Urteil IV. 673/14 deswegen 
dahingeſtellt gelaſſen hat, weil die Rev.⸗Begründung den Satz enthielt, daß der 
Streit nur die Entſcheidung über die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
betreffe. Die Frage iſt zu verneinen. In dem Urteil v. 26. Jan. 1907, II. 363/06 
(abgedr. in JW. 1907, 181) hat der 2. Zivilſen. des Reichsgerichts ausgeführt: 
Die Erwägungen, die den Geſetzgeber zu den Vorſchriften beſtimmten, daß die Ein⸗ 
legung und die Begründung der Reviſion im Zivilprozeſſe dem Anwaltszwang 
der bei dem Reichsgericht zugelaſſenen Rechtsanwälte unterliegen, ſchließen aus, 
daß formloſe — d. i. nicht vom Rechtsanwalt am Reichsgerichte unterzeichnete — 
Schriftſtücke, die der vom Rechtsanwalt beim Reichsgericht unterzeichneten Schrift 
beigefügt ſind, Berückſichtigung finden können, mögen ſie als integrierende Be⸗ 
ſtandteile letzterer bezeichnet oder in letzterer auf andere Weiſe bezogen ſein. 
Dieſen Ausführungen iſt beizutreten. Die Rev.⸗Begründung muß verfaßt 
ſein von einem beim Reichsgericht (in vor bayeriſchen Gerichten anhängigen 
Sachen während eines beſtimmten Abſchnitts des Verfahrens von einem bei 
einem bayer. Gericht) zugelaſſenen Rechtsanwalt. Dieſer Schriftſatz muß 
nach 8554 3PO. die Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm enthalten; 
dieſe Vorſchrift iſt nur dann erfüllt, wenn aus der Rev.⸗Begründung ſelbſt 
erkennbar iſt, welche Rechtsnorm die Reviſion für verletzt hält; fehlt es daran, 
ſo iſt der Schriftſatz ungenügend und es kann jenes Erfordernis nicht durch 
eine Bezugnahme und „Wiederholung“ von Ausführungen erſetzt werden, 
die in den Vorderurteilen, in Beilageakten, in — wenn auch vorgetragenen — 
Schriftſätzen der Vorinſtanzen enthalten ſind (Gaupp⸗Stein unter III. 2). 
Wenn die Reviſion meint, daß eine ſolche allgemeine Bezugnahme in der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts jedenfalls bei Rügen von prozeſſualen Ver⸗ 
ſtößen zugelaſſen werde, ſo iſt das nicht zutreffend (Urt. des erkennenden Senats 
v. 29. April 1915, VI. 362/14). Wortlaut und Zweck der Vorſchrift im § 554 
ZPO. erfordern die Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm und, ſoweit die 
Reviſion darauf geſtützt wird, daß das Geſetz in bezug auf das Verfahren 
verletzt ſei, die Bezeichnung der Tatſachen, welche den Mangel ergeben, in 
der Rev.⸗Begründung ſelbſt (vgl. auch Entſch. des RG. in Strafſ. 29, 411). 
Es handelt ſich um eine ſchlechthin bindende Formvorſchrift, die erfüllt werden 
muß, auch wenn fie im Einzelfall — vgl. insbeſondere den $ 559 ZPO. — 
ohne Wert ſein mag. Die vorliegende Rev.⸗Begründung läßt nun aus ihrem 
Inhalt in keiner Weiſe erkennen, welche Rechtsnormen die Reviſion als ver⸗ 
letzt anſieht; fie iſt daher nicht in der geſetzlichen Form erfolgt; die Reviſion 
war ſomit nach § 554a ZPO. als unzuläſſig zu verwerfen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 30. Mai 1915 in der preuß. Sache 
Preuß. Fiskus (Kl.) w. Stadtgem. B. (KG. Berlin). VI. 630/14. 
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76. Haftung des HKonk.⸗ Verwalters aus der Veräußerung von Zubehör 
für die Konk.⸗Maſſe gegenüber ausgefallenen abfonderungs- 
berechtigten Gläubigern. 

Vgl. 63 Nr. 194 m. N; 64 Nr. 162. 

KO. 88 47. 82; ZPO. 5 865 Abſ. 2; BGB. 59 1121. 1122. 

Der Beklagte hatte als Verwalter im Konkurſe über das Vermögen eines 
Kalkſteinwerks am 6. März 1913 die auf dieſem Werke noch vorhandenen 
drei Pferde um 1015 M veräußert und den Erlös für Konk.⸗Zwecke verwendet. 
Der Kläger, der erſter Hyp.⸗Gläubiger war, erlitt bei der Zw.⸗Verſteigerung 
im Oktober 1913 einen den Betrag von 1000 „ überſteigenden Ausfall; er 
verlangte nun vom Beklagten im Wege perſönlichen Erſatzanſpruchs 1000 K 
nebſt 4% Prozeßzinſen, weil der Erlös aus dem Verkauf der Pferde, die Zu⸗ 
behörſtücke des Werkes geweſen ſeien, nicht für Konk.⸗Zwecke hätten verwendet 
werden dürfen. — Der Klage wurde ſtattgegeben; die Berufung des Beklagten 
blieb erfolglos. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die Veräußerung von Zubehörſtücken durch den Konk.⸗Verwalter und 
die Verwertung des Erlöſes für Konk.⸗Zwecke ſteht materiell⸗rechtlich einer 
Pfändung gleich; denn eine Veräußerung durch den Konk.⸗Verwalter, wie 
hier, ſtellt keine Veräußerung in ordnungmäßiger Fortführung der bisherigen 
Bewirtſchaftungsweiſe dar. Es kann dies eine für die ordnungmäßige Ver⸗ 
waltung der Konk.⸗Maſſe nützliche oder gar notwendige Maßregel ſein, damit 
wird aber die Abführung an die Konk.⸗Maſſe nicht gerechtfertigt, die Konk.⸗Gläu⸗ 
biger dürfen nicht auf Koſten der Abſonderungsberechtigten bereichert werden; 

vgl. RGeEntſch. 69, 85; (Seuff A. 64 Nr. 162); auch 42, 90. 
Für Zubehörſtücke hat aber das Geſetz in $ 865 Abſ. 2 ZPO. ein Pfändungs⸗ 
verbot aufgeſtellt. Ob der Konk.⸗Verwalter ſolche aus Gründen des öffent⸗ 
lichen Rechts beſtehende Pfändungsverbote auch ohne beſondere Geltend⸗ 
machung ſeitens der durch eine Verletzung des Verbots Geſchädigten zu be⸗ 
achten und einzuhalten habe (vgl. Jaeger KO. “. Note 49 zu $ 1), kann hier 
dahingeſtellt bleiben, denn im gegebenen Fall hat eine Geltendmachung 
ſeitens des abſonderungsberechtigten Klägers ſtattgefunden. Es iſt nämlich 
dem Konk.⸗Verwalter bereits am 14. März 1913, wie er ſelbſt zugibt, eine 
Abſchrift der Anmeldung des Klägers von ſeiner Ausfallsforderung zugegangen. 
Damit mußte er aber auf die Geltendmachung von Abſonderungsrechten 
ſeitens des Klägers aufmerkſam werden. Hierbei iſt darauf hinzuweiſen, daß 
für die Geltendmachung von Abſonderungsrechten (8 47 KO.) eine Friſt oder 
Form nicht vorgeſchrieben iſt, daß ſolche zwar dem Konk.⸗Verwalter gegenüber 
an ſich geltend zu machen ſind, daß es aber genügen muß, wenn dieſem in 
irgendeiner Form das Abſonderungsrecht bekannt wird. Sobald dies geſchieht, 
entſteht für ihn auch die Pflicht, das Recht zu beachten, um eine Haftung aus 
§82 KO. hintanzuhalten (vgl. Jaeger Note 6 zu 8 4 KO.). Hiegegen hat aber 
der Beklagte verſtoßen; denn er hat, trotzdem ihm das Abſonderungsrecht des 
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Klägers am 14. März 1913 bekannt geworden war oder wenigſtens bekannt 
werden mußte, in der Folge angefangen, den Erlös aus dem Verkauf der 
Pferde, ſtatt ihn für abſonderungsberechtigte Perſonen bereit zu ſtellen, un⸗ 
mittelbar für Konk.⸗Zwecke zu verwenden, insbeſondere zur Bezahlung von 
Lohnforderungen, wobei hier völlig dahingeſtellt bleiben kann, ob es ſich dabei 
um die Bezahlung von Maſſeſchulden oder wohl richtiger von Konk.⸗Forde⸗ 
rungen gehandelt hat. 

Der Einwand des Beklagten, die Zubehöreigenſchaft der Pferde habe 
zur Zeit des Verkaufs nicht mehr beſtanden, weil damals der Betrieb des Werkes 
bereits eingeſtellt geweſen ſei, iſt nicht begründet, weil ein Erlöſchen der Zu⸗ 
behöreigenſchaft nach Lage der Umſtände nicht angenommen werden kann. 
Das Beweisangebot des Beklagten lautet ſelbſt nur dahin, daß der Betrieb 
„im weſentlichen“ eingeſtellt geweſen ſei. Es wäre übrigens auch die Ein⸗ 
ſtellung des Betriebs, beſonders ſolange die Möglichkeit beſtand, ihn zum Teil 
oder voll wieder aufzunehmen, garkein genügender Grund zum Erlöſchen der 
Zubehöreigenſchaft, am wenigſten gegenüber den Hyp.⸗Gläubigern im Hin⸗ 
blick auf die Vorſchriften in 88 1121 und 1122 BGB. 

Wenn der Beklagte weiterhin einwendet, daß den Kläger eigenes Ver⸗ 
ſchulden (8 254 BGB.) treffe, weil er ſich ſelbſt nicht weiter um die Pferde 
gekümmert habe und insbeſondere im Konk.⸗Termin v. 29. März 1913 Rechte 
auf den Erlös nicht geltend gemacht habe, ſo kommt in Betracht, daß es an ſich 
nicht Pflicht des Hyp.⸗Gläubigers ſein kann, entſprechende Maßregeln hin⸗ 
ſichtlich der Zubehörſtücke vorzukehren, am wenigſten, wenn das Konk.⸗Verfahren 
eröffnet und ein Rechtsanwalt als Konk.⸗Verwalter beſtellt iſt. Es beſtand 
für den Kläger und deſſen Anwalt aber auch im Termin v. 29. März 1913 
weiter keine Veranlaſſung, den Konk.⸗Verwalter beſonders darauf aufmerkſam 
zu machen, was er hinſichtlich eines Erlöſes aus Zubehörſtücken zu tun habe; 
der Termin war der allgemeine Prüfungstermin, in welchem der Konk.⸗ 
Verwalter den üblichen Bericht abgab; im übrigen durften der Kläger und 
ſein Anwalt wohl annehmen, daß der Konk.⸗Verwalter ſelbſt wiſſen werde, 
wie er ſich zu verhalten habe, um ſpätere Haftungen zu vermeiden. 

Bei der gegebenen Sachlage erweiſt ſich daher die perſönliche Inanſpruch⸗ 
nahme des Beklagten auf der Grundlage des $ 82 KO. im Einklang mit dem 
Landgericht als rechtlich begründet. Daß der Kläger als „Beteiligter“ im Sinne 
jener Vorſchrift zu gelten hat, bedarf um ſo weniger einer weiteren Begrün⸗ 
dung, als er, abgeſehen von ſeinem Abſonderungsrecht, auch ſeine ev. Ausfalls⸗ 
forderung zum Konk.⸗Verfahren angemeldet hatte und inſoweit auch als 
Konk.⸗Gläubiger in Betracht kam. 

Die Berufung des Beklagten war hiernach als unbegründet zurückzuweiſen.“ 
Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 29. Nov. 1915 i. S. F. w. F. 
L. 149/15 F—2. 
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77. Nicht rechtsfähiger Verein; können einzelne Mitglieder für; 
ihn klagen d 
Vgl. 70 Nr. 26 m. N.; auch 71 Nr. 43 m. N. 
BGB. 88 54. 432. 709 ff. 


Die Kläger find Mitglieder der nicht eingetragenen Genoſſenſchafts⸗ 
meierei W. Dieſe hat, da eine die Rechtsperſönlichkeit begründende Ein⸗ 
tragung in das Genoſſenſchaftsregiſter fehlt, auch eine Verleihung der Rechts- 
fähigkeit (S 22 BGB.) nicht erfolgt iſt, ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit nicht 
erlangt. Nach ihrer korporativen Verfaſſung und der ſatzunggemäßen Un⸗ 
abhängigkeit ihres Beſtandes vom Wechſel ihrer Mitglieder ſtellt ſie ſich als 
ein nicht rechtsfähiger Verein dar, auf den die Vorſchriften über die Geſell⸗ 
ſchaft (88 709ff.) gemäß § 54 BGB. Anwendung finden. Der nicht rechts⸗ 
fähige Verein iſt als ſolcher nicht klageberechtigt, da gemäß $ 50 ZPO. nur 
Rechtsperſonen klagen können. Klageberechtigt ſind bei dem nicht rechts⸗ 
fähigen Verein vielmehr nur die Träger des Vereinsvermögens. Dies ſind 
die Mitglieder in ihrer Geſamtheit; 

vgl. RGeEntſch. 57, 92; 78, 106; Komm. von RGRäten Anm. 1 zu § 54 BGB.; Planck 

BGB! Anm. 3i zu $ 54. 

Im vorliegenden Fall klagt aber nicht die Geſamtheit der Vereinsmitglieder, 
da die Klage von einem Mitglied, dem Landmann W., nicht miterhoben wor⸗ 
den iſt. — — — 

Demnach wird die Klageforderung nicht namens des nicht rechtsfähigen 
Vereins d. h. ſeiner ſämtlichen Mitglieder geltend gemacht. Somit ſind es 
nur einzelne Mitglieder des nicht rechtsfähigen Vereins, welche hier einen 
zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen Anſpruch erheben. Sie ſind hierzu 
nur berechtigt, wenn auch einzelne Geſellſchafter als ſolche Zahlung einer 
Geſellſchaftsſchuld zur Geſellſchaftskaſſe verlangen können. 

Das Reichsgericht hat in den Entſch. 70, 33 und 76, 280 ein ſolches Recht 
des Einzelgeſellſchafters anerkannt, und zwar unter Berufung auf § 432 
BGB. Ob ein ſolches Recht auch bei nicht rechtsfähigen Vereinen anzu⸗ 
erkennen ſei, hal das RG. in Entſch. 78, 106 dahingeſtellt u laſſen. 


Seuffert! Archiv 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 4. 
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In einer neueren Entſcheidung (Entſch. 86, 66 und SeuffA. 71 Nr. 43) hat 
es aber das Klagerecht des Einzelgeſellſchafters bei ſolchen Geſellſchaften 
verſagt, bei denen die Führung der Geſchäfte der Geſellſchaft gemäß $ 710 
BOB. einem Geſellſchafter oder mehreren Geſellſchaftern übertragen ſei. 
Das Reichsgericht führt aus, daß bei ſolchen Geſellſchaften kein Bedürfnis 
beſtehe, durch die Heranziehung der Vorſchrift des $ 432 BGB. ein Gegen⸗ 
gewicht gegen die grundſätzlich erforderliche Mitwirkung aller Geſellſchafter 
(8 709 Abſ. 1) zu ſchaffen. 

Im vorliegenden Fall iſt im § 18 der Meiereiſatzungen beſtimmt, daß 
die Geſchäfte der Geſellſchaft, einſchließlich der Prozeßführung, von dem aus 
drei Mitgliedern beſtehenden Vorſtande zu erledigen ſeien. Damit iſt die 
Geſchäftsführung der Geſellſchaft gemäß § 710 Satz 1 BGB. geregelt, und 
es entfällt demgemäß auch nach der reichsgerichtlichen neueren Rechtſprechung 
das Klagerecht des Einzelgeſellſchafters nach §S 432 BGB. 

Das Ber.⸗Gericht iſt aber mit der in der Rechtslehre vorherrſchenden 
Anſicht (vgl. Planck Anm. 1; Oertmann Anm. 1d; Staudinger Anm. II zu 
§ 432 BGB.) der Auffaſſung, daß der 8 432 BGB. überhaupt in ſeiner An⸗ 
wendbarkeit hinter die ſpeziellen Rechtsnormen der 88 709. 710. 711 BGB. 
zurücktreten muß. Dieſe letzteren Vorſchriften regeln die Frage, wer die 
Geſchäfte der Geſellſchaft zu führen hat, vorbehaltlich abweichender Ver⸗ 
tragsbeſtimmungen erſchöpfend und abſchließend. Da zu der Geſchäftsfüh⸗ 
rung auch die Geltendmachung der Geſellſchaftsanſprüche gehört, iſt auch 
über die Art dieſer Geltendmachung in den 88 709 ff. Beſtimmung getroffen, 
und die hier für das Geſellſchaftsrecht getroffene beſondere Regelung muß 
der allgemeinen Beſtimmung des § 432 vorgehen und iſt allein maßgebend. 
Es würde namentlich bei nicht rechtsfähigen Vereinen mit großer Mitglieder⸗ 
zahl auch praktiſch zu unbefriedigenden Ergebniſſen führen, wenn der Schuld- 
ner des nicht rechtsfähigen Vereins nicht nur von dem vertretungsberech⸗ 
tigten Vorſtande namens der Vereinigung, ſondern auch von beliebigen Einzel⸗ 
mitgliedern belangt werden könnte. 

Demnach iſt ein Klagerecht eines oder mehrerer Einzelgeſellſchafter nicht 
anzuerkennen, nur die Geſamtheit der Mitglieder kann klagen. 

Das Klagerecht des Einzelgeſellſchafters kann auch nicht durch den Hin⸗ 
weis darauf begründet werden, daß drei von den klagenden vier Mitgliedern 
zugleich Vorſtandsmitglieder, alſo geſchäftsſührende Geſellſchafter ſind. Denn 
dieſe Geſchäftsführungsbefugnis gibt keine eigenen materiellen Klagerechte, 
ſondern gemäß § 714 BGB. nur die Befugnis, die Geſellſchafter zu vertreten. 
Die Frage der Geſchäftsführung hat alſo mit der Frage, wer berechtigt iſt, 
als Partei den Anſpruch zu erheben, nichts zu tun. Die Vorſtandsmitglieder 
haben hier nicht kraft ihrer Vertretungsmacht für ſämtliche Mitglieder, ſon⸗ 
dern nur für einzelne Mitglieder, nur für einen Teil der Mitglieder geklagt. 
Ein Teil der Mitglieder iſt aber nicht legitimiert, den der Geſellſchaft zu— 
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ſtehenden Anſpruch zu erheben, da ein ſolches Individualrecht, wie aus— 
geführt, nicht beſteht. 

Es hätte alſo für das Meiereimitglied W. mitgeklagt werden müſſen, 
und dies hätte geſchehen können, auch wenn W. ſich an der Klage nicht be⸗ 
teiligen wollte, da die Mitglieder der Meiereigenoſſenſchaft, ſolange ſie Mit- 
glieder ſind und der Satzung unterworfen ſind, auch deren § 18 gegen ſich 
gelten laſſen müſſen, wonach der Vorſtand eine nur im Wege des § 20 (durch 
Generalverſammlungsbeſchluß) entziehbare Vollmacht zur Vertretung der 
Geſamtheit der Geſellſchaft hat. 

Aus dieſem Grunde war die Abweiſung der Klage gerechtfertigt. 

Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 15. Juni 1915. B. u. Gen. w. D. 

U II. 249/14. Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1915, 197. | 

78. Eigentumsverhältniſſe an unterirdiſchen Gasleitungen und 
elektriſchen Kabeln. 
Vgl. 71 Nr. 2 m. N. 
BGB. 88 93 ff. 

Wird eine bewegliche Sache mit einem Grundſtück dergeſtalt verbunden, 
daß ſie deſſen weſentlicher Beſtandteil wird, fo erſtreckt ſich nach $ 946 BGB. 
das Eigentum an dem Grundftüd auf dieſe Sache. Daran kann auch durch 
vertragliche Abmachung mit dem Grundſtückseigentümer nichts geändert 
werden. Ein Eigentumsvorbehalt an der verbundenen Sache zugunſten 
ihres früheren Eigentümers würde nach der weitaus herrſchenden Anſicht 
unwirkſam ſein und höchſtens obligatoriſche Rechte erzeugen, die aber ſchon 
dem Sonderrechtsnachfolger gegenüber verſagen würden (RG. in JW. 1902, 
26284; RGeEntſch. 63, 421, in SeuffA. 62 Nr. 129; Entſch. 73, 335). Wenn 
alſo die Vorſchrift des § 946 auf die Gasleitungen und Stromzuführungs⸗ 
kabel Anwendung fänden, ſo würden dieſe regelmäßig in keinem einheit⸗ 
lichen Eigentum ſtehen, ſondern ſtreckenweiſe ebenſovielen verſchiedenen Eigen⸗ 
tümern gehören, wie ſie fremde Grundſtücke unterirdiſch durchſchneiden. Ein 
derartiges Ergebnis wäre aber für das wirtſchaftliche Leben unerträglich. 
Rechtſprechung und Wiſſenſchaft ſtehen deshalb auch mit überwiegender 
Mehrheit auf dem allein brauchbaren Standpunkte, daß die Leitung in der 
Regel dem Eigentümer oder Inhaber des Werkes gehöre, deſſen Erzeugniſſe 
ſie vermittelt, und ſie weichen nur darin voneinander ab, auf welchem Wege 
man zu dieſer Rechtsanſicht gelangen kann. 

Die meiſten dieſer Konſtruktionsverſuche gehen aus von den geſetzlichen 
Ausnahmen des $ 946. Als ſolche kommen nur drei in Betracht, nämlich 
1. 8912, 2. § 95 Abſ 1 Satz 1 und 3. § 95 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 

Ob der $ 912 wirklich eine Ausnahme von der Regel des § 946 gewähre, 
iſt allerdings nicht ganz unſtreitig. Früher iſt das vom Reichsgericht und 
auch ſonſt verneint (RG. in JW. 1911, 366; vgl. RGEntſch. 70,207; auch OLG. 

10* 
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München in SeuffA. 67 Nr. 204). Aber dieſer Standpunkt iſt auf Wider⸗ 
ſpruch geſtoßen (z. B. Mannherz in JW. 1912, 491; OLG. Düſſeldorf in Lobes 
Z. 9, 41; OLG. Dresden in JW. 1912, 1037) und dann auch vom Reichs⸗ 
gericht inſoweit wieder verlaſſen, als anerkannt iſt, daß der Überbau nicht 
in das Eigentum des Nachbarn falle, wenn dieſer zu ſeiner Duldung ver— 
pflichtet ſei (RGEntſch. 83, 147; vgl. auch ſchon 72, 272). Aber wenn man 
dem auch beiſtimmen muß, ſo würde doch eine Übertragung der Rechtsſätze 
vom Überbau auf ſolche Leitungen, die oft kilometerweit durch zahlloſe fremde 
Grundſtücke gehen, ausgeſchloſſen fein. Das verbietet nicht nur der Sprach- 
gebrauch, der den Ausdruck Überbau nicht bei ſolchen Leitungen anwenden 
würde, ſondern auch der offenſichtliche Zweck der betreffenden Geſetzesbeſtim⸗ 
mung über das Nachbarrecht. Überbauten und die hier in Rede ſtehenden 
unterirdiſchen Leitungen ſind auch ſo weſensverſchieden, daß eine entſpre⸗ 
chende Anwendung des § 912 BGB. auf ſie ebenfalls den größten Bedenken 
begegnen würde. 

Was ferner den § 95 Abſ. 1 Satz 1 BGB. betrifft, jo ſchließt er von 
den weſentlichen Beſtandteilen eines Grundſtücks ſolche Sachen aus, die nur 
zu einem vorübergehenden Zwecke mit ihm verbunden ſind. Vorübergehend 
im Sinne dieſer Vorſchrift iſt nun zwar der Zweck einer Sache nicht bloß 
dann, wenn ihm ſeiner Natur nach eine zeitliche Begrenzung innewohnt, 
mag auch das Ende erſt nach Jahren oder gar Jahrzehnten eintreten. Und 
dieſe Begrenzung wird namentlich bei ſolchen Anlagen ohne weiteres an⸗ 
genommen, die auf Grund eines — wenn auch lange dauernden — Miet- 
oder Pachtverhältniſſes errichtet werden (vgl. RG. in Entſch. 55, 284; 59, 20; 
61, 188: 63, 421 und Seuff A. 62 Nr. 129: RG. in JW. 1912, 129: War⸗ 
neyer 1913, 38). Allein bezüglich der unterirdiſchen Kabel- und Gasleitungen 
wird man wohl regelmäßig nicht von einer Pacht oder Miete, ſondern viel⸗ 
mehr von einer unentgeltlichen Gebrauchs⸗ oder Platzleihe gegenüber den 
Grundeigentümern ſprechen müſſen. Eine Beendigung iſt dann aber, ſofern 
nicht ein Ausnahmefall des § 605 BGB. eintritt, nach § 604 ausgeſchloſſen, 
ſolange der Zweck der Leitungen fortdauert. Da aber deren Zweck in der 
Regel von vornherein nicht begrenzt zu ſein pflegt, ſo kann man bei ihnen, 
ohne den Worten Gewalt anzutun, auch nicht von einem nur vorübergehen⸗ 
den Zweck ſprechen. Wollte man das aber doch tun, ſo würde aus dieſer 
Konſtruktion eine andre Schwierigkeit erwachſen, welche ſie für den vorliegen⸗ 
den Fall praktiſch ungeeignet macht. Bei jeder Sonderrechtsnachfolge über 
das Grundſtück würde nämlich das Vertragsverhältnis aufhören, wenn es 
nicht elwa ausdrücklich oder wenigſtens durch ſchlüſſige Handlungen erneuerk 
würde. Das kann man aber namentlich in den zahlreichen Fällen nicht an⸗ 
nehmen, in denen dem Grundſtückserwerber das Vorhandenſein der unter- 
irdiſchen Leitungen ganz unbekannt bleibt. In allen dieſen Fällen würde 
deshalb mit dem Eintritt der Sonderrechtsnachfolge die Ausnahme des 8 95 
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Abſ. 1 Satz 1 BGB. fortfallen und deshalb die Regel des 8 946 Platz greifen. 
Man würde alſo auch bei dieſer Konſtruktion Leitungen haben, die ſtrecken⸗ 
weiſe in verſchiedenem Eigentum ſtänden und dieſes Eigentumsverhältnis 
auch fortwährend wechſelten. N 
Die Ausnahme des 8 95 Abſ. 1 Satz 2 BGB. ſchließlich greift dann 
platz, wenn ein Werk in Ausübung eines Rechts an einem fremden Grund- 
ſtück von dem Berechtigten mit dem Grundſtück verbunden worden iſt. Nun 
iſt zwar vielfach, beſonders im Schrifttum, die Anſicht vertreten, daß hier 
unter Recht auch ein obligatoriſches Recht zu verſtehen jet; 
Staudinger BGB.“ § 95 Ben. 3c; Rehbein S. 84; Endemann BR.“ § 52 Bem. 
27; Coſack“ 2, 272; Crome 1, 87; Dernburg BR. 3 f 5 II 4 b; Gierke Sachenr., 
46; ebenſo OLG. Stuttgart in Seuff A. 64, 111. 
Allein dieſe Rechtsmeinung ſteht mit dem Sprachgebrauch des Bürgerl. Ge⸗ 
ſetzbuchs unvereinbar im Widerſpruch. Letzteres verſteht überall und daher 
auch hier unter Recht an einem Grundſtück nur ein dingliches Recht. Die 
weitergehende Auslegung wird deshalb auch von namhaften Schriftſtellern 
und vom Reichsgericht verworfen; 
RG. in JW. 1904, 336; OLG. Roſtock im Recht 1910, 2774; Komm. v. RGRäten? 
§ 95 Bem. 5; Planck BGB.“ $ 95 Bem. 4; Oertmann Allg. T.? § 95; Maenner 
Sachenr.? S. 12 Bem. 22; Turnau⸗Förster Liegenſchaftsr. $ 95 Bem. 2 a. E.: 
Güthe GBO.“ § 3 Bem. 8; Predari GBD., 15; Strohal in IheringsJ. 38, 36; 
Tobias im Arch Ziv Prax. 94, 403. ® 
Danach kann die Ausnahme des § 95 Abi. 1 Satz 2 BGB. ausſchließlich auf 
Grund eines dinglichen Rechts begründet werden. Ein ſolches entſteht aber 
gemäß 8 873 BGB. nur noch durch Eintragung im Grundbuch und, ſoweit 
es ſich um Straßen oder andre Grundſtücke des Staates, der Gemeinde oder 
ſonſtiger Eigentümer handelt, deren Grundſtücke nach $ 1 der braunſchw. VO. 
zur GBO. nicht eingetragen find, durch gerichtliche oder notarielle Verlaut⸗ 
barung der Einigung (§ 51 braunſchw. Ausf G. z. BGB.). An einer ſolchen 
Begründung eines dinglichen Rechts wird es aber faſt regelmäßig fehlen. 
Nur bezüglich der ſchon vor 1900 angelegten Leitungen könnte man auch 
ohne Grundbucheintragung nach Art. 184 Einf®. z. BGB. im Fall der Er- 
weislichkeit einer Erſitzung (vgl. ee 61, 59) zur Annahme eines 
dinglichen Rechts gelangen. 

Müßte man alſo mit der vielfach vertretenen Anſicht (vgl. Staudinger 
§ 94 Bem. 3a; Planck $ 94 Bem. 2d; Komm. v. RGRäten 8§ 94 Bem. 1: 
Oertmann Allg. T. § 94 Bem. 3a u. 9 die in Rede ſtehenden Leitungen als 
mit dem Grund und Boden feſt verbundene Sachen i. S. des § 94 BGB. 
anſehen, ſo wäre die Folgerung unabweislich, daß ſie auch als weſentliche 
Beſtandteile der verſchiedenen von ihnen durchſchnittenen Grundſtücke zu 
gelten hätten und daher den Eigentümern des betreffenden Elektrizitäts⸗ 
werks oder der Gasanſtalt nur in den ſeltenen Fällen gehören könnten, in 
denen die Anlagen nur vorübergehende im gekennzeichneten Sinne ſind oder 
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auf einem dinglichen Recht beruhen (ſo in der Tat Komm. v. RGRäten? 8 94 
Bem. 1a; Planck a. a. O. u. a.). 

Dieſes unerfreuliche Ergebnis hat der 5. Zivilſen. des Reichsgerichts 
ſchon in einer älteren Entſcheidung dadurch zu beſeitigen geſucht, daß er die 
Leitung als weſentlichen Beſtandteil und damit als Eigentum der Zentrale 
angeſehen hat. Das Urteil in Entſch. 48, 267 jagt darüber: ‚Darauf, ob die 
Verbindung in ſenkrechter oder in wagerechter Richtung ſtattgefunden hat, 
kommt ebenſowenig etwas an wie darauf, ob die Sache ſich innerhalb des 
Bereichs des Grundſtücks, zu dem ſie gehört oder mehr oder minder räumlich 
davon entfernt auf oder unter fremdem Grund und Boden befindet, ſofern 
nur im letzteren Falle trotz der Entfernung der ununterbrochene räumliche 
Zuſammenhang zwiſchen Grundſtück und Sache gewahrt bleibt‘. Die gleiche 
Anſicht, der ſich in der Folge Theorie und Praxis mehrfach angeſchloſſen 
haben, iſt dann vom Reichsgericht durch verſchiedene Senate ſpäter wiederholt; 

Entſch. 61, 192 (5. ZS.); 67, 233 (6. 3 S.); JW. 1906, 554 (5. 8 S.); OLG. 

Stuttgart im Recht 1906, 46; Oberneck GBO.“ 5 51; Rehbein BGB. ©. 89; 

val. Staudinger § 94 Bem. 3a Abſ. 1 a. E. 

Allein ihr ſteht entgegen, daß man darnach zu einer doppelten Beſtandteils— 
beziehung der Leitungen kommen könnte, nämlich einmal zu der gegenüber 
der Zentrale und dann zu der gegenüber den fremden Grundſtücken. Und 
'es iſt nicht einzuſehen, warum die eine Beziehung die andre überwiegen ſollte, 
zumal da die Verbindung mit dem Grund und Boden regelmäßig viel feſter 
und jedenfalls viel unmittelbarer ſein wird, als die durch die Leitung ver— 
mittelte und vielleicht ſehr weit entfernte. Außerdem würde der vom Reichs⸗ 
gericht betonte ununterbrochene Zuſammenhang bei jedem Zerreißen oder 
jedem künſtlichen Zerſchneiden der Leitung aufhören und damit die Frage 
entſtehen, ob die Eigentumsverhältniſſe trotzdem die gleichen bleiben könnten. 
Schließlich würde in den Fällen, in denen EClektrizitätswerk oder Gasanſtalt 
auf einem Pachtgrundſtück betrieben würden, das Leitungsnetz nach dieſer 
Auffaſſung nicht in das Eigentum des Unternehmers oder Inhabers des 
Werkes, ſondern in das des Verpächters fallen. 

Zu einem praktiſch befriedigenden Ergebniſſe führt deshalb dieſe An⸗ 
ſicht nicht, die denn auch bereits in neueren Entſcheidungen einem abweichen⸗ 
den Standpunkte gewichen iſt (RG. 7. ZS. in Entſch. 8, 147; 5. ZS. in 
Warneyer Rechtſpr. 1914, 143). Den Bedürfniſſen des wirtſchaftlichen Lebens 
in allen Beziehungen gerecht wird einzig und allein der Standpunkt, daß 
das Leitungsnetz durch die Einſenkung in das Erdreich ſeine juriſtiſche Selb⸗ 
ſtändigkeit überhaupt nicht verliert und folgeweiſe an ſeinen Eigentumsver⸗ 
hältniſſen auch keine Veränderung erleidet. Dieſer Standpunkt läßt ſich auch 
ungezwungen aus dem geltenden Rechte begründen. 

Auszugehen iſt dabei ebenfalls von der Vorſchrift des 8 946 BGB., 
die das ſog. Akzeſſionsprinzip nur für diejenigen Sachen aufſtellt, die weſent⸗ 
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liche Beſtandteile eines Grundſtücks werden. Es gilt aber nicht für gewöhn⸗ 
liche Beſtandteile (Biermann Sachenr.2 § 946 Bem. 1 Abſ. 2; Enneccerus 
Sachenr.? § 721) oder für ſog. ſcheinbare Beſtandteile eines Grundſtücks 
(Meyer Rechtl. Natur der nur ſcheinb. Beſtandteile eines Grundſtücks 1903 
S. 5ff.). Demgemäß gibt ſchon das in Entſch. 61, 24 veröffentlichte Urteil 
des 2. ZS. des RG., welches die Gasröhren in den Ortsſtraßen als deren ge⸗ 
wöhnliche Beſtandteile oder mindeſtens als Zubehör anſieht, dem Gedanken 
einer juriſtiſchen Selbſtändigkeit jener Anlagen Raum. Man muß aber noch 
einen Schritt weiter gehen. Denn es würde ganz verfehlt ſein, anzunehmen, 
daß jede Sache, die von dem Erdreich eines Grundſtücks feſt bedeckt und da⸗ 
durch mit ihm verbunden iſt, ohne weiteres deſſen Beſtandteil wird. Eine 
derartige an dem Wortlaut der 88 93. 94 BGB. haftende Auslegung würde 
ihrem Sinn und Zweck nicht gerecht. So würde beiſpielsweiſe kaum jemand bei 
einem ſilbernen Löffel, der mit der Müllabfuhr in den Erdboden eines fremden 
Grundſtücks geraten und mit dieſem feſt verbunden iſt, die Folgerung ziehen, 
daß das Eigentum an dieſem Löffel nun auch mit dem Eigentum des Grundſtücks 
verbunden wäre. Die Eigentumsverhältniſſe würden vielmehr zunächſt ganz 
unverändert bleiben und nur nach den Grundſätzen über den Fund oder viel⸗ 
leicht auch des Schatzes eine ſpätere Veränderung erfahren. Es handelt ſich 
dabei nur ſcheinbar um eine Ausnahme von § 94 Abſ. 1 Satz 1 BGB. Denn 
auch dieſe Vorſchrift hat immer zur Vorausſetzung, daß es ſich bei der betreffenden 
Sache um einen Beſtandteil handelt. Was Beſtandteile ſind, ſagt das BGB. 
nicht, das beſtimmt ſich vielmehr ausſchließlich nach der Verkehrsauffaſſung: 

Oertmann Allg. T. § 93 Bem. 4b; Oertmann Verkehrsſitte, 453; Planck“ § 94 Ben. 
2 d ; Siecke DIZ. 1908, 946; RGEntſch. 67, 33 und Seuff A. 63 Nr. 239. 

Dabei kommt es nicht, wie bezüglich des $ 97, darauf an, daß ſich eine ganz 
poſitive Verkehrsauffaſſung über die Beſtandteilseigenſchaft einer beſtimmten 
Sache oder Sachenart gebildet hat, ſondern nur darauf, ob ein jeder verſtän⸗ 
dige Beurteiler die miteinander verbundenen Sachen im gegebenen Fall als 
eine einzige Sache anſehen würde oder nicht (RG. in JW. 1912, 128ff.). 
Darnach aber kann man unbedenklich ſagen, daß die bloß mechaniſche Ver⸗ 
bindung einer Sache mit einem Grundſtück, deſſen Zwecken zu dienen ſie 
garnicht beſtimmt iſt, im allgemeinen nicht dazu führen wird, dieſe Sachen 
zu Beſtandteilen des Grundſtücks zu rechnen. Beſonders aber wird die Ver⸗ 
kehrsauffaſſung eine derartige Beſtandteilseigenſchaft der Leitungsſtrecken in 
bezug auf die verſchiedenen Grundſtücke, die von ihnen durchſchnitten werden, 
verneinen (vgl. auch Staudinger § 94 Bem. 3a Abſ. 1 a. E.). Ahnliche oder 
gleiche Geſichtspunkte für die Beurteilung der Rechtsverhältniſſe an ſolchen 
Leitungen ſind auch neuerdings mehrfach betont; 

RGeEntſch. 83, 147; Warneyer 1914, 143; OLG. Kiel in 8 DR. 1912, 20; OLG. 
Stuttgart in Recht 1914, 1954 ff.; Tobias im Arch Ziv Prax. 94, 407; Zencke 
Gaslieferungsvertr. 1908, 2; Donner in Bay Z. 1905, 166. 

Die Gas⸗ und Waſſerleitungsrohre, ſowie die Stromzuleitungskabel erleiden 
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alſo durch Einſenkung in fremde Grundſtücke an ihren Eigentumsverhältniſſen 
an ſich keine Veränderung.“ 
Plenarbericht des OLG. zu Braunſchweig v. 9. Februar 1915. A. H. 


79. Unzuläſſigkeit der Pfändung treuhändig abgetretener Forderungen; 
Widerſpruchsklage des neuen Gläubigers. 


Vgl. 65 Nr. 109; 69 Nr. 260 m. N. 
BGB. 5 388; ZPO. $ 771. 


Der Kauffrau L. war ihr ganzes Warenlager abgebrannt. Ihre An⸗ 
ſprüche gegen zwei Feuerverſicherungsgeſellſchaften trat ſie dem klagenden 
Kreditverein ab, der damals etwa 5700 / zu fordern hatte, damit er zuerſt 
ſein Geld bekomme und dann die übrigen Gläubiger bezahle. Die Abtretung 
wurde den Geſellſchaften angezeigt. Da ihnen aber Pfändungen der Brand- 
entſchädigungsgelder von andern Gläubigern der L. zugeſtellt wurden, hinter⸗ 
legten fie den von ihnen gejchuldeten Betrag von 9300 %. Der Kredit- 
verein erhob nun Widerſpruchsklage gegen die pfändenden Gläubiger. — 
Das Landgericht erklärte die Klage für den die Forderung des Kredit- 
vereins in Höhe von 5700 „ überfteigenden Betrag für unzuläſſig. In der 
Ber.⸗Inſtanz wurde die Klage in vollem Umfange zugeſprochen. Aus den 
Gründen: 

„— — — Ob Frau L. ihre Anſprüche auf dieſe Gelder dem Kredit⸗ 
verein zu eigenem Recht abgetreten hat oder ob ganz oder teilweiſe eine viel⸗ 
leicht widerrufliche fiduziariſche oder Inkaſſoabtretung vorliegt, derart, daß. 
die Einziehung aller oder der die Forderung des Kreditvereins überſteigenden 
Beträge lediglich im Intereſſe und für Rechnung der L. erfolgen ſollte (vgl. 
RGCeEntſch. 53, 417), kann nach Lage des Falles dahingeſtellt bleiben. Im 
erſten Fall wäre die Klage ohne weiteres zuzuſprechen. Aber auch im andern 
Fall wäre die Widerſpruchsklage berechtigt. Zwar würde in dieſem letzteren 
Fall die Forderung formell auf den Kreditverein übergegangen ſein, in Wirk⸗ 
lichkeit aber doch, ſoweit es ſich um ein Treuhandverhältnis handelte, wirt- 
ſchaftlich ein Vermögensbeſtandteil der L. geblieben ſein, der als ſolcher dem 
Zugriff der Gläubiger des Kreditvereins entzogen wäre (RGeEntſch. 45, 80, 
Seuff A. 55 Nr. 191; 79, 121). Daraus kann aber doch nicht gefolgert wer- 
den, daß die Gläubiger der L. ſich, wie es geſchehen iſt, ohne weiteres an 
die Forderung halten und ſie in den Händen der Verſicherungsgeſellſchaften 
pfänden könnten. Ebenſo wie die Gläubiger des Kreditvereins nicht mehr 
Rechte geltend machen können als er ſelbſt hat, können auch die Gläubiger 
der L. größere Rechte nicht in Anſpruch nehmen als dieſer ſelbſt zuſtehen. 
Nachdem aber die Forderung von ihr an den Kreditverein abgetreten und 
die Abtretung den Verſicherungsgeſellſchaften angezeigt worden iſt, iſt dieſer 
nach außen, im Verhältnis zum Schuldner, der alleinige Forderungsinhaber. 


80. Übertragung der Forderung. 137 


Nur er kann die Forderung vom Schuldner beitreiben, und nur an ihn kann 
der Schuldner wirkſam bezahlen. Die L. mag berechtigt ſein, ihren Auftrag 
zur Einziehung und Verwendung des Geldes zu widerrufen und dadurch 
einen Anſpruch auf Rückübertragung der Forderung erlangen oder nicht, ſo⸗ 
lange ſie von dieſem ihrem Rechte keinen Gebrauch macht, iſt ſie zur Einziehung 
der Forderung nicht berechtigt. Daraus folgt ohne weiteres, daß auch ihre 
Gläubiger nur ihre Rechte gegen den Kreditverein geltend machen können, 
nicht aber zur Pfändung der der L. garnicht mehr zuſtehenden Forderung 
gegen die Verſicherungsgeſellſchaften berechtigt ſind. 

Dieſe Löſung iſt nicht nur theoretiſch die einzig mögliche, ſondern ent⸗ 
ſpricht auch den Verkehrsbedürfniſſen, indem ſie dem Schuldner der Forde⸗ 
rung, dem die Abtretung bekannt geworden iſt, den erforderlichen Schutz an⸗ 
gedeihen läßt, da er nicht wiſſen kann, welches Verhältnis zwiſchen altem und 
neuem Gläubiger beſteht und ihm eine weitere Prüfung in dieſer Richtung 
nicht zugemutet werden kann, nachdem ihm der bisherige Gläubiger die Ab⸗ 
tretung angezeigt hat ($ 40 BGB.); 

a. M. OLG. Braunſchweig in Seuff A. 65 Nr. 109; Riedinger JW. 1913, 1161 ff. 
Iſt dies richtig, ſo muß folgerichtig auch angenommen werden, daß dem Kredit⸗ 
verein ein die Veräußerung hinderndes Recht an der Forderung zuſteht. So⸗ 
lange die L. den Auftrag nicht widerrufen und ihre Anſprüche auf Rücküber⸗ 
tragung nicht geltend gemacht hat, iſt ſie auch zu einer anderweitigen Ver⸗ 
äußerung der Forderung nicht befugt und iſt der Kreditverein berechtigt, 
einer ſolchen zu widerſprechen. Er iſt daher auch zur Erhebung der Wider⸗ 
ſpruchsklage gemäß 8 771 ZPO. den pfändenden Gläubigern gegenüber be⸗ 


rechtigt und die bewirkten Pfändungen ſind ihm gegenüber unzuläſſig. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Colmar (4. Sen.) v. 21. Dez. 1915. Kreditverein w. 
M. & Gen. — IV. U. 101/14 L—ch. 


80. Der $ 410 Abi. 1 BGB. gibt dem Schuldner nur eine Einrede. 


Vgl. 11 Nr. 136. 
BGB. $ 410; ZPO. 8 94. 


In 1. Inſtanz handelte es ſich darum, ob der Beklagte auf Grund eines 
Schuldſcheins v. 1. Septbr. 1912 dem Kläger einen am 1. Septbr. 1914 fällig 
geweſenen Darlehnsteil zu 1000 & ſchuldete. Der Beklagte hatte im weſent⸗ 
lichen eingewendet, der Kläger habe dieſe an ſich beſtehende Forderung an 
das Bankhaus H. abgetreten. Der Kläger gab dies zu, entgegnete jedoch, 
die Forderung ſei ihm im Winter 1913/1914 zurückübertragen worden. Das 
Landgericht, das annahm, daß die Rückübertragung erfolgt und dem Ber 
klagten ſchon vor Erhebung der Klage mitgeteilt worden ſei, verurteilte den 
Beklagten koſtenfällig zur Zahlung von 1000 % nebſt 4% Zinſen ſeit dem 
1. Septbr. 1914. Einige Tage nach Verkündung des Urteils zahlte Beklagter 
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an den Kläger die eingeklagte Summe nebſt den Zinſen. In der Ber.⸗Inſtanz 
machte er aber geltend, er ſei zwar verpflichtet, den eingeklagten Hauptpoſten 
an den Kläger zu bezahlen, habe dieſe Verpflichtung auch erfüllt, dagegen 
verwahre er ſich gegen die Zahlung von Zinſen und Prozeßkoſten. Er berufe 
ſich auf $ 410 BGB.; die Urkunde über die Rückübertragung der Forderung 
jet ihm erſt nach Beendigung der 1. Inſtanz vorgelegt worden; die Zurück- 
weiſung der Mahnung des Klägers und überhaupt die Ausübung der in $ 410 
BGB. bezeichneten Rechte ſei dadurch unverzüglich erfolgt, daß er die Klage⸗ 
berechtigung des Klägers beſtritten habe. Bei der Zahlung von Hauptſtuhl 
und Zinſen habe er ſich alle ſeine Rechte vorbehalten. — Die Berufung des 
Beklagten blieb erfolglos. Aus den Gründen: 

„Da der Beklagte die Hauptforderung zu 1000 „ und die geſchuldeten 
Verzugszinſen nach Erlaſſung des angefochtenen Urteils an den Kläger be⸗ 
zahlt hat, handelt es ſich nur noch um die Koſten des Prozeſſes. Dieſe könnten 
den Beklagten allerdings nicht treffen, wenn er ſich mit Recht auf 8 410 BGB. 
berufen könnte (8 94 ZPO.). Dies iſt aber nicht der Fall. Der 8 410 Abſ. 1 
gibt dem Schuldner nur die Befugnis, ſeine Leiſtung an den neuen Gläubiger 
von der Aushändigung der Abtretungsurkunde abhängig zu machen; eine 
Mahnung des neuen Gläubigers iſt unwirkſam, wenn ſie ohne Vorlegung 
einer ſolchen Urkunde erfolgt und der Schuldner ſie aus dieſem Grunde un⸗ 
verzüglich zurückweiſt. Auf die Einrede aus § 410 Abſ. 1 BGB. hat ſich aber 
der Beklagte während der ganzen 1. Inſtanz niemals berufen, vielmehr das 
ganze klägeriſche Vorbringen beſtritten und gleichzeitig Abtretung der Forde⸗ 
rung an H. behauptet. Die daraufhin erfolgte klägeriſche Behauptung der 
Rückübertragung hat Beklagter ebenfalls beſtritten und Abweiſung der Klage 
beantragt. Hierin kann nur das Beſtreiten des klägeriſchen Anſpruchs über- 
haupt, nicht aber, wie der Beklagte will, die Geltendmachung der aufſchieben⸗ 
den Einrede des § 410 Abſ. 1 BGB. gefunden werden. So gut der Beklagte 
in 2. Inſtanz dieſe Einrede deutlich vorbrachte, wäre er auch in 1. Inſtanz 
hierzu in der Lage geweſen. In dieſem Falle hätten ihn allerdings die Prozeß⸗ 
koſten nicht treffen können (Gaupp⸗Stein Note II 2 u. 3 zu 8 94 ZPO.). Allein 
das Beſtreiten des Beklagten hatte ſeinen Grund lediglich darin, daß er, ob- 
wohl er die Rückübertragung an den Kläger kannte, darauf ausging, deſſen 
Befriedigung hinauszuſchieben. Er hat auch nach Erlaſſung des landgericht— 
lichen Urteils die Hauptſumme und die Zinſen bezahlt ohne ſein Recht aus 
§ 410 Abſ. 1 BGB. geltend zu machen. Selbſt wenn er bei der Zahlung er- 
klärt hätte, er behalte ſich ſeine Rechte vor, wäre aus dieſer allgemeinen 
Erklärung im vorliegenden Fall immer noch nicht zu erſehen, daß er ſein Recht 
aus § 410 BGB. hätte geltend machen wollen und m gemacht habe. 
Es kommt daher auf den Vorbehalt nicht an. — — — 


Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 28. Dez. 1915. B. w. H. 
L. 315/15. F—2z. 
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81. Einſchränkungen in der Benutzung einer Mietwohnung in einem 
Badeort durch den Krieg berechtigen weder zur Kürzung des Preiſes 
noch zur friſtloſen Kündigung. 

Vgl. 70 Nr. 210 m. N., 209. 214. 

BGB. 88 537. 542. 


Der Beklagte hatte für die Zeit vom 11. Juli bis 11. Oktober 1914 die 
erſte Etage einer am Oſtſeeſtrande belegenen Villa in Travemünde zu einem 
Mietzins von 1400 % gemietet. Er war bereits am 13. Auguſt 1914 aus 
der Wohnung wieder ausgezogen und wollte an der Miete 450 „ kürzen. 
Gegen die Einklagung dieſes Betrages machte er geltend, er ſei zur friſtloſen 
Kündigung berechtigt geweſen, weil ihm der vertragmäßige Gebrauch der 
Mietwohnung entzogen ſei. Nach Kriegsausbruch habe nämlich die Militär⸗ 
behörde den Bewohnern der Strandvillen verboten, in den nach der See⸗ 
ſeite belegenen Zimmern Licht zu brennen, ohne die Fenſter in geeigneter 
Weiſe zu verdunkeln. Das ſei für jeden Kurgaſt eine unerträgliche Zumutung 
geweſen, für ihn aber beſonders, da er gewohnt und beruflich genötigt geweſen 
ſei, abends zu komponieren, ſolche Arbeit aber bei geſchloſſenen Fenſtern an 
warmen Abenden geradezu geſundheitsſchädlich ſei. Mindeſtens aber ſei 
eine Minderung des Mietzinſes ſchon deshalb gerechtfertigt, weil durch den 
Ausbruch des Krieges die meiſten Annehmlichkeiten des Badelebens, die ihn 
gerade zum Mieten einer ſo teuren Wohnung bewogen hätten, weggefallen 
ſeien. — Das Landgericht verurteilte den Beklagten zur Zahlung von 350 / 
und wies deſſen Widerklage auf Rückzahlung von 450 „ ab. Die Berufung 
des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht iſt der Anſicht, daß der durch den Krieg herbeigeführte 
Wegfall der Annehmlichkeiten des Travemünder Badelebens — hier abgeſehen 
von der Beſchränkung in der Beleuchtung der Wohnungen — weder den 
Mietvertrag ohne weiteres aufhebt, noch den Mieter zur friſtloſen Kündigung 
oder zu einer Minderung des Mietzinſes berechtigt. Zwar wird bei der Mie⸗ 
tung einer Sommerwohnung in einem Badeorte der Mieter regelmäßig von 
der Erwartung ausgehen, daß während der Mietzeit der Badeverkehr mit 
ſeinen Annehmlichkeiten in gewohnter Weiſe ſtattfindet, und der Vermieter 
wird ſich bewußt ſein, daß dieſe Erwartung für den Mieter mitbeſtimmend 
zum Vertragſchluß iſt. Trotzdem kann in Ermangelung ausdrücklicher Ab⸗ 
machung weder angenommen werden, daß der Vermieter auf Grund des 
Mietvertrages für das Fortbeſtehen des Badeverkehrs einzuſtehen hat, noch 
iſt das Fortbeſtehen der Annehmlichkeiten des Badeverkehrs als Bedingung 
für die Fortdauer des Mietvertrages anzuſehen. Die Gefahr einer unerwartet 
eintretenden Beendigung oder Einſchränkung des Badelebens, die außer im 
Fall eines Krieges auch durch andre Umſtände, z. B. Ausbruch einer anſtecken⸗ 
den Krankheit, Landestrauer, herbeigeführt werden kann, trifft an ſich den 
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Mieter; ihr Eintritt ändert an dem Beſtande des Mietvertrages nichts. Auch 
bei einer in einem Badeort gelegenen Wohnung gehört zu dem vom Ver— 
mieter der Wohnung vertragmäßig zu gewährenden Gebrauch nicht die Mög⸗ 
lichkeit, von der Wohnung aus an einem Badeverkehr, wie er ſonſt regelmäßig. 
an dem Orte herrſcht, teilzunehmen. Deshalb wird auch durch das Aufhören 
oder die Einſchränkung des Badelebens der vertragmäßige Gebrauch der 
Wohnung dem Mieter nicht entzogen oder behindert. Anderſeits kann auch 
in einem Badeort der Badeverkehr nicht als Eigenſchaft der in dem Orte 
belegenen Wohnungen, und der Fortfall oder die Einſchränkung dieſes Ver⸗ 
kehrs nicht als Fehler der Wohnung, der die Tauglichkeit zu dem vertrag- 
mäßigen Gebrauch hindere, angeſehen werden. Der Fall liegt inſoweit nicht 
anders, als wenn jemand mit Rückſicht auf die Erziehung feiner Kinder eine 
Wohnung in einer Gymnaſial⸗ oder Univerſitätsſtadt oder mit Rückſicht auf 
die an einem Fürſtenſitz gebotenen Annehmlichkeiten in einer Reſidenzſtadt 
gemietet hat, und ſpäter das Gymnaſium, die Univerſität oder die Hofhaltung 
verlegt wird. 

Ebenſowenig berechtigt das beim Kriegsausbruch von der Militärbehörde 
erlaſſene Verbot, in den nach der Seeſeite belegenen Zimmern abends Licht 
zu brennen, ohne die Fenſter in geeigneter Weiſe zu verdunkeln, zu einer friſt— 
loſen Kündigung oder zu einer Minderung des Mietzinſes. Als ein Fehler 
der Mietſache kann die durch das Verbot den Bewohnern auferlegte Be— 
ſchränkung überhaupt nicht angeſehen werden. Allerdings ſind als Fehler 
der Mietſache i. S. des 8 537 BGB. nicht nur körperliche Mängel der Sache 
ſelbſt, ſondern auch ſolche Verhältniſſe anzuſehen, welche die Mietſache in 
ihrer Tauglichkeit unmittelbar beeinträchtigen (Mittelſtein Mietes, 216). Auch 
behördliche Verbote, welche auf Grund von Baupolizei- und Wohnungspflege⸗ 
geſetzen die Benutzung der gemieteten Räume oder einzelner Teile allgemein 
oder für beſtimmte Zwecke unterſagen, ſind hierher zu rechnen (Mittelſtein 
a. a. O. Note 9). Bei dem hier in Frage ſtehenden Verbot aber handelt 
es ſich nicht um Verhältniſſe, die unmittelbar die Mietſache in ihrer Taug- 
lichkeit betreffen; das Verbot richtet ſich vielmehr unmittelbar an die Be⸗ 
wohner, indem es ihnen aus Gründen des allgemeinen Wohls und der Sicher- 
heit ein beſtimmtes Verhalten in der Wohnung vorſchreibt. Der Fall liegt 
ähnlich wie bei den an einzelnen Orten im Intereſſe der öffentlichen Ruhe 
erlaſſenen polizeilichen Verboten, zu beſtimmten Stunden oder nach öffent— 
lichen Straßen und Plätzen hin Teppiche und Decken auszuklopfen, oder zu 
beſtimmten Stunden bei geöffneten Fenſtern zu muſizieren, oder bei den 
im Intereſſe der Sicherheit oder der Sonntagsheiligung erlaſſenen obrigkeit— 
lichen Anordnungen, nach denen die Haustüren von einer beſtimmten Stunde 
ab verſchloſſen zu halten oder während der Zeit des Hauptgottesdienſtes die 
Läden zu ſchließen und die Schaufenſter zu verhängen ſind. Demnach iiſt 
eine Minderung des Mietzinſes nach §S 537 BGB. nicht gerechtfertigt. 
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Aber auch das Recht der friſtloſen Kündigung iſt nicht gegeben. Der 
Mieter kann die Räume nach wie vor als Wohnung benutzen. Er kann ſie 
auch, wie das zur Benutzung in den Abend- und Nachtſtunden nach zeitgemäßer 
Anſchauung erforderlich iſt, beleuchten und lüften. Er iſt nur — in dem zu 
Kriegszeiten gegebenen Intereſſe der Erſchwerung feindlicher Angriffe — ge- 
halten, wenn er Licht brennt, die Fenſter derart abzublenden, daß kein Licht⸗ 
ſchein nach außen fällt. Das iſt möglich, auch ohne die erforderliche Lüftung 
ganz abzuſtellen. In der Auflage der Militärbehörde iſt deshalb eine auch 
nur teilweiſe Entziehung des vertragmäßigen Gebrauchs der Wohnung nicht 
zu erblicken. Es mag darauf hingewieſen werden, daß an manchen Orten 
ſich das Brennen von Licht an Sommerabenden bei geöffneten Fenſtern 
auch aus andern Gründen, mit Rückſicht auf das Eindringen von Mücken, 
Moskitos u. dgl. in die bewohnten Räume verbietet, ohne daß dieſe Beein⸗ 
trächtigung als Entziehung des vertragmäßigen Gebrauchs der Wohnung 
empfunden wird. Anderſeits ſei darauf hingewieſen, daß auch die nach dem 
Reichsgeſetz v. 25. Juni 1868 den Inhabern quartierfähiger Räume auf⸗ 
erlegte Einquartierung als teilweiſe Entziehung des vertragmäßigen Ge⸗ 
brauchs nicht betrachtet wird (Mittelſtein, 281). Jedenfalls aber würde, ſelbſt 
wenn man die durch das Verbot den Bewohnern auferlegte Beſchränkung 
als Hinderung des vertragmäßigen Gebrauchs der Mietwohnung anſehen 
wollte, dieſe Beeinträchtigung — auch bei Berückſichtigung des Umſtandes, 
daß es ſich im vorliegenden Falle um eine teure, deshalb beſondere Annehm⸗ 
lichkeiten verſprechende Wohnung in einem Badeort handelt — nur als ſo 
unerheblich betrachtet werden können, daß auch das angebliche Bedürfnis 
des Beklagten, abends und nachts bei geöffneten Fenſtern zu komponieren, 
die friſtloſe Kündigung nach § 542 Abſ. 2 BGB. nicht rechtfertigen könnte. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) in der Lüb. Sache B. (Bkl.) w. 
Tr. Klubh.⸗Geſ. Bf. II. 108/15. B. 


82. Haftung aus einer Zeichnung zur Deckung der Koften einer 
Ausſtellung; Unzuläſſigkeit der Einrede, daß der Fehlbetrag vom 
Unternehmer verſchuldet ſei. 

Vgl. oben Nr. 39 m. N. 

BGB. 8 765. 

Der Beklagte verneint, daß der vom Kläger errechnete Fehlbetrag tat- 
ſächlich beſtehe. Aus dem jedoch, was er zur Begründung vorbringt, ergibt 
ſich, daß er nicht das Entſtehen eines Fehlbetrags, ſondern nur die Befugnis 
des Klägers in Abrede ſtellt, die Garantieübernehmer auf Grund dieſes Fehl- 
betrags in Anſpruch zu nehmen, weil dieſer durch geſchäftliche Maßnahmen 
des Klägers herbeigeführt worden ſei, für deren Folgen er nicht einzuſtehen 
habe. Hiermit kann er nicht gehört werden. Denn er hat ſich nicht ausbe⸗ 
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dungen, daß er nur den durch beſtimmte, dem Ergebniſſe des Ausitellungs- 
unternehmens abträgliche Ereigniſſe eingetretenen Mißerfolg auszugleichen 
habe, und muß deshalb für den Mißerfolg des Ausſtellungsunternehmens 
einſtehen, gleichviel aus welcher Urſache er entſtanden iſt; 
vgl. Stammler im Arch ZivPrax. 69, 135. 136; Enneccerus B. R.? 1, 765 Nr. 5 und 7. 
Das Riſiko des großen Unternehmens des Klägers hat alſo auch nicht teil— 
weiſe der dazu unfähige Unternehmer, ſondern lediglich der Garantieüber⸗ 
nehmer zu tragen, deſſen Verpflichtung durch die Höhe der Garantieſumme, 
nicht aber durch irgendwelche Unterſcheidung der Urſachen des entſtandenen 
Ausfalls begrenzt wird. Das trifft auch zu, ſoweit der Beklagte behauptet, 
daß die von ihm gerügten geſchäftlichen Maßnahmen — und in deren Folge 
der Ausfall — auf ſchuldhaft fehlerhafter Geſchäftsführung der Ausſtellungs⸗ 
leitung beruhten. 
Ein Einwand dieſer Art wird allerdings dem Garantieübernehmer mehr⸗ 
fach, zum Teil mit dem Hinweiſe auf § 254 Abſ. 1 BGB. zugeſtanden, 
ſo von Stammler a. a. O., 137; Enneccerus a. a. O. 765 Nr. 7; Oertmann 
Schuldverh.“ zu § 676 Anm. 2 d o, 


jedoch mit Unrecht. Denn, was der Beklagte dem Kläger zu leiſten verſprochen 
hat, iſt ein Teil der Mittel, deren der Kläger bedarf, damit ſeine Gläubiger 
keine Vermögenseinbuße erleiden. Die Verpflichtung des Beklagten bezweckt 
alſo nicht die Ausgleichung eines Vermögensſchadens, den ſich der Kläger 
zugezogen hat, ſondern die Vermehrung ſeines Vermögens bis zu dem Be— 
trage, den es erreichen muß, um Dritte vor Schaden zu bewahren; nicht der 
Kläger trägt ein Riſiko, ſondern der Beklagte. Der § 254 BGB. ſchlägt des⸗ 
halb nicht ein. Die Einwendung des Beklagten kann auch nicht auf 88 276. 
278 BGB. geſtützt werden. Wenn auch dieſe Vorſchriften bei allen Schuld— 
verhältniſſen einſchlagen und deshalb angenommen werden könnte, daß der 
Kläger dem Beklagten für Verſchulden ſeiner geſetzlichen Vertreter hafte, ſo 
würde doch für den Beklagten daraus nur eine Schadenerſatzforderung be— 
gründet ſein, die er aufrechnungweiſe geltend zu machen hätte, und das iſt 
nicht geſchehen. — — — 

Urteil des OLG. Dresden (5. Sen.) v. 6. Dez. 1915. M. (Kl.) w. 

Iba. 50. 94/15. Ch. 


83. Derjicherungswert eines teilweiſe abgebrannten Gebäudes, deſſen 
Aufbau baupolizeilich verhindert wird; Vertragsauslegung. 


Vgl. 59 Nr. 227 m. N. 
VerſVertrG. 98 82 ff.; BGB. § 157. 


Der Kläger hatte am 3. Dez. 1909 ſein in M. am Markt gelegenes Haus 
mit Nebengebäude bei der verklagten Verſich.-Geſellſchaft gegen Brandſchaden 
zum Wert von 22500 verſichert. Am 10. Juni 1912 erlitt er einen Brand⸗ 
ſchaden, die Beſchädigung der Gebäude beſchränkte ſich aber im weſentlichen 
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auf das Dach und das Dachgeſchoß; die zur Beſeitigung der Schäden auf- 
zuwendenden Koſten wurden von den beſtellten Gutachtern auf 2350 % ab⸗ 
geſchätzt. Durch Verfügung v. 30. Juli 1912 verſagte indes der Bürgermeiſter 
von M. auf Grund des 820 BaupolO. für die Stadt M. v. 15. Juli 1908 
die Wiederherſtellung der Gebäude in dem früheren Zuſtande. Da das gegen 
dieſe Verfügung durchgeführte Beſchwerdeverfahren ohne Erfolg blieb, ver⸗ 
langte der Kläger mit der Behauptung, daß das nach dem Brande verbliebene 
Reſtgebäude für den infolge der Verfügung notwendig gewordenen Neubau 
wertlos ſei, Zahlung der vollen Verſicherungsſumme. Dieſem Verlangen wider⸗ 
ſprach die Beklagte, indem ſie geltend machte, daß ſie nach den Verſicherungs⸗ 
bedingungen nur für den 2350 / betragenden eigentlichen Brandſchaden 
hafte, nicht aber für den Schaden, der dem Kläger durch das polizeiliche Bau⸗ 
verbot entſtehe. — Beide Vorinſtanzen wieſen die Klage ab; das Reichs⸗ 
gericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Streitig unter den Parteien iſt, ob die Verpflichtung der verklagten 
Verſich.⸗Geſellſchaft lediglich dahin geht, dem Kläger diejenigen Koſten zu 
erſetzen, die aufzuwenden ſind, um das durch den Brand beſchädigte Gebäude 
in dem früheren Zuſtande wiederherzuſtellen, oder ob die Beklagte den Wert 
des Gebäudes abzüglich des Materialwerts der ſtehengebliebenen Gebäude⸗ 
teile deshalb erfegen muß, weil dem Kläger die Wiederherſtellung des Dach⸗ 
geſchoſſes infolge Verſagung der polizeilichen Bauerlaubnis unmöglich ge- 
worden iſt. Beide Vorinſtanzen haben eine Haftung der Beklagten nur in 
dem erſten Umfange angenommen. Nach den allgemeinen Verſich.⸗Bedin⸗ 
gungen, insbeſondere nach dem Inhalt der 88 1 und 9, haben fie als Ver⸗ 
tragswillen feſtgeſtellt, daß die Verſicherung nur gewährt werde für den 
durch den Brand ſelbſt ſowie durch Löſchen, Niederreißen und Ausräumen 
an den verſicherten Gegenſtänden hervorgerufenen Schaden, nicht aber für 
einen Schaden, der erſt durch eine aus Anlaß des Brandes erlaſſene polizei⸗ 
liche Anordnung herbeigeführt ſei, und daß es für die nach 89 zu berückſich⸗ 
tigende Verwendbarkeit ſtehen gebliebener Gebäudeteile lediglich auf deren 
techniſche Verwendbarkeit, nicht aber darauf ankomme, ob die an ſich vorlie⸗ 
gende Verwendbarkeit etwa im einzelnen Fall aus baupolizeilichen Gründen 
ausgeſchloſſen ſei. Dieſe Feſtſtellung des Vertragsinhalts wird von der Re⸗ 
viſion als gegen $ 157 BGB. verſtoßend angegriffen, fie iſt deshalb nach feſt⸗ 
ſtehender Rechtſprechung vom Reichsgericht auch auf ihre tatſächliche Richtig⸗ 
keit nachzuprüfen. Die Nachprüfung ergibt aber ihre Unhaltbarkeit. 

Zunächſt kann dem Ber.⸗Richter darin nicht beigetreten werden, daß 
die Verſich.⸗Bedingungen ſo klar gefaßt ſeien, daß jeder Zweifel über das 
von den Parteien wirklich Gewollte ausgeſchloſſen wäre. Mag auch aus der 
Beſtimmung des 81 Abſ. 1 zunächſt entnommen werden können, daß die 
Verſich.⸗Geſellſchaft außer für den eigentlichen Brandſchaden nur für den⸗ 
jenigen als mittelbare Folge des Brandereigniſſes eingetretenen Schaden 
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2 
aufkommen will, der durch Löſchen, Niederreißen und Ausräumen eintritt, 
jo rechtfertigt doch die Beſtimmung des §89 — — — die Annahme, daß 


dem Verſicherten der Unterſchied der Werte des verſicherten Gegenſtandes 
vor und nach dem Brande als Betrag ſeines Schadens gewährt werden ſoll, 
— — —. In dieſer Beſtimmung des 89 fehlt jeder Hinweis darauf, daß 
die Verwendbarkeit der ſtehengebliebenen Gebäudeteile zur Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtandes lediglich nach theoretiſchen, bautechniſchen Grund— 
ſätzen beurteilt werden ſoll und nicht vielmehr darnach, ob denn der Ver⸗ 
ſicherte nach den maßgebenden geſetzlichen oder baupolizeilichen Vorſchriften 
überhaupt in der Lage iſt, die ſtehengebliebenen Gebäudeteile tatſächlich zur 
Wiederfertigſtellung des Gebäudes benutzen zu können. Für den Verſich.⸗ 
Nehmer, der ſich durch die Verſicherung gegen den durch einen Brand ihm 
etwa erwachſenden Schaden ſichern will, iſt die als mittelbare Folge des 
Brandes eintretende Entwertung des verſicherten Gebäudes ganz die gleiche, 
ob der Verwendung der ſtehengebliebenen Gebäudeteile zur Wiederherſtellung 
des früher beſtandenen techniſche oder rechtliche Hinderniſſe entgegenſtehen. 
In beiden Fällen ergibt ſich für ihn als unvermeidliche Folge des Brandes, 
daß er durch Ausbeſſern und Ergänzen der abgebrannten Teile das Gebäude 
nicht wiederherſtellen kann. Wie der erkennende Senat bereits in einem 
Urt. v. 27. Mai 1910 (VII. 464/09) ausgeſprochen hat, kann auch eine auf 
Grund des objektiven Rechts erlaſſene polizeiliche Anordnung nicht als eine 
beſondere Schadensurſache neben dem Brand angeſehen werden. Da nun 
überdies jeder Anſpruch auf Erſatz des durch ein beſtimmtes Ereignis ein- 
getretenen Schadens grundſätzlich allen in urſächlichem Zuſammenhang mit 
dem ſchädigenden Ereignis ſtehenden Schaden umfaßt, wäre es Sache der 
Verſich.⸗Geſellſchaft geweſen, falls die bloße techniſche Verwendbarkeit für 
die Feſtſetzung der Entſchädigung ausſchlaggebend ſein ſollte, dieſen ihren 
Willen unzweideutig in den Verſich.⸗Bedingungen zum Ausdruck zu bringen. 
Dieſe Bedingungen ſind von ihr aufgeſtellt und fie muß deshalb ſich gefallen 
laſſen, daß die vorliegende Unklarheit gegen ſie und zugunſten der Verſich.⸗ 
Nehmer ausgelegt wird (vgl. Urt. des erkennenden Senats v. 11. Nov. 1904, 
DIZ. 10, 71). — — — 

Iſt aber hiernach beim Mangel einer unzweideutigen Beſtimmung, daß 
als Verwendbarkeit i. S. des 89 die nach techniſchen Grundſätzen theoretiſch 
mögliche Verwendbarkeit zu gelten habe, davon auszugehen, daß es für die 
Verwendbarkeit der ſtehengebliebenen Gebäudeteile darauf ankommt, ob die 
Verwendung zur Wiederherſtellung des durch den Brand beſchädigten Ge⸗ 
bäudes nach den tatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſen wirklich durch⸗ 
führbar iſt, ſo läßt ſich die Unbegründetheit des noch zur Entſcheidung ſtehen⸗ 
den Klaganſpruchs auch nicht, wie der Ber.⸗Richter annimmt, daraus her⸗ 
leiten, daß die Bauerlaubnis zu Unrecht verſagt ſei, weil weder ein Um- 
noch ein Ausbau in Frage ſtehe. Die Entſcheidung der Frage, ob die Bau- 
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erlaubnis auf Grund der BaupolO. v. 15. Juli 1908 mit Recht verſagt wor⸗ 
den ſei, war in dem durch das Landesverwaltungsgeſetz vorgeſchriebenen 
Verfahren herbeizuführen. Da nun vorliegend die die Bauerlaubnis ver⸗ 
ſagende polizeiliche Verfügung trotz Durchführung des Beſchwerdeverfahrens 
von allen Inſtanzen aufrechterhalten iſt, ſo iſt für den Kläger als eine un⸗ 
vermeidliche Folge die Unmöglichkeit der Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtandes durch bloße Wiedererrichtung des zerſtörten Dachgeſchoſſes gegeben. 
Von dieſer Sachlage hatte das Ber.⸗Gericht bei ſeiner Beurteilung auszugehen 
ohne in eine Nachprüfung der Frage einzutreten, ob die Verwaltungsbehörden 
mit Recht einen Um⸗ oder Ausbau als in Betracht kommend angenommen 
haben. 

Nach alledem unterliegt das Ber.⸗Urteil der Aufhebung. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 14. Mai 1915. H. (Kl.) w. 
Verſich.⸗Geſ. Th. (OLG. Cöln). VII. 73/15. 


— 


84. Feuerverſicherung; Auslegung der Dertragsbeftimmung, daß als 
Derficherungswert der Anſchaffungswert gelten ſolle. 


Vgl. 41 Nr. 56 m. N. 
VerſVertrG. 88 86. 52. 


Die Akt.⸗Geſellſchaft D. & J. in H. hatte die geſamten Beſtände ihrer 
Fabrik an Maſchinen, Geräten, Werkzeugen, ſonſtigem Mobiliar und Mate⸗ 
rialien auf die Zeit vom 31. Dezember 1912 bis 31. Dezember 1913 für 
700000 A bei den verklagten Verſich.⸗Geſellſchaften gegen Feuersgefahr 
verſichert. Im Jahre 1913 wurde über das Vermögen der Firma das Konk.⸗ 
Verfahren eröffnet. Nach der Konk.⸗Eröffnung, am 29. Mai 1913, brach 
auf dem Fabrikgrundſtück ein Feuer aus, bei dem ein Teil der verſicherten 
Gegenſtände zerſtört oder beſchädigt wurde. Gemäß § 14 der allg. Verſich.⸗ 
Bedingungen fand ein Abſchätzungsverfahren ſtatt, bei dem von den Sach⸗ 
verſtändigen der entſtandene Schaden auf 31341 / ermittelt wurde, jedoch 
mit dem Hinzufügen, es ſei nicht darauf Rückſicht genommen, daß die Verſich.⸗ 
Nehmerin ſich zur Zeit des Brandes im Konkurſe befunden habe, der wahre 
Wert der zerſtörten Gegenſtände unmittelbar vor dem Brande würde nur 
mit 50% des in der Taxe ermittelten Werts in Anrechnung zu bringen ſein. 
Die Beklagten zahlten nur 50% der erwähnten Schadensſumme an die Konk.⸗ 
Maſſe aus, wurden aber auf Klage des Konk.⸗Verwalters zur Zahlung der 
ganzen Summe verurteilt. — Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 


— — Im 8 13 der allg. Verſich.⸗Bedingungen der Beklagten iſt 
zunächſt der das Verſicherungsrecht im allgemeinen beherrſchende Grundſatz 
zum Ausdruck gebracht, daß die Verſicherung nicht zu einer Bereicherung 
führen ſoll. Im Anſchluß daran iſt weiter beſtimmt, daß der Verſicherer, 


auch wenn die Verſicherungsſumme höher iſt, als der 88 zur 
Geufferts Archiv 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 4. 
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Zeit des Eintritts des Verſicherungsfalls, nicht verpflichtet iſt, mehr als den 
Betrag des Schadens zu erſetzen, gegen welchen Verſicherung gewährt iſt, 
und zwar unter Zugrundelegung des Werts der Sache zur Zeit des Eintritts 
des Verſicherungsfalls. Im Abſ. 2 des 813 findet ſich dann die hier ein⸗ 
ſchlagende Beſtimmung, wonach als Verſicherungswert — alſo als Wert zur 
Zeit des Eintritts des Verſicherungsfalls — bei Haushalts- und ſonſtigen 
Gebrauchsgegenſtänden, bei Arbeitsgerätſchaften und Maſchinen derjenige 
Betrag gilt, welcher erforderlich iſt, um Sachen gleicher Art anzuſchaffen, 
unter billiger Berückſichtigung des aus dem Unterſchiede zwiſchen alt und 
neu ſich ergebenden Minderwerts. Der Sinn dieſer zuletzt erwähnten Be⸗ 
ſtimmung iſt völlig klar und unzweideutig; zum Unterſchiede von anderen 
unter die Verſicherung fallenden Gegenſtänden ſoll bei Haushalts- und ſon⸗ 
ſtigen Gebrauchsgegenſtänden, Arbeitsgerätſchaften und Maſchinen nicht der 
Betrag des Schadens unter Zugrundelegung ihres Werts, ſondern der An- 
ſchaffungswert von Sachen gleicher Art unter billiger Berückſichtigung des 
aus dem Unterſchiede zwiſchen alt und neu ſich ergebenden Minderwerts als 
der Verſicherungswert gelten. Es liegt mithin für dieſen beſonderen Kreis 
von verſicherten Gegenſtänden eine ausdrückliche Vereinbarung über die 
Höhe des im Schadensfalle zu leiſtenden Erſatzes vor. Dieſer Vereinbarung 
gegenüber kann nicht im einzelnen Falle dem Verſicherer das Recht zuge— 
ſtanden werden, ſich darauf zu berufen, daß der Verſicherte nach ſeinen be— 
ſonderen Verhältniſſen nicht in der Lage und willens geweſen wäre, die 
betreffenden Gegenſtände, wäre der Schadensfall nicht eingetreten, noch 
weiterhin zu behalten und zu gebrauchen, ſondern daß er ſie zu billigen 
Preiſen loszuſchlagen genötigt geweſen ſein würde, und daß er durch Zah- 
lung des Anſchaffungspreiſes für Erſatzſtücke deshalb in eine günſtigere Ver⸗ 
mögenslage kommen, alſo bereichert werden würde. Vielmehr nötigt der 
klare Wortlaut des § 13 der Bedingungen zu der Annahme, daß durch die 
erwähnte Vertragsbeſtimmung bezüglich der in Betracht kommenden Gegen- 
ſtände eine erſchöpfende poſitive Vereinbarung über den für fie zu leiſten⸗ 
den Erſatz hat getroffen werden ſollen und daß dabei, ſoweit nötig, dem all- 
gemeinen Grundſatz, daß die Verſicherung nicht zu einer Bereicherung führen 
ſoll, bereits Rechnung getragen iſt, daß mithin die Anwendung der erwähnten 
Beſtimmung im einzelnen Falle nicht noch von einer beſonderen Nachprüfung 
abhängig gemacht werden darf, ob etwa der Verſicherte nach ſeinen bejon- 
deren Verhältniſſen durch den Empfang der ihm zu leiſtenden Entſchädigungs⸗ 
ſumme in eine günſtigere Vermögenslage kommen würde, als in der er ſich 
bei Nichteintritt des Verſicherungsfalls befunden hätte. 

Auch der wörtlich mit § 13 Abſ. 2 Satz 1 der allg. Verſich.⸗Bedingungen 
der Beklagten übereinſtimmende 8 86 VerſVertrG. läßt eine ſolche die Be⸗ 
ſonderheiten des Einzelfalls berückſichtigende Anwendung nicht zu. Zugrunde 
liegt der Beſtimmung die Erwägung, daß Gegenſtände der fraglichen Art 
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durch den Gebrauch ſchnell an Wert zu verlieren pflegen und daß ſie in der 
Regel unentbehrlich ſind und im Verluſtfall deshalb der Regel nach durch 
Neuanſchaffungen erſetzt werden müſſen, daß mithin durch den bloßen Erſatz 
ihres Wertes (VerſVertrG. § 52) eine volle Ausgleichung des in Wirklich⸗ 
keit entſtandenen Schadens regelmäßig nicht eintreten würde. Die Beſtim⸗ 
mung lautet aber ganz allgemein und iſt in keiner Weiſe abhängig davon 
gemacht, ob im einzelnen Fall jene Erwägungen, aus denen ſie hervorgegangen 
iſt, tatſächlich zutreffen, es iſt deshalb auch nicht zuläſſig, hiervon ihre An⸗ 
wendung im einzelnen Fall abhängig zu machen. Dasſelbe gilt auch von 
8 13 Abſ. 2 der Verſich.-Bedingungen. Wollten die Beklagten dieſe Beſtim— 
mung in dem von ihnen derſelben jetzt beigelegten Sinne verſtanden wiſſen, 
ſo hätten ſie dies durch eine andre Faſſung zum Ausdruck bringen müſſen. 
In der vorliegenden Faſſung läßt die Beſtimmung die von den Beklagten 
jetzt vertretene Auslegung nicht zu. 


Hiernach kann bei der Abſchätzung des Schadens auf den Umſtand, daß 
ſich die Akt.⸗Geſellſchaft D. & J. zur Zeit der Entſtehung des Schadensfalles 
im Konkurſe befand, kein entſcheidendes Gewicht gelegt werden. Es folgt 
daraus nicht einmal, daß, wie die Beklagten behauptet haben, von einer An⸗ 
ſchaffung von Erſatzſtücken für die durch den Brand zerſtörten Gegenſtände 
keine Rede habe ſein können. — — — Hiervon aber auch abgeſehen, ſo iſt 
entſcheidend die Erwägung, daß die beſondere Lage, in der ſich die Verſicherte 
infolge der Konk.⸗Eröffnung befand, und die Tatſache, daß der Schadensfall 
ſich nach Eröffnung des Konkurſes ereignet hat, nach den vorſtehenden Aus⸗ 
führungen bei der Feſtſtellung der Entſchädigung überhaupt außer Betracht 
zu bleiben hat. 

Die Reviſion war hiernach zurückzuweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 7. Mai 1915. A. u. Gen. (Bkl.) 

w. D. & G. Konk. (OL G. Hamburg). VII. 34/15, | 


85. Verjährungsfriſt, wenn die Verjährung unter dem Gewerbe⸗Un⸗ 
fallverſich.⸗Geſetze begonnen und unter der Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
Ordnung vollendet wurde. 


RVerſO. $ 907; Einf G. dazu Art. 6; Gewu VG. $ 138; Einf G. z. BGB. Art. 169. 


Am 29. Nov. 1912 erlitt der verſicherungspflichtige Arbeiter A einen Un⸗ 
fall. Erſt nach ½ Jahren zeigte es ſich, daß der Unfall für ihn Nachteile zur 
Folge hatte. Am 10. Dez. 1913 erließ die Berufsgenoſſenſchaft Beſcheid da⸗ 
hin, daß A eine Unfallrente zu beanſpruchen habe; der Beſcheid wurde ihm 
am 14. Dez. 1913 zugeſtellt. Die Rente wurde am 3. Febr. 1915 wieder 
eingezogen. Die Genoſſenſchaft verlangte mit der am 12. Jan. 1915 zugeſtellten 


Klage vom Unternehmer Erſatz ihrer Aufwendungen. Das Landgericht wies 
11 
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die Klage wegen Verjährung ab. a Berufung der Klägerin wurde aus 
folgenden Erwägungen zurückgewieſen 

„— — — Der fragliche Unfall ug ſich während der Geltungsdauer des 
Gewerbe UnſVerſichGeſ. v. 30. Juni 1900 zu. Darnach verjährt der Erſatz⸗ 
anſpruch der Verufsgenoſſenſchaft in einem Fall, wie hier, wo kein Straf— 
gerichtsurteil ergangen und die Beſchlußfaſſung der Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
lung nicht angerufen worden iſt (Gew VG. 88 136. 137 Abſ. 2), nach § 138 
in zwei Jahren nach dem Unfall. Er wäre alſo nach altem Recht ſchon mit 
dem Ablauf des 29. November 1914 verjährt. 

Nun iſt aber während dieſer Friſt, nämlich (nach Art. 1 Einf G. 3. 
RVerſO. mit Art. 3 Kaiſerl. VO. v. 5. Juli 1912 (RGBl. 429) am 1. Jan. 
1913 das einſchlägige 3. Buch der Reichs⸗Verſich.⸗Ordnung in Kraft getreten, 
das die Vorſchrift über die Verjährung derartiger Erſatzanſprüche geändert 
hat. Da es nach dem alten Recht mehrfach vorgekommen war, daß Berufs⸗ 
genoſſenſchaften ihrer Erſatzanſprüche dadurch verluſtig gingen, daß ſie ohne 
ihr Verſchulden die zweijährige Friſt nicht einhalten konnten, weil ſie ſeubſt 
vom Unfallſchaden zu ſpät unterrichtet wurden oder weil die rechtskräftige 
Feſtſetzung der Entſchädigung wegen des zeitraubenden Verfahrens zu ſpät 
erging, das Mittel der Feſtſtellungsklage (nach §S 256 ZPO.) aber unter Um⸗ 
ſtänden verſagte, ging das neue Geſetz bei der Regelung der Verjährungs⸗ 
frage davon aus, daß für das Beſtehen und den Umfang des Erſatzanſpruchs 
erſt die rechtskräftige Feſtſetzung der Entſchädigung die Grundlage bieten 
ſolle. Das neue Geſetz läßt deshalb die Verjährung erſt vom Zeitpunkte dieſer 
Feſtſetzung an laufen, bemißt dafür aber die Friſt kürzer als das alte Geſetz 
(vgl. Gugel RVerſO. 8907 Anm. 2). Darnach tritt nun die Verjährung 
der von der Berufsgenoſſenſchaft nach 8 903 gegen Unternehmer, deren Be— 
vollmächtigte und gegen Betriebs- und Arbeiteraufſeher zu ſtellenden Erſatz⸗ 
anſprüche, wenn wie hier kein ſtrafgerichtliches Urteil erforderlich und die 
Verjährung nicht durch Anrufung der Genoſſenſchaftsverſammlung unter⸗ 
brochen iſt, in einem Jahre nach der erſten rechtskräftigen Feſtſtellung der 
Entſchädigungspflicht der Genoſſenſchaft ein ($ 907). Nach neuem Recht wäre 
ſohin die Verjährung, da der die Entſchädigungspflicht der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft nach § 1583 feſtſtellende Beſcheid v. 10. Dez. 1913 dem Verletzten am 
14. Dez. 1913 zugeſtellt worden, alſo, da hiegegen kein Einſpruch erhoben 
wurde, nach § 1591 einen Monat ſpäter, d. i. mit dem Ablauf des 14. Jan. 
1914 rechtskräftig geworden iſt, erſt mit dem Ablauf des 14. Jan. 1915 voll⸗ 
endet geweſen ($ 125). 

Nun fragt es ſich, welche Bedeutung dem Umſtande zukommt, daß die 
Verjährung ſchon unter dem alten Recht begonnen hat und erſt während der 
Geltungsdauer des neuen Rechts abgelaufen iſt. Iſt nämlich das neue Recht 
anzuwenden, ſo iſt der Anſpruch noch nicht verjährt, da die Klage am 12. Jan. 
1915, zwei Tage vor dem Ablauf der nach neuem Recht berechneten Friſt, 
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zugeſtellt worden iſt. Das EinfGeſetz ſtellt für die Übergangszeit im Art. 6 
Abſ. 1 den Grundſatz auf, daß auch für ſolche Friſten, deren Lauf ſchon mäh- 
rend der Geltungsdauer des alten Geſetzes begonnen hat, beim Inkrafttreten 
der RVerſoOrdnung aber noch nicht vollendet iſt, die Vorſchriften der RVerſ.⸗ 
Ordnung gelten, macht aber hievon in den folgenden Abſätzen Ausnahmen. 
Im 3. Abſatze ſchließt es zunächſt die Auslegung aus, daß ſolche Friſten etwa 
(wie dies unter Umſtänden nach dem Art. 169 EinfG. z. BGB. der Fall iſt) 
mit dem Inkrafttreten der RVerſ Ordnung von neuem zu laufen beginnen, 
indem es verfügt, daß ſich der Beginn der Friſten immer „nach dem alten 
Rechte“ beſtimmt. Und auch für das Ende der Friſt nimmt es ſich nicht das 
Einf G. z. Bürgerl. Geſetzbuch zum Vorbild, etwa für eine Vorſchrift des In⸗ 
halts, daß die Friſt gelten ſolle, die früher oder ſpäter „abläuft“, ſondern es 
verordnet im 2. Abſ. des Art. 6, daß ſich die Friſt nach dem alten Recht be- 
ſtimmt, „wenn ſie darnach länger iſt als nach der RVerſ Ordnung“. Es 
werden nicht zwei Friſten (die des alten und die des neuen Rechts) zu Einer 
verſchmolzen, ſondern es greift nur eine Friſt von einer im voraus im Ge⸗ 
ſetze beſtimmten Dauer Platz, nämlich die, die länger iſt; und auch dann, 
wenn die kürzere Friſt ſpäter ablaufen würde als die längere, kommt nur 
die längere zur Anwendung. Hiernach hätte das Geſetz, was die Verjährung 
von Erſatzforderungen angeht, einfach beſtimmen können, daß ſich dieſe immer 
nach dem alten Rechte richtet; allein von einer ſolchen beſonderen Vorſchrift 
wurde abgejehen, da durch den Art. 6 nicht nur für die Verjährungs⸗ ſondern 
für alle Arten von Friſten, auch für die Rechtsmittelfriſten, eine allgemeine 
Regelung getroffen werden ſollte. 

Die Verjährung des hier ſtrittigen Anſpruchs begann ſohin (gemäß Abſ. 3) 
nach dem alten Rechte mit dem Tage des Unfalls am 29. Nov. 1912 zu laufen, 
und da die Friſt nach dem alten Recht länger iſt als nach dem neuen, nämlich 
zwei Jahre (ſtatt eines Jahres), ſo iſt ſie (gemäß Abſ. 2) nach dem alten Recht 
zu berechnen, und darnach war die Verjährung mit dem 29. Nov. 1914 voll⸗ 
endet. 

Das Landgericht hat deshalb auf die vom Beklagten eee Ein⸗ 
rede hin den Klaganſpruch mit Recht abgewieſen. — — — 


Urteil des OLG. Bamberg (1. Sen.) v. 8. Jan. 1916. Bayer. Bau⸗ 
gewerk⸗-Genoſſ. w. S. L. 125/15. Chr. 


86. Vergiftung von Bienen durch Gaſe einer Fabrik. Grenzen des 
Pan) gegen die Übertretung eines Schutzgeſetzes“. 


“Bol. 52 Nr. 18 m. N.; 70 Nr. 105 S. 184. 
BGB. 8 823 Abi. 2, 903. 


Der Kläger, der m B. wohnt und Bienenzucht treibt, behauptete, daß 
ihm von 1899 bis einſchließlich 1912 in jedem Jahre Bienenvölker an Ver⸗ 
giftung eingegangen ſeien durch arſenikhaltige Dämpfe aus der Blei- und 
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Silberhütte der verklagten Akt.⸗Geſellſchaft in B. Durch den Tod der Bienen 
ſowie infolge des mangelnden Honigertrags und der Minderbefruchtung 
ſeines Obſtes ſei ihm ein Schaden von insgeſamt 23674 . entſtanden, wo⸗ 
von er 20000 % einklagte. Die Beklagte, deren Hüttenbetrieb ſtaatlich ge⸗ 
nehmigt iſt, beſtritt den Anſpruch nach Grund und Höhe, insbeſondere die 
Tötung von Bienen des Klägers durch giftige Gaſe ihres Hüttenwerkes. Sie 
erhob eine Feſtſtellungs⸗Widerklage, über die noch nicht entſchieden iſt. Das 
Landgericht erklärte den Klaganſpruch, ſoweit Schadenerſatz für das Ein- 
gehen von 4 Bienenſtöcken im Jahre 1912 begehrt war, dem Grunde nach. 
für gerechtfertigt und wies im übrigen die Klage ab. Beide Teile legten Be⸗ 
rufung ein; die Berufung des Klägers wurde zurückgewieſen, während auf 
die Berufung der Beklagten die Klage in vollem Umfange abgewieſen wurde. 
Das Reichsgericht hob das Ber.⸗Urteil auf und verwies die Sache in die Ber.- 
Inſtanz zurück. Aus den Gründen: 

„Es iſt davon auszugehen, daß die den Bienen den Tod bringende Ein- 
atmung arſenhaltiger, von der Hütte der Beklagten ausgehender Gaſe er⸗ 
folgt ſein kann auf dem Grundſtück der Beklagten, oder auf dem des Klägers 
oder auch irgendwo anders. Da nach Lage der Sache dem Kläger der Nach⸗ 
weis kaum gelingen kann, wo die verderbliche Einatmung erfolgt iſt, ſo kann 
er nur obſiegen, wenn die Schadenerſatzpflicht unabhängig von der Ortlich— 
keit des Einatmens beſteht. Mit Recht erfordert das Ber.⸗Gericht den Nach⸗ 
weis einer widerrechtlichen und ſchuldhaften Eigentumsverletzung, und zwar, 
ſoweit es ſich um Schaden aus dem Jahre 1899 handelt, nach gemeine m 
Rechte wie auch, für die ſpätere Zeit, nach dem Rechte des Bürgerl. Geſetz⸗ 
buchs. — — — 

Nun hatte der Kläger behauptet, daß der Beklagten die ihr verliehene 
Konzeſſion zur beſonderen Pflicht mache, das Entweichen giftiger Gaſe aus 
den Schornſteinen zu verhindern, wogegen die Beklagte behauptet, daß ſie 
ſich bei ihrem Betriebe im Rahmen der ihr erteilten Konzeſſion halte, das 
zeitweilige gelegentliche Entweichen giftiger Dämpfe aber zum Hüttenbetrieb 
gehöre; die die Konzeſſion betreffende Behauptung des Klägers ſei in ihrer 
Allgemeinheit unrichtig. — — — Die in der Genehmigungsurkunde ge- 
troffene Anordnung, ſoweit und wenn ſie eine Beſtimmung wie die vom 
Kläger behauptete enthält, iſt als ein den Schutz Andrer bezweckendes Geſetz 
anzuſehen; ſie gibt dem Empfänger das Recht, das Gewerbe ſo zu betreiben 
wie die Genehmigungsbedingungen es geſtatten, die, wenn die Behauptung 
des Klägers richtig iſt, zum Schutze der Verkehrsſicherheit, alſo auch des Ein⸗ 
zelnen, aufgeſtellt worden und daher nicht etwa bloße Ordnungsvorſchriften 
(RGeéEntſch. 79 Nr. 19 S. 92) ſind. Wenn § 823 Abi. 2 BGB. von Geſetzen 
ſpricht, ſo iſt darunter jede Rechtsnorm zu verſtehen (Einf. z. BGB. Art. 2). 
Eine von der zuſtändigen Verwaltungsbehörde innerhalb der Grenzen ihrer 
Zuſtändigkeit ordnungmäßig erteilte Genehmigung zu einem Gewerbebetrieb 
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iſt aber eine ſolche Rechtsverordnung; ſie hat rechterzeugende Kraft (JW. 
1912, 65250); fie fußt auf 88 16ff. Gew O., aus denen ſich auch ergibt (ſiehe 
auch 8 147 Gew.), daß fie ein Schutzgeſetz i. S. des 8 823 Abſ. 2 BGB. 
iſt. — — — Enthält die der Beklagten erteilte Genehmigung eine Anord⸗ 
nung, wie ſie vom Kläger behauptet iſt, ſo würde auch die Beklagte gemäß 
8823 Abſ. 2 BGB. zur Leiſtung von Schadenerſatz verpflichtet ſein, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß die Bienen des Klägers durch Einatmen arſenhaltiger, aus 
der Hütte der Beklagten herrührender Gaſe verendet ſind. Denn die Be⸗ 
klagte hat zugegeben, gegen eine Anordnung, wie ſie der Kläger behauptet, 
verſtoßen zu haben. Daraus würde ſich die ſowohl nach gemeinem Recht 
wie nach 8 823 Abſ. 2 BGB. erforderliche Widerrechtlichkeit ergeben, die 
ohne den von der Beklagten zu erbringenden Nachweis ihrer Nichtſchuld 
ihre Haftpflicht begründen würde, unabhängig von der Lage des Ortes, an 
dem die Einatmung erfolgt wäre. Einen Entlaſtungsbeweis hat ſie ange⸗ 
treten, und das Ber.⸗Gericht hat ihn für erbracht angeſehen. Hiergegen wendet 
ſich die Reviſion mit Recht, denn das Ber.⸗Urteil hat dabei die dem Ent⸗ 
laſtungsbeweis des 8 823 Abſ. 2 BGB. gezogenen engen Grenzen verkannt. 
Da der Tatbeſtand der rechtswidrigen Handlung in dem Verſtoß gegen die 
im Schutzgeſetz enthaltene Anordnung erſchöpft iſt, kann das Verſchulden 
ſich auch nur auf dieſen Tatbeſtand beziehen. Das rechtswidrige Verhalten 
iſt daher ſchon dann ſchuldhaft, wenn der Übertreter bewußtermaßen die ge⸗ 
botene Handlung unterließ oder die verbotene ausführte (Komm. v. RGRäten 
8 823 Nr. 16 und die dort angeführten Urteile). Dies muß aus gleichem 
Grunde für das gemeine Recht gelten. Da die Beklagte garnicht beſtreitet, 
gegen die vom Kläger behauptete, von ihr beſtrittene, in der Genehmigungs⸗ 
urkunde angeblich enthaltene Anordnung gehandelt zu haben, ſo war ihr 
damit jeglicher Entlaſtungsbeweis verſchloſſen, und ſie durfte mit dem an⸗ 
getretenen, ſich gegen die Vorausſehbarkeit des eingetretenen Erfolges rich- 
tenden Beweis oder ihren dahingehenden Ausführungen nicht gehört werden. 
Da das Urteil darauf beruht, daß es eine der Art nach nicht zuläſſige Ent⸗ 
laſtung der Beklagten angenommen hat und infolgedeſſen auf den Kern⸗ 
punkt für die Entſcheidung, den es zwar im Eingange ſeiner Gründe kurz be⸗ 
rührt hat, die Frage nach dem Inhalt der Genehmigungsurkunde, nicht ein⸗ 
gegangen iſt, mußte das Urteil aufgehoben und die Sache an das Ber.⸗Gericht 
zurückverwieſen werden. 

Erweiſt ſich die Behauptung des Klägers dagegen nicht als richtig, ſo er⸗ 
ſcheint die völlige Abweiſung der Klage als gerechtfertigt. Liegt eine ſolche 
Übertretung nicht vor, ſo fällt jeder Erſatzanſpruch fort, da der Kläger die 
Behauptung weder aufgeſtellt hat noch, wie anzunehmen iſt, aufſtellen kann, 
daß dies nicht auf dem Grundſtücke der Beklagten geſchehen iſt. Es beſteht 
alſo die Möglichkeit, daß das Einatmen auf dieſem Grundſtück ſtattgefunden 
hat. Für dieſen Fall leugnet das Ber.⸗Gericht — und zwar wenn eine Über⸗ 
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tretung des Schutzgeſetzes nicht nachgewieſen wird, mit Recht — eine Erſatz⸗ 
pflicht. Die Frage, ob ein Grundſtückseigentümer das Recht hat, auf ſeinem 
Grundſtück Giftpflanzen oder Bienenſchädlinge einzupflanzen, oder vergifteten 
Honig aufzuſtellen, um zu ihm herübergeflogene Bienen Andrer zu vernichten 
(Strauß in DIZ. 1903, 306; Friedrichs ebenda 1904, 688), bedarf hier keiner 
Erörterung, da hier nach Lage der Sache keine Rede davon ſein kann, daß. 
das Entweichenlaſſen giftiger Gaſe bei dem Hüttenbetriebe nur den Zweck 
haben könne, einem Anderen Schaden zuzufügen ($ 226 BGB.) oder über- 
haupt zu dieſem Zweck geſchehe. Nach 8 903 BGB. kann aber der Eigen⸗ 
tümer einer Sache, ſoweit nicht das Geſetz oder Rechte Dritter entgegen⸗ 
ſtehen, mit ihr nach Belieben verfahren, und dieſes Recht erſtreckt ſich auch auf 
den hier in Frage kommenden Luftraum. Daß etwa dem Kläger aus be⸗ 
ſonderen Beſtimmungen betr. das Bienenrecht ein die Beklagte zum Schaden⸗ 
erſatz verpflichtendes Recht zur Seite ſtehe, iſt weder von ihm behauptet noch 
ſonſt erſichtlich. Da die Vorausſetzungen des $ 226 BGB. nicht vorliegen, 
und man auch nicht ſagen kann, daß ein Grundeigentümer, der auf ſeinem 
Grundſtück in behördlich genehmigter Weiſe ein Gewerbe treibt, dadurch ſein 
Recht in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe zum Schaden 
Andrer mißbrauche, | 

RGeEn tſch. 50, 227; 57, 241; in SeuffA. 57 Nr. 191; 60 Nr. 36, 
ſelbſt wenn ein Andrer dadurch Schaden erleidet, ſo beſteht kein Grund für 
eine Haftbarkeit der Beklagten, falls die Bienen das Gift auf deren Grund⸗ 
ſtück eingeatmet haben. Dies müßte aber, da die Möglichkeit beſteht, daß 
dies der Fall geweſen iſt, unter allen Umſtänden zur vollen Abweiſung der 
Klage führen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 23. Okt. 1915. K. (Kl.) w. Blei⸗ u. 

Silberhütte B. (OLG. Frankfurt a. M.). V. 203/15. 


87. Schadenerſatz für verminderte Erwerbsfähigkeit; Wegfall bei deren 
Herbeiführung durch eine ſpätere Urſache. 
Vgl. 67 Nr. 37. 
BGB. $ 843. 


.Der Kläger, ein Architekt, war am 21. April 1907 durch Umſtürzen eines 
vom Beklagten geführten Kraftwagens verunglückt. Ihm waren mehrere 
Rippen gebrochen; ſpäter waren nervöſe Störungen und noch ſpäter Arte- 
rienverkalkung und Zuckerkrankheit eingetreten, wodurch die Erwerbsunfähig⸗ 
keit des Klägers vermindert worden war, bis endlich am 3. Febr. 1910 ein 
Schlaganfall ſeine Erwerbsfähigkeit ganz aufgehoben hatte. — Auf ſeine 
Klage war der Beklagte in 2. Inſtanz u. a. verurteilt worden, ihm für Ver⸗ 
minderung ſeiner Erwerbsfähigkeit eine Rente auch für die Zeit nach dem 
Schlaganfall zu zahlen. In dieſem Punkt wurde die Entſcheidung aufgehoben. 
Aus den Gründen des Rev. Urteils: 
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„— — — Begründet iſt der Rev.⸗Angriff des Beklagten, der ſich auf 
die Zuerkennung der Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit an den 
Kläger auch nach dem Schlaganfall v. 3. Febr. 1910 bezieht. Wenn, wie 
das Ber.⸗Gericht annimmt, die Arterienverkalkung und die Zuckerkrankheit 
des Klägers nicht durch den Unfall verurſacht worden ſind, und wenn der 
Schlaganfall v. 3. Febr. 1910 auf dieſe Krankheiten ohne Beeinfluſſung durch 
den Unfall und ſeine Folgen zurückzuführen iſt; wenn alſo dieſer Schlag⸗ 
anfall, der nach der weiteren Annahme des Ber.⸗Gerichts den Kläger völlig 
erwerbsunfähig gemacht hat, ihn auch ohne den Unfall betroffen haben würde, 
ſo fällt mit dieſem Schlaganfall auch der Schaden hinweg, der dem Kläger 
infolge des Unfalls entſtanden iſt; der Unfall hat ſeine urſächliche Bedeutung 
für die Minderung der Erwerbsfähigkeit des Klägers verloren. Eine Aus⸗ 
nahme beſteht nur, wenn die ſpätere Schadensurſache wiederum von einem 
dritten Erſatzpflichtigen zu vertreten iſt, der nun den Schaden inſoweit nicht 
zu erſetzen hat als er ſchon früher verurſacht worden war; 

vgl. die Urteile des erkennenden Senats RGEntſch. 68 Nr. 85 S. 355; JW. 1911 

658 36; 1912, 549 15. 

Es mag deshalb ſein, daß dem Kläger auch nach dem Zeitpunkt des Schlag⸗ 
anfalls v. 3. Febr. 1910 wegen der aus dem Unfall nach der Beweisannahme 
des Ber.⸗Gerichts hervorgegangenen traumatiſchen Neuroſe noch beſondere 
Pflegekoſten erwachſen, die die Zuerkennung einer Rente wegen Vermeh⸗ 
rung der Bedürfniſſe rechtfertigen möchten; inſoweit die Rente wegen Min⸗ 
derung der Erwerbsfähigkeit des Klägers zugeſprochen iſt, muß ſie von dem 
Eintritt der neuen ſelbſtändigen Verurſachung desſelben Schadens an in 
Wegfall gebracht werden. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 7. Juni 1915. R. (Kl.) w. B. 
(OLG. Karlsruhe). VI. 49/15. 


88. Örtliche Zuſtändigkeit bei Klagen aus dem Wettbewerbsgeſetz. 
UnlWG. 8 24; ZPO. 68 13. 21. 32. 


Die klagende Firma hatte gegen die in Remſcheid niedergelaſſene Be⸗ 
klagte vor dem Landgericht in Hamburg geklagt auf Erlaſſung eines Verbots, 
die in dem Offertenblatt ꝛc. abgebildeten Haken als Nixofix⸗Haken zu ver⸗ 
treiben und anzubieten; zugleich hatte ſie die Erlaſſung einer gleichlautenden 
einſtweil. Verfügung beantragt. Nachdem die Klägerin den Hauptanſpruch 
für erledigt erklärt hatte, verurteilte das Landgericht die Klägerin in die Koſten 
des Rechtsſtreits, da das Klagevorbringen, ſobald von dem Wettbewerbszweck 
abgeſehen werde, die Anwendung des § 826 BGB. nicht rechtfertige. Die 
ſofortige Beſchwerde der Klägerin wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Klage erblickt den Verſtoß gegen die guten Sitten und die vor⸗ 
ſätzliche Schädigung der Klägerin darin., daß die Beklagte Wandhaken mit 
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geringfügiger und unweſentlicher Abweichung in der Form, wie ſie die Klä- 
gerin als ihre X-Haken vertreibt, unter der Bezeichnung Nixofix-Haken an⸗ 
preiſt und dadurch das Publikum irreführt. Wie dieſes Gericht bereits mehr⸗ 
fach ausgeſprochen hat, muß der ausſchließliche Gerichtsſtand des §S 24 UnlWG. 
immer dort eintreten, wo der mit der Klage vorgetragene Tatbeſtand ein 
ſolcher iſt, daß er unter die beſondere Vorſchrift des § 1 fallen muß. Nur 
wenn der Tatbeſtand ein ſolcher iſt, daß er zwar die Anwendung des 81 
nicht rechtfertigt, wohl aber diejenige des $ 826 BGB. fordert, ein Fall, der 
bei der nahezu vollſtändigen Gleichheit der beiden Geſetzesbeſtimmungen nur 
ſelten eintreten wird, kann ein Gerichtsſtand nach 8 32 ZPO., wie er hier 
in Anſpruch genommen werden ſoll, in Frage kommen. 

Eine Irreführung des Publikums durch faſt vollſtändige Nachahmung 
der X Haken und Bezeichnung als Nixofix-Haken kann aber für ſich allein 
noch nicht als eine gegen die guten Sitten gerichtete Handlung erkannt wer— 
den. Der vorgetragene Tatbeſtand läßt nicht erkennen, inwiefern die Hand⸗ 
lungsweiſe der Beklagten unter Berückſichtigung der geſamten Umſtände des 
Falles, insbeſondere der Gründe und verfolgten Zwecke ihres Vorgehens, 
einen Verſtoß gegen die guten Sitten enthalte. Wollte die Klägerin behaupten, 
daß dieſes Vorgehen erfolgte, um dem Abſatz der X-Haken der Klägerin Ab⸗ 
bruch zu tun, ſo würde zwar eine ſittenwidrige abſichtliche Schädigung ge— 
geben fein; es wäre jedoch damit wieder das Erfordernis des Wettbewerbs— 
zwecks des §1 UnlWG. eingeführt und damit die ausſchließliche Anwend⸗ 
barkeit dieſes Geſetzes auf den vorgetragenen Tatbeſtand und der ausſchließ⸗ 
liche Gerichtsſtand des § 24 daſ. gegeben. N 

War ſomit die Klage von Anfang an ſo, wie angeſtellt, nach dem allein 
noch in Betracht kommenden $ 826 BGB. unbegründet, jo hätte fie ohne die 
Erledigterklärung der Abweiſung unterliegen müſſen. Das Landgericht hat 
daher mit Recht der Klägerin die Koſten auferlegt und die zuläſſigerweiſe ein- 
gelegte ſofortige Beſchwerde mußte zurückgewieſen werden.“ | 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 13. Januar 1916. X⸗Haken⸗ 

Betr.⸗Geſ. (Kl.) w. A. & M. S. Bs. Z. II. 131/15. B. 


89. Über das zur Abwehrklage des Eigentümers einer ſtädtiſchen 
Straße gegen elektriſche Leitungen oberhalb der Straße 
erforderliche Intereſſe. 


Vgl. 60 Nr. 191; 65 Nr. 241. 
BGB. 88 905. 1004. 


Die verklagte Firma betreibt auf ihrem Grundſtück in E. Flammweg 
Nr. 67 eine Müllerei und ſtellt dort auch Elektrizität her. Auf der andern 
Seite der Straße liegt das Grundſtück Flammweg Nr. 68 des an der Firma 
beteiligten Kaufmanns Ernſt S. Der Flammweg iſt eine im Eigentum der 
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klagenden Stadt ſtehende öffentliche Straße. Die Beklagte hatte von ihrem 
Grundſtück aus nach dem Grundſtück des Kaufmanns S. einen Draht in einer 
Höhe von 10 bis 11 m und einer Länge von etwa 30 m gezogen, um dem 
letztgenannten Grundſtück die von ihr erzeugte elektriſche Kraft zuzuführen. 
Etwa 11, m unter dem Draht zieht ſich die Fernſprechleitung der Poſtver⸗ 
waltung. 

Die Klägerin verlangte Entfernung des von der Beklagten geſpannten 
Drahts, indem ſie, geſtützt auf ihr Eigentum am Flammwege, geltend machte, 
daß ſie ſelbſt elektriſche Kraft herſtelle, an deren Abſatz ſie ein Intereſſe habe, 
und daß die Beklagte durch die Hinüberleitung des Drahtes unter Benutzung 
der klägeriſchen Straße in dieſes Abſatzgebiet zu ihrem, der Klägerin, Schaden 
eingreife. Die Klage wurde abgewieſen und die Berufung der Klägerin zu⸗ 
rückgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Nach 8 905 BGB. erſtreckt ſich das Recht des Eigentümers eines Grund» 
ſtücks auf den Raum über der Oberfläche und auf den Erdkörper unter der 
Oberfläche. Da die Beklagte mit ihrer Drahtleitung in den Raum über dem 
klägeriſchen Grundſtück eingreift, iſt daher die Klage nach 88 1004. 903. 905 
BGB. an ſich begründet. Der Beklagten ſteht aber nach 8 905 Satz 2 BGB. 
der Nachweis offen, daß die von ihr vorgenommene Einwirkung auf den 
klägeriſchen Luftraum in ſolcher Höhe ſtattfinde, daß die Klägerin an der 
Ausſchließung kein Intereſſe habe. Ein derartiges Intereſſe der Klägerin 
iſt zu verneinen. N 

Allerdings kommt es auf die Größe des Intereſſes nicht an, es genügt 
ſodann auch ein bloß mittelbares Intereſſe und endlich ſchon ein Liebhaber⸗ 
intereſſe. Das durch § 905 BGB. geſchützte Intereſſe muß aber mit dem 
Eigentumsrecht zuſammenhängen, denn § 905 BGB. iſt eine aus dem In⸗ 
halt des Eigentums abgeleitete Vorſchrift, wie ſeine Einordnung in Buch 3 
Abſchn. 3 Tit. 1 BGB., woſelbſt der „Inhalt des Eigentums“ behandelt wird, 
ergibt, und er beruht auf dem Gedanken, daß auch das Eigentumsrecht kein 
ſchrankenloſes Recht iſt, ſondern da ſeine Grenze finden ſoll, wo ein ſchutz⸗ 
bedürftiges Eigentumsintereſſe nicht mehr erkennbar iſt. Das Eigentums⸗ 
intereſſe fällt daher keineswegs mit dem Intereſſe des Eigentümers zuſammen. 
Nicht jedes Intereſſe des Eigentümers am Ausſchluß einer Einwirkung auf 
den Luftraum über ſeinem Grundſtück gibt ihm ein Verbietungsrecht, und 
auch nicht einmal jedes vermögensrechtliche Intereſſe reicht dazu aus. Er⸗ 
fordert wird vielmehr eine Beziehung des Intereſſes zum Grundſtück und 
dem dazu gehörigen Rechtskreiſe. In dieſem Sinne ſagen auch die Prot. 
zum BGB. 3, 122: die Beſtimmung ſei ſo zu verſtehen, daß jedes Intereſſe 
des Eigentümers „mit Rückſicht auf die Bedeutung der Einwirkung für die 
Benutzung oder den Wert des Grundſtücks Beachtung finden müſſe“. Ein 
ſolcher Zuſammenhang mit dem Eigentum am Grundſtück fehlt in dem hier 
vorliegenden Fall, inſoweit die Klägerin geltend macht, daß fie ſelbſt elek⸗ 
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triſche Kraft herſtelle und Gewinn dadurch einbüße, daß die Beklagte dem 
S. ſchen Grundſtück elektriſchen Strom zuführe. Allerdings hat die Klägerin 
ein wirtſchaftliches Intereſſe daran, für den von ihr erzeugten elektriſchen 
Strom möglichſt viele Abnehmer zu haben und ihren auf die Stromerzeugung 
und Stromverwertung gerichteten Betrieb monopolartig zu geſtalten. Dieſes 
Intereſſe hat ſie jedoch nicht in ihrer Eigenſchaft als Eigentümerin der Straßen 
von E., zu denen der Flammweg gehört, ſondern als Betriebsunternehmerin; 
mit dem Eigentum am Flammwege hat es alſo nichts zu tun, und es iſt ledig⸗ 
lich ein Zufall, daß ſich das Eigentumsrecht und das Betriebsunternehmen 
in einer Perſon vereinigen. — — — 

In 2. Inſtanz hat die Klägerin geltend gemacht, daß ſie ein Intereſſe 
daran habe, der Entſtellung des Straßenbildes und der etwaigen Störung 
der Fernſprechleitung entgegenzuwirken. Die Fernſprechleitung iſt nicht 
ſtädtiſch, ſondern eine Anlage der Poſtverwaltung, an ihr hat daher die Klä⸗ 
gerin überhaupt kein Recht, auf deſſen Schutz fie irgend einen Anſpruch er- 
heben könnte. Es fehlt auch hier wieder an jedem für die Anwendbarkeit 
des § 905 BGB. erforderlichen Zuſammenhange zwiſchen dem Eigentum 
am Flammwege und der Fernſprechleitung. Daß ſich noch andre Strom⸗ 
kreiſe, an denen die Klägerin intereſſiert wäre, in einer durch den ſtreitigen 
Draht etwa gefährdeten Nähe befänden, erhellt nicht. Der Klägerin kann 
weiter aber auch nicht darin beigeſtimmt werden, daß der Draht das Straßen- 
bild in erheblicher Weiſe ſtöre. Nur ein einziger, den Flammweg überqueren⸗ 
der Draht von etwa 30 m Länge bildet den Gegenſtand des Streits. Der 
Draht iſt 10 bis 11 m hoch geſpannt, befindet ſich alſo in einer ſolchen Höhe, 
daß er die freie Benutzung der Straße und insbeſondere den Ausblick von 
der Straße nach oben durchaus nicht hindert. Drahtleitungen, die ſich längs 
einer Straße oder quer darüber hinziehen, ſind faſt in allen Ortſchaften und 
vornehmlich in Städten etwas ſo Häufiges, daß das Publikum nicht darin 
etwas ſieht, was das Straßenbild beeinträchtige. Derartige Anlagen werden 
nach heutigen Anſchauungen überhaupt nicht mehr als Schönheitsfehler, 
keinesfalls aber als eine erhebliche Verunſtaltung einer Straße empfunden. 
Etwas andres würde es ſein, wenn der Eigentümer eines Gartens der Hin— 
überleitung von Drähten um deswillen widerſpräche, weil ſie ihm den freien 
Ausblick nach oben hindern. Ein Garten unterliegt einer ganz andern Be⸗ 
urteilung als eine öffentliche Straße. Aber ſelbſt bei Drahtleitungen über 
Gartengrundſtücken wird es immer auf den einzelnen Fall ankommen. So 
hat ſich der 2. Zivilſenat des erkennenden Gerichts in einem Urteil v. 7. April 
1911 (SchlHolſtelnz. 1911, 194) dahin ausgeſprochen, daß ein Stromleitungs⸗ 
draht über dem äußerſten Grenzteil eines kleinen Gartens, der weder eine 
Gefahr für das Grundſtück bildet, noch der Bebauung hinderlich iſt, noch auch 
das äſthetiſche Gefühl verlegt, nicht im Hinblick auf § 905 BGB. verboten 
werden kann. Der von demſelben Senat im Urteil v. 1. Febr. 1910 (Schl.⸗ 
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Holſt Anz. 1910, 83/84) behandelte Fall betraf dagegen eine Drahtleitung, die 
über ein zweiſtöckiges Haus hinwegging, an deren Entfernung ſich ein Inter⸗ 
eſſe daraus ergab, daß der Draht einer etwaigen Erhöhung des Hauſes hin⸗ 
derlich war, und daß ein auf vertraglicher Abmachung beruhendes beſonderes 
Intereſſe an der ungehinderten Benutzung des Luftraums vorlag. Wie wenig 
übrigens die Klägerin ſelbſt die Anbringung des ſtreitigen Drahts unter dem 
Geſichtspunkt der Verunſtaltung des Straßenbildes betrachtet hat, ergibt 
ſich ohne weiteres daraus, daß ſie in der Klageſchrift hierauf überhaupt nicht 
eingegangen iſt und lediglich ihr wirtſchaftliches Intereſſe als Betriebsunter⸗ 
nehmerin des ſtädtiſchen Elektrizitätswerks betont hat. Endlich kommt in 
Betracht, daß die Fernſprechleitung nur 1½ m unter dem Drahte der Be⸗ 
klagten läuft, und daß alſo bereits durch ſie auf das Straßenbild in einer 
Weiſe eingewirkt wird, daß daneben der eine kurze Leitungsdraht der Be⸗ 
klagten von keiner erheblichen Bedeutung ſein kann. Daß eine regelloſe Über- 
ſpannung der Straßen der Stadt E. ſchon jetzt ſtattfinde, wird von der Klä⸗ 
gerin nicht behauptet, und für ihre Befürchtung, daß ſie ſtattfinden könen, 
falls ſie gegen derartige Drahtleitungen keinen Widerſpruch erhebe, fehlt es 
an jeder Grundlage, da es ſich bei ſolchen Leitungen immer nur um verein⸗ 
zelte Fälle von Selbſterzeugung elektriſcher Kraft unter ganz beſonderen 
Umſtänden handeln kann. 
Hiernach erſcheint der Klaganſpruch unbegründet.“ 
Urteil des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 17. Juni 1915. Stadt E. (Kl.) w. S. 
UI. 87/14. SchlHolſtAnz. 1915, 201. \ 


— 


90. „Ordnungmäßige Benutzung“ des Grundſtücks, für das ein 
Notweg verlangt wird. 


Val. 62 Nr. 41 m. N. 
BGB. $ 917. 


Der Kläger beftreitet nicht, daß der Beklagten als Eigentümerin des 
Grundſtücks Kartenbl. F. F. Nr. 201/32 (Wredeſtraße 6—8) ein Notwegerecht 
über die ihm gehörigen Grundſtücke zuſteht, die die Wredeſtraße bilden. Auch 
die vom Landgericht auf 4 m bemeſſene Breite des Notwegs iſt in dieſer 
Inſtanz nicht ſtreitig. Die Parteien ſind lediglich darüber uneins, ob die 
Richtung des Notwegs über die Grundſtücke F. F. Nr. 210/32 und Nr. 226/35 
nach der Querſtraße zu (wie der Kläger meint und das Landgericht feſtgeſetzt 
hat), oder über Nr. 210/32 und Nr. 211/32 nach der Wilhelmſtraße zu (wie 
die Beklagte begehrt), zu nehmen iſt. 

Maßgebend für die Entſcheidung dieſer Frage iſt die Feſtſtellung, welche 
Verbindung des Grundſtücks der Beklagten mit dem öffentlichen Wege zur 
ordnungmäßigen Benutzung dieſes Grundſtücks erforderlich iſt (8 917 Abſ. 1 
BGB.). Mit Recht führt das angefochtene Urteil aus, daß der Notwegberech⸗ 
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tigte nur das Notwendige, nicht etwa einen ſeiner Bequemlichkeit beſonders 
entſprechenden Notweg verlangen kann. Zutreffend geht es auch davon 
aus, daß bei der Beſtimmung des Notwegs, der eine Beſchränkung fremden 
Eigentums bedeutet, die Intereſſen des Notwegpflichtigen weſentlich berück⸗ 
ſichtigt werden müſſen. Richtig iſt ferner, daß bei mehrfacher Möglichkeit 
der Verbindung mit dem öffentlichen Wege die kürzeſte Verbindung in vielen 
Fällen die den belaſteten Nachbar am wenigſten beeinträchtigende und des⸗ 
halb zu wählen ſein wird. Allein dieſer Satz kann als allgemeiner Grund⸗ 
ſatz nicht aufgeſtellt werden. Für Richtung und Umfang des Notwegs aus⸗ 
ſchlaggebend iſt nach dem Geſetze ſtets, welcher Weg für die ordnungmäßige 
Benutzung des notwegberechtigten Grundſtücks notwendig iſt. 

Ordnungmäßig iſt eine Benutzung, die „objektiv, nach vernünftigem Er⸗ 
meſſen den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen, der Größe, Lage, Kulturart und 
Umgebung des Grundſtücks entſpricht“ (Planck! Anm. 16 zu § 917 ©. 304; 
vgl. RGeEntſch. 79, 117). Nicht jede Verbindung eines Grundſtücks mit einem 
öffentlichen Wege ſchließt ein Notwegerecht für dieſes Grundſtück aus (Ennec⸗ 
cerus⸗Kipp⸗Wolf 2° 856 1.1). Nur wenn die vorhandene Verbindung zu 
einer wirtſchaftlich gerechtfertigten Benutzung des Grundſtücks ausreicht, fällt 
das Bedürfnis für einen Notweg und damit das Recht auf ihn fort. Selbſt 
eine zweite Verbindung mit einem öffentlichen Wege kann gefordert werden, 
wenn das Grundſtück, für das die Duldung des Notwegs verlangt wird, „nach 
ſeiner Größe, Lage, Kulturart und Umgebung nur dann ordnungmäßig be⸗ 
wirtſchaftet (unmittelbar benutzt) werden kann, wenn es noch eine weitere 
Verbindung mit einem öffentlichen Wege erhält“ (RGeEntſch. 79, 120). 
Maßgebend für die Frage, ob, in welcher Richtung und in welchem Umfange 
ein Notwegerecht beſteht, iſt ſtets das wirtſchaftlich gerechtfertigte Bedürfnis 
auf unmittelbare Benutzung des Grundſtücks, für das der Notweg beanſprucht 
wird. 

Das Grundſtück der Betlagten iſt mit einem Doppelwohnhaus bebaut, 
das in einzelnen Stockwerken an Offiziere und Beamte vermietet iſt. Soll 
ein ſolches Haus ſeinem wirtſchaftlichen Charakter gemäß benutzt werden, ſo 
iſt eine gut im Stande gehaltene, feſte, reinliche Verbindung mit dem ſtädti⸗ 
ſchen Straßennetz nicht, wie das Landgericht annimmt, eine beſondere Be⸗ 
quemlichkeit für die Bewohner, ſondern für die zweckentſprechende Benutzung 
des Grundſtücks erforderlich. Fehlt eine ſolche Verbindung, ſo würde es nicht 
möglich ſein, die Wohnungen in dem Hauſe an Angehörige beſſergeſtellter 
Stände, die erheblichere Mieten zu zahlen gewillt und imſtande ſind, zu ver⸗ 
mieten. Für Wohnungen in einem Hauſe, das nur auf Umwegen, durch 
unbefeſtigte, bei ſchlechtem Wetter nicht gangbare Wege zu erreichen iſt, wer⸗ 
den angemeſſene Mietpreiſe nicht erzielt werden können. Die Benutzung 
eines ſolchen Hausgrundſtücks als Miethauſes für wirtſchaftlich beſſergeſtellte 
Mieter wird bei ſolchem Zugange nicht möglich ſein. 
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Die vom Kläger für das Grundſtück der Beklagten zugeſtandene, vom 
Landgericht feſtgeſtellte Notwegverbindung entſpricht nicht den gerechtfer⸗ 
tigten Anſprüchen, die für ein ſolches Anweſen zu ſtellen ſind. Unſtreitig iſt 
die Querſtraße, nach der hin dieſe Verbindung geht, zwar eine öffentliche 
Straße; ſie iſt auch dem Hauſe der Beklagten näher gelegen als die Wilhelm⸗ 
ſtraße; der nach ihr auslaufende Notweg würde deshalb für den Kläger als 
Eigentümer der notwegpflichtigen Grundſtücke weniger beeinträchtigend und 
läſtig ſein als ein Notweg nach der Wilhelmſtraße. Die Querſtraße iſt aber, 
wie ebenfalls unter den Parteien unſtreitig iſt, in ſehr ſchlechtem Zuſtande, 
weder chauſſiert noch gepflaſtert und bei ſchlechtem Wetter faſt unbegehbar; 
ſie führt in die Uferſtraße, eine Sackgaſſe, die nur durch die Wilhelmſtraße 
mit der Stadt verbunden iſt. Eine Verbindung mit einem ſolchen Wege reicht 
aber, wie oben erörtert, zur ordnungmäßigen Benutzung des mit einem Miet⸗ 
hauſe für Mieter mit höheren Anſprüchen bebauten Grundſtücks nicht aus. 
„Erforderlich“ iſt vielmehr, da andre Verbindungen nicht in Frage ſtehen, 
der Ausgang nach der Wilhelmſtraße. 

Dieſem Ergebniſſe gegenüber kann nicht eingewendet werden, daß die 
Benutzung des Grundſtücks der Beklagten zum Bau und zur Unterhaltung 
von Miethäuſern „der Lage, Kulturart und Umgebung“ nicht entſpreche. 
Der Kläger hat dies ſelbſt nicht behauptet. Es ergibt ſich aber auch ohne wei⸗ 
teres aus dem Vorbringen der Parteien und den in der mündlichen Verhand⸗ 
lung vorgelegten Karten, daß das Grundſtück der Beklagten unmittelbar an 
andre mit Wohnhäuſern bebaute Grundſtücke angrenzt, daß die nur 118 m 
entfernte Wilhelmſtraße eine völlig an⸗ und ausgebaute Straße iſt, durch 
die die elektriſche Bahn führt, daß der Nordbahnhof nahe gelegen iſt, daß 
es ſich alſo um einen Stadtteil handelt, in welchem Häuſer der Art, wie das 
der Beklagten, in erheblicher Zahl ſtehen. Die Benutzung des Grundſtücks 
der Beklagten durch Vermietung eines mehrſtöckigen Miethauſes entſpricht 
daher den örtlichen Verhältniſſen. 

Darnach hat die Beklagte einen Anſpruch darauf, daß der Kläger die 
Benutzung ſeiner Grundſtücke als Notweg zum Grundſtücke der Beklagten 
nach der Wilhelmſtraße hin in der unſtreitigen Breite von 4 m duldet. 

Urteil des OLG. zu Caſſel (2. Sen.) v. 29. Nov. 1915. Neue Bod. 

Gef. w. K. 2 U. 47/15. Mtn. 


91. Beginn des Laufs der Notwegsrente mit der Duldungspflicht. 


(Vgl. 69 Nr. 199 S. 363.) 
BGB. § 917. 


Im Kommentar von RGRäten § 917 BGB. Bem. 13 wird die Anſicht 
vertreten, daß die Rentenpflicht beim Notwege mit der Duldungspflicht be⸗ 
ginne, und nicht erſt, wenn der Notwegberechtigte tatſächlich den Weg be⸗ 
nutzt habe. Dieſer Anſicht iſt der Vorzug zu geben vor der des Ber.⸗Gerichts. 
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Dieſes irrt, wenn es erklärt, es ſei hier doch augenſcheinlich der Fall voraus⸗ 
geſetzt, daß es einer beſonderen Anlegung des Weges nicht bedürfe, wenn 
aber wie hier beſondere Herſtellungsarbeiten erforderlich ſeien, ſo müßten die 
Rentenzahlungen, wie beim Überbau, auf den § 917 BGB. verweiſt, mit 
dem Beginn des Baues anfangen. Die Bezugnahme im Urteil auf Staudinger 
$ 913 Bem. 4 geht fehl, da dort nur vom Überbau geſprochen wird. Wenn 
nach § 917 Abſ. 2 die Vorſchrift des 8 912 Abſ. 2 Satz 2 entſprechende An⸗ 
wendung findet, ſo iſt zu bemerken, daß darnach für die Höhe der Rente die 
Zeit der Grenzüberſchreitung maßgebend ſein ſoll. Während bei einem Bau 
über die Grenze dieſe Zeitbeſtimmung die naturgemäße iſt, trifft dies beim 
Notwege nicht zu. Durchaus folgerichtig erklärt denn auch der Kommentar 
von RGRäten, die entſprechende Anwendung des $ 912 Abſ. 2 Satz 2 ergebe, 
daß für die Höhe der Rente der Zeitpunkt entſcheidend ſei, in dem die Dul⸗ 
dungspflicht entſtanden, d. h. die Notlage vorhanden und das Verlangen ge⸗ 
ſtellt ſei (ſ. auch Mugdan Mater. 3, 601, III Abſ. 2 a. E.). Da mit 
dieſem Augenblick die Wertminderung des Grundſtücks inſofern eintritt, als 
nunmehr die geſetzliche Eigentumsbeſchränkung in die Tat umgeſetzt wird, 
der Eigentümer z. B., der verkaufen will, infolge der dem Kaufluſtigen mit⸗ 
zuteilenden Geltendmachung des Notwegsanſpruchs ſich mit einem geringeren 
Kaufpreiſe begnügen muß, jo erſcheint, mag man nun dem Urteil recht 
begründende oder nur rechterklärende Kraft beimeſſen, das Verlangen ge⸗ 
rechtfertigt, den Rentenlauf mit der Rechtskraft des Urteils, d. h. mit der 
Verkündung des Reviſionsurteils beginnen zu laſſen. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 22. Dez. 1915. V.s Konkurs w. 
Sch. u. Gen. V. 263/15. Ch. 


92. Kann der Hyp.⸗Gläubiger einer Verbauung der Feuerverſicherungs⸗ 
ſumme auf einem anderen Grundſtück widerſprechen, d 


Vgl. 67 Nr. 158. 
BGB. 58 1127 ff.; VerſBG. 88 97 ff. 


Der Kläger iſt Gläubiger einer Hypothek auf dem Grundſtück des Be⸗ 
klagten Nr. 53 B. Zwei Scheunen, die auf dieſem Grundſtück ſtanden, brannten 
ab, die Verſicherungsſumme wurde an den Beklagten gezahlt und dieſer baute 
nunmehr auf dem ihm gleichfalls gehörigen Grundſtück Nr. 105 B eine größere 
Scheune auf. Der Kläger verlangte Wiederaufbau einer neuen Scheune von 
mindeſtens derſelben Größe, demſelben Verhältniſſe und derſelben Bauart 
auf dem Grundſtück Nr. 53 B, oder Zahlung oder Hinterlegung eines dem Wert 
entſprechenden Betrages. — Die Klage wurde abgewieſen aus folgenden 
Gründen: ’ 

„Zweierlei iſt möglich: Entweder die Verſich.⸗Geſellſchaft hat die Verſich.⸗ 
Summe gemäß $ 1130 BGB. an den Beklagten zu Recht bezahlt. Dann hat 
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Kläger keinerlei Anſpruch; die Verſich.-Forderung — nur dieſe haftet nach 
8 1127 BOB. dem Gläubiger — iſt durch die Zahlung erloſchen. Oder die 
Zahlung der Verſich.⸗Summe iſt unter Außerachtlaſſung der Vorſchriften des 
81128 BGB. erfolgt. Dann hätte Kläger allenfalls einen Anſpruch an die 
Verſich.⸗Geſellſchaft, nie aber an den Eigentümer des Grundſtücks (vgl. RG.⸗ 
Entſch. 64, 28). Einen Anſpruch auf Wiederherſtellung gleicher oder ähn⸗ 
licher Gebäude anſtelle der abgebrannten hat der Hyp.⸗Gläubiger ohne wei⸗ 
teres auf Grund der 88 1120 ff. BGB. nicht, ebenſowenig wie er beanſpruchen 
kann, daß der Eigentümer fortgeſchafftes Inventar wieder zurückſchaffe. Er 
kann aber auch nicht etwa Bezahlung oder Hinterlegung eines entſprechenden 
Teiles der Hypothek gegen Löſchung eines gleichen Betrages desſelben ver⸗ 
langen. Ein ſolcher Anſpruch läßt ſich weder aus dem Bürgerl. Geſetzbuch 
noch aus dem Geſetz über den Verſicherungsvertrag v. 30. Mai 1908 88 97ff. 
herleiten, iſt auch weder in der Rechtſprechung noch der Rechtslehre anerkannt. 
Wenn Staudinger (Anm. II 2a zu § 1127 BGB.) ausführt, der Gläubiger 
könne nicht mehr verlangen, als daß ihm die frühere Sicherheit wieder ver⸗ 
ſchafft werde, oder wenn das OLG. Marienwerder (Rſpr. 26, 144) ſagt, der 
Gläubiger könne nicht eine genaue Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes 
verlangen, es genüge die Wiederherſtellung eines die gleiche Sicherheit ge⸗ 
währenden Zuſtandes, fo wird dadurch im Anſchluß an § 1127 Abſ. 2 BGB. 
nur zum Ausdruck gebracht, daß, wenn der Gläubiger einen gleichwertigen 
oder annähernd gleichwertigen Erſatz ſchaffe, der Gläubiger damit zufrieden 
ſein müſſe und daher die Haftung der Forderung gegen den Verſicherer er⸗ 
löſche; es kann daraus aber nicht die Anſicht begründet werden, daß der Hyp.⸗ 
Gläubiger dem Eigentümer gegenüber einen Anſpruch auf Herſtellung eines 
ſolchen Erſatzes habe. Auch die Bemerkung in den Motiven (3, 651): der Real⸗ 
kredit ſei weſentlich dadurch bedingt, daß dem Gläubiger die Sicherheit, welche 
er durch die Eintragung erlange, bis zur Verwirklichung der Hypothek er⸗ 
halten bleibe; um dieſes Ziel zu erreichen, müſſe das Grundſtück nicht bloß 
in ſeinem rechtlichen Beſtande, ſondern auch in ſeinem die Sicherheit be⸗ 
einfluſſenden wirtſchaftlichen Beſtande dem dinglichen Rechte des Gläubigers 
unterworfen werden, — dient nur dazu, die Haftung der Verſich.⸗Forderung 
zu begründen, läßt ſich aber nicht verwerten, um einen Anſpruch des Hyp.⸗ 
Gläubigers auf Herſtellung eines gleichartigen anſtelle eines abgebrannten 
Gebäudes zu rechtfertigen. 

Wie wenig aber das Bürgerl. Geſetzbuch daran gedacht hat, dem Hyp.⸗ 
Gläubiger einen derartigen Anſpruch zuzubilligen, geht einesteils daraus her⸗ 
vor, daß es in Art. 110 EinfG. die Regelung der Frage, wie ſich die Rechts⸗ 
lage geſtalte, wenn zerſtörte Gebäude in andrer Lage wiederhergeſtellt 
werden, der Landesgeſetzgebung überlaſſen hat, anderſeits aber daraus, daß es 
in den §§ 1133. 1134 dem Hyp.⸗Gläubiger gewiſſe Rechte eingeräumt hat, 


wenn eine Verſchlechterung des Grundſtücks und zugleich eine SD der 
Seufferts Archiv 71. 8. Folge d. 16 Heft 4. 
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Hypothek eingetreten oder zu beſorgen iſt. Dieſe Beſtimmungen wären über- 
flüſſig und ſinnlos, wenn dem Hyp.⸗Gläubiger dieſe Rechte ſchon dann zu⸗ 
ſtehen ſollten, falls lediglich eine Verſchlechterung des Grundſtücks und da⸗ 
durch eine geminderte Sicherheit unabhängig von einer Gefährdung der 
Hypothek eintritt. Daß aber die Hypothek irgendwie gefährdet worden ſei, 
hat der Kläger ſelbſt nicht behauptet. Ein Anſpruch des Klägers, welcher 
die Sicherung ſeiner Hypothek zum Zweck hat, wäre alſo nur unter den Vor⸗ 
ausſetzungen und im Umfange der 88 1133. 1134 BGB. begründet, er ent⸗ 
fällt, wenn dieſe Vorausſetzungen, wie hier, nicht vorliegen.“ 

Urteil des OLG. zu Königsberg (2. Sen.) v. 8. Juni 1915. S. w. von 

G. 3 U. 25/15. Th. 


93. Rechtliche Natur des Ausgleichungsanſpruchs der Ehefrau bei 
Überleitung der Errungenſchaftsgemeinſchaft in das geſetzliche Güter— 
recht (bayer. Recht). 

BGB. 88 1546. 1363 ff. 1391. 1418; Bayer. Überg Vorſchr. Art. 83. 94; 
Bayer. LR. Ic. VI §S 22. 32; VI, c. 87, e. 8 8 13. 


Die Ehefrau Kreszenz Bl. lebte mit ihrem Ehemann in dem aus det 
Errungenſchaftsgemeinſchaft des bayer. Landrechts übergeleiteten geſetzlichen 
Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung. Mit der Behauptung, daß 
ihr Mann das gemeinſam erworbene Vermögen vergeude, verlangte ſie eine 
einſtweil. Verfügung. Vom Oberlandesgericht als Beſchwerdeinſtanz wurde 
ihrem Antrage ſtattgegeben, indem dem Ehemanne verboten wurde, ohne 
ihre Zuſtimmung über die bei der Bank auf ſeinen Namen allein hinterlegten 
Wertpapiere und auf ſeinen Namen eingetragene Hypotheken zu verfügen, 
der Bank hiervon Kenntnis gegeben und das Grundbuchamt um die Ein⸗ 
tragung des Verbots erſucht wurde. In tatſächlicher Beziehung wurde die 
Vermögensgefährdung durch den Mann als glaubhaft gemacht erachtet; in 
rechtlicher Hinſicht beſagen die Gründe: 

„Nach Art. 83. 94 ÜbergVorſchr. iſt mit dem 1. Jan. 1900 an die Stelle 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft nach bayer. Landrecht der Güterſtand der 
Verwaltung und Nutznießung nach den Vorſchriften des Bürgerl. Gejeh- 
buchs in Verbindung mit einem Anſpruch auf Ausgleichung des Ehegewinnes 
getreten, der ſelbſt in dem Falle gegeben iſt, daß der überlebende Ehegatte 
nach Art. 84 jenes Geſetzes die im Bürgerl. Geſetzbuch beſtimmte, die geſetz⸗ 
liche Erbfolge ausſchlägt. Der Ausgleichungsanſpruch vertritt den Anteil an 
der Errungenſchaft der aufgehobenen Errungenſchaftsgemeinſchaft und iſt ein 
weſentlicher Beſtandteil des umgewandelten Güterſtandes. Er iſt nach feinem 
Weſen und feinen Wirkungen nichts andres als der ſchon durch die Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft des bayer. LR. begründete geſellſchaftsrechtliche Aus⸗ 
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einanderſetzungsanſpruch (bayer. LR. Ic. VIS 22 n. 3—5, IV c. 8 8 7). Als 
bedingter Anſpruch war dieſer Auseinanderſetzungsanſpruch mit Abſchließung 
der die Errungenſchaftsgemeinſchaft nach bayer. LR. begründenden Ehe oder 
einem nachfolgenden Eintritt dieſes Güterſtandes vorhanden und iſt in dieſer 
Geſtalt in den Ausgleichungsanſpruch des Überleitungsgeſetzes übergegangen. 
Er iſt nur die Ausübung eines ſchon vorhandenen Rechts (vgl. BayObLG. 
n. F. 4, 466; 14, 684 ff.). Als vermögensrechtlicher Anſpruch gehört er zu 
dem Vermögen der Ehefrau, das mit dem Inkrafttreten des BGB. nach 
$ 1463 als eingebrachtes Gut der Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
unterworfen wurde. Ein Fall der in den 88 1366 bis 1370 beſtimmten Vor⸗ 
behaltsgüter liegt hier nicht vor. 

Der Ausgleichungsanſpruch iſt zwar nach Art. 83 ÜbergVorſchr. nicht 
übertragbar; auch nicht übertragbare Rechte können aber, ſelbſt wenn vielleicht 
einzelne nicht Gegenſtand der ehemännlichen Nutznießung werden können 
(vgl. Planck BGB. § 1363 Anm. 4), doch immerhin Beſtandteil des ein⸗ 
gebrachten Gutes fein, wie zur Genüge aus 8 1439 BGB. erhellt. Auch 
aus dem Weſen und dem Zweck des Ausgleichungsanſpruchs darf nichts Gegen⸗ 
teiliges gefolgert werden; insbeſondere läßt ſich nicht einwenden, daß an 
dem Ausgleichungsanſpruch keine Nutznießung möglich iſt, daß er ſich gegen 
den Ehemann ſelbſt richtet und erſt nach der Aufhebung der Nutznießung und 
Verwaltung verwirklicht werden kann; denn auch unverzinsliche Forderungs⸗ 
rechte der Frau gegen den Ehemann, die aus irgendeinem Rechtsgrunde erſt 
mit dem vorgenannten Zeitpunkt fällig werden, haben die Fähigkeit, ein 
gebrachtes Gut der Frau zu werden, weil nach der Vorſchrift des § 1363 BGB. 
grundſätzlich alle Beſtandteile des ehefraulichen Vermögens eingebrachtes Gut 
ſind und ſein können, die nicht als Vorbehaltsgut, ſohin als eine der Aus⸗ 
nahmen des 88 1366-1371 des Geſetzes zu erweiſen find (vgl. Planck Vorbem. 2 
zu § 1363 und Anm. 5 zu § 1363). Wird dann durch das Verhalten des Ehe⸗ 
mannes die Beſorgnis begründet, daß die Rechte der Frau in einer den Aus⸗ 
gleichungsanſpruch erheblich gefährdenden Weiſe verletzt werden, ſo kann die 
Frau nicht nur von ihrem Ehemanne nach $ 1391 Abſ. 1 Sicherheit verlangen, 
ſondern nach 8 14181 auch auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung 
klagen. Dieſes Ergebnis iſt um ſo mehr zu billigen, als ſchon nach bayer. LR. 
le. VI S 32 n. 3—5 und IV. VIII 8 13 n. 5 die Ehefrau berechtigt war, bei 
übler Wirtſchaft des Mannes in Anſehung der Errungenſchaft die Aufhebung 
der Gütergemeinſchaft zu verlangen (BayObLG. a. F. 7, 775; 8, 213; Seuff A. 
45 Nr. 172; E. B. 8, 324). Dieſer Rechtszuſtand mußte als mit der Herüber⸗ 
nahme des Ausgleichungsanſpruchs in das neue Recht aufrechterhalten an⸗ 
geſehen werden, falls nicht ſeine Wirkung erheblich abgeſchwächt werden 
ſollte und nicht auch das neue Recht eine gleiche oder ähnliche Handhabe bieten 
würde, um ungebührlichen wirtſchaftlichen Ausſchreitungen des Ehemannes 
wirkſam entgegenzutreten; denn das Überleitungsrecht gewährt den Aus— 

12* 
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gleichungsanſpruch wie wenn eine Anderung des Güterſtandes nicht ein— 
getreten wäre.“ 
Beſchluß des OLG. München (4. Sen.) v. 31. Mai 1915. Bl. w. Bl. 
Beſchw. R. 285/15. P. 


94. Ein in beſondere amtliche Verwahrung gebrachter Erbvertrag 
darf nicht an die Beteiligten herussgegeben werden (preuß. Recht). 
BGB. 88 2277. 2290, preuß. Ausf G. z. BGB. Art. 81. 89; preuß. FGG. Art. 42. 


Gemäß § 2 FGG. in Verbindung mit § 159 GVG. darf das Erſuchen um 
Rechtshülfe nur abgelehnt werden, wenn dem erſuchten Gerichte die örtliche 
Zuſtändigkeit mangelt oder die vorzunehmende Handlung nach dem Recht 
des erſuchten Gerichts verboten iſt. Die letztere Vorausſetzung iſt hier erfüllt, 
da der gemäß § 2277 BGB. in beſondere amtliche Verwahrung gebrachte 
Erbvertrag, um deſſen Herausgabe an den T. das Amtsgericht R. erſucht 
hat, an die Beteiligten nicht herausgegeben werden darf. 

Nach 8 2256 BGB. gilt ein vor einem Richter oder vor einem Notar 
oder vor dem Gemeindevorſteher (8 2249) errichtetes Teſtament als wider⸗ 
rufen, wenn die in amtliche Verwahrung genommene Urkunde dem Grb- 
laſſer zurückgegeben wird, und der Erblaſſer kann die Rückgabe jederzeit ver- 
langen. Für die Aufhebung eines Erbvertrages iſt dagegen dieſe Form durch 
das Bürgerl. Geſetzbuch nicht zugelaſſen (vgl. 88 2290 ff., 2293). Die Auf- 
hebung geſchieht durch Vertrag oder durch Teſtament oder, ſofern ein ſolcher 
zuläſſig iſt, durch einſeitigen Rücktritt, welcher dem andern Vertragſchließen⸗ 
den gegenüber oder nach deſſen Tode mittels Teſtaments erklärt werden 
muß. Aus dem Bürgerl. Geſetzbuch läßt ſich daher eine Befugnis der Ver— 
tragſchließenden, die Herausgabe des Erbvertrages an ſie ſelbſt zu fordern, 
nicht entnehmen, und es kann vielmehr, da ſich auch in andern Reichsgeſetzen 
eine Beſtimmung dieſes Inhalts nicht findet, höchſtens in Frage kommen, ob 
nach der Landesgeſetzgebung, der durch den § 200 FGG. die nähere Regelung 
der beſonderen amtlichen Verwahrung überlaſſen worden iſt, eine ſolche Rück⸗ 
reichung an die Vertragſchließenden ſelbſt für ſtatthaft erachtet zu werden 
vermag; 

vgl. Komm. von RGRäten z. BGB.? Anm. 7 zu § 2277 und Beſchluß des Kammer⸗ 
gerichts vom 12. Jan. 1905 in RIA. 5, 159 ſowie in KJB. 29, 78 ff. 

Dies iſt aber für das hier in Betracht kommende preuß. Recht zu ver⸗ 
neinen. Denn die Beſtimmungen des letzteren, wonach Erbverträge ebenſo 
wie Teſtamente durch Zurücknahme aus der amtlichen Verwahrung auf⸗ 
gehoben werden konnten (88 565 ff., 623 ALR. I. 12; 88 9. 15 AGO. II. 4) 
ſind durch den Art. 891 AusfG. z. BGB. und den Art. 1441 pr. FGG. ausdrück⸗ 
lich außer Kraft geſetzt worden und es ſind an ihre Stelle die Vorſchriften 
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des Art. 81 pr. AusfG. z. BGB. und des Art. 42 pr. FGG. getreten, deren 
erſtere die Form der Annahme und der Herausgabe regelt, während die letz⸗ 
tere über deren Vorausſetzungen und damit auch über die Frage, an wen die 
Herausgabe zu erfolgen hat, Beſtimmung trifft und in dieſer Beziehung 
gerade die Regel aufſtellt, daß die Urſchrift des gerichtlichen und des nota- 
riellen Protokolls über die Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts in der Ver⸗ 
wahrung des Gerichts oder des Notars bleibt. Daß dieſe Regel da verſagen 
muß, wo das Reichsgeſetz — wie dies in Anſehung der Teſtamente durch 
§ 2256 Abſ. 2 BGB., wonach der Erblaſſer die Rückgabe des Teſtaments 
jederzeit fordern darf, geſchehen iſt — etwas Gegenteiliges angeordnet hat, 
unterliegt keinem Bedenken. Soweit es an einer entgegenſtehenden reichs⸗ 
geſetzlichen Vorſchrift fehlt und auch das Landesgeſetz eine Ausnahme nicht 
zuläßt, muß es dagegen, wie das Kammergericht in dem vorbezeichneten Be— 
ſchluſſe zutreffend ausgeführt hat, bei der Regel verbleiben und darnach darf, 
da eine die Zuläſſigkeit der Herausgabe an die Beteiligten ſelbſt anordnende 
Sondervorſchrift weder reichs⸗ noch landesgeſetzlich getroffen worden iſt, 
eine ſolche Herausgabe als nicht zuläſſig angeſehen und eine Wiederaufhebung 
der beſonderen amtlichen Verwahrung vielmehr nur in der Weiſe als ſtatt— 
haft erachtet werden, daß der Verſchluß geöffnet wird und die Vertragsurkunde 
aus der beſonderen amtlichen Verwahrung in die gewöhnliche amtliche Ver— 
wahrung des Gerichts oder des Notars nunmehr gelangt. 

Das Amtsgericht K. hat daher mit Recht das Erſuchen um Aushändigung 
des Erbvertrages an T. wegen Unzuläſſigkeit einer ſolchen Herausgabe ab- 
gelehnt. 

Beſchluß des OLG. zu Königsberg (1. Sen.) v. 26. Okt. 1915. III 2. 
| Th. 


— 


II. Verfahren. 


95. Heine Fahrläſſigkeit des Rechtsanwalts, wenn er von einer, wenn 
auch beſtrittenen, Anſicht des Reichsgerichts ausging. 
f RAO. § 28; BGB. 8 675. 


Der Hypothek des Klägers ging eine Grundſchuld von 100000 „ vor, 
die aber nur in Höhe von 96460 / ausbezahlt worden war. Für den nicht 
ausbezahlten Teil war eine Pfändung der Grundſchuld erfolgt. Als es ſich 
bei der Zw.⸗Verſteigerung darum handelte, wieviel der Kaufmann Pr., In⸗ 
haber einer nachfolgenden Hypothek, bieten müſſe, damit die Hypothek des 
Klägers gedeckt werde, berechnete der verklagte Rechtsanwalt als Berater des 
Klägers dieſen Betrag in der Weiſe, daß er für die Grundſchuld nur die aug- 
bezahlte Summe anſetzte, indem er annahm, der Reſt werde der in einem 
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Urteil des Reichsgerichts v. 8. März 1905 (Entſch. 60, 251) ausgeſprochenen 
Rechtsauffaſſung entſprechend für die nachfolgenden Gläubiger frei und 
infolgedeſſen dem Kläger zugeteilt werden. Um einen dieſer Berechnung 
entſprechenden Betrag erſteigerte Pr. das Grundſtück. Im Verteilungs⸗ 
verfahren wurde jedoch der auf den Reſt der Grundſchuld treffende Betrag 
dem Pfändungsgläubiger zugeſprochen und dieſe Verteilung wurde im 
Rechtsſtreit beſtätigt, nachdem das Reichsgericht in dem Urteil v. 6. Dez. 
1911 (Entſch. 78, 60. 69) ſeinen früheren Standpunkt aufgegeben und aus⸗ 
geſprochen hatte, daß in einem ſolchen Fall der fragliche Erlösteil an ſich 
dem Grundſchuldgläubiger zuſtehe, auf Grund des mit dieſem abgeſchloſſenen 
Vertrages oder auf Grund des 8 812 BGB. auch von dem Beſteller der 
Grundſchuld in Anſpruch genommen werden möge, nicht aber den nach- 
folgenden Gläubigern zukomme. Der Kläger warf dem Beklagten fahrläſſig 
falſche Beratung vor und verlangte Erſatz ſeines Ausfalls und der Koſten 
von zwei dem Verteilungsverfahren ſich anſchließenden Prozeſſen, zuſammen 
5144,79 . — Die Klage wurde abgewieſen, die Berufung und ebenſo die 
Reviſion des Klägers wurden zurückgewieſen. Aus den Gründen des Rev. 
Urteils: 

„Die Berechnung des Beklagten entſprach der in RGeEntſch. 60, 251 
ausgeſprochenen Rechtsauffaſſung. Daß der Beklagte dieſe Entſcheidung zu— 
grunde legte, kann ihm nicht zum Vorwurf gemacht werden. Wenn ſie auch 
von Schriftſtellern bekämpft wurde und der Beklagte ſelbſt Zweifel an ihrer 
Richtigkeit hatte, ſo durfte er doch erwarten, daß die mit dem Verteilungs⸗ 
verfahren und mit einem Verteilungsſtreit befaßten Gerichte ihr folgen wür⸗ 
den, und brauchte auch nicht damit zu rechnen, daß das Reichsgericht ſelbſt 
ſeine Meinung ändern werde. Da das Reichsgericht entſchieden hatte, läßt 
ſich der Fall auch nicht andern Zweifelsfällen gleichſtellen, in denen der Rechts⸗ 
anwalt damit rechnen muß, daß eine andre als die von ihm angewandte Rechts⸗ 
auffaſſung zur Geltung kommen könne. Durfte der Beklagte aber von der 
Entſcheidung in Bd. 60, 251 ausgehen, dann konnte man es ihm auch 
nicht zumuten, nur um der bloßen Möglichkeit willen, daß der dort aufgeſtellte 
Grundſatz wider Erwarten nicht angewendet oder gar vom Reichsgericht ſelbſt 
wieder aufgegeben werden würde, ſeinem Auftraggeber oder auch nur einem 
Dritten ein höheres Gebot anzuſinnen, als nach der damals maßgebenden Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts nötig war. Es iſt daher unerheblich, ob Pr. auf 
Verlangen auch mehr geboten haben würde, und ob, wie das Ber. Gericht 
annimmt, die Reviſion aber beſtreitet, der Beklagte bei andrer Berechnung 
von ſeinem Standpunkt aus ſogar mit Schadenerſatzanſprüchen hätte rechnen 
müſſen. Da eine Erörterung der Rechtsfrage mit dem Kläger, wie das Ber.- 
Gericht mit Recht hervorhebt, nur theoretiſche Bedeutung gehabt haben würde, 
hat der Beklagte die gebotene Sorgfalt auch dann nicht verletzt, wenn er von 
einer Mitteilung ſeiner rechtlichen Bedenken abſah, und das erforderliche Gebot 
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aus eigener Entſchließung jo berechnete, wie er nach RGeéEntſch. 60, 251 
durfte. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 21. Sept. 1915. J. (Kl.) w. 
L. W. (KG. Berlin). III. 23/15. 


96. Streitwert des Anſpruchs auf Herausgabe eines Gebäudeteils. 
(Vgl. 36 Nr. 295.) 
ZPO. 8 6. 


Das Landgericht geht von der Annahme aus, daß der Kläger mit der 
Klage die Herausgabe des Grundſtücks „Prinz von A.“ in J. gefordert habe 
und daß ſich deshalb die Berechnung des Streitwerts nach dem Wert dieſes 
Grundſtücks zu richten habe. Es legt als Wert des Grundſtücks den Kauf⸗ 
preis zugrunde, den die Parteien in dem zwiſchen ihnen abgeſchloſſenen Kauf⸗ 
vertrage v. 5. Septbr. 1914 für das Grundſtück ſelbſt, ohne das Gaſthofs⸗ 
inventar, vereinbart haben, und ſetzt demgemäß den Wert des Streitgegen⸗ 
ſtandes auf 61000 „ feſt. Demgegenüber macht der Kläger in ſeiner Be⸗ 
ſchwerde, mit der er Feſtſetzung des Streitwerts auf 2000 „ erſtrebt, gel⸗ 
tend, daß für die Wertbemeſſung der jährliche Mietwert der in Frage kom⸗ 
menden Räume maßgebend ſei, der 2000 . betrage. 

Der Standpunkt des Klägers iſt nicht richtig. Die Klage war gerichtet 
auf Verurteilung des Beklagten, „die im Erdgeſchoß und 1. Stockwerk des 
Vordergebäudes befindlichen, dem Betriebe einer Gaſtwirtſchaft dienenden 
Räume des Grundſtücks Prinz von A. dem Kläger zur Verfügung zu ſtellen“, 
und war geſtützt darauf, daß der Kläger Eigentümer des Gaſthofgrundſtücks 
ſei und der Beklagte die betr. Räume ohne Recht inne habe; nachträglich auch 
darauf, daß der Kläger die Räume dem Beklagten auf Grund eines nichtigen 
Kaufvertrages überlaſſen habe und dann vom Kaufvertrage zurückgetreten 
ſei. Der Beklagte hat im Prozeſſe ſein Recht zum Beſitz nicht aus einem Miet⸗ 
vertrage oder einem ähnlichen Rechtsverhältniſſe, ſondern aus dem Kauf⸗ 
vertrage hergeleitet und überdies die Einrede der Argliſt und ein Zurückbehal⸗ 
tungsrecht vorgebracht. Hiernach bildete den Gegenſtand des Rechtsſtreits 
nicht das Beſtehen oder die Dauer eines Pacht⸗ oder Mietverhältniſſes, ſon⸗ 
dern der Beſitz der im Klagantrage aufgeführten Räume. Mithin wird der 
Streitwert nach $6 ZPO. beſtimmt durch den Wert dieſer Räume, näm⸗ 
lich des Erdgeſchoſſes und erſten Stockwerks des Vordergebäudes des Gaſt⸗ 
hofs „Prinz von A.“ in J. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 28. Okt. 1915. 5 C. 161/15. 
Ch. 
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97. Hoſtenlaſt des Beklagten, wenn er die Berühmung aufgibt und 
der Kläger deshalb ſeine Feſtſtellungsklage für erledigt erklärt. 


Vgl. 61 Nr. 21. 
ZPO. 88 91. 256. 


Als der Kläger Th. von den gepachteten Flurſtücken, die mit Hafer beſtellt 
waren, den Hafer mähte, wurde ihm vom Anwalt der beiden Beklagten, die 
Hypotheken an dem Grundſtück beſaßen, die Einbringung des Hafers ver⸗ 
boten. Er klagte gegen die Beklagten auf Feſtſtellung, daß er über den Hafer 
als Eigentümer verfügen dürfe. Im Termin 1. Inſtanz erklärte der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte der Beklagten, daß ſich das Verbot der Wegſchaffung des 
Hafers durch die inzwiſchen erfolgte Anordnung der Zw.⸗Verwaltung des 
Grundſtücks erledigt habe, daß jedoch in dieſer Erklärung ein Anerkenntnis 
der Klaganſprüche nicht liegen ſolle. In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. 
In der Ber.⸗Verhandlung erklärten die Beklagten, daß ſie Anſpruch auf den 
Hafer nicht mehr erhöben. Hierauf gaben die Erben des inzwiſchen verſtor⸗ 
benen urſprünglichen Klägers die Erklärung ab, daß ſie die Hauptſache infolge 
dieſer Erklärung der Gegner für erledigt erachteten und nur noch beantragten, 
den Beklagten die Koſten beider Inſtanzen aufzuerlegen. Dem entſprechend 
wurde erkannt. Aus den Gründen: 


„Daß für den Kläger ein rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen Feſt⸗ 
ſtellung des ſtreitigen Rechtsverhältniſſes bis zu der Erklärung der Beklagten, 
daß ſie Anſpruch auf den Hafer nicht mehr erhöben, gegeben war, bedarf keiner 
weiteren Darlegung. Das Klagebegehren hat ſich aber in der Ber.⸗Inſtanz 
dadurch erledigt, daß die Beklagten erklärt haben, einen Anſpruch auf den 
Hafer nicht mehr erheben zu wollen. Damit entfällt für die Kläger, die Erben 
des Th., jedes Intereſſe auf Anerkennung ihres Verfügungsrechts über den 
Hafer. Lediglich der Widerſpruch der Beklagten hatte den urſprünglichen 
Kläger Th. zur Erhebung der Klage gezwungen, um ſich durch die Verurtei⸗ 
lung der Beklagten ihnen gegenüber die Verfügung zu ermöglichen. 

Die Erledigung der Hauptſache übt verſchiedenen Einfluß auf die Koſten⸗ 
entſcheidung aus, je nachdem ſie durch Zufall eingetreten oder von der ver⸗ 
klagten Partei herbeigeführt worden iſt. Im erſten Fall iſt nach der herr⸗ 
ſchenden Meinung zu prüfen, wer zu der Zeit, als ſich der Streit in der 
Hauptſache erledigte, ſachlich im Unrecht geweſen ſei, und ihm ſind dann die 
Koſten aufzuerlegen. Wenn dagegen die verklagte Partei die Erledigung her— 
beiführt, indem ſie den Klaganſpruch erfüllt oder bei einer Feſtſtellungsklage 
das dieſe rechtfertigende Verhalten, die Berühmung ꝛc. aufgibt, ſo iſt ſie 
unterliegender Teil, indem ſie ſich dem Klageverlangen tatſächlich fügt. Sie 
kann ſich nicht etwa auf den Standpunkt ſtellen, in der Hauptſache wolle ſie, 
jei es der Koſtenerſparnis halber, ſei es zwecks Abkürzung des Prozeſſes, 
ſei es aus einem ſonſtigen Grunde, durch Befriedigung des Klägers nach— 
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geben, aber ſie beharre darauf, daß ſie im Recht geweſen ſei und daß des⸗ 
halb trotz ihres Nachgebens der Kläger in die Koſten verurteilt werden müſſe. 


Im vorliegenden Fall kommt es deshalb für die Koſtenpflicht darauf an, 
ob, wie die Beklagten annehmen, die Klage ſich durch die Einleitung der Zw. 
Verwaltung und die Beſtellung eines Zw.⸗Verwalters erledigt hat und ihnen 
dadurch die Paſſivlegitimation für die Hauptſache genommen worden ſei 
derart, daß ihre Erklärung in der Ber.⸗Verhandlung nur die Folgerung aus 
dieſer Erledigung gezogen habe, oder ob das Gegenteil der Fall war. Die 
Meinung der Beklagten iſt jedoch unzutreffend. Der Anſpruch, den ſie auf 
den Hafer erhoben hatten, fiel nicht in ſich zuſammen durch die Einleitung der 
Zw.⸗Verwaltung. Dieſe hinderte ſie nicht, ihren Widerſpruch gegen eine Ver⸗ 
fügung des urſprünglichen Klägers über den Hafer mit der Wirkung aufrecht- 
zuerhalten, daß dieſer, ſelbſt wenn der Zw.⸗Verwalter fein Recht auf den 
Hafer anerkennen oder zu einer ſolchen Anerkennung verurteilt werden ſollte, 
erſt ihrer Verurteilung bedurfte, um über den Hafer verfügen zu können. 
Hatten ſie es einmal für angezeigt gehalten, gegen eine Verfügung des Klä⸗ 
gers über den Hafer Widerſpruch zu erheben, ſo mußten ſie dieſen auch, wenn 
ſie die Koſtenlaſt nicht auf ſich laden wollten, aufrechterhalten und die Ab⸗ 
weiſung der Klage herbeiführen. Die Selbſtändigkeit des Vorgehens der 
Beklagten und ihrer weiteren Haltung gegenüber dem Anſpruch des Th. 
tritt beſonders ſcharf bei dem Beklagten Sch. hervor, der der Klage noch den 
Einwand der Gläubigeranfechtung entgegengeſetzt hat, alſo einen Rechtsbehelf, 
der dem Zw.⸗Verwalter verſchloſſen war. | 

Hiernach treffen die Beklagten als ſachfälligen Teil die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits (88 91. 100 3P O.).“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 3. Nov. 1915. Th.s Erben (Kl.) 
w. Darl.⸗V. L. u. Gen. 3 0.63/15. —Il. 


98. Die Möglichkeit einer Ausſetzung nach dem Kriegs-Schutz⸗Geſetze 
v. 4. Aug. 1914 rechtfertigt nicht die Ablehnung einer Terminsanſetzung. 


ZPO. $ 247. 261; Kriegs SchutzGeſ. v. 4. Aug. 1914 $ 2. 


Es beſteht kein Rechtsgrund, über die Wortfaſſung des § 2 des Kriegs⸗ 
Schutz⸗Geſetzes v. 4. Auguſt 1914 (RG Bl. von 1914, 329) hinausgehend auch 
bei noch nicht anhängigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten die Anſetzung 
eines Verhandlungstermins abzulehnen und dadurch einen Gläubiger zu 
hindern, eine Rechtshängigkeit ſeines Anſpruchs herbeizuführen, obſchon er 
hieran auch dann ein Intereſſe haben kann, wenn in der Folgezeit die Ab⸗ 
gabe einer Entſcheidung ſo lange dem Richter verboten iſt, wie der Beklagte 
zu den Kriegsteilnehmern gehört. Es war daher ohne Rückſicht auf die Frage, 
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ob demnächſt ein Urteil gegen den Beklagten ergehen darf oder nicht, der 
Beſchwerde ſtattzugeben wie geſchehen. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (Fer.⸗Ziv.⸗Sen.) v. 15. Sept. 1915. R. 
(Kl.) w. M. Bs. III 131/15. B. 


99. Bei ſog. eventueller Klagenhäufung iſt die Erlaſſung eines 
Teilurteils über den Hauptanſpruch unzuläſſig. 
Vgl. 55 Nr. 44. 
. ZPO. $ 301. 


Um den Ausbruch des Konkurſes von der Firma Gebr. F. & A. B. ab- 
zuwenden, trat der Beklagte mit den Gläubigern in Unterhandlungen, die 
nach der Darſtellung der Kläger mit dem Abſchluß eines Vertrages v. 31. Okt. 
1910 endeten, durch welchen der Beklagte die Forderungen in Höhe von 70°, 
kaufte und ſo den Konkurs abwendete. Die Zahlung ſollte in gewiſſen Zeit— 
abſtänden erfolgen und zur Sicherſtellung der Gläubiger ſollte der Beklagte 
ſogleich gute, ſichere Hypotheken zur Höhe von 70% der Forderungen an 
den Rechtsanwalt D. als Treuhänder übergeben. Der Beklagte weigerte 
ſich demnächſt, der letztgenannten Verpflichtung nachzukommen, weil der 
Vertrag nicht zu Recht beſtehe. Die Kläger, die zu den Gläubigern gehörten, 
verlangten mit der Klage in erſter Linie auf Grund jenes Vertrages Ver— 
urteilung des Beklagten zur Hergabe der Hypotheken ſowie Feſtſtellung der 
Rechtsbeſtändigkeit des Vertrages. Für den Fall aber, daß die Klage inſo⸗ 
weit nicht begründet fein ſollte, verlangten fie event. Verurteilung des Be— 
klagten zur Zahlung des vollen Betrages ihrer Forderungen mit der Be— 
gründung, daß der Beklagte tatſächlich Teilhaber der Firma Gebr. F. & A. B. 
geweſen ſei, auch durch einen mit den andern Inhabern der Firma geſchloſ— 
ſenen ſelbſtändigen Vertrag Schulden wie Forderungen der Firma über- 
nommen habe. Der Beklagte beſtritt die Behauptungen der Kläger und 
erhob verſchiedene Einwendungen. — In 1. Inſtanz wurde durch Teilurteil 
die Klage hinſichtlich des Hauptanſpruchs abgewieſen und die Entſcheidung 


über den Eventualantrag weiterer Verhandlung vorbehalten. Das Ber. 


Gericht hob auf und verwies zurück. Gründe: 

„Nach 8 260 ZPO. können mehrere Anſprüche eines Klägers gegen den— 
ſelben Beklagten, auch wenn ſie auf verſchiedenen Gründen beruhen, in Einer 
Klage geltend gemacht werden, wenn für die ſämtlichen Anſprüche das Prozeß— 
gericht zuſtändig und dieſelbe Prozeßart zuläſſig iſt. Nach 8 301 ZPO. kann 
das Gericht, wenn in ſolchem Falle nur der eine der mehreren Anſprüche zur 
Endentſcheidung reif iſt, dieſe durch Teilurteil erlaſſen. 

Im vorliegenden Falle werden mit der Klage von ſämtlichen Klägern 
zwei Anſprüche geltend gemacht. Der eine gründet ſich auf einen Vertrag 
v. 31. Okt. 1910 und richtet ſich auf Verurteilung des Beklagten zur Sicher— 
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ftellung ſowie auf Feſtſtellung der Rechtsbeſtändigkeit des Vertrages. Der. 


andre Anſpruch gründet ſich auf andre Tatſachen, die mit jenem Vertrage 
unſtreitig keinerlei Zuſammenhang haben, und richtet ſich auf Verurteilung 
des Beklagten zur Bezahlung der Forderungen der Kläger. Darnach handelt 
es ſich im vorliegenden Fall zwar um eine Klagenhäufung, jedoch um eine 
ſolche, die die Beſonderheit bietet, daß die verſchiedenen Anſprüche nicht 
ſelbſtändig nebeneinander geltend gemacht werden, ſondern daß der zweite 
Anſpruch nach der ausdrücklichen Erklärung der Kläger nur erhoben ſein ſoll 
für den Fall, daß der erſte Anſpruch nicht für begründet erachtet wird. Der 
zweite Anſpruch iſt alſo nur bedingt geltend gemacht. Eine derartige, dem 
Geſetze an ſich fremde jog. event. Klagenhäufung iſt im Gegenſatz zu der 
Anſicht einer Anzahl von Kommentatoren (vgl. Stein!“ Bem. II. 3 zu $ 260) 
in ſtändiger Rechtſprechung, der der Senat ſich anſchließt, für zuläſſig erachtet 
worden (RGentſch. 77, 120). Es fragt ſich daher, ob die Vorſchrift des § 301 


ZPO. bei ſinngemäßer Auslegung auf den Fall der event. Klagenhäufung 


analog anwendbar iſt. Dieſe Frage war zu verneinen. 

Der Sinn jener Vorſchrift iſt, daß bei Entſcheidungsreife eines rein 
quantitativen Teils des Streitgegenſtandes, der von dem Fortgange des 
übrigen Prozeſſes nicht berührt wird, durch Erlaß eines Teilurteils der Klä— 
rung des Prozeßſtoffs und der ſchnellen Entſcheidung über den ſpruchreifen 
Teil gedient werden ſoll. Bei der event. Klagenhäufung handelt es ſich aber 
bei der Entſcheidung über den Hauptanſpruch nicht um eine ſolche über einen 
quantitativen Teil des Streitgegenſtandes. Haupt- und Eventualanſpruch 
bilden vielmehr ein einheitliches Ganzes (RGeEntſch. 77, 125), ſie ſtehen nicht 
ſelbſtändig, nicht vereinzelt nebeneinander, ſondern greifen ineinander. Der 
Eventualanſpruch iſt bedingt durch das Nichtbeſtehen des Hauptanſpruchs, 
dieſer bedingt mithin jenen. Daraus ergibt ſich, daß die Entſcheidung über 
den Hauptanſpruch ſtets von Wirkung iſt auf das Beſtehen oder Nichtbeſtehen 
des Eventualanſpruchs. Die Erwägungen, die zu der Aufnahme der Vor— 
ſchrift des §S 301 ZPO. geführt haben, paſſen daher nicht auf den hier vor⸗ 
liegenden Fall der nur event. Klagenhäufung. Angeſichts der Einheitlich— 
keit und des Ineinandergreifens von Haupt- und Eventualanſpruch verbietet 
ſich die analoge Ausdehnung jener Geſetzesbeſtimmung. Sie würde auch 
nach Sachlage weder einem praktiſchen Bedürfnis entſprechen, noch für zweck⸗ 
mäßig erachtet werden können, da andernfalls die Möglichkeit nicht von der 
Hand zu weiſen wäre, daß in verſchiedenen Inſtanzenzügen ſowohl dem 


Haupt⸗ wie auch dem Eventualanſpruch entſprochen werden könnte, ein Er⸗ 


gebnis, das dem ausdrücklich erklärten Willen des Klägers zuwiderliefe und 
der Billigkeit widerſpräche. 

War ſonach die obengeſtellte Frage verneinend zu beantworten, ſo war 
das angefochtene Teilurteil prozeſſual unzuläſſig. Dieſer weſentliche Mangel 


des Verfahrens 1. Inſtanz mußte nach Sachlage gemäß § 539 3PO. zur Auf- 
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hebung der landgerichtlichen Entſcheidung und zur Zurückverweiſung führen. 


[2] 


— — — 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 28. Sept. 1915. K. u. Gen. 
(Kl.) w. F. W. U. Bf. III. 126/15 B. 


100. Recht des Handelsmäklers zur Seugnisverweigerung. 


ZPO. § 3843. 


Die Mitglieder des klagenden Vereins find ſatzungmäßig verpflichtet, 
bei Kaufabſchlüſſen mit Nichtmitgliedern einen erheblichen Prozentſatz des 
Kaufpreiſes an die Vereinskaſſe abzuführen. Der klagende Verein berief 
ſich für das Vorliegen ſolchen Abſchluſſes auf das Zeugnis des vermittelnden 
Maklers, der jedoch ſein Zeugnis verweigerte. Die Weigerung wurde in der 
Beſchwerdeinſtanz für berechtigt erklärt. Gründe: 


„Der Zeuge St. iſt Handelsmäkler. Er hat das in Frage kommende 
Geſchäft zwiſchen der Beklagten und ihrem Vertragsgegner vermittelt. Würde 
er gezwungen, die Fragen des landgerichtlichen Beweisbeſchluſſes zu beant— 
worten, ſo würde er damit dem klagenden Verein offenbaren müſſen, wer 
der Vertragsgegner der Beklagten jei und ob dieſer zu den in 83 der Sat- 
zung der Klägerin bezeichneten Perſonen gehöre. Dadurch würde die Be— 
klagte in Gefahr gebracht werden, den in der erwähnten Satzung vorgeſehenen 
Prozentſatz des Verkaufspreiſes an die Klägerin abführen zu müſſen, da— 
durch aber würde wiederum anderſeits auch das geſchäftliche Intereſſe des 
Vertragsgegners der Beklagten in Mitleidenſchaft gezogen werden können. 
Nun ſteht aber der Handelsmäkler in einer Art Treueverhältnis zu den Bar- 
teien des von ihm vermittelten Geſchäfts. Er hat zwar die öffentlich- rechtliche 
Verpflichtung des § 100 HGB., ein Tagebuch, enthaltend alle Einzelheiten 
der vermittelten Geſchäfte, zu führen. Er hat auch die vom Landgericht be— 
regte Offenbarungspflicht des § 101 HGB., dieſe jedoch nur gegenüber den 
Vertragsparteien, nicht gegenüber Dritten. Auch kann zwar das Gericht nach 
§ 102 HGB. in einem Rechtsſtreit der beiden Vertragsteile auch von Amts 
wegen die Vorlegung des Tagebuchs des Mäklers anordnen, jedoch nur be— 
hufs Vergleichs mit der Schlußnota, den Auszügen oder andern Beweis— 
mitteln, nicht aber um darüber hinaus den Inhalt des Tagebuchs zu erfor— 
ſchen und dadurch der beweispflichtigen Partei Material zu verſchaffen (Staub 
BGB. 1, 463 Anm., Abſ. 1 zu 8 102). 

Nach allem würde der Zeuge die Fragen des landgerichtlichen Beweis— 
beſchluſſes nicht beantworten können, ohne ein Gewerbegeheimnis zu offen- 
baren, an deſſen Nichtoffenbarung er nach Sachlage ein erhebliches eigenes 
Geſchäftsintereſſe hat. 
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Der angefochtene Beſchluß war daher aufzuheben und die Zeugnisver⸗ 
weigerung gemäß § 3843 ZPO. für berechtigt zu erklären.“ 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 4. Jan. 1916. Bs. Z. III. 
171/15. B. 


101. Die vom Vollſtreckungsgericht angeordnete Übertragung der 
gepfändeten Sachen auf den Pfändungsgläubiger iſt eine behördliche 
Maßnahme; Wirkung auf Rechte Dritter d 
Vgl. 52 Nr. 211; 62 Nr. 171; 65 Nr. 82. 

ZPO. 8 825; BGB. 8 936. 


Die Eheleute W. waren Mieter des Beklagten; der Mietvertrag war 
vom 25. Januar 1911. Auf Grund von wegen Mietforderungen erſtrittenen 
Urteilen und Koſtenfeſtſetzungs-Beſchlüſſen ließ der Beklagte im Juli und 
Auguſt 1915 Pfändungen in bewegliche Sachen, die ſich in der Wohnung 
der Eheleute W. befanden, vornehmen. Dieſelben Sachen hatte der Kläger 
bereits am 1. und 5. Nov. 1912 pfänden laſſen und in Gemäßheit Beſchluſſes 
des Amtsgerichts H. v. 22. Nov. 1912 hatte am 6. Januar 1913 der Gerichts⸗ 
vollzieher P. das Eigentum der in ſeinem Protokoll aufgeführten Sachen 
zu den Taxpreiſen des Gerichtsvollzieheramts auf den Kläger übertragen. 
— Kläger klagte auf Unzuläſſigkeit der Pfändungen des Beklagten, während 
dieſer geltend machte, daß das Eigentum der Sachen, wenn Kläger es er⸗ 
worben habe, mit ſeinem Vermieterpfandrecht belaſtet geweſen wäre. Die 
Klage wurde abgewieſen. Gründe: 

„Mit Gaupp⸗Stein Bem. 3 zu 8 825 ZPO. ſieht das Ber.⸗Gericht in 
der auf Grund einer Anordnung des Vollſtr.⸗Gerichts gemäß § 825 ZPO. 
erfolgenden Übereignung gepfändeter Mobilien auf den Pfändungsgläubiger 
nicht ein Rechtsgeſchäft des bürgerlichen Rechts, ſondern eine gerichtliche 
Maßnahme, einen behördlichen Akt (vgl. Hanf. OLG. in Seuff A. 65 Nr. 166). 
Das führt aber nicht dazu, ihr eine weitergehende Wirkung beizumeſſen, als 
ſie nach der ihr zugrunde liegenden Anordnung des Vollſtr.⸗Gerichts haben 
ſollte. Das Amtsgericht hat in ſeinem Beſchluſſe v. 22. Nov. 1912 angeordnet, 
daß die fraglichen Pfandſachen zu den Taxpreiſen des Ger.⸗Vollziehers dem 
Gläubiger zu übertragen ſeien, ſoweit nicht Rechte Dritter entgegenſtehen. 
Eine ſolche, der jahrelangen Praxis des Amtsgerichts Hamburg entſprechende 
Einſchränkung widerſpricht keiner zwingenden Vorſchrift des Geſetzes. Es 
blieben alſo dem Eigentum des Gläubigers entgegenſtehende oder einſchrän⸗ 
kende Rechte Dritter erhalten. Ein ſolches Recht war das Vermieterpfand⸗ 
recht des Beklagten, das, ſelbſt wenn die zur Zeit der Übereignung fällig ge⸗ 
weſene Miete bezahlt geweſen ſein ſollte, ſchon damals für den Mietzins des 
laufenden und des folgenden Mietjahrs geltend gemacht werden konnte (§ 559 
Satz 2 BGB.). Daß dieſes Pfandrecht durch Zahlung der Mietzinsbeträge 
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oder in andrer Weiſe in Wegfall gekommen ſei, iſt von keiner Seite behauptet. 
Kläger als Eigentümer der dem Pfandrecht des Beklagten unterliegenden beweg— 
lichen Sachen kann alſo die Geltendmachung des Pfandrechts nicht hindern. 
Die Klage iſt ſomit abzuweiſen. Sie wäre es auch, wenn mit dem OLG. 
Dresden (SeuffA. 62 Nr. 171) und mit Reichel (IheringsJ. 53, 141; vgl. 
auch RG. in SeuffA. 52 Nr. 211) in der Übereignung ein Vorgang des bürger- 
lichen Rechts zu ſehen wäre. Es würden alsdann nach BGB. 8 936 Abſ. 1 
Satz 3, da die Veräußerung im Wege des constitutum possessorium (BGB. 
$ 936) erfolgt iſt, Rechte Dritter erſt erloſchen ſein, wenn der Erwerber auf 
Grund der Veräußerung den Beſitz der Sachen erlangt hätte. Dies iſt nach 
den übereinſtimmenden Erklärungen der Parteien nicht der Fall.“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 20. Dez. 1915. Fr. A. w. 
A. H. Bf. I. 405/15. | Nö. 


102. Ablehnung eines Schiedsrichters wegen Beſorgnis der Befangenheit. 
Vgl. 47 Nr. 57 m. N.; 70 Nr. 74. 
ZPO. 88 1032. 42. 

Zwiſchen der D. Dampfſch.-Geſ. K. und der Firma S. & Co. war eine 
Anzahl gleichartiger Verträge über die Verſchiffung von Salpeter abgeſchloſſen 
worden, in denen für die Entſcheidung von Streitigkeiten aus den Verträgen 
die Zuſtändigkeit eines Schiedsgerichts vorgeſehen war. Als infolge des Krieges 
Meinungsverſchiedenheiten über die Ausführung der Verträge entſtanden, 
wurde die Entſcheidung einem Schiedsgericht übertragen, für das die Firma 
S. & Co. den Schiedsrichter B. ernannte. Das Schiedsgericht entſchied gegen 
die Dampfſch.⸗Geſellſchaft. Als zur Entſcheidung einer zweiten Meinungs— 
verſchiedenheit die Firma S. & Co. wiederum den Schiedsrichter B. ernannte, 
lehnte die Gegenpartei ihn ab, doch wurde das Ablehnungsgeſuch in beiden 
Inſtanzen abgewieſen, vom Beſchwerdegericht mit folgenden Gründen: 

„Dem Landgericht iſt darin beizuſtimmen, daß eine Ablehnung des 
Schiedsrichters B. nicht lediglich aus dem Grunde wegen Beſorgnis der Be— 
fangenheit erfolgen kann, weil dieſer in einer gleichliegenden Sache eine 
Rechtsanſicht zum Ausdruck gebracht hat, die der Antragſtellerin ungünſtig 
iſt. Allerdings iſt die Ablehnung eines Schiedsrichters nicht allein davon 
abhängig, daß das wirkliche Bewußtſein einer Parteilichkeit zu erſehen iſt, 
vielmehr genügt das Vorliegen eines Grundes, der nach der perſönlichen An— 
ſchauung des Ablehnenden geeignet iſt, Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit 
des Schiedsrichters zu rechtfertigen. Aber dabei darf ſich der Richter nicht 
mit einem rein perſönlichen Mißtrauen dieſer Partei genügen laſſen, viel— 
mehr nur dann die Ablehnung als berechtigt anerkennen, wenn Tatſachen 
vorliegen, die in den Augen eines vernünftig denkenden Menſchen geeignet 
ſind, Mißtrauen bezüglich der Unparteilichkeit des Schiedsrichters zu erregen, 
die alſo ſachlich dieſes Mißtrauen rechtfertigen und nicht nur in dem Glauben 
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der ablehnenden Partei wurzeln. Dazu genügt aber nach allgemein aner⸗ 
kannter Rechtſprechung (vgl. die Entſcheidung des bayer. Oberſten LG. in 
Seuff A. 70 Nr. 74) nicht die Tatfache, daß ein Richter in früheren Prozeſſen 
bereits einmal gegen die ablehnende Partei entſchieden hat. — — — 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 30. Okt. 1915. Deutſche 
Dampfſch.⸗Geſ. K. w. S. & Co. Bs. VI. 138/15. Nö. 


103. Vereinbarung eines ausländiſchen Schiedsgerichts; welches 
Gericht iſt für die Ernennung der Schiedsrichter zuſtändig und nach 
welchem Recht haben dieſe zu entſcheidend 
Vgl. 65 Nr. 1. 
3PO. 88 1045. 1025. 

In einem Frachtvertrage zwiſchen einer norwegiſchen und einer deut— 
ſchen Firma war beſtimmt, daß event. ein Schiedsgericht aus zwei in Chriſtiania 
anſäſſigen Kaufleuten zuſammentreten ſolle, wovon jede Partei einen zu be⸗ 
ſtellen habe. Nach Eintritt eines Streitfalls weigerte die deutſche Firma ſich, 
ſich auf das Schiedsgericht einzulaſſen, ernannte auf alle Fälle einen Roſtocker 
Kaufmann zum Schiedsrichter, und berief fi) u. a. auf das Ausländermora⸗ 
torium. Der Antrag der norwegiſchen Firma, das Landgericht zu Roſtock, dem 
Wohnſitz der verklagten Firma, möge einen Schiedsrichter ernennen, wurde 
abgelehnt; in 2. Inſtanz aus folgenden Gründen: 

„In dem Frachtvertrage, der den vertraglichen Beziehungen der Parteien 
zugrunde liegt, iſt über den Erfüllungsort weiter nichts beſtimmt als daß 
beſtimmte Zahlungen in Chriſtiania erfolgen ſollen. Über das Schiedsgericht, 
welches wegen etwaiger auf Grund des Vertrages entſtehender Streitig 
keiten entſcheiden ſoll, iſt aber gejagt, daß es aus zwei Kaufleuten in Chri⸗ 
ſtiania beſtehen ſoll. Hieraus iſt zu entnehmen, daß das Schiedsgericht in 
Chriſtiania oder doch überhaupt in Norwegen ſeinen Sitz haben ſoll. Es 
beſteht zwar die Möglichkeit, daß die in Chriſtiania anſäſſigen Geſchäftsleute 
bei einem zufälligen Zuſammentreffen außerhalb Norwegens ihren Schieds⸗ 
ſpruch abgeben oder ſich beſonders zu dieſem Zweck ins Ausland begeben, 
etwa an den derzeitigen Liegeplatz des Schiffes. Aber derartige Möglich⸗ 
keiten liegen ſo fern, daß ſie offenbar von den Vertragsparteien nicht ins 
Auge gefaßt worden ſind und auch jetzt nicht zu berückſichtigen ſind. 

Wenn ſomit nach dem Willen der Parteien das Schiedsgericht aus in 
Chriſtiania anſäſſigen Kaufleuten beſtehen und in Chriſtiania ſeinen Sitz haben 
ſoll, ſo iſt daraus der weitere Schluß zu ziehen, daß auf das Verfahren nor⸗ 
wegiſches Recht Anwendung finden ſoll (vgl. Kohler in Gruchots Beitr. 
31, 490). Die Parteien können nicht erwarten, daß die Schiedsrichter die 
Prozeßvorſchriften eines für ſie fremden Rechts kennen und darnach ver⸗ 
fahren. Hieraus folgt, daß norwegiſches Recht auch anzuwenden iſt bezüg⸗ 
lich der Frage, ob und unter welchen Umſtänden das ſtaatliche Gericht anſtelle 
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einer Partei einen Schiedsrichter zu ernennen habe; desgleichen welches Ge⸗ 
richt dafür zuſtändig iſt. Es ergibt ſich aber auch die weitere Folge, daß für 
die Ernennung überhaupt nur norwegiſche Gerichte in Frage kommen können. 
Die Annahme, daß für die den Staatsgerichten obliegenden Hülfshandlungen 
bei norwegiſchen Schiedsgerichten deutſche Gerichte berufen ſeien, müßte zu 
Unzuträglichkeiten führen, zumal wenn man berückſichtigt, daß nach 8 1047 
ZPO. das zuerſt angerufene deutſche Gericht auch weiterhin für alle gericht— 
lichen Handlungen zuſtändig bleiben würde. So wird denn auch von 
Wadlinger ZwVollſtreckung ausländiſcher Schiedsſprüche 36—40; Kohler a. a. O. 493; 
von Bar Internat. Privatr.? 2, 538 ff., 
die Mitwirkung der im Staate des Sitzes des Schiedsgerichts beſtehenden Ge— 
richte ohne weiteres vorausgeſetzt. Da ſomit die Ernennung eines Schieds- 
richters für die Antragsgegnerin durch ein norwegiſches Gericht, nicht aber 
durch das Landgericht zu Roſtock, welches an ſich für die Entſcheidung nach 
§ 1045 ZPO. zuſtändig iſt, zu erfolgen hat, fo iſt der geſtellte Antrag im Er- 
gebnis mit Recht zurückgewieſen worden. 

Die in der Beſchwerde ausgeſprochene Befürchtung, daß der Antragſteller 
bei Nichtgewährung ſeines Antrages rechtlos werden könnte, iſt nicht ſtichhaltig. 
Er hat ſich mit dem Antrage an das zuſtändige norwegiſche Gericht zu wenden, 
und wenn dieſes einen Schiedsrichter ernannt und das Schiedsgericht ſeine 
Entſcheidung gefällt hat, ſo kann der Antragſteller, falls der Antragsgegner 
nicht freiwillig einer gegen ihn etwa ergehenden Verurteilung Genüge leiſtet, 
zwar nicht ein Vollſtr.-Urteil aus § 1042 ZPO. erlangen, wohl aber eine 
Klage auf Erfüllung des Schiedsſpruchs gemäß den vom Reichsgericht in 
RGeEntſch. 30, 368 ff. dargelegten Grundſätzen erheben. Dabei iſt dann von 
dem deutſchen Gericht nur zu prüfen, ob der Schiedsſpruch nach norwegiſchem 
Recht ordnungmäßig ergangen iſt. Dieſer Weg iſt allerdings nicht gangbar, 
wenn das norwegiſche Recht eine gerichtliche Ernennung von Schiedsrichtern 
garnicht kennt. In dieſem Fall aber wird die Schiedsgerichtsklauſel durch 
die Weigerung, einen in Chriſtiania anſäſſigen Kaufmann, deſſen Staats- 
angehörigkeit übrigens gleichgültig ſein würde, zu ernennen, hinfällig, und 
einer Klage aus dem Vertrage kann dann der Antragsgegner den Ein wand 
des Schiedsgerichts nicht mehr entgegenſetzen. Zu bemerken iſt dabei noch, 
daß die Zuläſſigkeit der Erfüllungsklage wie der Vertragsklage davon ab— 
hängt, ob in dem Zeitpunkt ihrer Erhebung noch die Beſtimmungen der Be— 
kanntm. v. 7. Auguſt 1914 über die Geltendmachung von Anſprüchen von 
im Auslande wohnenden Perſonen gelten, während ſie für das Schieds⸗ 
verfahren auch dann nicht in Betracht kommen würden, wenn darauf deut⸗ 
ſches Recht Anwendung fände.“ 

Beſchluß des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 28. Sept. 1915. Fr. w. W. 
23a. S. A. 1. 15. Kn. 


I. Bürgerliches Recht. 


104. Wohnſitz; der in Kriegszeiten zum Dienſt einberufene Land— 
ſturmmann dient nur zur Erfüllung der Wehrpflicht. 
BGB. § 9; RMIIG. 8 38; ZPO. $ 13. 


Der Beſchwerdeführerin war unter Aufhebung des landgerichtlichen Be— 
ſchluſſes das Armenrecht für den von ihr anhängig zu machenden Scheidungs⸗ 
prozeß zu bewilligen, da auch die Zuſtändigkeit des angegangenen Gerichts 
nach 8 606 Abſ. 1 ZPO. gegeben iſt. 

Nach § 13 ZPO. wird der allgemeine Gerichtsſtand einer Perſon durch 
den Wohnſitz und nach 816 ZPO. in Ermangelung eines ſolchen durch den 
Aufenthaltsort beſtimmt. Der Wohnſitz wird gemäß §7 BGB. durch ſtän⸗ 
dige Niederlaſſung begründet und durch Aufhebung der Niederlaſſung mit 
dem Willen ſie aufzugeben aufgehoben. Die ſtändige Niederlaſſung erfordert 
den Willen, den Ort bleibend zum Mittelpunkt der Lebensverhältniſſe zu 
machen. Das Beſchwerdegericht iſt der Anſchauung, daß der Ehemann Z. 
— abgeſehen von den unten folgenden Erörterungen — ſeinen Wohnſitz in 
München nicht aufgegeben hat; der Gerichtsſtand des 8 16 ZPO. bleibt des⸗ 
halb außer Betracht. 

Nach § 9. Abſ. 1 BGB. hat eine Militärperſon ihren Wohnſitz am Gar- 
niſonorte; dieſer iſt unabhängig von ihrem Willen ihr Niederlaſſungs⸗, nicht 
nur Aufenthaltsort. Dieſe Ausnahme in der Wohnſitzbeſtimmung des 8 7 
BOB. findet aber keine Anwendung auf Militärperſonen, „die nur zur Er⸗ 
füllung der Wehrpflicht dienen“ (§ I Abſ. 2 BGB.). Nach Anſchauung des 
Beſchwerdegerichts trifft dies für den Ehemann Z., der zurzeit Landſturm⸗ 
mann in Hannover iſt, zu, jo daß für die Beſtimmung ſeines Wohnſitzes nicht 
89 Abſ. 1, ſondern 87 BGB. maßgebend iſt. 

Der § 38 MMilG. v. 2. Mai 1874 (RGBl. 45) beſtimmt nicht, welche 
Militärperſonen zur Erfüllung ihrer Wehrpflicht dienen, ſondern lediglich, 
welche Militärperſonen zum aktiven Heere gehören. Hiernach gehört Z. als 
zum aktiven Dienſt einberufener Landſturmmann nach $38B zum aktiven 
Heere; er wird — weil in Kriegszeiten einberufen — den im Frieden aus- 
gehobenen Rekruten (8 38A Nr. 3) bezüglich „der Dienſtpflicht 10 aktiven 
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Heere“ gleichgeſtellt (8 109 Wehr O.). Dies ſchließt aber nicht aus, daß er 
zur Erfüllung ſeiner Wehrpflicht dient. Im Gegenteil: die Ableiſtung der 
Dienſtpflicht im aktiven Heere bildet lediglich eine beſtimmte Art der Erfül— 
lung der Wehrpflicht, die in die Dienſtpflicht — dieſe wiederum in die Dienſt— 
pflicht im ſtehenden Heere, die Landwehrpflicht ꝛc. — und in die Landſturm— 
pflicht zerfällt (Sd 4. 5 Wehr O.). Die Landſturmpflicht wird durch den Auf— 
ruf der Landſturmpflichtigen zum aktiven Dienſt in Kriegszeiten zur Dienſt— 
pflicht. Den Gegenſatz zu der Militärperſon, die nur zur Erfüllung der Wehr— 
pflicht dient, bildet im Frieden und im Kriege der Berufsſoldat. Ebenſo wie 
der ausgehobene Rekrut, der ſeine Dienſtpflicht im aktiven Heere ableiſtet, 
nur zur Erfüllung ſeiner Wehrpflicht dient, tut dies auch der in Kriegszeiten 
zum aktiven Dienſt aufgerufene und deshalb zum aktiven Heere gehörige Land— 
ſturmmann; beide erfüllen nur ihre Wehrpflicht — Dienſtpflicht und Land— 
ſturmpflicht — und beide ſtehen denjenigen Militärperſonen gegenüber, die 
nicht oder wenigſtens nicht nur zur Erfüllung ihrer Wehrpflicht dienen und 
die mit der Bezeichnung der „Berufsſoldaten“ zuſammengefaßt werden können. 

Die im Komm. von RGRäten zu 89 BGB. vertretene Annahme eines 
geſetzlichen Wohnſitzes für alle in $ 388 aufgeführten Militärperſonen beruht 
auf der Gleichſtellung der Zugehörigkeit zum aktiven Heere mit der Eigen— 
ſchaft des Berufsſoldaten; dieſe wird durch die Teilung der Klaſſen in 8 38 
ſelbſt in Berufsſoldaten (Nr. 1 und 2) und in ausgehobene Rekruten (Nr. 3) 
widerlegt. — — — 

Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 25. Jan. 1916; Z. w. Z. 
Beſchw.-Reg. 23/16. F—2. 


105. Die zur Verarbeitung beſtimmten Rohſtoffe“* find nicht Zubehör 
des Fabrikgrundſtücks (anders Kohlen und Baumittel**). 
Vgl. 65 Nr. 157. — Vgl. 69 Nr. 230 m. N. 
BGB. 88 97ff. 

Die Klägerin wollte mit dem ihr in der Zw.⸗Verſteigerung zugeſchlagenen 
Fabrikgrundſtück des L., auf welchem kunſtgewerbliche Möbel hergeſtellt wur— 
den, ohne weiteres auch die zu ſolcher Verarbeitung beſtimmten Hölzer er— 
worben haben, die teils auf dieſem Grundſtück ſelbſt, teils auf gemieteten 
Plätzen lagerten. Sie klagte gegen die W. Vereinsbank, der L. ſeine Holz— 
vorräte zur Sicherung übereignet hatte, auf Duldung der Wegnahme. Die 
1. Inſtanz erkannte dieſen Anſpruch bezüglich der auf dem Fabrikgrundſtück 
ſelbſt lagernden Hölzer an. In 2. Inſtanz wurde die Klage im ganzen Um— 
fange abgewieſen. Die Reviſion der Klägerin wurde zurückgewieſen. — Aus 
den Gründen: 

„— — — Dem Ber. Richter tft darin beizutreten, daß die Holzvorräte 
deswegen nicht Zubehör der Möbelfabrik ſind, weil ſie nicht dazu beſtimmt 
ſind, dem wirtſchaftlichen Zweck der Fabrik als der Hauptſache zu dienen. 
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Zwar kann eine Fabrik, die, wie eine Möbelfabrik, darauf eingerichtet 
iſt, aus beſtimmten Rohſtoffen in den Verkehr zu bringende Fabrikwaren 
herzuſtellen, ihre Zweckbeſtimmung nicht erfüllen, wenn ihr nicht Rohſtoffe 
der betreffenden Art zur Verarbeitung zugeführt werden. Aber die Roh— 
ſtoffe dienen nicht dem wirtſchaftlichen Zweck der Fabrik als der Hauptſache. 
Begrifflich „dient“ eine Sache einer anderen als der „Hauptſache“, wenn 
ſie dieſer als Hülfsſache untergeordnet iſt, wenn ſie zu der Hauptſache im 
Abhängigkeitsverhältnis ſteht. Die Rohſtoffe aber ſind nicht der Fabrikſache 
als Hülfsſachen untergeordnet. Vielmehr ſtehen ſie und die Fabrikſache hin⸗ 
ſichtlich der Selbſtändigkeit als gleichwertig und gleichwichtig zu achtende, 
voneinander unabhängige Sachen ſich gegenüber. Allerdings ſollen aus ihnen 
dadurch, daß fie im Betriebe der Fabrik umgearbeitet oder verarbeitet wer⸗ 
den, Fabrikwaren hergeſtellt werden. Aber daraus folgt nur, daß, wie die 
Fabrikſache ihrer, ſo ſie der Fabrikſache bedürfen, um der Zweckbeſtimmung 
zugeführt zu werden. Daher ſind Vorräte an Rohſtoffen, die auf ein Fabrik— 
grundſtück gebracht worden ſind, um im Betriebe der Fabrik zu Fabrikwaren 
umgearbeitet oder verarbeitet zu werden, nicht dem wirtſchaftlichen Zwecke 
der Fabrikſache als der „Hauptſache“ zu „dienen“ beſtimmt. Für die Rich⸗ 
tigkeit dieſer Rechtsauffaſſung ſpricht weſentlich, daß § 98 Nr. 1 BGB. bei 
einem für einen gewerblichen Betrieb dauernd eingerichteten Gebäude, ins⸗ 
beſondere bei einer Fabrik, als dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache 
zu dienen beſtimmt nur die zu dem Betriebe beſtimmten Maſchinen und ſon⸗ 
ſtigen Gerätſchaften erklärt, nicht auch Vorräte an Rohſtoffen, die im Be⸗ 
triebe umgearbeitet oder verarbeitet werden ſollen. Der 1. Entwurf z. BGB. 
enthielt im $ 791, wenn auch in andrer Faſſung, jo doch dem Inhalt nach 
eine gleiche Vorſchrift. Nach den Motiven (3, 66) ſollte gegenüber der in 
Gebieten des gemeinen Rechts verbreiteten Anſchauung, daß bei einem zum 
Betriebe eines Gewerbes eingerichteten Gebäude das Inventar regelmäßig nicht 
den Zwecken des Grundſtücks, ſondern nur den perſönlichen Zwecken des Beſitzers 
diene, im Anſchluß an neuere Geſetzbücher, namentlich an die 88 48 bis 102 
preuß. ALR. I. 2 klargeſtellt werden, daß zu dem Zubehör eines zu einem ge⸗ 
werblichen Zweck auf die Dauer eingerichteten Gebäudes, insbeſondere einer 
Fabrik, auch die dem gewerblichen Zweck dienenden Maſchinen und ſonſtigen 
Gerätſchaften gehörten. Das preuß. ALR. aber beſtimmte im 8 931.2: 

Zu den Pertinenzſtücken einer Fabrik werden nur die zu deren Betrieb beſtimmten Gerät⸗ 
ſchaften, nicht aber die vorrätigen Materialien, oder in der Arbeit befindlichen 
und noch weniger die bereits verarbeiteten Sachen gerechnet. 

Hätte man ſich hierzu bezüglich der vorrätigen Materialien, d. i. der Vorräte 
an Rohſtoffen, die im Betriebe einer Fabrik verarbeitet werden ſollen, in 
Gegenſatz ſtellen und dieſe Sachen ebenfalls als Zubehör einer Fabrik an- 
geſehen wiſſen wollen, ſo hätte es nahe gelegen, dies im sehe zum Aus⸗ 


druck zu bringen. 
13* 
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Demnach ſind die auf einem Fabrikgrundſtück lagernden Vorräte an 
Rohſtoffen nicht als Zubehör der Fabrik zu erachten. Anders verhält es ſich 
mit Kohlenvorräten, die das Reichsgericht (Entſch. 77, 36) als Fabrikzubehör 
erklärt hat. Solche Vorräte ſind dazu beſtimmt, als Hülfsſachen dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Zweck der Fabrilſache als der Hauptſache zu dienen; denn die 
lagernden Kohlen haben die Beſtimmung, durch ihre Verwendung zur Feue⸗ 
rung der Maſchinen als Hülfsmittel des Betriebes den wirtſchaftlichen Zweck 
der Fabrikſache zu fördern. Anders verhält es ſich auch mit der ſog. Material⸗ 
reſerve für eine Fabrik ſowie mit den auf einem Baugrundſtück lagernden 
Baumittelſtücken. Die vom erkennenden Senat (Entſch. 66, 356) als Zubehör 
der Fabrik erklärte Materialreſerve iſt dem wirtſchaftlichen Zweck der Fabrik als 
der Hauptſache zu dienen beſtimmt, indem ſie als Hülfsſache durch Verwendung 
zur Ausbeſſerung oder zum Erſatz abgenutzter Teile die Fabrik betriebsfähig 
erhalten ſoll. Die Baumittelſtücke ferner, die ebenfalls vom erkennenden 
Senat (Entſch. 84, 284 und SeuffA. 69 Nr. 230) als Zubehör des Baugrund— 
ſtücks erklärt worden ſind, haben die Beſtimmung, dem wirtſchaftlichen Zweck 
des Baugrundſtücks, das durch Bebauung nutzbar gemacht werden ſoll, als 
Hülfsſachen zur Ermöglichung der Bauausführung zu dienen. — — — 

Hiernach ſind die ſtreitigen Holzvorräte, als die Klägerin das zur Möbel— 
fabrikation eingerichtete Grundſtück zugeſchlagen erhielt, nicht Zubehör der 
Möbelfabrik geweſen und hat ſie daher die Klägerin nicht gemäß §§ 20. 55. 90 
3 G., 81120 BGB. durch den Zuſchlag zum Eigentum erworben. 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 17. März 1915. St. & F. (Kl.) 

w. W. V. (OLG. Stuttgart). V. 487/14. Auch in RGeEntſch. 86 Nr. 80 

S. 326. 


106. Auslegungspflicht des Richters bei einem mehrdeutigen Vertrage. 


Vgl. 66 Nr. 3. 
BGB. $$ 157. 133. 


Die Parteien, zwei Zementfirmen, ſchloſſen am 2. Juni 1910 einen 
Kartellvertrag, der in 87 Abſ. 3 beſtimmte: 

„Die Fabrik B. (die Beklagte) nimmt .. . ab 1. Januar 1911 im 
Verhältnis ihres Kontingents zu demjenigen des Geſamtkontingents 
der Verkaufsſtelle (der Klägerin) teil an den Aufwendungen, welche 
die letztere von dieſem Zeitpunkt an zur Verhinderung von Neugrün- 
dungen oder zur Hebung des Zementabſatzes im Gebiet der Verkaufs— 
ſtelle macht.“ 


Im März 1912 klagte die Klägerin gegen die Beklagte aus dem Ver⸗ 
trage auf Zahlung von 75262,98 . Davon forderte ſie 10773, 98 „ als 
nach §7 Abſ. 3 für das Jahr 1911 geſchuldeten Betrag. Der Rechtsſtreit 


— 
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wurde durch einen außergerichtlichen Vergleich erledigt; die Vergleichsſumme 
hat die Beklagte gezahlt. Für das Jahr 1912 forderte die Klägerin auf Grund 
von §7 Abſ. 3 des Vertrags 14676,87 . Die Beklagte zahlte 5385,68 46; 
die Zahlung des Reſtes verweigerte ſie mit der Behauptung, daß die in Be⸗ 
tracht kommenden Aufwendungen keine ſolchen ſeien, an denen fie bei rich⸗ 
tiger Vertragsauslegung teilzunehmen habe. Die Klägerin klagte darauf auf 
Zahlung der weiteren 9291,19 % nebſt Zinſen. Die Beklagte erhob Wider⸗ 
klage auf Rückerſtattung des in der Vergleichsſumme enthaltenen Betrags von 
10371,21 „ nebſt Zinſen; fie machte geltend, daß fie dieſen Betrag, der fie 
bei richtiger Auslegung des Vertrags nicht berühre, ohne rechtlichen Grund 
gezahlt habe. — Das Landgericht gab der Klage ſtatt, die Widerklage wies 
es ab. Auf Berufung der Beklagten wies das Oberlandesgericht die Klage 
ab, während es bezüglich der Widerklage die abweiſende Entſcheidung des 
Landgerichts aufrechterhielt. Auf die Reviſion der Klägerin wurde die Ab⸗ 
weiſung der Klage aufgehoben und inſoweit zurückverwieſen; die Anſchluß⸗ 
reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der Streit der Parteien bewegt ſich nur um die Frage, wie in $ 7 
Abſ. 3 des Vertrags v. 2. Juni 1910 die Beſtimmung auszulegen iſt, daß 
die Beklagte teilzunehmen habe an den Aufwendungen, welche die Klägerin 
„zur Hebung des Zementabſatzes“ in ihrem Gebiete macht. Die Beklagte 
will die Beſtimmung in dem beſchränkten Sinne verſtanden wiſſen, daß ſie 
nur Bezug habe auf Aufwendungen, die gemacht würden zur Steigerung 
des Zementverbrauchs in den überhaupt für die Abnahme in Betracht kom— 
menden Kreiſen. Dagegen fallen nach der Anſicht der Klägerin unter die 
Beſtimmung auch Aufwendungen, die gemacht werden, um den Abſatz der 
beteiligten Fabriken zu fteigern, insbeſondere die an Konkurrenzfabriken ge— 
zahlten Abfindungen, um die es ſich hier hauptſächlich handelt. Das Ber. 
Gericht tritt dem 1. Richter darin bei, daß die Faſſung des Vertrags ſprach— 
lich beide Auslegungen zulaſſe. Weiter iſt es der Meinung, die Klägerin habe, 
ſoweit ſie aus der mehrdeutigen Beſtimmung Rechte für ſich ableiten wolle, 
den Beweis zu erbringen, entweder, daß die Parteien über ihre Auslegung 
beim Vertragsabſchluß einig geweſen ſeien oder, daß ihre Auslegung nach 
Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte geboten ſei. Hiervon 
ausgehend legt es dar, daß der Zweck und Zuſammenhang der geſamten 
Vertragsbedingungen zu der Auslegung der Klägerin „nicht nötige“, daß 
die Ausſagen des über den Sinn des Vereinbarten vernommenen Zeugen 
Sch. „keineswegs ſchlüſſig“ ſeien, daß das an ſich für die Auffaſſung der Klä— 
gerin ſprechende frühere Verhalten der Beklagten „einen ſicheren Schluß“ 
nicht zulaſſe. Auf dieſe Beweiswürdigung hin weiſt es die Klage ab. Um⸗ 
gekehrt iſt es bei der Widerklage, die den Parteien Anlaß zu demſelben Streit 
über den Sinn des Vertrags gegeben hat, der Anſicht, daß die Beklagte die 
Richtigkeit ihrer Auslegung zu beweiſen habe. 
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Dieſe Behandlung iſt grundſätzlich verfehlt. Von einer Beweislaſt kann 
bei der Auslegung von Vertragsurkunden nur in dem Sinne die Rede ſein, 
daß eine Partei, die einen beſtimmten Vertragsinhalt behauptet und zur 
Unterſtützung ihrer Behauptung außerhalb der Urkunde liegende Tatſachen 
anführt, im Beſtreitungsfall den Beweis für dieſe Tatſachen zu erbringen 
hat. Die Auslegung ſelbſt iſt eine unter Beachtung von §§ 133. 157 BGB. 
zu erfüllende Aufgabe des Richters, die an ſich mit Beweisführung und Be— 
weiswürdigung nichts zu tun hat. Gleichzeitig iſt ſie eine Aufgabe, der ſich 
der Richter in der Weiſe zu unterziehen hat, daß er zu einem beſtimmten Er- 
gebniſſe kommt, das gleichmäßig für alle Vertragsparteien gilt. Denn eine 
Vertragsbeſtimmung kann, wenn ſie überhaupt wirkſam ſein ſoll, immer nur 
Einen richtigen Sinn haben. Die danach dem Richter obliegende Aufgabe 
hat das Ber.⸗Gericht, das den Vertrag überhaupt nicht auslegt, ſondern ſich 
auf die Würdigung einzelner Beweiſe und beweiserheblicher Tatſachen be— 
ſchränkt, verkannt. Auf dieſem Mangel beruht aber auch bezüglich der Klage 
die Entſcheidung, weil inſoweit die Abweiſung nur im Hinblick auf den den 
Anſpruch der Klägerin nicht rechtfertigenden ſtreitigen Vertragsinhalt erfolgt iſt. 

Anders liegt die Sache bei der Widerklage. Das Ber.-Gericht befindet 
ſich zwar hier in dem gleichen Irrtum über die Auslegung wie bei dem zur 
Klage von ihm Ausgeführten, aber darauf beruht hier die Entſcheidung nicht. 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 23. April 1915. Südd. Zem.⸗ 

Verk.⸗Stelle (Kl.) w. Portl.⸗Zem.⸗Werk B. (OLG. Stuttgart). II. 

25/15. 


107. Auslegung der Verabredung, daß die Lieferzeit verlängert werde 
wenn rechtzeitige Lieferung wegen Krieges unmöglich ſei. 


Vgl. 45 Nr. 176; 54 Nr. 81; 57 Nr. 236; 68 Nr. 119. 
BGB. §§ 275. 157. 


Der Beklagte hatte dem Kläger laut Schlußbrief v. 6. Mai 1914 ungefähr 
150 Tonnen guten, geſunden Donau-Mais, lieferbar von Mitte Juni bis Ende 
Oktober, zum Preiſe von 143 % die Tonne verkauft. Der Schlußbrief ent— 
hielt die Abrede: 

Falls die rechtzeitige Lieferung durch Blockade, Krieg, Streik, Ausfuhrverbot, Waggon— 
mangel oder außerge wöhnlichen Waſſerſtand, ſowie ſonſtige elementare Ereigniſſe un— 
möglich iſt, wird die Lieferzeit für den noch unerledigten Teil des Kontraktes bis nach 
Aufhebung des Hinderniſſes prolongiert. 


Achtzig Tonnen wurden geliefert. Wegen der übrigen ſiebzig Tonnen er— 
klärte der Beklagte durch Brief v. 6. Auguſt 1914 den Vertrag für auf- 
gehoben, weil die Lieferung unmöglich ſei. Kläger wollte dies nicht gelten 
laſſen. Er ließ dahingeſtellt, ob er während des Krieges Lieferung fordern 
könne, beantragte aber feſtzuſtellen, daß der Vertrag nicht aufgehoben ſei, 
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ſondern fortbeſtehe. — In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen, in 2. In⸗ 
ſtanz dagegen erkannt, daß der Vertrag fortbeſtehe. Das Reichsgericht hob 
auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht hat durch ſein Urteil v. 5. Juli 1915 entſchieden, daß 
der Vertrag der Parteien ‚fortbeitehe‘. Das Urteil hat die Bedeutung, daß 
an dieſem Tage, dem 5. Juli, der Vertrag beſtanden hat. Darüber, ob er 
ſpäter, insbeſondere wegen Fortdauer der Erfüllungshinderniſſe aufgehoben 
ſei, hat das Urteil nicht entſchieden und konnte es auch nicht entſcheiden. Das 
Rev.⸗Gericht hat demnach nur zu prüfen, ob das Urteil, ſo verſtanden, dem 
Recht entſpricht. 

Das Ber.⸗Gericht hat ſich nicht darüber ausgeſprochen, ob während der 
vor Ausbruch des Krieges bis zum Urteil verſtrichenen Zeit der Beklagte wegen 
der durch den Krieg verurſachten Hinderniſſe von der Pflicht rechtzeitiger 
Lieferung frei geweſen iſt. Dies wird ausdrücklich unentſchieden gelaſſen. 
Es iſt aber auf Grund des feſtſtehenden Sachverhalts anzunehmen. Der 
Beklagte hat ausdrücklich behauptet, daß die Lieferung wegen des Krieges 
und der erlaſſenen Ausfuhrverbote unmöglich geweſen ſei. Der Kläger hat 
dies zugeſtanden. Es ſteht alſo feſt, daß die Lieferung dem Beklagten ohne 
ſein Verſchulden bis zum Tage des 1. Urteils, dem 1. Mai 1915, unmöglich, 
und er bis dahin nicht zur Leiſtung verpflichtet geweſen iſt. Daß die Ver⸗ 
hältniſſe ſich während der zwei Monate bis zum Erlaß des Ber. Urteils irgend⸗ 
wie geändert hätten, hat der Kläger nicht behauptet. Es iſt alſo anzunehmen, 
daß die Unmöglichkeit der Leiſtung bis dahin fortbeſtanden hat. 

Aus dieſer Tatſache und dem Weſen der Leiſtung, die den Gegenſtand 
des Vertrages bildet, verbunden mit den Rechtsgrundſätzen, die das Reichs⸗ 
gericht in dem Urteil (RGEntſch. 42, 114, in SeuffA. 54 Nr. 81) aufgeſtellt 
hat, ergibt ſich, daß der Beklagte von der Leiſtungspflicht frei geworden iſt, 
es ſei denn, daß ſeine Verbindlichkeit durch die im Tatbeſtand angeführte 
beſondere Vertragsabrede erweitert wäre. Gemäß dem Ausſpruch jenes 
Urteils, dem der erkennende Senat zuſtimmt, hat eine zeitweilige Verhin⸗ 
derung der Leiſtung deren dauernde Unmöglichkeit zur Folge, wenn die not— 
wendige zeitliche Verſchiebung ſo bedeutend iſt, daß dadurch die wirtſchaft— 
liche Bedeutung und der Inhalt der Leiſtung weſentlich geändert werden. 
Dieſer Fall iſt hier eingetreten. Die rückſtändigen 70 Tonnen Mais ſollten 
in der Zeit vom Auguſt bis Ende Oktober 1914 allmählich geliefert werden. 
Die Lieferung iſt bis Anfang Juli 1915, alſo während elf Monate, unmöglich 
geweſen. Der Kläger kann die Lieferung für den Zweck, für den er ſie be⸗ 
ſtellt hatte, nämlich zur Fütterung ſeiner Pferde während der Vertragszeit, 
nicht mehr gebrauchen, wenn er auch für ſie noch ſpäter Verwendung für 
gleichartigen Bedarf haben wird. Der Beklagte muß, wenn er noch liefern 
ſollte, mit einer ſpäteren Ernte rechnen als mit der er bei Abſchluß des Ver⸗ 
trages vernünftigerweiſe rechnen konnte; ſeine Vorausberechnungen und 
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Vorbereitungen der Vertragserfüllung ſind durch den Krieg vereitelt. Die 
wirtſchaftliche Bedeutung der Leiſtung iſt alſo durch die notwendige Ver— 
zögerung für beide Teile in weſentlichſter Weiſe verändert, oder — wie das 
Urteil in Bd. 42 ſich mit Recht ausdrückt — der Inhalt der Leiſtung iſt durch 
die zeitliche Verſchiebung ein andrer geworden. Das iſt eine Tatſache, deren 
Eintritt nicht von Vertragsabreden abhängt, die durch ſolche nicht beſeitigt, 
ſondern nur möglicherweiſe ihrer rechtlichen Erheblichkeit entkleidet werden 
kann. Wenn alſo das angefochtene Urteil nur beſagte, daß die Parteien beim 
Abſchluſſe den Fall längerer Dauer der durch Krieg ꝛc. herbeigefüthrten Hin— 
derniſſe nicht bedacht, und über die Folgen im Vertrage nichts beſtimmt hätten, 
ſo würde die Klage abzuweiſen ſein. Denn nach dem Geſetze iſt der Beklagte 
frei, weil durch die notwendig gewordene Verzögerung der Inhalt der Lei— 
ſtung weſentlich verändert iſt. 

Nun iſt aber das Ber.⸗Gericht im zweiten Abſatz ſeiner Gründe in ſeiner 
Auslegung der ſtreitigen Abrede hierüber hinausgegangen. Hier heißt es: 
„Die Parteien . . . wollten den Vertrag auch bei längeren Verzögerungen 
der Lieferung aufrechterhalten und nur die Lieferzeit bis zur Hebung des 
Hinderniſſes hinausgeſchoben haben“. Iſt dies richtig, jo iſt die Entſcheidung 
zugunſten des Klägers klar. Dann haben die Parteien eben vereinbart, daß 
der Vertrag ausgeführt werden ſolle, auch wenn durch zeitliche Verſchiebung 
die wirtſchaftliche Bedeutung der Leiſtung ſich gänzlich ändere, und daß alſo 
zwiſchen ihnen bei Eintritt der vorbehaltenen Hinderniſſe die verabredete Liefer— 
zeit keinesfalls als weſentlich gelten ſolle. Ein Vertrag dieſes Inhalts wäre 
in hohem Maße ungewöhnlich und der Verkehrsſitte widerſprechend. Dies 
zeigt ſich auch darin, daß das Schiedsgericht des Vereins der Berliner Ge— 
treidehändler in ſeinem von dem Beklagten vorgelegten Spruche v. 24. Juni 
1915 die gleiche Vertragsabrede nicht im Sinne des Ber.-Gerichts verſtanden 
hat. Trotzdem iſt die Auslegung des Ber.-Gerichts möglich. Da aber gemäß 
§ 157 BGB. Verträge jo auszulegen find, wie Treu und Glauben mit Rück— 
ſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern, jo hätte das Ber.-Gericht bei der Aus- 
legung die Verkehrsſitte in Betracht ziehen müſſen. Es konnte zu ſeiner Aus— 
legung nur kommen, wenn es die Überzeugung gewann, daß die Parteien 
hier in der Tat einen Vertrag von ungewöhnlichem, von dem Gebrauche des 
Verkehrs abweichenden Inhalt haben abſchließen wollen und ſolchen Inhalt 
in der ſtreitigen Abrede erkennbar zum Ausdruck gebracht haben. Die Gründe 
des Urteils laſſen aber nicht erkennen, daß das Ber.-Gericht ſich dies ver— 
gegenwärtigt und die Vorſchrift des § 157 berückſichtigt habe; vielmehr weiſt 
ihr Zuſammenhang darauf hin, daß dieſer Punkt überſehen it. — — — 

Es mußte deshalb Aufhebung des Urteils und Zurückvberweiſung der 
Sache erfolgen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 4. Jan. 1916. W. (BEL) w. H. 

(KG. Berlin). II. 332/15. 
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108. Der Beſchädigte haftet für ein Mitverſchulden ſeiner 
Hülfsperſonen. 
Vgl. 65 Nr. 158 m. N.; 66 Nr. 158; 67 Nr. 125. 
BGB. 88 278. 831. 


Als die Dampfdreſchmaſchine der Beklagten im Anweſen des Klägers 
arbeitete, geriet deſſen Scheune in Brand. Der Kläger führte den Brand 
auf ein Verſchulden der Beklagten und ihres Maſchinenführers B. zurück 
und verlangte Schadenerſatz auf Grund Vertrages und wegen unerlaubter 
Handlung. Der Anſpruch wurde dem Grunde nach in 1. Inſtanz im vollen 
Umfange, auf die Berufung der Beklagten aber, unter Zurückweiſung dieſer 
Berufung im übrigen, zur Hälfte für gerechtfertigt erklärt. Die Reviſion 
der Beklagten wie die Anſchließung des Klägers wurden zurückgewieſen. — 
Aus den Gründen: 

„— — — Gerechtfertigt iſt auch die Ausführung des Ber.⸗Gerichts, daß 
bei der Entſtehung des Schadens ein Verſchulden der Söhne des Klägers 
mitgewirkt hat, das ihm nach §§ 254. 278 BGB. wie ſein eigenes Verſchulden 
anzurechnen iſt. Wäre der Kläger ſelbſt anweſend geweſen, ſo hätte er in 
ſeinem eigenen Intereſſe die für die Sicherheit ſeines Eigentums erforder— 
lichen Maßregeln ergreifen müſſen, und es träfe ihn eigenes Verſchulden, 
wenn er den Funkenflug beobachtet und doch der offenſichtlichen Gefahr 
nicht durch Einſtellung des Dreſchens vorgebeugt hätte. Das Gleiche gilt 
für die. Söhne, wenn fie den Vater in der Leitung der Arbeiten vertraten. 
Sie durften ſich auch nicht bei der Antwort des B., das mache nichts, be— 
ruhigen; denn die Gefahr war für jeden erkennbar und, wie das Ber.-Gericht 
feſtſtellt, auch von ihnen erkannt worden. Das Verſchulden ſeiner Söhne 
muß der Kläger gegen ſich gelten laſſen. 

Das Reichsgericht hat wiederholt anerkannt, daß die in Abſ. 2 Satz 2 
des 8 254 BGB. erwähnte Vorſchrift des §S 278 auch auf das im Abſ. 1 des 
§ 254 behandelte, bei der Entſtehung eines Schadens mitwirkende Verſchul— 
den anzuwenden iſt (RGeEntſch. 62, 106; 75 Nr. 25 S. 114, S. 257). Da 
immer nur eine entſprechende Anwendung des § 278 BGB. in Frage kommt, 
jo braucht es ſich nicht um die Erfüllung einer Verbindlichkeit im Rechts- 
ſinn zu handeln. Es genügt, wenn etwas einer Verbindlichkeit Ahnliches 
vorliegt, das erfüllt werden kann“ (Entſch. 75, 258, in Seuff A. 66 Nr. 158). 
Dieſe Vorausſetzung iſt gegeben, wenn durch Vertrag ein Schuldverhältnis 
zwiſchen den Parteien begründet iſt und innerhalb desſelben eine gewiſſe 
Tätigkeit, hier die Leitung der Dreſcharbeiten, dem Beſchädigten zuſteht. 
War der Kläger nach dem Vertrage zu dieſer Leitung nur berechtigt, nicht 
verpflichtet, jo mußte er doch, wenn er die Folgen des $ 254 vermeiden wollte, 
bei Ausübung dieſer Tätigkeit gerade mit Rückſicht auf ſein Verhältnis zu 
den Beklagten die Sorgfalt anwenden, die in ſeinem eigenen Intereſſe ge— 
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boten war. Überließ er das, was er ſelbſt hätte tun follen, andern Perſonen 
ſo iſt es nur folgerichtig, daß er, ſoweit es ſich um die Beobachtung jener 
Sorgfalt handelt, auch die Verantwortung für dieſe Perſonen übernimmt 
und ihre Nachläſſigkeit gegenüber den Beklagten in der gleichen Weiſe ver— 
tritt wie eigenes Verſchulden. Das Ber.⸗Gericht nimmt aber auch einwand— 
frei an, daß die Söhne des Klägers ihn bei der Leitung der Dreſcharbeiten 
vertraten. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 1. Okt. 1915. A. u. Gen. (Bkl.) 

w. L. (OLG. Augsburg). III. 73/15. 


109. Über die Haftung für betrügeriſche Handlungen Angeſtellter bei 
der Vertragserfüllung. 


Vgl. 42 Nr. 234 m. N.; 66 Nr. 130; 68 Nr. 231. 
BGB. 88 278. 831. 


Die Klägerin verlangte für gelieferte Kohlen Zahlung von 3000 . 
Die Beklagte wandte ein, ſie beziehe ſeit etwa fünfzehn Jahren jährlich für 
rund 15000 bis 20000 .K Kohlen von der Klägerin und ſei hierbei von deren 
Leuten in Kenntnis und Einverſtändnis des Sohnes der Klägerin ſeit Jahren 
bis zur letzten Lieferung dadurch übervorteilt worden, daß ihr regelmäßig 
weniger Kohlen geliefert als in Rechnung geſtellt ſeien. Dadurch ſei ſie um 
einen Betrag geſchädigt, der mindeſtens der Klageforderung gleichkomme 
und der aufrechnungweiſe als Schadenerſatzforderung geltend gemacht werde. 
— Der Einwand wurde in beiden Inſtanzen verworfen. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Die Klageforderung ſelbſt iſt an ſich unſtreitig. Die Beklagte macht 
ihr gegenüber nicht etwa einen Anſpruch auf Minderung des Kaufpreiſes 
um den Gegenwert derjenigen Ware geltend, die ſie im einzelnen zu wenig 
geliefert erhalten haben will. Sie verlangt vielmehr ganz allgemein Erſatz 
des Schadens, der ihr dadurch erwachſen ſei, daß ſie während der etwa fünf— 
zehn Jahre lang gepflogenen Geſchäftsverbindung mit der Klägerin ‚feit einer 
langen Reihe von Jahren‘ übervorteilt worden ſei, indem durch betrügeriſche 
Handlungen der beiderſeitigen Angeſtellten, an denen auch Robert V., Sohn 
und ‚Sejchäftsführer‘ der Klägerin, teilgenommen habe, regelmäßig weniger 
Kohlen geliefert als in Rechnung geſtellt und bezahlt worden ſeien. Die 
Beklagte hat unſtreitig die Kohlen ausnahmslos auf eigenem Grund und 
Boden von den Leuten der Klägerin übernommen, hat ſie durch ihre eigenen 
Angeſtellten verwiegen laſſen und auf Grund der Verwiegungsnotizen dieſer 
ihrer Leute ſodann der Klägerin Quittung erteilt über die auf dieſe Weiſe 
jeweils als empfangen feſtgeſtellten Kohlenmengen. Daraufhin hat die Klä— 
gerin ihrerſeits die Rechnungen für die Beklagte aufgemacht, die dann von 
dieſer — mit Ausnahme des eingeflaaten Betrages — bezahlt worden find. 
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Da die Beklagte ausdrücklich hat erklären laſſen, daß fie nicht behaupten 
wolle, die Inhaberin der klagenden Firma habe ſelbſt Kenntnis von den an⸗ 
geblichen Unterſchleifen gehabt, ſo kann für eine Haftung der Klägerin für 
die behaupteten Unehrlichkeiten ihrer Angeſtellten zunächſt nur der § 278 
BGB. in Frage kommen. Darnach hat der Schuldner ein Verſchulden der 
Perſonen, deren er ſich zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit bedient, in glei⸗ 
chem Umfange zu vertreten wie eigenes Verſchulden. Nach dem nicht ftrei- 
tigen Inhalt der Parteivereinbarungen hatte die Klägerin die jeweils be⸗ 
ſtellten Kohlen der Beklagten auf deren Platz anzuliefern. Zur Erfüllung 
dieſer Verbindlichkeit bediente Klägerin fich der Angeſtellten, die im Zu⸗ 
ſammenwirken mit den Leuten der Beklagten den ſtreitigen Schaden ver⸗ 
urſacht haben ſollen. 

Es bedarf keiner Ausführung, daß eine Haftung der Klägerin inſoweit, 
als es ſich dabei um Veruntreuung bereits übergebener Kohlenmengen han⸗ 
delt, weder nach $ 278 noch auch nach 8831 BGB. gegründet werden kann. 
Soweit es ſich aber darum handelt, daß die Beklagte mehr Kohlen bezahlt 
als ſie übergeben erhalten haben will, iſt der dadurch entſtandene Schaden 
nach dem Vortrage der Beklagten auf betrügeriſches Verfahren der beider⸗ 
ſeitigen Leute beim Verwiegen der Kohlen zurückzuführen. Hierfür iſt aber 
eine Haftung der Klägerin gleichfalls nicht gegeben, da es ſich inſoweit um 
Verfehlungen ihrer Hülfsperſonen handelt, die den Tatbeſtand ſelbſtändiger 
unerlaubter Handlungen bilden, die mit der Vertragserfüllung ſelbſt nur 
äußerlich zuſammenhängen (RGEntſch. 63 Nr. 86 S. 343). Die Haftung des 
Schuldners für derartige nur mittelbare Folgen des Verſchuldens von Er⸗ 
füllungsgehülfen regelt ſich nach den allgemeinen Rechtsgrundſätzen über 
Haftung für mittelbar verurſachten Schaden überhaupt (Komm. von RGRäten? 
1, 318, Anm. 3 zu $ 278 Abſ. 2). Darnach iſt aber hier der von der Recht⸗ 
ſprechung geforderte ſog. adäquate Zuſammenhang zwiſchen dem durch das 
Tun der klägeriſchen Angeſtellten angerichteten Schaden und der Verwen⸗ 
dung der Angeſtellten durch die Klägerin zum Zweck der Vertragserfüllung 
nicht gegeben, weil die Beklagte ſelbſt vorträgt, daß die Klägerin von dem 
behaupteten Treiben ihrer Angeſtellten keine Kenntnis gehabt habe, dieſe 
ſonach aus eigener Entſchließung vorſätzlich gehandelt haben und die Klä⸗ 
gerin unter regelmäßigen Verhältniſſen — andre ſind hier nicht behauptet 
worden — mit derartigen unerlaubten Handlungen ihrer Angeſtellten nicht 
zu rechnen brauchte, auch keine Rede davon ſein kann, daß die objektive Mög⸗ 
lichkeit derartiger, die Kunden der Klägerin ſchädigender Verfehlungen durch 
die fragliche Verwendung der Leute abſeiten der Klägerin erhöht oder begün⸗ 
ſtigt worden ſei (RGEntſch. 69 Nr. 13 S. 57). 

Handelt es ſich aber ſonach um lediglich im äußeren, rechtlich nicht nach 
§ 278 BGB. zu beachtenden Zuſammenhange mit der klägeriſchen Vertrags⸗ 
erfüllung begangene unerlaubte Handlungen der Angeſtellten der Klägerin, 
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jo könnte ihre Haftung nur auf 8831 BGB. gegründet werden. Auch hier 
würde es ſich aber lediglich um Verfehlungen handeln, die nur bei Gelegen— 
heit der Ausführung der Verrichtung begangen ſind. Daß die Klägerin etwa 
vorhandene diebiſche Neigungen ihrer Leute gekannt habe, iſt nicht behauptet 
worden. — — — 

Der von der Beklagten geltend gemachte Schadensanſpruch ſtellte ſich 
ſonach nicht als begründet dar. Es mag aber noch bemerkt werden, daß die 
Beklagte, ſelbſt wenn er begründet wäre, in keinem Falle Erſatz des vollen 
Schadens verlangen könnte, da, wenn die Klägerin für die Verfehlungen 
ihrer Leute einzuſtehen hätte, das gleiche für die Beklagte hinſichtlich ihrer 
eigenen Angeſtellten zu gelten hätte, ſo daß der behauptete Schaden in jedem 
Fall nach 8 254 BGB. angemeſſen zu verteilen wäre. 

Die Berufung war ſonach als unbegründet zurückzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 9. Dez. 1915. V. (Kl.) w. 

N. & N. Bf. III. 467/14. B. 


110. Sog. Hamburger Arbitrage, Schiedsvertrag oder Beſtellung von 
Schiedsmännern ? 


Vgl. 64 Nr. 179 m. N.; 69 Nr. 45. 
BGB. 88 317. 157; 3 PO. 8 1025. 


Gegenüber der Klage auf Zahlung von 1476,85 Preisunterſchied aus 
einem unerfüllt gelaſſenen Lieferungsvertrage über 1000 Zentner La Plata- 
Mais hat Beklagte die Einrede des Schiedsvertrages vorgebracht und die 
Verhandlung zur Hauptſache verweigert. 

Das Landgericht hat die Einrede für begründet erklärt und die Klägerin 
mit ihrer Klage koſtenpflichtig abgewieſen. Dieſe von der Klägerin angefochtene 
Entſcheidung iſt zu Unrecht ergangen. 

Die Beſtimmungen der Schlußnote, ſoweit ſie hier in Frage kommen, 
lauten folgendermaßen: 

Erfüllungsort für beide Kontrahenten Hamburg. Oualitätsdifferenzen oder ſonſtige 
Meinungsverſchiedenheiten ſind durch freundſchaftliche Hamburger Arbitrage zu ent— 
ſcheiden. Die Ware iſt mit erkannter Vergütung zu empfangen. Im übrigen ſind die 
Hamburgiſchen Gerichte zuſtändig. 

Das Landgericht meint, daß nach dem Wortlaut der Schlußnote alle Mei— 
nungsverſchiedenheiten, die ſich auf den Kauf bezögen, alſo alle Meinungs— 
verſchiedenheiten, die die Verpflichtung zur Leiſtung beträfen, durch Arbitrage 
zu entſcheiden ſeien. Dieſe weitgehende Auslegung der Arbitrageklauſel läßt 
ſich mit den beiden letzten Sätzen der Klauſel ſchlechterdings nicht in Ein— 
klang bringen. Die Worte: „Die Ware iſt mit erkannter Vergütung zu emp— 
fangen“ weiſen darauf hin, daß die Schiedsmänner ſich darauf zu beſchränken 
hätten, eine etwaige Vergütung feſtzuſetzen, denn die Ware ſoll ja — auch 
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beim Vorhandenſein von Differenzen — jedenfalls empfangen werden. Dazu 
kommt der letzte Satz: „Im übrigen ſind die Hamburgiſchen Gerichte zuſtändig“. 
Das kann nur bedeuten: bei ſonſtigen Streitigkeiten, die nicht „Qualitäts⸗ 
differenzen oder ſonſtige Meinungsverſchiedenheiten“ ſind. Der Satz iſt nicht 
dahin zu verſtehen, daß die Hamburgiſchen Gerichte nur zuſtändig ſein ſollten, 
die Zuläſſigkeit der Zw.⸗Vollſtreckung aus dem Schiedsſpruch auszuſprechen 
($ 1042); das brauchte nicht noch beſonders feſtgeſetzt zu werden, weil ja 
ſchon vorher beſtimmt war, daß Hamburg Erfüllungsort für beide Kontra— 
henten ſein ſollte. Hiernach müſſen die — allerdings unklaren — Worte: 
„oder ſonſtige Meinungsverſchiedenheiten“ auf ſolche Meinungsverſchieden⸗ 
heiten beſchränkt bleiben, welche die Ware betreffen und eine Preisermäßi⸗ 
gung zur Folge haben konnten. Alle übrigen Streitigkeiten, wie z. B. darüber, 
ob der Vertrag gültig zuſtande gekommen oder ob er wegen Kriegsausbruchs 
oder aus andrer Urſache unwirkſam ſei, ſollten der freundſchaftlichen Arbi— 
trage entzogen ſein und zur Zuſtändigkeit der Hamburgiſchen Gerichte ge- 
hören. Die Einrede des Schiedsvertrags iſt demnach unbegründet. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 1. Juli 1915. Sch. & Co. w. 

A. & Gebr. Bf. III. 44/15. A- d. 


111. Darlehn gegen Ehrenwort* des Empfängers; Gültigkeit für den 
Darlehnsgeber. 


„Vgl. 67 Nr. 104; 71 Nr. 54. — Vgl. 65 Nr 62. 
BGB. 85 607. 138. 139. 


Der klagende Ärzteverband hatte dem verflagten Arzte am 5. Mai 1910 
ein Darlehn von 2000 % gewährt gegen die Verpflichtung des Beklagten, 
den geliehenen Betrag mit 2% zu verzinſen und in monatlichen Raten von 
20 J zurückzuzahlen; der Betrag ſollte jedoch ſofort ohne vorherige Kün⸗ 
digung fällig ſein, wenn der Beklagte eine Zins- oder Abzahlungsrate länger 
als eine Woche in Rückſtand laſſe oder den von ihm gemäß $ 2 übernom⸗ 
menen Verpflichtungen zuwiderhandle. In dieſem §2 verpflichtete ſich der 
Beklagte auf Ehrenwort und bei Vermeidung einer Vertragsſtrafe von 
2000 % für jeden Zuwiderhandlungsfall, innerhalb der nächſten 10 Jahre 
1. von einer etwaigen Abſicht, ſich an einem andern Orte Deutſchlands nieder⸗ 
zulaſſen, vor deren Ausführung dem jeweiligen Vorſitzenden des klagenden 
Verbandes Mitteilung zu machen; 2. eine Stellung als Arzt in einer Kranken⸗ 
kaſſe, Berufsgenoſſenſchaft, Sanitätsverein oder einer ähnlichen Körperſchaft 
nicht ohne vorherige Genehmigung des Vorſtandes des klagenden Verbandes 
anzunehmen. Der Beklagte hatte bis dahin an Zinſen überhaupt nichts und 
an Abſchlagszahlungen nur 60 . geleiſtet. Geſtützt hierauf und auf die wei⸗ 
tere Behauptung, daß der Beklagte auch den im $ 2 des Vertrages über⸗ 
nommenen Verpflichtungen zuwidergehandelt habe, forderte der Kläger den 
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Darlehnsreſt und die Vertragsſtrafe. — Die Klage wurde in 2. Inſtanz ab- 
gewieſen. Das Reichsgericht hob auf ſoweit die Abweiſung die Darlehns— 
und Zinſenforderung betraf. Aus den Gründen: | 

„— — — Das Rechtsmittel ift unbegründet, ſoweit der Anſpruch auf 
Zahlung der Vertragsſtrafe abgewieſen worden iſt. Das Ber.-Gericht iſt 
bei ſeiner Ausführung, daß im vorliegenden Fall die unter Verpfändung des 
Ehrenworts erfolgte Übernahme der im $2 aufgeführten Verpflichtungen 
gegen die guten Sitten verſtoße, durchweg von Grundſätzen ausgegangen, 
die mit der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts im Einklang ſtehen. 
Die Übernahme einer Verpflichtung unter Ehrenwort führt dazu, daß der 
Schuldner bei Nichterfüllung der Verpflichtung, auch wenn ihn kein oder doch 
kein erhebliches Verſchulden trifft, als wortbrüchig erſcheint, daß der Vor— 
wurf der Ehrloſigkeit gegen ihn erhoben werden kann, auch wenn er nicht 
unehrenhaft gehandelt hat. Wie daher in dem in den Entſch. 78, 258ff. ab— 
gedruckten Urteil dargelegt iſt, widerſtrebt es dem heutigen ſittlichen Emp— 
finden, den Schuldner der Gefahr einer ſolchen ungerechtfertigten Ehren— 
minderung auszuſetzen, nur um dem Gläubiger die Erfüllung einer beliebigen 
Forderung wirkſamer als dies mit den Mitteln des gerichtlichen Zwangs ge— 
ſchehen kann, zu ſichern; nur zum Schutze beſonderer wichtiger Inter- 
eſſen kann der Gewiſſenszwang, den die Verpfändung der Ehre auf den 
Schuldner ausübt, gerechtfertigt ſein und nur einer wirklich ehrloſen Hand— 
lung darf durch die Verpfändung der Ehre vorgebeugt werden. Dieſe Vor- 
ausſetzungen ſind im vorliegenden Falle nicht gegeben. Das Ber. Gericht 
verkennt nicht, daß der Kläger die ethiſche und geſellſchaftliche Hebung des 
Arzteſtandes erſtrebt, legt aber zugleich dar, daß er zur Erreichung dieſes 
Zweckes, mithin in erſter Linie die Forderung vermögensrechtlicher Intereſſen 
im Auge hat. Dieſe Ausführungen laſſen einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 
— — — Die vom Beklagten im $2 des Vertrages übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen mögen allerdings bezwecken, den Standesintereſſen der Arzte 
zu dienen, und es mag auch gegen ſie an ſich ein Bedenken nicht zu erheben 
ſein. Allein es iſt in keiner Weiſe erſichtlich, daß dem berechtigten Intereſſe 
des Klägers an ihrer Einhaltung nur durch die, einen rechtlichen Zwang über- 
haupt nicht begründende, aber die Gefahr einer geſellſchaftlichen Vernich— 
tung herbeiführende Verpfändung der Ehre des Schuldners Genüge getan 
werden könnte und nicht ſchon durch Vereinbarungen andern Inhalts, wie 
ſolche auch im vorliegenden Fall getroffen worden. Es mag der Reviſion 
zugegeben werden, daß wenn die Beteiligten ſich frei gegenüberſtehen und 
das Ehrenwort frei gegeben und genommen wird, die aus dem Mißbrauch 
der Bindung der Ehre ſich ergebenden Bedenken nicht jo ſchwerwiegend find 
wie in dem Verhältnis zwiſchen dem Dienſtherrn und dem von ihm ſozial 
abhängigen Angeſtellten. Allein ganz abgeſehen davon, daß dieſe Bedenken 
auch in jenen Fällen regelmäßig erheblich genug ſind, um die Verpfändung 
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der Ehre als ſittenwidrig erſcheinen zu laſſen, findet die hier nicht vorliegende 
ſoziale Abhängigkeit ihr Gegenſtück darin, daß der ehrenwörtlich ſich verpflich- 
tende Arzt oft unter dem Druck einer Notlage handelt. Das iſt auch hier der 
Fall geweſen. — — — Unter dieſen Umſtänden muß das Verlangen und 
die Abgabe einer ehrenwörtlichen Beſtärkung von Verpflichtungen, wie ſie 
hier übernommen worden, mit dem Ber.⸗Gericht als gegen die guten Sitten 
verſtoßend angeſehen werden und zwar um ſo gewiſſer, als der Beklagte 
nicht einem einzelnen gegenüberſteht, ſondern einem großen Kreiſe von 
Standesgenoſſen. Das hat zur Folge, daß nach 8 138 Abſ. 1 BGB. nicht nur 
die Abgabe des Ehrenwortes ſelbſt, ſondern überhaupt die unter Verpfän⸗ 
dung des Ehrenworts erfolgte Übernahme der im § 2 aufgeführten Pflichten 
nichtig iſt. Aus dieſer Nichtigkeit ergibt ſich ferner mit Rückſicht auf die Neben⸗ 
vereinbarung einer Vertragsſtrafe ohne weiteres, daß das vom Beklagten 
für den Fall der Zuwiderhandlung gegen jene Pflichten abgegebene Ver— 
ſprechen einer Vertragsſtrafe hinfällig iſt. Das Ber.⸗Gericht hat daher inſo⸗ 
weit die Klage mit Recht abgewieſen. 

Dagegen kann der Reviſion Erfolg nicht verſagt werden, ſoweit das 
Ber.⸗Gericht die Klage auch wegen des Darlehnsanſpruchs abgewieſen hat. 
Es handelt ſich zunächſt darum, ob das Darlehnsgeſchäft ſelbſt gegen die 
guten Sitten verſtößt. Das iſt, wie der Inhalt dieſes Rechtsgeſchäfts ohne 
weiteres ergibt, zu verneinen, wird auch vom Ber.-Gericht nicht angenom⸗ 
men und iſt vom Beklagten nicht behauptet worden; dieſer hat vielmehr in 
den Vorinſtanzen nur gegenüber dem Anſpruch auf Zahlung der Vertrags⸗ 
ſtrafe die Nichtigkeit des Vertrages wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten 
geltend gemacht. Nach der Schlußbeſtimmung des § 1 ſoll zwar das Dar⸗ 
lehn ſofort fällig ſein, wenn der Beklagte den ehrenwörtlich übernommenen 
Verpflichtungen zuwiderhandeln würde, und aus der Nichtigkeit der Über⸗ 
nahme dieſer Verpflichtungen könnte auch die Nichtigkeit jener Schlußbeſtim⸗ 
mung aus dem gleichen Grunde hergeleitet werden. Allein dieſes Bedenken 
erledigt ſich dadurch, daß die Fälligkeit des Darlehns nach anderweitiger Ver⸗ 
tragsbeſtimmung ſchon deswegen eingetreten iſt, weil der Beklagte Zinſen 
überhaupt nicht und Abſchlagszahlungen auch nur in ungenügendem Maße 
geleiſtet hat. Es iſt daher nach den Umſtänden des vorliegenden Falls an⸗ 
zunehmen, daß die Nichtigkeit des einen Teils des Vertrags wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen die guten Sitten nicht auch aus dem gleichen Grunde den an⸗ 
dern Teil, das Darlehnsgeſchäft ſelbſt, ergriffen hat. 

Dem Anſpruch auf Rückzahlung des Darlehns ſamt Zinſen ſteht aber auch 
nicht, wie das Ber.⸗Gericht angenommen hat, § 139 BGB. entgegen. Bei 
Anwendung dieſer Auslegungsregel iſt davon auszugehen, was die am Rechts⸗ 
geſchäft Beteiligten verſtändigerweiſe gewollt haben können. In dieſer Be⸗ 
ziehung kann dem Ber.⸗Gericht zugegeben werden, daß der Kläger den Ver⸗ 
trag ohne die ehrenwörtliche Bindung des Beklagten nicht abgeſchloſſen haben 
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würde; ihm würde daher einer Klage auf Auszahlung des Darlehns gegen— 
über die Regel des 8 139 zur Seite ſtehen. Das Ber.-Gericht berüdjichtigt 
aber nicht, daß das eigentliche Darlehn ein Realvertrag iſt, daß erſt durch 
die Hingabe der Sachen die einſeitige Verpflichtung zur Rückgewähr be- 
gründet wird. War aber der Darlehnsvertrag durch Hingabe der Darlehns— 
ſumme abgeſchloſſen, jo kann der Kläger bei dieſer Hingabe verſtändiger— 
weiſe auch nur ein Feſthalten an den Beſtimmungen des Vertrages ohne 
ſückſicht auf die Gültigkeit oder Ungültigkeit der ehrenwörtlichen Übernahme 
der im 8 2 aufgeführten Verpflichtungen gewollt haben, d. h. die Gewäh— 
rung der verſprochenen Zinſen und die Rückzahlung des ausgezahlten Be— 
trages zur vereinbarten Zeit durch den Beklagten; denn ſonſt würde ihm 
nur ein Bereicherungsanſpruch gegen den Beklagten zuſtehen. Daß aber der 
Beklagte jenen Betrag als Darlehn auch dann angenommen haben würde, 
wenn ihm die im § 2 erwähnten Verpflichtungen nicht auferlegt worden 
wären, bedarf keiner beſonderen Darlegung (vgl. auch Entſch. 86, 323). Der 
Anſpruch auf Rückzahlung des Darlehns erweiſt ſich ſomit als begründet; 
das Ber.⸗Urteil muß daher, ſoweit es die Klage wegen dieſes Anſpruchs ab— 
gewieſen hat, aufgehoben und die Sache, da ſie mit Rückſicht auf die vom 
Beklagten geltend gemachte Aufrechnungseinrede zur Endentſcheidung noch 
nicht reif iſt, in dieſem Umfange an das Ber.-Gericht zurückverwieſen werden.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 10. Mai 1915. Verb. d. Arzte D. 

(Kl.) w. C. (OLG. Dresden). VI. 121/15. 


112. Der Anſpruch auf Schadenerſatz wegen verminderter Erwerbs— 
fähigkeit wird nicht durch Freigebigkeit Dritter ausgeſchloſſen. 
Vgl. 63 Nr. 250; auch 67 Nr. 9 m. N. 

BGB. § 843. 

Die Klägerin, eine ältere Witwe, die im Hauſe ihres Stiefſohns B. lebte 
und im Hausweſen half, war durch Schreck über einen Hund des Beklagten 
L. erkrankt und ärztlich behandelt worden. Ihr Anſpruch auf Schadenerſatz 
war rechtskräftig dem Grunde nach als berechtigt anerkannt, in dem Ver— 
fahren über den Betrag wurde ihr aber die Forderung für verminderte Er— 
werbsfähigkeit abgeſprochen. Dieſe Entſcheidung wurde in 2. Inſtanz ge— 
ändert. Aus den Gründen: 

„— — — Mit Recht erachtet ſich die Klägerin durch das angefochtene 
Urteil inſofern beſchwert, als ihr der Anſpruch auf Erſatz für die Beeinträch— 
tigung ihrer Crwerbsfähigkeit aberkannt iſt. Allerdings iſt der Verletzte nur 
zu entſchädigen für den ihm nach ſeinen Lebens- und Erwerbsverhältniſſen 
tätſächlich entgehenden Erwerb; 

RGeEntſch. 63, 197; auch die Entſch. des 6. Zivilſen. des RG. v. 5. Dez. 1907 bei War- 

neyer 1908 Nr. 169. 

Allein wenn das Landgericht gegen die Klägerin verwertet, daß ſie vor dem 
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Unfall von ihrem Stiefſohn in der Hauptſache nur Koſt und Wohnung, nicht 
baren Lohn erhalten habe, und daß ihr alles dies auch nach dem Unfall in 
gleicher Weiſe weiter gewährt werde, ſo daß ſie wirtſchaftlich genau ſo nach 
wie vor dem Unfall ſtehe, ſo wird dies der Sachlage nicht gerecht. Es liegt 
hier kein Fall vor, in dem der Verletzte früher von ſeiner Arbeitskraft keinen 
oder unerheblichen Gebrauch gemacht hätte. In den einfachen bäuerlichen 
Verhältniſſen, denen die Klägerin und ihr Stiefſohn B. nach den Beweis— 
ergebniſſen angehören, gehen regelmäßig die Beteiligten davon aus, daß 
eine Frau wie die Klägerin ihren Unterhalt durch die für den Beſitzer des 
Gutes geleiſteten Arbeit erwirbt, nicht aber der Stiefſohn die Stiefmutter 
lediglich aus Familienrückſichten verpflegt, ohne eine Gegenleiſtung durch 
wirtſchaftliche Dienſte zu erwarten, mindeſtens wenn ſie ſolche zu leiſten im⸗ 
ſtande iſt. Wird hier durch eine Verletzung des Körpers oder der Geſundheit 
die Erwerbsfähigkeit der Verletzten aufgehoben oder gemindert, kann ſie 
nicht mehr ihre Arbeitskraft in der früheren Weiſe für den eigenen Erwerb 
verwerten, ſo iſt ſie geſchädigt auch dann, wenn ihr unverbindlich der Unter⸗ 
halt aus Freigebigkeit weiter gewährt wird. Daß der Anſpruch nach $ 843 
BGB. nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß ein andrer dem Verletzten Unter⸗ 
halt zu gewähren hat, iſt in Abſ. 4 ebenda ausdrücklich beſtimmt. Es iſt davon 
auszugehen, daß der Verletzte um ſo weniger ſich freiwillige Unterſtützungen 
von dritter Seite auf ſeinen Schadenerſatzanſpruch anrechnen laſſen muß. Im 
gegebenen Fall iſt insbeſondere anzunehmen, daß der Stiefſohn der Klägerin 
von ihr Vergütung für die ihm entgangenen Arbeitsleiſtungen beanſpruchen 
wird, ſobald ſie dazu imſtande iſt, ſelbſt wenn man nicht ohne weiteres 
die Vereinbarung, die er als Zeuge bekundet, wonach die Klägerin ihm 
eine jährliche Entſchädigung von 200 % für Koſt und Unterkunft verſprochen 
hat, für erwieſen anſieht. Denn nach der geſamten Sachlage ſind dieſe An— 
gaben B.s nicht unglaubhaft. Er hat darnach mit der Klägerin nach dem 
Tode ſeines Vaters das Abkommen getroffen, daß er ſie bei ſich behalten 
wolle, ſie dagegen wie bisher in der Wirtſchaft tätig fein ſolle. — — — 

Bei Bemeſſung der Höhe dieſes Schadenerſatzes iſt in Betracht zu ziehen, 
daß die Klägerin ſelbſt nicht in Abrede ſtellt, leichtere Arbeiten verrichten zu 
können, die im Hausweſen vorkommen und daß die Erſcheinungen krankhafter 
Beeinträchtigung ihres Befindens, wenn auch nicht überwiegend, mit zurück⸗ 
zuführen ſind auf ſchon vor dem Unfall beſtehende Altersverkalkung. Ander⸗ 
ſeits beſtehen unzweifelhafte durch den Schreck hervorgerufene ernſtliche Be⸗ 
ſchwerden, die zur Folge haben, daß die Klägerin die ſchwere Feldarbeit und 
ſonſtigen Arbeiten, die erhebliche Anforderungen an ihre Körperkräfte ſtellen, 
nicht mehr zu leiſten vermag. Die Beſchwerden ſind allerdings geringer ge⸗ 
worden und es iſt die Möglichkeit einer weiteren Beſſerung in einigen Jahren 
nicht ausgeſchloſſen. Es erſcheint hiernach angemeſſen, der Klägerin eine Rente 
von jährlich 150 % ſeit dem 17. Oltober 1912 — — — ee jedoch 
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nur auf die Zeit bis zum 16. Oktober 1917. Eine ſolche Begrenzung war er- 
forderlich, da angenommen werden kann, daß die Erwerbsminderung, wenn 
ſie längere Zeit hindurch beſteht, weſentlich durch das vorgerückte Lebens— 
alter der Klägerin bedingt ſein wird, nicht mehr auf den durch den Hund 
des Beklagten L. verurſachten Schreck. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (4. Sen.) v. 19. Okt. 1915. Witwe B. (Kl.) 
w. L. 40. 13/15. Ch. 


113. Hat der Handelsmäkler für die Vermittelung eines auflöfend 
bedingten Geſchäfts bei Eintritt der Bedingung einen Lohnanſpruchd 
Vgl. 49 Nr. 247 m. N.; 50 Nr. 13. 

HGB. 88 99. 346; BGB. $$ 158. 652. 


Der klagende Handelsmäkler hatte für die Beklagte den Verkauf von 
Speck gegen einen Lohnſatz von 19%, vermittelt. Nach Inhalt der Schluß— 
ſcheine war „Glückliche Ankunft und eventuelles däniſches Ausfuhrverbot 
vorbehalten“. Ein ſolches Ausfuhrverbot wurde erlaſſen und die Geſchäfte 
kamen nicht zur Ausführung. Der Kläger verlangte nunmehr Zahlung des 
vereinbarten Lohns; die Klage wurde aber in beiden Inſtanzen abgewieſen. 
— Gründe des Ber. Urteils: | 

„Die Abmachung „eventuelles däniſches Ausfuhrverbot vorbehalten‘ ſtellt 
ſich im Rechtsſinn als eine aufhebende Bedingung dar, denn es handelt ſich 
um Lokogeſchäfte Kopenhagen oder andre nordiſche Häfen, der Erlaß eines 
Ausfuhrverbots war daher an ſich für den rechtlichen Beſtand des im nor- 
diſchen Ankunftshafen zu erfüllenden Geſchäfts ohne Bedenken. 

Der Einfluß, den der Eintritt einer auflöſenden Bedingung auf den 
bereits mit dem Abſchluß des bedingten Geſchäfts (kim Gegenſatz zu dem 
Fall der aufſchiebenden Bedingung) zur Entſtehung gelangten Lohnanſpruch 
der Mäkler hat, iſt in der Rechtslehre ſtreitig. Es bedarf indeſſen keiner Stel— 
lungnahme zu dieſer Frage, denn auch wenn es richtig ſein ſollte, daß nach 
dem Sinn des Geſetzes, infolge der Endigung der Wirkung des Rechts— 
geſchäfts (§S 158 Abſ. 2 BGB.), nachträglich auch der Lohnanſpruch wieder 
ſeine Begründung verlöre, ſo würde dennoch dieſe Geſetzesbeſtimmung bei 
ihrer nachgiebigen Natur für den vorliegenden Fall keine Geltung beanſpruchen 
können. 

Im kaufmänniſchen Verkehr mit ſeinen ausgebildeten Geſchäftsbedin— 
gungen iſt die Einfügung auflöſender Bedingungen — es braucht nur auf 
die Kriegsklauſel hingewieſen zu werden — überaus verbreitet; es entſpricht 
aber nicht der Verkehrsauffaſſung, wenn in ſolchen Fällen der Mäkler ſeines 
Lohnanſpruchs nachträglich mit dem Eintritt der Bedingung wieder ver— 
luſtig gehen ſollte. Der kauſmänniſche Mäkler, deſſen Tätigkeit gerade auf 
den Abſchluß ſo gearteter Geſchäfte hinzielt und der in dieſem Abſchluß ſeinen 
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Erwerb findet, hat ſeinen Lohn mit dem Abſchluß eines ſolchen rechtsver⸗ 
bindlichen, wenn auch bedingten Geſchäfts im Zweifel endgültig verdient. 
Nicht anders aber, wie bei ſolchen verkehrsüblichen Bedingungen, liegt es 
hier. Der Vorbehalt des ausländiſchen Ausfuhrverbots iſt, während der 
jetzigen Kriegszeit, eine ſelbſtverſtändliche Vorſichtsmaßregel des hieſigen 
Importeurs, der ein Lokogeſchäft auf einen Auslandsplatz macht, denn nur 
in der Möglichkeit der Einfuhr ſind ſeine ſpekulativen Ausſichten gegründet; 
es herrſcht demgemäß auch unter den Parteien kein Streit darüber, daß 
ſolcher Vorbehalt augenblicklich vielfach verwandt wird. 

Kläger hat daher, vom Standpunkt der augenblicklichen Geſchäftsverhält⸗ 
niſſe aus in verkehrsüblicher Weiſe ein überhaupt nur durch die Hinzufügung 
der Bedingung für feinen Auftraggeber annehmbares Geſchäft vermittelt, 
und da auf den Abſchluß gerade ſolcher Geſchäfte ſeine Erwerbstätigkeit ge⸗ 
richtet iſt, hat er auch, wenn nichts Gegenteiliges abgemacht it, den Lohn 
zu verlangen. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 10. Nov. 1915. M. (Kl.) w. 
Verein. Export⸗Co. Hamburg. Bf. IV. 165/15. a B. 


114. Eine Friſt zur näheren Beſtimmung der Ware nach § 575 
Abſ. 2 HSB. braucht nicht geſetzt zu werden, wenn ſie , 
ſein würde. 


Vgl. 59 Nr. 74; 63 Nr. 109 m. N. 
HGB. § 375 Abſ. 2; BGB. $ 326. 


Nach Behauptung des Klägers hatte der Beklagte bei ihm am 24. Okt. 
1912 für die Verkaufszeit 1913 für 3—4000 % Gummibälle zu den Preiſen 
und Bedingungen des deutſchen Gummiballverbandes beſtellt. Als der Be⸗ 
klagte mit der näheren Beſtimmung der Ware in Verzug gekommen ſei, habe 
der Kläger dieſe vorgenommen. Er klagte nun auf Zahlung. Der Beklagte 
beſtritt das Zuſtandekommen des Kaufs. — Die Entſcheidung wurde von 
einem richterlichen Eide des Klägers über die Kaufverhandlungen abhängig 
gemacht. Die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den 
Gründen: 

„— — — Zu prüfen iſt noch die von den Schriftſtellern verſchieden 
beantwortete Frage, ob der Verkäufer, wenn er im Fall des Verzugs des 
Käufers ſelbſt ſpezifiziert, von Erfüllung der ihm durch $ 375 Abſ. 2 Satz 2 
auferlegten Verpflichtung, dem Käufer eine angemeſſene Friſt zur Vor⸗ 
nahme einer anderweitigen Beſtimmung zu ſetzen, unter Umſtänden ab⸗ 
ſehen darf. Das Ber.⸗Gericht iſt von der Erwägung aus, daß die Einhal⸗ 
tung eines zweckloſen Verfahrens von dem Geſetzgeber nicht gewollt ſein 
könne, zu der Anſicht gelangt, daß ebenſo wie von der Friſtſetzung nach $ 326 
BGB. auch von der nach 8375 HGB. dann abgeſehen werden dürfe, wenn das 

14 
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Verhalten des Käufers es ausgeſchloſſen erſcheinen läßt, daß er die Friſt be— 
nutze. So aber lag der Fall hier. Der Beklagte hatte ſich mit Entſchieden⸗ 
heit auf den Standpunkt geſtellt, daß es zu einem Vertragſchluſſe nicht ge— 
kommen ſei und der Kläger deshalb einen Anſpruch auf Lieferung und auf 
nähere Beſtimmung an ihn nicht erheben könne. Er hatte die wiederholten, 
zuletzt unter Friſtſetzung bewirkten Aufforderungen des Klägers, Beſtimmungen 
vorzunehmen, unbeantwortet gelaſſen. Ein Zweifel darüber, daß er es ab- 
lehne, in irgendeiner Richtung ſich in Anſehung des von ihm beſtrittenen 
Geſchäftes weiter zu äußern, konnte darnach nicht beſtehen, es war alſo zweck— 
los, ihm trotzdem noch eine Friſt zu ſetzen, damit er gegenüber der Beftim- 
mung des Klägers eine eigene andre treffe. Die weitere Haltung des Be— 
klagten beſtätigt, wie zutreffend dieſe Beurteilung ſeines Verhaltens iſt, und 
daß er ſelbſt nicht geltend machen will, er würde im Fall der Friſtſetzung ſeiner⸗ 
ſeits eine Beſtimmung getroffen haben. Weder nach Empfang der Beſtim— 
mung des Klägers noch im Lauf des Rechtsſtreits hat er deren Sachgemäß— 


heit bemängelt oder das Unterbleiben der Friſtſetzung gerügt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 10. Nov. 1915. H. (Bkl.) w. 
Schw. 3 0. 81/15. —l. 


115. Gegenbeweis gegen die Befreiung der Eiſenbahn von der 
Haftung für beſchädigtes Frachtgut. 
Vgl. 70 Nr. 90 m. N. 
HGB. § 459; EBVerlO. § 86 Ab. 2. 


Nach § 86 Abſ. 2 EBVerkO. verb. mit Abſ. 1 Nr. 3 müßte die Klägerin 
beweiſen, daß die Beſchädigung der von ihr ſelbſt verladenen Kiſte Glas 
nicht durch die Art des Aufladens oder durch mangelhafte Verpackung ent— 
ſtanden iſt. Dieſen Beweis erachtet das Ber.-Gericht in Übereinſtimmung 
mit dem 1. Richter für geführt. Die Beweisaufnahme hat ergeben, daß die 
Klägerin die ſehr in das Einzelne gehenden Verladungsvorſchriften der Eiſen— 
bahn in allen Punkten befolgt hat, abgeſehen davon, daß die Streben, durch 
welche die Kiſte gehalten wurde, am Wagenboden nicht durch aufgenagelte 
Holzklötze, ſondern unmittelbar durch je 2 fünfzöllige Nägel befeſtigt waren. 
Dieſe Art der Befeſtigung entſprach aber der langjährigen Übung der Klä— 
gerin, deren Leute viele tauſende Kiſten in ſolcher Weiſe zum Verſand ge— 
bracht haben, ohne daß jemals eine Kiſte umgefallen iſt. Dazu kommt, daß 
der Güterabfertigungs-Vorſteher P. bekundet hat, daß er die ſtreitige Kiſte 
als ordnungmäßig verladen abgenommen hat, und daß von der Bahnverwal⸗ 
tung nicht darauf gedrungen iſt, daß die Steifen verklotzt würden. Wenn 
die erfahrenen ſachverſtändigen Beteiligten beider Parteien ſo in Jahre langer 
Übung verfahren find und ſich dabei ſonſt niemals Unzuträglichkeiten heraus⸗ 
geſtellt haben, ſo iſt auch das Ber.-Gericht überzeugt, daß die Verladung 


116. Eiſenbahn — Frachtverkehr. 197 


ſachgemäß war und daß auf fie der Schaden nicht zurückzuführen iſt. Dann 
beſteht kein Anlaß, noch Sachverſtändige zu hören. Iſt aber die Beweisver⸗ 
mutung des § 86 Abſ. 2 EBVerkO. ausgeräumt, jo tritt wieder die Regel 
des § 84 in Kraft, wonach die Beklagte ſich zu entlaſten hat. Da das nicht 
gelungen, der Unfall vielmehr unaufgeklärt geblieben iſt, ſo iſt der Anſpruch 
der Klägerin auf Schadenerſatz mit Recht dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 27. Nov. 1915. Glaſer Gen. 

(Kl.) w. L. B. EB. Bf. VI. 145/15. B. 


116. Die Lieferfriſt im Eiſenbahnfrachtverkehr iſt nach Treu und Glauben 
zu behandeln. Suläſſigkeit der Zurückbehaltung einer Tierſendung bis 
zur Bezahlung einer von ihrem Begleiter geſchuldeten Strafed 
HGB. 85 4598; EBVerkoO. § 86; BGB. 5 242. — HGB. 98 440. 454; BGB. 58 229. 273. 1222. 


Der Kläger verlangte als Zeſſionar des Viehhändlers E. vom Eiſen⸗ 
bahnfiskus 700 ½ als Entſchädigung für eine auf dem Eiſenbahntransport 
von Freiſing nach München am 27. Nov. 1913 tödlich beſchädigte Kuh; die 
Eiſenbahn habe den Wagen nach feiner Ankunft in München⸗Südbahnhof 
grundlos nicht ausladen laſſen, ſondern wegen einer angeblichen Strafe von 
6 4 zurückgehalten, mit dem Wagen rangiert und erſt nach mehreren Stun⸗ 
den und nach vorgängiger Zahlung der Strafe die Ausladung geſtattet, wobei 
die Kuh ſchwer verletzt vorgefunden ſei und ſofort habe geſchlachtet werden 
müſſen. Der Beklagte lehnte unter Berufung auf die unbeſtrittene Einhal- 
tung der Lieferfriſt und auf 8 86 Abſ. 2 EBVerkO. die Zahlung ab und be- 
hauptete weiter, der Begleiter der Kuh habe ſich einer Fahrgeldhinterziehung 
ſchuldig gemacht und auf die Beanſtandung hin kurz vor München den Wagen 
heimlich verlaſſen, deshalb habe mangels eines legitimierten Empfängers der 
Wagen in München nicht ausgefolgt werden können. — Die Klage wurde 
abgewieſen; Berufung hatte keinen Erfolg. Aus den Gründen des Ber.⸗ 
Urteils: 

„— — — Daß die Eiſenbahn innerhalb der Lieferfriſt willkürlich mit 
dem Gut verfahren und deſſen Ablieferung auch dann verweigern dürfe, wenn 
ſie für dieſe Weigerung keine Gründe anführen kann, vermag der Senat nicht 
anzuerkennen. Auch für die Eiſenbahn als Frachtführerin gelten die Vor⸗ 
ſchriften der 88 133. 157. 226. 242. 826 BGB. und des $ 347 HGB.; fie darf 
ſich deshalb auf die Vorſchrift über die Lieferfriſt in ſolchen Fällen nicht be⸗ 
rufen, für welche die Lieferfriſtbeſtimmung offenſichtlich nicht beſtimmt iſt. 
Das iſt z. B. in der Rechtſprechung hinſichtlich ſaumſeliger Behandlung leicht 
verderblichen Gutes anerkannt, mag auch die Ablieferung noch inner- 
halb der Lieferfriſt erfolgt ſein (Sörgel Rechtſpr. 1912, 692 Nr. 412; 1913, 
720 Nr. 14). Ebenſowenig ginge es an, wenn ein angekommenes und ab⸗ 
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gabereifes Frachtgut aus bloßer Willkür des Stationsvorſtandes oder Stations⸗ 
dieners dem zur Abholung erſchienenen, mit dem Stationsangeſtellten ver⸗ 
feindeten Empfänger nicht ausgehändigt würde lediglich unter Berufung 
darauf, daß die Lieferfriſt noch nicht abgelaufen ſei. Denn dafür iſt die Liefer⸗ 
friſt nicht vorgeſehen; ſie dient vielmehr, aus der Praxis des Frachtfuhrwerks 
hervorgegangen, ebenſowohl dem Intereſſe des Frachtführers als dem des 
Verſenders und ſchneidet eine Menge von Streitigkeiten ab, die ſonſt über die 
Angemeſſenheit der tatſächlichen Beförderungsdauer unvermeidbar wären. 
Sie dient auch zweifellos dazu, der Bahn den nach ihrer ganzen Einrichtung, 
insbeſondere angeſichts des Beförderungszwanges, notwendigen Zeitraum 
für die Verteilung der aufgelieferten Güter zu gewähren und zwar ſowohl 
hinſichtlich des Beförderungsweges als der Beförderungszeit, insbeſondere 
hinſichtlich der Verteilung auf beſtimmte Züge. Die Bezugnahme auf die 
Lieferfriſt geht aber wider Treu und Glauben, wenn alles dies im ſtreitigen 
Fall garnicht in Betracht kommt. Zuzugeben iſt anderſeits ohne weiteres, 
daß die Lieferungsfriſt auch noch nach Ankunft am Beſtimmungsort von Wert 
für die Bahn iſt, um ihr freiere Hand bezüglich der Auslade-Reihenfolge, der 
Verſchub-⸗Anordnung u. dgl. zu gewähren. Weiter iſt zuzugeben, daß nicht jede 
Verzögerung ſeitens der Bahn zugleich ein Verſchulden darſtellt, daß viel- 
mehr die Eigenart des Frachtbetriebs der Bahn, insbeſondere die gebotene 
Eile manches Verſehen als im Sinne des § 276 BGB. mit 8 347 HGB. noch 
entſchuldbar erſcheinen laſſen kann, das im gewöhnlichen Handelsbetrieb ein 
zur Haftung führendes Verſchulden darſtellen würde. Zuzugeben mag auch 
ſein, daß in den meiſten Fällen einer Verzögerung innerhalb der Lieferfriſt 
die Urſache garnicht mehr aufgedeckt werden kann und daß eine Rechenſchafts— 
pflicht oder ein Ausforſchungsbeweis hierwegen nicht ſtattfindet. Zeigt aber 
der Tatbeſtand ein vorſätzliches oder grob fahrläſſiges Verſchulden der Bahn, 
ſo tritt nach der Anſicht des Senats die Haftpflicht ein, weil auch die Be— 
rufung auf die Lieferfriſt der Vertragsauslegung nach Treu und Glauben 
nicht widerſprechen darf. Letzterer Punkt iſt in den gegenteiligen Ausfüh— 
rungen, insbeſondere bei Rundnagel (Haftung der Eiſenbahn, 43Ff.) nicht 
genügend gewürdigt. Es handelt ſich hierbei um eine weder im Handels— 
geſetzbuch noch in der Eiſenbahn-Verkehrsordnung geordnete poſitive Vertrags— 
verletzung, die lediglich nach dem Bürgerl. Geſetzbuch zu entſcheiden iſt. Das 
Gleiche ergibt ſich übrigens aus 895 EVVerkO. nach der Auslegung, die 
dieſer Vorſchrift nicht nur von Eger, ſondern auch vom Reichsgericht (vgl. 
die Angabe bei Rundnagel 209) gegeben wird. 

Die vorſtehenden Ausführungen gelten zunächſt für die gewöhnlichen Fälle 
der Frachtgutbeſchädigung; ſie behalten ihre Gültigkeit aber auch gegenüber 
den Haftungseinſchränkungen des § 86 Verfü. (§ 459 HGB.). Liegt alſo ein 


„ 28 


auf § 86 Verfü. der Bahn nichts. Im vorliegenden Fall kann nun als er— 
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wieſen angenommen werden, daß die Kuh unverletzt in München-S.⸗B. an» 
gekommen war. Damit iſt der Gegenbeweis im Sinne des 8 86 Abſ. 3 VerkO. 
geliefert, da alle die ſeitens der Bahn aufgeführten, von ihr nicht zu vertre— 
tenden Gefahrenquellen zu einer tatſächlichen Beſchädigung des Gutes nicht 
geführt haben, bis es bei richtiger Behandlung zur Abgabe an den Empfänger 
reif war, ſohin bei rechtzeitiger Abgabe das Gut unbeſchädigt ausgehändigt 
worden wäre. 

Es kommt alſo darauf an, welche Gründe der Beklagte für die Verweige— 
rung der Herausgabe nach der Ankunft im Südbahnhof anzuführen vermag. 
Daß eine ſolche Verweigerung ſtattgefunden hat, iſt durch die Beweisaufnahme 
dargetan; der Wagen wurde auch tatſächlich erſt abgegeben, als die 6 % Strafe 
bezahlt waren. Es erſcheint nun freilich zweifelhaft, ob der Bahn als Fracht— 
führerin ein Pfandrecht am Inhalt des Viehwagens zuſteht, wenn der Be— 
gleiter nicht auf dem Beförderungsſchein mit aufgeführt wird, ſondern eine 
ſelbſtändige Fahrkarte wie jeder andere Reiſende zu löſen hat, dies aber unter— 
läßt und deshalb die in $ 16 VerkO. vorgeſchriebene Strafe von 6 1 zu zahlen 
hat. Denn § 16 VerkO. regelt den Perſonentransport und ſpricht der Bahn 
kein geſetzliches Pfandrecht zu, wie ſchon die Vorſchrift des Abſ. 3 über die 
Herausgabe des Reiſegepäcks an einen Reiſenden beweiſt, der mangels Zah— 
lung ausgeſetzt wird. Anderſeits kann es nach allgemeinen Vorſchriften keinem 
Zweifel unterliegen, daß die Bahn an ſich berechtigt iſt, mit allen zivilrecht— 
lichen Mitteln die Sicherung und Beitreibung dieſer Strafe herbeizuführen, 
insbeſondere alſo durch ſicherungsweiſe Wegnahme von Eigentum des Zu— 
widerhandelnden (88 229 ff. BGB.). Selbſt wenn aber die Bahn bei der Ent⸗ 
ſcheidung der Frage des Frachtführerpfandrechts ſich dieſes Pfandrecht ſelbſt 
mit Unrecht zugeſprochen hätte, könnte daraus noch kein grobes Verſchulden 
bei der Erfüllung des Frachtvertrages abgeleitet werden; denn die Frage iſt, 
ſoviel erſichtlich, in Rechtſprechung und Rechtslehre überhaupt noch nicht er⸗ 
örtert und die öffentlichrechtlichen Vorſchriften der EBVerkO. laſſen ver- 
ſchiedene Deutung zu. Die Bahn hat alſo nicht derart grundlos und will— 
kürlich gehandelt als ſie den Wagen zurückbehielt, daß ihr die Berufung auf 
die Lieferfriſt wegen Verſtoßes gegen Treu und Glauben verſagt werden 
müßte. — — — Auf § 231 BGB. hat ſich der Kläger nicht berufen und 
es wäre eine derartige Berufung auch nicht durchſchlagend; denn der Fiskus 
hat im ungünſtigſten Fall die Zurückbehaltung nicht in vermeintlicher Aus⸗ 
übung eines wirklich nicht beſtehenden Selbſthülferechts vorgenommen, ſon⸗ 
dern in der gutgläubigen Annahme eines dinglichen Pfandrechts; letztere 
Annahme aber fällt nicht unter die unbedingte Schadenerſatzpflicht nach 
8 231 BGB., ſondern iſt nach dem gewöhnlichen Vertragsrecht aus 8 276 
BGB. zu beurteilen. 

Eben weil es ſich um Ausübung eines Pfandrechts, wenigſtens eines 
vermeintlichen, handelt, kann auch nicht gejagt werden, daß wegen 6 % Strafe 
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nicht ein Viehwagen mit einem Inhalt von mehreren tauſend Mark zurück— 
behalten werden durfte. Es iſt zweifellos, daß die Bahn, wenn ſie anders 
vorgegangen wäre, das Nachſehen hinſichtlich der Strafe gehabt hätte; ander— 
ſeits hat der Erfolg gezeigt, daß auf dem eingeſchlagenen Wege die Strafe 
alsbald hereingebracht wurde. Die Leute der Eiſenbahn konnten auch nicht 
ohne weiteres annehmen, daß der Transport durch die bloße Verzögerung 
bis zur Zahlung der Strafe gefährdet werden würde und wenn, ſo ging dieſe 
Gefährdung auf Haftung und Rechnung deſſen, der ſie veranlaßt hatte. Ein 
Rangierſtoß in der Zwiſchenzeit iſt übrigens nicht nachgewieſen. — — — 
Es können auch nicht etwa diejenigen Entſcheidungen herangezogen werden, 
die aus dem Geſichtspunkt von Treu und Glauben eine übermäßige Zurück— 
behaltung mißbilligen. Denn auch dieſe Entſcheidungen gehen nicht ſo weit, 
dem Berechtigten jede Zurückbehaltung wegen Geringfügigkeit der Forderung 
zu verbieten. Nun iſt aber nicht abzuſehen, wie ſich die Bahn das Pfand, 
nämlich den Inhalt des Viehwagens, hätte teilen ſollen: das wäre auf eine 
teilweiſe Ausladung hinausgegangen, die man der Bahn nicht zumuten konnte 
(val. auch §S 1222 BGB.). 

Bei dieſer Sachlage und angeſichts des nach jeder Richtung widerſpruchs— 
vollen und unklaren Beweisergebniſſes muß es bei dem Grundſatz des § 459 
SGB. mit §86 EBVerkO. ſein Verbleiben haben, wonach die Beförderung 
lebender Tiere auf der Bahn im weſentlichen auf Gefahr des Verſenders, 
nicht der Bahn, geſchieht. Der Kläger mag ſich an den halten, der durch ſeine 
Fahrgeldhinterziehung und falſchen Angaben den Anlaß zur Zurückbehaltung 
des Wagens gegeben hat. — — —“ 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 29. Dez. 1915. B. w. Bayer. 

EB. Fiskus. L. 655 14. F—2. 


117. Verjährung eines Schadensanſpruchs gegen den 
Eigentümer eines Floßes. 
FlößG. (RG Bl. 1895, 341) SS 303. 22. 23: BGB. 8 223. 


Durch einen aus fünf Flößen beſtehenden, der Firma L. gehörenden 
Floßzug wurde am 10. Nov. 1910 eine vom preußiſchen Fiskus unterhal— 
tene Schleußenanlage beſchädigt. Der Schaden bezifferte ſich auf 1857. K. 
Die Weiterführung des Floßzuges wurde erſt geſtattet, nachdem der Unter- 
nehmer (Frachtflößer) W. eine Sicherheit von 3000 , hinterlegt hatte. Der 
Floßzug wurde an einen gutgläubigen Dritten weiterveräußert; der Erlös 
überſtieg den angerichteten Schaden. — Der Fiskus verlangte von dem Fracht. 
flößer W. mit einer am 6. Sept. 1912 zugeſtellten Klage Erſatz des Schadens— 
Der Beklagte wandte ein, daß er bei der Beſtellung ſeiner Leute für die Floß— 
fahrt die im Verkehr erforderliche Sorgfalt angewandt habe und machte 
außerdem die Verjährung des Anſpruchs geltend. Die Klage wurde ab— 
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gewieſen und die Berufung des Klägers mit folgender Begründung zurüd- 
gewieſen: 

„Mit der Klage wird der Erſatz des Schadens verlangt, den die damals 
mit der Aufgabe, Flöße von M. mainabwärts zu bringen, betrauten Be⸗ 
dienſteten des Beklagten in Ausführung der Verrichtung, wozu ſie vom Be— 
klagten beſtellt waren, dem Kläger durch die Beſchädigung der Schleußen⸗ 
anlage widerrechtlich zugefügt haben. Dieſen Erſatz verlangt der Kläger aus 
zwei Geſichtspunkten: . 

1. Er beruft ſich auf die nach § 23 Abſ. 2 FlößG. mit $ 831 BGB. 
begründete perſönliche Haftpflicht des Beklagten. Hierbei kommt es auf ein 
„Verſchulden“ der Bedienſteten des Beklagten nicht an, ſondern es genügt, 
daß dieſe, indem ſie die ihnen von ihrem Dienſtherrn übertragene Verrich— 
tung ausführten, die den Kläger ſchädigende an ſich widerrechtliche Hand— 
lung tatſächlich begangen haben. Aus der Tatſache, daß die Angeſtellten 
durch eine unrechte Handlung einen Schaden widerrechtlich verurſacht haben, 
folgert das Geſetz, daß ihnen die hierbei zutage getretene Untüchtigkeit auch 
ſonſt anhafte und dem Geſchäftsherrn nicht verborgen geblieben ſei, und daß 
der Geſchäftsherr, der ſolchen Angeſtellten trotzdem das den Schaden an— 
richtende Geſchäft aufgetragen hat, dies auf ſeine Gefahr hin getan und für 
die Folgen einzuſtehen habe, die aus dem Beſtellen ungeeigneter Leute ent— 
ſpringen. Der Beklagte ſucht ſich von der Erſatzpflicht dadurch zu befreien, 
daß er die geſetzliche Vermutung einer ſchuldhaften Auswahl untüchtiger 
Hülfsperſonen zu widerlegen unternimmt und nachzuweiſen ſucht, daß er 
bei der Beſtellung ſeiner Leute zu jener Floßfahrt die im Verkehr erforder- 
liche Sorgfalt beobachtet habe (8831 Satz 2 BGB.). Tiefen Entlaftungs- 
beweis hat der Beklagte vollſtändig geführt. — — — 

2. Außerdem macht der Kläger den Beklagten als angeblichen Eigentümer 
des ſchadenſtiftenden Floßes nach §S 22 FlößG. für den Schaden verantwort- 
lich. Er will, nachdem durch die Veräußerung des Floßes das ihm nach § 22 
Abſ. 2 daran zuſtehende Pfandrecht erloſchen iſt, den Beklagten bis zur Höhe 
des hieraus erzielten Erlöſes nach § 23 Abſ. 1 perſönlich haftbar machen. 
Eine perſönliche Verbindlichkeit des Floßeigentümers für die durch ein Floß 
verurſachte Beſchädigung (von dem vorhin behandelten Fall abgeſehen) tritt 
an ſich nicht ein, ſondern ſeine Haftung iſt regelmäßig beſchränkt auf das 
ſchadenſtiftende Floß und zwar nur auf das einzelne Floß, das den Schaden 
angerichtet hat, und in dem Umfange, den das Floß bei der Zufügung des 
Schadens hatte (vgl. Mittelſtein FlößG. §S 22 Anm. 5 und 6; Landgraf FlößG. 
8 23 Anm. 8). Da aber dieſes Floß zur Zeit der Klagerhebung ſchon in ſeine 
einzelnen Beſtandteile aufgelöſt war und dieſe an einen gutgläubigen Dritten 
veräußert waren, jo iſt das Pfandrecht an dem Floß erloſchen und nach § 23 
Abſ. 1 Satz 2 FlößG. eine perſönliche Haftung des Veräußerers entſtanden, 
die ſich auf den für das Floß erzielten Erlös beſchränkt. Daß hier der Erlös. 
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den Betrag des vom Kläger geforderten Schadenerſatzes erreicht, hat der 
Beklagte nicht beſtritten. Allein dieſe beſchränkte perſönliche Forderung kann 
nur gegen den Eigentümer des Floßes geltend gemacht werden und dies 
war nicht der Beklagte, ſondern die Firma L. Deshalb iſt die gegen W. er- 
hobene Klage inſoweit unbegründet, als ſie auf mehr als die von ihm hinter— 
legten 3000 gerichtet iſt. 

Nun fragt es ſich weiter, ob ſie nicht wenigſtens wegen dieſes Betrags 
von 3000 % gerechtfertigt jet. Die, Sicherheit wurde von ihm aus Mitteln, 
die ihm von der Firma L. geliehen worden waren, um das Floß frei zu be— 
kommen, im Hinblick auf das dem Floßeigentümer gegen den Frachtflößer 
nach § 22 Satz 1 FlößG. zuſtehende Rückgriffsrecht, zur Sicherung des Anſpruchs 
hinterlegt, für den bis dahin das Floß gehaftet hatte. Die 3000 traten 
ſohin an die Stelle des Floßes, das Pfandrecht, das bisher am Floß beſtan— 
den hatte, wurde vereinbarunggemäß durch ein Pfandrecht an dieſen 3000 .K 
erſetzt. In Anſehung dieſer Summe iſt der verklagte Frachtflößer W., dem 
die Summe gehört, auch der richtige Beklagte. Aber auch in dieſer Bezie— 
hung iſt die Klage unbegründet; denn der Beklagte beruft ſich mit Recht auf 
$ 3032 FlößG., wonach die Erſatzanſprüche wegen Beſchädigungen, die durch 
ein Floß entſtanden ſind, mit dem Ablauf eines Jahres erlöſchen, das mit 
dem Schluß des Jahres beginnt, in dem die Forderung fällig geworden iſt, 
hier alſo mit dem Ende des Jahres 1910, ſo daß die Klage, die erſt am 6. Sept. 
1912 zugeſtellt wurde, um viele Monate zu ſpät erhoben iſt. 

Daraus, daß die ſoeben angeführte Geſetzesbeſtimmung den Beiſatz 
„(S 22 Abſ. 1)“ enthält, darf nicht etwa, wie der Kläger meint, geſchloſſen 
werden, daß nur die im 8 22 Ab}. 1 erwähnte Haftung mit dem Floße dieſer 
kurzen Verjährung unterliege, während es bei der im § 23 Abſ. 1 im Fall der 
Veräußerung des Floßes eintretenden perſönlichen Haftung mit dem Erlöſe 
des Floßes bei der gewöhnlichen Verjährung, etwa der im 8 852 BGB. feit-, 
geſetzten dreijährigen oder gar der im 8 195 BGB. beſtimmten dreißigjährigen, 
zu verbleiben hätte. Mit Recht jagt das Landgericht, daß § 23 Ab. 1 im engſten 
Zuſammenhange mit 822 ſteht und dieſen nur zur Erläuterung des Um— 
fangs der Haftung ergänzt, aber keinen bejonderen, auf neue Vorausſetzungen 
gegründeten Erſatzanſpruch aufſtellt. Der § 22 beſtimmt, daß der Floßeigen— 
tümer für die durch ſein Floß angerichteten Beſchädigungen mit dem Floß 
haftet ſolange dieſes noch unveräußert und in dem Umfange vorhanden iſt, 
den es bei der Schadenzufügung hatte, und 8 23 ſetzt, wenn das Floß nicht 
mehr vorhanden iſt, an deſſen Stelle den aus der Veräußerung des Floßes 
erzielten Erlös, da (wie Mittelſtein a. a. O. in Anm.7 jagt) ‚das Landver⸗ 
mögen (des Floßeigentümers) nicht zum Nachteil des (dem Schadenerſatz— 
berechtigten haftenden) Floßvermögens bereichert werden joll‘. Sehr zutref— 
fend weiſt das Landgericht auch auf den Widerſinn hin, wozu die entgegen— 
geſetzte Auslegung führen würde: daß eine nach dem Ablauf der im 8 30 
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beſtimmten Friſt erhobene Klage, wenn das Floß noch nicht veräußert wäre, 
wegen Verjährung abgewieſen werden müßte, der Kläger aber dann, wenn 
daraufhin der Floßeigentümer das Floß veräußerte, ſofort, und diesmal mit 
Erfolg, ſeine Klage wiederholen könnte. 

Derſelben Anſicht wie das Landgericht ſind auch Laß und Maier in ihrem Haftpflichtr. 2 
§ 21 ©. 130. Auch Landgraf (a. a. O. § 30 mit $ 1197 BinnenSchG.) hält es für ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß die Verjährung der Forderungen mit Pfandrecht auch die daneben in 
einzelnen Fällen beſtehende (beſchränkte) perſönliche Forderung mit ergreift. Und ebenſo 
ſagt Mittelſtein (a. a. O. § 30°), daß auch die im § 23 Abſ. 1 Satz 2 feſtgeſetzte beſchränkte 
perſönliche Forderung der im § 30% beſtimmten Verjährung unterliege, da fie auf der 
Vorſchrift des § 22 Abſ. 1 beruhe, im Gegenſatz zu der ſich aus dem bürgerlichen Recht 
ergebenden unbeſchränkten perſönlichen Haftung des § 23 Abſ. 2, die auch in Anſehung 
der Verjährung lediglich dem bürgerlichen Rechte unterliegt. 

— — — Berfehlt iſt der Hinweis auf $ 223 BGB., wonach der Berech⸗ 
tigte durch die Verjährung ſeines Anſpruchs nicht gehindert wird, ſeine Be⸗ 
friedigung aus dem Pfande zu ſuchen, das ihm für ſeinen Anſpruch haftet. 
Denn auch dann, wenn das Pfandrecht am Floß ſelbſt noch beſtände, würde 
es nach dem Ablauf der Verjährungsfriſt des 8 30 FlößG. dem Gläubiger 
nicht mehr haften, und das Pfandrecht an den 3000 „ iſt nur an die Stelle 
des urſprünglich haftenden Floßes getreten, unterliegt alſo denſelben Be⸗ 
ſtinimungen wie das Floßpfand. Die allgemeine Vorſchrift des §S 223 BGB. 


muß der beſonderen des § 30 FlößG. weichen. — — —“ 
Urteil des OLG. Bamberg (1. Sen.) v. 20. Nov. 1915. Preuß. Fiskus 


w. W. I. 228/13. Chr. 


118. Haftung des Derfradhters für Seetüchtigkeit des Schiffes;* 
Entlaſtungsbeweis und Freizeichnung.““ 


„Vgl. 32 Nr. 99; 34. Nr. 61; — Vgl. 4 Nr. 113. 114; 7 Nr. 310; 40 Nr. 225. 
HGB. 8g 559. 657; BGB. $ 157. 


Die Urſache der Ladungsbeſchädigung iſt aufgeklärt durch die Stauungs⸗ 
und Garnierungsbeſcheinigung, es war die Undichtigkeit eines bleiernen Ab⸗ 
flußrohres an Backbordſeite, aus welchem Waſſer in größeren Mengen in 
den Laderaum auf die klägeriſche Ladung herabfloß. Die Schadhaftigkeit 
eines derartigen Rohrs bedeutet Seeuntüchtigkeit. Die Parteien ſind dar⸗ 
über einig, daß der Bruch des Abflußrohrs bei den Abbringungsarbeiten nach 
Feſtgeraten des Schiffes auf dem La Plata zwiſchen Buenos Aires und Monte— 
video erfolgt iſt, alſo vor Antritt der das klägeriſche, in Montevideo eingeladene 
Stückgut betreffenden Reiſe. Die Beklagte haftet alſo nach HGB. $ 559 
Abſ. 2 für den aus dem mangelhaften Zuſtande des Schiffs entſtandenen 
Schaden, es ſei denn, daß der Mangel bei Anwendung der Sorgfalt eines 
ordentlichen Verfrachters nicht zu entdecken war. 
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Der Entlaſtungsbeweis iſt in der Weiſe zu führen, daß der Verfrachter 
die Urſache der Nichtentdeckung des Mangels aufzuklären und in bezug auf 
den hieraus ſich ergebenden Tatbeſtand darzutun hat, daß ihm und den Per— 
ſonen, für die er verantwortlich iſt, ein Verſchulden nicht zur Laſt falle (RG. 
Entſch. 67, 304). Die Urſache der Nichtentdeckung des Mangels iſt die nicht 
erfolgte Überholung des Schiffes oder wenigſtens der Räume, in welche die 
Montevideo-Ladung verſtaut werden ſollte. Wenn die Beklagte meint, zu 
einer ſolchen im Lauf der Reiſe des Schiffs ungewöhnlichen und vielleicht 
mit viel Mühe verbundenen Maßregel nicht verpflichtet geweſen zu ſein, ſo 
verkennt ſie das Maß der ihr als Verfrachterin obliegenden Verpflichtungen. 
Sie hatte nach 8559 HGB. auch für die in Montevideo hinzukommende 
Ladung ein ſeetüchtiges Schiff zu liefern. Wenn ſie der Regel nach hätte 
glauben dürfen, daß die „Silvia“ in allen ihren Teilen in Ordnung ſei, ſo 
war dies nach der Haverei auf dem La Plata nicht der Fall, man hat nachher, 
wie die Verklarung ergibt, mit Schäden am Schiffe gerechnet. Ob man der 
bereits im Schiff befindlichen Ladung gegenüber zur Feſtſtellung dieſer Schäden 
durch Überholung des Schiffs verpflichtet war, bedarf keiner Erörterung, aber 
der neu hinzukommenden Ladung, der man das Schiff in ſeetüchtigem Zu— 
ſtande zu liefern hatte, war man verpflichtet, zum mindeſten die Räume, 
in die man ſie verſtauen wollte, zu überholen, ſicherlich den Raum, über dem 
ſich, wie man wiſſen mußte, Abflußrohre befanden, deren Bruch in Fällen 
von Havereien wie die geſchehene keine Seltenheit iſt. Die Beklagte hat alſo 
den Entlaſtungsbeweis des § 559 Abſ. 2 nicht geführt. 

Zu Unrecht beruft ſich die Beklagte auf die in ihrem Konnoſſement ent— 
haltenen Freizeichnungen. „Bruch“ iſt ein Zerbrechen der Ladung, nicht 
eines Schiffsteils; „Leckage“ Ausfließen flüſſiger Ladung aus ihren Behält— 
niſſen, nicht Beſchädigung durch von außen kommende Leckage andrer Gegen— 
ſtände (Scrutton Charterp. and bills of lading 213). Die Freizeichnung von 
„den Folgen aus den mit der See- und Dampfſchiffahrt verbundenen Ge— 
fahren“ ſchützt nicht vor der Haftung für Sceuntüchtigfeit; 

Hanſ. OLG. in HanſGZ. Hbl. 1910, 138; RG. in HanſGZ. Hbl. 1886, 19; Scrutton 308. 
Ebenſowenig die allgemeine Freizeichnung von „Verſchulden der Beſatzung“; 
RG. in HanſGzZ. Hbl. 1886, 19; Brandis Seer. 2, 10; Scrutton 216; Wüſtendörfer 

Studien 1, 398; Ulrich ZVerſWiſſ. 12, 1056; 
denn Grundlage der Haftung aus § 559 iſt, wie das Landgericht zutreffend 
betont, nicht das Verſchulden der Schiffsbeſatzung, vielmehr eine frachtrecht— 
liche Gewährleiſtung. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 20. Dez. 1915. H. B. & Co. 

w. Hamb. Amer. Paketf. A.⸗G. Bf. I. 219/15. Nö. 
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II. Verfahren. 


119. Gebührenfreiheit; der $ 98 Abſ. 4 GKG. bezieht ſich nicht auf 
freiwillige Ubernahme der Koften. 


Val. 65 Nr. 224. 
GKG. 8 98 Abſ. 4. 


Dem Landgericht iſt darin beizutreten, daß die Vorſchrift des § 98 Abſ. 4 
GKG. ſich entſprechend ihrem deutlichen Wortlaut nur auf den Fall bezieht, 
daß dem Reiche Koſten des Verfahrens durch gerichtliche Entſcheidung „auf— 
erlegt“ find, nicht aber auf den hier vorliegenden Fall, daß das Reich ver- 
gleichsweiſe die Koſten des Rechtsſtreits übernommen hat. 

Der im § 98 Abſ. + in Bezug genommene $ 86 GKG. betrifft ſowohl 
die Auferlegung der Koſten durch gerichtliche Entſcheidung als auch die Über- 
nahme der Koſten durch eine dem Gericht zugehende Erklärung. Ausdrück⸗ 
lich aber iſt im 8 98 Abſ. 4 nur die erſte dieſer beiden Vorausſetzungen wieder⸗ 
holt, und, daß es ſich hierbei um einen Fehler im Ausdruck handeln ſollte, 
erſcheint um ſo mehr ausgeſchloſſen, als an andrer Stelle, nämlich im 8 88, 
wiederum nur der zweite Fall des 8 86, der Fall der Koſtenübernahme, zitiert 
iſt, und zwar auch hier unter Hinzufügung eines Hinweiſes auf $ 86. Aus 
dieſem Hinweis läßt ſich alſo nicht ſchließen, daß, obwohl nur eine Voraus- 
ſetzung des 8 86 erwähnt iſt, doch auch die andre in dieſem Paragraphen ent⸗ 
haltene Vorausſetzung anzuwenden ſei. 

Aber auch ſachliche Gründe gebieten nicht eine Ausdehnung des 8 98 
Ab}. 4 über ſeinen klaren Wortſinn hinaus. Denn, wenn auch das Reich in 
dem Verfahren vor den Landgerichten von der Gebührenzahlung befreit ſein 
ſoll, jo würde doch die Vorſchrift des 8 98 Abſ. 4, wenn man fie auch auf 
Fälle freiwilliger Koſtenübernahme durch das Reich erſtrecken wollte, dem 
Reiche die Möglichkeit geben, durch Abgabe einer einfachen Übernahmeerklä— 
rung, die eine Koſtenpflicht des Reiches nicht begründen würde, dem Landes- 
fiskus den gegenüber der Gegenpartei bereits erworbenen Gebührenanſpruch 
ſchlechthin wieder zu entziehen. Es kann nicht angenommen werden, daß 
das Geſetz dem Reich eine ſolche weitgehende Befugnis hätte gewähren wollen. 

Es entſpricht denn auch, wie das Landgericht bereits hervorgehoben hat, 
der herrſchenden, namentlich durch das preuß. Juſtizminiſterium vertretenen 
Auffaſſung, den § 98 Abſ. 4 auf die Fälle freiwilliger Koſtenübernahme nicht 
auszudehnen; vgl. die Allg. Verf. des preuß. Juſtizminiſters v. 8. Dez. 1902 
(JM Bl. 302) und OL GRſpr. 7, 222; 21, 132. 

Die Beſchwerde war daher zurückzuweiſen. 

Beſchluß des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 7. Okt. 1915. R. w. Reichsmil.⸗ 

Fiskus. WI. 78/15. — Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1915, 260. 
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120. Gerichtsſtand des Erfüllungsorts für den Anſpruch auf Rückzahlung 
des Kaufpreiſes, wenn die beanſtandete Ware nach § 379 Abſ. 2 HGB. 
verſteigert und der Erlös hinterlegt worden iſt. 

Vgl. 52 Nr. 148 m. N.; 54 Nr. 80; 63 Nr. 142; 64, Nr. 55. 

BRD. § 29; BGB. $ 269; HGB. § 379. 

Die vom Landgericht verneinte Zuſtändigkeit des angerufenen Gerichts kann, 
da andre Gründe dafür nicht vorliegen, nur dann aus §29 ZPO. hergeleitet 
werden, wenn Lübeck für den eingeklagten Anſpruch als Erfüllungsort anzuſehen 
iſt. Der Klaganſpruch geht auf Rückzahlung des Kaufpreiſes aus einem Kauf— 
vertrage, den die Klägerin wegen Mangelhaftigkeit der gelieferten Ware 
wandeln will, und zwar handelt es ſich darum, wo dieſer Rückzahlungsan⸗ 
ſpruch in einem Fall erfüllt werden muß, wo die gelieferte Ware nad) § 379 
Abſ. 2 HGB. verſteigert worden und deshalb nicht mehr vorhanden iſt. 

Die in Lübeck wohnende Klägerin hatte von dem in Oſtpreußen an- 
geſeſſenen Beklagten Saatkartoffeln unter der Abmachung gekauft, daß Be— 
klagter die Kartoffeln waggonfrei Gilgenburg (Oſtpreußen) liefern und an 
die von der Klägerin anzugebende Adreſſe abſenden ſollte, während Klägerin 
den Kaufpreis bei einem Vorſchußverein in Gilgenburg gegen Aushändigung 
des Duplikatfrachtbriefs einzuzahlen hatte. Dieſen Abmachungen gemäß iſt 
der Vertrag ausgeführt, und zwar hat Klägerin die Ware nach Lübeck ſchicken 
laſſen. Hier ſollen die Kartoffeln ſich als nicht vertragmäßig erwieſen haben, 
die Klägerin erwirkte eine einſtweil. Verfügung, durch die ſie unter der Auf- 
lage, den Erlös für den Beklagten zu hinterlegen, zum öffentlichen Verkauf 
ermächtigt wurde, ließ die Kartoffeln verſteigern und, nachdem dies geſchehen 
war, die beim Landgericht Lübeck eingereichte Klage auf Rückzahlung des 
Kaufpreiſes dem Beklagten zuſtellen. Später wurde der Verſteigerungserlös 
beim Amtsgericht Lübeck hinterlegt. 

Die Frage, ob unter dieſen Umſtänden Lübeck der Erfüllungsort für den 
eingeklagten Anſpruch iſt, muß mit dem Landgericht verneint werden. Zwar 
befand die Ware ſich, folange fie noch nicht verſteigert war, „dem Vertrage 
gemäß“ in Lübeck, ſo daß nach den vom Reichsgericht (Entſch. 55, 108) aus⸗ 
geführten Grundſätzen, wenn die Kartoffeln dort noch vorhanden wären, der 
Rückzahlungsanſpruch der Klägerin in Lübeck zu erfüllen fein würde. Allein 
mit der Verſteigerung der Kartoffeln iſt der einzige Grund weggefallen, aus 
dem Lübeck als Erfüllungsort für den fraglichen Rückzahlungsanſpruch an⸗ 
genommen werden müßte, nämlich der Grund, daß der Beklagte Zug um Zug 
gegen die Rückzahlung des Kaufpreiſes Aushändigung der Ware fordern 
konnte, und deshalb in Lübeck, wo die Ware ſich dem Vertrage gemäß be— 
fand, leiſten mußte. Von dieſem Geſichtspunkt abgeſehen, iſt bei der Wande— 
lung, da weder die Natur des Schuldverhältniſſes noch ſonſtige Umſtände 
einen andern Erfüllungsort ergeben, die Verpflichtung zur Rückzahlung des 
Kaufpreiſes nach §S 269 BGB. im Wohnſitze des Käufers zu erfüllen. Der 
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Verſteigerungserlös iſt allerdings an die Stelle der Ware getreten, jo daß 
der Beklagte jetzt Zug um Zug gegen Rückzahlung des Kaufpreiſes Aus⸗ 
kehrung des Erlöſes fordern kann. Die Einwilligung der Klägerin zur Aus— 
kehrung dieſes kraft richterlicher Anordnung in Lübeck hinterlegten Erlöſes 
iſt auch in Lübeck zu erklären, aber dieſe Erklärung ſteht nicht in ſolchem Zu— 
ſammenhange mit der Zahlungspflicht des Beklagten, daß deshalb auch dieſe 
in Lübeck erfüllt werden müßte. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 24. Jan. 1916. Sp. & F. w. 

A. R. Bf I. 262/15. Nö. 


121. Die Erinnerung gegen Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe des Gerichts- 
ſchreibers unterliegt auch in Landgerichtsprozeſſen nicht 
dem Anwaltszwange. 
3PO. 88 104. 576/7; G&G. $ 4. 


Das Landgericht hat die in § 104 Abſ. 3 ZPO. vorgeſehene Erinnerung 
gegen die vom Gerichtsſchreiber getroffene Koſtenfeſtſetzung dem in § 576 
ZPO. behandelten Antrage auf Anderung der Entſcheidung des Gerichts— 
ſchreibers gleichgeſtellt. Weil nun dieſer Antrag nach § 577 Abſ. 4 3PO. 
für den Fall, daß die Entſcheidung des Gerichts der ſofortigen Beſchwerde 
unterliegen würde, auf dem für die Beſchwerde vorgeſchriebenen Wege ge- 
ſtellt werden muß, und weil die ſofortige Beſchwerde gemäß 8 569 ZPO. 
dem Anwaltszwange unterliegt, wenn der Rechtsſtreit in erſter Inſtanz bei 
einem Landgericht anhängig geweſen iſt, jo hat das Landgericht angenom⸗ 
men, daß auch für die Erinnerung des § 104 Abſ. 3 Anwaltszwang beſtehe, 
wenn fie ſich gegen die Koſtenfeſtſetzung des Gerichtsſchreibers eines Land⸗ 
gerichts richtet. 

Dieſe Auffaſſung kann für zutreffend nicht erachtet werden. Es fehlt 
ein hinreichender Anlaß, die Erinnerung des 8 104 Abſ. 3 den Fällen des 
8 577 Abſ. 4 gleichzuſtellen. In letzteren Fällen hat das Prozeßgericht, wenn 
es die Entſcheidung des Gerichtsſchreibers nicht ändern will, ſich der eigenen 
Entſcheidung zu enthalten und den Antrag dem Beſchwerdegericht vorzulegen; 
hieraus ergibt ſich, daß in dem Antrage nach der Meinung des Geſetzes bereits 
die ſofortige Beſchwerde gegen die gerichtliche Entſcheidung für den gedachten 
Fall gefunden werden ſoll. Im Falle des § 104 aber hat unter allen Um⸗ 
ſtänden zunächſt das Gericht, deſſen Gerichtsſchreiber den angefochtenen Be- 
ſchluß erlaſſen hat, über die Erinnerung zu entſcheiden, und wenn es die 
Koſtenfeſtſetzung des Gerichtsſchreibers billigt, ſo bedarf es erſt einer nunmehr 
zu erhebenden ſofortigen Beſchwerde der benachteiligten Partei, um die 
Entſcheidung des Gerichts der höheren Inſtanz herbeizuführen. Da das Geſetz 
der Erinnerung alſo einen anderen Charakter und einen anderen prozeſſualen 
Erfolg als dem Antrag aus den 88 576. 577 beilegt, iſt es nicht richtig, die 
Formvorſchriften des § 577 auf die Erinnerung zu übertragen. 
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Näher liegt es, auf den $4 Abſ. 3 GKG. hinzuweiſen. Die Beſtimmung, daß 
die Einlegung von Erinnerungen zu Protokoll des Gerichtsſchreibers oder jchrift- 
lich ohne Mitwirkung eines Anwalts erfolgen kann, bezieht ſich dort zwar nur auf 
die Berechnung der an das Gericht zu zahlenden Koſten. Für die analoge An- 
wendung auf die Berechnung der von der unterliegenden Partei an die ob— 
ſiegende zu erſtattenden Koſten ſpricht aber der Umſtand, daß das Verhältnis 
der erſten Feſtſetzung zu der auf die Erinnerung erfolgenden Entſcheidung 
ſowie die Bedeutung der Erinnerung ſelbſt in beiden Fällen die gleiche iſt. 

Aber es kann auch dieſe Analogie dahingeſtellt bleiben. Der $ 104 Abſ. 3 
enthält ſelbſt jedenfalls keine Vorſchrift, daß für die Erinnerung eine be— 
ſtimmte Form zu beobachten ſei. Ein ſachlicher Grund, eine ſolche, insbeſon— 
dere in Landgerichtsprozeſſen den Anwaltszwang für geboten zu erachten, 
iſt nicht erſichtlich. Für den Antrag auf Koſtenfeſtſetzung ſelbſt, welcher häufig 
eine eingehende Berechnung erfordert, ſind in § 103 Formvorſchriften nicht 
gegeben, und die Erinnerung, die nur die Nachprüfung des Gerichts gegen— 
über der Berechnung des Gerichtsſchreibers bezielt, bedarf zu dieſem Zweck 
der Mitwirkung eines Anwalts nicht. Zu beachten iſt auch, daß vor der No— 
velle v. 1. Juni 1909 das Feſtſetzungsgeſuch an das Gericht zu richten und 
hier frei vom Anwaltszwange war. Nachdem jetzt die erſte Entſcheidung über 
die zu erſtattenden Prozeßkoſten dem Gerichtsſchreiber übertragen worden 
iſt, liegt es in der Tendenz der Geſetzgebung, auch die Erinnerung, welche 
nunmehr die Entſcheidung des Gerichts über die Koſtenfeſtſetzung herbei— 
zuführen beſtimmt iſt, ebenſo formfrei zu geſtalten wie den Antrag, der vor— 
her dieſem Zweck diente. Die Abſicht der Novelle war, das Koſtenfeſtſetzungs— 
verfahren tunlichſt einfacher zu geſtalten, nicht aber, es durch Formvorſchriften 
ꝛc. verwickelter zu machen. 

Die Auffaſſung, daß die Erinnerung des § 104 Abſ. 3 auch in Landgerichtsprozeſſen dem 
Anwaltszwange nicht unterliege, wird von den Kommentaren zur ZPO. einmütig ver— 
treten. Vgl. Förſter Komm. Bem. 606; Gaupp-Stein, Bem. V, 4; Remelé (zu Peter- 
ſen), Bem. 3; Skonietzki-Gelpcke, Bem. 8; Seuffert, Bem. 3; Struckmann-Koch, Bem. 3; 
desgl. Willenbücher Koſtenſeſtſetzung 102 Nr. 3. In der Rechtſprechung wird die Anſicht 
des LG. zwar vom OLG. Naumburg in OL Ggſpr. 27, 52 geteilt; die herrſchende 
Meinung ſteht aber auch hier auf dem entgegengeſetzten Standpunkt, ſ. die Fußnote 

in OL Ggſpr. 27, 52 und die Entſcheidungen der OLG. Celle und Poſen in OLG. 

Rſpr. 29, 26. 

Somit war der Beſchluß des Landgerichts aufzuheben. Da dieſes bisher die 
Sache ſelbſt nicht geprüft, ſondern die Erinnerung aus einem formalen Grunde 
zurückgewieſen hat, ſo iſt es, wenn nicht geboten, ſo doch zweckmäßig, daß die Be— 
ſchwerdeinſtanz die ſachliche Entſcheidung gemäß $ 755 ZPO. der Vorinſtanz 
überträgt. 

Vgl. Gaupp⸗Stein Bem. 2 und Seufjert Bem. 1 zu dieſem $; RGentſch. 14 Nr. 109 
S. 389; OLG. Bamberg in SeuffA. 59 Nr. 166. 

Beſchluß des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 10. Jan. 1916 D. w. F. — 
45, 1/16. Kn. 
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122. Verwertung einer beſtrittenen Behauptung des Beklagten 
zugunſten des Klägers. 


Vgl. 67 Nr. 236 m. N.; 68 Nr. 47. 
3 PO. § 286. 


Durch Vertrag v. 13. Juli 1909 hatte der- Kläger die Bank P. in K. mit 
dem Verkauf ſeines Ritterguts beauftragt und gleichzeitig zur Ausführung 
dieſes Auftrags dem Bankdirektor L. perſönliche Vollmacht erteilt, das Gut 
für ihn zu verkaufen und aufzulaſſen ſowie die ſämtlichen bei der Auflaſſung 
erforderlichen Erklärungen für ihn abzugeben. Das Gut wurde verkauft und 
am 31. Dezember 1910 dem Käufer aufgelaſſen. Bei der Auflaſſung erklärte 
L., der als Bevollmächtigter des Klägers die Auflaſſung vornahm, namens 
des Klägers zu gerichtlichem Protokoll, daß auf dem Gut kein Patronat der 
katholiſchen Kirche zu Sch. laſte und daß er die Gewähr dafür übernehme, 
daß der Käufer wegen der mit dem Patronate verbundenen Laſten nicht 
in Anſpruch genommen werde. Tatſächlich laſtete aber das Patronat auf dem 
Gute. Der Käufer erwirkte ein Urteil des Landgerichts P., durch das der 
Kläger verurteilt wurde, ihn von der Patronatlaſt zu befreien. In dieſem 
Rechtsſtreit hatten beide Parteien dem jetzigen Beklagten L. den Streit ver⸗ 
kündet; er war dem Käufer als Nebenintervenient beigetreten. Nach Rechts⸗ 
kraft dieſes Urteils ſchloß der Kläger mit dem Käufer einen Vergleich, in 
dem er ſich zur Zahlung von 5000 % zur Ausgleichung aller Anſprüche des 
Käufers aus dem Urteil und zur Übernahme ſämtlicher Koſten verpflichtete. 
Die 5000 % und 7% % Prozeßkoſten find von dem Kläger gezahlt. Darauf 
forderte der Kläger Erſatz dieſer Beträge von dem Beklagten L. — Das Land⸗ 
gericht wies die Klage ab, während das Ber.⸗Gericht die Entſcheidung von 
einem Eide des Klägers abhängig machte, daß er den Beklagten nicht be- 
auftragt habe, vor der Auflaſſung des Ritterguts die Erklärung abzugeben, 
daß auf dieſem kein Patronat der Kirche ruhe. Die Reviſion des Beklagten 
wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Reviſion greift die Feſtſtellung des Ber. Gerichts an, daß neben 
dem Vertragsverhältniſſe zwiſchen dem Kläger und der Bank auch ein ſolches 
zwiſchen dem Kläger und dem verklagten Bankdirektor beſtanden habe. Das 
Ber.⸗Gericht ſtützt aber dieſe Feſtſtellung auf tatſächliche Erwägungen, deren 
Richtigkeit von dem Rev.⸗Gericht nicht nachzuprüfen iſt; ein Rechtsirrtum 
liegt nicht vor. Insbeſondere iſt auch darin kein Rechtsverſtoß zu finden, 
daß der, Ber.⸗Richter als weſentlichen Stützpunkt für die Annahme eines 
Auftragsverhältniſſes zwiſchen den jetzigen Prozeßparteien die Behauptung 
des Beklagten verwertet, der Kläger habe ihn ausdrücklich beauftragt, vor 
der Auflaſſung die Erklärung abzugeben, daß auf dem Gute kein Patronat 
der Kirche zu Sch. ruhe. Allerdings hat der Kläger dieſe Behauptung be⸗ 
ſtritten und den ihm darüber zugeſchobenen Eid 1 u ſteht 
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aber der Verwertung der Behauptung in der Weiſe, wie es in dem angefoch⸗ 
tenen Urteil geſchehen, nicht entgegen. Die Tatſache, ob der Kläger dem 
Beklagten einen ausdrücklichen Auftrag des von dieſem behaupteten Inhalts 
gegeben hat, ſteht zwar bei dem Beſtreiten des Klägers nicht feſt, ſie wird 
auch von dem Vorderrichter nicht als feſtſtehend erachtet. Aus dem Umſtande, 
daß der Beklagte eine ſolche Behauptung aufgeſtellt hat, durfte das Ber.⸗ 
Gericht aber gemäß $ 286 ZPO. einen Beweisgrund für die Richtigkeit der 
von dem Kläger aufgeſtellten Behauptung entnehmen, daß die Parteien in 
ein unmittelbares Auftragsverhältnis zueinander getreten ſeien. Mag auch viel⸗ 
leicht, was hier dahingeſtellt bleiben kann, dem Urteil des 5. Zivilſen. in RGEntſch. 
78, 345 und in SeuffA. 67 Nr. 236 (vgl. auch SeuffA. 51 Nr. 147 und JW. 
1914, 688), das die Reviſion unter Berufung auf das Urteil des 1. Zivilſen. 
in IW. 1893, 95° (vgl. auch daſelbſt 1898, 4132 und die Urteile des 6. Zivilſen. 
v. 23. März 1903, VI. 382/1902, v. 16. Juni 1904, VI. 509/1903 und v. 
18. Okt. 1906, VI. 15/1906) bekämpft, nicht zuzuſtimmen und die Verwertung 
einer von dem Gegner beſtrittenen, nicht erwieſenen Behauptung zuungunſten 
der behauptenden Partei nicht allgemein zuläſſig ſein, ſo iſt ihre Berückſichtigung 
im vorliegenden Fall doch durch die Vorſchrift des § 286 gerechtfertigt, 
wonach das Gericht ‚unter Berückſichtigung des geſamten Inhalts der Ver⸗ 
Handlungen‘ nach freier Überzeugung über die Wahrheit oder die Unwahrheit 
einer tatſächlichen Behauptung zu entſcheiden hat. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 19. März 1915 L. (Bkl.) w. D. 

(OLG. Poſen.) III. 24/15. Auch in RGEntſch. 86 Nr. 81 S. 331. 


123. Grenzen der Suläſſigkeit von Zeugenbenennungen“ 
und Eideszuſchiebungen. “** 
„Vgl. 57 Nr. 115 m. N. — Vgl. 24 Nr. 172; 49 Nr. 62 m. N.; 62 Nr. 68; 65 


Nr. 236 S. 443. 
ZPO. 58 373. 445. 


Der Kläger war der Meinung, daß für ihn und ſeine Verwandten väter⸗ 
licherſeits „eine Erbſchaft vorliege“, von der er vermutete, daß ſie im Nach- 
laſſe des, wie er annahm, einige Jahre vor 1904 „in Amerika“ geſtorbenen, 
angeblich i. J. 1805 in K. geborenen Ch. A. K. beſtehe. Er behauptete, er 
habe zum Zweck der Erhebung der Erbſchaft ſeiner Verwandten, der Witwe 
E., die nötigen Papiere übergeben und ſei von ihr an ihren Schwiegerſohn, 
den Beklagten, verwieſen worden, der „die Ausmittelung und Einziehung 
des Nachlaſſes ſchon in die Hand genommen habe“. Er habe i. J. 1904 mit 
dem Beklagten mehrfach verhandelt und dieſem die ganze Angelegenheit 
überlaſſen, nachdem er von demſelben die Zuſicherung erhalten gehabt habe, 
daß er „alles zur Ausforſchung der Perſon des Erblaſſers, des Nachlaſſes, 
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deſſen Umfangs und zur Erledigung der bei Auszahlung und Verteilung 
erforderlichen Formalien notwendige beſorgen“ werde. Weiter behauptete 
er in 2. Inſtanz: 

1. Der Beklagte habe tatſächlich die Erbſchaft erhoben und ſei erſt da⸗ 
durch in ſeine jetzige glänzende Vermögenslage gekommen (Beweis 
drei Zeugen); | 

2. als der Beklagte einmal im Spiel 4000 / verloren habe, ſei von einem 
Jagdfreunde, dem Gutsbeſitzer R. in Z., bemerkt worden: „Na, der 
kann es verſchmerzen, der hat Millionen geerbt“ (Beweis zwei Zeugen). 

Nach Erhebung dieſer Beweiſe benannte der Kläger zu beiden Punk⸗ 
ten je zwei weitere Zeugen und erklärte auf Befragen: er nehme an, daß 
die beiden zu 2. Genannten von dem, worüber ſie ausſagen ſollten, gehört 
hätten; es ſei aber auch nicht ausgeſchloſſen, daß es Gegenſtand ihrer Wahr⸗ 
nehmung geweſen ſei. Auch ſchob er dem Beklagten den Eid über das Vor⸗ 
bringen zu 1. zu. 

Der Beklagte beſtritt alle Behauptungen und nahm den ihm zugeſcho⸗ 
benen Eid mit der Bitte an, die Zuläſſigkeit der Eideszuſchiebung zu prüfen. 
— Die Berufung wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

— — — „Die Behauptung des Klägers, daß der Beklagte die große Erbſchaft 
erhoben habe, beruht nicht auf dem Wiſſen des Klägers oder auf dem Wiſſen 
derer, die er dafür als Zeugen benennt, ſondern lediglich auf dem unbegrün⸗ 
deten, aber gleichwohl eingewurzelten Glauben des Klägers vom Anfall der 
Erbſchaft und auf dem, was Zeugen über angebliche Außerungen Dritter berichtet 
haben, deren Zuverläſſigkeit ſowenig wie die der Zeugen feſtſteht oder nach⸗ 
geprüft werden kann. Der auf Antrag des Klägers inſoweit erhobene Be⸗ 
weis hat kein Ergebnis gehabt. Der neuerdings dazu angebotene Zeugen⸗ 
beweis aber iſt abzulehnen, und zwar, wenn nicht ſchon auf Grund von § 374 
38PO., jo doch um deswillen, weil das eigene Vorbringen des Klägers deut⸗ 
lich ergibt, daß er nicht Tatſachen unter Beweis ſtellt, die auf beſtimmten 
Wahrnehmungen beruhen, ſondern nur ſolche, die er, dafern er ſie nicht über⸗ 
haupt aus der Luft greift, aus nicht nachprüfbaren Tatſachen folgert. Das 
gilt ſowohl für die Behauptung der Einhebung der Erbſchaft ſeitens des Be⸗ 
klagten, wie von der unterſtützenden Behauptung unter 2. oben im Tat⸗ 
beſtande. Ob dieſe nicht auch durch die Ausſage des Zeugen Kl. widerlegt 
wird, kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls verdanken die neuen Beweis⸗ 
anträge dazu ihr Entſtehen lediglich der Angabe des Zeugen R., der es als 
möglich bezeichnet, daß die in ſein Wiſſen geſtellte Außerung von einem der 
beiden neu benannten Zeugen getan worden ſein könnte. Im Umfange der 
nachträglichen Zeugenbenennung des Klägers zu ſeinem Vorbringen unter 
1. und 2. oben im Tatbeſtande liegt alſo keine nach 8 373 ZPO. zuläſſige 
Beweisantretung vor, und zwar ſowenig, wie im Umfange der Eideszuſchie⸗ 
bung zu 1., die nicht über eine Beweistatſache erfolgt iſt ($ 445 3 PO.) und 
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außerdem nur den Zweck verfolgt, den Beklagten zu Eröffnungen zu zwingen, 
damit der Kläger daran ermeſſen könne, ob und inwieweit ſein Glauben 


oder Meinen eine tatſächliche Grundlage habe. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 9. Dez. 1915 K. (Kl.) w. 
Kn. — 50. 5/15. ö Ch. 


124. Pfändung eigener Sachen des Gläubigers beim Schuldner; 
Einwand des Schuldners, daß ſein Beſitz- und Benutzungsrecht 
verletzt werde oder daß die Sachen unentbehrlich ſeien. 

Vgl. 68 Nr. 223 m. N. 
3PO. 88 808. 766. 811. 

Der Umſtand, daß die Pfandgegenſtände dem Gläubiger ſicherunghalber 
zu Eigentum übertragen ſind, ſteht ihrer Pfändung nicht entgegen; 

vgl. a. u. Gaupp⸗Stein!o Bem. II. 4 zu § 804 ZPO.; Hein Zw. ⸗Vollſtr.? 100. 101; 
RGEntſch. 79, 241 ff. (SeuffA. 68 Nr. 223). 

Der Schuldner kann allerdings auch dann, wenn der Gläubiger eigene Gegen— 
ſtände bei ihm pfänden läßt, Einwendungen gegen die Art und Weiſe 
der Zw.⸗Vollſtreckung gemäß 8 766 ZPO. erheben, „wenn die Pfändung eine 
Verletzung des ihm zuſtehenden Beſitz- und Benutzungsrechts darſtellt“; 

vgl. einerſeits OL GRſpr. 22, 363 u. 27, 174; und anderſeits RGeEntſch. 79, 244. 

Er kann ſich unter dieſer Vorausſetzung auch auf 8811 ZPO. ſtützen. Ge— 
gebenenfalls beſteht aber kein Beſitz- und Benutzungsrecht der Schuldner 
mehr. Nach dem Vertrage über die Sicherungsübereignung iſt der Gläubiger, 
da die Schuldner ihren Verpflichtungen aus dem Danrlehnsvertrage nicht 
nachgekommen ſind, berechtigt, ſich die Pfandgegenſtände ohne weiteres an- 
zueignen. Er könnte eventuell Wegnahmeurteil erwirken. Die Schuldner 
können daher nicht mehr einwenden, ſie hätten fernerhin ein Recht auf Beſitz 
und Benutzung der Sachen. Übrigens wäre auch die angebliche Unentbehr⸗ 
lichkeit der gepfändeten Gegenſtände keineswegs glaubhaft gemacht. 

Die weitere ſofortige Beſchwerde der Schuldner gegen den Beſchluß des 
Landgerichts war daher als unbegründet zurückzuweiſen. 

Beſchluß des OLG. München (2. Sen.) v. 7. Dez. 1915 R. w. R. — 
Beſchw.⸗Reg. 582/15. F—z. 
125. Umſchreibung im Muſterregiſter im Sw.-Vollſtr.-Wege. 

Vgl. 56 Nr. 142 m. N.; 59 Nr. 215. 
3PO. 88 887. 888. 

Die Parteien hatten vor dem Landgericht einen Vergleich geſchloſſen, 
in welchem die zwiſchen ihnen beſtehende Geſellſchaft für aufgehoben er— 
klärt und dem jetzigen Antragſteller u. a. ein Anſpruch auf zwei Geſchmacks— 
muſter überwieſen wurde. Auf Grund dieſes Vergleichs beantragte der An— 
tragſteller beim Landgericht, da der Gegner der Verpflichtung zur Übertra— 
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gung der Muſter nicht nachkomme, ihn gemäß 8 887 ZPO. zu ermächtigen, 
die Übertragung der Muſter auf ſeinen Namen auf Koſten des Gegners vor⸗ 
zunehmen. — Das Landgericht gab dem Antrag ſtatt, während er vom Ober⸗ 
landesgericht abgewieſen wurde. Aus den Gründen: 

„Das Urheberrecht an den Muſtern iſt durch den Vergleich v. 27. Juli 
1915 auf den Antragſteller übergegangen. Von einem Vermerk im Muſter⸗ 
regiſter iſt der Rechtsübergang nicht abhängig (vgl. Allfeld Gewerbl. Urheberr. 
319). Trotzdem iſt nicht zu bezweifeln, daß der Erwerber des Rechts gegen- 
über dem im Muſterregiſter als Inhaber des Rechts Eingetragenen einen An⸗ 
ſpruch auf Vermerk des Rechtsüberganges im Muſterregiſter hat, und es beſteht 
auch kein Bedenken dagegen, in dem gerichtlichen Vergleich v. 27. Juli 1915 
einen Titel auf Bewirkung der Umſchreibung im Muſterregiſter zu erblicken. 

Aber auch von dieſer Grundlage aus erachtet das Beſchwerdegericht den 
Antrag, den Gläubiger gemäß § 887 ZPO. zur Abgabe der Umſchreibungs⸗ 
erklärung namens des Schuldners zu ermächtigen, nicht für begründet. Frei⸗ 
lich iſt, da nicht ein rechtskräftiges Urteil, ſondern ein nach 8 794 ZPO. voll⸗ 
ſtreckbarer Vergleich den Titel der Zw.⸗Vollſtreckung bildet, der 8894 ZPO. 
nicht anwendbar, ſo daß die Umſchreibungserklärung nicht etwa als bereits 
mit Abſchluß des Vergleichs abgegeben gelten kann (vgl. RGeEntſch. 55, 57, 
in SeuffA. 59 Nr. 215; Gaupp⸗Stein Bem. I. 1 zu 8 894 3PO.). Aber 
auch der 8 887 ZPO. iſt nicht anwendbar. Abweichend von der angeführten 
Entſcheidung des Reichsgerichts iſt das Beſchwerdegericht in Übereinſtimmung 
mit den Ausführungen bei Gaupp⸗Stein Bem. II 2b zu 8887 3PO. der 
Anſicht, daß hier nicht eine Handlung in Frage ſteht, deren Vornahme durch 
einen Dritten erfolgen kann. Die Möglichkeit der Vornahme für den Schuld⸗ 
ner, die nach 8 887 ZPO. Vorausſetzung der gerichtlichen Anordnung ſein 
ſoll, darf nicht erſt durch die als Wirkung der gerichtlichen Anordnung an⸗ 
zuſehende Ermächtigung geſchaffen werden. 

Es bleibt dem Gläubiger alſo nur der Weg des § 888 ZPO. für die Zw.⸗ 


Vollſtreckung offen, der hier nicht gewählt iſt. — — —“ 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 18. Jan. 1916 in der Zw.⸗ 
Vollſtr.⸗Sache H. w. B. Bs. Z II. 132/15. Nö. 


126. Arreſtanordnung in das inländiſche Vermögen einer engliſchen 
Lebensverſicherungsgeſellſchaft zur Sicherung eines inländiſchen 
Derficherungnehmers. 


3PO gs 916. 917; Verf®G. 88 1. 159. 


Der Kläger, der 70 Jahre alt iſt, iſt ſeit dem Jahre 1871 bei der eng⸗ 
liſchen Lebens⸗ und Rentenverſicherungsgeſellſchaft Gresham für ſein Leben 
mit 8000 / verſichert. Dieſe Geſellſchaft, die in London ihren Sitz hat, iſt 
zum Geſchäftsbetrieb in Bayern zugelaſſen und hat zur Sicherſtellung der 
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in Bayern anſäſſigen Verſicherungnehmer die ihr durch Entſchließung des 
Staatsminiſteriums des Innern v. 28. Juli 1865 auferlegte Kaution zu 
100000 Gulden hinterlegt, über welches Depot ohne Genehmigung des ge- 
nannten Miniſteriums nach den Hinterlegungsbeſtimmungen v. 19. Auguſt 
1914 nicht verfügt werden darf. Seit dem Jahre 1902 hat die Geſellſchaft 
die Eingehung neuer Verſicherungsgeſchäfte im deutſchen Reichsgebiet ein⸗ 
geſtellt und ihre Tätigkeit auf die Abwickelung der abgeſchloſſenen Geſchäfte 
eingeſchränkt und die hierzu erforderlichen Geldbeträge ſtets aus London 
überſandt. Bei Ausbruch des Krieges erließ die engliſche Staatsregierung 
ein Verbot an die Angehörigen des engliſchen Reiches, Zahlungen an Deutſch— 
land zu leiſten. Im September 1914 wurde ein Anwalt in H. als Aufſichts⸗ 
perſon für die in Deutſchland befindliche Zweiganſtalt der Gresham beſtellt. 

Der Kläger beantragte beim Landgericht, zur Sicherung der Verſich. 
Summe und von 2000 % Gewinnteilanſpruch dinglichen Arreſt in das im 
Julande befindliche Vermögen der Gresham anzuordnen und ihren Anſpruch 
gegen das Staatsminiſterium des Innern und die . . . «Bank auf Herausgabe 
der hinterlegten Sicherheit zu 100000 Gulden, ſowie andre Anſprüche der 
Geſellſchaft gegen Bevollmächtigte und gegen die Aufſichtsperſon auf Heraus- 
zahlung von Geldern und Ablieferung von Wertpapieren zu pfänden. Das 
Landgericht erließ den beantragten Arreſtbefehl und Pfändungsbeſchluß und 
beſtätigte auf den Widerſpruch der Beklagten den Arreſtbefehl durch Urteil. 
Die Berufung der Arreſtbeklagten hatte keinen Erfolg. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht geht inſoweit der Beklagten einig, als es deren durch 
den Krieg herbeigeführte ſchlechte Vermögenslage und die drohende Konkur- 
renz andrer Gläubiger nicht als Arreſtgrund anſieht. Eine nachträgliche Ver⸗ 
ſchlechterung der Vermögenslage der Beklagten durch ihre deutſchen Organe 
oder durch den ſtaatlich aufgeſtellten Aufſichtsbeamten iſt nicht glaubhaft ge- 
macht, ja überhaupt nicht behauptet. Wohl aber iſt für die deutſchen Gläu⸗ 
biger der Beklagten ein vollgültiger Arreſtgrund geſchaffen durch das an alle 
engliſche Staatsangehörigen gerichtete Verbot der engliſchen Regierung, an 
deutſche Reichsangehörige irgendwelche Zahlungen zu leiſten. Hierdurch iſt 
den deutſchen Gläubigern jede Möglichkeit abgeſchnitten, die ihnen rechtlich 
geſchuldeten Zahlungen aus dem Gebiet des engliſchen Reichs zu erhalten; 
auch nach Beendigung des Krieges iſt wegen des erbitterten Haſſes der lei— 
tenden Kreiſe gegen Deutſchland mit einer wenigſtens tatſächlich eintretenden 
Erſchwerung der Rechtsverfolgung in England zu rechnen. Die Beklagte räumt 
ſelbſt ein, daß ihre zurzeit für die deutſchen Gläubiger verfügbaren Mittel 
nur 500000 % ausmachen, alſo nur ein Viertel der fälligen Forderungen der 
deutſchen Gläubiger zu 2 Millionen. Dieſe brauchen nicht tatenlos die Hände 
in den Schoß zu legen und zuzuwarten, bis ihnen die Gnade der engliſchen 
Staatsregierung den Rechtsverkehr wieder eröffnet und die Möglichkeit ge- 
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währt, ihre Rechte im engliſchen Ausland zu verfolgen, während doch die 
von der Beklagten hinterlegte Sicherheit und deren ſonſtige Einnahmen ihnen 
oder mindeſtens einigen von ihnen bei energiſchem Vorgehen hinreichende 
Sicherheit gewähren könnten. 

Der Arreſtkläger mag, da er bewußt mit einer ausländiſchen Geſellſchaft 
einen Verſich.⸗Vertrag geſchloſſen hat, hierdurch auf Erwirkung eines Arreſtes 
wegen der Ausländereigenſchaft ſeiner Vertragsgegnerin ſtillſchweigend ver⸗ 
zichtet haben. Die Abſchneidung jeden Rechtsverkehrs durch das Zahlungs⸗ 
verbot der engliſchen Regierung brachte aber ihm wie allen deutſchen Gläu⸗ 
bigern der Beklagten die Gefahr, zum mindeſten für die Dauer des Krieges 
keine Zahlungen aus dem hierfür allein zureichenden engliſchen Vermögen 
der Beklagten zu erhalten; die einzige Möglichkeit der Befriedigung oder 
Sicherung beſteht ſomit für die deutſchen Gläubiger der Beklagten in dem 
Zugriff auf ihre in Deutſchland befindlichen, zur Deckung aller Gläubiger un⸗ 
zureichenden Mittel. 

Auf die vom Aufſichtsbeamten angebotene gleichheitliche Verteilung der 
vorhandenen Mittel unter ſämtliche Gläubiger brauchen ſich die deutſchen 
Gläubiger nicht verweiſen zu laſſen; jeder Gläubiger hat Anſpruch auf volle 
Befriedigung ſeines fälligen Guthabens, ſolange nicht der Konkurs eröffnet 
iſt. Die Zw.⸗Vollſtreckung in das im Auslande befindliche Vermögen der Be⸗ 
klagten iſt durch die engliſche Staatsregierung zum Nachteil der deutſchen 
Gläubiger ausgeſchloſſen worden; dieſe ſind daher noch ſchlechter geſtellt als 
wenn ſie bei Nichtanordnung des Arreſtes im Ausland zu vollſtrecken ge⸗ 
zwungen wären. Dieſe Einwirkung der engliſchen Staatsregierung hat die 
deutſchen Gläubiger nicht bloß geſchädigt, ſondern auch die Verluſtgefahr für 
ſie für die nächſte Zukunft begründet und erhöht. 

Ein Arreſtgrund im Sinne des § 917 ZPO. iſt daher als beſtehend anzu⸗ 
erkennen. 

Vgl. Poſener Monatsſchr. 1912, 4; JW. 1904, 557; „Recht“ 1908 Nr. 2055; RGentſch. 
67, 22 ff. 
Die Forderung des Arreſtklägers aus dem Verſicherungsvertrag iſt betagt; ſie 
wird fällig mit ſeinem nur hinſichtlich des Zeitpunkts des Eintritts unbe⸗ 
ſtimmten, angeſichts des hohen Alters indes in nicht ferner Zeit zu erwar⸗ 
tenden Ableben. Sicherung dieſer betagten Forderung wird daher mit Recht 
begehrt (§ 916 Abſ. 2 ZPO.). 

Die Berufung der Beklagten erweiſt ſich aus allen dieſen Erwägungen 
als unbegründet. — — —“ 

Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 27. Dez. 1915. Sch. w. Gres⸗ 
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127. Erfordernis eines vollſtändigen Tatbeſtandes in den Beſchlüſſen 
des Beſchwerdegerichts in der freiwill. Gerichtsbarkeit. 


FGG. 88 25. 27. 


In Angelegenheiten der freiwill. Gerichtsbarkeit muß, ebenſo wie in 
Grundbuchſachen, mit Rückſicht auf die Natur der weiteren Beſchwerde als 
eines der Reviſon gleichſtehenden Rechtsmittels an die Begründung einer 
auf Beſchwerde ergangenen Entſcheidung des Landgerichts die Anforderung 
geſtellt werden, daß ſie aus ſich heraus dem Gericht der weiteren Beſchwerde 
den Sachverhalt erkennbar macht. Für das Gericht der 3. Inſtanz ſind die 
in der angefochtenen Entſcheidung gerichtlich feſtgeſtellten Tatſachen maß— 
gebend, und außer dieſen Tatſachen dürfen andre regelmäßig nicht berüd- 
ſichtigt werden (8 27 F GG.; 878 GBO.; 8561 ZPO.). Es muß alſo die 
Begründung des landgerichtlichen Beſchluſſes klar erſehen laſſen, auf welchem 
Tatbeſtand das Landgericht ſeine Ausführungen aufbaut. Andernfalls kann 
das Gericht der weiteren Beſchwerde nicht feſtſtellen, ob die Entſcheidung 
auf einer Verletzung des Geſetzes beruht. 

Im vorliegenden Fall fehlt es in dem landgerichtlichen Beſchluſſe an 
jedem Tatbeſtand, obwohl ausweislich der Akten der Beſchwerde ein ziem— 
lich umfangreicher Sachverhalt zugrunde lag. Das einzige, was der land— 
gerichtliche Beſchluß vom Sachverhalt angibt, iſt, daß der Beſchwerdeführer 
neue Tatſachen nicht vorgebracht, ſondern ſich darauf beſchränkt habe, die 
bereits in 1. Inſtanz vorgebrachten Tatſachen zu wiederholen. Selbſt wenn 
man annimmt, daß damit der Tatbeſtand des erſtinſtanzlichen Beſchluſſes in 
bezug genommen ſei, ſo würde doch immer noch der Mangel bleiben, daß 
auch dieſer Beſchluß nicht annähernd vollſtändig den Sachverhalt enthält, 
den der Beſchwerdeführer ausweislich der Akten den beiden Vordergerichten 
unterbreitet hatte. Das Amtsgericht hat zwar angegeben, daß der Beſchwerde— 
führer die Abſetzung des Teſtamentsvollſtreckers wegen pflichtwidrigen Ver- 
haltens im Amte verlange, hat ſich aber, anſtatt die Tatſachen nachzuprüfen, 
in denen der Beſchwerdeführer dieſes pflichtwidrige Verhalten erblickt, auf 
die Bemerkung beſchränkt, daß die „vorgebrachten Tatſachen in jedem ein— 
zelnen Falle eingehend geprüft“ ſeien. 

Es läßt ſich infolgedeſſen von dem Gericht der weiteren Beſchwerde nicht 
nachprüfen, ob dem landgerichtlichen Beſchluß ein Rechtsirrtum zugrunde 
liegt. Die Sache mußte daher unter Aufhebung des landgerichtlichen Be— 
ſchluſſes an das Landgericht zurückverwieſen werden. 

Beſchluß des KG. zu Berlin (1. Sen.) v. 21. Jan. 1915 betr. Nachlaß des 

N. in A. 1 X. 296/14. Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1915, 167. 
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128. Hemmung der Verjährung durch verzögerte Entſcheidung über 
das vom Kläger benötigte Armenrecht. 


BGB. $ 203 Abſ. 2. 


Am 12. März 1910 fiel die minderjährige Klägerin in der L.ftraße zu 
Gr. über einen auf dem Fußſteige liegenden Steinhaufen und verletzte ſich. 
Ihr Vater als ihr geſetzlicher Vertreter verklagte zunächſt die Gemeinde Gr. 
auf Schadenerſatz, weil ſie den Unfall durch die Nichtbeleuchtung des Stein⸗ 
haufens verſchuldet habe, die Klage wurde aber vom Landgericht abgewieſen. 
Darauf nahm die Klägerin den Kreis Fr. in Anſpruch, weil er weder den 
Steinhaufen beleuchtet noch die Gemeinde Gr. von der Anfuhr der Steine 
in Kenntnis geſetzt habe. Die Klage wurde in den beiden erſten Inſtanzen 
abgewieſen; das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. — Aus den 
Gründen: 

„Der Beklagte hat der Klage neben andern Einwendungen die Einrede 
der Verjährung entgegengeſtellt. In 1. Inſtanz iſt er mit ihr nicht durch⸗ 
gedrungen, weil die Klägerin erſt durch das landgerichtliche Urteil im Vor⸗ 
prozeſſe von den Gründen Kenntnis erhalten habe, durch die eine Haftung 
der Gemeinde ausgeſchloſſen werde; es könne daher der Beginn der Ver⸗ 
jährung nicht vor den 6. Mai 1912 gelegt werden. Abweichend hiervon will 
das Ber.⸗Gericht die Verjährung jedenfalls im Auguſt 1910 beginnen laſſen. 
Der geſetzliche Vertreter der Klägerin habe ſchon im April 1910 erfahren, 
daß es ſich um eine Kreisſtraße handle, die Klägerin ſei daher auch in der 
Lage geweſen, gegen den Kreis vorzugehen und hätte hierzu jedenfalls Ende 
Auguſt 1910 nach der ausdrücklichen Ablehnung jeder Haftung ſeitens des 
Kreiſes alle Veranlaſſung gehabt. Die jetzige Klage ſei erſt im Oktober 1913, 
alſo nach vollendeter Verjährung erhoben. Das Ber.⸗Gericht ſtellt ſodann 
noch feſt, daß die Klägerin nach Zurücknahme ihrer Berufung im Vorprozeſſe 
ſchon im Januar 1913 um Zulaſſung zum Armenrecht für die Klage gegen 
den Kreis nachgeſucht hat, daß hierauf das Landgericht unter Aktenabgabe 
mit dem Kreisamte in Verhandlung getreten iſt, dieſes wiederum mit der 

Seuflerts Archiv 71. 8. Folge Bd. 16 Heft 6. 16 
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Frankfurter Verſich.⸗Akt.⸗Geſellſchaft verhandelt hat, und daß es erſt am 
18. Sept. 1913 zur Bewilligung des Armenrechts gekommen iſt. Es wird 
anerkannt, daß bei normalem Geſchäftsgange die Klage rechtzeitig hätte er⸗ 
hoben werden können, hierauf komme es aber nicht an und es brauche daher 
nicht geprüft zu werden, ob und wie ſich die Verzögerung hätte vermeiden 
laſſen. 

Schon dieſe letzteren Ausführungen geben zu Bedenken Anlaß. Nach 
§ 852 BGB. verjährt der Anſpruch auf Erſatz des aus einer unerlaubten 
Handlung entſtandenen Schadens in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, 
in welchem der Verletzte von dem Schaden und der Perſon des Erſatzpflich⸗ 
tigen Kenntnis erlangt. Daß dieſer Zeitpunkt mit dem Unfall ſelbſt zu⸗ 
ſammenfiele, nimmt der Vorderrichter nicht an, ſondern verlegt ihn frühe⸗ 
ſtens auf den April 1910 und jedenfalls auf den Auguſt desſelben Jahres. 
Nun handelt es ſich um einen Anſpruch, der zur Zuſtändigkeit der Land⸗ 
gerichte gehört, mit Rückſicht auf 8 78 ZPO. bedurfte daher die Klägerin zu 
ſeiner Verfolgung im Rechtswege der Tätigkeit eines bei dem zuſtändigen 
Landgericht zugelaſſenen Rechtsanwalts. Da ſie die Koſten eines ſolchen 
nicht tragen kann, hat ſie den geſetzlich vorgeſehenen Weg eingeſchlagen und 
die Beiordnung eines Rechtsanwalts im Armenrecht beantragt. Daß dies 
rechtzeitig geſchah und daß die Klagerhebung vor April und noch mehr vor 
Auguſt 1913 möglich geweſen wäre, wenn die Erledigung des Armenrechts⸗ 
geſuchs in der gewöhnlichen Zeit erfolgt wäre, unterliegt keinem Zweifel, 
bis zur Beiordnung eines Anwalts aber war die Klägerin an der Rechts⸗ 
verfolgung verhindert. Es mußte daher geprüft werden, ob dieſer Behin⸗ 
derung rechtliche Bedeutung zukommt. Nach den jetzt vorliegenden Feſt⸗ 
ſtellungen iſt das zugunſten der Klägerin anzunehmen. 

Aus § 203 Abſ. 2 BGB. ergibt ſich, daß die Verjährung gehemmt ift, 
wenn der Berechtigte in andrer Weiſe als durch Stillſtand der Rechtspflege 
an der Rechtsverfolgung durch höhere Gewalt gehindert wird. Als höhere 
Gewalt iſt freilich nicht jeder Zufall anzuſprechen, vielmehr muß es ſich um 
ein von außen her einwirkendes Ereignis handeln, das durch die äußerſte, 
nach der Sachlage von dem Betroffenen vernünftigerweiſe zu erwartende 
Sorgfalt nicht verhütet werden konnte (RGEntſch. 64, 405; 48, 412; Komm. 
von RGRäten Anm. 2 zu § 203). Das Ber.⸗Gericht jagt nun, daß ſich die 
Entſcheidung über das Armenrechtsgeſuch verzögert habe, weil die an das 
Kreisamt abgegebenen Akten nicht vollſtändig zurückkamen. Nach der ge⸗ 
naueren Darſtellung im Urteil des Landgerichts wurden ſie im März 1913 
dem Kreisamt überſandt und gelangten trotz mehrfacher Erinnerung erſt mit 
einem Schreiben v. 27. Auguſt 1913 zurück, zugleich wurde mitgeteilt, es 
laſſe ſich nicht feſtſtellen, wo ſich die Akten befunden hätten. Das Fehlen 
dieſer dem Landgericht zu ſeiner Beſchlußfaſſung nötigen Akten wie auch die 
geſchäftliche Behandlung des Armenrechtsgeſuchs überhaupt ſtellt für die Klä⸗ 
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gerin ein von außen her eingreifendes Ereignis dar, das fie in keiner Weiſe 
vorauszuſehen oder abzuwenden vermochte und das im gegebenen Fall als 
höhere Gewalt um ſo eher anzuerkennen iſt, als irgendwelche geſchäftliche 
Gewandtheit bei der in einfachen Verhältniſſen lebenden Klägerin nicht vor⸗ 
ausgeſetzt werden kann. Dieſe Auffaſſung entſpricht auch der Praxis des 
Reichsgerichts bei der Auslegung des § 233 ZPO., wonach ein die Wieder⸗ 
einſetzung i. d. v. St. rechtfertigender unabwendbarer Zufall dann angenom⸗ 
men wird, wenn ein rechtzeitig eingereichtes Armenrechtsgeſuch ohne Ver⸗ 
ſchulden des Antragſtellers ſo ſpät beſchieden wird, daß eine Wahrung der 
Friſt nicht möglich iſt (Warneyer 1911 Nr. 115; Nr. 449). 

Muß aber ſonach angenommen werden, daß die Verjährung bis zur Zu⸗ 
ſtellung des über die Bewilligung des Armenrechts ergangenen Beſchluſſes 
gehemmt war, jo hat das nach $ 205 BGB. die Wirkung, daß der betreffende 
Zeitraum in die Verjährungsfriſt nicht eingerechnet wird. Dann war aber 
die Verjährung im Oktober 1913 bei Erhebung der vorliegenden Klage noch 
nicht vollendet. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 12. April 1915. H. (Kl.) w. Kreis 
Fr. (OL G. Darmſtadt). VI. 652/14. Auch in RGentſch. 87 Nr. 10 
S. 52. 


129. Der auf Erſatz entgangenen Gewinns belangte Käufer kann 
nicht einwenden, daß der Verkäufer die Ware anderweit vorteilhaft 
verkauft habe. 


Vgl. 61 Nr. 3 m. N. 
BGB. 88 252. 326. 


Der Kläger fordert den Unterſchied zwiſchen ſeinem Herſtellungspreiſe 
und dem höheren Verkaufspreiſe als entgangenen Gewinn, wozu er nach 
§ 252 BGB. berechtigt iſt. Ob man in einem ſolchen Fall mit Staub (GB.“ 
2, 588 Anm. 29) von abſtrakter oder mit Makower (Vorbem. vor 88 375. 376 
XIe 2) von konkreter Schadensberechnung ſprechen will, iſt gleichgültig. In 
keinem Fall kann der Käufer einwenden, der durch ſeine Nichtabnahme dem 
Verkäufer unzweifelhaft entſtandene Schaden ſei dadurch wieder beſeitigt 
worden, daß es dem Verkäufer gelungen ſei, die Ware anderweit zu einem 
höheren als dem Vertragspreiſe zu verkaufen. Die Vorausſetzungen für 
eine Vorteilsausgleichung liegen in einem ſolchen Fall — nicht anders als bei 
einem Weiterverkauf eingedeckter Waren durch den Käufer (RGeEntſch. 52, 
154, in Seuff A. 58 Nr. 97) — nicht vor. Das folgt ſchon daraus, daß nach 
fruchtloſer Friſtſetzung gemäß § 326 BGB. der Kaufvertrag aufgelöſt war. 
Kläger war unbeſchränkter Herr ſeiner Ware und konnte mit ihr verfahren 


wie er wollte. Er konnte ſie auf Lager nehmen, ſelbſt verbrauchen oder in 
16* 
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ſeinem Geſchäftsbetriebe veräußern. Gelang es ihm, ſie alsbald oder ſpäter 
mit Gewinn zu verkaufen, ſo kann man das nicht mehr als eine Folge der 
Nichtabnahme durch den Beklagten anſehen, es wurde vielmehr lediglich 
durch das Beſtehen eines kaufmänniſchen Betriebes verurſacht, in welchem 
Waren dieſer Art hergeſtellt und verkauft wurden. Der durch den ander⸗ 
weitigen Verkauf erzielte Gewinn konnte, wie der Vorderrichter zutreffend 
ausführt, im gewöhnlichen Lauf der Dinge auch aus einer anderen Waren⸗ 
menge erzielt werden. Nun lag es hier allerdings ſo, daß der Kläger, als 
er die Ware weiter verkaufte, andre als die für den Beklagten beſtimmten 
2000 Doſen nicht auf ſeinem Lager hatte. An der rechtlichen Beurteilung 
kann aber hierdurch ſchon deshalb nichts geändert werden, weil der Kläger 
neue Ware hätte herſtellen oder ſchon vorhandene von andrer Seite hätte 
beziehen können. Ob ihm dies, wie der Beklagte behauptet, nur mit einem 
Mehraufwande möglich geweſen wäre, weil inzwiſchen die Preiſe geſtiegen 
waren, iſt unerheblich; das war eine geſchäftliche Angelegenheit des Klägers, 
um die ſich der Beklagte nicht zu kümmern hatte und woraus er Einwendungen 
gegen die Schadensberechnung des Klägers nicht ableiten kann. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 29. Januar 1916. Fr. (Kl.) 
w. F. Bf. III. 229/15. B. 


130. Freizeichnung von der Haftung bei Gattungskäufen. 
BGB. 58 279. 275. 285. 480. 


Der Kläger hatte bei der Beklagten, einer Getreide⸗ und Landespro⸗ 
duktenhandlung, am 27. Oktober 1914 einen Eiſenbahnwagen rumäniſchen 
Mais, lieferbar im November 1914 zum Preiſe von 23,50 für 100 kg be⸗ 
ſtellt. Beklagte hatte den Auftrag angenommen, aber den Vorbehalt gemacht, 
daß ihr nicht der Bezug von Mais aus Rumänien durch Ausfuhrverbot, Durch- 
fuhrverbot oder ſonſt eine Maßnahme oder ein Ereignis höherer Gewalt un⸗ 
möglich gemacht werde. Da Lieferung nicht erfolgte, ſetzte der Kläger der 
Beklagten eine Nachfriſt gemäß § 326 BGB. mit dem Beifügen, daß er nach 
Ablauf der Friſt die Annahme ablehne und Schadenerſatz wegen Nichterfül⸗ 
lung verlange. Den Schaden berechnete dann der Kläger, der ſich ander⸗ 
weitig gedeckt hatte, auf 2050 4; auf Bezahlung dieſes Betrages erhob er 
Klage, der die Beklagte mit der Behauptung entgegentrat, ſie habe ſchon 
vorher in Wien 15 Wagen rumäniſchen Mais, lieferbar im November 1914, 
beſtellt gehabt, wovon ſie dem Kläger einen Wagen habe liefern wollen, es 
ſei ihr aber wegen des in Rumänien herrſchenden Wagenmangels und der 
Hinderniſſe, die die rumäniſche Regierung der Ausfuhr bereitet habe, trotz 
wiederholter Mahnungen nicht möglich geweſen, die Lieferung der Ware 
zu erreichen. — Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.- 
Urteils: 
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„— — — Die Beklagte hat ſich zur Zeit des Ablaufs der ihr geſetzten 
Nachfriſt nicht in ſchuldhaftem Lieferungsverzug befunden, deshalb iſt die 
Klage mit Recht abgewieſen worden. 

Vorausſetzung der Klage auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung nach 
§ 326 BGB. iſt, daß die Beklagte mit der ihr obliegenden Leiſtung im Ver⸗ 
zug iſt. Gemäß § 285 BGB. kommt der Schuldner nicht in Verzug, ſolange 
die Leiſtung infolge eines von ihm nicht zu vertretenden Umſtandes unter⸗ 
bleibt, und nach $ 275 BGB. wird der Schuldner von der Verpflichtung zur 
Leiſtung frei, ſoweit die Leiſtung infolge eines von ihm nicht zu vertretenden 
Umſtandes oder infolge ſeines nachträglich eintretenden Unvermögens un⸗ 
möglich wird. Allerdings beſtimmt $ 279 BGB., daß, wenn der geſchuldete 
Gegenſtand nur der Gattung nach beſtimmt iſt, der Schuldner, ſolange die 
Leiſtung aus der Gattung möglich iſt, ſein Unvermögen zur Leiſtung auch zu 
vertreten hat, wenn ihm ein Verſchulden nicht zur Laſt fällt. Allein dieſer 
Vorſchrift kommt nur dispoſitive Bedeutung zu (Staudinger Bem. 5 zu 
9 279 und Planck“ 2, 237). Zuläſſig ift alſo insbeſondere eine ſog. „Freizeich⸗ 
nungsklauſel“ des Inhalts, daß es trotz Vorliegens einer Gattungsſchuld bei 
den allgemeinen Regeln der §8 275. 276. 285 verbleiben, der Schuldner alſo 
nicht in Verzug kommen, vielmehr in der Verpflichtung zur Lieferung frei 
ſein ſoll, wenn ihm ohne ſein Verſchulden die Lieferung unmöglich wird 
(OLG. Braunſchweig in DIZ. 1904, 752). In dieſem Sinne iſt nach der 
Anſchauung des Senats der dem Schreiben der Beklagten vom 28. Okt. 1914 
beigefügte Vorbehalt von beiden Parteien gemeint geweſen. 

Daß es der Beklagten ohne ihr Verſchulden bis zum 18. Februar 1915 
unmöglich war, den an den Kläger verkauften Wagen rumäniſchen Mais 
zu liefern, hält der Senat gleich dem Landgericht für erwieſen.— — — 
Durch unverhältnismäßig hohe Aufwendungen oder gar durch Beſtechung 
rumäniſcher Beamten die Ausfuhr des dem Kläger zu liefernden Wagens 
Mais unter allen Umſtänden zu ermöglichen, war die Beklagte nicht ver⸗ 

pflichtet. Sie hat ſich ſohin > zum Ende der ihr geſetzten Nachfriſt nicht 
im Verzug befunden. — — — 
Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 10. Nov. 1915. W. w. B. & G. 

L. 505/15. | F. 


131. Die dingliche Bindung der Parteien erfolgt mit der An 


Vgl. 67 Nr. 132 m. N. 
BGB. 55 313. 873. 925. 


Die Beſchwerde macht geltend, daß Auflaſſung und Eintragung gleich⸗ 
wertig ſeien und deshalb die Willensübereinſtimmung der Parteien noch im 
Augenblick der Eintragung vorhanden ſein müſſe, während das hier nicht 
mehr der Fall geweſen ſei, ſo daß eine Heilung nach § 313 Satz 2 BGB. 
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nicht eingetreten ſei; insbeſondere in Bayern fei die Beurkundung des nid) 
tigen Schuldvertrags mit der der Auflaſſung in derſelben Notariatsurkunde 
verbunden, beide ſeien deshalb nichtig und hier ſei noch Widerſpruch gegen 
die Eintragung rechtzeitig erfolgt. Dieſen Ausführungen kann nicht gefolgt 
werden. 

Wohl muß zur Heilung nach § 313 Satz 2 BGB. noch die Eintragung 
hinzutreten. Dieſe ſelbſt aber iſt ein äußerlicher, in vieler Hinſicht vom Willen 
der Parteien losgelöſter Vorgang (Oberneck Grundbuchr.“ 1, 484). Die ding⸗ 
liche Bindung erfolgt mit der Auflaſſung, in dieſem Augenblick muß der Wille 
der Parteien übereinſtimmend dahin gehen, den Vertrag ſeinem ganzen In⸗ 
halt nach zur Ausführung zu bringen. Ein ſpäterer einſeitiger Widerruf hin⸗ 
dert die Heilung nicht und kann nicht mehr berückſichtigt werden (Oberneck 
Bem. 57 und Turnau⸗Förster Liegenſchaftsr.s 1, 482). 

In Bayern iſt durch Art. 81 AusfG. z. BGB. die Zuſtändigkeit des No⸗ 
tars für die Beurkundung der dinglichen Bindung begründet worden, in der 
Sache hat ſich aber dadurch nichts geändert. Durch die Heilung des § 313 
Satz 2 BGB. wird der ganze in der Notariatsurkunde enthaltene Vertrag 
vollgültig und es kann daher auch vorher keine eigentliche Nichtigkeit vorliegen, 
wobei es dahingeſtellt bleiben mag, ob man den Zuſtand bis zur Heilung als 
zeitliche Unwirkſamkeit (Staub „Das Problem des § 313 Satz 2 BGB.“ bei 
Neumann Jahrb. des Deutſchen Rechts 12, 91), oder als eine durch Ausbleiben 
der Heilung bedingte Nichtigkeit (Zeitſchr. f. Rechtspfl. in Bayern 1914, 160) 
bezeichnet. 

Demgemäß war die nach 88 937. 567 ZPO. zuläſſige Beſchwerde als 
unbegründet zurückzuweiſen. ö 

Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 10. Februar 1916. M. w. Sch. 

Beſchw.⸗Reg. 52/16. F—2. 


132. Der Käufer iſt vielleicht berechtigt, aber nicht verpflichtet, ſich 
vor Eintritt der Lieferungszeit einzudecken. 


Vgl. 58 Nr. 97; 60 Nr. 183 m. N.; 65 Nr. 207. 
BGB. 8 326; HG9. $ 374. 


Der Beklagte hatte Schweinebauch zur Lieferung im Oktober 1914 
verkauft. Er hat nicht geliefert und iſt deshalb, wie rechtskräftig feſtſteht, 
ſchadenerſatzpflichtig. Die Kläger forderten abſtrakten Schadenerſatz, wobei 
ſie den Marktpreis am Ende der erſten Oktoberwoche zugrunde legten. Der 
Beklagte dagegen hielt dafür, daß es auf den Marktpreis am 16. September 
ankomme, da an dieſem Tage dem Gegner das Schreiben v. 15. Sept. zu⸗ 
gegangen ſei, inhalts deſſen Lieferung beſtimmt verweigert wäre. — Das 
Landgericht und das Ber.⸗Gericht billigten den Standpunkt des Klägers; 
letzteres aus folgenden Gründen: | 
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„Der Beklagte hat zwar ſchon Mitte September erklärt, daß er nicht 
liefern werde, er hat dabei aber den Standpunkt eingenommen, daß er nicht 
zu liefern brauche, weil die Lieferung objektiv unmöglich ſei. Das war, wie 
rechtskräftig feſtſteht, nicht begründet. Gegenüber einer ſolchen Stellung⸗ 
nahme des Verkäufers war der Käufer vielleicht berechtigt, unter keinen 
Umſtänden aber verpflichtet, ſich ſofort, alſo vor Eintritt der Lieferungszeit, 
einzudecken oder den damaligen Marktpreis ſeiner Schadensberechnung zu⸗ 
grunde zu legen, denn der Beklagte war nicht im Lieferungsverzug und hatte 
ſich nicht etwa bereit erklärt, dem Gegner Schadenerſatz zu leiſten. Der 
Käufer konnte erſt im Oktober die Ware abrufen; er handelt daher nicht gegen 
Treu und Glauben, wenn er Oktobermarktpreiſe ſeiner Schadensberechnung 
zugrunde legt. Er hat am 30. September dem Beklagten geſchrieben, daß 
er Offerten einziehen und ſich Ende der erſten Oktoberwoche eindecken werde. 
Das wäre ein ſachgemäßes Verfahren geweſen, weshalb auch der Markt⸗ 
preis des ſo berechneten Zeitpunktes nach Treu und Glauben zugrunde gelegt 
werden darf. Ein früheres Vorgehen, wie Beklagter es beanſprucht, konnte 
nicht verlangt werden; ein ſpäteres würde nur zum Nachteil des Beklagten 
geweſen ſein, da die Preiſe dauernd anzogen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 4. März 1916. H. B. (Kl.) 

w. Ch. S. Bf. VI. 350/15. Nö. 


133. Entſtehung der Forderung bei einer Wechſelverlängerung. 


Vgl. 50 Nr. 267 m. N.; 65 Nr. 67 m. N. 
BGB. § 364 Abſ. 2; BRVO. v. 7. Aug. 1914/20. Mai 1915. 


Der Antrag des Beklagten, ihm eine Zahlungsfriſt zu beſtimmen, ift nur 
zuläſſig, wenn der Gegenſtand des Rechtsſtreits eine vor dem 31. Juli 1914 
entſtandene Geldforderung iſt; 

51 Abſ. 2 VO. v. 7. Aug. 1914 und $ 1 Bkm. v. 22. Dez. 1914, Faſſung v. 20. Mai 1915, 

RGBl., 292. 

Der Kläger verlangt wegen zweier bereits von ihm ausgeklagter Wechſelforde⸗ 
rungen vom Beklagten Befriedigung aus deſſen Grundſtück, und zwar auf 
Grund der Belaſtung dieſes Grundſtücks mit einer Sicherungs (Höchſtbetrags⸗) 
Hypothek. Das vom Kläger geltend gemachte Recht iſt alſo nicht bereits mit 
der Eintragung der Hypothek am 2. Juli 1914 entſtanden, ſondern beſtimmt 
ſich auch hinſichtlich der Zeit ſeiner Entſtehung nach der Geldforderung, deren 
Befriedigung aus dem Grundſtück verlangt wird ($ 1184 Abſ. 1, § 1190 Abſ. 1. 
3 BGB.). Dieſe Forderung iſt mit der Annahme zweier Wechſel ſeitens des 
Beklagten am 6. und 7. Mai 1915 entſtanden und würde zu den Forderungen, 
auf die die angezogenen Vorſchriften der VO. v. 7. Aug. und 22. Dez. 1914 
einſchlagen, auch dann nicht gehören, wenn, wie der Beklagte behauptet, 
die beiden Wechſel nur zur Prolongierung älterer, vor dem 31. Juli 1914 vom 
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Beklagten angenommenen Wechſel gegeben worden wären und darnach an⸗ 
zunehmen ſein würde, daß auch die Schuldverbindlichkeit aus dem der Wechſel⸗ 
begebung zugrunde liegenden Rechtsgeſchäft vor dem genannten Tage ent⸗ 
ſtanden ſei. Denn wenn es ſchon zutrifft, daß eine Forderung im Sinne der 
mehrerwähnten Verordnungen mit der Begründung des Schuldverhältniſſes, 
auf dem ſie beruht, als „entſtanden“ anzuſehen iſt (vgl. OL GRſpr. 30, 378), 
ſo enthält doch die Begebung eines Wechſels, auch wenn ſie nicht mit der 
Folge des Erlöſchens des urſprünglichen Schuldverhältniſſes ($ 364 Abſ. 1 
BGB.) an Zahlungſtatt, ſondern nur zahlunghalber geſchieht, die Eingehung 
einer neuen ſelbſtändigen Verbindlichkeit (vgl. Abſ. 2 a. a. O.). Das hat auch 
von der Begebung der neuen (Verlängerungs⸗)Wechſel zu gelten, deren Aus⸗ 
ſtellungstage deshalb für die Beantwortung der Frage nach dem Zeitpunkt 
der Entſtehung der aus ihnen ſich ergebenden Forderungen maßgebend ſind; 

vgl. OL GRſpr. 30, 354; Güthe⸗Schlegelberger Kriegsbuch Anm. B IV, 2c zu 51 BO. v. 

7. Aug. 1914, 203. 

Im übrigen hat der Beklagte nach ſeinem Vorbringen durch die wieder⸗ 
holte Verlängerung der ſchon Ende 1913 begebenen Urſprungswechſel ſich eine 
mehr als 1 Jahr über den 31. Juli 1914 hinaus erſtreckende und demnach eine 
ſo erhebliche Zahlungsfriſt verſchafft, daß ihm die Bewilligung einer wei⸗ 
teren ſolchen nach § 1 Abſ. 1 Satz 2 VO. v. 7. Aug. 1914 auch dann verſagt 
werden müßte, wenn die Klageforderung zu den ebenda in Abſ. 1 erwähnten 
gehörte. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 27. Januar 1916. 5 C. Reg. 
5/16. | Ch. 


134. Über Abtretung und Pfändung der Anfprüche aus dem 
Baugeld-⸗Darlehnsvertrage. 


Bol. 64 Nr. 68 m. N.; 70 Nr. 206; auch 53 Nr. 99 m. N. 
BGB. $$ 399. 610; BaufordGeſ. v. 1. Juni 1909 82. 


Der Kläger hatte auf Grund eines gegen ſeine Schuldnerin B. ergan⸗ 
genen landgerichtlichen Verſäumnisurteils und Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes 
zugunſten von 808 1 Hauptſache und 76 & feſtgeſetzten Koſten die Anſprüche 
pfänden laſſen, die der Schuldnerin angeblich gegen die Beklagte auf Zah⸗ 
lung eines Darlehnsreſtes (Baukapitals) zu 1400 / oder mehr oder weniger 
zuſtehen ſollten. Die Klage, die auf dieſe Pfändung und auf die Behauptung 
geſtützt war, daß die Forderung des Klägers — eines Glaſermeiſters — gegen 
die B. auf Lieferungen zum Bau ihres Anweſens in M. beruhe, für welchen 
das Baukapital von der Beklagten zugeſagt worden ſei, war vom Landgericht 
koſtenfällig abgewieſen worden. Auf die Berufung des Klägers wurde das 
Urteil, ſoweit es die Klage zu einem höheren Betrag als 76 M abgewieſen 
hatte, und im Koſtenpunkt aufgehoben und die Beklagte ſchuldig erkannt, 
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an den Kläger 808.M nebſt 4 Prozent Prozeßzinſen zu bezahlen, im übrigen aber 
wurde die Berufung des Klägers zurückgewieſen und wurden die Koſten ver⸗ 
hältnismäßig geteilt. — Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht iſt nicht der Rechtsanſchauung, daß die dem Klag⸗ 
anſpruch zugrunde liegende Pfändung nach 88 829 ff. ZPO. unzuläſſig ſei. 
Nach $ 851 ZPO. iſt eine Forderung in Ermangelung beſonderer Vorſchriften 
der Pfändung nur inſoweit unterworfen als ſie übertragbar iſt. Derartige 
Vorſchriften ſind nach der überwiegenden Anſchauung der neueren Recht⸗ 
ſprechung und Literatur bezüglich der Pfändung des ſog. Baugelddarlehns 
nicht gegeben, insbeſondere ſind ſolche im Geſetz über die Sicherung der Bau⸗ 
forderungen v. 1. Juni 1909 (RGBl. 449), das im § 2 Abſ. 3 Nr. 5 ſelbſt die 
Pfändung des Baugeldes erwähnt, nicht enthalten. Die Abtretung des An⸗ 
ſpruchs aus dem Baukapitals⸗Darlehnsvertrage iſt auch nicht nach $ 399 BGB. 
unſtatthaft, weil die Leiſtung hieraus, die Auszahlung der Darlehnsbeträge, 
auch an einen andern als den urſprünglichen Gläubiger ohne Anderung ihres 
Inhalts erfolgen kann. Desgleichen wird auch allgemein die Übertragbarkeit 
des Anſpruchs aus dem Darlehnsvorvertrage in der Weiſe bejaht, daß der 
Anſpruch auf Auszahlung des Darlehnsbetrages mit der Wirkung übertrag⸗ 
bar iſt, daß der Zeſſionar ſelbſtändig auf Grund der Abtretung die Zahlung 
vom Darlehnsgeber an ſich fordern kann ohne Schuldner desſelben zu werden; 

RheEntſch. 68, 355; 77, 157 (Seuff A. 64 Nr. 68 und 67 Nr. 107); Komm. von RGRäten 

zu $ 398 Anm. 2 und zu $ 610 Anm. 2; Hagelberg Gef. v. 1. Juni 1909 $1 Anm. 10. 

23. 25 d. 31. 36. 38 ebd, 39 b. 46 b; 5 2 Anm. 33. 

Das Baugelddarlehn und der Baugelddarlehnsvertrag bilden infolge 
ihrer beſonderen Zweckbeſtimmung nur eine beſondere Erſcheinung des Dar⸗ 
lehns nach 88 607. 610 BGB. Das Ber.⸗Gericht ſchließt ſich der vorſtehenden 
Rechtsauffaſſung inſofern an, als die Übertragung des Anſpruchs aus dem 
Baugelddarlehnsvertrag mit der obigen Rechtswirkung jedenfalls dann als 
zuläſſig zu erachten iſt, wenn und ſoweit die zur Auszahlung abgetretene 
oder gepfändete Forderung zur Deckung von Leiſtungen dient für denjenigen 
Bau, für welchen das Baugelddarlehn beſtimmt iſt, weil durch eine derartige 
Abtretung das Baukapitaldarlehn ſeinen urſprünglichen Zweck beibehält und 
erfüllt. Wenn Hagelberg anſcheinend dieſe Einſchränkung verneint, ſo ſprechen 
doch feine eigenen Ausführungen zu § 1 Anm. 35a. 38 b. 39 b. 45 a. 46. 52 
wiederum ſelbſt dafür und ſcheint die Einſchränkung auch im Hinblick auf 
$ 399 BGB. geboten. Die tatſächliche Vorausſetzung für dieſe Einſchrän⸗ 
kung liegt hier vor; die Pfändung iſt deshalb formell zuläſſig geweſen (Hagel⸗ 
berg $ 1 Anm. 44. 46. 75). 

Gegenüber dem Zeſſionar wie dem Pfändungspfandgläubiger find die 
Einwendungen zuläſſig, welche gegen den urſprünglichen Gläubiger zur Zeit 
der Abtretung und Pfändung der Forderung dem zur Leiſtung Verpflichteten 
zuſtanden ($ 404 BGB. und Komm. von RGRäten Anm. 4 zu $ 404). Hierzu 
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gehört auch der Einwand des Baugelddarlehnsgebers, daß er das Darlehn 
zu jenen Zeitpunkten ſchon vollſtändig an den Darlehnsempfänger oder für 
ihn zu dem beſtimmten Bauzweck geleiſtet habe. Beweispflichtig hierfür iſt 
der Baugelddarlehnsgeber (Hagelberg $1 Anm. 39 b); die Klage auf Be⸗ 
zahlung des verſprochenen Darlehns erfordert zu ihrer Begründung nicht 
die Behauptung der noch nicht erfolgten Bezahlung (RGéEntſch. 38, 312). 
Dieſe Entſcheidung des Reichsgerichts überbürdet dem Darlehnsverſprecher 
nicht nur den Beweis der Auszahlung des Baugeldbetrages, ſondern über⸗ 
dies auch den Beweis feiner Verwendung zu dem beſtimmten Bauzweck. 
Die Beklagte hat dieſen Beweis weder erbracht noch auch nur angeboten. 
Ein Hinweis auf dieſe Beweispflicht an die Beklagte erſchien im Anwalts⸗ 
prozeß nicht veranlaßt (§ 139 ZPO.; ZW. 1914 S. 31315). 

Hiernach erſcheint der Klaganſpruch begründet, ſoweit ſich die Forderung 
des Klägers gegen feine Schuldnerin auf Leiſtungen in den Bau ſtützt, für 
den die Baugeld⸗Darlehnspflicht der Beklagten zur Zeit der ſtrittigen Pfän⸗ 
dung beſtand. Nicht dagegen iſt dies der Fall bezüglich des Prozeßkoſten⸗ 
aufwandes des Klägers; dieſer hat ſeine Grundlage in der Nichtzahlung der 
Schuldnerin des Klägers; dieſe Erſatzforderung beruht nicht auf Leiſtungen 
des Klägers zur fraglichen Bauförderung. Es war deshalb die Klage be- 
züglich dieſes Betrages zu 76 unbegründet und unter Zurückweiſung der 
Berufung des Klägers, ſoweit die Klage hierauf gerichtet war, zu erkennen 
wie geſchehen iſt.“ 

Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 9. Februar 1916. H. w. U. L. 

230/15. F—ı. 


135. Rücktritt von einem Lieferungskauf wegen andauernd 
mangelhafter Lieferung. 


Vgl. 57 Nr. 74; 58 Nr. 229; 59 Nr. 32; 61 Nr. 129. 
BGB. 69 243. 462. 480. 


Die Klägerin klagte auf Abnahme von 24000 Stück Abzweigſcheiben, 
Reſt eines auf 50000 St. lautenden Schluſſes. Die Beklagte wendete ein, 
die ihr bisher gelieferten, von ihr abgenommenen Abzweigſcheiben ſeien ſo 
mangelhaft geweſen, daß ihr die Abnahme weiterer Scheiben nicht zuzumuten 
ſei; auch die angebotenen, vor der Abnahme zurückgewieſenen Scheiben ſeien 
mangelhaft. — Die Klage wurde abgewieſen; die Berufung der Klägerin 
hatte keinen Erfolg. 

Nachdem in den Gründen feſtgeſtellt worden, daß die angebotenen Ab⸗ 
zweigſcheiben mangelhaft ſeien, wird fortgefahren: 

„— — — War die Beklagte berechtigt, die ihr im Mai 1911 angebo⸗ 
tenen 24000 Stück Abzweigſcheiben wegen Mangelhaftigkeit zurückzuweiſen, 
ſo iſt noch die Frage zu beantworten, ob ſie nunmehr überhaupt nicht mehr 
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an den Vertrag von 1907 gebunden, ob fie alſo berechtigt ſei, auch die Ab⸗ 
nahme andrer, ihr etwa noch von der Klägerin anzubietender Scheiben zu 
verweigern. Dieſe Frage muß noch erörtert werden, weil es ſich um einen 
Gattungskauf handelt und der Klagantrag nicht auf Abnahme der beſtimmten, 
im Mai 1911 angebotenen, jetzt bei J. Sch. & Co. lagernden Scheiben, ſon⸗ 
dern auf Abnahme und Bezahlung von 24000 Stück Abzweigſcheiben ſchlecht⸗ 
hin gerichtet iſt. 

Die Frage iſt zu bejahen. Der Käufer iſt zwar in der Regel zur Wan⸗ 
delung erſt befugt, nachdem ihm die Kaufſache übergeben worden, was hier 
eben nicht der Fall iſt. Steht aber bereits feſt, daß der Verkäufer nicht anders 
als mangelhaft liefern kann, ſo braucht der Käufer nicht erſt die vertragwidrige 
Erfüllung ſeitens des Verkäufers anzunehmen, um dann von dem Hülfsmittel 
der Gewährleiſtungsanſprüche Gebrauch zu machen, ſondern er muß als 
befugt erſcheinen, dieſe Erfüllung ſchon vor der Übergabe abzulehnen und 
entſprechend der nach der Übergabe zuläſſigen Wandelung von dem Vertrage 
abzugehen (vgl. RG. in Warneyers Rechtſpr. 1912 Nr. 204). Das folgt für 
den Spezieskauf aus den Grundſätzen über die Unmöglichkeit der Leiſtung 
und über die Einrede des nicht oder nicht richtig erfüllten Vertrags. Es gilt 
aber auch für den Gattungskauf dann und inſoweit, als ſich die Schuld auf 
beſtimmte Gegenſtände eingeſchränkt hat und eben die Sache, auf die ſich das 
Schuldverhältnis beſchränkt hat, mangelhaft iſt. Auch beim Angebot mangel⸗ 
hafter Ware tritt eine Einſchränkung i. S. von § 243 Abſ. 2 BGB. ein, ſo⸗ 
fern der Käufer den Verkäufer an der angebotenen Ware feſthält (vgl. Planck 
BGB.“ 8243 Erl. 6a Abſ. 2). Eine ſolche Einſchränkung auf die von der 
Klägerin im Mai 1911 angebotenen 24000 Stück Abzweigſcheiben iſt vorlie⸗ 
gend anzunehmen. 

Durch dieſes Angebot beſchränkte ſich zunächſt die Erfüllung der Klä⸗ 
gerin auf die angebotenen Stücke und es ſtand bei der Beklagten, ob ſie, bei 
Mangelhaftigkeit der angebotenen Ware, dieſe zurückweiſen und die Liefe⸗ 
rung andrer Ware verlangen, oder die Schuld als eingeſchränkt behandeln 
und die Wandelung geltend machen oder den Rücktritt vom Vertrag erklären 
wollte. Die Beklagte hat den letzten Weg gewählt. Sie hat bereits am 
8. Mai 1911 die Annahme der an ſie abgeſandten, nachmals bei J. Sch. & 
Co. eingelagerten 24000 Stück Abzweigſcheiben wegen Mangelhaftigkeit ab⸗ 
gelehnt und erklärt, daß ſie von weiteren Bezügen überhaupt abſehe, alſo 
deutlich zum Ausdruck gebracht, daß ſie den Vertrag nicht mehr als zu Recht 
beſtehend erachte. Übrigens geht aus den Erklärungen der Klägerin und 

ihrem ganzen Verhalten im Prozeß hervor, daß ſie garkeine andern Stücke 
als die angebotenen liefern will, und daß nach ihrer Anſicht die Beklagte 
eben dieſe beſtimmten 24000 Stück abzunehmen habe. — — — Sie hat 
ſich alſo ſelbſt auf den Standpunkt geſtellt, daß ſich das Schuldverhältnis auf 
jene 24000 Stück Abzweigſcheiben eingeſchränkt habe. 
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Endlich muß der Beklagten auch aus dem Geſichtspunkt der poſitiven 
Vertraͤgsverletzung das Recht zum Rücktritt vom Vertrag eingeräumt werden. 
Sie hat zwar von dem auf 50000 Stück lautenden Schluß 26000 Stück nach 
und nach abgenommen und die rechtzeitige Bemängelung dieſer Mengen 
gemäß § 377 HGB. nicht zu behaupten vermocht, könnte alſo aus der Mangel⸗ 
haftigkeit dieſer 26000 Stück, ſelbſt wenn ſie bewieſen wäre, das Recht auf 
Rücktritt wegen poſitiver Vertragsverletzung nicht herleiten (vgl. Staub⸗Könige 
HGB, Exkurs zu $ 374 Anm. 195). Wohl aber ſtellt ſich das Angebat der 
24000 Scheiben im Mai 1911 in Verbindung mit dem weiteren Verhalten 
der Klägerin als eine ſolche Verletzung dar. Wenn die Klägerin dieſe 24000 
Stück, mit der ſie ihrer Erfüllungspflicht genügen wollte, in einem ſo mangel⸗ 
haften Zuſtande lieferte, wie ihn die Phyſikaliſch⸗techniſche Reichsanſtalt feſt⸗ 
geſtellt hat; wenn ſie weiter trotz dieſer Feſtſtellung ſeitens der von ihr ſelbſt 
als Gutachterin bezeichneten Reichsanſtalt der Beklagten anſinnen will, ſo 
beſchaffene Ware abzunehmen; und wenn ſie endlich auch durch widerſpre⸗ 
chende Behauptungen wie durch das Unterlaſſen einer Erklärung, daß ſie 
andre, beſſere Ware liefern wolle, das Vertrauen der Beklagten darauf völlig 
erſchüttert hat, daß ſie überhaupt imſtande ſei, anders und weniger mangel⸗ 
haft zu liefern als im Mai 1911, ſo kann der Beklagten billigerweiſe ein Feſt⸗ 
halten am Vertrage nicht zugemutet werden. 


Das Landgericht hat nach alledem mit Recht die auf Abnahme und Be⸗ 


zahlung von 24000 Stück Abzweigſcheiben gerichtete Klage abgewieſen.—— —“ 
urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 13. Juli 1915. E. & G. (Kl.) 


w. K. & C. — 70. 389/13. —e— 


136. Schenkung unter einer Auflaged oder gegenſeitiger vertrag d⸗ 
Haftung des Notars wegen unterlaſſener Belehrung.“ “ 


„Vgl. 68 Nr. 189 m. N. — gl. 63 Nr. 88; 66 Nr. 98; 68 Nr. 80. 214. 
BGB. 59 525. 675. 839. 


Am 20. Mai 1911 wurde bei dem verflagten Notar auf Wunſch des 
Klägers und ſeiner Ehefrau ein „Schenkungsvertrag“ aufgenommen, inhalts 
deſſen der Kläger ſein Grundſtück zu Ch. ſeiner Frau „ſchenkt“ und dieſe unter 
Annahme der „Schenkung“ die auf dem Grundſtück laſtenden Hypotheken⸗ 
ſchulden von zuſammen 290000 „ mit der Zinsverpflichtung vom 1. Juli 
1911 ab als Selbſtſchuldnerin übernimmt. In § 4. des Vertrags heißt es, 
daß der Wert des Grundſtücks auf 290000 % angegeben wurde. Der Be⸗ 
klagte berechnete 3 % Stempelſteuer. Die Stempelbehörde erachtete jedoch 
einen läſtigen Vertrag als vorliegend und ordnete deshalb die Nachzahlung 
von 2897 , Landesſtempel und von 1933,50 % Reichsſtempel an. Die Ein⸗ 
wendungen des Klägers hiergegen wurden in allen Inſtanzen zurückgewieſen. 
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— Auf Klage des Klägers wurde der Beklagte zum Erfah dieſer Beträge ver- 
urteilt. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Nach der unbeſtritten gebliebenen Behauptung des Klägers hat dieſer 
den Beklagten beauftragt, über die von ihm beabſichtigte Zuwendung ſeines 
Grundſtücks an ſeine Ehefrau einen Schenkungsvertrag zu errichten. Die 
Ausführbarkeit dieſes Auftrags unterlag erheblichem Zweifel. Mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß die Ehefrau des Klägers die auf dem Grundſtück haftenden 
Hypothekenſchulden als Selbſtſchuldnerin übernehmen ſollte, konnte es ſich, 
wenn überhaupt eine Schenkung vorlag, nur um eine ſolche unter einer Auf⸗ 
lage (88 525 ff. BGB.) handeln. Dieſe Vertragsart iſt zwar durch ein ſcharfes 
begriffliches Merkmal von dem gegenſeitigen Vertrage unterſchieden, ſofern 
hier eine wechſelſeitige Abhängigkeit der im Austauſchverhältnis zueinander 
ſtehenden Leiſtungen der Vertragsparteien beſteht, dort aber in einſeitiger 
Weiſe nur die Leiſtung des Beſchenkten von der des Schenkers abhängig iſt 
(RGEntſch. 60, 238). Ausſchlaggebend für das Vorliegen des einen oder des 
andern Merkmals iſt jedoch in erſter Linie der Vertragswille. Es kommt 
darauf an, ob die Leiſtung jedes Vertragsgenoſſen das Entgelt für die Lei⸗ 
ung des Vertragsgegners darſtellen ſoll oder ob die eine Vertragspartei 
der andern eine unentgeltliche Zuwendung mit der Nebenbeſtimmung machen 
will, daß der Erwerber das Zugewendete oder ſeinen Wert für einen be⸗ 
ſtimmten Zweck verwendet. Im einzelnen Fall iſt es daher nicht immer zweifel⸗ 
frei zu entſcheiden, ob die eine oder die andre Vertragsart gegeben iſt. Auch 
bei Einkleidung eines Rechtsgeſchäfts in die Form der Schenkung unter einer 
Auflage iſt je nach der Sachlage mehr oder weniger damit zu rechnen, daß 
der Vertrag im Streitfall als ein entgeltlicher oder wenigſtens als ein ge⸗ 
miſchter — zum Teil läſtiger, zum Teil freigebiger — Vertrag aufgefaßt 
wird. 

Die Möglichkeit, daß das Geſchäft trotz der äußeren Erſcheinung im Ge⸗ 
wande der Schenkung als gegenſeitiger Vertrag betrachtet wird, liegt be⸗ 
ſonders nahe dann, wenn der Wert der Zuwendung und der Wert der Auf⸗ 
lage einander gleichſtehen. Selbſt wenn es bei der Schenkung unter einer 
Auflage nicht darauf ankommen ſollte, daß nach Vollziehung der Auflage 
noch eine Bereicherung des Beſchenkten verbleibt, fo find doch bei einer Sach⸗ 
geſtaltung der bezeichneten Art beſondere Zweifel darüber am Platze, ob 
die Vertragsbeteiligten es auf eine unentgeltliche Zuwendung abgeſehen haben. 
Im gegenwärtigen Fall hat nun aber der Kläger den Wert des Grundſtücks 
nach der Behauptung des Beklagten, die dieſer gegen ſich gelten laſſen muß 
(RGEntſch. 78, 345, in Seuff A. 67 Nr. 236) auf 290000 , alſo auf den⸗ 
ſelben Betrag beziffert, auf den ſich die von der Frau des Klägers übernom⸗ 
menen Hypothekenſchulden belaufen. Der Beklagte war daher mit Rüdjicht 
auf den Inhalt des ihm erteilten Auftrags verpflichtet, den Kläger darauf 

hinzuweiſen, daß der zu beurkundende Vertrag trotz der Abfaſſung in der 
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Form des Schenkungsvertrags als ſolcher möglicherweiſe keine Anerkennung 
finden würde. Zu dieſem Hinweis mußte ſich der Beklagte um ſo mehr ver⸗ 
anlaßt ſehen, als ſich ihm kein Anhalt für einen ernſtlichen Schenkungswillen 
des Klägers darbot. Er durfte ſich des Hinweiſes auch dann nicht für ent⸗ 
hoben erachten, wenn der Kläger nicht, wie er behauptet, ausdrücklich erklärte, 
daß er den Akt nur wünſche, falls keine hohen Stempelkoſten entſtünden. 
Dem Notar liegt als Urkundsperſon die Verpflichtung zur Aufklärung der 
Vertragſchließenden inſoweit ob, als es durch das Zuſtandekommen einer 
rechtswirkſamen Beurkundung erfordert wird (Warneyer Rſpr. 1913, 242; 
1911, 257). Lautet daher der Auftrag eines Vertragsbeteiligten dahin, daß 
der Notar ein Rechtsgeſchäft in einer beſonderen Vertragsform beurkunden 
ſolle, und ſtehen der wirkſamen Erledigung des Auftrags rechtliche Bedenken 
entgegen, ſo hat der Notar den Auftraggeber hierüber zu belehren. Der Be⸗ 
klagte verletzte demnach dadurch, daß er die Aufklärung des Klägers unter⸗ 
ließ, die ihm dieſem gegenüber obliegende Amtspflicht. 

Aus den Darlegungen des Ber.⸗Gerichts geht hervor, daß die Beurkun⸗ 
dung dem Willen des Klägers nur entſprach, wenn durch ſie die Verpflich⸗ 
tung zur Entrichtung erheblicher Stempelabgaben nicht begründet wurde. 
Der Kläger hatte nach ſeiner vom Beklagten nicht beſtrittenen Behauptung 
deſſen Bureauvorſteher vor der Beurkundung auch ausdrücklich erklärt, er 
würde den Vertrag nicht ‚machen‘, wenn er Umſatzſteuer zahlen müſſe. Daraus 
ergibt ſich ohne weiteres, daß er, falls der Beklagte ihm die erforderliche Auf- 
klärung hätte zuteil werden laſſen, den Auftrag zur Beurkundung des Rechts- 
geſchäfts zurückgezogen haben würde und daß alsdann der durch die Nach⸗ 
forderung des Stempels entſtandene Schaden vermieden worden wäre. 

Das Ber.⸗Gericht hat ſonach mit Recht der Klage ſtattgegeben.“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 12. März 1915. G. (Bkl.) w. Kr. 
(KG. Berlin). III. 454/14. 


137. Auslegung der widerſpruchvollen Ausfüllung eines Mietvertrags- 
formulars hinſichtlich der Vertragsdauer. 
Vgl. 64 Nr. 164; auch 66 Nr. 3; 71 Nr. 106. 
BGB. 88 564. 565. 157. 

Zwiſchen dem Wortlaut der Beſtimmungen des § 1 und des § 2 Abſ. 1 
des Mietvertrages beſteht ein unleugbarer Widerſpruch. Ein ſolcher tritt in 
dieſer Art nach der Lebenserfahrung nicht ſelten auf bei Ausfüllung eines 
gedruckten Vertragsformulars, das auf verſchiedenartige Geſtaltungen der 
Vereinbarung zugeſchnitten iſt. Gerade auf Grund dieſer Entſtehung ſolcher 
dem Wortlaut nach widerſprechender Vertragsbeſtimmungen darf aber regel⸗ 
mäßig verſtändigerweiſe nicht angenommen werden, daß die Vertragspar⸗ 
teien tatſächlich hätten Vereinbarungen treffen wollen, die ſich gegenſeitig 
ausſchließen, daß ſie alſo zu einem einheitlichen Vertragswillen nicht gelangt 


137. Dauer der Mietzeit. 231 


feien. Vielmehr wird die Sache im allgemeinen dahin zu beurteilen fein, 
daß die Vertragſchließenden über einen beſtimmten Vertragsinhalt einig 
geworden ſind, daß es ihnen aber bei der Ausfüllung des vorgedruckten For⸗ 
mulars nicht gelungen iſt, den Vertragswillen mit genügender Deutlichkeit 
zum Ausdruck zu bringen. Dadurch wird der Beſtand des Vertrages nicht 
berührt. Denn für das Zuſtandekommen des Vertrages genügt es, daß die 
Beteiligten über die Bedeutung der gewählten Faſſung ihrer Vereinbarungen 
einig waren. Die Löſung der vorliegenden Streitfrage iſt alſo lediglich Sache 
der Auslegung des Willens, den die Parteien bei Beurkundung des Ver⸗ 
trages haben ausdrücken wollen. 

Die Annahme, es habe in ihrem Sinne gelegen, zugleich eine feſte Ver⸗ 
tragsdauer von 3 zu 3½ Jahren zu vereinbaren, iſt ohne weiteres abzulehnen, 
Es kann ſich nur darum handeln, ob $ 1 den wirklichen Vertragswillen in der 
Tat richtig wiedergibt und die Faſſung des § 2 Abſ. 1 nur eine Entgleiſung 
der Ausdrucksweiſe bildet, über deren mit § 1 übereinſtimmende Bedeutung 
beide Teile jedoch einig waren, oder ob es ſich umgekehrt verhält. So hat 
auch die Rechtſprechung bisher dieſe Frage behandelt (vgl. Staudinger Ilc 
zu 8564 BGB.). Es heißt nun im $1: „Das Mietverhältnis beginnt mit 
dem 1. April 1913 und gilt für die Dauer von 3 Jahren als feſt abgeſchloſſen“. 
Anderſeits ſchreibt § 2 vor, das Mietverhältnis könne nur durch eine Kündi⸗ 
gung zum 1. April oder 1. Oktober aufgehoben werden, bei Abſchluß des 
Vertrages auf längere Zeit beginne dieſes Kündigungsrecht erſt nach Ab⸗ 
lauf der Vertragszeit. Faßt man den Ausdruck „Beginn des Kündigungs⸗ 
rechts“ in dem Sinne auf, daß damit die Zuläſſigkeit der Erklärung der Kün⸗ 
digung getroffen werden ſolle, ſo iſt die Ausfüllung dieſes Formulars ohne 
Vermeidung eines inneren Widerſpruchs unmöglich. Denn alsdann würde 
ſich die im § 1 für die Angabe der feſten Vertragsdauer gelaſſene Lücke nie⸗ 
mals den wirklichen Verhältniſſen entſprechend ausfüllen laſſen. Die Zahl 
im § 1 müßte immer um ein halbes Jahr niedriger angegeben werden als 
die gewollte feſte Vertragszeit dauern ſoll. Läßt ſich eine derartige, bei der 
Formularausfüllung bewußt geübte Berückſichtigung des aus der Faſſung 
des Formulars hervorgehenden Widerſpruchs tatſächlich nachweiſen, ſo bietet 
die Auslegung des Vertrages keine Schwierigkeit. Iſt das jedoch nicht nach⸗ 
weisbar und auch garnicht behauptet, wie es regelmäßig zutreffen wird und 
jedenfalls hier zutrifft, jo iſt die Beſtimmung des § 1 mit der des § 2 Abſ. 1 
ſo lange unvereinbar, als man an der Auslegung feſthält, der Beginn des 
Kündigungsrechts im § 2 beziehe ſich auf die Zuläſſigkeit der Kündigungs⸗ 
erklärung. Bei ſolcher Auslegung ſteht § 2 mit $1 nicht im Einklange und 
könnte, wenn man überhaupt einen einheitlichen Willen der Vertragſchließenden 
annehmen wollte, nur als Widerruf oder Abänderung des $1 aufgefaßt werden. 

Dieſe Auslegung kann aber aus zwei Erwägungen nicht als richtig an- 
erkannt werden. Zunächſt liegt auf der Hand, daß die Stellung der Verein⸗ 
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barung des $ 1 über die Vertragsdauer an der Spitze des Vertrages im Zweifel 
den Zweck haben ſoll, die wirkliche feſte, d. h. eine Abkürzung durch Kündi⸗ 
gung ausſchließende Mietzeit feſtzulegen. Darüber kann nach dem inhalt⸗ 
lichen Zuſammenhange des § 1, der von dem Mietobjekt, dem Beginn der 
Mietzeit und dem Mietzinſe handelt, kein Bedenken beſtehen. Hier ſollen die 
weſentlichen Beſtandteile des Vertrages, Gegenſtand, Preis, unbedingte zeit⸗ 
liche Bindung feſtgeſetzt werden. Dem gegenüber hat der § 2 an ſich den 
Zweck, die Möglichkeit etwaiger Verlängerung durch Unterlaſſung der Kün⸗ 
digung klarzuſtellen. Daher wird derjenige, der auf Grund eines ſolchen For⸗ 
mulars einen Vertrag ſchließt, von vornherein im § 2 keine Beſtimmung ver⸗ 
muten, die dem Zweck diente, die klare Beſtimmung des $ 1 über die unbedingt 
vereinbarte feſte Vertragsdauer zu widerrufen. Denn $ 2 handelt eben an ſich 
garnicht von der Dauer der feſten Mietzeit, ſondern von der auf ſie folgenden 
Zeit, und der in ihm etwa enthaltene Widerſpruch mit § 1 liegt jedenfalls 
nicht klar zutage, ſondern wird erſt im Wege der Schlußfolgerung aus der 
Beſtimmung über die Zuläſſigkeit der Kündigung erkannt. Daß die Par⸗ 
teien, die einen derartigen Vertrag unterzeichnen, einen ſolchen Widerſpruch 
herbeizuführen beabſichtigten oder daß fie ihre klare Vereinbarung im $ 1 
damit widerrufen wollten, iſt nicht ohne weiteres anzunehmen; wenigſtens ſo 
lange nicht, als bei verſtändiger Würdigung der Dinge die Auffaſſung gerecht⸗ 
fertigt iſt, daß ſie aus der Faſſung des § 2 einen ſolchen Widerſpruch nicht 
herausleſen mußten und demgemäß in der berechtigten Annahme der Schlüſ⸗ 
ſigkeit des Urkundeninhalts auch nicht herausgeleſen haben, d. h. alſo, wenn 
der $ 2 vermöge feiner Faſſung auch eine Auslegung verträgt, die mit dem 
§1 in Einklang ſteht. ö 

Dies iſt nun in der Tat der Fall. Die Kündigung iſt die Aufhebung des 
Vertrages durch die Willkür eines Vertragsteils. Sie kann hinſichtlich ihrer 
Erklärung und ihrer Wirkung zeitlich auseinanderfallen, wie es hier zutrifft. 
Je nachdem man nun im $ 2 unter Beginn des Kündigungsrechts den rechts⸗ 
geſchäftlichen Akt oder den rechtsgeſchäftlichen Erfolg im Auge hat, je nach⸗ 
dem man alſo unter Kündigungsrecht die Befugnis verſteht, die Aufhebung 
des Vertrages zu erklären oder zu erwirken, ergibt ſich zwiſchen den Beſtim⸗ 
mungen der 88 1 und 2 ein Widerſpruch oder ein Einklang. Es erſcheint aber 
keineswegs als ausgeſchloſſen, den Ausdruck „Kündigungsrecht“ in dem Sinn 
der Befugnis, die Vertragsauflöſung zu bewirken, aufzufaſſen, alſo den Zeit⸗ 
punkt nicht der Erklärung als vielmehr des Wirkſamwerdens der Erklärung 
zu betonen, zumal da § 2 in feinem Eingange davon ſpricht: aufgehoben werde 
der Vertrag durch Kündigung, Ziehzeit nur 1. April und 1. Oktober, alſo auch 
hier gerade den Zeitpunkt der bewirkten Löſung in den Vordergrund ſtellt. 


Urteil des OLG. zu Celle (2. Sen.) v. 10. Februar 1916. L. w. Br. 2 U. 
4„/16. Lt. 
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138. Kein Schadens anſpruch des Pächters wegen Verzugs in | 
Beſeitigung eines Mangels, wenn dieſe zu koſtſpielig wird. 
BGB. 59 538. 581. 242. 275. 


Die Beklagte hatte von der Klägerin deren Gießereigrundſtück ſeit 1902 
für jährlich 1250 „ in Pacht gehabt. Als das Pachtverhältnis im Jahr 1909 
gelöſt worden war, klagte die Klägerin ein Saldoguthaben aus dieſem Ver⸗ 
hältnis von 4421,30 K ein, wogegen die Beklagte zunächſt als Schadenerſatz⸗ 
forderung ($ 538 Abſ. 1 BGB.) im Wege der Aufrechnung und Widerklage 
geltend machte, daß ſchon im Jahr 1904 in einer den Gießereibetrieb ſtören⸗ 
den Weiſe das Grundſtück ſich geſenkt habe und Grundwaſſer in den Fuß⸗ 
boden gedrungen ſei, und daß die Klägerin es trotz an ſie ergangener Auf⸗ 
forderung unterlaſſen habe, Abhülfe zu ſchaffen. Die Klägerin beſtritt ihre 
Entſchädigungsverpflichtung, weil die Senkungen durch Bergbau Dritter 
hervorgerufen ſeien. — Das Ber.⸗Gericht erkannte der Beklagten einen weiter 
geltend gemachten Minderungsanſpruch zu, verwarf aber die in erſter Linie 
erhobene Schadensforderung. Aus den Gründen: 

„— — — Der Fehler, der die Tauglichkeit des Grundſtücks für den 
Gießereibetrieb minderte, beſtand in der Bodenſenkung in Verbindung mit 
der Veränderung des Grundwaſſerſtandes. Dieſe Übelſtände ſind erſt im 
Sommer 1904 aufgetreten. Bis dahin war der Mangel nicht vorhanden, 
die Tauglichkeit des Grundſtücks nicht beeinträchtigt. Schon daraus folgt, 
daß der Mangel dem zuerſt pachtenden Ingenieur K. nicht bekannt ſein konnte, 
ja zur Zeit des Vertragsabſchluſſes überhaupt noch nicht vorhanden war. Was 
damals ſchon beſtanden haben mag, war die mögliche Urſache des Mangels, 
die Lage des Grundſtücks in einem von dem Kohlenabbau beeinflußten Ge⸗ 
biet. Allein auf die Kenntnis hiervon konnte es nicht ankommen. 

Aus dem Geſagten folgt aber weiter ſchon, daß von den drei Voraus⸗ 
ſetzungen für Geltendmachung von Schädenanſprüchen die erſte, daß näm⸗ 
lich der Mangel ſchon beim Vertragsabſchluſſe vorhanden war, nicht in Frage 
kommen kann. Da, wie keiner Ausführung bedarf, der Mangel weiter nicht 
auf einen Umſtand zurückgeführt werden kann, den die Klägerin als Ver⸗ 
pächterin zu vertreten hatte, jo könnte dieſe nur in dem Fall ſchadenerſatz⸗ 
pflichtig gemacht werden, wenn ſie mit der Beſeitigung des Mangels in Ver⸗ 
zug geraten wäre. Das Ber.⸗Gericht vermag — anders als die Vorinſtanz 
— auch dieſe Vorausſetzung nicht als gegeben zu erachten. Verzug würde 
die Verpflichtung der Klägerin zur Beſeitigung des Mangels bedingen, und 
eine ſolche Verpflichtung müßte verneint werden, wenn ihre Erfüllung un⸗ 
möglich wäre. Dabei darf der Begriff der Unmöglichkeit i. S. von § 275 
BGB. nicht zu eng gefaßt und etwa auf den Fall beſchränkt werden, daß 
kein Menſch die Leiſtung zu bewirken, alſo den Mangel zu beſeitigen vermöchte 
(Komm. von RGRäten bei 8 275 Anm. 3). Der unbedingten Unmöglich⸗ 
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keit der Leiſtung iſt vielmehr auch der Fall gleichzuſetzen, daß der Schuldner 
nur mit übermäßiger Kraftanſtrengung, alſo nur unter ſolchen Schwierig⸗ 
keiten oder nur unter ſo großen Aufwendungen zu erfüllen vermöchte, daß 
ihm die Leiſtung nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte 
nicht zugemutet werden kann. Denn über dieſe Grenze hinaus geht die Lei⸗ 
ſtungspflicht keines Schuldners ($ 242 BGB.; RGEntſch. 57, 118; 65, 34). 
Ob Unmöglichkeit in dieſem Sinne vorlag, muß nach den beſonderen Umſtän⸗ 
den der Sachlage beurteilt werden; die hier vorliegenden drängen zur Be⸗ 
jahung der Frage. Nach dem überzeugenden Gutachten F.s wäre zur Be⸗ 
ſeitigung des Mangels ein Aufwand von mindeſtens 2900 & erforderlich ge⸗ 
weſen. Dieſer Betrag wäre ſchon an ſich ganz unverhältnismäßig hoch ge⸗ 
weſen gegenüber dem, was die Klägerin aus dem Pachtverhältniſſe von der 
Beklagten bis zu deſſen damals für Ende Dezember 1905 zu erwartendem 
Ablauf noch zu ziehen hatte. Aber dazu kam, daß nach dem Urteil des Sach⸗ 
verſtändigen mit den von ihm vorgeſchlagenen Veränderungen noch keines⸗ 
wegs ein Betrieb erzielt werden konnte, der frei von Unbequemlichkeiten 
blieb, ſo daß die Klägerin trotzdem gewärtigte, daß ſie ſich auch noch Abzüge 
an der Pacht würde gefallen laſſen müſſen. Ausſchlaggebend muß aber ſein, 
daß die Vornahme der koſtſpieligen Maßregeln, wie der Sachverſtändige be⸗ 
tont, nicht die geringſte Gewähr für eine dauernde Mängelabſtellung bot, 
da die Bodenbewegung noch nicht auf einem Ruhepunkt angelangt war. Hier⸗ 
nach war die Beſeitigung des Mangels in dem angegebenen Sinn als unmög⸗ 
lich anzuſehen und konnte die Klägerin mit dieſer nicht in Verzug geraten. 
Es entfällt damit jede rechtliche Grundlage ſowohl für die Aufrechnungs⸗ 

einrede als auch für die erhobene Widerklage. 
Es bleibt alſo nur noch die Frage, ob und inwieweit die Beklagte mit 
dem hülfsweiſe geltend gemachten Minderungsanſpruch durchdringe.— — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 8. Febr. 1915. St. w. K. & 

Co. — 50. 47/11. F—ch. 


139. Der Beleidiger kann vertraglich zum öffentlichen Widerruf 
verpflichtet werden. 


(Vgl. 70 Nr. 12 m. N.) 
BGB. 99 823 Abſ. 2, 138. 249. 


Im Jahre 1912 hatte der Beklagte in ſeiner Gaſtwirtſchaft zu andern 
Perſonen geäußert, der Kläger habe ſeine Mühle in Brand geſteckt. Kläger 
erhob deshalb Privatklage und der Beklagte wurde vom Schöffengericht 
wegen öffentlicher Beleidigung des Klägers zu 100 % Geldſtrafe ſowie zu 
der Nebenſtrafe aus $ 200 Abſ. 1 StGB. verurteilt. Er legte Berufung ein. 
Darauf kam vor der Ber.⸗Straſkammer am 2. Auguſt 1913 ein Vergleich 
zuſtande; der Kläger nahm die Privatklage zurück, der Beklagte übernahm 
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die Koſten, erklärte die behaupteten Beleidigungen zu Protokoll für unwahr 
und verpflichtete ſich, dieſe Erklärung in zwei Zeitungen und durch einwöchigen 
Aushang an der Gemeindetafel auf ſeine Koſten zu veröffentlichen. Da er 
dieſer Verpflichtung nicht nachkam, wurde Kläger mit dem Antrage klagbar, 
den Beklagten zur Vornahme der Veröffentlichung zu verurteilen. Das Land⸗ 
gericht erkannte nach dieſem Antrage und die Berufung des Beklagten wurde 
zurückgewieſen; ebenſo ſeine Reviſion. — Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Zuläſſigkeit des Rechtsweges wird von der Reviſion mit Unrecht 
in Zweifel gezogen. Der Vergleich, um deſſen Erfüllung es ſich handelt, be⸗ 
trifft die Genugtuung für eine Beleidigung, die der Beklagte dem Kläger 
zugefügt hatte, alſo für eine Verletzung der Ehre des Klägers. Das Rechts⸗ 
gut der Ehre fällt aber keineswegs ausſchließlich in den Bereich des öffent⸗ 
lichen Rechts, berührt vielmehr gerade in erſter Linie die beſondere Rechts⸗ 
ſphäre des Einzelnen. Der von den Parteien geſchloſſene Vergleich iſt dem⸗ 
nach als ein Geſchäft des bürgerlichen Rechts, als ein privatrechtlicher Ver⸗ 
trag anzuſehen. Der Umſtand, daß der Vergleich die Beendigung eines Straf⸗ 
verfahrens bezweckte und daß er vor einem Strafgericht geſchloſſen wurde, 
kann an dieſem Ergebnis nichts ändern. 

Zur Sache ſelbſt wird vom Ber.⸗Richter ausgeführt, die freiwillige Über- 
nahme des öffentlichen Widerrufs der vom Beklagten begangenen Beleidigung 
beritoße gegen kein Geſetz, insbeſondere nicht gegen § 11 EinfG. z. StPO., 
denn dieſe Vorſchrift beziehe ſich nicht auf einen Widerruf, zu welchem ſich 
der Täter durch Vertrag verpflichtet habe. Die Reviſion rügt Verletzung des 
86 Einf GG. z. StGB. und des § 11 EinfG. z. StPO. Sie meint, der öffent⸗ 
liche Widerruf einer Beleidigung ſtelle eine Selbſtdemütigung dar, die über⸗ 
wiegend den Charakter einer den Beleidiger treffenden Strafe trage, und 
zwar einer Strafe, die als mit dem modernen Rechtsbewußtſein unvereinbar 
aus der Reihe der geſetzlich zuläſſigen Strafen ausgeſchloſſen worden ſei. 
Demnach könne es auch nicht für zuläſſig erachtet werden, daß ſich jemand 
vergleichweiſe, alſo durch Vertrag, zu einem öffentlichen Widerruf verpflichte. 
Dieſer Auffaſſung iſt nicht beizutreten. 

Es iſt zwar richtig, daß die früher partikularrechtlich zuläſſig geweſenen 
Strafen des Widerrufs, der Abbitte und der Ehrenerklärung durch 86 EinfG. 
z. StGB. als Strafen beſeitigt ſind, und es mag auch zugegeben werden, 
daß ſich die Geſetzgebung zu dieſem Schritte entſchloſſen hat, weil angenom⸗ 
men wurde, daß ſolche Strafen für den Verurteilten demütigend und be⸗ 
ſchämend ſowie mit dem modernen Rechtsbewußtſein nicht vereinbar ſeien. 
Daraus folgt aber noch nicht, daß ſich der Beleidiger auch durch Vertrag 
nicht rechtswirkſam zu einer von jenen Kundgebungen verpflichten könne. 
Ein ſolcher Schluß würde vielmehr nur dann gerechtfertigt ſein, wenn an⸗ 
genommen werden müßte, daß der Geſetzgeber jene Kundgebungen über⸗ 
haupt und ſchlechthin mißbilligt habe. Allein die bloße Beſeitigung des 
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öffentlichen Widerrufs und ähnlicher Erklärungen als Strafe beweiſt, auch 
wenn man die bereits erwähnten Motive mit in Betracht zieht, mehr nicht, 
als daß der Geſetzgeber jene Maßregeln als geeignete öffentliche Strafen 
nicht angeſehen hat. 

Auch aus § 11 Einf G. z. StPO. iſt zugunſten der Reviſion nichts her⸗ 
zuleiten. Wenn dort geſagt iſt, daß die Verfolgung von Beleidigungen nur 
nach den Vorſchriften der Strafprozeßordnung ſtattfinde, ſo iſt dabei erſicht⸗ 
lich nur an die ſtrafrechtliche Verfolgung des Täters, nicht an die Geltend⸗ 
machung von zivilrechtlichen Anſprüchen gedacht. Der $ 11 bildet daher weder 
ein Hindernis für den Abſchluß von Verträgen über den Widerruf einer Be⸗ 
leidigung, noch ſteht er der Beſchreitung des Rechtswegs bezüglich der An⸗ 
ſprüche aus ſolchen Verträgen entgegen. 

Denkbar iſt, daß unter Umſtänden der § 138 BGB. in Frage kommen 
könnte. Allein im vorliegenden Fall liegt zweifellos ein Verſtoß gegen die 
guten Sitten nicht vor. Weder der Inhalt der vom Beklagten abzugebenden 
Erklärung, noch die Art der Bekanntmachung und der damit verfolgte Zweck 
können in dieſer Beziehung Bedenken erregen. 

Die Reviſion beruft ſich auf das Urteil des 6. Zivilſenats in RGEntſch. 
60, 12. Damals handelte es ſich aber nur darum, ob der Beleidigte ſchon 
auf Grund des Geſetzes, insbeſondere nach $ 249 BGB. einen Anſpruch auf 
Widerruf der Beleidigung habe. Über die Frage, ob Verträge über den 
Widerruf rechtswirkſam und klagbar ſind, iſt nicht e und ſollte nicht 
entſchieden werden. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 18. Mai 1915. W. (Bkl.) w. S. 
(OLG. Breslau). VII. 6/15. Auch in RGEntſch. 87 Nr. 16 S. 80. 


140. Zum Begriff des Eigenbeſitzers nach $$ 856 Abſ. 5, 837 BGB. 
BGB. 59 836 ff. 


Der Kläger war in Schaden gekommen durch das Umſtürzen eines Maſtes 
des Leitungsnetzes, das die verklagte Akt.⸗Geſellſchaft benutzte, um von ihrem 
Elektrizitätswerke in A. aus das dortige Grundſtück der Petrol.⸗Verk.⸗Geſell⸗ 
ſchaft, über andre Grundſtücke hinweg, mit Strom zu verſorgen. Die auf 
Grund des $ 837 BGB. erhobene Klage auf Schadenerſatz wurde dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt. — Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„— — — Das Ber.⸗Gericht entnimmt aus der eigenen Darſtellung der 
Beklagten, daß ſie ſeinerzeit von dem Vorbeſitzer des A. er Elektrizitätswerks 
auch die Anſchlußleitung, die zu den Baulichkeiten der Petrol.⸗Verk.⸗Geſell⸗ 
ſchaft führt, tatſächlich mit übernommen hat, daß ſie ſeitdem dieſe Anſchluß⸗ 
leitung dazu benutzt, um aus ihrem Elektrizitätswerke der Petrol.⸗Verk.⸗ 
Geſellſchaft den nötigen Strom zu liefern, und daß ſie ſich tatſächlich bisher 
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in Ausübung ihres Stromlieferungsrechts auch als den unterhaltspflichtigen 
Beſitzer angeſehen hat, während ſich die Petrol.⸗Verk.⸗Geſellſchaft um das 
Leitungsnetz nicht bekümmert hat. Es iſt der Anſicht, dieſe Tatſachen ge⸗ 
nügten zur Anwendung des $ 837 BGB. ebenſo, wie es nach $ 836 zur Feſt⸗ 
ſtellung der Haftpflicht genüge, daß der Pflichtige, ohne Eigentümer zu ſein, 
Eigenbeſitzer ſei, d. h. das Werk tatſächlich als ihm gehörend innehabe. 

Die Reviſion beanſtandet dieſe Erwägung. Sie führt aus: Zum Eigen⸗ 
beſitze gehöre, daß der Wille, die Sache rechtlich zu beherrſchen, vorhanden 
und zum Ausdruck gekommen ſei. Regelmäßig werde eine Kundgebung dieſes 
Willens nicht anzunehmen ſein, wenn ihr, wie im Streitfall, eine mangelnde 
Prüfung des Sachverhalts zugrunde liege, mit der Klarſtellung des wahren 
Sachverhalts werde ohne weiteres der Eigenbeſitzwille hinfällig. Deshalb ſei 
es auch rechtsirrig, wenn das Ber.⸗Gericht Erklärungen und Behauptungen 
der Beklagten, die von dem Irrtum beeinflußt geweſen ſeien, zur Feſtſtellung 
des Eigenbeſitzwillens herangezogen habe. Die Rüge iſt unbegründet. 

Wie im Fall des $ 836, fo iſt auch im Fall des $ 837 BGB. haftpflichtig 
der Eigenbeſitzer. Eigenbeſitzer aber iſt nach $ 872, wer eine Sache „als ihm 
gehörend“ beſitzt. Die Wendung „als ihm gehörend“ könnte die anſcheinend 
von der Reviſion vertretene Meinung aufkommen laſſen, als ob das Geſetz 
den Glauben des Beſitzers erforderte, daß ihm die Sache wirklich gehöre. 
Daß aber zum Eigenbeſitz der gute Glaube des Beſitzers nicht erforderlich iſt, 
ergibt ſich ohne weiteres aus § 937 Abſ. 2 und § 955 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
Als ihm gehörend“ bedeutet nicht, daß der Beſitzer die Sache für eine ihm 
gehörende halten muß (ſog. opinio dominii), es genügt vielmehr der Wille 
des Beſitzers, ſie wie eine ihm gehörende zu beſitzen (fog. animus domini), 
d. h. die dem Inhalt des Eigentums entſprechende Stellung zur Sache zu 
haben. Das iſt die in der Rechtslehre herrſchende Auffaſſung, und ſie iſt als 
dem Geſetz entſprechend anzuerkennen. In der Entſcheidung des 5. Zivil⸗ 
ſenats (Entſch. 54, 135) iſt zwar geſagt, Eigenbeſitzer ſei, wer eine Sache als 
ſein eigen, als ihm gehörig beſitzt, wer ſie ‚aljo mit dem Willen, ihr Eigentümer 
zu ſein, bejigt‘. Dieſe Stelle iſt vielleicht nicht ganz ſcharf gefaßt, ſachlich 
will jedoch der 5. Zivilſenat von der herrſchenden Lehre augenſcheinlich nicht 
abweichen, zu einer Hervorhebung des Unterſchiedes zwiſchen der Meinung 
des Beſitzers, Eigentümer zu ſein, und ſeinem Willen, die Sache wie eine 
ihm gehörende zu beſitzen, bot der damalige Streitfall keinerlei Veranlaſſung. 
Von dem hiernach zutreffenden Begriff des Eigenbeſitzers geht aber auch 
das Ber.⸗Gericht aus. Da die irrige Annahme, Eigentümer zu ſein, den Willen 

des Beſitzers, ſie wie eine ihm gehörende zu beſitzen, nicht nur nicht ausſchließt, 
ſondern ſehr häufig geradezu zur Vorausſetzung hat, ſo iſt es auch nicht als 
rechtsirrig anzuſehen, wenn das Ber.⸗Gericht zur Feſtſtellung des Eigenbeſitz⸗ 
willens Erklärungen und Behauptungen der Beklagten herangezogen hat, die 
von der angeblich irrigen Annahme beeinflußt waren, ſie ſei Eigentümerin 
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auch der zu den Baulichkeiten der Petrol.⸗Verk.⸗Geſellſchaft führenden An⸗ 
ſchlußleitung und mit ihr des ſog. Unglücksmaſtes. 

Wenn $ 837 BGB. von jemand ſpricht, der ein Gebäude oder ein Werk 
auf einem fremden Grundſtück ‚in Ausübung eines Rechts' beſitzt, fo ſtellt 
er damit, wie noch bemerkt werden mag, nicht das Erfordernis auf, daß dem 
Beſitzer das, ſei es dingliche, ſei es perſönliche, Recht, auf dem fremden Grund⸗ 
ſtück das Gebäude oder das Werk zu haben, wirklich zuſteht. Auch hier gilt 
vielmehr Ahnliches wie beim Eigenbeſitzwillen. Es genügt, wenn der Be⸗ 
ſitzer den Willen hat, das Recht, auf dem fremden Grundſtück das Gebäude 
oder das Werk zu haben, wie ein ihm zuſtehendes auszuüben. Daß aber die 
Beklagte auch bezüglich der Anſchlußleitung dieſes Willens geweſen iſt, ob⸗ 
gleich inſoweit das Recht in Wahrheit vielleicht der Petrol.⸗Verk.⸗Geſellſchaft 
zuſtand, geht aus den Feſtſtellungen des Ber.⸗Gerichts mit Sicherheit her⸗ 
vor. — — —" 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 28. Okt. 1915. K.s Elektr.⸗Werke 

(Bkl.) w. N. (OLG. Naumburg). IV. 72/15. 


141. Eigenhändiges Teſtament in Briefform*; es kann die Unter⸗ 
zeichnung nur mit dem Vornamen genügen. 


“Bol. 58 Nr. 14. 242. 
BGB. 68 22312; 126 Abſ. 1. 


Die Braut des im September 1914 im Felde gefallenen Vizefeldwebels 
M. legte dem Amtsgericht in P. zwei Briefe des Verſtorbenen vor mit dem 
Antrage, ſie als Teſtamente zu eröffnen und ihr einen Erbſchein zu erteilen. 
Der eine Brief „Paderborn den 4. Auguſt 1914“ war an die Eltern der An⸗ 
tragſtellerin gerichtet und unterſchrieben „Euer Sohn und Schwager Fritz“. 
Der andre war an die Antragſtellerin gerichtet, aus „Pob. d. 8. Auguſt 14” 
und unterſchrieben „Dein treuer Fritz“. Das Amtsgericht wies den Antrag 
ab, indem es in beiden Briefen die Unterſchrift und in dem zweiten auch die 
Ortsangabe beanſtandete. Auch das Landgericht hielt die Unterſchriften für 
ungenügend, während es die Frage offen ließ, ob die Ortsangabe im zweiten 
Brief ausreiche. Das Kammergericht wollte aus letzterem Grunde keine Be⸗ 
denken herleiten, war aber ebenfalls der Anſicht, daß die Unterſchriften nicht 
dem Geſetze entſprächen. Da dieſe Frage jedoch vom OLG. Colmar anders 
entſchieden war (Jur. Ztſchr. f. Elſ.⸗Lothr. 33, 434), legte es die weitere Be⸗ 
ſchwerde gemäß § 28 Abſ. 2 FGG. dem Reichsgericht vor und dieſes ent⸗ 
ſchied zugunſten der Antragſtellerin. — Aus den Gründen: 

„Nach § 2231 Nr. 2 BGB. kann ein Teſtament ‚durch eine von dem Erb⸗ 
laſſer unter Angabe des Ortes und Tages eigenhändig geſchriebene und unter⸗ 
ſchriebene Erklärung errichtet werden. Daß die Erklärung auch in Briefform 
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erfolgen kann, ift anerkannt Rechtens (JW. 1907, 14328 und 1910, 22%), Dar- 
über, wie die Unterſchrift zu erfolgen hat, iſt in $ 2231 Nr. 2 nichts geſagt. 
Das Kammergericht iſt deshalb der Anſicht, daß dieſe Frage nach $ 126 Abſ. 1 
BOB. zu entſcheiden ſei (vgl. auch RGEntſch. in Strafſ. 43, 231), wonach, 
wenn durch Geſetz ſchriftliche Form vorgeſchrieben iſt, die Urkunde von dem 
Ausſteller eigenhändig ‚durch Namensunterſchrift' oder mittels gerichtlich oder 
notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnet werden muß. Der 8 126 
Abſ. 1 iſt für die Fälle gegeben, in denen nach dem Geſetz einfache Schrift- 
form genügt. Zu dieſen Fällen gehört der des § 2231 Nr. 2 nicht. Ob § 126 
Abſ. 1 trotzdem, und obwohl er im übrigen wegen des für das eigenhändige 
Teſtament aufgeſtellten Erforderniſſes der eigenhändigen Unterſchrift zweifel⸗ 
los nicht paßt, zur Ergänzung des § 2231 Nr. 2 wenigſtens inſoweit heranzu- 
ziehen iſt, als er Unterzeichnung durch Namensunterſchrift erfordert, kann 
zweifelhaft erſcheinen. Die Frage bedarf aber hier keiner Entſcheidung. Denn 
auch wenn ſie zu bejahen iſt, folgt daraus noch nicht, daß, wie das Kammer⸗ 
gericht meint, das eigenhändige Teſtament unter allen Umſtänden mit dem 
Namen unterzeichnet werden müßte, deſſen ſich der Erblaſſer im Verkehr all- 
gemein bedient, und daß deshalb, da der verkehrsübliche Name grundſätzlich 
der dem Erblaſſer nach bürgerlichem und öffentlichem Rechte zuſtehende 
Familienname ſei, die Unterzeichnung mit einem andern Namen als dem 
Familiennamen, insbeſondere mit dem Vornamen, einzig und allein dann 
zuläſſig ſei, wenn dieſer andre Name, wie z. B. bei erlauchten Perſonen der 
Vorname, ‚in regelmäßiger und allbekannter Übung im Verkehr als Name 
gebraucht‘ werde. 
Der § 126 Abſ. 1 ſchreibt Unterzeichnung durch Namensunterſchrift vor, 
ſagt aber nichts darüber, was zur Namensunterſchrift gehört. Das erklärt 
ſich aus der Entſtehungsgeſchichte (vgl. inſoweit Arch Ziv Prax. 100, 418).— — — 
Der Geſetzgeber hat es hiernach abſichtlich vermieden, im $ 126 Abſ. 1 Unter⸗ 
zeichnung mit dem Familiennamen vorzuſchreiben. Die Fälle, in denen 
nach den Motiven die Unterzeichnung mit einem andern als dem Familien- 
namen, insbeſondere mit dem Vornamen, genügen ſoll, ſind, wie ſchon das 
Wort „namentlich“ in den Prot. der 1. Kommiſſion ergibt, nur als Beiſpiele 
gedacht. Es kann deshalb, und da den Ausführungen in den Vorarbeiten, 
worauf auch das Kammergericht Gewicht legt, von keiner der maßgebenden 
Stellen widerſprochen worden iſt, im Sinne des Geſetzes auch in andern 
Fällen die Unterzeichnung mit einem andern als dem Familiennamen nicht 
für ausgeſchloſſen erachtet werden. Iſt dem aber ſo, dann muß insbeſondere 
die Unterzeichnung eigenhändiger Erklärungen, die ſich an nahe Angehörige 
richten, mit dem bloßen Vornamen mindeſtens dann als zuläſſig und aus⸗ 
reichend angeſehen werden, wenn ſich aus dem durch die Unterſchrift gedeckten 
Text der Urkunde die Perſon des Ausſtellers für jeden Dritten mit Sicher⸗ 
heit ergibt. So aber liegt die Sache hier. Der Erblaſſer hat nämlich in den 
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beiden Briefen den Empfängern, und zwar in den vor der Unterſchrift ſtehen⸗ 
den Teilen der Briefe, ſeine genaue Feldadreſſe mitgeteilt, und in dieſer 
auch ſeinen Familiennamen angegeben, ſo daß aus den Briefen ſelbſt ohne 
weiteres zu entnehmen iſt, daß ſie von dem Vizefeldwebel Fritz M. der 
5. Komp. des Inf.⸗Regim. Nr. 158 geſchrieben ſind. Das Kammergericht 
glaubt zwar, auch dieſem Umſtande kein Gewicht beilegen zu dürfen, weil 
die Namensunterſchrift ein Formerfordernis (nicht ein Beweismittel) ſei und 
nicht durch den verfügenden Inhalt der Urkunde ergänzt werden könne. 
Darin geht es aber zu weit. Reicht nach dem Geſetz in gewiſſen Fällen die 
Unterzeichnung mit dem bloßen Vornamen aus, ſo iſt in dieſen Fällen dem 
Formerforderniſſe durch die Unterzeichnung mit dem bloßen Vornamen ge⸗ 
nügt und alles übrige iſt Beurteilung des Einzelfalls, aber nicht Formfrage. 
Die Unterzeichnung mit dem bloßen Vornamen kann zwar unter Umſtänden 
Bedenken andrer Art erregen, insbeſondere nach der Richtung hin, ob es 
ſich um eine wirklich zum Abſchluß gelangte Willenserklärung oder lediglich 
um einen Entwurf, eine nur für den Ausſteller ſelbſt beſtimmte Aufzeichnung 
oder etwas Ahnliches handelt. Bedenken ſolcher Art werden aus der Unter⸗ 
zeichnung mit dem bloßen Vornamen ſeltener herzuleiten ſein, wenn, wie 
hier, Erklärungen in Frage kommen, die ſich in Briefen an nahe Angehörige 
finden, denen gegenüber ſich der Briefſchreiber auch gerade im Briefverkehr 
regelmäßig nur mit dem Vornamen zu bezeichnen pflegt. Jedenfalls aber 
ſind derartige Bedenken im vorliegenden Falle bisher nicht geltend gemacht; 
die aus der Unterzeichnung der beiden Briefe mit dem bloßen Vornamen 
bisher herzuleitenden Bedenken jedoch ſind, wie dargelegt, unbegründet.“ 


Beſchluß des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 5. Juli 1915. RIA. 14, 262. 
Auch RCentſch. 87 Nr. 22 S. 109. 


142. Suläſſigkeit des Firmenzuſatzes „& G.“ bei einer 
offenen Handelsgeſellſchaft. 
968. $ 19. 


Der Beſchwerdeführer, der auf Grund der BRVO. v. 30. Sept. und 
der Bkm. d. RK. v. 20. Okt. 1914 (RGBl. 421. 443) zum Zwangsverwalter 
der Zweigniederlaſſung der franzöſiſchen Kommanditgeſellſchaft „V. B. fils 
et Compagnie“ beſtellt worden war, meldete zum Handelsregiſter die Ande⸗ 
rung der Firmenbezeichnung für die Zweigniederlaſſung in „V. B. Sohn 
& G.“ an. Das Amtsgericht lehnte die Eintragung als dem $ 19 HGB. nicht 
entſprechend ab; die Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Der weiteren Be⸗ 
ſchwerde wurde ſtattgegeben. — Gründe: 

„Der Anſicht des Landgerichts, daß der ein Geſellſchaftsverhältnis andeu⸗ 
tende Zuſatz Cie.“ oder Co.“ von dem Verbote geſchäftlicher Bezeichnungen 
in franzöſiſcher Sprache, wie es die militäriſchen Befehlshaber auf Grund 
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der ihnen im Geſetz über den Belagerungszuſtand v. 4. Juni 1851 übertra⸗ 
genen Gewalt erlaſſen haben, nicht betroffen werde, wird unbedenklich zu⸗ 
geſtimmt werden können. Denn die Verordnung der ſtellvertr. kommandie⸗ 
renden Generale des 14. 15. 16. und 21. Armeekorps über die Geſchäfts⸗ 
ſprache v. 31. Dez. 1914 will der gefliſſentlich in das Reichsland getragenen 
Werbung für Gebrauch und Verbreitung des Franzöſiſchen entgegentreten, 
während es ſich hier um herkömmliche Zuſätze handelt, deren Entſtehung 
in andern Umſtänden zu ſuchen iſt und die im ganzen Reiche längſt üblich 
ſind. Allein die Unzuläſſigkeit oder das Verbot des Zuſatzes „& Cie.“ u. dgl. 
ſteht im vorliegenden Falle überhaupt nicht zur Entſcheidung. Es handelt ſich 
für das Regiſtergericht nur darum, ob der Zuſatz „& G.“ geſetzlich zuläſſig iſt. 
Auch der Beſchwerdeführer hat zwar dem Regiſtergericht gegenüber der Ver⸗ 
ordnung der Militärbefehlshaber Erwähnung getan; er begründet aber aus⸗ 
drücklich den Antrag auf Eintragung des verdeutſchten Zuſatzes nicht damit, 
daß die Verdeutſchung rechtlich notwendig, ſondern daß fie ſtatthaft ſei. Dakin 
hat er recht, und die Annahme des Gegenteils ſeitens der Vorinſtanzen verletzt 
den § 19 HGB. 

Abkürzungen der im 8 19 HGB. und in andern Vorſchriften für die ver⸗ 
ſchiedenen Geſellſchaftsfirmen geforderten Zuſätze ſind allgemein üblich und 
geſtattet. Es iſt nun kein Grund dafür einzuſehen, daß eine Geſellſchaft den 
vorgeſchriebenen „das Vorhandenſein einer Geſellſchaft andeutenden Zufah‘ 
nicht in einer auch ſonſt üblichen Abkürzung an die Ausdrucksweiſe des Ge⸗ 
ſetzes, welches nur von der ‚Geſellſchaft“, niemals von der Compagnie“ redet, 
ſolle knüpfen dürfen, und daß ſie entweder zu einer unbegründeten Weit⸗ 
ſchweifigkeit oder dazu gezwungen ſein ſolle, bei einem fremdſprachigen Zu⸗ 
ſatze zu beharren, der ſich zwar durch herkömmliche Übung und, da er einem 
Mißverſtändniſſe nicht begegnet, anſtandlos Duldung verſchafft hat, der aber 
weder der Geſellſchaftsbezeichnung im Geſetz entſpricht, noch ſprachlich ein⸗ 
wandfrei, noch auch ſachlich ganz richtig iſt. Denn die mit dem Zuſatz „& Cie.“, 
„u. Comp.“ oder ähnlich gebildete Firma deutet unrichtigerweiſe an, daß ein 
namentlich Bezeichneter und daneben eine Geſellſchaft (eine Compagnie) be⸗ 
ſtehe, während in Wirklichkeit die Geſellſchaft, deren Firma bekanntgemacht 
werden ſoll, aus einem namentlich bezeichneten und einem andern Teilhaber 
oder mehreren andern Teilhabern erſt gebildet wird. Deshalb wird auch 
der vom Beſchwerdeführer beabſichtigte Zuſatz „& G., und ‚Gejellichafter‘ 
zu leſen fein, nicht ‚und Gejellichaft‘, wodurch jene Unrichtigkeit noch ſchärfer 
hervorträte als ſie in dem fremdſprachigen Ausdrucke vielleicht empfunden 
werden mag. Dahingeſtellt bleiben kann dabei, wie der Beſchwerdeführer 
ſelbſt den gewählten und nicht zu beanſtandenden abgekürzten Zuſatz für ſich 
aufgefaßt hat. | 

Welche ernſt zu nehmenden ‚Mißdeutungen und Irrtümer‘, die das 
Landgericht befürchtet, durch den beabſichtigten, an die Sprache des Ge— 
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ſetzes angelehnten Zuſatz herbeigeführt werden ſollen, iſt ſchwer erfindlich; 
die von dem Regiſtergericht, dem das Beſchwerdegericht beipflichtet, angenom⸗ 
mene Möglichkeit, der Zuſatz „& G. könne ‚und Genojjen‘ verſtanden werden, 
iſt ſachlich wenig belangreich, ganz abgeſehen davon, daß für Genoſſenſchaften 
ganz beſtimmte anderweitige Firmenbezeichnungen im Gen.⸗Geſetze vorge⸗ 
ſchrieben und in das Genoſſenſchaftsregiſter (nicht in das Handelsregiſter) 
einzutragen ſind und dies im Handelsverkehr bekannt iſt. Ebenſowenig Be⸗ 
deutung iſt der der praktiſchen Erfahrung des Lebens kaum entnommenen 
Befürchtung beizumeſſen, der Zuſatz könne als ‚und Gattin“ oder als ‚und 
Gemahlin“ geleſen werden. Geſetzt es ſei ſo, und es käme jemand zu dieſer 
fernliegenden Deutung, ſo könnte er dazu nur auf Grund der richtigen Er⸗ 
kenntnis gelangen, daß es ſich um eine Geſellſchaft handelt. Wenn er dem 
Zuſatz irrtümlich entnehmen zu müſſen glaubte, der Mitgeſellſchafter ſei die 
Ehefrau des mit Namen Bezeichneten, fo ſtünde der Irrende lediglich dem⸗ 
jenigen gleich, der in einem Fall, in welchem tatſächlich die Ehefrau Geſell⸗ 
ſchafterin iſt, dies aus dem Zuſatz „& Comp.“ nach ſeinem Verſtändniſſe von 
dieſem Zuſatze verneinen zu müſſen glaubte. Derlei ausgeſonnenen Irrtums⸗ 
möglichkeiten iſt keine Bedeutung beizumeſſen. Es mag beiſpielsweiſe daran 
erinnert werden, wie unter Umſtänden der dem Namen eines Verſicherungs⸗ 
vereins auf Gegenſeitigkeit beigegebene Zuſatz ‚a. G.“ von einem Unkundigen 
als ‚Aktiengeſellſchaft' (A. G.) möglicherweiſe verſtanden werden kann. 

Das Regiſtergericht hat nach $ 18 Abſ. 2 HGB., der in dieſer Hinſicht 
ſelbſtverſtändlich auch für Geſellſchaftsfirmen gilt, darauf zu achten, daß der 
Zuſatz nicht eine Täuſchung herbeizuführen geeignet iſt. Aber im übrigen 
ſind, ſofern das Geſetz keine Schranken zieht, die Beteiligten in ihrer Ent⸗ 
ſchließung frei; und es wäre eine Überſpannung der richterlichen Pflicht, 
wenn es als Aufgabe der Gerichte angeſehen würde, den freien Handels- 
verkehr vor vermeintlichen oder entfernt möglichen Irrtümern zu bewahren, 
denen die beteiligten Kreiſe nach den Erfahrungen des Lebens nicht zu ver⸗ 
fallen pflegen, vor denen, ſofern ſie überhaupt von ſachlicher Bedeutung 
ſind, durch eigene billigerweiſe zu fordernde Überlegung ſich zu ſchützen ſie 
aber auch nach Natur und Zweck des Handelsregiſters c deſſen Einträge 
nicht entbunden ſind. 

Darnach iſt der beantragten Eintragung faz ben falls nicht etwa 
andre Gründe ihr entgegenſtehen, was das Regiſtergericht zu prüfen hat. 
Zu bemerken iſt hierzu, daß die Eigenſchaft des Geſchäfts als Zweignieder⸗ 
laſſung der in A. beſtehenden Hauptniederlaſſung die von dem Beſchwerde⸗ 
führer beabſichtigte Verdeutſchung der Firma nicht hindert, da der Firmen⸗ 
eintrag bei der Zweigniederlaſſung nicht völlig mit dem der Hauptnieder⸗ 
laſſung übereinſtimmen muß. Die Firma der Hauptniederlaſſung muß nur 
in ihrem weſentlichen Teil (wie der Kommentar von Staub⸗Könige Anm. 8 
zu $ 30 es ausdrückt: in ihrem, Kern“) wiedergegeben und die Abweichung darf 
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nicht zu einer Täuſchung geeignet ſein. Beiden Erforderniſſen iſt hier durch⸗ 
aus genügt.“ 
Beſchluß des OLG. zu Colmar v. 13. Okt. 1915. RIA. 14, 294. 


143. Wichtiger Grund zur Auflöſung einer Geſellſchaft m. b. H., 
daß der eine Geſellſchafter Engländer iſt. 


GmbHG. $ 61. 


Der Ingenieur K., mit dem der Kläger ſeit dem 8. Juli 1907 die Her⸗ 
ſtellung von Straßenwalzen und Aufreißern und die Verleihung ſolcher Geräte 
unter der Firma Gebr. B., Geſellſch. m. b. H., betrieben hatte, wurde von 
den zuſtändigen Behörden des Inlands als engliſcher Staatsangehöriger an⸗ 
geſehen und wird deshalb ſeit mehreren Monaten in Ruhleben feſtgehalten. 
Das Landgericht löſte auf Antrag des Klägers die Geſellſchaft auf. Hiergegen 
legte dieſe Berufung ein, die jedoch zurückgewieſen wurde. Aus den Gründen: 

„Die den formellen Vorausſetzungen des Geſetzes entſprechende Klage 
iſt auch ſachlich begründet. Hierbei legt das Ber.⸗Gericht kein Gewicht auf das 
dem Geſellſchafter K. zum Vorwurf gemachte Verhalten gegenüber dem 
Kläger als ſeinem Mitgeſellſchafter und den Geſchäftskunden. Anſcheinend 
handelt es ſich inſoweit nicht um Verfehlungen, die das Gedeihen und die 
Fortentwicklung der Geſellſchaft erheblich gefährdeten oder das Zuſammen⸗ 
arbeiten der beiden Geſellſchafter unerträglich und unmöglich machten, wohl 
aber iſt die nach außen ſichtbare Tatſache, daß K. engliſcher Staatsangehöriger 
iſt, geeignet, die Gefahr eines geſchäftlichen Zuſammenbruchs der Geſellſchaft 
zu begründen. Die Tatſache ſelbſt iſt als zugeſtanden anzuſehen. Die Angehörig⸗ 
keit K.s zu einem feindlichen Staate, insbeſondere zu England, muß aber auf 
die Verhältniſſe der verklägten Geſellſchaft höchſt nachteilig wirken und deren 
ferneres Gedeihen aufs Außerſte gefährden. Sollte doch der nun ſchon / Jahre 
andauernde Krieg für England vor allem ein Handelskrieg und das Mittel 
ſein, den geſchäftlichen Wettbewerb Deutſchlands im Welthandel niederzuringen 
und die deutſchen Geſchäfte von den Weltmärkten auszuſchließen. Für längere 
Zeit kann deshalb nicht daran gedacht werden, daß Geſellſchaften, der Eng⸗ 
länder als Inhaber zugehören, in Deutſchland, wo die engliſchen Kriegs- 
geſichtspunkte allgemein bekannt ſind, Geſchäfte machen. Das iſt trotz aller 
Nachſicht und Langmut des deutſchen Volkes nicht zu erwarten. Keinesfalls 
können ſich die Gemeinde⸗ und ſonſtigen Verwaltungsbehörden, die haupt⸗ 
ſächlichſten Kunden der verklagten Geſellſchaft, über die in allen Volkskreiſen 
herrſchende Stimmung hinwegſetzen. Es iſt daher nicht zufällig, daß die Ge⸗ 
meindeverwaltungen von Dr. und Bl. ſich bereits in dieſem Sinne geäußert 
haben und der verklagten Geſellſchaft ſo lange, als ihr ein Engländer angehört, 
weitere Aufträge nicht geben wollen. 
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Daß die Engländereigenſchaft 8.3 ihm an ſich nicht zum Verſchulden an⸗ 
gerechnet werden kann, iſt einflußlos; ſie bleibt trotzdem i. S. des Geſetzes ein 
wichtiger Grund zur Auflöſung der Geſellſchaft. Keinesfalls liegt inſoweit 
ein Verſchulden des Klägers vor. Vielmehr könnte höchſtens noch in Frage 
kommen, ob nicht K. das Gedeihen der verflagten Geſellſchaft dadurch erheb- 
lich gefährdet habe, daß er ſich nicht bloß auf die Fürſorge für durch den 
Kriegsausbruch in Bedrängnis geratene Engländerinnen, die ihm in Deutſch⸗ 
land niemand zum Vorwurf machen wird, beſchränkt, ſondern ſich nach dem 
Kriegsausbruch offen auf die Seite Englands geſtellt und damit bei vielen 
Deutſchen Argernis erregt hat. 

Nach alledem iſt die Berufung zurückzuweiſen.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 5. Nov. 1915. Gebr. B. w. 
B. 20. 64/15. en, 


II. Verfahren. 


144. Die Anerkennung des Wechſelanſpruchs unter Vorbehalt der 
Rechte und der Antrag auf Anerkenntnisurteil find keine kontra⸗ 
diktoriſche Verhandlung nach $ 181 GH. 


GKG. 8 181; ZPO. 8 599. 


Der Beklagte hat gegenüber einer Wechſelklage zum Betrage von 
2613,50 „ in der Verhandlung vor dem Landgericht erklären laſſen, daß er 
den ganzen Betrag im Wechſelprozeß anerkenne, jedoch bezüglich eines Teil- 
betrages von 1600 & unter Vorbehalt ſeiner Rechte für das ordentliche Ver⸗ 
fahren. Die Klägerin hat beantragt, den Beklagten dem Anerkenntniſſe gemäß 
zu verurteilen. Das Landgericht hat den Beklagten nach der Klage und in 
die Koſten verurteilt und ihm die Ausführung der Rechte im ordentlichen 
Verfahren vorbehalten. — — — 

Die Frage, ob eine Erklärung des Beklagten, er erkenne die Wechſel⸗ 
forderung als ſolche an, bitte aber um Vorbehalt ſeiner Rechte, und ein dar⸗ 
auf geſtellter Antrag der Klägerin, den Beklagten zu verurteilen, als kontra⸗ 
diktoriſche Verhandlung i. S. von 88 181. 19 GKG. anzuſprechen ſei, iſt ſtreitig. 
Bejahend: Sydow⸗Buſch Anm. 1; Rittmann? Anm. 6 zu 8 19 GKG. Dieſes 
Gericht ſchließt ſich der | 

von Stein Anm. 4 zu $599 ZPO.; Pfafferoth Anm. 3 zu $1I GRG.; OLG. Marien- 
werder in OL GRſpr. 2, 269 und OLG. Dresden Ann. 22, 553 vertretenen 
entgegengeſetzten Anſicht an; denn es iſt nicht angängig, von widerſprechenden 
Anträgen zu ſprechen, wenn beide Parteien Verurteilung im Wechſelprozeß 
beantragen und der Beklagte ohne Widerſpruch der Klägerin lediglich ſich die 
Möglichkeit des Vorbringens ſeiner Einrede für das Nachverfahren ſichert. 
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Eine Verhandlungsgebühr gelangt daher mangels einer kontradiktori⸗ 
ſchen Verhandlung nicht zur Hebung. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (Fer.⸗Ziv.⸗Sen.) v. 3. Sept. 1915 i. S. 
Karl B. (Bkl.) w. Ed. W. — Bs. Z. II. 97/15. B. 


145. Streitwert bei der Wandelungsklage; Nebenforderungen. 


Vgl. 57 Nr. 68. 
ZPO. 85 3. 4; BGB. 8 462. 


Wie aus dem Tatbeſtande des Ber.⸗Urteils hervorgeht, hat der Kläger 
nicht neben dem Antrage auf Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von 
200 „ einen weiteren Antrag auf deſſen Verurteilung zur Rücknahme des 
gekauften Hundes geſtellt; es erübrigt daher die Prüfung, wie hoch etwa 
ſein Intereſſe an dieſer Rücknahme zu bewerten ſein würde. Daß der Kläger 
die Verurteilung des Beklagten zur Zahlung nur „gegen Rückgewährung“ 
des Hundes begehrt und daß das Gericht die Verurteilung auch nur mit dieſer 
Maßgabe ausgeſprochen hat, iſt für die Berechnung des Streitwerts ohne 
Bedeutung. Die Rückgewähr des gekauften Gegenſtandes iſt in erſter Linie 
eine Pflicht des wandelnden Käufers, die ſeinem Anſpruch auf Rückzahlung 
des Kaufpreiſes gegenüberſteht. Es iſt ſachgemäß, daß er bei der Klagerhebung 
ſeinen Willen, den Kaufgegenſtand zurückzugeben, durch die Faſſung des 
Antrages zum Ausdruck bringt, eine Zuſammenrechnung der Werte der beider⸗ 
ſeits zu bewirkenden Leiſtungen wird aber dadurch ebenſo wenig gerechtfertigt, 
wie wenn ein Käufer aus einem Kaufgeſchäft auf Lieferung gegen Zahlung 
oder der Verkäufer auf Zahlung gegen Lieferung klagt (vgl. RG. in Seuff A. 
57 Nr. 68). 

Daß bei einer Wandelungsklage der Anſpruch des Käufers auf Erſatz 
der Futterkoſten für das zurückzunehmende Tier als Nebenforderung im 
Sinne des § 4 ZPO. anzuſehen iſt, iſt jetzt in der Rechtſprechung anerkannt 
(vgl. RGEntſch. 52 Nr. 44 S. 164 ff. und Meckl. 19, 49). In gleicher Weiſe 
iſt aber auch der Anſpruch des Klägers auf Erſatz der von ihm verauslagten 
Hundeſteuer zu behandeln. Beide Forderungen ſtehen im Abhängigkeitsver⸗ 
hältnis zu der eingeklagten Hauptforderung. Ihr Beſtehen iſt bedingt da⸗ 
durch, daß der Kläger einen Anſpruch auf Wandelung des Kaufgeſchäfts hat. 
Der Kläger würde weder die Futterkoſten noch die Steuer aufgewandt haben, 
wenn er den Hund nicht gekauft hätte, und wenn er in die Lage verſetzt wer⸗ 
den ſoll, wie wenn der Kauf überhaupt nicht abgeſchloſſen wäre, ſo gehört 
dazu neben der Rückzahlung auch die Erſtattung der gedachten Auslagen 
(vgl. auch RG. in JW. 1906, 20221 und OLG. Kiel in OL GRſpr. 13, 67c). 


Beſchluß des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 13. Januar 1916 C. w. B. 
SA. 62, 1/16. Kn. 
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146. Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung bei Preßvergehen“, 
auch wenn außerdem unlauterer Wettbewerb vorliegt.“ Die Ein- 
rede der Klagänderung geht der der örtlichen Unzuſtändigkeit vor.““ 
„Vgl. 66 Nr. 217 m. N. — gl. 46 Nr. 285; 53 Nr. 257. — Vgl. 53 Nr. 257; 58 Nr. 43. 
ZPO. 55 32. 264; BGB. $ 824; Unl WG. 8 24. 

Die Klägerin hatte ihren Anſpruch auf Zurücknahme einer ſie ſchädigenden 
Bemerkung in einer Dresdener Druckſchrift zunächſt auf $ 824 BGB. ge- 
ſtützt; die Beklagten hatten die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit des 
Leipziger Gerichts vorgeſchützt, aber dann zur Hauptſache verhandelt. Nach 
erfolgter Beweiserhebung erklärte die Klägerin, ſie wolle die Klage nun⸗ 
mehr auch auf 88 14. 1 UnlW. und auf § 826 BGB. ſtützen. Unter Auf⸗ 
rechterhaltung des Unzuſtändigkeitseinwands beſtritten die Beklagten das tat⸗ 
ſächliche Anführen der Klägerin und ſchützten die Einrede der Klagänderung 
vor. — Das Landgericht erachtete ſich auf Grund der Beſtimmungen in 824 

UnlWG. für örtlich unzuſtändig und wies die Klage ab. Das Ber.⸗Gericht 
hob auf und verwies die Sache an das Landgericht zurück. Aus den Gründen: 

„— — — Das Landgericht gründet die Abweiſung der Klage inſoweit, als 
ſie ſich auf die 88 824. 826 BGB. ſtützt, in erſter Linie auf die örtliche Un- 
zuſtändigkeit des Gerichts, indem es die Meinung vertritt, daß wenn der Klag⸗ 
anſpruch ſowohl aus dem Wettbewerbsgeſetz wie aus den angeführten Para- 
graphen hergeleitet werde, die Zuſtändigkeitsbeſtimmung des § 24 UnlWG. 
allein durchgreife. Das iſt unzutreffend. War der Gerichtsſtand der uner⸗ 
laubten Handlung gegeben, ſo kann der Umſtand, daß der des § 24 UnlWG. 
fehlt, nur dazu führen, die Klage inſoweit wegen örtlicher Unzuſtändigkeit 
abzuweiſen als ihr Beſtimmungen des UnlWettbewGeſ. zugrunde gelegt 
worden ſind (RGéEntſch. 27, 386, in Seuff A. 46 Nr. 285). 

Der Gerichtsſtand des 832 ZPO. war aber für die erhobene Delikts⸗ 
klage ſchon um deswillen in L. vorhanden, weil eine durch Verbreitung eines 
Preßerzeugniſſes verübte unerlaubte Handlung auch da begangen iſt, wo die 
Verbreitung ſtattgefunden hat, insbeſondere der durch $ 7 Abſ. 2 der StPO. 
beſeitigte fliegende Gerichtsſtand der Preſſe für den Zivilprozeß weiter beſteht 
(RGeEntſch. 78, 257f.; vgl. Seuff A. 66 Nr. 217). 

Daß die von dem Beklagten 1 herausgegebene Zeitſchrift und die Num⸗ 
mer derſelben, in deren Artikel die Klägerin einen Verſtoß gegen die 88 824. 
826 BGB. findet, in L. verbreitet und geleſen worden iſt, ſteht außer Streit. 
Daß der Artikel, wenn man die Wahrheit des klägeriſchen Anführens unter- 
ſtellt, den 88 824. 826 BGB. unterfallen kann (JW. 1912, 64315), iſt nicht 
zu beſtreiten. Eine Aufhebung des Urteils inſoweit und eine Zurückverwei⸗ 
jung nach 8538 ZPO. kann aber nicht um deswillen unterbleiben, weil die 
vorige Inſtanz in zweiter Linie die Klage, ſoweit fie auf 8 824 BGB. ge- 
ſtützt iſt, für ſachlich unbegründet erklärt, und ſoweit fie auf § 826 beruht, 
den Einwand der Klagänderung für berechtigt anſieht. Zu einer ſachlichen 
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Prüfung iſt das Gericht, wenn es ſich für unzuſtändig erachtet, überhaupt 
nicht befugt (RG. in Seuff A. 53 Nr. 257); es würde ſonſt der Umfang der 
Rechtskraft des Urteils zweifelhaft werden. Tut es dies dennoch, ſo iſt die 
Begründung für die ſachliche Abweiſung als nicht vorhanden zu behandeln. 
Was den Einwand der Klagänderung betrifft, fo hätte dieſer an erſter 
Stelle geprüft werden müſſen, weil, wenn er für durchſchlagend angeſehen 
wird, ſich ein Eingehen auf das Vorbringen und damit auch auf die Frage 
erledigt, ob es im gewählten Gerichtsſtand berückſichtigt werden kann. Eine 
Klagänderung lag aber garnicht vor, die Klägerin hatte nur ihre tatſächlichen 
und rechtlichen Ausführungen ergänzt (§ 2681 ZPO.) und jedenfalls konnte 
von einer weſentlichen Erſchwerung der Verteidigung ($ 264 ZPO.) nicht 
die Rede ſein.— — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 28. Nov. 1913 VerſSchG. 

m. b. H. w. Verb. S. J. 3 0. 157/13. —I. 


147. Die Beſtimmung eines gemeinſchaftlichen Gerichts im Fall des 
836 Nr. 3 5p O. iſt für das beſtimmte Gericht bindend. 
Vgl. 40 Nr. 240. 
3 PO. 59 363. 37 Abſ. 2. 

Durch Beſchluß des Reichsgerichts v. 28. Februar 1914 war auf das 
Geſuch des Klägers für deſſen Klage gegen drei, angeblich in drei verſchie⸗ 
denen Gerichtsbezirken wohnende Beklagte wegen eines Anſpruchs auf Rück⸗ 
nahme von Aktien und Schadenerſatz, auf Grund des § 36 ZPO. das Land⸗ 
gericht zu Erfurt als zuſtändiges Gericht beſtimmt worden. Der demnächſt 
bei dem Landgerichte zu Erfurt erhobenen Klage begegneten die Beklagten 
mit der prozeßhindernden Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit, indem ſie 
behaupteten, daß ſie alle ihren Wohnſitz und damit ihren allgemeinen Ge⸗ 
richtsſtand im Bezirk des Landgerichts zu Eiſenach hätten. Das Landgericht 
verwarf die Einrede. Das Oberlandesgericht wies die Klage ab. Das Reichs⸗ 
gericht ſtellte das 1. Urteil wieder her. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht ſieht auf Grund der ihm vorgelegten und von ihm 
erhobenen amtlichen Auskünfte als erwieſen an, daß keiner der Beklagten 
feinen Wohnſitz und damit feinen allgemeinen Gerichtsſtand ($ 13 ZPO.) im 
Bezirk des Landgerichts zu Erfurt hat, daß vielmehr für alle drei Beklagte 
vermöge ihres Wohnſitzes ein gemeinſchaftlicher allgemeiner Gerichtsſtand bei 
dem Landgericht zu Eiſenach begründet iſt. Ferner iſt dargelegt, ein nach 
8 36 Nr. 3 ZPO. erlaffener Beſchluß des höheren Gerichts ſei allerdings nach 
8 37 Abſ. 2 daſelbſt unanfechtbar, ſei aber, da er ohne mündliche Verhand⸗ 
Yung ergehen könne, dahin auszulegen, daß durch ihn nur für den Fall, daß 
die behaupteten tatſächlichen Vorausſetzungen vorliegen, daß alſo ein gemein⸗ 
ſchaftlicher allgemeiner Gerichtsſtand der zu verklagenden Perſonen nicht be⸗ 
ſtehe, ein gemeinſchaftlicher Gerichtsſtand geſchaffen werden ſolle. Lägen 
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dieſe tatſächlichen Vorausſetzungen nicht vor, ſo ſei der Beſchluß ohne prak⸗ 
tiſche Bedeutung und die Einrede der Unzuſtändigkeit den Beklagten nicht 
genommen. Darnach erachtete das Ber.⸗Gericht die Einrede im gegebenen 
Falle für begründet. Dieſer Auffaſſung war nicht beizutreten. 

Schon nach der in dem Beſchluſſe des Reichsgerichts v. 28. Februar 1914 
enthaltenen Parteibezeichnung iſt der allgemeine Gerichtsſtand des Wohn⸗ 
ſitzes für keinen der Beklagten bei dem als zuſtändig beſtimmten Landgericht 
zu Erfurt begründet. Sollte das Ber.⸗Gericht etwa der Meinung ſein, daß 
ſchon aus dieſem Grunde ein Einwand gegen die Zuſtändigkeit erhoben werden 
könne, ſo wäre dieſe Anſicht nicht gerechtfertigt. Die Frage, ob im Fall des 
§ 36 Nr. 3 ZPO. die Auswahl zu beſchränken ſei auf die für die einzelnen 
künftigen Beklagten in Betracht kommenden Gerichte oder ob auch ein andres 
Gericht gleicher Ordnung, bei dem keiner der Beklagten ſeinen allgemeinen 
Gerichtsſtand hat, gewählt werden kann, war von dem Ber. Gerichte nicht 
zu entſcheiden und kann darum auch hier nicht Gegenſtand der Entſcheidung 
ſein. Das folgt nicht nur aus der Vorſchrift des § 37 Abſ. 2, wonach der die 
Beſtimmung treffende Beſchluß der Anfechtung entzogen iſt, ſondern auch 
aus dem allgemeinen Grundſatze, daß das untere Gericht nicht berufen iſt, 
die Beſchlüſſe des übergeordneten nachzuprüfen (vgl. das reichsgerichtl. Urteil 
v. 15. Nov. 1884 in Seuff A. 40, Nr. 240). Eben dieſer Grundſatz ergibt aber 
auch die Hinfälligkeit der weiteren Erwägungen des Ber.⸗Richters. Die 
unteren Inſtanzen hatten den in dem entſcheidenden Punkte — der Be⸗ 
zeichnung des für die Klage zuſtändigen Gerichts — völlig unzweideutigen 
Beſchluß des Reichsgerichts nicht auszulegen, ſondern, ſolange das Reichs⸗ 
gericht ihn nicht etwa ſelbſt beſeitigte, als unabänderlich hinzunehmen, wie 
es ſeitens des Landgerichts auch geſchehen iſt. Daran ändert nichts der von 
dem Ber.⸗Gericht hervorgehobene Umſtand, daß es ſich um einen Beſchluß 
handelt, der nach $ 37 Abſ. 1 ohne mündliche Verhandlung erlaſſen werden 
konnte. Auch wenn ein Beſchluß ohne mündliche Verhandlung ergeht oder 
ergehen kann, iſt es keineswegs ausgeſchloſſen, daß das Gericht vor der Ent⸗ 
ſcheidung auf Grund irgendwelcher Unterlagen in eine beſondere ſachliche 
Prüfung eingetreten iſt, und dabei kann es gerade den nachher beanſtan⸗ 
deten Punkt anders beurteilt haben als ihn das ſpäter mit der Sache befaßte 
Gericht beurteilen würde. Ob und wieweit dieſer Fall hier zutraf, entzog 
ſich der Kenntnis der Vorinſtanzen und es war auch nicht ihre Aufgabe zu 
prüfen, ob und in welchem Umfange das Reichsgericht ſich Gewißheit zu 
verſchaffen hatte oder verſchafft hat über die Vorausſetzungen, von denen 
es bei der Erlaſſung ſeines Beſchluſſes ausging. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 11. Mai 1915 Z. (Kl.) w. Thür. 

Kred.⸗Anſt. u. Gen. (OLG. Naumburg). II. 75/15. Auch in RGeEntſch. 

86 Nr. 100 S. 404. 
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148. Das Eigentum am tatſächlichen Zubehör geht auf den Erſteher 
über, auch wenn er weiß, daß es einem Dritten gehörte. 
Vgl. 68 Nr. 249 m. N. 
3G. § 55 Abf. 2. 


Der Ber.⸗Richter geht davon aus, daß die ſtreitigen Maſchinen und Ge— 
rätſchaften, ſofern ſie zur Zeit der Zw.⸗Verſteigerung Zubehör des verſtei— 
gerten Grundſtücks waren und ſich im Beſitze des Schuldners (Grundſtücks— 
eigentümers) befanden, auf Grund der 88 55 Abſ. 2, 90 Abſ. 2 ZuVerſtGeſ. 
Eigentum des Beklagten geworden ſind, welcher das Grundſtück erſtanden 
hat, und zwar auch dann, wenn ſie bis zur Verſteigerung Eigentum des Klägers 
waren und dies dem Beklagten bekannt war. Die Reviſion bekämpft dieſe 
Auffaſſung. Sie iſt aber rechtlich zutreffend. Nach § 55 Abſ. 2 erſtreckt ſich 
die Verſteigerung auf Zubehörſtücke, die ſich im Beſitze des Schuldners oder 
eines neu eingetretenen Eigentümers befinden, auch dann, wenn ſie einem 
Dritten gehören, es ſei denn, daß dieſer ſein Recht nach Maßgabe des 8 37 
Nr. 5, alſo durch Herbeiführung der Aufhebung oder Einſtellung des Ver— 
fahrens hinſichtlich dieſer Zubehörſtücke geltend gemacht hat. Das iſt im vor⸗ 
liegenden Falle nicht geſchehen. Sonach hat gemäß § 90 Abſ. 2 der Beklagte 
mit dem Zuſchlage auch das Eigentum an den ſtreitigen Gegenſtänden er» 
worben, falls die in $ 55 Abſ. 2 bezeichneten Vorausſetzungen auf ſie zutrafen, 
und zwar auch dann, wenn ſie Eigentum des Klägers waren. Das Geſetz 
hat, im Anſchluß an die unter der Geltung des früheren preuß. ZwVerſt.- 
Geſetzes zur Herrſchaft gelangte Rechtſprechung, auch das ſog. „tatjächliche 
Zubehör“, d. h. diejenigen Gegenſtände, welche infolge ihres räumlichen Ver— 
hältniſſes zum Grundſtück und nach der Art ihrer Beſtimmung und Benutzung 
für die Zwecke des Grundſtücks Zubehör ſind, ohne aber im Eigentum des 
Grundſtückseigentümers zu ſtehen, und auf die ſich deshalb weder die Hypo⸗ 
thek (8 1120 BGB.) noch die Beſchlagnahme (8 20 Abſ. 2 3G.) erſtreckt, 
den Wirkungen des Zuſchlags hinſichtlich des Eigentumsüberganges auf den 
Erſteher unterworfen und den bisherigen Eigentümer, der ſein Recht nicht 
in der vorgeſchriebenen Weiſe gewahrt hat, auf einen Bereicherungsanſpruch 
an dem Verſteigerungserlöſe beſchränkt. Dieſe Beſtimmung beruht, ebenſo 
wie die Rechtſprechung, an die ſie ſich angeſchloſſen hat, auf der Erwägung, 
daß aus Verkehrsrückſichten den Bietern bei einer Zw.⸗Verſteigerung Er⸗ 
mittelungen über die Eigentumsverhältniſſe an dem Zubehör nicht zugemutet 
werden dürfen, daß ſie ſich vielmehr auf den äußerlich wahrnehmbaren Zu— 
ſtand müſſen verlaſſen können (RGeEntſch. 49, 255). Es kann aber keinen 
Unterſchied machen, ob im einzelnen Fall der Bieter, der Erſteher wird, von 
dem Eigentum des Dritten Kenntnis hatte oder nicht. Denn auf dem Willen 
des Erſtehers beruht der Eigentumserwerb durch Zuſchlag in der Zw. -Ver⸗ 
ſteigerung nicht; er tritt vielmehr kraft Geſetzes in dem Umfange ein, in 
welchem das Grundſtück zum Gegenſtande der Wee und des 
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Zuſchlags durch das Vollſtr.-Gericht gemacht worden iſt, ohne Rückſicht darauf, 
ob dem Erſteher ein Erwerbswille in dieſem Umfange fehlt oder ob ſein 
Erwerbswille in irgendeiner Richtung fehlerhaft iſt. Das iſt für das frühere 
preuß. Recht vom Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen worden; 
vgl. Entſch. 45, 284 (Seuff A. 55 Nr. 131) und dort angef. Urteile; ferner das Urt. v. 
21. Dez. 1901, V. 342/01 in Gruchot 46, 1035. 
Für das jetzt geltende Recht iſt angeſichts der ausdrücklichen Vorſchrift des 
Geſetzes, welche einen Unterſchied in bezug auf die Kenntnis oder Unkenntnis 
des Erſtehers nicht macht, um ſo mehr an dieſer Auffaſſung feſtzuhalten. Auch 
derjenige Bieter, der weiß, daß die Zubehörſtücke im Eigentum eines Dritten 
ſtehen, kann auf Grund der geſetzlichen Beſtimmung darauf rechnen, daß ſie 
demungeachtet mitverſteigert werden; ſein Gebot bezieht ſich alſo auch auf 
ſie und er zahlt das Entgelt für ſie in dem Steigpreiſe mit. Von dieſer Auf— 
faſſung iſt, wie die Geſetzesmaterialien ergeben, auch die 2. Kommiſſion aus— 
gegangen; 
vgl. Bem. 112 der Komm. des RI Amts für die 2. Leſung. Ebenſo Jaeckel-Güthe zu 
8 55 HN VG. Bem. 2 8 und die dort. Anführungen. Vgl. auch Entſch. 72, 358. 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 18. Dez. 1915. P. (Kl.) w. N. 
(OLG. Breslau). V. 334/15. 


149. Zuſtändiges Gericht für die Niederlegung des Schiedsſpruchs. 
Vgl. 54 Nr. 202. 
3 PO. $ 1039. 


Im ſchiedsrichterlichen Verfahren iſt der Schiedsſpruch den Parteien 
in einer von den Schiedsrichtern unterſchriebenen Ausfertigung zuzuſtellen 
und unter Beifügung der Beurkundung der Zuſtellung auf der Gerichts- 
ſchreiberei des zuſtändigen Gerichts niederzulegen (8 1039 ZPO.). Die Ein⸗ 
haltung dieſer Vorſchriften iſt erforderlich zum Zuſtandekommen eines wirk— 
ſamen Schiedsſpruchs; bevor ſie nicht befolgt worden ſind, darf das Vollſtr.⸗ 
Urteil zum Schiedsſpruch nicht erlaſſen werden (§ 1042). Zuſtändig iſt das 
Amtsgericht oder das Landgericht, das in einem ſchriftlichen Schiedsvertrage 
als ſolches bezeichnet iſt, und in Ermangelung einer derartigen Bezeichnung 
das Amtsgericht oder das Landgericht, das für die gerichtliche Geltendmachung 
des Anſpruchs zuſtändig ſein würde (§ 1045). 

Der zwiſchen den Parteien geſchloſſene ſchriftliche Schiedsvertrag enthält 
die Bezeichnung eines zuſtändigen Gerichts nicht. Da nun die Parteien in 
L. ihren Wohnſitz haben und den Streitgegenſtand im ſchiedsgerichtlichen 
Verfahren ein Anſpruch des Klägers auf Zahlung von 6819,53 bildete, 
hatte im gegenwärtigen Falle die Niederlegung des Schiedsſpruchs auf der 
Gerichtsſchreiberei des Landgerichts L. zu erfolgen. Es iſt aber der Schieds- 
ſpruch nicht beim Landgericht, ſondern beim Amtsgericht L. niedergelegt worden. 
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Infolgedeſſen war die erhobene Klage, die die Erlaſſung des Vollſtr.-Urteils 
zum Gegenſtand hatte, unbegründet und hätte abgewieſen werden müſſen, 
wenn ſich nicht die Entſcheidung in der Hauptſache erledigt hätte. Mit Recht 
hat daher das Landgericht nach dem Grundſatze des § 91 Abſ. 1 ZPO. die 
Streitkoſten dem Kläger auferlegt. 

An dieſem Ergebniſſe vermag der Umſtand nichts zu ändern, daß der 
Kläger im Juni 1915 gleichzeitig mit der Klageſchrift die ihm zugeſtellte, von 
den Schiedsrichtern unterſchriebene Ausfertigung des Schiedsſpruchs ſamt 
der Urkunde über die an ihn erfolgte Zuſtellung beim Landgericht eingereicht 
hat. Denn die Niederlegung des Schiedsſpruchs muß durch die Schieds— 
richter geſchehen oder wenigſtens in ihrem Auftrage oder mit ihrer Geneh— 
migung durch eine Mittelsperſon vorgenommen werden. Der Kläger be— 
hauptet aber ſelbſt nicht, daß er im Auftrag oder mit Genehmigung der Schieds- 
richter gehandelt habe, die ja, wie das Schreiben des Schiedsrichters P. er- 
kennen läßt, auf dem Standpunkt ſtehen, daß ſie mit der Niederlegung beim 
Amtsgericht der Vorſchrift des 8 1039 ZPO. genügt hätten. Überdies würde 
es auch an der Niederlegung der Urkunden über die Zuſtellung des Schieds— 
ſpruchs an die Beklagte fehlen. Die ſofortige Beſchwerde war hiernach mit 
der Koſtenfolge des § 97 ZPO. Abſ. 1 zurückzuweiſen. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 13. März 1916. 5 C. Reg. 

17/16. Ch. 


150. Hat der einzelne Konfursgläubiger ein Beſchwerderecht gegen 
Anweiſungen des Gerichts an den Konkursverwalter über 
die Schlußverteilungd 


Vgl. 61 Nr. 267 m. N. 
KO. §§ 73. 161. 


In dem Konk.⸗Verfahren über das Vermögen der Geſellſchaft m. b. H. Th. 
L. & Co. find die Forderungen ausländiſcher Gläubiger auf Grund der Verordn. 
des Bundesrats v. 7. Auguſt 1914/21. Januar 1915 von der Prüfung aus⸗ 
geſchloſſen worden. Da nunmehr die Beendigung des Verfahrens in Aus— 
ſicht ſteht, hat der Konk.⸗Verwalter beantragt, das Verfahren auszuſetzen 
oder ihn zu ermächtigen, die auf die ausländiſchen Gläubiger entfallende 
Dividende zu hinterlegen. Dieſen Antrag hat das Amtsgericht abgelehnt, 
vielmehr den Verwalter angewieſen, die Genehmigung zur Vornahme der 
Schlußverteilung zu beantragen. Auf ſofortige Beſchwerde des Verwalters 
hat das Landgericht am 16. März 1915 beſchloſſen, den amtsgerichtlichen 
Beſchluß dahin abzuändern, daß der Verwalter zwar die Genehmigung zur 
Vornahme der Schlußverteilung zu beantragen, aber auch für die Zurück— 
behaltung und Hinterlegung der auf die Forderungen der ausländiſchen Gläu— 
biger entfallenden Anteile Sorge zu tragen habe. Dieſer Beſchluß iſt dem 
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Verwalter am 25. März 1915, den Gläubigern dagegen nicht zugeſtellt worden. 
Am 19. April 1915 hat die Konk.⸗Gläubigerin O. gegen den landgerichtlichen 
Beſchluß weitere ſofortige Beſchwerde mit dem Antrage erhoben, den an- 
gefochtenen Beſchluß aufzuheben und den Verwalter anzuweiſen, die Schluß⸗ 
verteilung ohne Rückſicht auf die ausländiſchen Gläubiger vorzunehmen. 
Dieſe Beſchwerde iſt unzuläſſig, da die Beſchwerdeführerin nicht beſchwerde⸗ 
berechtigt iſt. An ſich ſteht allerdings im Konk.⸗Verfahren ein Beſchwerde⸗ 
recht allen durch eine gerichtliche Entſcheidung Betroffenen zu. Aber die 
Konk.⸗Gläubiger find durch die vorliegende Entſcheidung, die nur eine An⸗ 
weiſung an den Konk.⸗Verwalter enthält, noch garnicht betroffen. Das zeigt 
ſich ſchon darin, daß dieſe Entſcheidung, wie auch die des Amtsgerichts, ihnen 
garnicht zugeſtellt worden tft, wie überhaupt ſolche Entſcheidungen den Konf.- 
Gläubigern regelmäßig nicht bekanntgegeben zu werden pflegen. Es würde 
die ordnungmäßige Abwicklung des Konk.⸗Verfahrens ſtören, wenn den Konk.⸗ 
Gläubigern ohne jede zeitliche Beſchränkung ein Anfechtungsrecht gegeben 
wäre. Das würde auch mit dem Grundſatz im Widerſpruch ſtehen, daß im 
Konk.⸗Verfahren nur die ſofortige Beſchwerde zuläſſig iſt, die an eine beſtimmte 
Friſt gebunden iſt und daher abgeſchloſſene Verhältniſſe ſchafft. Betroffen 
werden die Konk.⸗Gläubiger erſt durch die auf Grund der dem Verwalter 
erteilten Anweiſung vorgenommene Schlußverteilung. Gegen dieſe können 
ſie ihre Einwendungen im Schlußtermin geltend machen. Dann wird end⸗ 
gültig darüber zu entſcheiden ſein, ob der in der materiellen Frage vom Amts⸗ 
gericht oder vom Landgericht eingenommene Standpunkt grundſätzlich zu 
billigen iſt. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 27. April 1915 in der Hamb. 
Konk.⸗Sache Th. L. & Co. A- d. 


151. Haftung der Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes wegen 
mangelhafter Überwachung des Honkursverwalters.“ Haftung in 
einem fog. unechten Geſamtſchuldverhältnis.““ 

Vgl. 44 Nr. 158; 49 Nr. 293. — Vgl. 19 Nr. 22; 22 Nr. 279. 

KO. § 89; BGB. § 421. 

Der Kläger forderte als derzeitiger Verwalter im Konkurſe zum Ver⸗ 
mögen des R. von den drei Beklagten als Geſamtſchuldnern 800.4 mit Zinſen 
als teilweiſen Erſatz für einen Schaden, den der R.ſche Konkurs infolge von 
Unterſchlagungen des früheren Konk.⸗Verwalters E. erlitten hatte. Er be⸗ 
gründete die Schadenerſatzpflicht damit, daß die Beklagten als Mitglieder 
des Gläubigerausſchuſſes im R.ſchen Konkurſe die ihnen nach 8 88 KO. ob» 
liegende Überwachungspflicht vernachläſſigt hätten und der dadurch geſchä⸗ 
digten Konk.⸗Maſſe nach § 89 KO. verantwortlich ſeien. Über das 
Vermögen des E. war ebenfalls das Konk.-Verfahren eröffnet worden; 
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der Kläger hatte zu dieſem Verfahren dieſelben Anſprüche angemeldet. — 
Beide Inſtanzen haben verurteilt, das Oberlandesgericht mit nachſtehender 
Begründung: 

„Aus der beigebrachten Aufſtellung ergibt ſich, daß der Rechtsanwalt E. 
als Verwalter im R.ſchen Konkurſe bis zu ſeiner Flucht am 20. Juli 1913 
einen Betrag von 1054,25 „ von der R.ſchen Konk.⸗Maſſe unterſchlagen hat. 
Dieſer Betrag ermäßigt ſich um 100 &, die dem E. für feine Tätigkeit als 
Konk.⸗Verwalter zu vergüten ſein würden. Es mag ferner zugunſten der 
Beklagten unterſtellt werden, daß ſich der Fehlbetrag ferner um 90,65 % 
mindert, die auf den R.ſchen Konkurs als Anteil an dem Einlagebeſtand des 
Bankbuchs der Depoſitenkaſſe entfallen wären, und die dem R.ſchen Kon⸗ 
kurſe nur dadurch verloren gegangen ſeien, daß der derzeitige Konk.-Verwalter 
die Ausſonderung dieſes Betrages aus der E.ſchen Konk.⸗Maſſe, zu der dieſer 
Einlagebeſtand gezogen worden war, nicht geltend gemacht habe. Der 
Schaden, den die R.ſche Konk.⸗Maſſe erlitten hat, beträgt hiernach jeden⸗ 
falls 963,60 M. 

Nicht abzuziehen iſt dagegen die Dividende, die die R.ſche Konk.⸗Maſſe 
auf ihre zum E.ſchen Konkurſe angemeldete Forderung des unterſchlagenen 
Betrages aus dieſem Konkurſe möglicherweiſe erhalten wird. Dem R.ſchen 
Konkurſe gegenüber haften für den erlittenen Schaden die drei Beklagten 
aus dem Geſichtspunkte des 889 KO. als Geſamtſchuldner für den Fall, 
daß ihnen Pflichtverletzungen nachgewieſen werden, die für den Schaden ur⸗ 
ſächlich ſind, und neben ihnen der Rechtsanwalt E. und deſſen konkursmäßiges 
Vermögen aus dem Geſichtspunkte der unerlaubten Handlung ($ 246 StGB.; 
§823 BGB.). Die Verpflichtung der drei Beklagten einerſeits und des Rechts⸗ 
anwalts E. anderſeits beruhen hiernach zwar auf zwei ganz unabhängig von⸗ 
einander entſtandenen Schuldverhältniſſen, ſie haben aber denſelben Lei⸗ 
ſtungsinhalt. Es liegt ſonach im Verhältnis der beiden zur Entſchädigung 
des R.ſchen Konkurſes verpflichteten Gruppen ein ſog. unvollkommenes oder 
unechtes Geſamtſchuldverhältnis vor und die 88 421 BGB., f. ſind hierauf in⸗ 
ſoweit anzuwenden, als ſie nicht auf der hier fehlenden Rechtsgemeinſchaft 
zwiſchen den ſchuldigen Gruppen beruhen; 

vgl. Staudinger Vorbem. vor $ 420 BGB. unter Nr. 7 und die dort angezogenen Schrift“ 
ſteller; Crome B. R. 2, 376; Oertmann Schuldverh. Vorbem. 5 6 zu 420 ff. BGB.; 

Komment. v. RGRäten $ 421. 

Der Kläger iſt hiernach nicht gehindert, neben der klageweiſen Inanſpruch⸗ 
nahme der drei Beklagten gleichzeitig feinen Schädenanſpruch im E.ſchen 
Konkurſe geltend zu machen, und die Beklagten können nicht verlangen, daß 
von der ſie möglicherweiſe treffenden Zahlungsverpflichtung derjenige Be⸗ 
trag in Abzug gebracht werde, der etwa als Dividende im Konkurſe des mit⸗ 
verpflichteten E. zu erwarten iſt. Denn nach $ 421 Satz 2 BGB. bleiben bis 
zur Bewirkung der ganzen Leiſtung ſämtliche Schuldner verpflichtet und nach 
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F 422ff. BGB. wirken nur die Erfüllung oder gewiſſe Erfüllungsſurrogate 
ganz oder teilweiſe zerſtörend auf das beſtehende Schuldverhältnis. Ob ſie 
nach Befriedigung des Klägers die Abtretung jener Anſprüche an den E.ſchen 
Konkurs fordern oder ob dieſe Anſprüche kraft Geſetzes auf ſie übergehen, 
braucht hier nicht erörtert zu werden. 

Die Beklagten haben der ihnen nach §88 KO. als Mitgliedern des Gläu— 
bigerausſchuſſes obliegenden Pflicht nicht genügt und namentlich gegen die 
Vorſchrift in 8 88 Abſ. 2 verſtoßen, wonach die Kaſſe des Konk.-Verwal⸗ 
ters mindeſtens einmal im Monat durch eines ihrer Mitglieder zu unterſuchen 
iſt. Solche Pflichtverletzung ergibt ſich aus der eigenen Sachdarſtellung der 
Beklagten. — — — Dieſe Pflichtwidrigkeiten des Gläubigerausſchuſſes ſind 
urſächlich für die Unterſchlagungen des Verwalters und damit für den dem 
R.ſchen Konkurs erwachſenen Schaden. Hierfür haben die Beklagten nach 
§ 89 KO. als Geſamtſchuldner aufzukommen, da alle drei für dieſelben Pflicht- 
widrigkeiten verantwortlich ſind, der Schaden aber nur einmal zu erſetzen iſt 
(SS 421 ff. BGB.). 

Bei Ordnungsvorſchriften, die wie die Vorſchrift in 888 KO. dazu dienen 
ſollen, der Schadenszufügung durch einen Dritten vorzubeugen, iſt bis auf 
weiteres davon auszugehen, daß deren peinliche Befolgung auch den vom 
Geſetzgeber im Auge gehabten Erfolg der Verhütung des Schadens haben 
werde. Sache der zur Befolgung dieſer Vorſchriften Verpflichteten iſt es, 
darzutun, daß der Schaden auch bei gehöriger Befolgung eingetreten ſein 
würde, wenn fie dieſen Vorſchriften nicht genügt haben. Mit der ganz all- 
gemeinen Behauptung, daß die Unterſchlagungen des Anwalts auch bei ge⸗ 
höriger Kaſſenprüfung und Überwachung nicht zu verhüten geweſen wären, 
können die Beklagten ihre Verantwortlichkeit nicht ablehnen. Es iſt im Gegen⸗ 
teil mit großer Wahrſcheinlichkeit anzunehmen, daß der junge Anwalt, wenn 
ihm von Anfang an ſtreng auf die Finger geſehen und ſeine Kaſſenführung 
überwacht worden wäre, ſich an den Geldern dieſes Konkurſes überhaupt 
nicht vergriffen, jedenfalls aber einen etwa ſchon eingetretenen Schaden ge- 
deckt haben würde, als es noch Zeit war. Bei einer ſolchen Aufſicht mußte 
er ja mit einer Aufdeckung feiner ungetreuen Handlungsweiſe und der Ver— 
nichtung ſeiner ſozialen Stellung jeden Augenblick rechnen. Deshalb iſt die 
Annahme berechtigt, daß es zu den Verfehlungen überhaupt nicht gekommen 
wäre, da ihm alsdann rechtzeitig das Gewiſſen geſchärft und zum Bewußtſein 
gebracht worden wäre, welchen Gefahren er ſich durch den Eingriff in das 
ihm anvertraute Gut ausſetzte. 

Auch mit ihrem weiteren Einwande, daß die Perſon und die angeſehene 
Stellung E.s in feinem Bezirk, der geringe Umfang des Konkurſes und die 
kleine Vermögensmaſſe die ſtrenge Beobachtung der Beſtimmungen des 888 
KO. nicht gefordert hätten, ſind die Beklagten nicht zu hören. Die Über⸗ 
wachungspflicht des 8 88 iſt unabhängig von ſolchen Verhältniſſen den 
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Mitgliedern des Gläubigerausſchuſſes ganz allgemein zur Pflicht gemacht. 
Es mag fein, daß die Beklagten wegen der angeſehenen ſozialen Stellung E.s 
aus einer nicht angebrachten und einem gewiſſenhaften Konk.-Verwalter 
ſicher nicht einmal angenehmen Rückſicht die Befolgung der Vorſchriften in 
888 außer acht gelaſſen haben. Das mag ihr Verhalten in milderem 
Lichte erſcheinen laſſen, der. Verantwortlichkeit können ſie ſich damit nicht 
entziehen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 9. Juli 1914 i. S. R. Konl. 

w. G. u. Gen. 10. 96/14. F—ch. 


152. Die Beſchwerde in der freiwill. Gerichtsbarkeit fett eine 
Verfügung voraus. 
FGG. 8 19. 


In dem angefochtenen Beſchluſſe des Landgerichts wird dargelegt, daß 
die Eröffnung des Vorſitzenden der Vormundſchaftsbehörde an den Beſchwerde— 
führer v. 30. März / 1. April 1915 eine mit der Beſchwerde des 8 19 FGG. 
anfechtbare Verfügung nicht zu erblicken ſei. Darin iſt der Vorinſtanz zuzu⸗ 
ſtimmen. Ihre Begründung enthält keinen Rechtsirrtum. Die Mitteilung, 
die Vormundſchaftsbehörde ſei „zu der Anſicht gekommen“, daß Frau B. zur 
Erziehung des Knaben G. ungeeignet ſei, und ebenſo die ausgeſprochene „Er— 
wartung“ einer Außerung über anderweitige Unterbringung des Knaben ſind 
Meinungsäußerungen der Behörde gegenüber einem väterlichen Vormunde, 
gegen die es eine Beſchwerde nicht gibt. 

Der 2. und 3. Abſatz der Eröffnung könnte eher einem Zweifel Raum 
geben, da in erſterem der Vater „aufgefordert“ wird, den Sohn aus der Be⸗ 
einfluſſung der Frau B. zu entfernen und ihn anderswo unterzubringen, und 
im folgenden Abſatz angekündigt wird, die Vormundſchaftsbehörde werde 
weiteres Belaſſen des Sohns unter jener Aufſicht als Mißbrauch des Sorge— 
rechts anſehen und infolgedeſſen gezwungen ſein, ein Verfahren zur Ent— 
ziehung der Fürſorge einzuleiten. Die Aufforderung, gewiſſe erziehliche Maß— 
nahmen zu ergreifen, ſei es nun z. B. größere Strenge anzuwenden, beſſere 
perſönliche Aufſicht zu führen, oder — wie hier — den Einfluß gewiſſer Per⸗ 
ſonen auszuſchalten und ſtatt deſſen den andrer zu ſetzen, liegt aber nur im 
Rahmen der obervormundſchaftlichen Fürſorge für das Kind und der Unter— 
ſtützung des väterlichen Vormundes in der Richtung einer gedeihlichen Er— 
ziehung, ohne daß eine ſolche Aufforderung ſchon als eine in die väterliche 
Gewalt des Vaters eingreifende Anordnung aufgefaßt werden kann. Nur 
eine ſolche kann aber das Recht zu einer Beſchwerde an die höhere Inſtanz 
geben. Auch die Hinzufügung, daß, wenn der Vater jene Aufforderung un— 
beachtet laſſe, man darin einen Mißbrauch ſeines Sorgerechts erblicken werde 
und folgeweiſe ein Sorgeentziehungs-Verfahren einleiten müſſe, ändert daran 
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nichts. Denn ſo gewiß auch dieſe in Ausſicht geſtellten Schritte auf die Ent⸗ 
ſchlüſſe des Vaters einzuwirken beſtimmt waren, ſo enthalten doch auch ſie 
nur Mitteilungen über beabſichtigte künftige Maßnahmen, aber keine mittels 
Beſchwerde angreifbare Anordnung oder „Verfügung“. 

Die in Schlegelbergers Kommentar zuſammengeſtellte Rechtſprechung 
ſteht dem nicht entgegen, da ſtets davon ausgegangen wird, daß mit der Be⸗ 
ſchwerde nur eine klar umſchriebene behördliche Anordnung, deren Nicht⸗ 
befolgung den angewieſenen Rechtsnachteil für ihn herbeizuführen geeignet 
ſcheint, angegriffen werden kann. Insbeſondere gibt auch der im ZBl⸗ 
FGG. 6 Nr. 26 abgedruckte Beſchluß des OLG. Dresden v. 16. Juni 1903 
keinen Anlaß, dieſen Fall dem Reichsgericht vorzulegen. Denn dort han⸗ 
delte es ſich um eine Zwiſchenverfügung des Vormundſchaftsrichters wäh⸗ 
rend des Prozeſſes um Herausgabe eines Kindes, welche im Intereſſe des 
Kindes die Fortſetzung des bisherigen Zuſtandes anordnete. Die Behörde 
übte alſo Zwang in einer beſtimmten Richtung aus, ſorgte ihrerſeits dafür, 
daß das Kind bei einer beſtimmten Perſon verbleibe. Im vorliegenden Fall 
dagegen hat ſie nur dem Vater in eindringlicher Weiſe den Rat erteilt, falls 
er der Einleitung eines Sorgeentziehungs⸗Verfahrens entgehen wolle, den 
Einfluß einer beſtimmten Perſönlichkeit auf ſeinen Sohn auszuſchalten. Eine 
mit der Beſchwerde angreifbare Verfügung iſt das noch nicht. ö 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 17. Dez. 1915 in der Vorm. 

Sache G. F. 58/15. Nö. 


I. Bürgerliches Recht. 


153. Richterliche Prüfung der Verfaſſungmäßigkeit eines Reichsgeſetzes. 
(Vgl. 11 Nr. 1; 38 Nr. 199; 45 Nr. 159.) 
Reichsverf. Art. 2. 42. 5. 17. 78. 


Der Kläger hatte ein ihm gehöriges Grundſtück in Bremen, das er am 
27. Oktober 1911 erworben hatte, nach dem 30. Juni 1913 wieder veräußert. 
Hierfür hatte er auf Erfordern der Steuerbehörde am 12. Mai 1914 5667,96. 
Zuwachsſteuer entrichtet. Der Steuerbeſcheid gründete ſich auf das Reichs- 
zuwachsſteuergeſetz v. 14. Febr. 1911 in der Faſſung vom 3. Juli 1913, ließ 
alſo den Reichsanteil von 50% außer Betracht. Im September 1914 klagte Klä⸗ 
ger gegen den Bremiſchen Staat auf Rückzahlung der 5667,96 nebſt Zinſen, 
indem er geltend machte, daß das Geſetz in ſeiner gegenwärtigen Faſſung 
mit Art. 4 Nr. 2 der Reichsverfaſſung in Widerſpruch ſtehe. — Die Klage wurde 
in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Nach 858 RZuwStG. v. 14. Febr. 1911 ſollte das Reich vom Er⸗ 
trage der Zuwachsſteuer 50% erhalten. Die übrigen 50% waren jo verteilt, 
daß 10% den Bundesſtaaten als Entſchädigung für die Verwaltung und Er— 
hebung der Steuer und 40% den Gemeinden, in deren Bereich ſich das 
Grundſtück befindet, zufließen ſollten. Dieſe Beſtimmung iſt durch 8 1 des 
Reichsgeſ. über Anderungen im Finanzweſen v. 3. Juli 1913 dahin abgeändert 
worden, daß für die nach dem 30. Juni 1913 eintretenden Fälle der Steuer⸗ 
pflicht die Erhebung des Reichsanteils fortfallen ſoll. Der Kläger ſteht auf 
dem Standpunkte, daß das RZuwStGeſetz nunmehr ungültig jet, weil es gegen 
Art. 4 Nr. 2 der Reichsverfaſſung verſtoße. Verfaſſungmäßig unterlägen der 
Zuſtändigkeit des Reichs nur die für die Zwecke des Reichs zu verwendenden 
Steuern, die Zuwachsſteuer ſolle jetzt aber nur noch für die Zwecke der Bundes— 
ſtaaten und der Gemeinden erhoben werden. 

Der Ber.⸗Richter iſt der Meinung, daß das RZuwStGeſetz in ſeiner 
gegenwärtigen Faſſung nicht verfaſſungwidrig ſei. Es ſei darin nur aus— 
geſprochen, daß das Reich bis auf weiteres, nämlich für die Dauer des Be— 
ſtehens der Novelle, ſeinen Steueranteil nicht erheben wolle; damit habe ſich 
aber der Charakter der den Bundesſtaaten und Gemeinden zufließenden Anteile 

Seufferts Archiv Bd. 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 7. 19 
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nicht geändert. Wolle man jedoch annehmen, daß das Geſetz jetzt mit der Ver⸗ 
faſſung nicht mehr im Einklang ſtehe, ſo liege in der Anderung des Geſetzes zu⸗ 
gleich eine Anderung der Verfaſſung, und zwar eine rechtsgültige Anderung. 
Eine vorherige Anderung des Art. 4 Nr. 2 ſei nicht erforderlich geweſen. 

Die Reviſion rügt Verletzung der Art. 4 und 78 RVerf. Es wird aus⸗ 
geführt, die Novelle beſtehe jetzt noch zu Recht, und ſolange ſie beſtehe, handle 
es ſich bei der Zuwachsſteuer nicht um eine für die Zwecke des Reichs zu ver⸗ 
wendende Steuer. Für das Zuſtandekommen einer rechtswirkſamen Abände⸗ 
rung des Art. 4 Nr. 2 RVerf. fehle es an jedem Anhalt. Der Vertreter des 
Beklagten hat dagegen ausgeführt, daß, wenn überhaupt eine Verfaſſungs⸗ 
verletzung vorliege, dieſe nur im Geſetze vom 3. Juli 1913 zu finden ſei; dann 
erſtrecke ſich die Ungültigkeit aber nur auf dieſes Geſetz, nicht auch auf das 
Geſetz vom 14. Februar 1911. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob das Geſetz v. 3. Juli 1913 oder auch 
ſchon das Geſetz v. 14. Febr. 1911 gegen Art. 4 Nr. 2 RVerf. verſtoße, denn 
ſelbſt wenn das der Fall ſein ſollte, würde doch die Verbindlichkeit beider 
Geſetze anerkannt werden müſſen. Verfaſſungsrechtliche Beſtimmungen haben, 
wie ſich aus Art. 78 RVerf. ergibt, keine ſtärkere Kraft als die Beſtimmungen 
irgendeines anderen Reichsgeſetzes, ſie werden deshalb durch jedes ſpätere, 
eine abweichende Vorſchrift enthaltende Reichsgeſetz ohne weiteres außer 
Kraft geſetzt (Dambitſch Verfaſſung des D. Reichs, 682). Maßgebend für 
die Gerichte wie für jede andre Behörde ſind deshalb bei Prüfung der Rechts⸗ 
verbindlichkeit eines Reichsgeſetzes, mag es ſich um eine Verfaſſungsänderung 
handeln oder nicht, diejenigen Beſtimmungen der Verfaſſung, in welchen 
die Vorausſetzungen für das Zuſtandekommen eines Reichsgeſetzes überhaupt 
aufgeſtellt ſind, alſo die Art. 2. 5 und 17. Dieſen Beſtimmungen iſt im vor⸗ 
liegenden Falle genügt. Die Geſetze v. 14. Febr. 1911 und 3. Juli 1913 ſind 
im Reichsgeſetzblatt verkündet (S. 33 und 521). Sie tragen die Unterſchrift 
des Kaiſers und die Gegenzeichnung des Reichskanzlers. Die Eingangsworte 
enthalten die Erklärung, daß Bundesrat und Reichstag zugeſtimmt haben. 
Durch ſeine Gegenzeichnung hat der Reichskanzler die Verantwortlichkeit 
auch dafür übernommen, daß die Geſetze verfaſſungmäßig zuſtandegekommen 
ſind. Damit würde, wenn tatſächlich eine Verfaſſungsänderung vorliegen 
ſollte, zugleich der formelle Beweis geliefert ſein, daß im Bundesrat die 
nach Art. 78 Abſ. 1 erforderliche Mehrheit vorhanden geweſen war (vgl. 
Zabandd 4, 46. 48; Dambitſch 62. 64). Die von der Reviſion angeregten 
Zweifel, ob ſich die Geſetzgebungsfaktoren des Art. 4 Nr. 2 RVerf. überhaupt 
bewußt geweſen und ob nicht etwa im Bundesrat mehr als 13 Stimmen 
gegen den Geſetzentwurf abgegeben ſeien, erſcheinen hiernach nicht begründet. 

Das Rechtsmittel war deshalb als unbegründet zurückzuweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 11. Jan. 1916. D. (Kl.) w. Brem. 

Staat (OLG. Hamburg). VII. 217/15. : 
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154. Die Nichtigkeit eines Vertrages wegen Verſtoßes gegen die guten 
Sitten ſetzt beiderſeitigen Verſtoß voraus. 


Vgl. 64 Nr. 63; 65 Nr. 88 m. N. 
BGB. § 138. 


Die verklagte Geſellſchaft hatte vom Bankier R. Anteile einer mexikani⸗ 
ſchen Mine gekauft, ſich zur Begleichung des Kaufpreiſes von dem Kläger 
50000 & geborgt und die Darlehnsforderung nebſt Zinſen hypothekariſch auf 
ihren Grundbeſitz eintragen laſſen. Im Mai 1913 kündigte der Kläger das 
Darlehn zum 1. Dezember 1913, und er klagte dann dinglich und perſönlich 
auf Zahlung. Die Beklagte machte u. a. geltend, daß R. beim Verkauf 
der Anteile auf gemeinſchaftliche Rechnung mit dem Kläger gehandelt habe 
und daß die Anteile zur Zeit des Kaufs, worüber ſie von R. auf Veranlaſ⸗ 
ſung des Klägers getäuſcht ſei, ganz wertlos geweſen ſeien. Nicht nur der 
in ſolcher Weiſe zuſtande gebrachte Kaufvertrag, ſondern auch das Darlehns⸗ 
geſchäft und die Hypothekbeſtellung ſeien unſittlich und nach $ 138 BGB. 
nichtig. — Das Landgericht verurteilte die Beklagte, ihre Berufung wurde 
zurückgewieſen. Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus den 
'$ründen des Rev.⸗Urteils: 

— — — Die Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß das von der Beklagten 
behauptete argliſtige Zuſammenwirken des Klägers und R.s bei dem Kauf⸗ 
und dem Darlehnsgeſchäft von 1912 dieſe Geſchäfte und insbeſondere den 
Darlehnsvertrag nicht gemäß dem § 138 BGB. nichtig mache, iſt nicht zu 
beanſtanden. Ein Rechtsgeſchäft verſtößt im Sinne dieſes Paragraphen nur 
dann gegen die guten Sitten, wenn es an ſich, nach ſeinem ſich aus der Zu— 
ſammenfaſſung von Inhalt, Beweggrund und Zweck ergebenden Geſamt— 
charakter einen ſolchen Verſtoß ergibt (RGEntſch. 56, 231; 63, 350; 68, 98/9, 
in Seuff A. 64 Nr. 63), und bei einem Vertrage, alſo einem zweiſeitigen 
Rechtsgeſchäft kommt nur ein beiden Vertragsteilen gemeinſamer Beweg— 
grund und ein von beiden Vertragsteilen verfolgter Zweck in Betracht (RG. 
Entſch. 78, 353; Warneyer Rſpr. 1910 Nr. 49). Nicht wird daher die Nich⸗ 
tigkeit eines Vertrages auf Grund des $ 138 ſchon damit begründet, daß der 
eine Vertragsteil mit ſeinem Verhalten beim Vertragſchluß gegen die guten 
Sitten verſtoßen, daß er den andern Vertragsteil insbeſondere durch ein 
ſolches Verhalten zum Vertragſchluß beſtimmt hat (RGeEntſch. 72, 217/8, bei 
Gruchot 53, 907). Mehr aber iſt jenem von der Beklagten behaupteten Zu⸗ 
ſammenwirken des Klägers mit R. nicht zu entnehmen, und wenn danach 
R. die Beklagte auf Anſtiftung des Klägers durch argliſtige Täuſchung über 
den Wert der Anteile der fraglichen Mine zum Abſchluß des Kaufs, aus deſſen 
Veranlaſſung das Darlehn aufgenommen iſt, beſtimmt hat, ſo würde daraus 
zunächſt nichts weiter folgen, als daß die Beklagte den Kauf anfechten konnte 
(8 123 Abſ. 1 BGB.). — — — Aus der begründeten Anfechtung des Kaufs 
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würde nur deſſen Nichtigkeit und hieraus weiter vielleicht die Verpflichtung 
des Klägers folgen, das, was ihm auf Grund des angeblich mit für ſeine 
Rechnung abgeſchloſſenen Kaufvertrages zugefloſſen iſt, weil ohne Rechts⸗ 
grund auf Koſten der Beklagten erlangt, herauszugeben, aber eine ſolche 
Forderung hat die Beklagte nicht geltend gemacht, namentlich nicht gegen 
die Klageforderung zur Aufrechnung geſtellt. Eine Nichtigkeit des Darlehns⸗ 
geſchäfts läßt ſich aus der durch die Anfechtung begründeten Nichtigkeit des 
Kaufs nicht herleiten. Die Annahme, daß das Darlehn ein Beſtandteil des 
Kaufvertrages ſei, oder daß beide Geſchäfte Beſtandteile eines fie umfaſſen⸗ 
den einheitlichen Rechtsgeſchäfts ſeien, wird durch das behauptete argliſtige 
Zuſammenwirken des Klägers mit R. und durch die behauptete Beteiligung 
des Klägers am Kauf nicht begründet. — — — 

Dagegen legt der behauptete und hier als richtig zu unterſtellende Sach— 
verhalt die Anwendung des $ 826 BGB. nahe. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 10. Nov. 1915. S. (Bkl.) w. C. 
(OLG. Hamm). V. 240/15. 


155. Das bloße Nichteintreten einer Vorausſetzung beeinflußt den 
Beſtand des Vertrages nicht. 
Vgl. 61 Nr. 133 m. N.; 63 Nr. 57. 
BGB. $$ 158. 812. 

Am 26. Januar 1912 hatte der Kläger mit dem verſtorbenen Ehemann 
und Erblaſſer der Beklagten einen Lieferungsvertrag auf 10000 Stück Zink⸗ 
gußmodelle vom Völkerſchlachtdenkmal zum Preiſe von 58 YO für das Stück 
abgeſchloſſen. Es waren nur 1024 Stück abgenommen worden, die Abnahme 
des Reſtes hatte der Mann der Beklagten trotz Friſtſetzung und Androhung 
nach $ 326 BGB. verweigert. Der Kläger forderte nunmehr von der Be 
klagten Schadenerſatz wegen Nichterfüllung im Betrage von 1436,16 & nebſt 
Prozeßzinſen, indem er geltend machte, daß er an jedem nichtabgenommenen 
Stück einen Reingewinn von 16 H gehabt haben würde. — Die Beklagte 
beſtritt die Schadenerſatzpflicht mit folgender Begründung: Die zu liefernden 
Modelle hätten als Träger von Tiſchfeuerzeugen in der Weiſe Verwendung 
finden ſollen, daß ein in einer Offnung an der Spitze des Modells verwahrter 
Zündſtift an einer am Modell angebrachten Reibfläche angezündet wurde; 
der Kläger habe genau von dieſer Zweckbeſtimmung gewußt, und nur unter 
der ausdrücklichen Bedingung, daß die Modelle dieſe Verwendung finden 
könnten, ſei der Vertrag geſchloſſen worden. Feuerzeuge der geplanten Art 
ſeien nun, wie ihr Mann erſt im Januar 1914 erfahren habe, Gegenſtand 
des Deutſchen Gebrauchsmuſters Nr. 394338, das vom 24. Auguſt 1909 ab 
laufe und 1912 verlängert worden ſei; der Verkauf der mit dem Feuerzeug 
verſehenen Modelle würde alſo das Gebrauchsmuſter verletzen und Schaden- 
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erſatz⸗ und Straffolgen nach ſich ziehen. Da eine anderweitige Verwendung 
der Modelle nicht in Betracht komme, ſei die Erfüllung des Vertrages mit 
Recht abgelehnt worden. — Dieſer Einwand wurde in beiden Inſtanzen ver- 
worfen. Aus den Gründen des Ber.-Urteils: 

„Nach der Ausſage des Zeugen W. iſt bei den Vertragsverhandlungen 
davon geſprochen worden, zu welchem Zweck die vom Kläger zu liefernden 
Modelle verwendet werden ſollten und wie ſie die Käuferin zur Erreichung 
dieſes Zweckes geſtalten wollte. Daß die Modelle dieſem Zweck zu dienen 
ungeeignet ſeien, behauptet die Beklagte ſelbſt nicht. Es kann danach weder 
auf Grund des Abſ. 1 noch auf Grund des Abſ. 2 von $ 459 BGB. davon 
die Rede ſein, daß die Modelle mit Fehlern behaftet wären oder der zugeſicherten 
Eigenſchaften entbehrten. Was die Beklagte einwendet, läuft darauf hinaus, 
daß der Vertrag mit dem Kläger, wie dieſem erkennbar geweſen ſei, trotz 
vertragmäßiger Lieferung der Modelle nicht geſchloſſen worden wäre, wenn 
das der gewerbmäßigen Herſtellung und dem Vertriebe der Feuerzeuge ent— 
gegenſtehende Verbietungsrecht bekannt geweſen wäre, und daß aus dieſem 
Grunde der Vertrag keinen Beſtand haben könne. Die Beklagte ſtützt ſich 
damit auf den Nichteintritt einer Vorausſetzung im Sinne der Windſcheidſchen 
Lehre (Windſcheid⸗Kipp Pand.“ 1, 507 ff. zu §§ 97 ff.; auch ROHGEntſch. 
19, 50 ff.). Dieſe Lehre iſt dber vom Bürgerl. Geſetzbuch bewußt aus Gründen 
der Sicherheit des Rechtsverkehrs abgelehnt worden (vgl. Mot. 2, 842 zu 
$ 742 Entw.; ſowie Prot. d. 2. Leſung 2, 690). Danach kann die bloße Annahme 
von Tatſachen, mögen auch beide Teile von ihrem Vorhandenſein ausgegangen 
ſein, im Fall des tatſächlichen Nichtbeſtehens für ſich allein nicht von Be— 
deutung für den Beſtand eines Geſchäfts ſein. Vielmehr muß hinzukommen, 
daß der geeinte Wille der Parteien, der rechtsgeſchäftliche Wille, das Rechts⸗ 
verhältnis in irgendwelcher Art, insbeſondere in Geſtalt einer Bedingung, 
in Abhängigkeit von ihnen geſetzt hat; vgl. RGEntſch. 62, S. 267 (Seuff A. 61 
Nr. 133); 66, 132 ff.. 

Dieſer Auffaſſung ſteht die von der Beklagten für ihre Meinung in An- 
ſpruch genommene Entſcheidung in RGéEntſch. 69, 429 nicht entgegen. In 
dem dieſer Entſcheidung zugrunde liegenden Fall kam in Frage, ob nicht das 
Beſtehen des dem dritten Patentinhaber zuſtehenden Unterſagungsrechts als 
ein dem Kaufgegenſtande, dem verkauften Erwerbsgeſchäft, ſelbſt anhaftender 
Fehler anzuſehen ſei, durch den i. S. von § 459 Abſ. 1 BGB. der Wert und 
die Tauglichkeit des Geſchäfts zu dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten 
Gebrauch aufgehoben oder gemindert wurde. Daß in ſolchem Fall eine Ge— 
währleiſtungspflicht gegeben ſein kann, leuchtet ein. Hier dagegen iſt die 
Kaufſache als ſolche auch nach dem Vorbringen der Beklagten mangelfrei. 
Die Nichterreichbarkeit des mit dem Vertrage verfolgten, durch das beſtehende 
Gebrauchsmuſter vereitelten Zweckes hängt mit der Beſchaffenheit der Kauf— 
ſache, wie dieſe nach dem geſchloſſenen Vertrage zu liefern war, in keiner 
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Weiſe zuſammen. Sie betrifft vielmehr einen außerhalb der Vertragserfül⸗ 
lung liegenden Umſtand. Ein ſolcher kann unter dem rechtlichen Geſichts⸗ 
punkte der Gewährleiſtung keine Bedeutung haben. 

Davon, daß die Verwendbarkeit der Modelle zu Feuerzeugen der ge— 
planten Art ausdrücklich oder ſtillſchweigend als Bedingung des Vertrags 
geſetzt worden ſei, kann nach der Ausſage des Zeugen W. keine Rede ſein. 
Auch der Mann der Beklagten hat an die Möglichkeit, daß ſich der Verwend— 
barkeit Hinderniſſe entgegenſtellen könnten, garnicht gedacht und hat deshalb 


die Setzung einer Bedingung garnicht in Betracht gezogen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (9. en) v. 20. April 1915. Fr. w. H. 


9 0. 21/15. | F—ch. 


156. Verkauf im Auslande befindlicher Ware; wer haftet * ein 
Ausfuhrverbot? Auslegung. 
Vgl. 48 Nr. 197; 69 Nr. 193 m. N. 
BGB. 323. 157. 

Der Kläger hatte von der Beklagten 18 Kiſten amerikaniſchen geſalzenen 
Speck gekauft. In der Schlußnote hieß es: „Die Ware iſt nach Anzeige von 
Schweden nach Hamburg oder Altona abgeſandt“, und „glückliche Ankunft 
vorbehalten“. Die Beklagte lieferte nicht, weil die Ausfuhr der bei Vertrag⸗ 
ſchluß bereits von Stockholm auf dem Wege über Malmö nach Hamburg ab— 
geſandten Wäre durch ein inzwiſchen erfolgtes Verbot der ſchwediſchen Re⸗ 
gierung unterſagt wurde. Der Anſpruch des Klägers auf Schadenerſatz wurde 
in beiden Inſtanzen für begründet erklärt. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Unbeſtritten iſt die von der Beklagten dem Kläger verkaufte Ware durch 
ein Ausfuhrverbot der ſchwediſchen Regierung in Schweden zurückgehalten 
worden, ſo daß die Beklagte zur Lieferung außerſtande iſt. Es ſteht gleichfalls 
feſt, daß die Ware zur Zeit des Vertragſchluſſes bereits von Stockholm nach 
Malmö auf den Weg gebracht worden war, um von da nach Hamburg meiter- 
geſandt zu werden. Es fragt ſich deshalb, ob unter dieſen Umſtänden der 
Kläger oder die Beklagte die Gefahr des Erlaſſes eines ſolchen Ausfuhrverbotes 
zu tragen habe. An ſich wird der Verkäufer durch ein Ausfuhrverbot von 
der Lieferung der Ware befreit, da die Lieferung durch einen von ihm nicht 
verſchuldeten Umſtand unmöglich geworden iſt. Der Kläger hat mithin als 
Käufer darzutun, daß in dieſem Fall abweichend von der Regel die Beklagte 
als Verkäuferin dieſe Gefahr beim Vertragſchluſſe übernommen habe. Dieſe 
Darlegung iſt aber, wie mit dem Landgericht anzunehmen iſt, dem Kläger 
gelungen. 

Die Beklagte hat in der Schlußnote erklärt, daß die Ware ‚nach Anzeige 
von Schweden nach Hamburg oder Altona abgeſandt ſei“. Darunter iſt zu 
verſtehen, daß die Ware den ſchwediſchen Hoheitsbereich bereits verlaſſen habe, 
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jo daß ein Ausfuhrverbot Schwedens die Lieferung nicht mehr verhindern 
könne. Dieſe Auslegung iſt um ſo mehr anzunehmen, als ſeit dem Beginn 
des Krieges, alſo auch zur Zeit des Vertragſchluſſes, die Frage des Erlaſſes 
von Ausfuhrverboten ſeitens der neutralen Staaten für den Handel eine 
beſonders große Bedeutung hat und daher beim Abſchluß derartiger Lieferungs- 
verträge mit in Berechnung gezogen zu werden pflegt. Die Beklagte hat 
nun in dieſer Inſtanz behauptet und unter Beweis durch das Zeugnis des 
den Abſchluß vermittelnden Maklers geſtellt, die Klauſel habe die Bedeutung 
gehabt, daß die Ware nach einer von Schweden eingegangenen Anzeige bereits 
nach Hamburg abgeſandt worden ſei, ſo daß nicht geſagt ſei, daß die Ware 
ſchon von Schweden abgegangen ſei. Es mag ſein, daß der Makler den Sinn 
der Klauſel ſo aufgefaßt hat, hierauf kann es jedoch nicht ankommen. Kläger 
durfte die Erklärung ſo verſtehen, wie ſie ſich ohne nähere Erläuterung im 
verkehrsüblichen Sinne darſtellt. Daß aber nach den allgemeinen Anſchau⸗ 
ungen im Handel und Verkehr eine ſolche Klauſel ſo auszulegen iſt, wie hier 
geſchehen, daß nämlich die Ware bereits von Schweden nach Hamburg ab— 
geſandt worden ſei, dafür ſprechen nicht nur die gebrauchte Ausdrucksweiſe 
und der Umſtand, daß die Beklagte ihre jetzige Auslegung in 1. Inſtanz gar⸗ 
nicht vorgebracht hat, ſondern auch, daß das kaufmänniſch beſetzte 1. Gericht 
die Klauſel ebenſo geleſen hat. Demnach hat die Beklagte beim Vertrag⸗ 
ſchluſſe dem Kläger erklärt, daß die Ware Schweden bereits verlaſſen habe, 
und kann ſie ihre Lieferungsverweigerung nicht auf das ſchwediſche Aus⸗ 
fuhrverbot ſtützen. 

Hieran ändert auch der Vorbehalt der glücklichen Ankunft‘ nichts. Dieſe 
dem Seehandel eigentümliche Vertragsbeſtimmung bezog ſich offenbar auf 
den Teil des Weges, der auf dem Waſſer zurückzulegen war, jedenfalls ent⸗ 
hielt aber die Erklärung, daß die Ware von Schweden abgeſandt ſei, eine 
Begrenzung der Klauſel „glückliche Ankunft vorbehalten“ auf den a ſchwe⸗ 
diſchen Teil des Weges. 


Demnach iſt die Schadenerſatzforderung des Klägers „ — — — 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 25. März 1916. J. (Kl.) w. 


R. & P. Bf. VI. 439 5.97/16. Nö. 


157. Einfluß des Krieges auf Lieferungsverträge d 
Vgl. 70 Nr. 209 m. N.; 71 Nr. 107. 
BGB. $ 323. 


Die Klägerin hatte der Beklagten durch Vertrag v. 3. Juli 1914 auf 
Lieferung, Ankunft vorbehalten, etwa 150 Tonnen Neu⸗Guinea⸗Kopra in 
Säcken, bereits in Sydney eingetroffen und promptmöglichſt per Dampfer 
zu verladen, zum Preiſe von 49 bzw. 48 1 in Hamburg ausgeliefertes Ge⸗ 
wicht verkauft. Die Ware war prompt nach Ankunft aus Schiff oder Leichter 
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oder vom Quai zu empfangen und frei Fahrzeug der Beklagten zu liefern. 
Die Klägerin hatte die verkaufte Ware, welche im Dampfer „Rheinland“ in 
Sydney eintraf, mit demſelben Dampfer weiterbefördert, der Dampfer hatte 
aber infolge Kriegsausbruchs Padang als Nothafen anlaufen müſſen und 
lag noch mit ſeiner Ladung dort. Die Beklagte lehnte das Erſuchen 
der Klägerin, ſie wegen Unmöglichkeit der Erfüllung aus dem Vertrage zu 
entlaſſen, ab, ſtellte ihr jedoch frei, Erſatzware zu liefern. Klägerin erhob 
darauf Klage auf Feſtſtellung, daß der Vertrag aufgehoben und ſie nicht 
zur Lieferung von Erſatzware verpflichtet ſei. — Es wurde erkannt, daß der 
Beklagten keine Rechte mehr aus dem Vertrage v. 3. Juli zuſtänden. Aus 
den Gründen des Ber. ⸗-Urteils: 

„Die Beklagte irrt, wenn ſie den abgeſchloſſenen Kaufvertrag als Ab⸗ 
ladegeſchäft anſieht. Die Kopra war in Hamburg zu liefern und hier von 
der Käuferin aus Schiff oder ab Quai zu empfangen. Die Klägerin hatte 
daher ihre Leiſtung durch Übergabe der Ware hier zu bewirken und trug bis 
zu dieſem Zeitpunkte die Gefahr des Verluſtes und der Verſchlechterung. Im 
übrigen handelt es ſich auch nicht um einen Gattungskauf, der durch Liefe⸗ 
rung beliebiger Ware erfüllt werden konnte; es war vielmehr eine ganz be— 
ſtimmte, als bereits in Sydney angelangt bezeichnete Ware verkauft. 

Es fragt ſich ſomit, ob die Klägerin an der Erfüllung des Vertrages in 
Hamburg durch Unmöglichkeit im Rechtsſinn verhindert worden iſt. Wenn 
die Beklagte zunächſt darauf hinweiſt, daß die Klägerin ihre Leiſtung ſchon 
teilweiſe bewirkt habe, fo kann ihr darin nicht beigepflichtet werden. Zeil» 
weiſe wäre erfüllt worden, wenn ein Teil der verkauften Partie in Hamburg 
angedient wäre. Tatſächlich iſt nur mit der Erfüllung durch Beförderung 
der Kopra bis Padang begonnen worden. Der Beginn der Erfüllung iſt 
aber mit der Teilerfüllung jedenfalls dann nicht gleichbedeutend, wenn der 
weſentliche Inhalt der Erfüllung mit ihrem Beginne nicht beſchafft wird. 

Im übrigen iſt den Ausführungen des Landgerichts beizutreten. Die 
Erfüllung iſt der Klägerin unmöglich geworden, weil ihre Leiſtung, wenn 
man ſie am Vertrage feſthielte, dem Sinne und der Abſicht des Vertrages 
völlig zuwiderlaufen würde, weil insbeſondere der Leiſtungsinhalt eine er- 
hebliche Anderung erlitte. Die Ware ſollte ‚promptmöglichft‘ von Sydney 
weiterverſchifft und nach Hamburg befördert werden. Es war alſo mit einer 
gewiſſen Beförderungszeit gerechnet worden. Wenn die Beklagte ausführt, 
daß es ſich dabei um einen Umſtand handle, der nur zugunſten des Käufers 
habe wirken ſollen und deshalb vom Verkäufer nicht geltend gemacht werden 
könne, ſo iſt das eine einſeitige und daher nicht zu billigende Auffaſſung. Sie 
überſieht, daß hier, wo die Klägerin in Hamburg zu erfüllen hatte, die Be— 
förderungszeit auch für die Klägerin von erheblichſter Bedeutung war. Je 
länger die Reiſe dauerte, deſto mehr vergrößerte ſich die von ihr zu tragende 
Gefahr des Verluſtes und der Verſchlechterung der Ware. Es iſt klar, daß 
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die Kopra bei langer Reiſedauer und Lagerung eintrodnet und an Gewicht 
verliert. Wäre dieſer Umſtand nicht ſchon aus Erfahrung dem Gerichte be- 
kannt, ſo würde er daraus erhellen, daß der Kaufpreis nach dem Vertrage 
nach in Hamburg ausgeliefertem Gewichte zu bezahlen war. Bei der un⸗ 
erwartet langen Kriegsdauer und angeſichts der Tatſache, daß auch heute das 
Ende desſelben garnicht abzuſehen iſt, würde alſo die Klägerin, wenn ſie an 
den Vertrag gebunden bliebe, ein derartiges Maß der Erhöhung ihres Riſikos 
und ihrer Aufwendungen (Verſicherungsgelder!) auf ſich zu nehmen haben, 
daß der Inhalt ihrer Leiſtung nicht im entfernteſten mehr dem durch den 
Vertrag übernommenen entſpräche. Ein ſolches Übermaß von Leiſtung darf 
aber dem Verpflichteten nicht zugemutet werden, und in dieſem Sinne iſt 
anzuerkennen, daß ihre urſprünglich ausbedungene Leiſtung rechtlich unmög— 
lich geworden iſt. 

Die Berufung der Beklagten war daher im weſentlichen zurückzuweiſen. 
Aber auch hinſichtlich des Umfanges der Feſtſtellung war dem Landgericht 
zu folgen. Die Beklagte hat bisher niemals Lieferung der Ware in Padang 
gefordert und fordert ſie auch heute noch nicht. Ein Recht, ſie ſpäter einmal 
zu fordern, wenn ſie in dieſem Rechtsſtreit endgültig unterliegen ſollte, kann 
ihr nicht zugeſprochen werden, weil nach derartigem Zeitablauf auch die 
Lieferung in Padang als unmöglich im Rechtsſinn anzuſehen wäre. Dabei 
mag es unerörtert bleiben, ob überhaupt nach dem Vertrage die Beklagte, 
die in Hamburg zu empfangen und dementſprechend zu zahlen hat, berech— 
tigt ſei, Lieferung an einem ganz andern Ort zu beanſpruchen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 26. Febr. 1916. C. W. w. 

Firma H. Schl. & Co. Bf. VI. 477/15. Nö. 


158. Lebensverſicherung zugunſten eines Dritten; über die Pfänd- 
barkeit des Anſpruchs gegenüber dem Verſicherungnehmer. 


Vgl. 65 Nr. 165 m. N. 
BGB. $ 331; Verſ BG. $ 166; ZPO. $ 829. 


Die Auslegungsregel des $ 331 Abſ. 1 BGB. für Verträge, in denen 
jemand ſein Leben zugunſten eines Dritten verſichert, mithin Fürſorge für 
den Dritten nach ſeinem Tode trifft, läßt als vermutlichen Willen der Par⸗ 
teien einerſeits folgern, daß der Dritte mit dem Tode des Verſprechensemp⸗ 
fängers unmittelbar das Recht erwerben ſoll, die ausbedungene Leiſtung von 
dem Verſprechenden zu verlangen, anderſeits, daß er bis zu dieſem Zeitpunkt 
überhaupt kein Recht, auch nicht einmal ein bedingtes Recht haben ſoll. Die 
Vertragſchließenden können daher bis zum Tode des Verſprechensempfängers 
den Vertrag beliebig ändern. Dieſen Auslegungsregeln entſprechen auch im 
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vorliegenden Rechtsſtreit die Beſtimmungen der allgemeinen Berjicherung3: 
bedingungen für den Verſicherungsvertrag zwiſchen Sebaſtian M. — dem 
verſtorbenen Ehemann der Beklagten — und der Lebensverſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft. Darnach waren die Vertragſchließenden einig, daß Verfügungen des 
Verſicherten über die Verſicherungsſumme zugunſten Dritter erſt vom Zeit⸗ 
punkt der Fälligkeit der Verſicherung an wirkſam ſein ſollen. Daher verblieb 
die Forderung aus dem Verſicherungsvertrage im Vermögen des Sebaſtian 
M. bis zu deſſen Tode und war demgemäß auch pfändbar, ohne daß die im 
Vertrage bezeichnete Beklagte in rechtsgültiger Weiſe hiergegen widerſprechen 
konnte. Sebaſtian M. hätte ſeiner Frau die Anſprüche aus dem Verſiche⸗ 
rungsvertrage nur dadurch voll und ganz erhalten können, wenn er ſie in 
rechtsverbindlicher Weiſe an ſeine Frau übertragen haben würde (§§ 398ff. 
BGB.); 
ſ. Komm. von RGRäten zu $ 331 Bem. 1; RGeEntſch. 51, 404 (Seuffel. 58 Nr. 120); 

80, 177; SeuffA. 35 Nr. 165. 
Eine ſolche Übertragung iſt nicht erfolgt und von der Beklagten auch nicht 
behauptet. Die von ihr unter Beweis geſtellten Verſprechungen ihres ber- 
ſtorbenen Mannes, er werde die Police nicht belehnen und in keiner Weiſe 
zugunſten eines Dritten verfügen, alle Rechte aus der Verſicherung ſollten 
der Frau zuſtehen, vermögen an der Rechtslage nichts zu ändern, da hierdurch 
der Beklagten kein Recht auf die Verſicherungsſumme zu Lebzeiten ihres 
Mannes eingeräumt wurde, die Anſprüche aus dem Verſicherungsvertrage 
vielmehr nach wie vor dem Ehemanne bis zu ſeinem Tode verblieben. Der 
Ausführung des Landgerichts, daß der verſtorbene M. auch durch ſein Ver⸗ 
halten klar zum Ausdruck gebracht habe, daß die Verfügung über ſeine Ver- 
tragsanſprüche ihm jederzeit zuſtehe, iſt beizutreten. Er hat nicht nur der 
Pfändung und Überweiſung ſeiner Anſprüche aus dem Vertrage nicht wider⸗ 
ſprochen, ſondern auch im Offenbarungseidverfahren den Anſpruch auf die 
Verſicherungsſumme als Beſtandteil ſeines Vermögens bezeichnet. Dem⸗ 
gemäß hat die Beklagte die Anſprüche ihres Mannes aus dem Lebensver⸗ 
ſicherungsvertrage erſt mit deſſen Tode und mit der durch die Pfändung be- 
gründeten Beſchwerung erworben. 

Die Pfändung und Überweiſung der Anſprüche, die dem verſtorbenen 
M. auf Grund des Verſicherungsvertrages zuſtanden, iſt durch den amts⸗ 
gerichtlichen Beſchluß in vollkommen geſetzmäßiger Weiſe, entſprechend den 
Beſtimmungen in $$ 828. 829. 788. 835. 836 ZPO. erfolgt und rechtlich nicht 
zu beanſtanden. Die Berufung der Beklagten gegen das landgerichtliche 
Urteil erſcheint ſohin unbegründet und war zurückzuweiſen. 

Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 4. März 1916. Gebr. B. (Kl.) 
w. M. L. 717/15. F—2. 
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159. Die Abtretung zur Einziehung hat dingliche Wirkung, jedoch 
verbleibt die Forderung ſachlich bei dem Abtretenden. 
Vgl. 56 Nr. 40 m. N.; 65 Nr. 109; 66 Nr. 92. 
BGB. 88 398. 671. 117 Abſ. 2; ZPO. 8 771. 

Der Beklagte hatte gegen ſeinen Schuldner S. eine Forderung pfänden 
laſſen, die dem jetzigen Kläger gegen einen gewiſſen L. zuſtand, aber vom 
Kläger an S. zur Einziehung abgetreten worden war. Der Kläger focht mit 
Erfolg die Pfändung an. — Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„— — — E handelt ſich nur um eine Abtretung zur Einziehung. Dem 
Vorderrichter iſt darin beizutreten, daß eine ſolche Abtretung dem Beklagten 
als Gläubiger des Inkaſſozeſſionars S. nicht das Recht zur Pfändung der 
fraglichen Forderung gab und daß der Kläger trotz der Abtretung an der 
Forderung ein die Veräußerung hinderndes Recht hat. Allerdings gilt der 
Grundſatz, daß die Abtretung einen abſtrakten Charakter und dingliche Wirkung 
hat, an ſich auch für die Inkaſſozeſſion (vgl. BGB. von RGRäten $ 398 
Anm. 1; Staudinger § 398 Anm. 5 Abſ. 1). Dieſer Grundſatz iſt aber bei 
der Inkaſſozeſſion nicht völlig durchgeführt, wird vielmehr durchbrochen durch 
den Grundſatz, daß die nur zur Einziehung abgetretene Forderung ſachlich 
bei dem Abtretenden beſtehen bleibt. Dies zeigt ſich u. a. in dem in Lehre 
wie Rechtſprechung herrſchenden Rechtsſatz, daß der Inkaſſozedent dieſe 
Abtretung jederzeit einſeitig widerrufen kann und hieran beim Fehlen der 
Einwilligung des Inkaſſozeſſionars auch nicht durch die Vorſchrift von 8 409 
Abſ. 2 BGB. gehindert wird (vgl. Staudinger BGB. § 398 Anm. 5 Abſ. 3; 
RGeEntſch. 53, 416). Demgemäß überträgt zwar die Inkaſſozeſſion nach 
außen hin die Forderung auf den Zeſſionar, aber mit dem Widerrufsrecht 
des Inkaſſozedenten beſchwert derart, daß die Forderung kein Vermögens⸗ 
ſtück des Inkaſſozeſſionars wird, über welches er — wenn auch nur nach außen 
hin — verfügen könnte, vielmehr ein Vermögensſtück des Zedenten bleibt, 
an welchem er ein zwar nicht die rein formelle Weiterzeſſion zum bloßen 
Inkaſſo, wohl aber die Veräußerung i. S. von ZPO. $ 771 hinderndes Recht 


hat (vgl. auch Staudinger BGB. § 398 Anm. 5 letzten Abſatz). — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 22. März 1916. Sch. w. H. 
Bf. I. 258/15. Nö. 


160. Kündigungsrecht des Mieters aus § 542 BGB.; Erfordernis 
einer Friſtſetzung zur Abhülfe. 
Vgl. 60 Nr. 5 m. N.; 62 Nr. 37; 66 Nr. 206. 
BGB. § 542. 

Der Kläger Sch. hatte dem Beklagten M. eine Werkſtätte für die Zeit 
vom 1. Mai 1908 bis 30. April 1914 vermietet. Der Beklagte hatte den Ver⸗ 
trag zum 1. Okt. 1911 gekündigt und den Mietzins bis dahin bezahlt. Der 
Kläger klagte weiteren Mietzins ein. Der Beklagte beantragte widerklagend 
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Feſtſtellung der Zuläſſigkeit feiner Kündigung, indem er u. a. behauptete, 
in der Wohnung über der Werkſtätte ſei gewerbmäßig Unzucht getrieben wor⸗ 
den. Die Klage wurde zugeſprochen, die Widerklage abgewieſen. Durch 
Zwiſchenurteil des Ber.⸗Gerichts wurde erkannt, daß die Widerklage auf 
gewerbliche Unzucht nicht geſtützt werden könne. Gründe: 

„— — — Der angebliche unzüchtige Verkehr in der Wohnung über der 
Werkſtätte kann die Kündigung nicht rechtfertigen, weil eine Friſt zur Abhülfe 
nicht geſetzt worden iſt. Davon, daß in der Kündigung, wie der Beklagte meint, 
eine Friſtſetzung liege, kann keine Rede ſein, denn die erfolgloſe Friſtſetzung 
it nach dem klaren Wortlaut des Geſetzes Vorausſetzung der Zuläſſigkeit 
der Kündigung. Außerdem enthält das Kündigungsſchreiben weder die Auf⸗ 
forderung zur Abhülfe, da es den fraglichen Mangel garnicht erwähnt, noch 
auch die Beſtimmung einer Friſt. Ein genügender Grund, von der Friſt⸗ 
ſetzung abzuſehen, lag aber nicht vor. Eine ſolche iſt nur dann nicht erforder⸗ 
lich, wenn die Vertragserfüllung ernſtlich verweigert wird; daraus iſt ein 
Verzicht auf das Erfordernis der Friſtbeſtimmung zu entnehmen. Bei Be⸗ 
urteilung der Frage, ob Erfüllungsverweigerung vorliege, iſt jedoch ein ſtrenger 
Maßſtab anzulegen; es müſſen gewichtige Umſtände vorliegen, welche es nach 
Lage der Sache ausgeſchloſſen erſcheinen laſſen, daß Abhülfe geſchaffen wird 
(RGeEntſch. 66, 419ff.; Warneyer 1910 Nr. 275). Eine ernſtliche Weigerung 
des Klägers, das unzüchtige Treiben abzuſtellen, läßt ſich jedoch aus den vom 
Beklagten behaupteten und zu Beweis geſtellten Tatſachen nicht entnehmen. 
Wenn er den Bürgermeiſter zweimal erfolglos zum Kläger geſchickt hat, um 
ihn zur Einſtellung des bordellmäßigen Betriebes zu veranlaſſen“, jo braucht 
daraus nicht gefolgert zu werden, daß der Bürgermeiſter namens des Be 
klagten und im Sinn einer Forderung der Vertragserfüllung aufgetreten ſei 
und daß der Kläger ſolche ernſtlich verweigert habe (vgl. RGéEntſch. 72, 171). 
Noch weniger beweiskräftig ſind die übrigen zu Beweis geſtellten Behaup⸗ 
tungen über ſehr vertraute Beziehungen des Klägers zur Mieterin der Woh⸗ 
nung. Was zwiſchen dieſen beiden vorgekommen iſt, kann nicht als Erfül⸗— 
lungsverweigerung ſeitens des Klägers gegenüber dem Beklagten betrachtet 
werden, ſondern nur einen Schluß ermöglichen, was er vermutlich getan 
haben würde, wenn ihm eine Friſt zur Abhülfe beſtimmt worden wäre. Aus 
derartigen mehr oder minder unſicheren Schlußfolgerungen kann aber ein 
Verzicht auf das Erfordernis einer Friſtbeſtimmung nach § 542 BGB. nicht 
hergeleitet werden. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Colmar (4. Sen.) v. 29. Febr. 1916. Sch. w. M. 

IV. M 104/14. L-cch. 
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161. Iſt der Spediteur (Möbelfuhrmann) verpflichtet, ſich bei 
Räumung einer Wohnung nach dem Pfandrecht des Vermieters 
zu erkundigen d 
Vgl. 37 Nr. 136; 63 Nr. 134; 69 Nr. 5. 

BGB. 95 561. 932; HGB. 8 410. 

Die Eheleute K. hatten von dem Kläger eine Etagenwohnung in Miete. 
In ihrem Auftrage holte die verklagte Firma am 23. Februar 1915 eine An⸗ 
zahl der eingebrachten Sachen aus der Mietwohnung ab und nahm ſie bei 
ih zu Lager. Die Eheleute K. waren dem Kläger Miete ſchuldig; Kläger 
verlangte daher von der Beklagten innerhalb der im $ 561 BGB. vorgeſehenen 
Friſt die Herausgabe der Sachen. Die Beklagte machte das ihr als Spedi⸗ 
teurin zuſtehende Pfandrecht geltend, ſie war nur bereit, die Sachen gegen 
Erſatz der ihr erwachſenen Koſten herauszugeben. Der Kläger meinte, daß 
das Pfandrecht der Beklagten ſeinem Pfandrecht nachſtehe, weil ſie bezüg⸗ 
lich ſeines Vermieterpfandrechts nicht in gutem Glauben geweſen ſei. — 
Das Landgericht erklärte den Anſpruch des Klägers für berechtigt; in 2. In⸗ 
ſtanz wurde die Klage abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der auf § 561 Abſ. 2 BGB. geſtützten Klage gegenüber beruft ſich die 
Beklagte auf ihr Pfandrecht, das ihr als Spediteurin an den ſtreitigen Sachen 
zuſtehe. Daß das Pfandrecht der Beklagten dem klägeriſchen Pfandrecht vor⸗ 
geht, wenn ſie es gutgläubig erworben hat, iſt zutreffend und wird auch von 
keiner Partei mehr in Zweifel gezogen. Geht das Pfandrecht der Beklagten 
dem klägeriſchen vor, ſo iſt ſie als Pfandgläubigerin auch dem Kläger gegen— 
über zum Beſitze der Sachen berechtigt, braucht alſo die mit der Klage ver— 
langten Sachen nicht herauszugeben. 

Dem Landgericht kann nun nicht darin beigeſtimmt werden, daß die 
Beklagte zur Zeit des Erwerbes des Pfandrechts nicht in gutem Glauben 
geweſen ſei. Kläger hat den ſchlechten Glauben der Beklagten zu beweiſen. 

Schlechter Glaube ſetzt Kenntnis oder grob fahrläſſige Unkenntnis des 
fremden Rechts voraus (8 932 Abi. 2 BGB.). Daß die Beklagte gewußt 
habe, daß die Eheleute K. noch Miete ſchuldig waren und daher dem Kläger 
ein Pfandrecht zuſtand, behauptet der Kläger nicht. Eine grobe Fahrläſſig⸗ 
keit der Beklagten iſt nicht erweislich. Die Beklagte hatte den Auftrag er- 
halten, die Sachen abzuholen und zu lagern. Sie hatte keinen Grund, ſich 
beſonders darüber zu vergewiſſern, ob nicht etwa ein Pfandrecht des Ver⸗ 
mieters an den Sachen beſtand. Eine ſolche Verpflichtung wäre vielleicht 
anzunehmen, wenn Verdachtsgründe vorhanden waren, die bei der Be— 
klagten die Vermutung erwecken konnten, daß ihre Auftraggeber noch Miete 
ſchuldig waren und die Sachen dem Zurückhaltungsrecht entziehen wollten. 
Solche Anhaltspunkte lagen hier nicht vor. Es handelte ſich um die Miete 
größerer Wohnräume. Die Beklagte konnte daraus entnehmen, daß die 
Mieter in guten oder doch geordneten Verhältniſſen lebten und daß daher 
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dem Auszuge Rechte des Vermieters nicht entgegenſtänden. Der Kläger will 
einen Verdachtsgrund in dem Umſtande ſehen, daß die Räumung außerhalb 
der gewöhnlichen Umzugstermine ſtatthatte. Das kommt aber vielfach vor 
und läßt einen Schluß darauf, daß noch Miete geſchuldet wird, überhaupt 
nicht zu. | 

Die Meinung des Landgerichts würde dazu führen, daß ein Spediteur 
oder Möbelfuhrmann in jedem Falle, in dem er einen Auftrag auf Beförde⸗ 
rung von Möbeln aus Mietwohnungen erhält, ſich über das Pfandrecht des 
Vermieters unterrichten müßte, ein Verlangen, das dem Geſchäftsbetrieb 
des Spediteurs die größten Schwierigkeiten nach jeder Richtung bereiten 
müßte und um ſo weniger gerechtfertigt erſcheint, als es nicht Sache des Spe⸗ 
diteurs ſein kann, für die Erhaltung des Mietepfandrechts zu ſorgen. 

Die Möglichkeit, daß ein Mieter noch Miete ſchuldet und daß dem Be⸗ 
klagten dieſe Möglichkeit bekannt iſt, iſt natürlich vorhanden. Daß aber die 
Beklagte deshalb verpflichtet ſein ſollte, ſich nach einem Pfandrecht des Ver⸗ 
mieters zu erkundigen und daß in der Unterlaſſung der Einziehung von Er⸗ 
kundigungen gar eine grobe Fahrläſſigkeit liegen ſollte, iſt unzutreffend. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 20. Januar 1916. M. (Kl.) 

w. G. Bf. III. 245/15. B. 


— ln 


162. Das pfändungspfandrecht an einer laufenden Mietzinsforderung 
wird mit der Auflaſſung des vermieteten Grundſtücks an den 
Mieter gegenſtandlos. 


Vgl. 59 Nr. 121. 
BGB. dd 573. 1276. 


Der Beklagte hatte vom 1. Mai 1914 an das Haus des Konditors A. 
um jährlich 2000 , vierteljährlich zu je 500 / vorauszahlbar, gemietet. 
Der Mietſchilling war von der Klägerin gepfändet und ihr zur Einziehung 
überwieſen. Durch Vertrag v. 23. Febr. 1915 verkaufte A. ſein Haus an den 
Mieter (Beklagten), und zwar gegen Übernahme der darauf laſtenden Hypo⸗ 
theken; die Auflaſſung erfolgte am 6. März 1915. Die Klägerin verlangte 
vom Beklagten Zahlung von 620.4, weil zugunſten dieſes Betrages die Miete 
für das zur Zeit des Kaufvertrags laufende und für das folgende Kalender⸗ 
viertelſahr gepfändet ſei, was Beklagter beſtritt. — Das Landgericht ſprach 
der Klägerin lediglich den ſich für ſie bis zum 6. März 1915 zu berechnenden 
Teil des Mietſchillings mit 41,84 f zu; ihre Berufung wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die Entſcheidung des Prozeſſes hängt in erſter Linie von der Frage 
ab, ob durch den Verkauf des Hauſes an den Mieter das Pfandrecht der Klä⸗ 
gerin an den Mietforderungen des Schuldners A. erloſchen iſt, wie das Lande 
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gericht annimmt, oder ob es für das damals laufende und das darauf folgende 
Kalendervierteljahr gemäß § 573 BGB. als fortbeſtehend zu gelten hat, wie 
die Ber.⸗Klägerin in erſter Linie behauptet. 
Der Umſtand, daß hier Rechte an den Mietzinſen auf Grund eines Pfän- 
dungsrechts geltend gemacht werden, würde der Anwendbarkeit des $ 573 
BGB. an ſich nicht entgegenſtehen (Komm. von RGRäten Anm. 2 zu $ 573). 
Dagegen hat das Beſtehen eines Pfandrechts an einer auf Vertrag beruhen⸗ 
den Mietforderung zur Vorausſetzung, daß auf Grund des Vertrags die For⸗ 
derung beſteht. Daß der Mietvertrag hier beſtanden hat, iſt nicht beſtritten; 
er iſt jedoch dadurch erloſchen, daß der Mieter Eigentum an der Mietſache 
erlangt hat (a. a. O. Anm. 1 zu 8 564 BGB.). Das Pfandrecht an der Miet⸗ 
forderung könnte daher nur weiterbeſtehen, wenn dies trotz des Erlöſchens des 
Mietvertrages zugunſten des Berechtigten durch geſetzliche Vorſchrift angeord⸗ 
net wäre. Dies iſt aber nicht der Fall. Insbeſondere folgt dies nicht aus 8 573 
BGB. Dieſe Beſtimmung enthält eine Ausnahme von dem in $ 571 auf- 
geſtellten Grundſatz, daß der Erwerber vom Eigentumsübergange ab ein 
ſelbſtändiges Recht auf den Mietzins erhält. Der § 571 ſpricht aber lediglich 
davon, daß der Vermieter, nachdem das Grundſtück an den Mieter über⸗ 
laſſen iſt, an einen Dritten, der alſo nicht der Mieter ſein kann, veräußert. 
Er hat das Fortbeſtehen des Mietvertrages zur Vorausſetzung und regelt 
gerade das Verhältnis zwiſchen Mieter und Käufer. Daher kann auch unter 
dem in 8 573 erwähnten Eigentumsübergang kein andrer verſtanden fein als 
der in § 571 gemeinte, jo daß alſo ſchon ſprachlich 8 573 nicht auf den hier 
vorliegenden Fall bezogen werden kann. Auch der Zweck dieſer Beſtimmung 
gebietet nicht, eine Ausnahme von der oben aufgeſtellten Regel zu machen. 
Die Vorſchrift iſt einesteils im Intereſſe des Vermieters, andernteils aber 
hauptſächlich zur Sicherheit des Mieters und Käufers des Grundſtücks er⸗ 
laſſen. Der Käufer, der in den Mietvertrag einzutreten hat, ſoll in ſeinem 
Recht auf den Mietzins nicht über Gebühr beſchränkt werden, und anderſeits 
ſoll der Vermieter im wirtſchaftlichen Intereſſe zu gewiſſen Vorausverfügungen 
über den Mietzins berechtigt und hinwiederum der Mieter hierbei dem an 
ſich zum Bezuge des Mietzinſes berechtigten Käufer gegenüber geſchützt ſein 
(Prot. 2, 146). Zum Schutze der Gläubiger des Vermieters ſind dieſe Be⸗ 
ſtimmungen nicht getroffen. Sie haben immer das Fortbeſtehen des Miet- 
vertrages zur Vorausſetzung. Eine Pfändung von Mietforderungen iſt aber 
jederzeit von dem rechtlichen Beſtand des Mietvertrags abhängig, ſie hindert 
den Vermieter nicht, über ſein Eigentum zu verfügen, und es hat der Gläu— 
biger kein Recht darauf, daß in einem ſolchen Fall der Mietvertrag fort- 
beſtehe und ihm alsdann der Mietzins für das laufende und folgende Ka⸗ 
lendervierteljahr geſichert bleibe. Veräußert daher der Vermieter an den 
Mieter und erliſcht hierdurch der Mietvertrag, jo findet 8573 BGB. keine 
Anwendung. 
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In dieſem Sinne haben ſich nunmehr auch Rechtſprechung wie Rechts⸗ 
lehre überwiegend ausgeſprochen. 

Auch das Kammergericht hat ſeine frühere gegenteilige Anſicht (Seuff A. 59 Nr. 121 u. 
OLG Rſpr. 10, 170) nunmehr aufgegeben (OL GRſpr. 13, 378). Ebenſo Rſpr. 17, 20; 
Recht 1909 Nr. 1858; 3 Blf G. 9, 585; Mittelſtein Die Miete? 620. 683; Niendorff Miet- 
recht!0 317 und die dortigen Anführungen. 

Dagegen Staudinger” 8, Anm. II. 2 zu § 573 (2, 977) und Zeitſchr. f. Rechtspfl. in Bayern. 
2 (1906), 134. 

Auch aus $ 1276 BGB. kann kein Grund gegen die hier vertretene An⸗ 
ſicht abgeleitet werden. Dieſe Vorſchrift enthält den eigentlich ſelbſtverſtänd⸗ 
lichen Satz, daß ein verpfändetes Recht durch Rechtsgeſchäft nur mit Zu— 
ſtimmung des Pfandgläubigers aufgehoben werden kann. Sie findet auf das 
Pfändungspfandrecht keine direkte, höchſtens entſprechende Anwendung (Komm. 
von RGRäten Anm. 3 zu § 1257 BGB.). Auf Fälle der vorliegenden Art iſt 
ſie aber überhaupt nicht anwendbar; denn ein Rechtsgeſchäft über das gepfän⸗ 
dete Recht, nämlich die Mietforderung, liegt hier nicht vor, vielmehr handelt es 
ſich hier nur um eine Verfügung über das Eigentum an der Mietſache, durch 
die der die Grundlage des Pfandrechts bildende Mietvertrag indirekt beſeitigt 
wird. In der Verfügung über die Mietſache aber iſt der Vermieter trotz 
der an der Mietforderung beſtehenden Pfändung nicht beſchränkt, gepfändet. 
iſt vielmehr nur ein auf Grund eines obligatoriſchen Vertrags beſtehendes 
Recht, auf deſſen Fortbeſtand der Pfandgläubiger keinen Anſpruch hat. 

Anders würde ſich dies alles allerdings verhalten, wenn der Kaufver— 
trag der Klägerin gegenüber nach 881.3 Nr. 1 AnfGeſ. anfechtbar und daher 
unwirkſam wäre; allein die in dieſer Beziehung aufgeſtellten Behauptungen 
rechtfertigen die Anfechtbarkeit nicht — — — 

Eventuell hat dann die Klägerin noch geltend gemacht, es habe unter 
allen Umſtänden wenigſtens der am 1. Februar 1915 als vorauszahlbar fällig 
geweſene Vierteljahrsbetrag des Mietſchillings als gepfändet zu gelten: dies 
kann jedoch nicht anerkannt werden. Der Pfandgläubiger kann keine anderen 
und insbeſondere keine weitergehenden Rechte geltend machen als fie der— 
jenige hat, von dem er ſein Recht ableitet. Die Feſtſetzung der Vorauszahlbar⸗ 
keit des Mietzinſes ändert aber nichts an den Rechten und Pflichten des Ver- 
mieters. Sie verpflichtet ihn insbeſondere, dem Mieter den Gebrauch der ge— 
mieteten Sache zu gewähren, und der Mietſchilling iſt das hierfür durch den 
Mieter zu leiſtende Entgelt, für deſſen Höhe der Zeitpunkt der Fälligkeit keine 
Rolle ſpielt. Sowenig daher der Vermieter für diejenige Zeit das Entgelt ver— 
langen kann, für die der Mietvertrag nicht mehr beſteht, ebenſowenig iſt hierzu 
der Pfändungspfandgläubiger berechtigt. Er müßte den zu viel bezahlten Be— 
trag ebenſo wieder herauszahlen wie hierzu der Vermieter verpflichtet wäre. 
Eine Ausnahme von dieſer Regel iſt im Geſetze nicht gemacht. — — —“ 

Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 10. Febr. 1916. H. & V. (Kl.) 
w. B. L. 612/15. F—3. 
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Vgl. 64 Nr. 192 m. N.; auch 68 Nr. 186 m. N. 
BGB. §8 817. 242. 


Die Klägerin hatte am 1. Juli 1911 ihr Haus in E. mit dem darin betrie⸗ 
benen Bordell an die Beklagte vermietet, der zugleich das Recht eingeräumt 
wurde, das Haus käuflich zu erwerben. Der Kaufpreis wurde auf 26000 % 
feſtgeſetzt, jedoch ſollten hierauf die für die Zwiſchenzeit gezahlten Mietbeträge 
voll angerechnet werden. Nachdem am 18. Dez. 1912 wegen Unſittlichkeit 
und Nichtigkeit des Vertrags die Beklagte zur Räumung verurteilt war, kam 
es zu einem Vergleich, worin ſich die Klägerin verpflichtete, am 3. Januar 
1913 gegen Hingabe von 12000 % in Akzepten und Abtretung einer Hypo⸗ 
thek von 5000 1 das Haus an die Beklagte aufzulaſſen. Der Kaufvertrag 
wurde Anfang Juni 1913 notariell abgeſchloſſen. Zur Auflaſſung aber kam 
es nicht, vielmehr beanſpruchte die Klägerin die Herausgabe des Grund⸗ 
ſtücks unter Räumung des Hauſes. Die Beklagte verlangte im Wege der 
Widerklage Auflaſſung. — Das Landgericht erkannte unter Abweiſung der 
Widerklage nach dem Klagantrage, jedoch mit der Einſchränkung, daß die 
Beklagte das Grundſtück Zug um Zug gegen Zahlung von 12000 4 heraus⸗ 
zugeben habe. Die Berufung der Klägerin blieb ohne Erfolg. Das Reichs— 
gericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Der wirkliche Wert des Hauſes betrug, wie feſtgeſtellt iſt, 9000 , und 
ein Kaufpreis von 26000 iſt nur mit Rückſicht darauf bewilligt worden, 
daß in dem Hauſe bisher ein Bordell betrieben war und auch weiter betrieben 
werden ſollte. Der Kauf war daher, worüber beide Teile einig waren, ein 
ſog. Bordellkauf, und als ſolcher war er ſittenwidrig und nichtig. Dies hat 
zuletzt auch die Beklagte nicht mehr beſtritten, fie hat vielmehr nur noch gel- 
tend gemacht, daß die Klägerin mit der, auf die 88 985. 986 BGB. geſtützten, 
dinglichen Klage die Herausgabe des Hauſes nicht beanſpruchen könne, wenn 
ſie gleichzeitig die Herausgabe der empfangenen Kaufpreiszahlungen ablehne; 
das Verlangen der Klägerin ſei in hohem Maße unbillig und ſittenwidrig. 
Dieſer Anſicht ſchließt ſich das Ber.-Gericht an, und es führt dabei aus: bei 
ſittenwidrigen Geſchäften ſei nach der Vorſchrift in $ 817 BGB. die Zurüd- 
forderung des Geleiſteten ausgeſchloſſen, und es beſtehe auch, da es an einem 
„Anſpruche“ (§ 273) fehle, kein Zurückbehaltungsrecht, dagegen ſei in der 
jog. exceptio doli generalis ein Rechtsbehelf gegeben, deſſen Wirkung unter 
Umſtänden die gleiche ſei wie die eines geſetzlichen Zurückbehaltungsrechts. 
Dieſe exceptio ſei, wie für das gemeine Recht, jo auch für das Bürgerl. Geſetz⸗ 
buch anerkannt, und ſie greife da Platz, wo, wie im vorliegenden Falle, beim 
uneingeſchränkten Durchdringen des Klaganſpruchs dem andern Teil in einer 
wider Treu und Glauben oder gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe 
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vorſätzlich Schaden zugefügt werde. — Dieſe Ausführungen ſtehen im all⸗ 
gemeinen mit der Rechtsauffaſſung im Einklang, die gerade im Hinblick auf 
die ſog. Bordellkäufe bereits in mehrfachen Entſcheidungen (58, 356; 71, 435; 
86, 192) das Reichsgericht vertreten hat. Insbeſondere iſt in der Entſchei⸗ 
dung Bd. 71, 435 für den dort gegebenen Fall ausgeſprochen worden, daß 
der Kläger zu viel verlange und argliſtig und ſittenwidrig handle, wenn er 
Befreiung von ſeiner Verbindlichkeit begehre und das auf unſittliche Weiſe 
Erlangte nicht herausgeben, ſondern unentgeltlich behalten wolle. 

Der jetzt zur Entſcheidung ſtehende Fall zeigt aber inſofern eine Beſon⸗ 
derheit, als die Beklagte auf den Kaufpreis zwar erhebliche Zahlungen ge⸗ 
leiſtet, anderſeits aber aus dem Bordellgrundſtück auch ſeit dem 1. Juli 1911 
die Nutzungen gezogen hat. Die Beklagte will nun zwar das Grundſtück her⸗ 
ausgeben, wenn ihr die gezahlten Kaufgeldbeträge erſtattet werden, aber ſie 
will ſich die aus dem Bordellgrundſtück gezogenen Nutzungen nicht in vollem 
Umfange, ſondern nur im Umfange des gewöhnlichen Nutzungswerts anrechnen 
laſſen. Dieſen Nutzungswert ſtellt nun das Ber.⸗Gericht auf 2805,60 mit 
dem Bemerken feſt, daß in dieſem Betrage die Klägerin für die Zeit bis zum 
Urteil eine vollkommen ausreichende Entſchädigung erhalte. Dies aber iſt 
nicht entſcheidend, vielmehr war, wie die Reviſion mit Recht geltend macht, 
die Behauptung erheblich, daß tatſächlich die Beklagte aus dem Hauſe durch 
das darin betriebene Gewerbe höhere Nutzungen gezogen habe. Haben die 
tatſächlich aufgekommenen Nutzungen den Betrag von 2805,60 „ überſtiegen, 
ſo würde für dieſen Fall das Ber.⸗Urteil zu dem Ergebnis führen, daß zwar 
die Klägerin, aber nicht auch die Beklagte das durch das unſittliche Geſchäft 
Erlangte voll herauszugeben hätte. Dies iſt aber abzulehnen. Mit der exc. 
doli generalis kann die Beklagte einer mit der Verfolgung des Klaganſpruchs 
verbundenen ſittenwidrigen Schädigung entgegentreten, an einer Schädigung 
fehlt es aber, wenn und ſoweit der Beklagten gegenüber den gemachten Lei⸗ 
ſtungen auch Vorteile aus dem unſittlichen Geſchäfte zugefloſſen ſind, mögen 
immerhin dieſe Vorteile durch ein ſittlich zu beanſtandendes Verhalten er⸗ 
langt ſein. Das Ber.⸗Gericht wird hiernach über die Nutzungen, die die Be— 
klagte aus dem Hauſe gezogen hat, anderweitige Feſtſtellungen zu treffen 
haben. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 30. Okt. 1915. Schm. w. M. 

(OLG. Naumburg). V. 190/15. 


164. Anſpruch auf Unterlaſſung nachteiliger Behauptungen, auch 
wenn ſie der Gegner fälſchlich für wahr hält. Beweislaſt. 
Vgl. 69 Nr. 240 m. N. 
BGB. 8 824. 
Der Kläger betrieb einen Teppichhandel, der Beklagte eine Werkſtatt 
für Raumkunſt. Der Beklagte lieferte ſeinen Kunden Möbel und auch Tep— 
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piche, letztere hatte er längere Zeit vom Kläger bezogen. Im Geſchäft des 
Beklagten war ein Handlungsgehülfe Str. angeſtellt. Der Beklagte glaubte 
erfahren zu haben, daß der Kläger in mehreren Fällen bei Teppichkäufen 
ſeitens der Kunden des Beklagten mit Str. zum Nachteil des Beklagten ge⸗ 
handelt und dem Str. unerlaubte Vorteile zugewendet habe. Wie der Kläger 
behauptete, ſollte der Beklagte zu mehreren Perſonen ſich im Jahre 1913 
dahin geäußert haben: der Kläger nehme mit dem Str. Schiebungen vor, 
arbeite mit ihm Hand in Hand und bereichere ſich ſo auf Koſten des Be⸗ 
klagten. Der Kläger klagte auf Grund dieſer Außerungen gegen den Be⸗ 
klagten zuerſt auf Unterlaſſung, dann auch auf Schadenerſatz. — Die Klage 
wurde in den erſten Inſtanzen abgewieſen, das Reichsgericht hob auf und 
verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Die Urteile beider Vorinſtanzen nehmen an, daß das geſchäftliche Ver⸗ 
halten des Klägers in der Tat nicht einwandfrei geweſen ſei und dem Be⸗ 
klagten einen begründeten Anlaß zu feinen es beanſtandenden Äußerungen 
gegeben habe, und daß deshalb ein Anſpruch des Klägers gegen den Be⸗ 
klagten auf Schadenerſatz oder auch nur auf Unterlaſſung fernerer Angriffe 
nicht gegeben ſei. 

Das Ber.⸗Gericht zählt drei Fälle auf, in denen nachgewieſenermaßen 
der Kläger unter Beteiligung des beim Beklagten angeſtellten Str., der bei 
dieſem eine Vertrauensſtellung genoß, aber doch bloßer Handlungsgehülfe 
war, Geſchäfte gemacht hat. Es hat die Vorgänge dieſer drei Geſchäfte gegen⸗ 
ſtändlich (objektiv) nur ſo weit feſtgeſtellt und feſtſtellen wollen, als zu der 
Feſtſtellung des inneren perſönlichen (ſubjektiven) Tatbeſtandes erforderlich 
ſchien, dahin, daß dieſe „eigenartigen Vorgänge“ dem Beklagten, als er da- 
von Kenntnis erhielt, verdächtig erſcheinen konnten in dem Sinne, daß der 
Kläger mit Str. zu eigenem Vorteil und zum Nachteil des Beklagten zu⸗ 
ſammengehe. Ob und inwieweit dies tatſächlich richtig ſei, läßt das Ber.⸗ 
Gericht bewußterweiſe dahingeſtellt, es genüge, daß der Beklagte von ihrer 
Richtigkeit überzeugt geweſen und in ſeinen Mitteilungen an andre in den 
Grenzen der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen nach 8 193 StGB. und 
§824 BGB. geblieben ſei. Das nimmt das Ber. Gericht an, weil der Be- 
klagte die Außerungen, die die Unterlage der Klage bilden, nur Berufsgenoſſen 
und hauptſächlich nur den gewählten Vertretern des Berufsſtandes gegen⸗ 
über getan habe. Damit erachtet es dann die Klage für hinfällig. 

Mit Recht greift die Reviſion dieſe Entſcheidung inſoweit an, als es ſich 
um den Unterlaſſungsanſpruch des Klägers handelt. Möge der perſönliche 
gute Glaube und die Wahrnehmung eines berechtigten Intereſſes den Be⸗ 
klagten von der Schadenerſatzpflicht für die Vergangenheit entlaſten, ſo er⸗ 
ledige ſie doch nicht das Verlangen des Klägers, in Zukunft die Behauptung 
und Verbreitung der ihm nachgeſagten Tatſachen zu unterlaſſen. Das Ber. 
Gericht hätte, macht die Reviſion geltend, in eine ene 
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der beanſtandeten Geſchäfte eintreten müſſen, und dem Kläger habe der 
Nachweis der Unwahrheit der vom Beklagten behaupteten Tatſachen nicht 
abgeſchnitten werden dürfen. 

In der Tat treffen die Entſcheidungsgründe des Ber.⸗Urteils nur für 
den Schadenerſatzanſpruch zu, über deſſen Abweiſung der Kläger ſich des⸗ 
halb auch mit der Reviſion garnicht beſchwert; ſie genügen aber nicht zur 
Abweiſung des Unterlaſſungsantrages. Der Schadenerſatzanſpruch erfordert 
gegenſtändliche und perſönliche Unwahrhaftigkeit behaupteter beleidigender 
oder kreditſchädigender Tatſachen nach § 823 Abſ. 2 in Verbindung mit 
88 185—187 StGB. und 824 BGB.; der Unterlaſſungsanſpruch im Sinne 
der Abwehrklage (vorbeugenden Unterlaſſungsklage) begnügt ſich mit der 
gegenſtändlichen Unwahrheit, vorausgeſetzt, daß die Gefahr beſteht, daß die 
unwahre Behauptung oder Verbreitung wiederholt werde, was vom Kläger 
geltend gemacht worden iſt (vgl. JW. 1915, 2913). Unrichtig zwar würde es 
ſein, die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen für den Unterlaſſungsanſpruch 
ſchlechthin auszuſchalten; iſt dieſe feſtgeſtellt, ſo fehlt es am Tatbeſtande der 
unerlaubten Handlung der Beleidigung oder der Kreditgefährdung auch 
gegenſtändlich; das Handeln iſt nicht rechtswidrig (vgl. RGEntſch. 82, 59, 
in SeuffA. 69 Nr. 33). Aber ein berechtigtes Intereſſe daran, eine als falſch 
erwieſene Behauptung immer wieder zu verbreiten, kann regelmäßig nicht 
anerkannt werden (JW. 1912, 29011. 5877). Die tatſächliche Unwahrheit muß 
allerdings der Kläger, der auf rein gegenſtändlicher Grundlage den Unter- 
laſſungsanſpruch durchſetzen will, beweiſen, wie auch die Reviſion nicht ver⸗ 
kennt. Er muß alſo die Rechtlichkeit ſeines Geſchäftsgebahrens in den Ge— 
ſchäften, die dem Beklagten die Unterlage für ſeine beanſtandete Außerung 
gegeben haben, dartun und nachweiſen, daß zwiſchen ihm und Str. ein den 
Beklagten benachteiligendes Einverſtändnis nicht beſtand. Für die Beurtei— 
lung der Unterlaſſungsklage ſind aber einmal die Außerungen des Beklagten 
gegenüber Dritten über die Geſchäfte des Klägers genau feſtzuſtellen. Das 
Ber.⸗Gericht begnügt ſich damit, daß die behaupteten Außerungen des Be— 
klagten inſoweit unbeſtritten ſind, als ſie dahin gehen, der Kläger habe mit 
dem Str. Schiebungen vorgenommen und mit ihm Hand in Hand gearbeitet; 
es läßt aber dahingeſtellt und unterſtellt nur, daß der Beklagte auch weiter, 
wie der Kläger behauptet hat, hinzugefügt habe, der Kläger bereichere ſich 
auf Koſten des Beklagten. Des weiteren ſind aber die Geſchäfte, die dem 
Beklagten den Anlaß zu ſeinen Äußerungen gaben, nicht nur daraufhin feſt— 
zuſtellen, ob die Außerungen des Beklagten im guten Glauben und in Wahr— 
nehmung berechtigter Intereſſen gemacht worden ſind, ſondern auch darauf— 
hin, ob ſie in Wahrheit die vom Beklagten in ſeinen Mitteilungen an die Be— 
rufsgenoſſen dem Kläger gemachten Vorwürfe hinſichtlich ſeines Geſchäfts— 
gebahrens zu rechtfertigen geeignet waren, und ob eine Wahrnehmung berech— 
tigter Intereſſen auch für den Fall weiterer Wiederholungen der Außerungen 


165. Unlauterer Wettbewerb. 277 


des Beklagten als gegeben angenommen werden kann, jofern die Gefahr 
einer Wiederholung als beſtehend anerkannt wird. 

Da das Ber.⸗Gericht dieſe Feſtſtellungen und Prüfungen von ſeinem 
Standpunkt der ununterſchiedenen Behandlung und Beurteilung des Schaden⸗ 
erſatzanſpruchs und des Feſtſtellungsanſpruchs aus unterlaſſen hat, mußte 
das angefochtene Urteil inſoweit der Aufhebung unterliegen und die Sache 
zur anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung an das Ber.-Gericht zurück⸗ 
verwieſen werden.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 23. Dez. 1915. M. (Kl.) w. S. 

(OLG. Hamburg). VI. 286/15. 


165. Unlauterer Wettbewerb durch Ankündigung billigen Verkaufs 
wegen Überfüllung des Lagers.“ Grenzen der Bekanntmachung 
der Verurteilung.“ * 


Bol. 55 Nr. 139; 58 Nr. 98; 60 Nr. 149; 66 Nr. 135. — Vgl. 68 Nr. 172 m. N. 
9 
UnlWG. 88 3. 7. 23. 


Der Beklagte betreibt in L., T.-Straße 8, ein Schuhwarengeſchäft. Er 
hatte ſeit Anfang Oktober 1913 längere Zeit an ſeinem Laden ein Plakat 

mit der Aufſchrift „Total herabgeſetzte Preiſe wegen Überfüllung des Lagers“ 
und „Extra billige Preiſe“ angebracht. Der Kläger, ein Verband zur Yörde- 
rung gewerblicher Intereſſen, ſah in dieſer Anpreiſung, die er als Ankündi⸗ 
gung eines Ausverkaufs betrachtet wiſſen wollte, einen unlauteren Wett- 
bewerb. Er erwirkte zunächſt eine einſtweil. Verfügung auf Unterlaſſung 
dieſer Anpreiſung gegen den Beklagten und forderte dann, daß der Beklagte 
unter Androhung von Geldſtrafe verurteilt werde, in Mitteilungen, die für 
einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt ſind, dieſe Anpreiſung ohne 
Angabe eines ſie rechtfertigenden Grundes zu unterlaſſen, und daß ihm die 
Befugnis zur Veröffentlichung der Verurteilung zuerkannt werde. — Das 
Landgericht erkannte nach den Klaganträgen. Auf Berufung des Beklagten 
wurde die Befugnis zur Veröffentlichung der Verurteilung in Wegfall ge- 
ſtellt, im übrigen aber die Entſcheidung im r aufrechterhalten. 
Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Die Befugnis des Klägers, auf Grund der Beinen des Geſetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb gegen den Beklagten DOZUAENEN, ergibt 
ſich aus $ 13 UnlWG. 

Der Inhalt des beanſtandeten Plakats beſagt für das Publikum, daß 
der Beklagte zu beſonders billigen Preiſen verkaufe, um eine in ſeinem Ge⸗ 
ſchäft vorhandene Anhäufung von Waren über den regelmäßigen Beſtand 
hinaus zu beſeitigen. In dem Plakat kommt alſo zum Ausdruck, daß ein 
Teil der Vorräte zum Zweck der Räumung mit Beſchleunigung veräußert 
werden ſolle. Darin liegt die Ankündigung eines Ausverkaufs i. S. von 

He 
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87,89 UnlWG. Als Grund des Ausverkaufs iſt das Anwachſen des Waren⸗ 
beſtandes über das gewöhnliche Maß hinaus, eben die Überfüllung, angegeben. 
Überfüllung des Lagers muß nach der Anſchauung des Verkehrs als berech⸗ 
tigter Grund zu beſchleunigtem Verkauf anerkannt werden, wenn damit ein 
Zuſtand der Warenanhäufung gemeint iſt, der ſich ungewollt und im Wider⸗ 
ſpruch mit den normalen Verhältniſſen des Betriebes eingeſtellt hat, und 
der beſeitigt werden muß, um den Betrieb in die regelmäßigen Bahnen 
zurückzuführen. Unbedenklich darf davon ausgegangen werden, daß das 
Publikum den Hinweis auf die Überfüllung in dem Plakat des Beklagten in 
dieſem Sinne aufgefaßt hat. Dann aber entſprach der Inhalt der Anpreiſung 
nicht den Tatſachen. 

Das Ergebnis der Beweisaufnahme iſt mit der Behauptung des Be⸗ 
klagten, daß er durch die beſonderen Veranſtaltungen in Leipzig im Jahre 
1913 zu erhöhten Warenanſchaffungen veranlaßt worden ſei, nicht wohl ver⸗ 
einbar. Wie dem Ber.⸗Gericht aus eigener Wiſſenſchaft bekannt iſt, dauerte 
die Internat. Baufachausſtellung vom Mai bis zum Oktober 1913; das 
Deutſche Turnfeſt fand in den Tagen vom 11. bis 14. Juli 1913, die Völker⸗ 
ſchlacht⸗ Gedenkfeier in den Tagen vom 16. bis 18. Oktober 1913 ſtatt. Die 
feſtgeſtellte hauptſächlichſte Steigerung des Warenbezugs des Beklagten, im 
Auguſt und September 1913, liegt alſo in der Zeit, als das Turnfeſt über⸗ 
haupt und die Ausſtellungszeit ſchon zu einem großen Teil vorüber waren. Der 
Beklagte müßte ſomit gerade noch für den Reſt der Ausſtellungszeit und für 
die wenigen Tage der Völkerſchlacht⸗-Gedenkfeier die größten Anſchaffungen 
gemacht haben. Das würde unverſtändlich ſein. — — — Der geltend ge⸗ 
machte Zuſammenhang der geſteigerten Warenanſchaffung mit den erwähnten 
beſonderen Veranſtaltungen in Leipzig kann aber überhaupt nicht zugegeben 
werden. 

Es ſind hier die in Betracht kommenden örtlichen Verhältniſſe, die dem 
Ber.⸗Gericht gleichfalls aus eigenem Wiſſen bekannt find, in Erwägung zu 
ziehen. — — — Die in Frage ſtehenden Veranſtaltungen ſpielten ſich in 
ganz andern Stadtgegenden ab, als wo ſich das Geſchäft des Beklagten be⸗ 
findet. Bei der Lage ſeines Geſchäfts konnte der Beklagte aus dem Verkehr 
unmittelbar nach den Feſtplätzen keinen Vorteil ziehen. Aber auch die Steige⸗ 
rung des allgemeinen Verkehrs in Leipzig infolge der in Rede ſtehenden 
beſonderen Veranſtaltungen konnte ihm nicht zugute kommen, da dieſe natur⸗ 
gemäß die innere Stadt betreffen mußte, die T.⸗Straße aber eine Vorſtadt⸗ 
ſtraße iſt. Unter dieſen Umſtänden muß es als ausgeſchloſſen gelten, daß 
der Beklagte auf einen erhöhten Abſatz infolge der mehrerwähnten beſonderen 
Veranſtaltungen gerechnet und deshalb die Mehranſchaffungen an Ware ge— 
macht haben könnte. 

Es ergibt ſich als natürliche Folgerung aus dem vorliegenden Sachver⸗ 
halt die Auffaſſung, daß der Beklagte in erhöhtem Umfang Waren bezogen 
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hat, weil er hoffte, er werde durch entſprechende Anſpannung ſeiner Tätig⸗ 
keit und nachdrückliche Bearbeitung des Publikums in ſeinem Geſchäft einen 
beſchleunigten Umſatz erzielen können. Dieſe Auffaſſung findet in dem ſonſtigen 
geſchäftlichen Gebaren des Beklagten eine Beſtätigung, indem er von der 
übernahme des Geſchäfts an bis in die neueſte Zeit eine rege Reklame⸗ 
tätigkeit entfaltet hat. — — — 

Nach alledem beruhte die Warenanhäufung bei 15 Beklagten nicht auf 
einer Stockung des Abſatzes, die infolge fehlgeſchlagener geſchäftlicher Be⸗ 
rechnungen eingetreten war, ſondern der Beklagte hatte ſie planmäßig her⸗ 
beigeführt, um durch beſchleunigten Abſatz der vergrößerten Warenbeſtände 
ſeinen Geſchäftsbetrieb beſonders ertragreich zu geſtalten. Das Publikum 
aber mußte, wie oben hervorgehoben, aus dem Plakat das Vorliegen des 
erſterwähnten Sachverhalts entnehmen. — — — 

Der Beklagte hat alſo durch das Plakat in der Form einer für einen 
größeren Perſonenkreis beſtimmten Mitteilung über die Preisbemeſſung der 
in Frage ſtehenden Waren und den Anlaß des Verkaufs unrichtige Angaben 
gemacht, die den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots erweckten. 
Nach § 3 UnlWG. iſt er, ohne daß etwas darauf ankommt, ob er ſchuldhaft 
gehandelt hat, verpflichtet, dieſe unrichtigen Angaben zu unterlaſſen. 

Auch die Wiederholungsgefahr, die die Vorausſetzung der Klage auf 
dieſe Unterlaſſung bildet, iſt gegeben. Wie außer Streit, betreibt der Be⸗ 
klagte ſein Geſchäft noch. Seine oben beſprochene Neigung zu wirkſamer 
Reklame läßt damit rechnen, daß er, wie im gegenwärtigen Fall, auch künftig 
wieder die zuläſſigen Grenzen überſchreite. Unter den Verhältniſſen, wie ſie 
durch die von ihm für Ende September 1916 beabſichtigte Geſchäftsaufgabe 
geſchaffen ſind, liegt dieſe Befürchtung beſonders nahe. 

Die Anpreiſung iſt unzuläſſig, wegen ihres Widerſpruchs mit den tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen. Mit Beziehung auf dieſe iſt ſie alſo zu verbieten. 

Dagegen konnte die Entſcheidung des Landgerichts, ſoweit ſie dem Kläger 
die Befugnis zur Veröffentlichung der Verurteilung zuerkennt, nicht aufrecht⸗ 
erhalten werden. Das beanſtandete Plakat war an dem Geſchäftslokal des 
Beklagten angebracht. Der Kreis der Perſonen, zu deren Kenntnis es ge⸗ 
kommen iſt, beſchränkte ſich alſo auf das im Laden des Beklagten und in deſſen 
Gegend verkehrende Publikum. Eine Mitteilung der Verurteilung an die 
breite Offentlichkeit, wie ſie die öffentliche Bekanntmachung bezweckte, er⸗ 
ſchien hiernach nicht gerechtfertigt.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 29. März 1916. Verein ſelbſt. 

Leipz. Kaufl. (Kl.) w. R. 3 O. 82/14. L. 
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166. Eigentumsftörung; zum Begriff der Ortsüblichkeit, Einfluß der 
Anſchauung der Bevölkerung. 


Vgl. 69 Nr. 198 m. N. und die folgende Nr. 
BGB. 88 906. 1004. 


Der Kläger, Eigentümer einer Beſitzung in H., behauptete, daß ſeine 
dort ſtehenden Obſtbäume keine Früchte mehr trügen und abſtürben. Er 
führte dies ganz oder doch ganz überwiegend auf die von den Koksöfen der 
Beklagten ausgehenden Einwirkungen zurück, und er beanſpruchte Schaden⸗ 
erſatz. Die Klage war in 1. Inſtanz dem Grunde nach für gerechtfertigt er⸗ 
klärt worden; in 2. Inſtanz wurde ſie abgewieſen. Die Reviſion wurde zurück⸗ 
gewieſen. — Aus den Gründen: 

„Um die Beſitzung des Klägers liegen in einer Entfernung von 1 bis 
3 Kilometern außer der Kokerei der Beklagten noch 6 andre Kokereien, von 
denen eine jede 100 bis 120 Ofen hat. Die Beklagte hatte früher 120 Ofen 
und fie hat deren Zahl im Jahre 1904 um 60 Ofen vermehrt. Der Kläger 
ſieht in der letzteren Tatſache die Urſache der Beeinträchtigungen. Die Beklagte 
beſtreitet dies, ſie beruft ſich aber auch auf die Vorſchrift des 8 906 BGB., 
wonach der Eigentümer eines Grundſtücks Zuführungen nicht verbieten kann, 
die durch eine Benutzung des andern Grundſtücks herbeigeführt werden, 
welche bei Grundſtücken dieſer Lage nach den örtlichen Verhältniſſen ge— 
wöhnlich iſt. Für die Frage, ob letzteres im gegebenen Fall zutrifft, muß 
außer Betracht bleiben, ob es, wie die Reviſion behauptet, in H. zahlloſe 
Grundſtücke gibt, die nicht für die Zwecke von Kokereien benutzt werden. 
Für das Maß deſſen, was nach § 906 an Einwirkungen zu dulden iſt, ent— 
ſcheidet nicht die Art der Benutzung der Mehrzahl der Grundſtücke, ſondern 
die Auffaſſung der Bevölkerung; gegen Einwirkungen, die die Bevölkerung 
in ihrer Allgemeinheit als nach den örtlichen Verhältniſſen üblich hinnimmt 
und erträgt, hat, wenigſtens der Regel nach, der einzelne kein Verbietungs⸗ 
recht. 

Von dieſem Geſichtspunkte geht erſichtlich auch das Ber.⸗Urteil aus. 
Unter der Feſtſtellung, daß die Gegend, in der die Beſitzung des Klägers 
liegt, den ‚typiſchen Charakter einer Induſtriegegend' trägt, und daß ſich 
dort, und zwar ſchon ſeit 1904, insbeſondere Kokereibetriebe in größerer 
Zahl und von ſehr großem Umfange befinden, wird unter Hinweis auf das 
Ergebnis der richterlichen Augenſcheinseinnahme ausgeführt, die ganze Gegend 
zeige weit und breit dasſelbe Bild; überall ſehe man kranke und tote Obſt⸗ 
bäume, und ſoweit dieſe vereinzelt noch geſund ſeien, trügen ſie mit ganz 
verſchwindenden Ausnahmen keine Früchte mehr. Damit wird deutlich zum 
Ausdruck gebracht, daß in der näheren und weiteren Umgebung der Grund— 
ſtücke des Klägers infolge der von den Kokereien ausgehenden Einwirkungen 
kein Obſtbau möglich iſt, daß ſolcher dort auch nicht mehr betrieben wird und 
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daß ſich hiermit die Bevölkerung in ihrer Allgemeinheit abgefunden hat. 
Die Beklagte hat, wie die Sachverſtändigen bekunden und das Ber.⸗Gericht 
feſtſtellt, nichts getan, was nicht in der dortigen Gegend üblich wäre“. Aller⸗ 
dings hat die Beklagte im Jahre 1904 ihre Koksanlagen um 60 Ofen er⸗ 
weitert, ſo daß ſeitdem ihre Anlagen an Größe die der andern Zechen über⸗ 
treffen. Allein, war das Gebiet in dem feſtgeſtellten Umfange bereits ein 
Kokereigebiet, ſo konnte ohne Rechtsirrtum angenommen werden, daß die 
Verhältniſſe dadurch, daß zu den vorhandenen 700 Ofen oder mehr noch 
weitere 60 Ofen hinzugetreten ſind, keine irgendwie weſentliche Veränderung 
erlitten haben. Die Obſtbäume des Klägers würden, wie ausdrücklich feſt⸗ 
geſtellt iſt, auch ohne die Erweiterung der Anlage eingegangen ſein. Daß 
der Schaden ſonſt vielleicht nicht ſo plötzlich, ſondern mehr allmählich ein⸗ 
getreten und inſofern auch geringer geweſen ſein würde, nimmt das Ber.⸗ 
Gericht, das hier gemäß § 287 ZPO. nach freiem Ermeſſen zu urteilen hatte, 
erſichtlich nicht an, entſcheidend iſt aber auch in erſter Linie, ob die Beklagte 
mit der Erweiterung der Anlage die Grenzen ihrer Befugniſſe aus den 88 903 
und 906 BGB. überſchritten und damit rechtswidrig gehandelt habe. Dies 
aber muß auf Grundlage der getroffenen Feſtſtellungen verneint werden. 
Auch unter Mitberückſichtigung der von der Erweiterungsanlage ausgehenden 
Zuführungen machen ſich für die Allgemeinheit jetzt die Beeinträchtigungen 
nicht empfindlicher bemerkbar als früher, empfindlicher wird allerdings der 
Kläger betroffen, aber nur inſofern, als ſeine Beſitzung dem vorherrſchend 
von Weſten, d. i. aus der Richtung der Kokerei, herkommenden Winden aus⸗ 
geſetzt iſt. Die Benutzung der Grundſtücke, auf denen ſich die Anlagen der 
Beklagten befinden, iſt keine andre, als wie ſie nach den örtlichen Verhält⸗ 
niſſen bei den ſonſtigen Kokereigrundſtücken gewöhnlich iſt. 
Hiernach gibt das Urteil zu Bedenken keinen Anlaß. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 16. Okt. 1915. F. (Kl.) w. 
BergwGeſ. H. (OLG. Hamm). V. 178/15. 


167. Ortsüblichkeit in Anwendung auf läſtige Gerüche aus einer 
ſtädtiſchen Bedürfnisanſtalt. 


Vgl. die vorige Nr. m. N. 
BGB. 8 906. 


Die Beklagte hat in der Nähe des Hausgrundſtücks der Klägerin in Berlin⸗ 
Treptow, 25,7 m von deren Hauſe entfernt, auf der Mittelpromenade der 
E.⸗Straße, eine öffentliche Bedürfnisanſtalt errichtet. Die Klägerin behaup⸗ 
tete, durch die von dieſer Bedürfnisanſtalt ausgehenden, in ihr Grundſtück. 
eindringenden Gerüche würden ſie und ihre Mieter ſtark beläſtigt; ſie habe 
aus dieſem Grunde einem ihrer Mieter ſchon einen Nachlaß von 200 % am 
jährlichen Mietzinſe bewilligen müſſen. Sie erhob Klage auf Erſtattung dieſer 
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200 K und auf Verurteilung der Beklagten zu Vorkehrungen, durch die das 
Eindringen von Geſtank aus der Bedürfnisanſtalt in ihr Grundſtück verhindert 
werde. — In den beiden erſten Inſtanzen wurde die Klage abgewieſen. Das 
Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„— — — Die Reviſion wendet ſich nicht ohne Grund gegen die Be⸗ 
gründung des Ber.⸗Urteils. Die Klägerin hatte unter Berufung auf eine 
Anzahl von Zeugen behauptet, daß namentlich in den Sommermonaten oft 
ein ſtarker Urin⸗ und Olgeruch von der Bedürfnisanſtalt in ihr Haus 
wie auch in noch weiter entfernt liegende Häuſer an der E.⸗Straße 
eindringe. Der Ber.⸗Richter erklärt die Benutzung des Grundſtücks der Be⸗ 
klagten, der Straße, wodurch die von der Klägerin beanſtandete Einwirkung 
auf die Benutzung ihres Grundſtücks herbeigeführt ſein ſoll, nach den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen bei Grundſtücken dieſer Lage für gewöhnlich, darum 
habe die Klägerin gemäß $ 906 BGB. die etwa beſtehende Einwirkung auch 
dann zu dulden, wenn ſie die Benutzung ihres Grundſtücks nicht unweſent⸗ 
lich beeinträchtige. Dies wäre nicht zu beanſtanden, wenn der auf das Grund⸗ 
ſtück der Klägerin einwirkende Geruch durch eine Benutzung des Grundſtücks 
der Beklagten herbeigeführt würde, die nach den örtlichen Verhältniſſen bei 
Grundſtücken dieſer Lage gewöhnlich iſt. Der Ber.⸗Richter begründet ſeine 
vorbezeichnete Annahme dahin: nach der Lage und offenkundigen Entwick⸗ 
lung, die die Landgemeinde Berlin-Treptow gegenwärtig in Beſiedelung, 
Verkehr und Ausgeſtaltung der Straßen erreicht habe, ſei als maßgebender 
Bezirk das Gebiet Berlins und ſeiner angrenzenden Vororte anzuſehen, und 
es ſei bewieſen, daß die Bedürfnisanſtalt der Beklagten nach ihrer Aufſtellung 
im Verhältnis zu den Häuſern der Umgebung, ihrer Ausführung und Ein⸗ 
richtung ſowie nach dem Maß ihrer Benutzung ſich in dem Rahmen halte, 
der für derartige Anlagen in Berlin und ſeinen Vororten üblich ſei. 

Hiergegen ergibt ſich zunächſt das Bedenken, ob nicht der Kreis der für 
die Vergleichung hinſichtlich der fraglichen Benutzungsart in Betracht kom⸗ 
menden Grundſtücke vom Ber.⸗Richter unzutreffend beſtimmt worden iſt, 
wenn eine weiter von der Klägerin aufgeſtellte, die Frage der Ortsüblichkeit 
betreffende Behauptung berückſichtigt wird. Für die Beſtimmung des ge⸗ 
nannten Kreiſes iſt als maßgebend zu erachten, inwieweit Grundſtücke in der 
Umgebung des Grundſtücks der Beklagten bezüglich gleichartiger Benutzungen 
als zuſammengehörig zu gelten haben (vgl. IW. 1910, 14914, 23615; Gru⸗ 
chots Beitr. 48, 605). Hinſichtlich der Gerüche verurſachenden Grundſtücks⸗ 
benutzungen, um die es ſich hier handelt, können aber in Anbetracht des großen 
Umfangs und der Verſchiedenartigkeit der Bebauung von Berlin und ſeinen 
Vororten und, da Gerüche ſich nicht weit zu verbreiten pflegen, einzelne Stadt- 
teile im Hinblick auf die Frage der Ortsüblichkeit als für ſich zuſammengehörig 
anzuſehen ſein; namentlich dann, wenn fie durch die beſondere Art der Be— 
bauung (Villenſtil, herrſchaftliche Miethäuſer) ein einheitliches charakteriſtiſches 
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Gepräge haben, durch das fie ſich in erkennbarer Weiſe von andern Stadt⸗ 
teilen unterſcheiden (vgl. Gruchot 48, 605; JW. 1910, 14914). Die Klägerin 
hat nun behauptet, ihr Grundſtück liege in einem Villenviertel; auch hat der 
vernommene Sachverſtändige das Haus der Klägerin als Villa bezeichnet. 
Es wäre daher vom Ber.⸗Richter zu prüfen geweſen, ob nicht hinſichtlich der 
Frage der Ortsüblichkeit nur eine gleiche oder doch bezüglich der Gerüche 
als gleichartig zu erachtende Benutzung andrer Grundſtücke in ſolchen Stadt⸗ 
teilen von Berlin und den Vororten in Betracht zu ziehen wäre, die eben⸗ 
falls Villenviertel ſind oder doch nach der Art ihrer Anlage und Bebauung 
dieſer angeblichen Villengegend im weſentlichen gleichſtehen. Nach dem bis⸗ 
herigen Vorbringen der Beklagten kommen andre Geruch verurſachende Grund⸗ 
ſtücksbenutzungen als die durch das Halten und den Betrieb von Bedürfnis⸗ 
anſtalten hinſichtlich der Ortsüblichkeit nicht in Frage. Die Bejahung der Orts- 
üblichkeit würde alſo davon abhängig ſein, daß auch von Bedürfnisanſtalten 
in andern Stadtteilen der vorbezeichneten Art üble Gerüche ausgehen. 
Sodann iſt, wenn die Einwirkung durch die Benutzung einer Anlage 
herbeigeführt ſein ſoll, für die Frage der Ortsüblichkeit der Benutzung nicht 
oder doch nicht ſtets allein entſcheidend, ob die Anlage in gleicher oder im 
weſentlichen ähnlicher Weiſe hergeſtellt und eingerichtet iſt wie Anlagen auf 
andern Grundſtücken in gleicher Lage. Vielmehr kommt es vornehmlich oder 
doch auch darauf an, ob im Hinblick auf die durch die Benutzung der Anlage 
verurſachte ſchädliche Wirkung die Art und das Maß dieſer Benutzung gleich 
oder doch im weſentlichen gleich zu erachten iſt der Art und dem Maß der 
Benutzung der Anlagen auf den andern Grundſtücken (GruchotsBeitr. 47, 
955; Warneyer Rſpr. 1909 Nr. 216; 1910 Nr. 446). Der Ber.⸗Richter er⸗ 
klärt nun zwar, daß das Maß der Benutzung der Bedürfnisanſtalt der Beklagten 
dem bei andern derartigen Anlagen in Berlin und ſeinen Vororten üblichen Maß 
entſpreche. Jedoch iſt damit nur das Maß der Benutzung durch das Publikum 
gemeint. Die Art und das Maß der Benutzung einer Bedürfnisanſtalt umfaßt 
aber in Anſehung der ſchädlichen Wirkung auch die Art der Inſtandhaltung 
und das Maß des Betriebes der Anlage. Wäre die Behauptung der Klägerin 
richtig, daß namentlich in den Sommermonaten oft ein ſtarker Urin⸗ und 
Olgeruch von der Bedürfnisanſtalt der Beklagten in ihr Haus eindringe, ſo 
könnte, auch wenn der vorbezeichnete Kreis der andern Grundſtücke auf ganz 
Berlin und ſeine Vororte zu erſtrecken wäre, die einen ſolchen Geruch ver⸗ 
urſachende Benutzung der Bedürfnisanſtalt der Beklagten nur dann als orts⸗ 
üblich gelten, wenn auch durch die Benutzung andrer Bedürfnisanſtalten in 
der genannten Umgebung gleiche oder doch im weſentlichen gleich zu erachtende 
Gerüche verurſacht würden. Von dieſem Geſichtspunkt wäre daher die Frage 
der Ortsüblichkeit vom Ber.⸗Richter zu prüfen geweſen. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 12. Juni 1915. G. (Kl.) w. Ge⸗ 
meinde B.⸗Tr. (KG. Berlin). V. 12/15. 
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168. Recht des Eigentümers, fein mit einem Nießbrauch belaſtetes 
Grundſtück zu beſonderen Zwecken zu betreten. 


(Vgl. 32 Nr. 305; 64 Nr. 152.) 
BGB. 88 1004. 1036. 


Die Eigentümer eines Grundſtücks, auf welchem für den Beklagten ein 
Nießbrauch eingetragen ſtand, verlangten im Wege der einſtweil. Verfügung, 
daß der Beklagte die Beſichtigung des Grundſtücks durch Perſonen geſtatte, 
die auf das Grundſtück Geld zu leihen oder es zu kaufen gewillt waren. Das 
Landgericht gab dem Antrage ſtatt; der Widerſpruch des Beklagten blieb er⸗ 
folglos, ebenſo ſeine Berufung. Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Die Antragſteller haben glaubhaft gemacht, daß der Nießbrauch an 
dem ihnen gehörenden Grundſtücke dem Antragsgegner lediglich zu ſeiner 
Sicherung wegen der für ihn auf dem Grundſtück haftenden 29000 % ſamt 
Zinſen beſtellt worden iſt. Nach $ 1036 Abſ. 1 BGB. iſt er zum Beſitze des 
Grundſtücks berechtigt; das Eigentum der Antragſteller iſt aber, wie aus der 
rechtlichen Natur des Nießbrauchs als Dienſtbarkeit ohne weiteres zu ent« 
nehmen iſt, dadurch nur inſoweit beſchränkt, als es der Sicherungszweck er⸗ 
fordert. Darnach kann der Antragsgegner nicht verbieten, daß die Antrag⸗ 
ſteller zu dem Zweck, ſich Geld auf das Grundſtück zu beſchaffen oder Kauf⸗ 
liebhaber zu gewinnen, das Grundſtück betreten und es durch andre von ihnen 
begleitete oder mit Vollmacht verſehene Perſonen beſichtigen laſſen. Beein⸗ 
trächtigungen dieſes Rechts können ſie nach $ 1004 Abſ. 1 BGB. entgegen⸗ 
treten. N 

Sie haben nun glaubhaft gemacht, daß am 29. Juli 1913 P. den An 
tragſteller G. und einen von ihm begleiteten Mann, der den Verkauf des 
Grundſtücks vermitteln oder Geld darauf beſchaffen ſollte, mit dem Bemerken, 
G. habe nichts mehr darin zu ſuchen, er (P.) ſei jetzt die maßgebende Perſon, 
aus dem Grundſtück hinausgewieſen hat. Mit Unrecht beſtreitet der Antrags⸗ 
gegner, daß er wegen der von P. verübten Beeinträchtigung des Eigentums 
der Antragſteller auf Unterlaſſung in Anſpruch genommen werden könnte. 
Als Störer i. S. von $ 1004 Abſ. 1 BGB. gilt nicht nur, wer die Beeinträch⸗ 
tigung ſelbſt begeht, ſondern auch derjenige, mit deſſen Willen die Beein- 
trächtigung begangen wird oder von deſſen Willen die Fortſetzung der Störung 
abhängig iſt (Gruchots Beitr. 46, 650 ff.; 47, 1066; 48, 949). Ein Verſchulden 
iſt zur Begründung des in § 1004 Abſ. 1 Satz 2 BGB. erwähnten Unter⸗ 
laſſungsanſpruchs nicht erforderlich. Der Antragsgegner gibt nun ſelbſt zu, 
daß er P. unbeſchränkte Vollmacht zur Verwaltung des Grundſtücks der An- 
tragſteller erteilt hat. Dadurch hat er die Urſache zu der von P. verübten 
Eigentumsſtörung geſetzt, und er hatte auch die Möglichkeit, durch entſprechende 
Anweiſung an P. weitere Eigentumsſtörungen durch dieſen zu verhüten. 
Darauf, ob er P. gerade zu der von ihm verübten Störung des Eigentums 
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der Antragſteller veranlaßt oder ſie genehmigt hat, kommt nichts an. Da 
nach alledem der Unterlaſſungsanſpruch der Antragſteller auch, ſoweit P. 
deren Eigentum beeinträchtigt hat, ſchon nach § 1004 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
gegeben iſt, ſo kann dahingeſtellt bleiben, ob der Anſpruch A nach 8 278 
oder nach 88 823. 881 BGB. zu rechtfertigen wäre. 

Die Berufung des Antragsgegners darauf, daß ſich die Antragſteller in 
die ihm als Nießbraucher zuſtehenden Befugniſſe eingemiſcht und dadurch 
‚fein Recht verletzt hätten, iſt nicht geeignet, ihn zu entlaſten. Es ſteht ihm 
frei, gerichtliche Hülfe gegen Beeinträchtigungen ſeines Nießbrauchs durch 
die Antragſteller zu beanſpruchen. Das Recht, dadurch Vergeltung zu üben, 
daß er ſeinerſeits die Eigentumsbefugniſſe der Antragſteller verletzt, hat er 
nicht. Von erlaubter Selbſtverteidigung oder Selbſthülfe kann nach ſeiner 
eigenen Darſtellung bei ihm nicht die Rede ſein. 

Da endlich auch die Anordnungen der einſtweil. Verfügung, die ihre 
geſetzliche Grundlage in 8 940 ZPO. findet, nach § 938. 890 ZPO. bedenken⸗ 
frei und angemeſſen ſind, muß das Rechtsmittel des Antragsgegners erfolg⸗ 
los bleiben.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 19. Febr. 1914. Gr. w. G. u. 
Gen. 1. O. 13/14. F- ch. 


169. Bedeutung der Übergabe des Hypothefenbriefs bei Abtretung 
der Hypothek. Dienſtvertrag zwiſchen Rechtsanwalt und Auftraggeber.“ 


(Vgl. 69 Nr. 40 m. N.) 
BGB. § 1154. — BGB. 8 675. 611; RAO. 8 28. 


Für die Preußiſche Pfandbriefbank ſtand auf einem Grundſtück eine 
Briefhypothek von 110000 / eingetragen, auf welche fie dem Eigentümer 
erſt 86000 % gezahlt hatte, als dieſer am 26. Juli 1907 in einer von dem 
Rechtsanwalt und Notar F., dem Erblaſſer der Beklagten, entworfenen und 
beglaubigten Urkunde dem Kläger den Anſpruch auf Auszahlung der Reſt— 
valuta, ſowie die für den Grundſtückseigentümer in dieſer Höhe beſtehende 
Eigentümerhypothek abtrat. Die Abtretung ſollte im Grundbuch eingetragen, 
der Hypothekenbrief für den neuen Gläubiger, den Kläger, dem Notar aus⸗ 
gehändigt werden. Die Eintragung unterblieb indes, der Notar ließ ſich ledig- 
lich den Brief über die 110000 .K von der Bank kommen, händigte ihn dem 
neuen Gläubiger ein, ließ ihn ſich aber in demſelben Augenblick zurückgeben 
und ſchickte ihn alsbald der Bank wieder ein. Dieſe zahlte noch weitere Be⸗ 
träge an den Grundſtücks zeigentümer aus, jo daß von den 110000 % nur noch 
16000 % fehlten. Ein Gläubiger des Grundſtückseigentümers ließ nun die 
Eigentümergrundſchuld in Höhe von 16000 pfänden. Die Pfändung wurde 
als wirkſam anerkannt, weil die Hypothek ohne die erforderliche Übergabe 
des Hyp.⸗Briefes nicht auf den Kläger übergegangen ſei, ſo daß der auf die 
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Eigentümergrundſchuld in dem unterdeſſen eingeleiteten Zw.⸗Verſt.⸗Verfahren 
entfallene Betrag von 16 234,29 % dem Pfandgläubiger zugeſprochen wurde. 
Der Kläger nahm darauf die Beklagten als Erben des Notars in Anſpruch, 
weil der Erblaſſer ſeine Amts⸗ und Vertragspflicht fahrläſſig verletzt habe. — 
Die Beklagten wurden in beiden Inſtanzen zur Erſtattung der 16234,29 4 
verurteilt. Ihre Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der Erblaſſer der Beklagten hat keine Amtspflicht verletzt. Seine Tätig⸗ 
keit beſchränkte ſich auf die mängelfreie Beglaubigung der Unterſchrift. Es 
kann ſich nur darum handeln, ob ihm eine ſchuldhafte Verletzung von Vertrags⸗ 
pflichten aus einem mit dem Kläger abgeſchloſſenen Geſchäftsbeſorgungsver⸗ 
trage zur Laſt fällt. Nach den Feſtſtellungen des Oberlandesgerichts beſtand 
ein ſolcher Vertrag, der die zur Herbeiführung einer wirkſamen Abtretung der 
Teilhypothek erforderliche Beratung und Tätigkeit zum Inhalt hatte. 

Für die Abtretung der Eigentümergrundſchuld iſt die Übergabe des 
Briefes an den neuen Gläubiger erforderlich; bei Teilabtretung braucht kein 
Teilbrief gebildet zu werden, es genügt die Übergabe des über die ganze 
Poſt gebildeten Briefes oder die Einräumung des Mitbeſitzes an dieſem. 
Die ‚Übergabe‘ des § 1154 BGB. bedeutet Verſchaffung des Beſitzes oder 
Mitbeſitzes. Daß dieſem Erforderniſſe nicht durch die von dem Erblaſſer vor- 
genommene Scheinhandlung genügt wurde, mußte dieſer als Rechtskundiger 
wiſſen, er hat durch ſein Verhalten den Kläger in den Glauben verſetzt, die 
Abtretung ſei rechtswirkſam und hat damit das Zuſtandekommen eines wirk⸗ 
lich rechtswirkſamen Abkommens vereitelt. Die Wahl des völlig ungeeigneten 
Mittels und die Nichtanwendung tauglicher Mittel verſtießen gegen die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt. Der Erblaſſer hat alſo die aus dem Vertrage 
urſacht. Das vertragliche Verhältnis zwiſchen Rechtsanwalt und ‚Auftrag- 
geber“ iſt regelmäßig ein Dienſtvertrag, und zwar ein Dienſtvertrag, der eine 
Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande hat (JW. 1914, 6424). Ausnahmsweiſe 
kann das Vertragsverhältnis ſich als ein Werkvertrag darſtellen, nämlich dann, 
wenn ein durch Arbeits⸗ oder Dienſtleiſtung herbeizuführender Erfolg den 
Inhalt des Vertrages bildet. Daß es ſich dabei nur um eine Ausnahme han⸗ 
delt, iſt zum Beiſpiel auch in der Begründung zum Entwurf des Geſ. betr. 
Anderung der Rechtsanwaltsordnung v. 22. Mai 1910 (Reichstag 12. Leg. 
Per., II. Seſſion 09/10, Druckſ. 309, 33) zu § 32a anerkannt. Eine ſolche 
Ausnahme iſt hier nicht gegeben. Die Ausführungen des Ber. Gerichts find 
zutreffend. Es kommt darauf an, ob der zu erzielende Erfolg Gegenſtand 
des Vertrages war und ob nach dem Willen der Beteiligten ‚Erfolg und Ver— 
gütung als die eigentliche Leiſtung und Gegenleiſtung ſich gegenüberſtehen“. 
Mit Recht weiſt das Ber.⸗Gericht darauf hin, ein Erfolg werde ſchließlich bei 
jeder Arbeit erſtrebt. Auch jede Tätigkeit des Rechtsanwalts ſoll einem ge— 
wiſſen Erfolge dienen. Wollte man deshalb ſtets das Vertragsverhältnis als 
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Werkvertrag anjehen, dann hätte es der Abänderung der RechtsanwOrdnung 
im $ 32a nicht bedurft. Das vorliegende Vertragsverhältnis enthält nichts, 
was ſeiner Unterordnung unter den Begriff des Dienſtvertrages nach § 675 
BGB. entgegen ſtände. Daß nicht jede Geſchäftsbeſorgung ein ‚Werk'“ i. S. 
der 88 631 ff. BGB. iſt, ergibt eben dieſer $ 675. Hier war nicht, wie in dem 
Falle JW. 1914, 642 Inhalt des Vertrages der Erfolg, ſondern die Summe 
der zu ſeiner Erreichung erforderlichen Beratung und ſonſtigen Arbeitsleiſtung. 
Die Verjährungsvorſchrift des 8 638 BGB. greift darnach nicht Platz.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 3. März 1916. F. w. R. (OLG. 
Frankfurt a. M.). III. 394/15. ) | Ka. 


170. Das ungültige gemeinſchaftliche Teſtament von Nichteheleuten 
kann auch nicht als Einzelteſtamente aufrechterhalten werden. 


(Vgl. 64 Nr. 93.) 
BGB. 58 2265. 140. 


Die ledigen Schweſtern Minna und Klara M. hatten in einem von 
Klara M. geſchriebenen, von Minna M. mitunterſchriebenen Schriftſtück v. 
9. Febr. 1912, unter der Überſchrift: Unſre beiderſeitigen letztwilligen Be⸗ 
ſtimmungen, ſich gegenſeitig zu Univerſalerben eingeſetzt. Nach dem Tode 
der Klara M. klagte Minna M. gegen Kinder vorverſtorbener Geſchwiſter auf 
Anerkennung ihres alleinigen Erbrechts. — Die Klage wurde in allen Inſtanzen 
für unbegründet erklärt. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„— — — Die Ausführungen, auf denen die Entſcheidung des Ber. 
Gerichts beruht, ſind rechtlich zutreffend. Das Teſtament v. 9. Febr. 1912 
ſtellt ſich als ein gemeinſchaftliches Teſtament dar; mehrere Perſonen haben 
gemeinſchaftlich in der einen Urkunde letztwillige Verfügungen getroffen. 
Ein gemeinſchaftliches Teſtament kann aber von andern Perſonen als Ehe⸗ 
gatten gemäß § 2265 BGB. nicht errichtet werden. Das Teſtament iſt des⸗ 
halb unwirkſam. — — — 

Die Erwägung des Ber.⸗Gerichts, daß die letztwillige Verfügung auch 
nicht im Wege der Konverſion ($ 140 BGB.) als Einzelteſtament der Erb⸗ 
laſſerin aufrechterhalten werden könne (vgl. KGJ. 35A, 93), iſt von der Re⸗ 
viſion nicht beſonders angegriffen worden. Die Erwägung iſt zutreffend. 
Ob entſcheidendes Gewicht darauf zu legen wäre, daß die in einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtament getroffenen letztwilligen Verfügungen begrifflich kein 
andres Rechtsgeſchäft ſeien als die in beſonderen Teſtamenten getroffenen 
Verfügungen, kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls iſt der Grund zutreffend, 
daß mit der Beſtimmung des $ 2265 nicht in Einklang zu bringen wäre, 
wenn gemeinſchaftliche letztwillige Verfügungen von Nichtehegatten in irgend⸗ 
welcher Weiſe als letztwillige Verfügungen Wirkſamkeit erlangten. Bei Ein⸗ 
führung des Bürgerl. Geſetzbuchs war man ſich der gegen die Zulaſſung 
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gemeinſchaftlicher Teſtamente ſprechenden gewichtigen Bedenken bewußt. 
Nach dem 1. Entwurf ($ 1913) ſollte beſtimmt werden: ‚Mehrere Perſonen 
können letztwillige Verfügungen nicht gemeinſchaftlich errichten‘. Zur Begrün⸗ 
dung wurde hervorgehoben (Motive 5, 253): die Unzuträglichkeiten eines 
wechſelſeitigen Teſtaments lägen auf der Hand; nicht ſelten beſtehe eine erheb⸗ 
liche Schwierigkeit, den wirklichen Willen der Verfügenden zu ermitteln; da⸗ 
neben ergebe ſich eine wenigſtens tatſächliche Beengung der freien Wider- 
ruflichkeit; zahlreiche Streitigkeiten und Prozeſſe pflegten die Folge zu fein. 
Nachdem in der Kommiſſion für die 2. Leſung die Zulaſſung des gemein- 
ſchaftlichen Teſtaments für Ehegatten angenommen worden war, iſt in $ 2265 
BGB. beſtimmt worden, daß ein gemeinſchaftliches Teſtament nur von Ehe⸗ 
gatten errichtet werden könne. Für die gemeinſchaftlichen Teſtamente der 
Ehegatten ſind in den 88 2266 bis 2273 weitere Vorſchriften gegeben worden, 
durch welche die auch mit der beſchränkten Zulaſſung gemeinſchaftlicher Teſta⸗ 
mente verbundenen Schwierigkeiten und Zweifel gehoben oder doch gemin- 
dert werden ſollten. Die Gründe nun, die dazu führten, gemeinſchaftliche 
Teſtamente für Nichtehegatten zu verbieten, ſtehen auch der Annahme ent— 
gegen, daß letztwillige Verfügungen, welche Nichtehegatten gemeinſchaftlich 
treffen, als Einzelteſtamente Wirkſamkeit erlangen könnten. Die Unzuträg- 
lichkeiten, die ſich aus der Verbindung letztwilliger Verfügungen mehrerer 
Perſonen in Einer Urkunde ergeben, ſind gleich groß oder noch größer, wenn 
den letztwilligen Verfügungen als Einzelteſtamenten Geltung verſchafft wer— 
den könnte, als ſie wären, wenn die Beſtimmungen, die das Geſetz für ge— 
meinſchaftliche Ehegattenteſtamente (insbeſondere in den 88 2270. 2271. 2272) 
gibt, auch auf fie zur Anwendung kämen. Das Verbot des § 2265 läßt daher 
nicht zu, gemeinſchaftliche letztwillige en von Nichtehegatten als 
Einzelteſtamente aufrechtzuerhalten. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 20. Mai 1915. M. (Kl.) w. M. 
u. Gen. (OLG. Dresden). IV. 699/14. Auch in RGentſch. 87 Nr. 7 
S. 33. 


171. Bat der Krieg Einfluß auf Anſtellungsverträged 
Vgl. 70 Nr. 214 m. N. 
SGB. 8 70; BOB. 8 626. 


Durch Vertrag v. 19. Okt. 1912 war der Kläger von der Beklagten für 
fünf Jahre vom 1. Juli 1912 ab als „kaufmänniſcher Bureauchef und' Pro— 
kuriſt“ gegen ein Jahresgehalt von 5100. / für die erſten zwei und von 5400 
für die folgenden drei Jahre und gegen 6% vom Reingewinn mit einem 
gewährleiſteten Mindeſtſatze von 1800. jährlich angeſtellt. Dabei war ver— 
einbart: „Tritt einer der beiden Kontrahenten einſeitig von dem Vertrage 
zurück, ſo hat er an den andern Kontrahenten eine ſofort fällige Konventional— 
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ſtrafe von 20000 f zu entrichten“. Durch Brief v. 14. Nov. 1914 entließ die 
Beklagte den Kläger ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt mit der Begrün⸗ 
dung, ſeine Tätigkeit habe ſich beſonders auf das Geſchäft mit England, Frank⸗ 
reich und Belgien bezogen, das infolge des Krieges in abſehbarer Zeit nicht 
fortgeführt werden könne. Der Kläger beanſpruchte nun die Vertragsſtrafe, 
die ihm auch — in 2. Inſtanz in vollem Betrage — zugeſprochen wurde. Die 
Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen. — Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht geht zutreffend davon aus, daß die Beklagte die Zah— 
lung der Vertragsſtrafe nur dann verweigern kann, wenn ſie einen wichtigen 
Grund zur vorzeitigen Auflöſung des Dienſtverhältniſſes ($ 70 HGB.) gehabt 
hat. Es verneint aber das Vorliegen eines ſolchen Grundes, weil die Beklagte 
im November 1914 trotz des Krieges zur Weiterbeſchäftigung des Klägers, 
und zwar in Inlandsgeſchäften, imſtande geweſen ſei. Seine Ausführungen 
ſtehen im Einklange mit der (zum Abdruck beſtimmten) Entſcheidung des er— 
kennenden Senats v. 30. November 1915 (III. 193/15). Dort iſt aus⸗ 
geſprochen: grundſätzlich ſei davon auszugehen, daß ein wichtiger Grund 
nicht ſchon dann vorliege, wenn die unter der Einwirkung des Krieges ent» 
ſtandene wirtſchaftliche Lage den Betrieb, für den vertragmäßig der Dienſt⸗ 
verpflichtete tätig zu ſein habe, nicht mehr lohnend erſcheinen laſſe, ja ſelbſt 
dann nicht, wenn aus dieſem Grunde der Dienſtberechtigte ſich zur Einſtel— 
lung des Betriebs entſchließe; inſoweit habe vielmehr allein der Dienſtberech— 
tigte die wirtſchaftliche Gefahr des Betriebs zu tragen; nur wenn die Weiter- 
führung des Betriebs mit Rückſicht auf die Folgezuſtände des Krieges un— 
möglich erſcheine, wenn ſie nach den tatſächlichen Verhältniſſen vernünftiger⸗ 
weiſe und nach Treu und Glauben dem Dienſtberechtigten unter keinen Um— 
ſtänden zugemutet werden könnte, ſei ein wichtiger Kündigungsgrund als 
vorhanden anzuerkennen. 

Eine ſolche Unmöglichkeit, den Kläger vertragmäßig weiter zu beſchäf— 
tigen, lag nun nach den Feſtſtellungen des Ber.-Gerichts am 14. Nov. 1914 
nicht vor, und daß dieſe unter Verletzung prozeßrechtlicher Beſtimmungen 
getroffen wären, kann der Reviſion nicht zugegeben werden. Mag man auch 
mit ihr kein entſcheidendes Gewicht darauf legen, daß der Kläger nach der 
Vertragsurkunde allgemein als ‚kaufmänniſcher Bureauchef und Prokuriſt' 
angenommen iſt, ſo tragen doch die auf Grund des Ergebniſſes der Beweis— 
aufnahme getroffenen weiteren Feſtſtellungen die Entſcheidung: daß der 
Kläger von jeher, ſchon vor dem Kriegsausbruch, bei der Beklagten nicht 
nur die engliſchen, franzöſiſchen und belgiſchen, ſondern in gleicher Weiſe 
auch die deutſchen Geſchäfte bearbeitet habe, daß er nur etwa die Hälfte der 
Zeit auf Reiſen und in der übrigen Zeit als Bureauchef auf dem Bureau 
der Beklagten tätig geweſen, daß er kaufmänniſch vorgebildet, zum ſelbſtän⸗ 
digen Abſchluß von Inlandsgeſchäften imſtande und in ſeiner vertragmäßigen 
Stellung auch für die Bearbeitung von Inlandsgeſchäften geeignet und 
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beſtimmt geweſen jei. Daß der Vorderrichter bei dieſen Feſtſtellungen irgend— 
eine der in der Rev.⸗Begründung angeführten Behauptungen der Beklagten 
überſehen haben ſollte, dafür fehlt es an jedem Anhalt. 

Die von der Reviſion beſonders hervorgehobene Behauptung der Be— 
klagten, daß ſie von ihren 50 Angeſtellten nur 20 behalten habe und auch 
dieſe nur vier Stunden täglich habe beſchäftigen können, iſt von dem Ber.- 
Gericht jedenfalls nicht überſehen worden. Von dem oben angegebenen 
grundſätzlichen Standpunkt aus betrachtet iſt ſie unerheblich. Daß die Be⸗ 
klagte infolge des Krieges nicht genügende Beſchäftigung für ihre Angeſtellten 
hatte, berechtigte fie nicht zur vorzeitigen Aufhebung eines längeren Ver— 
tragsverhältniſſes; fie konnte nur den nicht auf längere Zeit unkündbar An⸗ 
geſtellten mit der vereinbarten oder ſonſt mit der geſetzlichen Friſt kündigen 
und ſo die überflüſſigen Kräfte abſtoßen. 

Unhaltbar iſt endlich auch die Ausführung der Beklagten, der Anſtel⸗ 
lungsvertrag ſei dahin auszulegen, daß die Vertragsſtrafe mindeſtens auf ſeiten 
der Beklagten beſchränkt ſein ſollte auf das, was der Kläger von ſeiner etwa 
unberechtigten Entlaſſung an bis zu dem Termin, zu dem der Vertrag zuerſt 
von der Beklagten gekündigt werden konnte oder zu dem der Kläger zur Lei— 
ſtung ſeiner Dienſte außerſtande kam, noch zu beziehen gehabt hätte, und 
daß ferner der Kläger ſich auf die Vertragsſtrafe das anrechnen zu laſſen 
habe, was er etwa anderweitig in dieſer Zeit verdient habe. Die Vertrags⸗ 
ſtrafe iſt auf 20000 6 feſtgeſetzt; für eine Vertragsauslegung, daß fie geringer 
ſein ſolle, wenn der Kläger ſie beanſpruche und ſein Schaden jene Summe 
nicht erreiche, gibt der Vertrag nicht den geringſten Anhalt und eine Herab— 
ſetzung gemäß § 343 BGB. iſt in dem vorliegenden Falle nach $ 348 HGB. 
unzuläſſig.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 11. Januar 1916. P. (Bkl.) w. 

Pf. (OLG. Düſſeldorf). III. 353/15. 


172. Wann iſt nach $ 37 BinnenSch®. die Reife angetreten? 
Vgl. 62 Nr. 93. 
BinnenSchG. 8 37; HGB. §§ 582. 580. 

Der klagende Schiffseigner M. hatte mit der Beklagten einen Fracht— 
vertrag geſchloſſen, wonach er von Hamburg nach Oderſtationen 9500 Ztr. 
Güter aller Art mit ſeinem Kahn befördern ſollte. Der Kläger hatte in Ham— 
burg, Altona, Harburg Ladung zu nehmen. Die Beklagte hatte freien Dampf 
zu gewähren, ſie „beſorgt“ das Schleppen. Der Kläger hatte Ladung in 
Hamburg und Wilhelmsburg (Preußen) genommen. Am 4. Auguſt zeichnete 
der Schiffer den Oderſchlußſchein, erhielt einen Vorſchuß für Fracht und 
Schleuſengelder und wurde von dem Befrachter „abgefertigt“. Der Kahn 
wurde durch einen Schlepper nach der Süderelbe und dieſe eine Strecke hinauf 
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geſchleppt. Er jollte die weitere Fahrt als Anhang eines großen Oderſchlepp⸗ 
zugs machen. Da dieſer in der Norderelbe gebildet wurde, wurde der Kahn 
des Klägers die Norderelbe eine Strecke herunter geſchleppt, ſo daß er wieder 
in einem Teile des Hamburger Hafens lag. Der Oderſchleppzug iſt nicht 
abgegangen; die Geſellſchaft, bei welcher die Beklagte den Kahn des Klägers 
am 3. Auguſt angemeldet hatte, lehnte wegen des Kriegsausbruchs, ihren 
Bedingungen gemäß, die Abſchleppung ab, was die Beklagte am 5. oder 
6. Auguſt erfuhr. Der Kahn des Klägers blieb im Hamburger Hafen liegen; 
die Beklagte bemühte ſich nicht um eine andre Schleppgelegenheit, obwohl 
eine ſolche zu ſtark erhöhtem Schlepplohn zu haben war. 

Der Kläger klagte auf Zahlung des Liegegeldes bis zum 4. Auguſt 1914 
und der vollen Fracht abzüglich erhaltener Vorſchüſſe. Die Beklagte wurde 
antraggemäß verurteilt. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„— — — Auf dieſen Tatbeſtand hat das Landgericht mit Recht den 837 
Binnen SchG. zur Anwendung gebracht. Die Beklagte beſtreitet, daß der 
Schiffer ‚die Reiſe angetreten‘ hatte, weil dieſe erſt mit dem Abſchwimmen 
des Oderſchleppzuges von Hamburg begonnen haben würde, dieſer Schlepp— 
zug aber, insbeſondere der Kahn des Klägers, im Hamburger Hafen liegen 
geblieben ſei. Hierin vermag das Ber.-Gericht der Beklagten nicht zu folgen, 
wobei es nicht der Hülfe Sachverſtändiger bedarf, denn es handelt ſich um 
die Entſcheidung einer Rechtsfrage in Anwendung auf einen ganz eigen— 
artigen Tatbeſtand, über den ſich wegen ſeiner Beſonderheit eine Verkehrs- 
auffaſſung nicht gebildet haben kann. In dem, dem $ 37 BSchG. entſpre— 
chenden § 582 HGB. iſt der Antritt der Reiſe durch Bezugnahme auf den 
8580 HGB. geſetzlich beſtimmt. Nach dieſer ſeerechtlichen Vorſchrift iſt die 
Reiſe angetreten, wenn nach Lieferung von Ladung die Wartezeit (HGB. 
8 579) verſtrichen oder wenn der Befrachter den Schiffer bereits abgefertigt 
hat. Das Binnenſchiffahrtsgeſetz hat dagegen von ſolchen poſitiven Beſtim— 
mungen abgeſehen; | 

vgl. Begründung zur Reichstagsvorlage S. 70 zu §8 36. 37; 

es ſpricht in den 88 20. 25. 35. 36. 37. 68. 69. 71 immer nur ſchlechthin von 
dem Antritt der Reiſe, alſo ihrem tatſächlichen Antritt. Es genügt alſo die 
bloße Abfertigung des Schiffs nicht. Mittelſtein (Binnenſchiffahrtsr. 1, 171 
unter 2) jagt, die Reiſe ſei angetreten, wenn „das Schiff (mit irgendwelcher 
Ladung) den Ladeplatz zwecks Antritts der Frachtreiſe verlaſſen hat‘. Dem 
iſt der 1. Zivilſenat des Hanſ. Oberlandesgerichts in ſeinem Urteil v. 10. Okt. 
1911 (HanſGZ. Hauptbl. 1911 Nr. 138) gefolgt, ebenſo das Landgericht, und 
auch der erkennende Senat pflichtet dem bei. 

Im vorliegenden Falle war nicht nur das Schiff abgefertigt, ſondern 
auch' der Vorſchuß bezahlt, ein Schlepper geſtellt, und mit der vollen Ladung 
hatte der Kahn den letzten Ladeplatz verlajjen zum Zweck des Antritts der 
Reiſe. Den Schlepper hatte der Befrachter zu ſtellen. Wo und wie er die 

N b 21* 


292 173. Urteil; Tatbeſtand. 


Schlepper wechſeln, ob er den Kahn allein oder mit andern zuſammen ſchleppen 
laſſen wollte, war ſeine Sache. Es liegt auch nicht etwa ſo, daß der voll— 
beladene Kahn vom Ladeplatz nach einer andern Stelle im Hafen verholt wurde, 
um von dort aus erſt die eigentliche Frachtreiſe anzutreten, ſondern der Kahn 
iſt aus dem Hafengebiet hinausgeſchleppt worden in die Süderelbe und dieſe 
hinauf einige Kilometer in der Richtung ſeines Beſtimmungshafens. Daß 
der Kahn dann die Norderelbe hinunter geſchleppt iſt in den Durchſtich, lag 
nur daran, daß die Beklagte den Kahn an einen dort liegenden Schleppzug 
anhängen ließ. Die bis dahin tatſächlich gemachte Reiſe nach Abfertigung 
mit voller Ladung, auf welcher ſchon z. B. die im $ 37 erwähnten Beiträge 
zur Großen Haverei ſowie Bergungs- und Hülfskoſten hätten erwachſen können, 
war keine ſelbſtändige Zureiſe, ſondern ein Teil der Frachtreiſe, in deren 
Fortſetzung der Befrachter wegen der Freidampf⸗-Klauſel eingegriffen hat. 
Deshalb war im vorliegenden Fall die Reiſe ſchon am 4. Auguſt i. S. des 
8 37 BSchG. angetreten. 

Aus dem Inhalt des Frachtvertrages ergibt ſich nicht, daß die Parteien 
den Begriff des Antritts der Reiſe enger gefaßt haben. Im Gegenteil ſind 
ſie ſogar von einer weiteren, ſich an das Seerecht anlehnenden Auffaſſung 
ausgegangen, denn im Frachtſchein heißt es bei der Beſtimmung, daß der 
Schiffer ſich ‚für die zurückzulegende Reife‘ bis Breslau 6 Wochen anrechnen 
laſſen müſſe, daß dieſe Friſt gerechnet werde ‚beginnend mit dem Ablauf 
des Tages, an welchem ich vollſtändig beladen und ſteueramtlich abgefertigt 
bin“ (was letzteres hier ſchon vor dem 4. Auguſt geſchehen war). 

Deshalb ſteht der $ 37 BSchG. dem Kläger zur Seite und ſein Anſpruch 
auf Liegegeld bis zum 4. Auguſt in der jetzt unſtreitigen Höhe von 28574 
und auf die volle Sr abzüglich gezahlter Vorſchüſſe mit reſtlich 390,25. K. 
iſt begründet. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 23. März 1916. W. M. w. 

K. E. Str. Bf. VI. 298/15. Nö. 


— m. 


II. Verfahren. 


173. Der Tatbeſtand des Urteils muß die Behauptungen der 
Parteien vollſtändig erſehen laſſen. 
3PO. § 313 Nr. 3. 


Die Reviſion bemängelt zunächſt den Tatbeſtand des Ber.⸗Urteils als 
den Anforderungen des 8 313 Nr. 3 HET. nicht entſprechend. Sie verweiſt 
auf einen Beſchluß des Ber.⸗Gerichts v. 17. Mai 1915, durch den auf den 
Antrag der Beklagten, den Tatbeſtand zu ergänzen, das Kammergericht zwar 
feſtſtellt, daß der Inhalt von fünf näher bezeichneten vorbereitenden Schrift— 
ſätzen in der mündlichen Verhandlung vorgetragen worden iſt, gleichwohl 
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aber es ablehnt, dieſe in dem Urteil ſelbſt fehlende Feſtſtellung in den Tat» 
beſtand aufzunehmen, weil dem Erfordernis einer gedrängten Darſtellung 
des Sach- und Streitſtandes genügt ſei. Dieſer Grund geht allerdings fehl. 
Denn die Kürze und Überſichtlichkeit der Sachdarſtellung darf nicht ihrer Voll⸗ 
ſtändigkeit Abbruch tun. Die Parteien haben ein Recht darauf, daß ihre Be⸗ 
hauptungen, ſoweit ſie nicht gänzlich abwegig und ohne jede Beziehung zur 
Entſcheidung ſind, vollſtändig in den Tatbeſtand aufgenommen werden, ſelbſt 
wenn das entſcheidende Gericht ſie für unweſentlich hält. Denn nur die Auf⸗ 
nahme in den Tatbeſtand bietet eine Gewähr dafür, daß ſich die Nachprüfung 
der höheren Inſtanz auf den ganzen in der Vorinſtanz beigebrachten Gtreit- 
ſtoff erſtrecken kann, es ſei denn, daß ſchon das Sitzungsprotokoll der letzten 
mündlichen Verhandlung die erforderlichen Feſtſtellungen enthält (8 314 
ZPO.). Letzteres trifft im gegebenen Fall nicht zu. Das Vorbringen der 
Beklagten in den vorhin erwähnten Schriftſätzen war jedoch keineswegs un⸗ 
erheblich. Wollte daher der Ber.⸗Richter den vorgetragenen Inhalt der 
Schriftſätze nicht in knapperer Zuſammenfaſſung unmittelbar ſeiner Sach— 
darſtellung einfügen, ſo bot ihm die durch § 313 Abſ. 2 zugelaſſene Verwei⸗ 
ſung ein geeignetes Mittel, dem Vollſtändigkeitserfordernis unbeſchadet der 
Klarheit und der durch § 313 Nr. 3 gebotenen Gedrungenheit der Darſtel⸗ 
lung gerecht zu werden. Der Tatbeſtand des Ber.-Urteil3 enthielt hiernach 
Auslaſſungen i. S. des $ 320 Abſ. 1, die eine Berichtigung notwendig 
machten. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 29. Nov. 1915. S. (Bkl.) w. S. 

(KG. Berlin). IV. 190/(15. 


174. Sum Begriff der Eidesverweigerung. 
Vgl. 43 Nr. 67. 306. 
3 O. 8 464 Abſ. 2. 

Im Einverſtändnis der Parteien über Norm und Erheblichkeit war für 
den Beklagten ein Eid in der Wahrheitsform beſchloſſen worden. Der Eid 
ſollte durch Erſuchen des Amtsgerichts in A. abgenommen werden. Dort er⸗ 
ſchien im Eidesleiſtungstermin am 22. Dez. 1914 der Beklagte und erklärte, er 
könne den Eid in der Wahrheitsform nicht ſchwören, er bitte, ihn in der Über⸗ 
zeugungsform anzuordnen. Der Amtsrichter ſandte darauf die Akten an das 
Prozeßgericht. Im Verhandlungstermin am 14. Januar 1915 wurde vom 
Prozeßgericht der Antrag des Beklagten auf Abänderung des Eides in Über⸗ 
zeugungsform abgelehnt und beſchloſſen, das Amtsgericht erneut um Abnahme 
des Eides zu erſuchen. Im Termin vor dem Amtsgericht bat der Beklagte 
nochmals, den Eid in der Überzeugungsform abzunehmen. Über dieſen Antrag 
wurde verhandelt, die Klägerin widerſprach aber dem Antrag, wobei ſie ſich 
einverſtanden erklärte, daß der Beklagte den Eid, wie er gefaßt war, leiſte. 
Nach Ablehnung ſeines Antrags leiſtete dann der Beklagte den Eid vorſchrift⸗ 
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mäßig ab. In der Schlußverhandlung beantragte die Klägerin, den Eid für 
verweigert zu erklären, weil er nicht mehr hätte erhoben werden dürfen, nach— 
dem der Beklagte die Erklärung v. 22. Dez. 1914 abgegeben habe. Dieſer 
Sachverhalt unterliegt der folgenden Beurteilung: 
| „Nach § 464 Abſ. 2 ZPO. hat die Verweigerung der Eidesleiſtung zur 
Folge, daß das Gegenteil der zu beſchwörenden Tatſache als voll erwieſen 
gilt. Für den Begriff der Verweigerung der Eidesleiſtung gibt die Zivil— 
prozeßordnung keine Vorſchriften. Nur das Eine ergibt ſich aus den 
85 465—468, daß das Nichterſcheinen des Schwurpflichtigen im Eides 
leiſtungstermin nicht eine Verweigerung der Eidesleiſtung i. S. des 8 464 
Abſ. 2 darſtellt, ſondern einer beſonderen geſetzlichen Regelung unterliegt 
(vgl. namentlich § 467). Dieſer Fall ſcheidet hier aus. Erſcheint der Schwur— 
pflichtige und gibt er Erklärungen ab, jo muß das Gericht nach der Geſamt— 
ſachlage frei würdigen, ob er i. S. des $ 464 Abſ. 2 den Eid verweigert habe 
(jo mit Recht Kann ZPO. $ 464 Bem. 2 a, bb). Erklärt der Schwurpflichtige 
ſchlechthin: „Ich verweigere den Eid“, ſo wird allerdings regelmäßig für eine 
weitere Auslegung kein Raum ſein. Anders aber, wenn, wie hier, der Schwur⸗ 
pflichtige den Eid zwar nicht leiſten will, aber noch zuſätzliche Erklärungen 
macht. Der Schwurpflichtige hat hier zwar erklärt, daß er den Eid in der 
Wahrheitsform nicht ſchwören könne, aber hinzugeſetzt, er bitte, ihn in der 
Überzeugungsform anzuordnen. Damit hat er nicht endgültig die Eideslei— 
ſtung ablehnen, ſondern nur eine Anderung der Faſſung herbeiführen wollen. 
Dies war prozeſſual denkbar. Der Eid war zuläſſiger Weiſe durch Beſchluß 
angeordnet worden. Dieſer Beſchluß iſt, wie $ 461 ausdrücklich ſagt, ein 
Beweisbeſchluß, unterliegt alſo dem § 360 ZPO. Dort iſt beſtimmt, daß vor 
Erledigung des Beweisbeſchluſſes keine Partei eine Anderung desſelben auf 
Grund der früheren Verhandlungen beantragen kann. Dies gilt aber nur für 
die Partei. Das Gericht kann von einem gefaßten Beſchluſſe jederzeit abgehen. 
Es ſteht auch nichts entgegen, daß eine Partei zu einer ſolchen Anderung eines 
Beweisbeſchluſſes, wenngleich ſie kein Recht darauf hat, eine unverbindliche 
Anregung geben kann. Ob das Gericht auf eine ſolche Anregung hin nochmals 
in eine Verhandlung über Beibehaltung oder Abänderung des Beſchluſſes ein- 
treten will, ſteht in ſeinem Ermeſſen. Hier iſt das Gericht inſofern auf die 
Anregung des Beklagten eingegangen, als es noch einmal in eine Verhandlung 
darüber eingetreten iſt und Beſchluß gefaßt hat, ob die Eidesnorm zu ändern 
ſei. Das Gericht 1. Inſtanz hat alſo die Erklärung des Beklagten v. 22. Dez. 
1914 ebenfalls keineswegs als endgültig und als Eidesverweigerung, ſondern 
als eine Anregung zur Anderung des Beſchluſſes aufgefaßt d. h. ſo, wie nach 
der Überzeugung des Ber.-Gerichts die Erklärung des Beklagten v. 22. De⸗ 
zember 1914 tätſächlich gemeint war. 

Dazu kommt noch folgendes. In dem Termin, in welchem über die 
Frage der Anderung der Eidesnorm verhandelt wurde, hat die Klägerin erklärt, 
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daß fie zwar der Überzeugungsform des Eides widerſpreche, aber einverſtanden 
ſei, wenn der Beklagte den Eid in der bereits früher angeordneten Wahrheits⸗ 
oem leiſte. Auch die Klägerin ſelbſt hat alſo damals noch garnicht den Ge⸗ 
danken gehabt, daß der Eid bereits verweigert ſei, hat ſogar noch in dem 
ſpäteren zweiten Eidesleiſtungstermin in R. nichts in dieſer Richtung vorge⸗ 
bracht, ſondern iſt erſt ſpäter, in der letzten mündlichen Verhandlung vor dem 
Prozeßgericht, auf dieſen Geſichtspunkt gekommen. Nachdem ſie ſich aber der, 
wenn nicht gebotenen, jo mindeſtens möglichen Auffaſſung, daß eine Eidesver⸗ 
weigerung nicht vorliege, durch ihr eigenes Verhalten angeſchloſſen hatte, konnte 
ſie nicht mehr, na Leiſtung des Eides, von dieſem Stanbpunkt wieder 
abrüden. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamm (2. Sen.) v. 7. März 1916. 2 U. 129/15. 

F—th. 


175. Ausſichtloſigkeit einer Eheſcheidungsſtreitigkeit zwiſchen katholiſchen 
öſterreichiſchen Staatsangehörigen vor deutſchen Gerichten. 
Vgl. 31 Nr. 104. 
3 PO. 85 606 Abſ. 4, 114; BGB. 88 1564 ff.; Einf G. Art. 17. | 

Die beabjichtigte Rechtsverfolgung erſcheint ausſichtlos, weil der Antrags 
ſteller öſterreichiſcher Staatsangehöriger und Katholik iſt. 

Die Zuſtändigkeit des Hamburger Gerichts für die beabſichtigte Schei- 
dungsklage iſt ausgeſchloſſen, da nach 8 606 Abſ. 4 ZPO., wenn die Che- 
gatten Ausländer ſind, die Scheidungsklage im Inlande nur erhoben werden 
kann, falls das inländiſche Gericht auch nach den Geſetzen des Staates zu— 
ſtändig iſt, dem der Ehemann angehört, und nach öſterreichiſchem Recht die 
Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte für Scheidungsklagen von Oſterreichern 
nicht anerkannt wird; 

vgl. auch §8 76. 100. 104 Jurisdiktionsnorm v. 1. Auguſt 1895; $ 81 Nr. 3 Exel O. v. 

25. Mai 1896; und RG. in JW. 1914, 941. 

Materiell könnte auf Scheidung nicht erkannt werden, weil nach Art. 17 
Einf G. z. BGB. für die Scheidung der Ehe die Geſetze des Staats maß— 
gebend ſind, dem der Ehemann zur Zeit der Erhebung der Klage angehört, 
und nach öſterreichiſchem Recht (§ 111 öſterr. Allgem. Bürgerl. Geſetzb.) das 
Band der Ehe unauflöslich iſt, wenn auch nur ein Teil zur Zeit der Ehe— 
ſchließung der katholiſchen Religion zugetan war. Auf beſtändige Trennung 
von Tiſch und Bett aber dürfen deutſche Gerichte auch dann nicht erkennen, 
wenn nach deutſchem Recht die Scheidung der Ehe gerechtfertigt und nach 
dem Rechte des Staates, dem der Ehemann zur Zeit der Erhebung der Klage 
angehört, nur beſtändige Trennung von Tiſch und Bett zuläſſig ſein würde 
(vgl. Verein. Zivilſen. des RG Entſch. 55, 345). 

Auch mit einer Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft (8 1575 
BGB.) würde der Antragſteller nicht durchdringen können, da auch hierfür 
nach Art. 17 Abſ. 4 EinfG. z. BGB. erforderlich wäre, daß nach öſterreichi— 
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ſchem Recht die Scheidung zuläſſig wäre, dieſes aber, wie bereits ausgeführt 
iſt, hier nicht zutrifft (vgl. Planck Anm. 7 zu Art. 17 EG. z. BGB.). 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 1. Febr. 1916 P. w. P. 
Bs. Z. II. 11/16. re B. 
176. Die Haftung einer zur Einſtellung der Zw.-Vollſtreckung 
geleiſteten Sicherheit ſetzt Verſchulden voraus. 
Vgl. 61 Nr. 120. 
ZPO. $ 769; BGB. $ 823. 

Der Beklagte hatte mit der Behauptung, daß er der Klägerin zu deren 
Befriedigung eine ihm zuſtehende Forderung abgetreten habe, die Einſtellung 
der von ihr betriebenen Zw.⸗Verſteigerung ſeines Wohnhauſes beantragt. Das 
Landgericht hatte die Einſtellung gegen Leiſtung einer Sicherheit angeordnet, 
und der Beklagte hatte die Sicherheit geleiſtet. Er hatte dann eine Zw.⸗Vollſtr.⸗ 
Gegenklage erhoben, war damit aber rechtskräftig abgewieſen worden. Die 
Klägerin verlangte nun im Wege der Klage die Einwilligung des Beklagten 
in die Herausgabe der Sicherheit, zur Deckung ihres durch die Einſtellung 
der Zw.⸗Verſteigerung entſtandenen Schadens. — Das Landgericht wies die 
Klage ab. Das Ber.⸗Gericht gab ihr ſtatt mit folgender Begründung: 

„— — — Der Beſchluß des Landgerichts auf Einſtellung der Zw.-Ver⸗ 
ſteigerung erging auf Grund des § 769 Abſ. 1 ZPO. Es wurde der Weiter⸗ 
betrieb der Zw.⸗Verſteigerung gehemmt. Das Landgericht machte dabei von 
der Möglichkeit Gebrauch, die Einſtellung der Zw.-Verſteigerung von der 
Leiſtung einer Sicherheit abhängig zu machen, die dazu dienen ſollte, die 
Befriedigung der Anſprüche, die ſich aus der Einſtellung der Zw. Verſteige⸗ 
rung für die Klägerin ergeben würden, zu gewährleiſten (Urt. des RG. in 
Seuff A. 61 Nr. 120). Die Klägerin macht nun auf die Sicherheit Anſpruch, 
weil ſie durch die Einſtellung der Zw.-Verſteigerung geſchädigt worden ſei. 
Daß fie dadurch geſchädigt worden iſt, ſteht jetzt ſchon feſt. Es iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß das Gebot von 7200 , das am 30. April 1914 gelegt wurde, 
auch am 22. Februar 1912 gelegt worden wäre. Es iſt auch der Klägerin 
zu glauben, daß ſie am 22. Februar 1912 nötigenfalls bis zum Betrag ihrer 
Forderung ſelbſt mitgeſteigert hätte, denn ihre Forderung betrug damals 
weniger als 7200 . In der Zwiſchenzeit wuchſen aber die Zinſen aus den 
Hyp.⸗Forderungen an, die die Klägerin zu beanſpruchen hatte, es kamen 
die durch die Vollſtr.⸗Gegenklage und die Einſtellung der Zw.⸗Verſteigerung 
veranlaßten Koſten ſowie die Koſten der weiteren anwaltſchaftlichen Ver⸗ 
tretung und der Wahrnehmung der weiteren Termine durch den Vertreter 
der Klägerin dazu. Daß insbeſondere die Koſten der Vollſtr.-Gegenklage 
hierher zu rechnen ſind, kann einem Bedenken nicht unterliegen, denn die 
Einſtellung der Zw.⸗Verſteigerung erfolgte im Zuſammenhang mit der Er- 
hebung der Vollſtr.-Gegenklage, die Klägerin mußte den Rechtsſtreit durch— 
führen, um die Einſtellung der Zw. Verſteigerung zu beſeitigen. 


— 
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Es fragt ſich nun, ob die Klägerin berechtigt iſt, die vom Beklagten hinter⸗ 
legte Sicherheit zur Deckung ihres Schadens in Anſpruch zu nehmen. Das 
Ber.⸗Gericht pflichtet der in dem erwähnten Urteil des Reichsgerichts ver⸗ 
tretenen Anſchauung bei, daß in einem Fall der hier in Rede ſtehenden Art 
eine auf die hinterlegte Sicherheit ſich erſtreckende Haftung des Schuldners 
nur begründet iſt, wenn ihm ein Verſchulden nachgewieſen werden kann. 
Das Reichsgericht verweiſt in jener Entſcheidung auf den §8 823 BGB. Es 
käme hier nur der Abſ. 1 des § 823 in Betracht. Dieſe Geſetzesbeſtimmung 
kann jedoch nicht angewendet werden, weil es ſich hier um die Schädigung 
des Vermögens der Klägerin als ſolchen handelt und das Vermögen als 
ſolches durch § 823 Abſ. 1 nicht geſchützt wird. Das Reichsgericht konnte aber 
nur auf den $ 823 BGB. verweiſen, weil es ſich in dem von ihm entſchie⸗ 
denen Fall um eine Widerſpruchsklage nach § 771 ZPO. handelte und zwi⸗ 
ſchen dem der Pfändung Widerſprechenden und dem Pfändungspfandgläu⸗ 
biger ein Vertragsverhältnis nicht beſtand. Anders liegt die Sache in dieſem 
Falle. Hier hatte die Klägerin dem Beklagten gegen die Zuſicherung der 
Hyp.⸗Beſtellung zwei Darlehen gegeben. Zwiſchen ihnen beſtand alſo ein 
zweiſeitiger Vertrag: die Klägerin hatte die Darlehen zu gewähren, der Be— 
klagte war verpflichtet, die vereinbarten Zinſen zu zahlen und die Darlehen 
zurückzuerſtatten, und er mußte dulden, daß die Klägerin aus dem verpfän⸗ 
deten Anweſen Befriedigung ſuchte. Auf den jetzt zu entſcheidenden Fall 
ſind deshalb die Beſtimmungen des 2. Buchs, 1. Abſchn., I. Teiles des BGB. 
anzuwenden. Nach § 242 BGB. war der Beklagte verpflichtet, die Leiſtung 
jo zu bewirken, wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte 
es erfordern. Bei der Abwickelung dieſes Vertragsverhältniſſes hatte er auch 
die ihm bekannten Intereſſen der Klägerin zu wahren und ſein Verhalten ſo 
einzurichten, daß deren Benachteiligung möglichſt vermieden wurde (Komm. 
von RGRäten $ 242 Anm. 1). Der Beklagte hat dieſer Verpflichtung zuwider⸗ 
gehandelt, als er die Vollſtr.⸗Gegenklage erhob und die Einſtellung der Zw.⸗ 
Verſteigerung erwirkte. Durch die Ausſage des Notars ſteht feſt, daß die 
Abtretung der Forderung an die Klägerin nicht rechtswirkſam geworden war 
und daß Beklagter die Rechtsunwirkſamkeit der Abtretung kannte. Er wäre 
jedenfalls verpflichtet geweſen, ſich bei dem Notar nach der Rechtswirkſam⸗ 
keit der Abtretung zu erkundigen, um ſo mehr, als er den ungewöhnlichen 
Weg eingeſchlagen hatte, die Abtretung zu erklären, ohne ſich mit der 
Klägerin über die Abtretung und die Freigabe der veräußerten Grundſtücke 
vom Pfandverbande geeinigt zu haben. Er wußte, daß er mit ſeinen 
Maßnahmen die von der Klägerin erſtrebte Befriedigung wenigſtens zeit— 
weiſe vereitelte. Dadurch, daß er die Klage erhob und die Einſtellung 
der Zw.⸗Verſteigerung erwirkte, ohne ſich erkundigt zu haben, verletzte 
er zum mindeſten fahrläſſig ſeine Vertragspflichten und handelte ſchuldhaft 
i. S. von § 276 BGB. 
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Der Einwand des Beklagten, die Klägerin habe ihren Schaden ſelbſt 
verſchuldet, weil ſie es unterlajjen habe, die Aufhebung der Einſtellung der 
Zw.⸗Verſteigerung zu beantragen und bei der Derſdeigerung mitzubieten 
($ 254 BGB.), iſt nicht begründet. Ein Antrag, die Einſtellung der Zw. 
Verſteigerung aufzuheben, hätte keine Ausſicht auf Erfolg gehabt; es wäre 
ihm entgegengehalten worden, daß die Klägerin durch die geleiſtete Sicher⸗ 
heit gegen eine Benachteiligung geſichert ſei. Jedenfalls ſteht es dem Be⸗ 
klagten nicht zu, ſich auf die Möglichkeit dieſes Rechtsbehelfs zu berufen, 
denn er hätte es am eheſten in der Hand gehabt, durch Zurücknahme ſeines 
Antrags auf Einſtellung der Zw.-Verſteigerung deren Fortbetrieb zu ermög⸗ 
lichen. Die Klägerin (eine Sparkaſſe) war aber auch nicht verpflichtet, bei 
der Verſteigerung mitzubieten, nur um den Schuldner vor der Inanſpruch— 
nahme wegen des Ausfalls zu ſchützen (RCEntſch. 80, 161, in SeuffA. 69 
Nr. 2). — — — 

Der Beklagte haftet alſo der Klägerin für den ihm durch die Erhebung 
der Vollſtr.⸗Gegenklage und die Erwirkung der Einſtellung der Zw.-Verſteige⸗ 
rung zugegangenen Schaden und muß geſtatten, daß die Klägerin ſich an 
der für ſie hinterlegten Sicherheit ſchadlos hält. — — —“ 

Urteil des OLG. Bamberg (1. Sen.) v. 18. Dez. 1915. L. 33/15. 
Chr. 


177. Widerſpruchsklage der Miterben wider die Pfändung des 
Anſpruchs gegen einen Dritten auf Herausgabe des Nachlaſſes. 
Vgl. 64 Nr. 73 m. N.; 65 Nr. 65 S. 140. 

ZPO. 8 771; BGB. $8 2039. 2040. 

Der minderjährige, von dem Oberlehrer M. bevormundete Kriegsfrei— 
willige G. D. iſt im Oktober 1914 im Lazarett zu H. ohne Teſtament ver⸗ 
ſtorben und hat als nächſte Verwandte ſeine Mutter, wiederverehelichte Frau 
B., und zwei Brüder hinterlaſſen. Wegen einer Forderung gegen die Mutter 
erwirkte die Beklagte die Pfändung und Überweiſung der angeblichen Forde— 
rung der Mutter gegen den Oberlehrer M. auf Zahlung des Nachlaßver⸗ 
mögens ihres Sohnes auf Höhe von 2625,44 4. Die Kläger, die beiden 
Brüder des Verſtorbenen, nahmen als angebliche alleinige Erben die ge— 
pfändete Forderung für ſich in Anſpruch und erhoben Klage mit dem An— 
trage, die beregte Forderung und Überweiſung für unzuläſſig zu erklären. 
Dagegen behauptete die Beklagte, daß die Mutter alleinige Erbin geworden 
ſei. — Das Landgericht erkannte nach dem Klagantrage, weil die Mutter 
form⸗ und friſtgerecht die Erbſchaft ausgeſchlagen habe. Die Beklagte legte 
Berufung ein, wobei ſie erklärte, daß für die Mutter nicht mehr das alleinige 
Erbrecht zum Nachlaſſe ihres Sohnes in Anſpruch genommen werde, ſondern 
nur ein Miterbrecht neben den Klägern; daraus ergebe ſich aber die Unzu— 
läſſigkeit der Widerſpruchsklage, weil die Pfändung mangels Zuſtellung an 
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die Miterben wirkunglos und daher die Widerſpruchsklage gegenſtandlos 
ſei. — Die Berufung wurde aus folgenden Gründen zurückgewieſen: 

„ Der gegen die Zuläſſigkeit der Widerſpruchsklage erhobene Einwand iſt 
unzutreffend. Einerſeits kann nicht davon die Rede ſein, daß die Pfändung 
um deswillen formwidrig erfolgt ſei, weil zu ihrer Wirkſamkeit die Zuſtel— 
lung an die Miterben nötig geweſen ſei. Denn gepfändet iſt nicht ein Erbteil 
oder ein Anteil an einer Nachlaßforderung, ſondern die Forderung der Frau 
B. gegen einen Dritten, einen Nichterben, den Oberlehrer M., der als Vor⸗ 
mund des Erblaſſers deſſen Hinterlaſſenſchaft in Händen hatte. Die prozeſ⸗ 
ſualen Vorausſetzungen für die Formrichtigkeit einer Pfändung können ſich 
aber nur darnach richten, was als ihr Gegenſtand bezeichnet iſt, nicht darnach, 
was in Rückſicht auf die materielle Berechtigung des Schuldners hätte ge- 
pfändet werden müſſen. Anderſeits hängt die Zuläſſigkeit einer Widerſpruchs⸗ 
klage auch garnicht davon ab, ob die Pfändung formgerecht vorgenommen 
iſt, da derjenige, in deſſen Recht durch den Vollſtreckungsakt, wenn auch in 
un vollkommener Weiſe eingegriffen wird, zur Abwehr berechtigt iſt, ſolange 
der Eingriff vorliegt (vgl. Stein ZPO. § 771, II, 2 und RGentſch. 81, 44). 
Die Beklagte hat aber bisher nicht erklärt, daß ſie aus der Pfändung keine 
Rechte mehr herleiten wolle. Demnach ſtellt ſich die Widerſpruchsklage keines— 
wegs als gegenſtandlos dar. | 

Der Umſtand, daß die Beklagte für die Frau B., deren angebliche For- 
derung ſie für ſich gepfändet hat, nicht mehr ein Alleinerbrecht an dem Nach— 
laß in Anſpruch nimmt, ſondern neben dieſer die Kläger als Miterben an⸗ 
erkennt, iſt aber nach andrer Richtung für die Entſcheidung von Bedeutung, 
jedoch zu ungunſten der Beklagten. Sie hat von dem Standpunkt aus, daß 
die Frau B. Alleinerbin geworden ſei, gepfändet deren Forderung gegen den 
Verwahrer des Nachlaſſes, den Oberlehrer M., ‚auf Zahlung des Nachlaß⸗ 
vermögens“, worin eine ausreichende Bezeichnung für die nach ihrem Vor— 
bringen als rechtlich möglich allein in Betracht kommende Forderung auf 
Herausgabe der in Händen Mis befindlichen Nachlaßgegenſtände geſehen 
werden mag. Nachdem ſie jenen Standpunkt aufgegeben hat und der Frau 
B. ein Recht auf dieſe Forderung nur noch kraft eines Miterbrechts zuſchreibt, 
könnte nur in Frage kommen, daß die Frau B. gemäß § 2039 BGB. als Mit⸗ 
erbin berechtigt wäre, die Herausgabe an alle Erben zu fordern. Dieſer An- 
ſpruch ſteht zwar jedem Miterben ſelbſtändig zu und kann von ihm allein 
klagend verfolgt werden, aber verfügen können über den Anſpruch, der einen 
Nachlaßgegenſtand bildet, gemäß $ 2040 BGB. die Erben nur gemeinjchaft- 
lich. Daraus folgt, daß ebenſowenig wie der einzelne Miterbe daran einem 
Dritten Rechte beſtellen kann, aus ſeinem Rechte heraus für ſeine Gläubiger 
durch Pfändung Rechte begründet werden können. Dem ſteht die Mitberech— 
tigung der andern Erben hindernd entgegen. Da hiernach die Kläger, deren 
Miterbrecht von der Beklagten nicht beanſtandet wird, an der gepfändeten For— 
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derung ein die Veräußerung hinderndes Recht im Sinne des 8771 3PO. 
auch dann haben, wenn die Frau B. ebenfalls Miterbin iſt, ſo erweiſt ſich 
die erhobene Widerſpruchsklage ohne weiteres als begründet. Es kann alſo 
dahingeſtellt bleiben, ob die Annahme des 1. Richters, daß Frau B. die Erb⸗ 


ſchaft rechtswirkſam ausgeſchlagen habe, zutreffend ift. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 5. Januar 1916 U. w. D. Ue. 
19/15. Kn. 


178. Einſtweilige Verfügung nach § 940 HPO.; nur das Bedürfnis 
einer einſtweiligen Regelung iſt glaubhaft zu machen. 
Vgl. 38 Nr. 294; 46 Nr. 158; 52 Nr. 66; 49 Nr. 292. 
3 PO. 8 940. 

Zwiſchen den Parteien war bei dem Landgericht ein Rechtsſtreit an⸗ 
hängig, in welchem der Kläger als Eigentümer des Ritterguts W. gegen die 
Beklagte als Eigentümerin des Nachbargrundſtücks mit dem Antrag klagte, 
das Befahren des ſog. Hahnsweges, ſoweit er auf W.er Flur liege und von 
dem Kläger als ſein Eigentum bezeichnet werde, zu unterlaſſen. Als der Rechts⸗ 
ſtreit bis zur Entſcheidung gewiſſer verwaltungsrechtlicher Streitpunkte aus⸗ 
geſetzt wurde, hatte kurz zuvor der Inſpektor des Klägers den Hahnsweg 
dadurch unwegſam gemacht, daß er darauf Löcher graben ließ, um in ſie 
Pfähle als Pfeiler für eine den Verkehr auf dem Wege unmöglich machende 
Schranke einzuſetzen. Mit Beziehung hierauf beantragte die Beklagte, dem 
Kläger durch eine einſtweil. Verfügung bis zur rechtskräftigen Entſcheidung des 
Rechtsſtreits bei Strafe zu verbieten, den Hahnsweg auf W.er Flur unwegſam 
zu machen, und ihm zugleich aufzugeben, jene Löcher wieder auszufüllen. — 
Die einſtweil. Verfügung wurde durch Urteil erlaſſen und die Berufung 
zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Es mag dahin ſtehen, ob die Gründe des angefochtenen Urteils, insbeſon⸗ 
dere die Ausführungen über das der Beklagten angeblich zuſtehende ſubjektiv 
öffentliche Recht eigener Art‘ auf Geſtattung der Benutzung des Hahnsweges 
allenthalben zutreffen. Immerhin iſt die Entſcheidung ſelbſt im Ergebniſſe 
richtig; denn die einſtweil. Verfügung durfte in dem beantragten Umfange 
erlaſſen werden, weil hier die Vorausſetzungen des § 940 ZPO. vorliegen. 
Bei einer einſtweil. Verfügung aus dieſer Geſetzesſtelle hat der Antrag- 
ſteller nur darzutun, daß die Regelung des einſtweiligen Zuſtandes aus den 
dort bezeichneten Gründen nötig iſt. Darnach genügt es, wenn er dartut, 
daß ein ſtreitiges Rechtsverhältnis, für das der Rechtsweg zuläſſig iſt, und 
ein Bedürfnis für eine einſtweilige Regelung vorliegt. Beides trifft hier zu. 

Was das ſtreitige Rechtsverhältnis anlangt, jo verlangt hier die Be— 
klagte Schutz in dem Beſitz ihres Rechtes, auf dem ſog. Hahnswege zu fahren, 
weil ihr der Kläger dieſes Recht in dem Prozeſſe ſtreitig macht. Daß für 
dieſes ſtreitige Rechtsverhältnis der Rechtsweg zuläſſig iſt, kann im Hinblick 
darauf, daß ſich die Beklagte auf den Erwerb einer Fahrgerechtigkeit durch 
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Erſitzung, alſo auf eine Grunddienſtbarkeit des bürgerlichen Rechts, und zwar 
im Hauptprozeſſe zur Rechtsverteidigung auf dem vom Kläger ſelbſt durch 
Erhebung feiner Eigentumsfreiheitsklage aus § 1004 BGB. beſchrittenen 
Rechtswege ſtützt, um jo weniger zweifelhaft ſein, als der ordentliche Rechts— 
weg ſelbſt bei Streitigkeiten über das Beſtehen von Grunddienſtbarkeiten an 
öffentlichen Wegen, alſo erſt recht in dem vorliegenden Falle zuläſſig iſt, wo 
nur darüber geſtritten wird, ob das Recht beſtehe, über ein Stück Land zu 
fahren, das überhaupt kein öffentlicher Weg iſt und daher erſt recht Gegen— 
ſtand einer Grunddienſtbarkeit ſein kann. Inwieweit die Beklagte dieſe Grund⸗ 
dienſtbarkeit hinreichend glaubhaft gemacht habe, kann dahinſtehen. Denn 
für den Antrag aus $ 910 ZPO. bedarf es der Glaubhaftmachung des Rechtes 
ſelbſt nicht, weil die Glaubhaftmachung des Rechts nicht einmal immer mög⸗ 
lich iſt (Seuff A. 46 Nr. 158 S. 247/48). 

Was dagegen das Bedürfnis für eine einſtweilige Regelung anlangt, 
ſo hat der Antragſteller allerdings glaubhaft zu machen, daß die verlangte 
Regelung nötig ſei. Dazu genügt es aber, daß er Verhältniſſe dartut, die 
zu der Annahme berechtigen, es werde der beſtehende Zuſtand zu ſeinen 
Ungunſten ſo verändert, daß es zur Abwendung weſentlicher Nachteile oder 
zur Verhinderung drohender Gewalt oder aus andern Gründen der An- 
ordnung ſchleuniger Schutzmaßregeln bedarf. Solche Verhältniſſe hat die 
Beklagte dargetan. Der Hahnsweg iſt ſchon ſeit den 60er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts zur Bewirtſchaftung des Grundſtücks der Beklagten mitbefahren 
worden, und dieſe hat ihn auch bis in die neueſte Zeit dazu benutzt. Erſt 
jetzt, d. h. ſeitdem es unter den Parteien ſtreitig iſt, ob ſie das tun darf, be— 
nimmt ihr der Kläger die Möglichkeit, den Weg jo wie bisher weiter zu be- 
nutzen, indem er ihn, abgeſehen von den auf Veranlaſſung des Gutsinſpektors 
gegrabenen Löchern, in ſeinem oberen Teile eingeebnet und auch neuerdings 
wieder als Feld beſtellt hat. Schon dies genügt, um eine Regelung nötig 
erſcheinen zu laſſen, welche weitere Eingriffe des Klägers in den bisherigen 
Zuſtand möglichſt ausſchließt. Das tut die einſtweil. Verfügung des Land— 
gerichts, indem ſie zur Abwendung weſentlicher Nachteile oder zur Verhin— 
derung weiterer Gewalt dem Kläger einerſeits bei Strafe verbietet, den 
Hahnsweg auf W.er Flur irgendwie unwegſam zu machen, anderſeits aber 
ihm auch aufgibt, die Löcher wieder verkehrsſicher zumachen zu laſſen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (9. Sen.) v. 2. Febr. 1914. St. w. P. — 
90. 32/14. f F- ch. 
179. Die Ausnahme in § 41 Abſ. 1 GBO. gilt auch für eine 

Geſamtnachfolge durch Eingemeindung. 
Vgl. 66 Nr. 88. 
GBO. 8 41 Abſ. 1. 

Für die Sparkaſſe der Landgemeinde B. ſtand im Grundbuch von C. 

eine Grundſchuld von 6000 eingetragen. Nachdem die genannte Land— 
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gemeinde der Stadt C. eingemeindet worden war und ihre Selbſtändigkeit 
als Gemeinde verloren hatte, erteilte als deren Rechtsnachfolgerin die Stadt⸗ 
gemeinde C. dem Schuldner Quittung und Löſchungsbewilligung für den. 
Teilbetrag von 2000 M. Das Amtsgericht machte die Abſchreibung dieſes 
Betrages von vorheriger Umſchreibung der Hypothek auf die Stadtgemeinde 
C. abhängig. Die Beſchwerde der Stadt wurde zurückgewieſen, und die weitere 
Beſchwerde würde vom O LG. Dresden ebenfalls zurückgewieſen worden 
ſein, wenn nicht wegen der darin liegenden Abweichung von einem Beſchluß 
des preuß. Kammergerichts v. 9. Okt. 1911 (KGeEntſch. 41, 213) die Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts gemäß § 79 Abſ. 2 GBO. einzuholen geweſen 
wäre. Das Reichsgericht trat der Auffaſſung des Kammergerichts bei. — 
Aus den Gründen: | 

„— — — Der $41 Abſ. 1 GBO. ſieht eine Ausnahme gegenüber der 
Regel des § 40 GBO., wonach eine Eintragung nur dann erfolgen ſoll, wenn 
derjenige, deſſen Recht durch ſie betroffen wird, als der Berechtigte ein— 
getragen iſt, ausdrücklich allerdings nur zugunſten des Erben des eingetra— 
genen Berechtigten vor, und unzweifelhaft ſtellt ſich der § 41 Abſ. 1 auch als 
eine Ausnahmevorſchrift dar. Daß indeſſen der letztere Umſtand eine er- 
weiterte Anwendung jener Vorſchrift an ſich noch nicht hindern würde, er— 
kennt auch das Oberlandesgericht an, indem es zutreffend davon ausgeht, 
daß ‚die Eigenſchaft einer geſetzlichen Vorſchrift als einer Ausnahmevorſchrift 
ihre Anwendung auf rechtsähnliche Fälle nicht ausſchließe'. Das Oberlandes— 
gericht gelangt aber zu einer dem Kammergericht entgegengeſetzten Auffas- 
ſung deshalb, weil es glaubt, verneinen zu müſſen, daß zwiſchen der auf Erb— 
recht beruhenden Nachfolge und der durch Eingemeindung vermittelten Nach— 
folge die erforderliche Rechtsähnlichkeit beſtehe, während das Kammergericht 
das Gegenteil angenommen hat. Das Oberlandesgericht iſt jedoch den Be— 
weis für ſeine Auffaſſung ſchuldig geblieben. Daß betreffs der Art und 
Weiſe, wie die Rechtsnachfolge in dem einen und dem andern Fall zur Ent— 
ſtehung gelangt, keine Rechtsähnlichkeit beſteht, iſt offenbar. Aber darauf 
kommt es nicht an. Entſcheidend iſt, ob das Ergebnis der Geſamtrechtsnach— 
folge, wie ſie durch eine Eingemeindung bewirkt wird, in Hinblick auf den 
§ 41 Abſ. 1 GBO. einen Tatbeſtand ſchafft, der dem in jener Vorſchrift vor- 
ausgeſetzten und nach ihr vorauszuſetzenden Tatbeſtande weſensgleich iſt, oder 
ob, anders ausgedrückt, auch im gegebenen Fall diejenigen beſonderen Rechts— 
erwägungen zutreffen, die zu der Ausnahmevorſchrift geführt haben und ihre 
innere Berechtigung erweiſen. Das iſt aber der Fall. 

In materieller Hinſicht zunächſt beſteht zwiſchen dem Fall einer erbrecht⸗ 
lichen Nachfolge und einer ſolchen kraft Eingemeindung die Rechtsähnlichkeit, 
daß in beiden Fällen eine Rechtsnachfolge mit den vollen Wirkungen einer 
Geſamtrechtsnachfolge ſtattfindet, und daß auch hier wie dort der Rechts— 
vorgänger ſein Daſein eingebüßt hat. Dieſe beiden Umſtände laſſen nun 
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auch gerade in Hinblick auf die d 40. 41 GBO. eine gleichmäßige Behand⸗ 
lung beider Fälle als zuläſſig erſcheinen. Der Ordnungsvorſchrift des § 40 
liegt der Gedanke zugrunde, daß Mißſtände eintreten können, wenn der ein⸗ 
getragene Berechtigte und der nicht eingetragene materiell Berechtigte ver- 
ſchiedene Perſonen ſind, und daß die Rechtsſicherheit des Verkehrs dadurch 
gefährdet ſein kann. Eben um dieſen Mißſtänden nach Möglichkeit vorzubeugen, 
ſoll durch die Vorſchrift des § 40 dafür Vorſorge getroffen werden, daß der 
Inhalt des Grundbuchs mit der wahren Sachlage in Einklang bleibt, daß 
alſo derjenige, welcher über ein Buchrecht verfügt, ſich auch durch das Grund- 
buch als den zur Verfügung Berechtigten ausweiſt. Wie nun aber durch 
Verfügungen des Erben des eingetragenen Berechtigten eine Gefährdung 
der Intereſſen Dritter, ſei es des Sondernachfolgers, ſei es des eingetragenen 
Erblaſſers, auch dann ausgeſchloſſen iſt, wenn der Erbe die Verfügung ge— 
troffen hat ohne zuvor die Umſchreibung auf ſich ſelbſt herbeigeführt zu haben, 
ſo trifft das nicht minder dann zu, wenn eine Gemeinde über ein Buchrecht 
ihrer eingetragenen Rechtsvorgängerin verfügt ohne daß zuvor ſie ſelbſt als 
die Berechtigte eingetragen worden iſt. Auch hier ſchlägt die nämliche Tat⸗ 
ſache durch, daß die gedachte Gemeinde völlig an die Stelle der in ihr auf— 
gegangenen Gemeinde getreten, und daß die letztere überhaupt untergegangen 
iſt. Daraus ergibt ſich alſo zunächſt ſo viel, daß die materielle Rechtslage 
auch in Fällen in Frage ſtehender Art die Befolgung der Regel des § 40 
als überflüſſig erſcheinen läßt, und daß mithin jedenfalls inſoweit für die 
Anwendbarkeit der Ausnahmevorſchrift Raum beſteht. . 
Ein weiterer Zweck des § 40 liegt auf dem formalen Gebiet: es joll 
nämlich durch die Befolgung jener Beſtimmung dem Grundbuchrichter die 
Prüfung der Legitimation erleichtert werden dergeſtalt, daß er ſtets aus dem 
Grundbuch ſelbſt zu erſehen vermag, wer der zur Verfügung Befugte iſt. 
Wie nun aber im Fall der Verfügung eines Erben für dieſen zweiten Grund 
des § 40 keine Stelle iſt, jo trifft das in gleicher Weiſe auch in dem Falle zu, 
wenn eine Gemeinde über das für die eingemeindete Gemeinde eingetragene 
Recht verfügt. Wie dort, jo muß auch hier der Grundbuchrichter den Rechts- 
übergang ſelbſt ohnehin prüfen, und iſt hiernach dem Eintragungsantrag ein- 
mal ſtattgegeben worden, dann iſt die Legitimationsfrage endgültig erledigt. 
Der eingetragene Berechtigte iſt ein für alle Mal untergegangen, und der 
Rechtsnachfolger, der die Verfügung traf, iſt gänzlich an ſeine Stelle getreten. 
Für die gleichartige Behandlung der beiden hier in Rede ſtehenden Fälle 
ſpricht ſomit ſchließlich poſitiv die allgemeine Erwägung, daß, wenn die Be— 
folgung der Regel des $ 40 in dem einen Fall wie im andern durch kein Be⸗ 
dürfnis geboten iſt, es auch als richtig erſcheinen muß, von dem Gebot der 
Vorſchrift ebenſowohl hier wie dort abzuſehen und vielmehr der Ausnahme— 
vorſchrift des $ 4 Raum zu geben. Denn keinesfalls kann es im Sinn eines 
vernünftigen Geſetzes liegen, den Verkehr durch an ſich unnötige Vorſchriften 
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normaler Art zu beläſtigen. Und die Ausnahmevorſchrift des 8 41 Abſ. 1 be⸗ 
ruht gerade darauf, daß bei dem in ihr ausdrücklich vorgeſehenen Falle die 
vorhergehende Eintragung des Rechtsnachfolgers als zwecklos unterbleiben 
kann. Durch die Eintragung würde der Buchinhalt unnötig vermehrt werden 
und entſtünden überdies auch unnötige Koſten. Das träfe aber beides in 
dem einen Fall wie in dem andern zu. 

Wollte man anderſeits erwägen, ob das Geſetz die Ausnahmevorſchrift 
des § 41 etwa gefliſſentlich allein auf den Fall habe abſtellen wollen, deſſen 
in ihr ausdrücklich gedacht worden iſt, jo wäre dieſe Frage ſchlechthin zu ver⸗ 
neinen. Daß der Geſetzgeber im § 41 Abſ. 1 nur ‚den Erben‘ berüdjichtigt 
und ſo nur ihm die Befreiung vom Eintragungszwange zugeſtanden hat, er— 
klärt ſich daraus, daß an den § 5 preuß. Eig.⸗Erw.⸗Geſetzes v. 5. Mai 1872 
angeknüpft wurde (vgl. Motive zum BGB. 3, 317), und daß hier nur das 
Recht des Erben zur Auflaſſung ohne voraufgegangene Eigentumsberichtigung 
vorgeſehen war. Dagegen ergibt ſich aus nichts ein Anhalt dafür, daß der 
Geſetzgeber durch die Faſſung des $ 41 mittelbar jeden andern Rechtsnachfolger 
als den Erben von der einem ſolchen gewährten Vergünſtigung habe aus— 
ſchließen wollen. So hat der 5. Zivilſenat in ſeinem Beſchluſſe v. 17. Januar 
1903 (RGeEntſch. 53, 298ff.) auch bereits angenommen, daß die Ausnahme⸗ 
vorſchrift auch auf den Fall von Verfügungen des Erbeserben in entjprechen- 
der Anwendung zu erſtrecken ſei. Den Darlegungen dieſes Beſchluſſes, die 
ſich weſentlich an die Entſtehungsgeſchichte der 88 40. 41 anſchloſſen, iſt das 
Kammergericht auch in der von ihm entſchiedenen Sache gefolgt. 

Das Oberlandesgericht zu Dresden iſt nunmehr ſeinerſeits zu dem ent— 
gegengeſetzten Ergebniſſe gelangt, indem es davon ausgeht, daß die Aus- 
nahmevorſchrift des § 41 lediglich darauf zurückzuführen ſei, daß dem Erben 
als ſolchem unnötige Koſten erſpart werden ſollten, während andre Rechts- 
nachfolger als Erben auf eine ſolche Berückſichtigung keinen Anſpruch hätten. 
Andre Gründe für den von ihm angenommenen Mangel an Rechtsähnlich— 
keit zwiſchen den beiden hier zur Erörterung ſtehenden Fällen hat das Ober- 
landesgericht überhaupt nicht geltend gemacht. Es iſt indeſſen die Meinung, 
daß nur der Geſichtspunkt, den Erben mit unnötigen Koſten zu verſchonen, 
für die Beſtimmung des § 41 maßgebend geweſen ſei, an ſich irrig. Im übrigen 
aber darf auch die Auffaſſung keineswegs Billigung finden, daß das Geſetz 
gewillt ſein könne, andern Beteiligten als den Erben auch unnötige Koſten 
aufzubürden und an ſachlich überflüſſigen Beſchwerungen des Verkehrs ledig— 
lich deshalb feſtzuhalten, weil andernfalls der Staatskaſſe eine Gebühr ent- 
gehen würde.“ 

Beſchluß des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 13. Nov. 1915. VB. 1/15. 

JA. 14, 300. Auch in RGeEntſch. 87 Nr. 66 S. 284. 


. Bürgerliches Recht. 


180. Derjtoß gegen die guten Sitten durch entgeltliche Mberlaffung 
oder Verſchaffung der Leitung eines Krankenhauſes d 


Vgl. 64 Nr. 181 m. N. 
BGB. § 138. 


Der Kläger trug ſich im Jahre 1910 mit der Abſicht, wiſſenſchaftliche 
Studien zu treiben und wollte aus dieſem Grunde die Stellung als leiten- 
der Arzt des E.⸗Krankenhauſes zu X., die er jeit 12 Jahren inne hatte, auf- 
geben. Der Beklagte trat mit ihm, als er hiervon erfuhr, in Verhandlungen. 
Dieſe führten zu der Vereinbarung, daß der Beklagte dem Kläger als Ent- 
ſchädigung bei der Übernahme der bezeichneten Stellung 5000 % zahlen 
ſolle; „ehrenwörtliche Diskretion ſelbſtverſtändlich“. Nach dem Zuſtandekommen 
der Vereinbarung verhandelte der Beklagte mit der Verwaltung des Kranken⸗ 
hauſes und erhielt von dieſer die durch den Weggang des Klägers freiwerdende 
Stelle für die Zeit vom 1. Januar 1911 an übertragen. Der Kläger forderte 
jetzt vom Beklagten die Zahlung der 5000 % nebſt Zinſen. — Die Klage 
wurde in 1. und in 3. Inſtanz abgewieſen. Gründe des Rev.⸗Urteils: 

„Nach der Darſtellung des Klägers im Ber.⸗Verfahren ſollten die 5000 # 
u. a. eine Entſchädigung dafür darſtellen, daß er dem Beklagten mit deſſen 
Eintritt in die Stelle des Krankenhausleiters eine Reihe von Werten über⸗ 
ließ, die er während ſeiner zwölfjährigen Tätigkeit in der Stellung geſchaffen 
haben will. In dieſer Hinſicht hat er ausgeführt, das E.⸗Krankenhaus ſei 
vom erſten Bett an bis zu dem Umfang, den es mit 45 Betten bei ſeinem 
Weggang gehabt, ſein Werk geweſen und von ihm unter Aufwendung be- 
trächtlicher eigener Mittel auf dieſe Stufe der Entwicklung gebracht worden. 
Ihm habe das Recht zugeſtanden, einen Teil der Betten mit Kranken zu be⸗ 
legen, für deren Behandlung ihm das Honorar gebührt habe. Das Ber. 
Gericht legt dieſe von ihm für glaubhaft erachteten Behauptungen der recht» 
lichen Würdigung des Falles zugrunde und meint, daß hiernach zur Beanſtan⸗ 
dung des Entſchädigungsverſprechens aus dem Geſichtspunkte der guten 
Sitten kein Anlaß vorliege. Mit dieſer Auffaſſung wird es den Umſtänden 
des Falles nicht gerecht. | 

Seufferts Archiv Bd. 71. 8. Folge Bd. 16 Heft s. 22 
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Der Kläger ließ es ſich, wie ſeine Ausführungen ergeben, angelegen ſein, 
einen Nachfolger zu finden. Er ſuchte nach einem ſolchen in der Zeitung und 
pflog, nachdem der Beklagte als Bewerber um die Stellung aufgetreten war, 
mit dieſem Verhandlungen. Dieſe Bemühungen hatten nur Sinn und Zweck, 
wenn er beabſichtigte, denjenigen, welchen er als ſeinen Nachfolger ins Auge 
faßte, der Krankenhausverwaltung zur Anſtellung zu empfehlen. In dieſer 
Weiſe iſt er denn auch nach ſeinem eigenen Anführen ſpäter verfahren. Für 
die Beurteilung des Wertes ſeines Vorſchlags war es von Wichtigkeit, ob er 
unter Umſtänden erfolgte, die ſeine Unparteilichkeit in Frage ſtellten. Ließ 
ſich der Kläger dafür, daß er die von ihm bekleidete Stelle aufgab und da— 
durch einem andern Arzt den Eintritt in dieſe ermöglichte, eine Entſchädi— 
gung verſprechen, ſo wurde die Unbefangenheit ſeines Urteils über den Ver— 
ſprechenden und die Zuverläſſigkeit der Empfehlung leicht beeinträchtigt. 
Die Krankenhausverwaltung hatte deshalb ein erhebliches Intereſſe daran, 
daß ſie von dem Abkommen der Parteien Kenntnis erhielt. Die Mitteilung 
hiervon war für ſie von um ſo größerer Bedeutung, als es ſich um die Stelle 
des Krankenhausleiters handelte, die ein beſonderes Maß von wiſſenſchaft— 
licher und ſittlicher Befähigung vorausſetzte und deren ſachgemäße Beſetzung 
wegen des erhöhten Vertrauens, das vom Publikum Arzten in dieſer Stel— 
lung entgegengebracht wird, zugleich im öffentlichen Intereſſe lag. Verab— 
redeten daher die Parteien, die ſich hierüber nicht im unklaren befinden 
konnten, die Geheimhaltung des Übereinkommens, ſo ſetzten ſie ſich hier— 
durch mit den Anforderungen in Widerſpruch, die vom Standpunkt des jitt- 
lichen Empfindens der Geſamtheit aus an ihr Verhalten zu ſtellen ſind. Es 
iſt ohne weiteres anzunehmen, daß ſie zur Vermeidung des Anſcheins, die 
Empfehlung des Beklagten durch den Kläger ſei verkauft, auf das Verſprechen 
der Geheimhaltung großen Wert legten und ohne das Verſprechen die Ver- 
einbarung über die Zahlung der 5000 , nicht getroffen haben würden. Die 
Nichtigkeit des Verſprechens hat daher die Nichtigkeit des Entſchädigungs⸗ 
abkommens zur Folge ($ 139 BGB.). 

Der Kläger behauptet allerdings, daß die 5000 % zugleich auch eine 
Entſchädigung für die von ihm beim Suchen nach einem Nachfolger auf— 
gewendeten Einrückungsgebühren und für gewiſſe bauliche Herſtellungen im 
Krankenhauſe ſowie für Anſchaffungen habe ſein ſollen, die er mit ſeinen 
Mitteln bewirkt habe und in deren Genuß der Beklagte getreten ſei. Wäre 
dies auch zutreffend, ſo würde es an der rechtlichen Beurteilung nichts ändern. 
Die Aufwendungen kamen dem Beklagten erſt mit der Erlangung der Stelle 
zugute. Ohne dieſe gewährten ſie ihm keinen Vorteil. Unter den Gegen- 
leiſtungen des Klägers kam deshalb deſſen Rücktritt von der Krankenhaus⸗ 
leitung die überwiegende Bedeutung zu. Das Abkommen muß daher auch 
unter dieſem Geſichtspunkt als ein unteilbares Ganzes betrachtet und in ſeinem 
vollen Umfang als nichtig angeſehen werden. 
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Hiernach war der Reviſion ſtattzugeben, ohne daß erſt noch zu unter⸗ 
ſuchen war, ob auch die Verpfändung des Ehrenwortes für die Erfüllung des 
Geheimhaltungsverſprechens der Gültigkeit des Zahlungsverſprechens im 
Wege ſtehe.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 10. Dez. 1915. D. (Bkl.) w. K. 

(OLG. Caſſel). III. 220/15. 


181. Verabredung von Unternehmern über gemeinſames Vorgehen bei 
öffentlichen Verdingungen; Verſtoß gegen die guten Sitten d 


Vgl. 63 Nr. 197 m. N.; 64 Nr. 64; 65 Nr. 45. 
BGB. $ 138 Abſ. 1. 


Der klagende Bund der Baugeſchäfte von Bremen und Umgegend iſt 
ein in das Vereinsregiſter eingetragener rechtsfähiger Verein. Die Mit⸗ 
gliederverſammlung hat am 9. Januar 1913 durch Beſchluß die Angebots-, 
Lieferungs⸗ und Zahlungsbedingungen feſtgeſtellt, durch welche es den Mit⸗ 
gliedern zur Pflicht gemacht iſt, bei öffentlichen Verdingungen für jedes An⸗ 
gebot beſondere Koſten aufzuſchlagen und zu berechnen, welche den bei der 
Vergebung ausfallenden Bewerbern, ſofern ſie Mitglieder des Bundes ſind, 
zugute kommen. Weiter ſoll die den Zuſchlag erhaltende Firma die ein⸗ 
gerechneten Beträge der Geſchäftsleitung des Bundes überweiſen, die den 
ausfallenden Firmen die Beträge auszahlt. — Der Kläger forderte auf Grund 
dieſes Beſchluſſes von der verklagten Baufirma die Zahlung derartiger an⸗ 
geblich geſchuldeter Gebühren. Die Einrede, daß die Abmachung den guten 
Sitten zuwiderlaufe, wurde in beiden Inſtanzen zurückgewieſen. Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Der Verſtoß gegen die guten Sitten ſoll einmal darin liegen, 
daß durch übermäßige Preistreibereien die Beſteller gezwungen würden. 
außer den für die Arbeiten ſelbſt von den Bewerbern eingeſetzten Preiſen 
noch oft ſehr erhebliche Aufſchläge zu zahlen, welche für Perſonen beſtimmt 
ſeien, die mit der Ausführung der Arbeiten garnichts zu tun hätten. Sodann 
aber ſei der Beſchluß auch im Verhältnis der verſchiedenen an der Verdingung 
ſelbſt Beteiligten unter einander ſittenwidrig, weil ſehr viele Unternehmer 
Gebote einreichten, die überhaupt nicht ernſtlich gemeint ſeien und nur des⸗ 
halb abgegeben würden, weil die Bewerber mit geringer Mühe in der ſicheren 
Gewißheit, den Zuſchlag nicht zu bekommen, einen guten Verdienſt für ſich ein⸗ 
ſtecken wollten. Dadurch würde den ernſtlichen Bewerbern die ſichere Grundlage 
für die Bemeſſung der zu fordernden Preiſe entzogen, weil ihnen nicht erſt im 
letzten Augenblick vor Ablauf der Bewerbungsfriſt von der Klägerin die Zahl 
der an der Verdingung teilnehmenden Bundesmitglieder mitgeteilt würde. 

Was den erſten Punkt anlangt, ſo könnte eine Anfechtbarkeit höchſtens 
im Verhältnis zwiſchen Beſteller und Unternehmer in Frage kommen, auf 

99% 
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welche ſich die Beklagte nicht berufen könnte. Aber auch in dieſer Beziehung 
iſt eine Anfechtung wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nicht gegeben. 
Der klagende Bund iſt eine größere Vereinigung und zählt unſtreitig etwa 
300 Baufirmen in Bremen, d. h. etwa 2 aller bremiſchen Baufirmen, zu 
ſeinen Mitgliedern. Ahnliche Verbände beſtehen in allen Teilen Deutſchlands. 
Nun iſt durch den Beſchluß v. 9. Januar 1913 allen Vereinsmitgliedern zur 
Pflicht gemacht, bei Beteiligung an öffentlichen Verdingungen und auch 
ſonſt bei Einreichung von Bauangeboten an Beſteller nur Angebote mit der 
Aufſchrift ‚Auf Grund der Angebots-, Lieferungs- und Zahlungsbedingungen 
des Bundes der Baugeſchäfte“ einzureichen. Sollte ſelbſt dieſe Vorſchrift 
nicht in allen Fällen innegehalten werden, ſo iſt es doch nicht zweifelhaft, 
daß die Bedingungen des Klägers in Baukreiſen bekannt ſind. Die Beſteller 
wiſſen alſo, daß ſie die Gebühren als Aufſchlag zu den Koſtenanſchlägen zu 
zahlen haben. Beklagte hat ihre Behauptung, daß durch ein ſolches Ver— 
fahren die Beſteller planmäßig irregeführt und ausgebeutet würden und 
übermäßige Preiſe zu zahlen hätten, in keiner Weiſe mit Beiſpielen zu 
belegen vermocht. Es iſt daher nicht bewieſen, daß das von dem Kläger bei 
Verdingungen geübte und ſeinen Mitgliedern zur Pflicht gemachte Verfahren 
in irgendwie in Betracht kommender und erheblicher Weiſe zu Unzuträglich⸗ 
keiten zwiſchen Beſtellern und Unternehmern geführt hätte. 

Aber auch die weitere Begründung des Einwandes der Sittenwidrigkeit 
kann nicht durchſchlagen. Offenſichtlich beruht der von der Beklagten ange— 
fochtene Beſchluß des Klägers v. 9. Januar 1913 auf der Erwägung, daß es 
unbillig ſei, wenn die unberückſichtigten Bewerber bei Verdingungen für ihre 
oft mühevolle Arbeit und beträchtlichen Auslagen keine Entſchädigung er— 
hielten. Derartige Entſchädigungen erhalten die Bewerber nämlich durch— 
ſchnittlich nicht von den Beſtellern, die ſich in der Regel die Unentgeltlichkeit 
der Angebote vertragmäßig ausbedingen. Wenn ſonach der angefochtene 
Beſchluß ſeine Entſtehung einem berechtigten und ſchutzbedürftigen wirt— 
ſchaftlichen Bedürfnis verdankt und auch bei ordnungmäßiger Anwendung 
zu nicht zu beanſtandenden Ergebniſſen führt, ſo ſchließt das natürlich nicht 
aus, daß in vereinzelten Fällen die Beſtimmungen des Beſchluſſes von ge— 
wiſſenloſen Bewerbern ausgebeutet und mißbraucht werden. Eine ſolche 
mißbräuchliche Handhabung wird durch eine wirkſame Aufſicht abſeiten der 
Klägerin, welche die Angebote ſammelt, ohne Zweifel beſeitigt werden können, 
ganz abgeſehen davon, daß die Anforderungen, welche an Koſtenanſchläge 
und Angebote bei Vergebungen von Bauten abſeiten der Beſteller geſtellt 
werden, durchweg derartig ſind, daß nicht ernſthafte Bewerber ſchon aus 
dieſem Grunde in den ihnen zukommenden Beträgen keine ausreichende 
Entſchädigung für ihre immerhin aufzuwendende Mühe finden und ſchon 
deshalb von der Teilnahme an der Bewerbung abſehen werden. Es iſt ferner 
zu berückſichtigen, daß bei Privatarbeiten der Kreis der Bewerber durch— 
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ſchnittlich ein begrenzter iſt. Es finden bei Privatbauten meiſt keine öffent⸗ 
lichen Verdingungen ſtatt, ſondern der Beſteller ſetzt ſich mit den von ihm 
in Ausſicht genommenen Bewerbern unmittelbar in Verbindung. Hier wird 
alſo im Durchſchnitt jeder Bewerber ſeine Mitbewerber perſönlich kennen, 
und die von der Beklagten gerügten Mißſtände fallen ohne weiteres fort. 
Der Umſtand, daß bei Staatsbauten in gewiſſem Umfange für den einzelnen 
Bewerber die Zahl der Bewerber nicht zu überſehen war, hat dazu geführt, 
die Beſtimmungen des Beſchluſſes v. 9. Januar 1913 betr. die Verdingungs⸗ 
gebühren in einer den Bedürfniſſen des Verkehrs Rechnung tragenden Weiſe 
dahin abzuändern, daß für Staatsbauten ein feſtſtehender Pauſchalbetrag 
aufgeſchlagen wurde. So entſtand die vorliegende neue Faſſung des Be⸗ 
ſchluſſes v. 12. März 1914. Daraus folgt, daß gewiſſe leicht zu beſeitigende 
Mißſtände nicht dazu führen können, den an und für ſich nicht zu beanſtan⸗ 
denden Beſchluß aus dem Geſichtspunkt des Verſtoßes gegen die guten Sitten 
zu bejeitigen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 6. April 1916. Bund der Bau⸗ 

geſchäfte von Br. u. Umg. w. M. & B. Bf. VI. 412/15. Nö. 


182. Iſt der Schiedsgutachter verpflichtet, das gegen ſeine Stimme 
beſchloſſene Gutachten zu unterzeichnen d 


Vgl. 70 Nr. 121 m. N. 
BGB. § 317; ZPO. $ 1025. 


Das in Bd. 70 Nr. 121 mitgeteilte Urteil iſt vom Reichsgericht aufgehoben 
worden. Aus den Gründen: 

„— — — Zu beanſtanden iſt zunächſt, daß das Ber.⸗Gericht es unent⸗ 
ſchieden läßt, ob auf Grund des $ 11 des Vertrages von 1906 Schiedsrichter 
oder Schiedsgutachter ernannt werden ſollen und ernannt ſind. Die Annahme 
des angefochtenen Urteils, es ſei bei der Gleichheit der Pflichten beider recht⸗ 
lich bedeutunglos, ob das Klageverlangen gegen den Beklagten in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Schiedsrichter oder als Schiedsgutachter gerichtet werde, wird von 
der Reviſion mit Recht als nicht zutreffend angegriffen. Es iſt dabei nicht 
beachtet, daß die rechtliche Stellung des Schiedsrichters den Streitteilen 
gegenüber eine andre iſt als die des Schiedsgutachters. Das ſog. Rezeptum 
iſt, wie in dem Urteil des Reichsgerichts v. 29. Nov. 1904 (Entſch. 59, 247) 
ausgeführt iſt, ein Vertrag eigener Art, welcher dem Schiedsrichter, da er 
über den Parteien ſtehend einen Rechtsſtreit gleich wie der Staatsrichter ent⸗ 
ſcheiden ſoll, eine Stellung einräumt, wie ſie weder beim Auftrage, noch 
bei dem Dienſt⸗ oder Werkvertrage des Bürgerl. Geſetzbuchs zu finden iſt. 
Dieſe beſondere Stellung haben die Schiedsgutachter nicht. Ihre vertrag⸗ 
lichen Beziehungen zu den Parteien, für die ſie ein Gutachten erſtatten ſollen, 
ſind nicht von vornherein ſchon durch einen Vertrag beſonderer Art geregelt, 
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ſondern ergeben ſich erſt aus den mit ihnen getroffenen Vereinbarungen; 
dieſe können in verſchiedenen Vertragsarten zum Ausdruck gebracht ſein und 
müſſen deshalb nach der Lage des einzelnen Falls beurteilt werden. Nur 
für das Rezeptum iſt in der Rechtſprechung des Reichsgerichts die Klage beider 
Parteien auf Erfüllung und damit auch auf unterſchriftliche Vollziehung 
eines Schiedsſpruchs zugelaſſen. Wenn es ſich hier um Beſtellung von Schieds- 
richtern nicht handelt, ſind deshalb aus dieſer Rechtſprechung dem Beklagten 
ungünſtige Folgerungen nicht herzuleiten. Von der Prüfung, ob die drei 
hier in Betracht kommenden Perſonen zu Schiedsrichtern beſtellt oder ob 
ſie zu Schiedsgutachtern ernannt ſind, darf daher nicht abgeſehen werden. 
Dieſe Frage kann aber, da es in dieſer Beziehung weiterer tatſächlicher Er— 
örterungen nicht bedarf, vom Rev.⸗Gericht entſchieden werden und zwar 
dahin, daß, obwohl der $ 11 des Vertrags von einem Schiedsgericht und von 
Schiedsrichtern ſpricht, doch ein Schiedsvertrag i. S. des 8 1025 ZPO. nicht 
geſchloſſen iſt und deshalb auch nicht Schiedsrichter, ſondern Schiedsgutachter 
ernannt und in Tätigkeit getreten ſind. 

Nach der Vertragsbeſtimmung ſoll, ſchiedsgerichtliche Entſcheidung darüber 
getroffen werden, ob, wenn das Kaliwerk Grundſtücke nördlich der Chauſſee 
C.—E. in Anſpruch nehmen will, ein zwingender Fall hierfür vorliege. Dem 
Schiedsgericht iſt damit nicht, wie dies 8 1025 ZPO. zur Vorausſetzung hat, 
die Entſcheidung eines Rechtsſtreits durch einen den Streit erſchöpfenden, 
dem Urteile des ordentlichen Richters gleichen Spruch übertragen, ſondern 
es ſoll nur über eine tatſächliche Vorfrage entſcheiden. Die Folgerungen, 
welche ſich aus der Bejahung oder Verneinung dieſer nur ein Element der 
Entſcheidung bildenden Frage ergeben, ſind von den Schiedsrichtern nicht 
zu ziehen. Erſt die Folgerung aber, daß das in Anſpruch genommene Grund— 
ſtück dem Kaliwerke zu dem im Vertrage beſtimmten Preiſe zu überlaſſen ſei 
oder nicht, entſcheidet den Streit. Dem ſog. Schiedsgericht iſt nur das Be— 
finden darüber übertragen, ob das Kaliwerk zur Fortführung ſeines Unter— 
nehmens des betreffenden Grundſtücks aus zwingenden Gründen bedarf. 
Eine ſich hierüber verhaltende Außerung iſt lediglich ein nach Prüfung der 
tatſächlichen Verhältniſſe erſtattetes Gutachten. Bloße Gutachten aber können 
durch Parteivereinbarungen zu Schiedsſprüchen nicht gemacht werden. 

Hiernach iſt mit der Reviſion das Vorliegen eines Schiedsvertrages und 
damit auch die Beſtellung des Beklagten zum Schiedsrichter zu verneinen. 
Nicht zu folgen aber iſt den ſich daran anknüpfenden Ausführungen der Ne- 
viſion, daß dann auch, da der Beklagte unſtreitig vom Kaliwerke zum Schieds- 
gutachter ernannt iſt, der Kläger überhaupt nicht zu ihm in ein vertragliches 
Verhältnis getreten ſei. Vielmehr iſt es rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn 
das Ber.⸗Gericht annimmt, der Beklagte habe damit, daß er ſich bereit er— 
klärt habe, bei der Entſcheidung der nach dem Vertrage von drei Perſonen 
zu prüfenden Streitfrage mitzuwirken, nicht nur dem Streitteil, der ihn zu— 
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gezogen hat, ſondern beiden Teilen gegenüber die Verpflichtung übernommen, 
die der zuſammengetretenen Kommiſſion geſtellte Aufgabe durchzuführen. 
Dieſe Auffaſſung entſpricht, mag mit den Gutachtern ein Auftragsverhältnis 
eingegangen oder ein Dienſt- oder Werkvertrag geſchloſſen ſein, der Lage der 
Sache und nicht willkürlich, ſondern nur, wenn dies nach dem eingegangenen, 
Vertragsverhältnis gerechtfertigt iſt, darf der Beklagte ſeine zugeſagte weitere 
Mitwickung verweigern. 

Weiter iſt auch darin dem Ber.⸗Gericht beizutreten, daß in einem Falle, 
wie der vorliegende iſt, ſchriftliche Begutachtung ſtillſchweigend verlangt und 
zugeſagt iſt. Dagegen entbehrt die hieraus hergeleitete weitere Folgerung 
des angefochtenen Urteils, der Beklagte dürfe deshalb die unterſchriftliche 
Vollziehung des nach dem Beſchluſſe der Mehrheit in dem Schriftſtücke v. 
7. Januar 1914 abgefaßten Gutachtens, weil er abweichender Anſicht ſei, 
nicht verweigern, bisher einer ſie ſtützenden Grundlage. 

Für das ſchiedsgerichtliche Verfahren iſt allerdings in $ 1038 ZPO. an⸗ 
geordnet, daß bei einem von mehreren Schiedsrichtern zu erlaſſenden Spruche 
die abſolute Mehrheit der Stimmen entſcheidend iſt, ſofern nicht der Schieds- 
vertrag ein andres beſtimmt. Für eine entſprechende Anwendung dieſer Vor— 
ſchrift auf mehrere beſtellte Gutachter bietet das Geſetz aber keinen Anhalt. 
Vielmehr ordnen gegenteilig die von der Beſtimmung einer Leiſtung durch 
Dritte handelnden 88 317ff. BGB. an, daß, wenn mehrere Perſonen über 
eine Leiſtung entſcheiden ſollen, dieſe Perſonen eine Einheit darſtellen. Ab- 
geſehen von der bei der Beſtimmung von Summen zugelaſſenen Durch— 
ſchnittsberechnung ſoll, ſofern nichts andres verabredet iſt, nur eine über— 
einſtimmend abgegebene Erklärung für die Vertragſchließenden von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung ſein. 

Aus dieſen Beſtimmungen iſt zu entnehmen, wenn ſie auch nicht un— 
mittelbar von Gutachtern ſprechen, daß bei Berufung mehrerer Perſonen 
zu einer Entſcheidung über eine Vertragsleiſtung die Maßgeblichkeit eines 
bloßen Mehrheitsbeſchluſſes vom Geſetze an ſich nicht anerkannt wird. Eine 
für Gutachter etwas andres ausſprechende Geſetzesvorſchrift iſt vom Ber.⸗ 
Gericht nicht angeführt, es nimmt ohne weiteres an, daß der Beklagte ſich der 
Mehrheit zu fügen habe. Das beſchwert, da es an einem Anhalt dafür fehlt, 
den Beklagten und es bedarf in dieſer Beziehung noch weiterer Erörterungen 
und Feſtſtellungen. Dieſe haben ſich darauf zu erſtrecken, ob, da es ſich hier 
nicht um zwingendes Recht handelt, zunächſt die im § 11 des Vertrages ge— 
troffene Vereinbarung dahin auszulegen ſei, daß ſich die Vertragſchließenden 
dem Mehrheitsbeſchluſſe der drei zur Entſcheidung der Frage, ob ein zwingen— 
der Fall vorliege, berufenen Perſonen haben unterwerfen wollen oder ob 
nur eine übereinſtimmende Begutachtung hat maßgebend ſein ſollen. 

Bei der Auslegung des Vertrages im erſteren Sinn wird dann weiter 
zu prüfen und zu entſcheiden ſein, wie dem Beklagten die Begutachtung über— 
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tragen und wie ſie von ihm übernommen iſt, ob er nur ein von der Auffaſ— 
ſung der beiden andern zur Entſcheidung berufenen Perſonen unabhängiges 
Gutachten hat erſtatten oder ob er gegebenenfalls ſich einem Mehrheits⸗ 
beſchluſſe hat fügen wollen. Wird letzteres angenommen und ſoll daraus 
die Verpflichtung des Beklagten zur Vollziehung des Schriftſtücks v. 7. Januar 
1914 gefolgert werden, ſo wird vor der Entſcheidung noch zu erörtern ſein, 
ob der Beklagte durch die Verweigerung ſeiner Unterſchrift von dem Ver— 
trage zurückgetreten ſei und ob er zu dem Rücktritt nach der von ihm ge— 
gebenen Darſtellung der Vorgänge oder aus ſonſtigen Gründen berechtigt 
war. Dabei bedarf es der Prüfung, welcher der ſchon erwähnten Vertrags— 
arten die rechtlichen Beziehungen der Parteien zu unterſtellen ſind und wie 
ſich danach das Kündigungs- und Rücktrittsrecht des Beklagten geſtaltet. 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 18. Juni 1915. T. (BEL) w. R. 

(OLG. Celle). VII. 74/15. RGeEntſch. 87 Nr. 43 S. 191. 


183. Nichtigkeit der Abtretung künftiger Forderungen bei | 
ungenügender Beſtimmtheit. 


Vgl. 59 Nr. 178 m. N., 179; 64 Nr. 25; 69 Nr. 221 S. 414; auch 69 Nr. 92 m. N. 
BGB. $ 398. 


Der Grundeigentümer V. hatte am 25. April 1912 die Mieten ſeines 
Grundſtücks zur Sicherheit für einen gewährten Vorſchuß im Betrage von 
23000 .K an den Beklagten abgetreten. Am 4. Juli 1913 trat V. die Mieten 
desſelben Grundſtücks an den Kläger zur Sicherheit für eine Hypotheken- 
forderung von 40000 „ ab mit dem Zuſatz, daß der Kläger die Abtretung 
den Mietern erſt vorlegen werde, wenn die Auszahlung gekündigter Hypo— 
theken und die Zahlung der fälligen Zinſen vom Grundeigentümer nicht 
erfolgt ſei. Am 4. Februar 1914 endlich trat der Beklagte einen Teil der 
ihm abgetretenen Mieten an die Nebenintervenienten weiter ab. Der Be— 
klagte iſt im Juli 1914 aus den Mieten in voller Höhe der von V. geſchul— 
deten 23000 % befriedigt worden. Zu den abgetretenen Mieten gehörte auch 
ein Mietbetrag von 894,02 , der bei der Hinterlegungsſtelle hinterlegt wor— 
den war. Kläger forderte die Einwilligung des Beklagten in die Auskehrung 
des Betrages an ihn. — Die Klage wurde in 2. Inſtanz abgewieſen. Aus 
den Gründen: g 

„Der Kläger ſtützt ſeinen Anſpruch auf die Zeſſion vom 4. Juli 1913, 
wonach der Grundeigentümer V. ihm ‚vom 1. Juli 1913 ab alle Rechte und 
Ansprüche auf Zahlung der Mieten für das Viſche Grundſtück, und zwar 
ſowohl auf Grund der jetzt beſtehenden wie auch auf Grund aller noch in 
Zukunft zu ſchließenden Mietverträge abgetreten‘ hat, jedoch mit der Be— 
ſtimmung, daß „Kläger die Zeſſion den Mietern erſt vorlegen werde, wenn 
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die Auszahlung gekündigter Hypotheken und die Zahlung der fälligen Zinſen 
vom Grundeigentümer nicht erfolgt‘ ſei. Darnach ſollte alſo der Zedent V. 
die Mieten zunächſt ſelbſt von den Mietern einziehen, und zwar für eigene 
Rechnung, und das Recht des Klägers auf die Mieten erſt dann eintreten, 
wenn V. mit der Auszahlung gekündigter Hypothekenzinſen und fälliger 
Zinſen im Rückſtand ſei. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Abtretung 
ſchon deshalb der Rechtswirkſamkeit entbehrt, weil die Verfügung über die 
abgetretene Forderung nicht ſofort auf den Kläger übergehen ſollte, ſon— 
dern der Übergang von einer Bedingung abhängig gemacht worden war 
(vgl. RGEntſch. 37, 103. 106; ZW. 1914, 830%). Denn ſchon aus einem andern 
Grunde iſt dieſe Abtretung ungültig. Sie betrifft zukünftige Forderungen. 
Eine ſolche Abtretung iſt in Übereinſtimmung mit der ſtändigen höchſtrichter⸗ 
lichen Rechtſprechung an ſich als zuläſſig anzuſehen. Aber mit Recht ver- 
langt ebendieſelbe Rechtſprechung als Vorausſetzung für die Gültigkeit der 
Abtretung eine genügende Beſtimmtheit und Beſtimmbarkeit der abgetre⸗ 
tenen Forderungen; 
RGEntſch. 67, 167, (Seuff A. 64 Nr. 25); 75, 228. 

Wenn nun auch die Mieten, auf die ſich die Abtretung bezieht, im vorliegen 
den Fall einzeln aufgeführt worden ſind, ſo ſchafft doch die Abrede, daß der 
Kläger die Zeſſion den Mietern gegenüber erſt dann geltend machen ſolle, 
wenn der Grundeigentümer mit ſeiner Hypothekenrückzahlung oder Zins— 
zahlung im Rückſtande ſei, einen Zuſtand der Unſicherheit, der die ganze Ab— 
tretung als ungültig erſcheinen laſſen muß. Der Zeitpunkt, von dem ab die 
Mieten wirklich an den Kläger übergehen ſollen, iſt von vornherein ganz 
unbeſtimmt und hängt auch von Umſtänden ab, die den Schuldnern der 
Mieten wie den Gläubigern der Parteien ganz unbekannt ſind. Es kommt 
hinzu, daß der Grundeigentümer die Mieten ſchon vorher an den Beklagten 
abgetreten hatte, und daß durch das Zuſammentreffen der beiden Abtre— 
tungen die Unbeſtimmtheit der zweiten Abtretung noch verſtärkt wird. Der⸗ 
artige, im einzelnen nicht genau beſtimmte und im voraus nicht beſtimmbare 
Abtretungen zukünftiger Forderungen können im Intereſſe der Rechtsſicher⸗ 
heit nicht als zuläſſig angeſehen werden. Sie ſchaffen unklare Verhältniſſe, 
die infolge der mangelnden Klarheit nicht nur dem neuen Gläubiger, ſon⸗ 
dern vor allem auch den Schuldnern der abgetretenen Forderungen und den 
Gläubigern der Parteien ſchaden können. 

Deshalb kann das Recht ſolche unbeſtimmte Arenen als gültig nicht 
anerkennen und mußte die Klage abgewieſen werden.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 13. Jan. 1916. M. (Kl.) 
w. Sch. u. Gen. Bf. VI. 243/15. Nö. 
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184. Wann liegt ein Geſamtgläubiger-Verhältnis vor d Aufrechnung 
gegen ein ſolches “. 
(Vgl. 70 Nr. 124 m. N.) 
BGB. $ 428; 719 Abſ. 2. 

Die beiden Beklagten hatten gegen den Kläger eine Forderung für Maler— 
arbeiten eingeklagt. Es war dann zwiſchen den Parteien ein Vergleich ge— 
ſchloſſen worden, nach welchem der Kläger den Beklagten u. a. 200% zu 
Händen ihres Anwalts zu zahlen hatte. Später trat der Drogenhändler W. 
dem Kläger eine ihm angeblich gegen den Erſtbeklagten für geliefertes Farben⸗ 
material zuſtehende Forderung ab. Der Kläger wollte nun mit der ihm ab— 
getretenen Forderung gegenüber der den Beklagten aus dem Vergleich zu— 
ſtehenden Forderung aufrechnen und klagte auf Feſtſtellung, daß die Voll— 
ſtreckung aus dem Vergleich unzuläſſig ſei, ſowie auf Herausgabe des Schuld— 
titels. Die Beklagten beſtritten, daß die abgetretene Forderung zu Recht be— 
ſtehe und eine Aufrechnung mit der Vergleichsforderung zuläſſig ſei. — Das 
Landgericht gab der Klage ſtatt; in 2. Inſtanz wurde ſie abgewieſen. Gründe: 

„Der Rechtsauffaſſung des Landgerichts kann nicht beigepflichtet werden. 
Haben mehrere eine teilbare Leiſtung zu fordern, ſo iſt nach der Vorſchrift 
des 8 420 BGB. jeder Gläubiger im Zweifel nur zu einem gleichen Anteil 
berechtigt. Während für mehrere Schuldner im Geſetze ſchon dann ein Ge— 
ſamtſchuldverhältnis vermutet wird, wenn die gemeinſame Verpflichtung 
auf einem Vertrage beruht ($ 427 BGB.), iſt etwas entſprechendes nicht 
auch für die Mitberechtigung feſtgeſetzt worden. Ein Geſamtgläubigerverhält⸗ 
nis liegt vielmehr nur dann vor, wenn nach Lage des Falles jeder die ganze 
Leiſtung fordern kann, der Schuldner aber die Leiſtung nur einmal zu be— 
wirken verpflichtet iſt ($ 428 BGB.). Fälle dieſer Art ſind im Rechtsver⸗ 
kehr ſelten (vgl. Staudinger BGB. § 428 Anm. 1 a. E.). Der Umſtand, daß 
die Mitberechtigung auf Vertrag beruht oder daß die Leiſtung an den Anwalt 
der Berechtigten erfolgen ſoll, reicht nicht aus, um eine Abſicht der Parteien 
auf Begründung eines Geſamtgläubigerverhältniſſes anzunehmen. 

In Wahrheit beruht aber die Entſcheidung des Rechtsſtreits auf andern 
Rechtsgrundſätzen. Die Beklagten haben ihr Malergeſchäft gemeinſam be— 
trieben, wie die im Vorprozeß beigebrachten Schriftſtücke, insbeſondere der 
Vertrag und die Rechnungen, ausweiſen. Mindeſtens aber beſtand für die 
Beſchaffung der vom Kläger beſtellten Arbeiten ein Geſellſchaftsverhältnis. 
Daraus folgt, daß, dem Charakter des Geſamthandverhältniſſes entſprechend, 
der Forderung der Beklagten gegenüber nicht mit einer Forderung auf— 
gerechnet werden konnte, die dem Kläger als Schuldner gegen einen der 
Beklagten zuſtand (§ 719 Abſ. 2 BGB.). Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
nicht die beiden Beklagten dem Drogenhändler W. aus der Beſtellung und 
Lieferung des Farbenmaterials haften. Abgetreten hat W. jedenfalls nur 
die gegen den Erſtbeklagten ihm zuſtehende Forderung. 
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Somit war die Aufrechnung gegenüber der Vergleichsforderung un— 
wirkſam. Die Beklagten haben das Recht, den Vergleich gegen den Kläger 
vollſtrecken zu laſſen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 19. Febr. 1916. H. (Kl.) w. 

C. S. und W. S. Bf. VI. 308/15. Nö. 


185. Kein Kündigungsrecht des Vermieters oder Verpächters aus 
§ 554 BGB. bei Rückſtändigkeit eines nur unerheblichen Teils 
einer Zinsrate. 

BGB. 8 554. 

— — — Die Vorſchrift des 8 5541 BOB. darf nicht dazu führen, den 
Mieter auch dann einer friſtloſen Kündigung auszuſetzen, wenn es ſich nur 
um unerhebliche Teile einer Mietzinsrate handelt (vgl. RGEntſch. 82, 54). 
Es würde gegen Treu und Glauben verſtoßen, wenn der Vermieter auch auf 
einen geringfügigen Rückſtand ſich ſollte berufen dürfen. Das Ber.-Gericht 
verneint einen Verſtoß gegen Treu und Glauben nur deshalb, weil es den 
Betrag von 10 , mit dem nach ſeiner Annahme der Beklagte für das dritte 
Vierteljahr mindeſtens im Rückſtande war, dem Rückſtande für das zweite 
Vierteljahr einfach hinzurechnet und dann den Geſamtbetrag für nicht gering 
erklärt. Das entſpricht nicht dem Sinn des 8 551 BGB. Das Geſetz fordert 
ausdrücklich Verzug mit der Entrichtung von zwei Raten. Die Frage, ob 
ein Teilrückſtand zu geringfügig ſei, um eine Kündigung zu rechtfertigen, 
iſt daher nach dem Verhältniſſe des rückſtändigen Teilbetrages zu der be— 
treffenden Rate, nicht nach dem Geſamtbetrag der Rückſtände aus beiden 
Raten zu beurteilen. Daß aber ein Betrag von 10 „ gegenüber einem Zins— 
betrag von 1062 f 50 S fo geringfügig iſt, daß nach Treu und Glauben 
der Vermieter zur Begründung der friſtloſen Kündigung ſich auf einen ſolchen 
Rückſtand nicht ſtützen darf, iſt ohne weiteres anzuerkennen. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 19. März 1915. Kn. (Bkl.) w. 

St. (KG. Berlin). III. 565/14. Auch in RGeEntſch. 86 Nr. 82 S. 334. 


186. Feuerverſicherung auf Gegenſeitigkeit; über die Gültigkeit 
ſatzungwidriger Verſicherungsgeſchäfte gegen feſte Prämien nach 
§ 21 Abſ. 2 PrivDerfiint®. 

PrivVerſuntG. v. 12. Mai 1901 (RGBl. 139) 8 21 Abſ. 2. 


Der Kläger hatte im Auguſt 1914 zwei Getreidemieten für die Zeit vom 
4. Auguſt bis 4. Oktober 1914 bei der Beklagten gegen Feuersgefahr ver- 
ſichert. Am 21. Auguſt 1914 brannten die Mieten ab. Der Kläger forderte 
Zahlung von 4450 nebſt Zinſen. In 1. Inſtanz wurde die Klage abge— 
wieſen, während in 2. Inſtanz der Anſpruch dem Grunde nach für gerecht— 
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fertigt erklärt wurde. Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus 
den Gründen: 

„Die Beklagte iſt ein Verſich.-Verein auf Gegenſeitigkeit und unter⸗ 
liegt als ſolcher den Beſtimmungen des 3. Abſchn. des Geſ. über die privaten 
Verſich.-Unternehmungen v. 12. Mai 1901. Nach § 21 Abſ. 2 dieſes Geſetzes 
dürfen Verſich.-Vereine auf Gegenſeitigkeit Verſich.-Geſchäfte gegen feſte 
Prämien in der Art, daß die Verſicherungnehmer nicht Mitglieder des Vereins 
werden, nur betreiben, ſoweit die Satzung dies ausdrücklich geſtattet. Der 
vom Regierungspräſidenten genehmigte, die Satzung und die allgemeinen 
Verſich.-Bedingungen umfaſſende Geſchäftsplan der Beklagten läßt den 
Abſchluß derartiger Verſich.-Geſchäfte in beſtimmtem Umfange zu, inſofern 
nach § 15 Allg. Verſich.-Bedingungen Mitglieder gewiſſe Gegenſtände, dar— 
unter Getreide, Heu und Stroh in Mieten (Schobern) während des Laufs 
der Verſich.-Periode monateweiſe zu feſten Beiträgen — gegen feſte Prä- 
mien — nach beſonderem Tarif verſichern können. Danach können ſolche 
Verträge nur mit Mitgliedern geſchloſſen werden. Der Kläger hat nun im 
Auguſt 1914 einen Verſich.-Vertrag gegen feſte Prämien über zwei Getreide⸗ 
mieten mit der Beklagten abgeſchloſſen, er war jedoch damals nicht mehr 
Mitglied der verklagten Geſellſchaft, der Vertrag hätte mithin nicht abge— 
ſchloſſen werden dürfen. Es fragt ſich deshalb zuvörderſt, ob der Vertrag 
überhaupt wirkſam zuſtandegekommen iſt. In den Vorinſtanzen iſt dieſe 
Frage nicht zur Erörterung gekommen, die Beklagte hatte nach dieſer Rich— 
tung hin Einwendungen gegen den Klaganſpruch nicht erhoben. Die Reviſion 
macht in dieſer Beziehung Bedenken geltend, jedoch ohne Grund. 

Ein Zweifel an der Gültigkeit des Vertrags könnte überhaupt nicht ent— 
ſtehen, wenn die Beſtimmung in 8 15 Allg. Verſich.-Bedingungen dahin 
zu verſtehen wäre, daß mit dem Abſchluß einer Verſicherung zu feſten Bei— 
trägen die Erwerbung der Mitgliedſchaft verbunden wäre. So kann die Be— 
ſtimmung jedoch nicht verſtanden werden. Zwar vollzieht ſich im allgemeinen 
der Eintritt in die Mitgliedſchaft und die mit ihr verbundenen Rechte und 
Pflichten bei Verſich.-Geſellſchaften auf Gegenſeitigkeit unmittelbar mit dem 
Abſchluß des Verſich.-Vertrags ſelbſt, es bedarf nicht daneben noch eines auf 
den Eintritt des Verſich.-Nehmers in die Geſellſchaft gerichteten beſonderen 
Vertrags. Allein dieſer Grundſatz iſt auf die tatſächlich und rechtlich ganz 
anders geſtaltete Verſicherung gegen feſte Prämien nicht ohne weiteres an- 
wendbar. Die Vorſchrift in § 21 Abſ. 2 Gef. bezieht ſich ihrem Wortlaut nach 
auf ſolche Verſich.-Geſchäfte gegen feſte Prämien, bei denen der Verſich.“ 
Nehmer nicht Mitglied des Vereins wird. In dieſem Sinne iſt auch $ 15 
Verſich.-Bedingungen der Beklagten gemeint. — — — Ein Verſtoß gegen 
§ 15 der Verſich.-Bedingungen und § 21 Abſ. 2 Gef. liegt mithin vor, inſofern 
die Beklagte den Verſich.-Vertrag mit einer Perſon abgeſchloſſen hat, die 
weder Mitglied war, noch durch den Vertragsabſchluß ſelbſt die Mit- 
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gliedſchaft erlangte. Dieſer Verſtoß hat jedoch keine Nichtigkeit des Ver⸗ 
trags zur Folge. 

Das Geſetz verbietet den Verſich.⸗Geſellſchaften auf Gegenſeitigkeit den 
Abſchluß von Verſicherungen gegen feſte Prämien nicht ſchlechthin, ſondern 
nur inſoweit, als ihnen die Satzung den Betrieb ſolcher Geſchäfte nicht aus⸗ 
drücklich geſtattet. Mit Rückſicht hierauf begegnet die Annahme, daß das 
Geſetz den Abſchluß ſolcher Verſicherungen, dafern dabei die ſatzungmäßig 
gezogenen Grenzen überſchritten worden ſind, mit der Folge der Nichtig⸗ 
keit habe bedrohen wollen, von vornherein dem ſchwerwiegenden Bedenken, 
daß die Satzung dem Publikum nicht bekannt zu ſein pflegt und auch nicht, 
wie dies § 10 Abſ. 1 Gef. hinſichtlich des Abſchluſſes eines Verſich.⸗Vertrags 
auf Gegenſeitigkeit vorſchreibt, dem Verſich.-Nehmer vor dem Abſchluſſe eines 
Verſich.⸗Vertrags gegen feſte Prämien ausgehändigt zu werden braucht. 
Gegen eine ſolche Annahme ſpricht auch der allgemeine Zweck des Geſetzes, 
der nach 8 1 darin beſteht, Privatunternehmungen, welche den Betrieb von 
Verſich.⸗Geſchäften zum Gegenſtande haben, der Beaufſichtigung der zuſtän— 
digen Behörden nach Maßgabe der im Geſetze ſelbſt im einzelnen getrof— 
fenen Vorſchriften zu unterwerfen. Das Geſetz ſucht ſeine im weſentlichen, 
wenn auch nicht ausſchließlich auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts liegen⸗ 
den Zwecke vornehmlich in der Weiſe zu erreichen, daß es die Einrichtungen 
und den Betrieb derartiger Verſich.-Unternehmungen behördlicher Beaufſich— 
tigung unterwirft und auf dieſem Wege die Befolgung der von ihm getroffenen 
Vorſchriften ſichert. Daß es daneben noch an die Nichtbefolgung einzelner 
Vorſchriften die privatrechtliche Folge der Nichtigkeit eines geſetzwidrig vor— 
genommenen Rechtsgeſchäfts habe knüpfen wollen, liegt an ſich fern und 
würde nur angenommen werden können, wenn und ſoweit das Geſetz eine 
ſolche Abſicht erkennen ließe. Der Inhalt des hier in Betracht kommenden 
821 Abſ. 2 Gef. ſpricht aber nicht für, ſondern gegen die Annahme einer 
ſolchen Abſicht des Geſetzes. Denn das dort ausgeſprochene Verbot richtet 
ſich ſeinem Wortlaut nach lediglich gegen die Verſich.-Vereine, nicht gegen 
die Verſich.⸗Nehmer, hat auch nur den Betrieb von Verſich.-Geſchäften gegen 
feſte Prämien im allgemeinen, nicht das einzelne Rechtsgeſchäft zum Gegen⸗ 
ſtande und iſt überdies in diejenige Form gekleidet, in der in der neueren 
Geſetzesſprache Verbote ausgeſprochen zu werden pflegen, deren Übertretung 
nicht mit der Folge der Nichtigkeit des verbotwidrig abgeſchloſſenen Rechts⸗ 
geſchäfts bedroht fein ſoll. Soweit hiernach etwa eine aus $ 134 BGB. her⸗ 
zuleitende Vermutung für die Nichtigkeit des ſtreitigen Verſich.⸗Vertrags 
ſpricht, erſcheint ſie durch den Inhalt und den Zweck des Geſetzes ſelbſt wider⸗ 
legt. — — —“ 

(Die Aufhebung erfolgte aus andern Gründen.) 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 9. Nov. 1915. Mob.⸗F.⸗VerſG. 
in M. (Bkl.) w. Dr. (OL G. Marienwerder). VII. 289/15. 
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187. Kündigung des Vertrages mit einer engliſchen Feuerverſicherungs⸗ 
Geſellſchaft wegen des engliſchen Fahlungsverbots. 


(Vgl. 62 Nr. 107; 65 Nr. 25.) 
VerſVertrG. § 1; BGB. § 157. 321. 


Das Reichsgericht hat in der Entſcheidung v. 28. Januar 1905 (RGentſch. 
60, 56ff.) ausgeführt: Im allgemeinen habe nach dem Bürgerl. Geſetzbuch 
die ſog. elausula rebus sic stantibus, abgeſehen von den Ausnahmefällen 
der 88 321. 610 keine Geltung. Dadurch ſei aber die Prüfung nicht aus- 
geſchloſſen, ob nicht im einzelnen Fall oder auch bei einer ganzen Gattung 
von Verträgen nach der Abſicht der Parteien und nach der Natur der Ber- 
träge bei deren Auslegung nach Treu und Glauben und mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte ein Rücktrittsrecht wegen veränderter Umſtände gegeben ſei. 
Bei Verſich.-Verträgen gehe der erkennbare Zweck des Verſich.-Nehmers 
dahin, ſich gegen die Folgen eines wirtſchaftlich nachteiligen Ereigniſſes zu 
ſchützen, die Gewißheit zu haben, daß er durch die Verſicherung gegen die 
befürchteten Nachteile bei deren Eintritt ohne weiteres Deckung finde. Dieſer 
Zweck bleibe bei der Verſicherung bei einer auf den planmäßigen Großbetrieb 
gerichteten Geſellſchaft regelmäßig nur erreichbar, ſolange die wirtſchaftlichen 
und rechtlichen Grundlagen, auf denen ſich der Großbetrieb aufbaue, im 
weſentlichen erhalten blieben; er ſei gefährdet, wenn jene Grundlagen durch 
Handlungen der Geſellſchaft erſchüttert würden, welche auf eine Beſeitigung 
oder erhebliche Veränderung derjenigen Verhältniſſe zielten, auf deren Fort⸗ 
beſtand der Verſicherte bei Eingehung der Verſicherung habe rechnen dürfen. 
Es müſſe daher bei Auslegung der Verſich.-Verträge nach den dieſe im wei⸗ 
teſten Umfange beherrſchenden Grundſätzen von Treu und Glauben als ſtill— 
ſchweigend vereinbart angeſehen werden, daß der Verſicherte i in ſolchen Fällen 
zum Rücktritt berechtigt ſein ſolle. 

„Dieſen Grundſätzen iſt auch heute noch zu folgen. Sie werden nicht be- 
rührt durch das erſt nach jener Entſcheidung des Reichsgerichts erlaſſene Reichs⸗ 
geſetz v. 30. Mai 1908 über den Verſich.-Vertrag. Das Reichsgericht ſtellt 
nicht für das frühere Recht einen dispoſitiven Rechtsſatz des Verſicherungs⸗ 
rechts auf, ſondern folgert die ſtillſchweigende Vereinbarung eines Rücktritts⸗ 
rechts aus dem übereinſtimmenden Parteiwillen beim Abſchluß des Verſich.⸗ 
Vertrages im Wege der Auslegung nach Treu und Glauben und mit Rück⸗ 
ſicht auf die Verkehrsſitte ($ 157 BGB.). Einer ſolchen Annahme ſteht nicht 
entgegen, daß das Geſetz v. 30. Mai 1908 von einem Rücktrittsrecht in Fällen, 
in denen die vom Reichsgericht aufgeſtellten Vorausſetzungen eingetreten 
ſind, nicht ſpricht. — — — 

Das Reichsgericht hat den Fall im Auge, daß durch Handlungen der 
Geſellſchaft die Grundlagen des Verſich.⸗Geſchäfts erſchüttert werden, wäh⸗ 
rend es ſich hier zunächſt um den Einfluß des Erfüllungsverbots handelt, 
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das die engliſche Regierung am 9. Sept. 1914 in betreff beſtehender Verſich.⸗ 
Verträge mit feindlichen Ausländern erlaſſen hat. Es muß aber auch für 
dieſen Fall als von den Parteien beim Abſchluß des Vertrages ſtillſchweigend 
vereinbart angeſehen werden, daß der Verſicherte zur Kündigung berechtigt 
ſein ſollte; hätten ſie den Fall als möglich vorausgeſehen, ſo iſt anzunehmen, 
daß ſie für ſeinen Eintritt die Auflöſung des Verſich.-Vertrages vorgeſehen 
hätten. Denn infolge des Erfüllungsverbots wurden die rechtlichen und wirt— 
ſchaftlichen Grundlagen des Verſich.-Verhältniſſes vollſtändig erſchüttert und 
der Verſich.⸗Vertrag mit der Klägerin bot für den Beklagten nicht mehr 
genügende Sicherheit gegen die ſchweren Schäden, die ihn im Falle eines 
Brandes bedrohten. 

In dem Verſich.⸗Schein des Beklagten war das Grundkapital der klagen— 
den Geſellſchaft auf 65497260 / angegeben. Infolge des engliſchen Zah- 
lungsverbots war aber ſo viel klar, daß das engliſche Stammunternehmen 
keine Mittel zur Deckung der Schäden deutſcher Verſicherter hergeben würde. 
Das inländiſche Vermögen, das zur Deckung der deutſchen Verſicherten heran— 
gezogen werden konnte, beſtand aus einer dem Reichsfiskus für die Erfüllung 
der Verſich.⸗Verbindlichkeiten verpfändeten Sicherheit in Höhe von 1700000 „AH 
und einem nach dem letzten Geſchäftsbericht mit Hypotheken nicht belaſteten 
Grundſtücke in Hamburg im Bilanzwerte von 500000 . Dieſes Grundſtück 
kam aber bei der Schwierigkeit ſeiner Verwertung offenbar in abſehbarer 


Zeit als geeignete Deckung nicht in Betracht. — — — Die Prämienein- 
nahmen der Geſellſchaft — — — und die etwa in Deutſchland verbliebenen 
Überſchüſſe früherer Jahre — — — gewährten infolge des engliſchen Bah- 


lungsverbots dem Verſicherten keine genügende Sicherheit mehr. Wenn auch 
das engliſche Zahlungsverbot einer Verurteilung der Geſellſchaft durch deutſche 
Gerichte nicht entgegengeſtanden hätte, jo war doch damit zu rechnen, daß 
die engliſche Hauptleitung der Geſellſchaft dem engliſchen Geſetze entſprechend 
ihrem deutſchen Hauptbevollmächtigten die Weiſung erteilen würde, die ver⸗ 
fügbaren Gelder nicht zur Deckung in Deutſchland eingetretener Schäden zu 
verwenden, ſondern herauszuziehen oder ſonſtwie beiſeite zu bringen. — — — 
Weiter war zu berückſichtigen, daß der deutſche Verſich.-Beſtand der klägeri⸗ 
ſchen Geſellſchaft gerade infolge der den Verſicherten durch ein Rundſchreiben 
vom September 1914 gewährten Möglichkeit, ihre Verſicherung anf die Hanſeat. 
Verſich.⸗Geſellſchaft von 1877 zu übertragen, wie vorauszuſehen, einer 
ſtarken Abwanderung ausgeſetzt war, wodurch der deutſche Verſich.⸗Beſtand 
der Klägerin die Eigenſchaft eines abſterbenden, in der Abwickelung begrif— 
fenen annahm. Daraus ergab ſich einerſeits die Abminderung der Prämien⸗ 
einnahmen, anderſeits die Gefahr eines mangelhaften Gefahrenausgleichs, 
einer Unregelmäßigkeit des Schadensverlaufs und ſomit des Leerausgehens 
für die am längſten laufenden Verſicherungen, endlich ein hoher Verwaltungs⸗ 


koſtenſatz. 
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Das Weſentliche blieb darnach, daß den deutſchen Verſicherten infolge 
des engliſchen Zahlungsverbots nicht mehr das ganze große Unternehmen 
der Klägerin gegenüberſtand, das gerade durch ſeine Ausbreitung über ver⸗ 
ſchiedene Länder und den dadurch bedingten weſentlich erhöhten Gefahren⸗ 
ausgleich und die hohen Geſamtprämieneinnahmen ſowie das hohe Grund⸗ 
kapital von über 65 Millionen & den Verſicherten eine Sicherheit erſten 
Ranges bot, ſondern ihnen nur noch das im Verhältnis dazu ganz gering- 
fügige in Deutſchland befindliche Vermögen der Klägerin als Sicherheit haftete 
und allenfalls der verbleibende geringe deutſche Verſich.-Beſtand den Gegen⸗ 
ſtand des Unternehmens bildete. Dadurch waren die wirtſchaftlichen und recht- 
lichen Grundlagen des Verſich.⸗Geſchäfts der Klägerin für das Verhältnis zum 
Beklagten ſo weſentlich andre geworden, daß dem Beklagten nach dem Sinn 
des urſprünglichen Vertrages nicht zugemutet werden konnte, an dem Ver⸗ 
trage feſtzuhalten, er vielmehr zur Kündigung berechtigt war (vgl. OLG. 
Kiel in IW. 1915, 530). 

Die Klägerin macht nun noch geltend, ſie habe dem Beklagten durch 
die Garantie der Hanſeat. Verſich.-Geſellſchaft von 1877 unter ſolidariſcher 
Mitverhaftung der Norddeutſchen Verſich.-Geſellſchaft in Hamburg mehr als 
ausreichende anderweitige Sicherheit verſchafft, wie fie in einem Rund⸗ 
ſchreiben vom September 1914 dem Beklagten mitgeteilt habe. Wenn in 
dieſem Rundſchreiben dem Beklagten angeboten iſt, die Verſicherung auf 
die bezeichnete Hanſeat. Geſellſchaft übergehen zu laſſen, ſo braucht ſich der 
Beklagte, wie nicht zweifelhaft iſt, darauf nicht einzulaſſen, da niemand ge— 
zwungen werden kann, ſich einen andern Schuldner aufdrängen zu laſſen, 
abgeſehen von den Fällen einer Geſamtrechtsnachfolge. Ebenſo wenig aber 
braucht ſich der Beklagte auf eine andre Geſtaltung ſeiner Rechtsverhältniſſe 
einzulaſſen, welche wirtſchaftlich denſelben Erfolg auf anderem Wege er- 
reichen ſollte. — — — Es iſt dem OLG. Kiel a. a. O. auch darin zu folgen, 
daß die ganze Grundlage des Verſich.-Verhältniſſes verändert wird, wenn 
die Klägerin, da ſie ſelbſt mit ihrem Geſamtvermögen nur noch zum kleinſten 
Teil für die Erfüllung einſtehen kann, nunmehr eine andre Geſellſchaft 
als Haftungsperſon im Wege der Garantieübernahme einſchieben will. 
Im rechtlichen und wirtſchaftlichen Sinne ſoll dem Verſicherten in der 
Hauptſache eine andre Geſellſchaft haften als die, mit der ſie abge— 
ſchloſſen hat. Darauf braucht ſich der Beklagte nicht einzulaſſen. Außer⸗ 
dem konnte dem Beklagten nicht zugemutet werden, daß er im Sep⸗ 
tember 1914, als er das Rundſchreiben der Klägerin erhielt und ſich 
über ſein Verhalten alsbald ſchlüſſig machen mußte, Nachforſchungen an⸗ 
ſtelle, ob der Vermögensſtand der Hanſeat. Geſellſchaft und der Nord— 
deutſchen ein derartiger war, daß neben der Deckung ihres eigenen Verſich.“ 
Beſtandes noch eine beachtliche Sicherheit für die Verſicherten des Phönix 
übrig blieb. — — — 
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Die Kündigung war mithin zu der Zeit, als ſie ausgeſprochen wurde, 
gerechtfertigt. Damit war der Vertrag aufgelöſt, und ein nachträglicher Nach— 
weis genügender Sicherheit, wie ihn die Klägerin jetzt angeboten hat, würde 
daran nichts mehr ändern. | 

Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 28. April 1916. L. (BEL) w 

Lond. Phönix. La. 200/15. Kn. 


188. Bedeutung eines Strafverfahrens für die Anzeigepflicht bei der 
Haftpflicht-Verſicherung. 
Vers VG. 98 6. 159. 

Der Kläger war bei der ö gegen Haftpflicht verſichert. Er iſt 
95 Beklagten aber erſt am 23. Febr. 1913 Anzeige von dem Unfall erſtattet, 
nachdem zivilrechtliche Anſprüche gegen ihn erhoben worden waren. Die 
verklagte Geſellſchaft lehnte infolgedeſſen die Zahlung ab, wurde jedoch in 
allen Inſtanzen dazu ſchuldig erkannt. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 
„Nach der ausdrücklichen Vorſchrift des §8 153 VerſVG., die auf den vor⸗ 
liegenden Fall Anwendung findet, wird der Pflicht zur Anzeige des Ver— 
ſicherungsfalles genügt, wenn die Anzeige innerhalb einer Woche erfolgt, 
und dieſe Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Dritte ſeinen 
Anſpruch gegenüber dem Verſicherungnehmer geltend macht, jedoch iſt, wenn 
der Verſicherungnehmer zu einer gerichtlichen Verhandlung über den An⸗ 
ſpruch geladen wird, die Anzeige unverzüglich nach Empfang der Ladung 
zu machen. Dieſe Vorſchrift iſt inſofern zwingend, als nach § 153 Abſ. 2 der 
Verſicherer ſich auf eine Vereinbarung nicht berufen kann, durch welche die 
Dauer oder die Berechnung der Friſt zum Nachteil des Verſicherungnehmers 
anders beſtimmt iſt. Danach ſind derartige auf die Anzeigepflicht des Ver⸗ 
ſicherungnehmers ſich beziehende Vereinbarungen nicht ſchlechthin, ſondern 
nur inſofern dem Belieben der Beteiligten entzogen, als ſie zum Nachteil 
des Verſicherungnehmers gereichen und auch nur inſoweit, als ſie ſich auf 
die Dauer oder die Berechnung der Anzeigefriſt beziehen. Vereinbarungen 
andrer Art, insbeſondere ſolche über die Form der Anzeige, über die mit der 
Anzeige zu erbringenden Nachweiſungen u. dgl. ſind zuläſſig und wirkſam. 
Dagegen kann ſich der Verſicherer nicht auf eine Vereinbarung berufen, durch 
die der Beginn der Anzeigefriſt auf einen andern Zeitpunkt, als den in § 153 
Abſ. 1 beſtimmten, zum Nachteil des Verſicherungnehmers feſtgeſetzt wird, 
insbeſondere alſo auf die Feſtſetzung eines früheren als des geſetzlich be⸗ 
ſtimmten Zeitpunktes, von dem die Anzeigefriſt zu laufen beginnt, denn 
eine ſolche Vereinbarung betrifft die Berechnung der Friſt und ihre Dauer. 
Eine unverzügliche Anzeige iſt dem Verſicherungnehmer in $ 153 Abſ. 1 
nur dann zur Pflicht gemacht, wenn er zu einer gerichtlichen zung 

Seufferts Archiv Bd. 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 8. 
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über den Anſpruch geladen wird, die bloße Vorladung zu einem Strafverfahren 
genügt hierzu in der Regel nicht, da das Strafverfahren nicht den Anſpruch 
des Verletzten gegen den Verſicherungnehmer zum Gegenſtande hat; nur 
dann iſt das letztere der Fall, wenn im Strafverfahren zuläſſigerweiſe wegen 
des die Haftpflicht des Verſicherungnehmers begründenden Vorfalls vom 
Verletzten ein Anſpruch auf Buße erhoben wird. 

Im gegebenen Falle hat wegen des am 6. Sept. 1912 folgten Unfalls 
ein Strafverfahren ſtattgefunden. Dieſes Strafverfahren kommt aber nicht 
in Betracht, da ein Bußanſpruch in demſelben nicht erhoben worden iſt. Da⸗ 
gegen hat der Kläger die gegen ihn erhobenen Erſatzanſprüche nach der Feſt⸗ 
ſtellung des Ber.⸗Richters unbeſtritten innerhalb einer Woche nach deren 
Geltendmachung der Beklagten angezeigt, er hat mithin der ihm geſetzlich 
obliegenden Anzeigepflicht friſtgemäß genügt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 17. März 1916. Sch. w. Geſellſch. 

Th. (OLG. Colmar). VII. 392/15. L—ch. 


189. Dorausfegungen eines widerrechtlichen Eingriffs in einen 
fremden Gewerbebetrieb. 
Vgl. 70 Nr. 177 m. N. 
BGB. 8 823. 

Die Parteien ſind beide Kartoffelhändler. Der Beklagte hatte dem Kläger 
einen EB.⸗Wagen Kartoffeln verkauft, der Kläger bemängelte aber die Ware 
und ſtellte ſie dem Beklagten zur Verfügung. Dieſer ließ darauf in die Num⸗ 
mer der zu Berlin erſcheinenden „Kartoffel⸗ und Fouragezeitung“ v. 22. März 
1913 die Anzeige einrücken: „Kollegen, welche mit der Firma V. S. W. 
in Berlin, H.⸗Straße 67, in Verbindung ſtehen oder geſtanden haben, bitte 
ich, mir ihre Erfahrungen recht bald zukommen zu laſſen“. Auf Grund der 
Veröffentlichung dieſer Anzeige erhob der Kläger, u. a. mit Berufung auf 
§ 823 Abſ. 1 BGB., gegen den Beklagten eine Klage auf Feſtſtellung ſeiner 
Schadenerſatzpflicht. — Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgemiejen. 
Die Reviſion hatte keinen Erfolg. Aus den Gründen: 

— — — Die Anwendung des § 823 Abſ. 1 BGB. kann, da die Ehre 
nicht zu den durch dieſes Geſetz geſchützten Rechtsgütern gehört, nur in Frage 
kommen, ſoweit ein rechtswidriger und ſchuldhafter Eingriff in den eingerich⸗ 
teten und ausgeübten Gewerbebetrieb als in ein ‚jonjtiges Recht“ des Klägers 
vorliegen würde. Der Kläger meint, daß dieſes Erfordernis gegeben ſei, da 
ein von ihm auf dem Güterbahnhofe betriebenes Detailgeſchäft dadurch, daß 
ihn ſein Angeſtellter M., der dieſes Zweiggeſchäft ſeit Jahren geleitet habe, 
auf die Anzeige des Beklagten hin verlaſſen habe und die Kundſchaft miß⸗ 
trauiſch wurde, vollſtändig vernichtet worden ſei. Allein dadurch wird der 
geſetzliche Tatbeſtand des § 823 Abſ. 1 nicht hergeſtellt. Eine Verletzung des 
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eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetriebes liegt nicht ſchon dann vor, 
wenn infolge der Handlung des Täters die Kundſchaft des Gewerbetreibenden 
geſchmälert, ſein gewerblicher Gewinn verringert wird, auch nicht dann, wenn 
die Handlung gegenſtändlich die Wirkung hat, daß, wie hier behauptet wird, 
ein Geſchäftszweig des gewerblichen Unternehmens des Klägers infolge des 
Ausbleibens der Kundſchaft aufgegeben werden muß. Vorausſetzung der An⸗ 
wendung des $ 823 Abſ. 1, der Verletzung des eingerichteten und ausgeübten 
Gewerbebetriebes als eines ‚ſonſtigen Rechts“ im Sinne dieſes Geſetzes iſt viel— 
mehr, wie das Reichsgericht in wiederholten Entſcheidungen ausgeſprochen hat, 
daß der Eingriff unmittelbar gegen den Beſtand des Gewerbebetriebes ſich 
richtet, ſei es, daß der eingreifende Täter tatſächlich die Betriebshandlungen 
hindert, ſei es, daß er deſſen rechtliche Zuläſſigkeit beſtreitet und ſich fälſchlich 
das Recht anmaßt, ihn zu unterſagen oder zu beſchränken (RGeEntſch. 48, 114; 
56, 271; 58, 24; 64, 52; 65, 210). Dieſes Ziel der Handlung muß bei vor⸗ 
ſätzlichen Handlungen in den Willen des Täters aufgenommen ſein, bei fahr⸗ 
vorausſehen können. An dem Nichtvorhandenſein dieſer Vorausſetzung muß 
im gegebenen Falle die Anwendung des $ 823 Ab}. 1 BGB. ſcheitern. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 29. Nov. 1915. W. (Kl.) w. R. 
VI. 246/15. 


190. Darf der (preuß.) Notar eine Unterſchrift beglaubigen, wenn 
er um die Ungültigkeit der Erklärung weiß? 


BGB. $ 839; preußF GG. Art. 60. 


Der verklagte Rechtsanwalt, damals zugleich Vertreter des Notars St., 
hat am 14. Auguſt 1907 in Gegenwart der Witwe Maria B. und der Klä⸗ 
gerin eine Urkunde entworfen, laut welcher die Witwe B. nach dem Ein⸗ 
gangsſatze: „am 13. Auguſt 1907 hat mein Sohn unter meiner Einwilligung 
von Fräulein Emma Th. (der Klägerin) ein Darlehn von 10000 % erhalten“, 
eine Hypothekbeſtellung für dieſe Forderung der Klägerin ſowie Eintra⸗ 
gungsbewilligung und Eintragungsantrag erklärte; dieſe Urkunde war ſofort 
von der Witwe B. unterſchrieben, und dieſe Unterſchrift ſofort vom Beklagten 
als Notar beglaubigt worden; die Eintragung der Hypothek war auf Antrag 
des Beklagten am 20. Auguſt 1907 erfolgt. Der inzwiſchen vermögenslos 
verſtorbene Darlehnsnehmer Max B. war damals noch minderjährig und 
hat nach Eintritt der Volljährigkeit dieſes Darlehn nicht genehmigt. Mangels 
Rechtsgültigkeit des Darlehns hatte die Witwe in einem Vorprozeß von der 
jetzigen Klägerin als Beklagten die Umſchreibung der Sicherungshypothek 
auf ihren (der Witwe B.) Namen gefordert, wozu die jetzige Klägerin auch 
rechtskräftig verurteilt worden war. Jetzt verlangte die Klägerin Schaden⸗ 


erſatz in Höhe von 10809 % 41 9 nebit Zinſen vom Beklagten, weil er am 
23° 
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14. Auguſt 1907 die Minderjährigkeit des Max B. gekannt, ſie aber auf die 
ſich daraus ergebenden Rechtsfolgen nicht hingewieſen habe. — Der Anſpruch 
wurde dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„Der Ber.⸗Richter folgert die Amtspflicht des Beklagten als Notars zur 
Prüfung der Gültigkeit der Verpfändungserklärung und der Geſchäftsfähig⸗ 
keit des Max B. aus dem Art. 60 Abſ. 2 preuß. FGG., der ergebe, daß der 
Entwurf einer Urkunde durch den Notar mit nachfolgender Beglaubigung ſich 
als amtliche Tätigkeit des Notars darſtelle. — — — Die Auffaſſung des 
Ber.⸗Richters kann dahinſtehen. Es bedarf nicht erſt eines Schluſſes daraus, 
daß der Beklagte den Entwurf der Urkunde ſelbſt angefertigt hatte, ſondern 
ſchon daraus, daß er den Inhalt der Urkunde kannte, folgte feine Amtspflicht 
als Notar, dieſelbe nicht öffentlich zu beglaubigen, da ihr Inhalt ein offen- 
bar ungültiges Geſchäft — für ein ungültiges Darlehn eine eben darum ſelbſt 
ungültige Hyp.-Beſtellung vollzog. 

Zwar beſtimmt Art. 60, daß bei der Beglaubigung einer Unterſchrift 
oder eines Handzeichens der Richter oder der Notar ohne Zuſtimmung der 
Beteiligten nicht befugt iſt, von dem Inhalt der Urkunde Kenntnis zu nehmen, 
und dieſe Beſtimmung wiederholt die Vorſchriften des § 21 Abſ. 1 preuß. 
NotG. v. 11. Juli 1845 und des § 13 hannov. Not O. v. 18. Sept. 1853; vgl. 
preuß. Allg. Ger O. III. 7 8 76. Daraus ergibt ſich jedoch noch nichts für den 
Fall, daß der Notar mit Zuſtimmung der Beteiligten von dem Inhalt der 
Urkunde Kenntnis nimmt. Dann weiß er auf eine vom Geſetz zugelaſſene 
Weiſe, zu welch einem Geſchäft ſeine Mitwirkung durch Beglaubigung der 
Unterſchrift begehrt wird, und zwar feine amtliche Mitwirkung behufs Er- 
höhung des urkundlichen Wertes der Urkunde, nämlich ihrer Erhebung zur 
Wirkſamkeit und zur Bedeutung einer öffentlich beglaubigten Urkunde. Dann 
kann der Amtspflichtenkreis des Notars von dieſer ſeiner rechtmäßig erwor⸗ 
benen Kenntnis nicht unberührt bleiben. Andernfalls müßte der Notar für 
befugt oder gar, da er ſeine Dienſte nicht ohne triftigen Grund verweigern 
darf (Art. 83 Abſ. 1 Satz 1 preuß. FGG.), für verbunden erachtet werden, 
eine Urkunde öffentlich zu beglaubigen, obwohl er aus deren Inhalt weiß, 
daß ſie eine Straftat iſt oder einer Straftat dient; er müßte alſo für befugt 
oder gar verbunden erachtet werden, einen Verſtoß gegen das Strafgeſetz 
wiſſentlich zu fördern und einer ſtrafbaren Handlung wiſſentlich Beihülfe zu 
leiſten. Andernfalls wäre der Notar befugt oder gar verbunden, eine Urkunde 
öffentlich zu beglaubigen, obwohl er aus deren Inhalt weiß, daß ſie ein offen⸗ 
bar ungültiges Geſchäft enthält, alſo befugt oder verbunden, die Beweiskraft 
eines Aktes wiſſentlich zu ſtärken, der nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
ſtets einem Andern Schaden zufügt, ſei es beiden Beteiligten, ſei es einem 
derſelben, ſei es einem Dritten. Dieſe Konſeguenzen ſchließen ſich von ſelbſt 
aus; ſie führen zu dem allgemeinen Grundſatze, daß im Gegenteil der preu⸗ 
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ßiſche Notar, der mit Zuſtimmung der Beteiligten von dem Inhalt der von 
ihm zu beglaubigenden Urkunde Kenntnis nimmt und ſo die offenbare Straf— 
barkeit oder offenbare Ungülkigkeit des Inhalts erſieht, die von ihm begehrte 
Beglaubigung abzulehnen hat, wenn wegen des ſtrafbaren oder ungültigen 
Inhalts die Urkunde gänzlich wegfallen müßte, oder wenn eine mögliche 
Abänderung nicht vorgenommen werden ſoll. Aus dem Begriff des öffent— 
lichen Amtes folgt ohne weiteres die Pflicht, ‚mit möglichſter Sorgfalt zu 
verhüten“, wie es die preußiſche Allg. Gerd. II. 2 8 28 inbetreff des Ver⸗ 
fahrens bei den Handlungen der freiwill. Gerichtsbarkeit vorſchrieb, ‚daß vor 
dem Beamten keine geſetzwidrigen oder ungültigen Aktus vorgenommen 
werden‘. Eben dieſer Grundſatz hat in Art. 16 bayer. NotG. v. 9. Juni 1899 
einen erſchöpfenden Ausdruck gefunden; unter einer gewiſſen Beſchränkung 
auch in Art. 45 bayer. NotG. v. 10. Nov. 1861 und in Art. 108 Abſ. 1 
württemb. Ausf G. z. BGB. Eben darum haben mehrere Landesgeſetze im 
Gegenſatz zum preuß. Recht angeordnet, daß der Notar vor der Beglaubigung 
der Unterſchrift von dem Inhalt des Schriftſtücks Kenntnis nehmen ſoll. Dies 
beſtimmt Art. 35 bayer. NotG. v. 9. Juni 1899; desgleichen 8 27 ſächſiſchen 
Ausf VO. v. 16. Juni 1900 zu FGG. Aber auch ſoweit die Kenntnisnahme 
vom Inhalt des zu beglaubigenden Schriftſtücks nicht angeordnet und nur 
mit Zuſtimmung der Beteiligten geſtattet iſt, wie im preuß. Recht, kann 
dies aus inneren zwingenden Gründen nicht den Sinn haben, daß der Notar, 
wenn er erlaubterweiſe Kenntnis nimmt und ſo den offenbar ſtrafbaren 
oder offenbar ungültigen Inhalt der Urkunde erkennt, trotz deſſen zur Hebung 
der Beweiskraft einer ſolchen Urkunde durch öffentliche Beglaubigung amt— 
lich mitzuwirken verpflichtet oder befugt ſein ſolle. Damit wäre der End- 
zweck des nur dazu geſchaffenen und im einzelnen geregelten Notariats, die 
Sicherheit des ordnungmäßigen rechtsgeſchäftlichen Verkehrs zu fördern und 
zu ſchützen und alle jetzt und ſpäter an dem Beſtand der Urkunde Beteiligten 
zu ſichern, vereitelt und der Notar angewieſen, den von den unmittelbar Be⸗ 
teiligten ſei es aus Unkunde ſei es abſichtlich gewollten Mißbrauch der öffent⸗ 
lichen Beglaubigung wiſſentlich zu vollenden. Ein derartiger Selbſtwider⸗ 
ſpruch des Geſetzes iſt eine Unmöglichkeit. 

3owar bleibt die nur öffentlich beglaubigte Urkunde immer eine Privat⸗ 
urkunde; ſie wird nicht dadurch zu einer öffentlichen Urkunde, daß der preuß. 
Notar infolge der vor der Beglaubigung von dem Inhalt des Schriftſtücks 
genommenen Kenntnis die Verpflichtung hatte, bei offenbarer Strafbarkeit 
oder offenbarer Ungültigkeit des Inhalts die Beglaubigung abzulehnen. 
Daraus kann jedoch gegen das Beſtehen einer ſolchen Verpflichtung nichts 
gefolgert werden. Denn die öffentliche Beglaubigung ſchweigt lediglich dar- 
über, ob der Notar vorher von dem Urkundeninhalt Kenntnis hatte oder nicht, 
läßt alſo die Möglichkeit ſolcher Kenntnis offen. Die äußere Form der öffent⸗ 
lichen Beglaubigung ſchweigt auch in den Rechtsgebieten, in denen die 
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Kenntnisnahme vom Urkundeninhalt landesgeſetzlich vorgeſchrieben wurde, 
über die Erfüllung oder Nichterfüllung dieſer Pflicht zur Kenntnisnahme. 
Die dargelegte Verpflichtung hängt lediglich von der nicht beurkundeten Wirk— 
lichkeit ab, ob der preuß. Notar tatſächlich mit Zuſtimmung der Beteiligten 
von dem Inhalt der Urkunde Kenntnis genommen hat oder nicht. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 8. Okt. 1915 (OLG. Breslauh. 
III. 586/14. Auch in RGentſch. 87 Nr. 52 S. 232. 


191. Beweislaſt, wenn über die Aufhebung einer Erbeinſetzung durch 
ein ſpäteres Teſtament geſtritten wird. 


BGB. §§ 1937. 2258. 


Die Parteien ſtreiten über das Erbrecht nach der Witwe Karoline M. 
Die Kläger behaupten auf Grund der letztwilligen Verfügungen der Erb— 
lafjerin, insbeſondere des privatſchriftlichen Teſtaments v. 8. Mai 1904, alleinige 
Erben zu ſein; die Beklagten nehmen für ſich ebenfalls Erbrechte in Anſpruch, 
die ſie einerſeits mit der Behauptung, daß ſämtliche Teſtamente wegen Geiftes- 
krankheit der Erblaſſerin nichtig ſeien, auf die geſetzliche Erbfolge ſtützen, ander- 
ſeits auch für den Fall der Gültigkeit der Teſtamente aus dieſen und zwar 
insbeſondere aus dem notariellen Teſtament v. 9. Juni 1903 herleiten. Das 
Ber.⸗Gericht hat lediglich geprüft, welche Anordnungen hinſichtlich der Erb— 
folge in den Teſtamenten der Erblaſſerin enthalten ſeien, und iſt auf Grund 
dieſer Prüfung zur Abweiſung der Klage gelangt. 

Das Ber.⸗Gericht geht davon aus, daß gegenüber den notariellen Teſta— 
menten vom Jahre 1903, nach denen neben den Klägern auch die Beklagten 
und Willi H. als Miterben berufen ſeien, die Kläger nachzuweiſen hätten, 
daß dieſe Mitberufung der Beklagten zu Erben durch eine ſpätere letztwillige 
Verfügung der Erblaſſerin wieder beſeitigt ſei. Es iſt ſodann in eine Erörte— 
rung der übrigen Teſtamente der Erblaſſerin eingetreten und zu dem Ergebnis 
gelangt, daß darnach ſchwerwiegende Bedenken gegen die Annahme beſtänden, 
die Erblaſſerin habe durch das Teſtament v. 8. Mai 1904 die Erbeinſetzungen 
in den notariellen Teſtamenten aufheben wollen, und daß auch das ſonſtige 
unter Beweis geſtellte Vorbringen der Kläger nicht ausreiche, um einen 
ſolchen Aufhebungswillen der Erblaſſerin zu beweiſen. Was die Erblaſſerin 
mit ihrer Anordnung in dem Teſtament v. 8. Mai 1904 habe ſagen wollen, 
ſei unklar und dunkel, der Sinn ſei nicht zu erkennen. Hier genüge aber auch 
die Feſtſtellung, daß das Teſtament v. 8. Mai 1904 bei Würdigung aller Um- 
ſtände erhebliche Zweifel laſſe, ob der Wille der Erblaſſerin dahin gegangen 
ſei, den Klägern ihren ganzen Nachlaß zuzuwenden und die Beklagten ganz 
auszuſchließen, und daß es den Klägern nicht gelungen ſei, dieſe Zweifel zu 
beſeitigen. Solange dies aber nicht geſchehen ſei, könne auf Grund des Teſta— 
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ments v. 8. Mai 1904 auch nicht das feſtgeſtellt werden, was die Kläger be⸗ 
gehrten. 

Dieſe Ausführungen werden von der Reviſion mit Recht bekämpft. Un⸗ 
richtig iſt Schon der Ausgangspunkt des Ber.⸗Gerichts, daß gegenüber der in 
dem notariellen Teſtament v. 9. Juni 1903 enthaltenen Erbeinſetzung der 
Beklagten die Kläget die Beweislaſt hätten, daß dieſe Erbeinſetzung in einem 
ſpäteren Teſtament widerrufen ſei. Dieſe Auffaſſung würde zutreffend ſein, 
wenn die Erbeinſetzung der Beklagten in dem Teſtament v. 9. Juni 1903 mit 
der Errichtung dieſes Teſtaments Rechte für die Beklagten begründet hätte 
und es ſich nur darum handelte, ob dieſe Rechtsſtellung ſpäter geändert oder 
aufgehoben worden ſei, wie es z. B. bei dem Vorliegen mehrerer zeitlich auf⸗ 
einanderfolgender Verträge der Fall ſein könnte. So iſt aber die Rechtslage 
hier nicht. Die letztwilligen Anordnungen äußern erſt mit dem Tode des 
Erblaſſers rechtliche Wirkungen, erſt in dieſem Zeitpunkt gelangen die auf 
dem Willen des Erblaſſers beruhenden Rechte der Erben und Vermächtnis⸗ 
nehmer zur Entſtehung. Iſt aber für die Geſtaltung der Rechtslage in An⸗ 
ſehung des Nachlaſſes der letzte Wille des Erblaſſers, wie er zur Zeit ſeines 
Todes vorliegt, maßgebend, ſo läßt ſich bei dem Vorhandenſein mehrerer 
Teſtamente die Frage, ob und welche Rechte beſtimmten Perſonen auf Grund 
letztwilliger Anordnung am Nachlaß zuſtehen, nur auf Grund ſämtlicher Teſta— 
mente beurteilen, die in ihrer Geſamtheit den letzten Willen des Erblaſſers 
enthalten. Die Erbeneigenſchaft der in einem älteren Teſtament eingeſetzten 
Perſon kann daher erſt als nachgewieſen gelten, wenn feſtſteht, daß dieſe An⸗ 
ordnung in den ſpäter errichteten Teſtamenten nicht widerrufen iſt. Solange 
hierüber noch Zweifel beſtehen, bildet die in dem älteren Teſtament enthaltene 
Erbeinſetzung keine ausreichende Grundlage für die Anerkennung des Erb— 
rechts der darin genannten Perſonen. Es iſt daher nicht angängig, hier von 
der Annahme einer Erbeinſetzung der Beklagten auszugehen, deren Wider⸗ 
legung durch den Nachweis eines ſpäteren Widerrufs Sache der Kläger ſei. 

Allerdings haben die Kläger das von ihnen in Anſpruch genommene 
Recht als Alleinerben darzutun. Dieſer Darlegungspflicht genügen ſie aber 
bis auf weiteres durch die Vorlegung der Teſtamente der Erblaſſerin, auf 
deren Geſamtinhalt ſie ihr behauptetes Recht gründen. Aufgabe des Gerichts 
iſt es, im Wege der Auslegung dieſer Urkunden den Willen der Erblaſſerin 
zu ermitteln und darnach zu entſcheiden, ob die Kläger in dem behaupteten 
Umfang Erben ſind, ob alſo die in dem Teſtament v. 9. Juni 1903 geſchehene 
Berufung der Beklagten zu Miterben in den ſpäteren Teſtamenten wider⸗ 
rufen iſt. Von einer Beweislaſt der Parteien kann hierbei nur inſofern die 
Rede ſein, als die Parteien Tatſachen, die außerhalb der Teſtamente liegen 
und. von ihnen zur Unterſtützung ihrer Auffaſſung von dem Willen der Erb- 
laſſerin vorgebracht ſind, im Beſtreitungsfalle beweiſen müſſen, ſofern ſie 
nach dem Ermeſſen des Gerichts für die Erforſchung des in den Teſtamenten 
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zum Ausdruck gebrachten Willens der Erblaſſerin erheblich ſind. — — — 
Hätte das Ber.-Gericht eine beſtimmte Feſtſtellung über den Inhalt des Teſta— 
ments v. 8. Mai 1904 getroffen, die einen Widerruf der früheren Erbein— 
ſetzung als nicht vorliegend erſcheinen ließe, ſo würde es nicht zu beanſtanden 
ſein, wenn dabei bemerkt worden wäre, daß die Kläger für Tatſachen, die 
eine entgegengeſetzte, ihnen günſtige Auslegung zu rechtfertigen vermöchten, 
beweispflichtig geweſen wären. In dieſem Sinne ſind aber die Ausführungen 
des Ber.⸗Gerichts nicht zu verſtehen. Es iſt vielmehr unentſchieden gelaſſen, 
was die Erblaſſerin mit der in dem Teſtament v. 8. Mai 1904 getroffenen 
Anordnung hat beſtimmen wollen, und die Feſtſtellung für ausreichend erklärt 
worden, daß dieſes Teſtament erhebliche Zweifel laſſe, ob der Wille der Erb— 
laſſerin auf Ausſchließung der Beklagten von der Erbſchaft gegangen ſei, und 
daß den Klägern die Beſeitigung dieſer Zweifel nicht gelungen ſei. Gerade 
dieſe Zweifel zu löſen, die hinſichtlich des Willens der Erblaſſerin beſtehen, 
war die Aufgabe der dem Ber.-Gericht obliegenden Auslegung des Teſta— 
ments v. 8. Mai 1904. Das Ber.-Gericht mußte daher eine beſtimmte Feſt— 
ſtellung treffen, in welcher Beziehung durch dieſes Teſtament die in den nota— 
riellen Teſtamenten enthaltenen Beſtimmungen abgeändert worden ſind, ob 
insbeſondere dadurch die frühere Erbeinſetzung der Beklagten oder ihrer Rechts— 
vorgänger widerrufen worden iſt oder nicht. Dieſer Verpflichtung würde 
das Ber.-Gericht nur überhoben geweſen ſein, wenn die Beſtimmungen des 
Teſtaments v. 8. Mai 1904 ſo widerſpruchvoll oder unverſtändlich wären, 
daß es ausgeſchloſſen wäre, einen vernünftigen Sinn daraus zu gewinnen. 
Das trifft jedoch nicht zu und hat auch, ſoweit erſichtlich, vom Ber.-Gericht 
nicht geſagt werden ſollen. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 20. Dez. 1915. H. u. Gen. (Kl.) 

w. Br. u. Gen. (OLG. Celle). IV. 199/15. 


192. Wie kann der Liquidator einer Geſellſchaft m. b. Z. die 
Löſchung feiner Eintragung erwirken d 


Vgl. 63 Nr. 32; 68 Nr. 241. 
GmbHG. § 66; BGB. 9 29. 


Der Kläger war zum alleinigen Liquidator der Hartſteinwerke Oe., Geſellſch. 
m. b. H., beſtellt und als ſolcher in das Handelsregiſter eingetragen worden. 
Er hatte ſeine Stellung als Liquidator unter Einhaltung der im Anſtellungs— 
vertrage vereinbarten Friſt auf den 31. Juli 1912 gekündigt und die Kün⸗ 
digung war angenommen worden. Ein neuer Liquidator war nicht beſtellt. 
Ein vom Kläger im Auguſt 1912 geſtellter Antrag, ihn als Liquidator im 
Handelsregiſter zu löſchen, wurde vom Amtsgericht mit der Begründung 
zurückgewieſen, daß die Beendigung ſeiner Vertretungsbefugnis nicht von ihm, 
ſondern von dem neu beſtellten Liquidator angemeldet werden müſſe. Nach— 
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dem der Kläger dann verſchiedentlich von Gläubigern der Geſellſchaft zur 
Leiſtung des Offenbarungseides für die Geſellſchaft vorgeladen worden war, 
beantragte er im September 1912, einen Liquidator von Amts wegen zu 
ernennen. Das Amtsgericht hatte darauf am 10. Sept. 1912 in das Handels- 
regiſter eingetragen, daß die Vertretungsbefugnis des Klägers beendigt ſei; 
auf Beſchwerde eines Gläubigers war aber das Amtsgericht vom Landgericht, 
beſtätigt vom Oberlandesgericht, angewieſen worden, dieſe Eintragung wieder 
zu löſchen, ſo daß der Kläger als Liquidator eingetragen blieb. Er erhob nun 
Klage gegen die Geſellſchafter der Oe. Hartſteinwerke mit dem Antrage, ſie 
zu verurteilen, einen neuen Liquidator zu beſtellen und den neuen Liqui— 
dator zu veranlaſſen, die Löſchung des Klägers als Liquidators, zu beantragen. 
— Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. Gründe des Ber. 
Urteils: 

„Eine Rechtsbeziehung zwiſchen dem Kläger als früherem Liquidator 
der Geſellſchaft m. b. H. und den verklagten einzelnen Mitgliedern dieſer 
Geſellſchaft, welche den Klagantrag rechtfertigen könnte, iſt nicht gegeben. 
Durch die Beſtellung zum Liquidator iſt der Kläger nur zu der in Liquida— 
tion befindlichen Geſellſchaft, die als ſolche ſelbſtändig ihre Rechte und Pflichten 
hat (813 Gmb G.), in Vertragsbeziehungen getreten, nicht zu den Geſell— 
ſchaftern. Nur von der Geſellſchaft, nicht von den einzelnen Geſellſchaftern 
kann er verlangen, daß ſie nach Beendigung ſeines Amtes als Liquidator 
die Löſchung ſeiner Eintragung als Liquidator im Handelsregiſter beſchaffe. 
Der Kläger ſteht in dieſer Beziehung ebenſo wie jeder andre Gläubiger der 
Geſellſchaft. Als geweſener Liquidator hat er keinen Anſpruch gegen die 
Geſellſchafter, weder gegen den einzelnen, noch gegen alle gleichzeitig, daß 
ſie einen neuen Liquidator beſtellen. f 

In welcher Weiſe der Kläger der Geſellſchaft gegenüber ſeinen Anſpruch 
auf Löſchung ſeines Namens im Handelsregiſter durchführen kann, ſteht in 
dieſem gegen die Geſellſchafter gerichteten Rechtsſtreit nicht zur Entſcheidung. 
Immerhin mag darauf hingewieſen werden, daß, im Gegenſatz zu der den 
früheren Antrag des Klägers auf Beſtellung eines andern Liquidators ab— 
weiſenden Entſcheidung des Amtsgerichts v. 2. Juni 1914, das Kammer— 
gericht in einem gleichliegenden Falle (Beſchl. v. 2. Dez. 1901, OL GRſp. 4, 
erklärt und ausführlich dargelegt hat (S. 259ff. a. a. O.), daß für ſolche Fälle 
die Sonderbeſtimmung des $ 66 GmbHG. nicht Platz greife (vgl. auch Entſch. 
des KG. v. 8. April 1907 in RIA. 8, 268). 

Jedenfalls mußte die hier erhobene Klage abgewieſen und deshalb der 
Berufung der Erfolg verſagt werden.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 21. März 1916. K. (Kl.) w. 

Pl. u. Gen. Bf. II. 279/15. B. 
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193. Kein Derftoß gegen die guten Sitten durch Zuwiderhandlung 
eines Mitglieds gegen einen ſatzungwidrigen Innungsbeſchluß oder 
deswegen erklärten Austritt. 

GewO. 88 81 a. 152 Abſ. 2; UnlWG. § 1; BGB. 8 138. 


Die Innungsverſammlung der „Freien Fleiſcherinnung des mittleren 
Elbtals mit dem Sitze in L.“, der beide Parteien als Mitglieder angehörten, 
hatte am 16. Dez. 1913 einen Beſchluß gefaßt, wonach ſich die Innungs— 
mitglieder gegenſeitig verpflichteten, alle Anträge des Zentral-Geſellenver⸗ 
bandes abzulehnen und bei Boykottierungen größere, den boykottierten Kol— 
legen entzogene Lieferungen nicht anzunehmen. Der Beſchluß war dem 
Beklagten, der der Verſammlung nicht beigewohnt hatte, ſchriftlich zugefertigt 
worden. Der Beklagte hatte trotzdem am 4. Februar 1914 einen Tarifvertrag 
mit dem Zentral-Geſellenverband abgeſchloſſen und am 7. Februar 1914 in der 
Volkszeitung eine Geſchäftsanzeige veröffentlicht, worin er auf die Annahme 
des Geſellentarifs hinwies. Am 11. Februar 1914 erklärte er ſeinen Aus⸗ 
tritt aus der Innung, die Innung wollte jedoch den Austritt als erſt für den 
31. März 1915 wirkſam anerkennen. 

Der Kläger hatte nun eine einſtweil. Verfügung erwirkt, durch die dem 
Beklagten verboten wurde, in öffentlichen Bekanntmachungen oder für einen 
größeren Kreis von Perſonen beſtimmten Mitteilungen zu behaupten, daß 
er den Tarifvertrag des Zentral-Geſellenverbandes der Fleiſcher anerkannt 
habe. Auf den Widerſpruch des Beklagten wurde dieſe Verfügung vom Land— 
gericht unter Bezugnahme auf 81 UnlWG. beſtätigt. Der Beklagte legte 
Berufung ein. Vor Eintritt in die Verhandlung zur Sache erklärte der Kläger, 
daß ſich der Rechtsſtreit in der Hauptſache dadurch erledigt habe, daß er ſein 
Geſchäft nach Erlaſſung des angefochtenen Urteils verkauft habe. Dies gab 
der Beklagte zu, erklärte aber, ein rechtliches Intereſſe daran zu haben, daß 
die einſtweil. Verfügung als von Anfang an ungerechtfertigt aufgehoben 
werde. Dieſem Antrage wurde ſtattgegeben aus folgenden Gründen: 

„Das Landgericht ſieht in der Veröffentlichung des Beklagten ſelbſt 
dann einen Verſtoß gegen die guten Sitten, wenn der Beſchluß der Innungs— 
verſammlung v. 16. Dezember 1913 für ihn unverbindlich war. Dem konnte 
nicht beigetreten werden. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Beſchluß etwa 
dann die Grundlage für ein ſittenwidriges Verhalten des Beklagten abgeben 
konnte, wenn nur gemäß $ 152 Abſ. 2 GewO. die Möglichkeit fehlte, einen 
Anſpruch auf Grund des Beſchluſſes mit Klage oder Einrede geltend zu machen, 
der Beſchluß aber ordnungmäßig zuſtande gekommen war und für den Be— 
klagten beſtand. Davon kann aber keine Rede ſein, wenn der Beſchluß über— 
haupt nicht ſatzungmäßig gefaßt und deshalb von vornherein unwirkſam war 
oder dadurch ſeiner Wirkſamkeit gegenüber dem Beklagten völlig entkleidet 
worden iſt, daß der Beklagte ſeinen Austritt aus der Innung erklärt hat. In 
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dieſem Falle würde das Verhalten des Beklagten nicht anders zu beurteilen 
ſein als wenn ein Dritter, der der Innung nicht als Mitglied angehörte, den 
Tarifvertrag anerkannt und dieſe Tatſache wahrheitgemäß veröffentlicht hätte. 
Solches mag von dem im Kampfe mit einer Arbeitnehmer-Organiſation 
ſtehenden Berufsgenoſſen unangenehm empfunden und als unkollegial auf- 
gefaßt werden; ein Verſtoß gegen die guten Sitten iſt aber darin nicht zu 
erblicken. . 

Rechtsunwirkſam war der Beſchluß v. 16. Dez. 1913, weil der Erlaß der⸗ 
artiger Verbote nicht zu den in $2 der Satzung aufgezählten Aufgaben der 
Innung gehörte. In 82, der ſich wörtlich mit $ 81a Gew. deckt, iſt zwar 
als Aufgabe der Innung die Aufrechterhaltung und Stärkung der Standes- 
ehre unter den Innungsmitgliedern und die Förderung eines gedeihlichen 
Verhältniſſes zwiſchen Meiſtern und Geſellen bezeichnet. Darunter fällt auch 
der Abſchluß von Tarifverträgen mit den Geſellenverbänden, nicht aber die 
Einrichtung einer Kampforganiſation der Mitglieder gegen die Geſellenver— 
bände. Hätte der Innung die Macht zur Anordnung derartig in die perſönliche 
Freiheit der Mitglieder tief eingreifender und für den einzelnen unter Um- 
ſtänden von den ſchwerſten wirtſchaftlichen Folgen begleiteter Maßregeln 
gegeben werden ſollen, ſo hätte dies in der Satzung einen klaren und un— 
zweideutigen Ausdruck finden müſſen; um ſo mehr, als jedenfalls Zwangs⸗ 
innungen eine derartige Befugnis nicht haben, obwohl ihnen die in 8 2 der 
Satzung der hier in Frage ſtehenden freien Innung aufgeführten Aufgaben 
geſetzlich durch $ 81a GewO. geſtellt find. Griff aber die Innungsverſamm⸗ 
lung mit ihrem Beſchluß v. 16. Dez. 1913 in ein außerhalb ihrer ſatzung— 
gemäßen Aufgaben liegendes Gebiet ein, ſo war der Beſchluß für die In— 
nungsmitglieder ohne jede Wirkſamkeit. | 

Selbſt wenn man aber annehmen wollte, daß der Beſchluß nicht ſatzung— 
widrig ſei, würde er doch durch die Erklärung des Austritts aus der Innung 
für den Beklagten unverbindlich geworden ſein. Von dem Beſchluſſe allein 
konnte der Beklagte nicht zurücktreten. Wenn auch der Beſchluß zur Er— 
langung günſtiger Lohn- und Arbeitsverhältniſſe gefaßt war, ſo ſtellte er 
doch weder eine Vereinigung noch eine Verabredung zu dieſem Zwecke 
dar, ſondern eine auf der Vereinsautonomie beruhende Willensäußerung 
der Innung, die an ſich auch diejenigen Mitglieder band, die dem Be— 
ſchluſſe nicht zugeſtimmt hatten. Wohl aber iſt eine Innung, deren 
Satzung einen ſolchen Beſchluß zuläßt, jedenfalls dann eine Vereinigung 
zur Erlangung günſtiger Lohn- und Arbeitsverhältniſſe, wenn. ein derartiger 
Beſchluß in Gemäßheit der Satzung von der Innungsverſammlung gefaßt 
worden iſt. Nach $ 152 Abſ. 2 GewO. ſtand deshalb dem Beklagten der 
Austritt aus der Innung frei und dieſes Recht konnte durch die Satzung 
nicht beſchränkt, insbeſondere nicht von der Einhaltung einer Kündigungsfriſt 
abhängig gemacht werden. . 
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Unerheblich iſt, daß der Beklagte die Anerkennung des Tarifvertrages 
bekannt gegeben hat, bevor er ſeinen Austritt erklärt hatte. Tiefe Austritts— 
erklärung lag noch vor dem Erlaß der einſtweil. Verfügung. Nachdem aber 
der Beſchluß durch ſeinen Austritt für den Beklagten unwirkſam geworden 
war, konnte ihm die Veröffentlichung der Anerkennung des Tarifvertrages 
nicht mehr verboten werden. 

Hiernach war die einſtweil. Verfügung von Anfang an ungerechtfertigt. 
Infolgedeſſen war ſie auf die Berufung des Beklagten aufzuheben. Dem 
ſteht nicht entgegen, daß der Kläger nach Erlaß des angefochtenen Urteils 
ſein Geſchäft veräußert und angezeigt hat, daß ſich dadurch ſein Anſpruch 
in der Hauptſache erledigt habe. Der Beklagte hat gleichwohl ein Intereſſe 
daran, daß die Verfügung aufgehoben wird. Seinem ausdrücklichen Ver⸗ 
langen auf Aufhebung der Verfügung war deshalb zu entſprechen.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 26. Juni 1914. H. w. T. — 

30. 81/14. F- ch. 


II. Verfahren. 


194. Üblicber Preis für Gutachten nach §4 Geb. f. Seugen 
u. Sachverſt. (Faſſung v. 10. Juni 1914, RGBl. 214). 
Geb. f. Z. u. S. § 4. 


Das Landgericht iſt der Anſicht, daß der übliche Preis des $4 Gebo. 
f. Zeugen u. Sachverſt. ſich an die Sätze des $ 3 angliedern müſſe und zwar 
in der Weiſe, daß ein üblicher Preis nur dann zu berückſichtigen ſei, wenn 
er in dem Rahmen bis zu 3% und bei beſonders ſchwierigen Leiſtungen bis 
zu 6. . liege. Dem kann nicht beigetreten werden. 

Nach der älteren Faſſung der Geb.-Ordnung erhielt der Sachverſtändige 
für ſeine Leiſtungen eine Vergütung für Zeitverſäumnis bis zum Betrage 
von 2% für die Stunde (§ 3); bei ſchwierigen Unterſuchungen und Sach— 
prüfungen war dagegen auf Verlangen eine Vergütung nach dem üblichen 
Preiſe zu gewähren ($ 4). Daß darnach in Fällen der letztgedachten. Art über 
den Stundenſatz von 2 hinausgegangen werden konnte, iſt nach der Faſ— 
ſung des Geſetzes nicht zweifelhaft und iſt in der Praxis ſtets ſo gehandhabt 
worden (NG. Berlin in OLGRſpr. 5, 222). Da aber der übliche Preis durch- 
aus nicht nach Stunden bemeſſen zu ſein braucht, ſondern ebenſowohl eine 
Pauſchſumme üblich ſein kann, jo folgt hieraus mit Notwendigkeit, daß 8 4 
dem 83 gegenüber eine vollkommen ſelbſtändige Bedeutung haben muß. 
Die neue Faſſung des Geſetzes hat durch einen Zuſatz in § 3 die Möglichkeit 
geſchaffen, bei beſonders ſchwierigen Leiſtungen ohne weiteres bis zum Stunden» 
ſatze von 6. zu gehen, und hat die Beſchränkung auf beſonders ſchwierige 
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Leiſtungen in $ 4 fallen laſſen. In der Begründung des Geſetzentwurfes 
(Reichstag Bd. 303, 2339) heißt es darüber: 

Die Einſchränkung, wonach nur bei ſchwierigen Unterſuchungen und Sachprüfungen dem 
Sachverſtändigen auf Verlangen für die aufgetragene Leiſtung eine Vergütung nach 
dem üblichen Preiſe gewährt werden darf, iſt innerlich nicht gerechtfertigt. Sie bildet 
einen Hauptbeſchwerde punkt der beteiligten Kreiſe. 

Hieraus iſt zu folgern, daß § 4 lediglich in feinem Anwendungsgebiet er- 
weitert, an ſeinem Verhältniſſe zu § 3 aber nichts geändert werden ſollte. 
Eben die Beſchränkung auf ſchwierige Fälle, welche der Geſetzgeber bejei- 
tigen wollte, bringt das Landgericht durch ſeine beſchränkende Auslegung 
aber wieder hinein. Das iſt offenbar unrichtig. Es iſt vielmehr lediglich zu 
unterſuchen, ob die von dem Sachverſtändigen geforderte Vergütung üblich iſt. 
Dieſe Frage iſt zu bejahen. Die Berechnung der Gebühren nach der 
GebO. der Architekten und Ingenieure vom Jahre 1901 iſt nach den ge- 
machten Erhebungen allgemeiner Brauch, wenn auch die Anwendung der 
Sätze auf gerichtliche Sachverſtändige vor Anderung des Geſetzes auf ſchwie— 
rigere Arbeiten beſchränkt bleiben mußte (OLG. Karlsruhe und KG. Berlin 
in OL GRſpr. 5, 222; OLG. Hamburg dort 7, 232). Nachdem nunmehr die 
Schranke in der n des 8 1 gefallen iſt, erſcheinen dieſe Sätze auf 

Fälle wie den vorliegenden ohne weiteres anwendbar. — — — 
Beſchluß des OLG. zu Colmar (4. Sen.) v. 1. Mai 1916. IV. W. 55/15. 

L- ch. 


195. Sachverſtändigen⸗ Gebühren eines Beamten. 
Vgl. 40 Nr. 69. 
Gebo. f. Z. u. S. 8 13 Abſ. 2. 


Es iſt zu entſcheiden, ob die Gebühren des Sachverſtändigen Profeſſors 
Dr. N. nach den reichsgeſetzlichen Vorſchriften der GebO. f. Z. u. S., in der 
Faſſung v. 10. Juni 1914, oder nach dem Hamburg. Regulativ, betr. die Ge⸗ 
bühren der Medizinalperſonen als Sachverſtändige v. 21. Okt. 1881, zu be⸗ 
meſſen ſind. Nach dem Hamburg. Regulativ würden ſich Gebühren nur im 
Betrage von höchſtens 30 „ rechtfertigen, während nach der reichsgeſetzlichen 
Vorſchrift der erhobene Anſpruch von 120 / begründet fein würde. 

Nach GebO. f. Z. u. ©. 8 13 Abſ. 1 kommen, ſoweit für gewiſſe Arten 
von Sachverſtändigen beſondere Taxvorſchriften beſtehen, welche an dem 
Orte des Gerichts, vor welches die Ladung erfolgt, und an dem Aufenthaltsort 
des Sachverſtändigen gelten, lediglich dieſe Vorſchriften zur Anwendung. Es 
kann aber nach Abſ. 2 der Sachverſtändige, wenn er nicht öffentlicher Beamter 
iſt, an Stelle der Geſamtvergütung nach den Taxvorſchriften die Berechnung 
der Geſamtvergütung nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes beanſpruchen. 

Das Medizinalamt hat ſich über die Frage, ob die Oberärzte an den ham⸗ 
burgiſchen Krankenhäuſern als öffentliche Beamte i. S. von GebO. 8 13 
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Abſ. 2 anzuſehen ſeien, unter Berufung auf 8 359 StGB. dahin geäußert, 
daß die Oberärzte als öffentliche Beamte im Sinne dieſer geſetzlichen Be— 
ſtimmungen anzuſehen ſeien. Es gehöre freilich die Erſtattung von Gutachten 
nicht zu ihren Dienſtpflichten und es ſei deshalb bei der Vernehmung eines 
Oberarztes als Sachverſtändigen in jedem Einzelfall zu prüfen, ob er ſein 
Gutachten in Ausübung der ihm vorbehaltenen freien bzw. konſultativen 
Praxis erſtatte, in welchem Falle er nicht als Beamter anzuſehen ſei. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob aus 8 359 StGB. zu folgern iſt, daß die Ober⸗ 
ärzte auch i. ©. von § 13 Ab}. 2 Geb O. öffentliche Beamte ſind. Denn auch 
wenn fie es ſind, kann ihnen in einem Fall wie dem vorliegenden der An⸗ 
ſpruch auf eine Geſamtvergütung nach der reichsgeſetzlichen Vorſchrift nicht 
verſchränkt werden. 

Die Worte des § 13 Abſ. 2 „wenn er nicht öffentlicher Beamter iſt“ be⸗ 
dürfen einer einſchränkenden Auslegung. Das Geſetz kann nicht gemeint 
haben, daß ein öffentlicher Beamter, der ein mit ſeiner amtlichen Eigen— 
ſchaft in keiner Beziehung ſtehendes Gutachten erſtattet, inſoweit, falls Tar- 
vorſchriften beſtehen, des Wahlrechts aus § 13 Abſ. 2 beraubt ſein ſoll. Wie 
den als Sachverſtändigen zugezogenen öffentlichen Beamten das poſitive 
Privileg des § 14 Abſ. 1 hinſichtlich der Tagegelder und Reiſekoſten nur zu⸗ 
gute kommt, „wenn ſie aus Veranlaſſung ihres Amtes zugezogen werden 
und die Ausübung der Wiſſenſchaft, der Kunſt oder des Gewerbes, deren 
Kenntnis Vorausſetzung der Begutachtung iſt, zu den Pflichten des von ihnen 
verſehenen Amtes gehört“, jo kann auch das negative Privileg des 8 13 Abſ. 2 
fie nur treffen, wenn eine Beziehung zwiſchen ihrer Eigenſchaft als öffent- 
liche Beamten und der Erſtattung des Gutachtens gegeben iſt. Jene Worte 
können alſo nur ſo verſtanden werden, als lauteten ſie: „wenn er nicht ſein 
Gutachten in ſeiner Eigenſchaft als öffentlicher Beamter erſtattet hat“. 

Der Sachverſtändige Oberarzt Prof. Dr. N. hat ſein Gutachten nicht 
in amtlicher Eigenſchaft erſtattet; denn die Erſtattung von Gutachten gehört 
nicht zu den Dienſtpflichten der Oberärzte, und das Gericht hat von ihm 
nicht in dieſer Eigenſchaft ſein Gutachten verlangt. Er kann daher die Be⸗ 
rechnung ſeiner Vergütung nach der GebO. f. Z. u. S. beanſpruchen. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. eu) v. 14. . 1916. Th. w. 
Th. Bf. I. 306/14. a No. 
196. Verſchulden bei der Frage der Wiedereinſetzung i. d. v. St. gegen 
ein dem ee unbekannt gebliebene ö 
Vgl. 69 Nr. 203 m. N. 
3 PO. §§ 233 Abſ. 2, 339. 

Nh ein am 18. Nov. 1913 erlaſſenes Verſäumnisurteil war der Be⸗ 
klagte vom Landgericht verurteilt worden, dem Kläger 5400 % Hauptſtamm 
nebſt Zinſen zu 4% ſeit dem 25. Okt. 1913 und weitere 232,90 % Arreſt⸗ 
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koſten zu bezahlen. Wie ſchon die Klageſchrift ſo war auch das Verſäumnis⸗ 
urteil, in welchem die Einſpruchsfriſt auf drei Wochen feſtgeſetzt war, öffent⸗ 
lich und zwar das letztere in der Weiſe an den Beklagten zugeſtellt worden, 
daß es am 1. Dez. 1913 an die Gerichtstafel angeheftet wurde und dort bis 
zum 29. Dez. 1913 angeſchlagen blieb. Durch Schriftſatz v. 17. Januar 1914, 
der an demſelben Tage beim Gericht einging, legte der Beklagte gegen das 
Verſäumnisurteil Einſpruch ein und bat gleichzeitig um Wiedereinſetzung 
gegen die Verſäumung der Einſpruchsfriſt, da er von der Zuſtellung des Ver⸗ 
ſäumnisurteils ohne ſein Verſchulden keine Kenntnis erlangt hätte; er be⸗ 
finde ſich ſeit Monaten im Ausland und ſein Aufenthalt ſei den Beteiligten 
unbekannt, er habe weder von der Erlaſſung des Verſäumnisurteils noch von 
deſſen Anheftung an die Gerichtstafel etwas erfahren. — Die Wiederein⸗ 
ſetzung wurde abgelehnt und der Einſpruch verworfen. Die Berufung des 
Beklagten blieb erfolglos. Aus den Gründen: 

„— — — Das Ber.-Gericht will als glaubhaft gemacht unterſtellen, 
daß der Beklagte in der Tat von der Zuſtellung des Verſäumnisurteils nicht 
eher als wie er ſelbſt angibt Kenntnis bekommen hat. Es hält aber gleich⸗ 
wohl die Vorausſetzung für die Anwendung der Beſtimmung in $ 233 Abſ. 2 
3PO. nicht für gegeben und zwar ſchon um deswillen nicht, weil an der Nicht⸗ 
erlangung der Kenntnis davon nach der eigenen Sachdarſtellung des Be⸗ 
klagten ſein Vertreter die Schuld trug und deſſen Verſchulden auch in den 
Anwendungsfällen der eben angezogenen Geſetzesvorſchrift dem Verſchulden 
der Partei ſelbſt gleichgeſtellt werden muß (§ 232 Abſ 2 ZPO.). Nach feiner 
eigenen Angabe hat der Rechtsanwalt R. am 10. Dez. 1913 den Auftrag 
übernommen, das Nötige zu tun, um zu erfahren und dem Beklagten mit⸗ 
zuteilen, wenn die nach Einleitung des Arreſtverfahrens zu erwartende Haupt⸗ 
klage vom Gegner erhoben werden ſollte, und dafür zu ſorgen, daß kein Ver⸗ 
ſäumnisurteil auf ſie ergehe. Hiernach hatte der Rechtsanwalt R. alle Ver⸗ 
anlaſſung, auf mögliche öffentliche Zuſtellungen an den Beklagten achtzugeben 
und daraufhin auch die Gerichtstafel einzuſehen oder einſehen zu laſſen, an 
welcher das Verſäumnisurteil noch vom 10. bis zum 29. Dezember 1913 an⸗ 
geheftet war. Dieſe Tatſache hätte alſo dem Vertreter des Beklagten bei 
einiger Sorgfalt garnicht entgehen können und zwar noch zu einer Zeit, in der 
es möglich geweſen wäre, durch rechtzeitige Einſpruchseinlegung die Ver⸗ 
ſäumnisfolgen wieder gut zu machen. k 

Zu einem für ihn günstigeren Ergebniſſe wäre übrigens ai dann nicht 
zu gelangen geweſen, wenn weder ihn noch jeinen Vertreter unmittelbar 
daran, daß er von der Zuſtellung des Verſäumnisurteils keine Kenntnis er⸗ 
hielt, ein Verſchulden getroffen hätte. Denn bei der Ermittelung des Sinnes 
der in § 233 Abſ. 2 ZPO. aufgeſtellten Ausnahmevorſchrift iſt der Zuſammen⸗ 
hang nicht außer acht zu laſſen, in welchem ſie zu der im vorangehenden 1. Ab⸗ 
ſatz enthaltenen Regelvorſchrift ſteht (RGEntſch. 73, 57). Inſofern gewinnen 
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die Erwägungen Bedeutung, die das Landgericht in der Richtung angeſtellt 
hat, daß der Beklagte es überhaupt und ſchon ehe es zur Erlaſſung des Ber- 
ſäumnisurteils kam, unterlaſſen habe, als er ins Ausland ging, die nötigen 
Vorkehrungen etwa durch Beſtellung eines Zuſtellungsbevollmächtigten oder 
auf andre Weiſe zu treffen, um ſolche prozeſſuale Möglichkeiten wie die Er- 
laſſung eines Verſäumnisurteils oder die Verſäumung von Notfriſten aus⸗ 
zuſchließen. Aus 8 233 Abſ. 2 folgt nämlich keineswegs, daß nun in allen 
Fällen, in denen eine Partei von der Zuſtellung eines Verſäumnisurteils 
ohne ihr oder ihres Vertreters Verſchulden nichts erfahren hat, die Wieder⸗ 
einſetzung gegen die Verſäumung der Einſpruchsfriſt auch erteilt werden 
müßte. Vielmehr iſt entſprechend der Regel im 1. Abſ. erforderlich, daß die 
Partei durch die unverſchuldete Nichtkenntnis an der Friſteinhaltung verhin⸗ 
dert worden iſt, daß alſo gerade hierin die Urſache der Verſäumung liegt. 
Dies trifft aber dann nicht zu, wenn eine Partei zwar von der Urteilszuſtel⸗ 
lung ſchuldlos nichts erfahren hat, aber durch ſonſtiges Verſchulden überhaupt 
in die Lage gekommen iſt, eine Notfriſt zu verſäumen, wobei wiederum dem 
Verſchulden der Partei das ſeines Vertreters gleichzuſtellen iſt. Von einem 
ſolchen Verſchulden iſt aber der Beklagte auch dann nicht freizuſprechen, wenn 
man allenthalben ſeine eigene Sachdarſtellung zugrunde legt. Denn auch 
aus ihr ergibt ſich, daß er zeitweiſe und zwar gerade in der kritiſchen Zeit 
ohne einen Vertreter geweſen iſt, der gerade ſein Augenmerk auf eine etwaige 
öffentliche Zuſtellung richtete. Jedenfalls hatte der Beklagte, wenn er es 
durchaus vermeiden wollte, ſeinen Aufenthalt im Auslande bekannt werden 
zu laſſen, in der Beſtellung eines Zuſtellungsbevollmächtigten das geeignetſte, 
wenn auch keineswegs das einzige Mittel, die Erlaſſung eines Verſäumnis⸗ 
urteils hinter ſeinem Rücken zu verhindern. Nachdem bereits das Arreſt⸗ 
verfahren in Gang geſetzt war, konnte er ſich beiſpielsweiſe auch des Mittels 
bedienen, den Gegner auf dem in $ 926 ZPO. vorgezeichneten Wege zur als⸗ 
baldigen Erhebung der Klage zu zwingen und zu überwachen oder über⸗ 
wachen zu laſſen, ob dieſe friſtgemäß erhoben und etwa öffentlich zugeſtellt 
werde, oder er konnte ſelbſt Klage auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens des 
Arreſtanſpruchs erheben. Alle dieſe Wege waren ihm ja als Rechtsanwalt 
wohlbekannt. — — —“ N 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 15. März 1915 i. S. G. w. Gr. 

5 O. 248/14. F- ch. 


197. Vorausſetzungen einer Klage auf künftige Leiſtung nach § 259 
und nach § 257 5pO. 
Vgl. 57 Nr. 198; 70 Nr. 163. 
ZPO. § 257. 259. 
Der Kläger hatte bei der Beklagten, einer engliſchen Verſich.⸗Geſellſchaft, 
eine Verſicherung des Inhalts genommen, daß ihm mit Vollendung des 
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55. Lebensjahres, d. h. am 3. März 1915, die Summe von 25000 / aus⸗ 
zuzahlen, im Fall ſeines früheren Ablebens dieſer Betrag von ſeinen Erben 
zu beanſpruchen ſei. Die Verſich.-Summe ermäßigte ſich unter Berückſichti⸗ 
gung eines auf den Verſich.-Schein erhobenen Vorſchuſſes und verſchiedener 
Zuſchlagsdividenden auf 13159 . Die letzte, im Frühjahr 1915 fällig ge⸗ 
wordene Prämie, 1158,97 %, hatte der Kläger infolge des Verbots von Zah⸗ 
lungen nach England nicht entrichtet. Der Kläger verlangte auf Grund der 
88 257. 259 3PO. Verurteilung der Beklagten zur Zahlung von 13159 K 
am 3. März 1916. — In beiden Inſtanzen wurde der Klage entſprochen. 
Auch die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Das Landgericht nimmt an, daß die Klage nach Vorſchrift des § 259 
ZPO. begründet ſei. Dem vermag das Ber.-Gericht nicht zu folgen. Es 
muß die Beſorgnis gerechtfertigt ſein, daß ſich die Beklagte der rechtzeitigen 
Leiſtung entziehen werde. Das iſt nach der deutlichen Sprache des Geſetzes 
nicht mit der Beſorgnis gleichbedeutend, daß der Schuldner nicht rechtzeitig 
erfüllen werde. Nun ſteht lediglich feſt und iſt auch nichts weiteres vom Kläger 
vorgetragen worden, als daß die Beklagte eine engliſche Geſellſchaft iſt, daß 
die engliſche Regierung Zahlungen nach Deutſchland unter Strafe verboten 
hat und daß die im Deutſchen Reiche verfügbaren Mittel der Beklagten nicht 
ausreichen, um die Anſprüche ihrer Verſicherten zu befriedigen. Daß bloßer 
Mangel an Zahlungsmitteln die Anwendung des $ 259 nicht rechtfertigt, ver- 
kennt auch das Landgericht nicht. Es erblickt aber in dem Zahlungsverbot 
der engliſchen Regierung gegründeten Anlaß zur Verurteilung. Demgegen⸗ 
über iſt zu erwägen, daß das Zahlungsverbot nur eine Unmöglichkeit der 
Leiſtung im Rechtsſinne ſchafft. Die Beklagte würde ſich, wenn ſie dem Verbot 
zuwider zahlte, ſchwerſter Beſtrafung ausſetzen. Ihr kann alſo die Zahlung 
nicht zugemutet werden. Daß der deutſche Richter dem engliſchen Zahlungs— 
verbot an ſich keine Wirkſamkeit zuzuerkennen hat, darf ihn nicht an der Prü⸗ 
fung hindern, ob ſich der dem Verbot fügende engliſche Schuldner ſeiner Ver⸗ 
pflichtung entziehe. Es kann aber ſchlechterdings nicht geſagt werden, daß 
ſich der Schuldner, dem die Leiſtung aus Gründen, die er nicht zu vertreten 
hat, unmöglich wird, ſeiner Verpflichtung entziehe. 

Auch der allgemeine Hinweis auf die ſchlimmen Erfahrungen, die man 
bezüglich des Rechtsgefühls der Engländer nach Ausbruch des Krieges ge— 
macht habe, kann nicht zur Anwendung des § 259 ZPO. führen. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung fordert die Feſtſtellung gerechtfertigter Beſorgnis im einzelnen 
Falle. Es geht zu weit, wollte man ſagen, alle Engländer hätten ſich nach 
Beginn des Krieges ihres Rechtsgefühls entäußert. Der Kläger, deſſen Sache 
es wäre, hat keinerlei Tatſachen angeführt, welche einen ungünſtigen Schluß 
bezüglich des geſchäftlichen Verhaltens der Beklagten zuließen. In dieſer 
Richtung könnte höchſtens der Satz des Rundſchreibens in Betracht kommen, 
„daß, falls die deutſchen Verſicherten es zu einer Konk.⸗Eröffnung hierſelbſt 
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kommen laſſen würden, mit der Möglichkeit zu rechnen ſei, daß die Londoner 
Zentrale zum mindeſten den Verſuch machen werde, ſich ihren in Deutſch— 
land begründeten Verpflichtungen zu entziehen‘. Aber das Rundſchreiben tft 
nicht von der Beklagten, ſondern von den gerichtlich beſtellten Aufſichtsper— 
ſonen ausgegangen. Es ſteht nicht feſt, daß die Beklagte von dem Inhalt 
des Schreibens Kenntnis erhalten habe oder daß er ihrer eigenen Auffaſſung 
entſpreche. Überdies iſt der Zweck der angezogenen Außerung klar. Man 
wollte die Verſicherten davon abhalten, ohne Rückſicht auf die Mitbeteiligten 
die eigenen Rechte zu verfolgen. Es kommt hinzu, daß die in Ausſicht ge— 
ſtellte Möglichkeit überhaupt niemals eintreten könnte, weil die Voraus— 
ſetzungen einer Konk.-Eröffnung gemäß §§ 237. 238 KO. nicht vorhanden ſind. 

Anderſeits iſt aber das Ber.-Gericht — und zwar wiederum im Gegen— 
ſatz zum Landgericht — der Anſicht, daß die Anwendung des § 257 3PO. 
geboten iſt. Die Tatjache allein, daß der Anſpruch auf einen gegenſeitigen 
Vertrag geſtützt wird, bei dem naturgemäß Leiſtung und Gegenleiſtung an 
ſich im Abhängigkeitsverhältnis ſtehen, ſteht der Verurteilung zu zukünftiger 
Zahlung nicht entgegen. Es kommt weſentlich darauf an, inwieweit dieſe 
Abhängigkeit zur Zeit noch beſteht. Im vorliegenden Fall iſt die Leiſtung 
des Klägers mit Ausnahme des letzten Teilbetrages erfolgt. Da Leiſtung und 
Gegenleiſtung in Geldzahlungen beſtehen, ſo löſt ſich die teilweiſe Bedingtheit 
der noch ausſtehenden Leiſtungen ohne weiteres im Verrechnungswege auf. 
Das würde natürlich dann nicht zutreffen, wenn, ausnahmsweiſe, der An— 
ſpruch des Klägers im ganzen von der Bezahlung auch der letzten Prämie 
abhängig wäre. Eine ſolche Abhängigkeit ergibt ſich aber weder aus all— 
gemeinen Rechtsgrundſätzen, noch iſt ſie etwa durch die Verſich.-Bedingungen 
geſchaffen. Somit iſt der Anſpruch des Klägers zur Höhe von 12000,03 , 
d. h. bis auf den Betrag der letzten Prämie, von jeder Gegenleiſtung un— 
abhängig. Inſoweit iſt daher der Klage jedenfalls ſtattzugeben. 

Das gleiche Ergebnis kann für den Reſtbetrag nicht angeſprochen werden. 
Es liegt auf der Hand, daß der Verſicherte nur dann die volle Verſich.-Summe 
ausbezahlt verlangen kann, wenn er ſeinerſeits alle fälligen Prämien ent— 
richtet hat. Inſoweit, d. h. ziffermäßig, beſteht allerdings eine Abhängig— 
keit der Leiſtung von der Gegenleiſtung, obgieich ſie ſich hier, wie bereits an— 
geführt, wegen der Natur des beiderſeitigen Leiſtungsgegenſtandes durch 
Verrechnung auflöſt. Der Kläger kann daher am 3. März 1916 nur die reſt— 
liche Verſich. Summe, vermindert um den Betrag der Prämie aus 1915, 
beanſpruchen. 

Zu erörtern wäre aber noch, ob nicht dem Kläger trotzdem, dem Inhalt 
des Verſich.-Vertrages zuwider, auf Grund des deutſchen Zahlungsverbotes 
der ganze Betrag zuzuſprechen iſt. Man würde zu dieſem Ergebniſſe ge— 
langen, wenn man ſagen müßte, daß durch das Zahlungsverbot die Fällig— 
keit der Gegenleiſtung des Klägers unter allen Umſtänden beſeitigt ſei, und 
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dieſe Tatjache, da es ſich um eine Vergeltungsmaßregel handelt, auf die Ver— 
pflichtung des andern Teiles ohne Einfluß bleibe. Eine ſo weitgehende Aus— 
legung ſcheint aber nicht berechtigt. Die Verordnung des Bundesrats hat 
lediglich die Zahlungspflicht des deutſchen Schuldners dem feindlichen Aus— 
lande gegenüber vorläufig aufheben wollen. Sie bezweckt aber nicht, in die 
vertraglichen Beziehungen derart einzugreifen, daß ſie dem deutſchen Schuld— 
ner Vorteile neu verſchaffte, auf welche er nach dem Vertrage keinen An— 
ſpruch hat. Es beſteht ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen dem Fall, daß 
der deutſche Schuldner bereits die Gegenleiſtung des feindlichen Gläubigers 
erhalten hat, und demjenigen, wo erſt in Zukunft die Gegenleiſtung gegen 
Gewährung der eigenen Leiſtung erworben werden ſoll. Würde man aber 
ſelbſt in dieſem Punkt andrer Auffaſſung ſein müſſen, ſo könnte doch eine 
Verurteilung der Beklagten in den Reſtbetrag nicht ausgeſprochen werden. 
Denn es ſteht heute keineswegs feſt, daß das deutſche Zahlungsverbot auch 
am 1. März 1916 noch in Kraft ſein wird. Es erſcheint daher nicht in Ord— 
nung, den Kläger auch für den entgegengeſetzten Fall von der Verpflichtung, 


ſich den Betrag der letzten Prämie kürzen zu laſſen, zu befreien. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 2. Nov. 1915. H. w. Star 
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198. Unpfändbarkeit des Flügels und der Noten bei einem Muſiklehrer. 
Vgl. 41 Nr. 316. 
ZRO. § 811 Nr. 5. 

Mit Recht geht das Landgericht davon aus, daß für die Frage der Ent— 
behrlichkeit nach 8 811 Nr. 5 3 PO. weſentlich iſt, ob der Lebensunterhalt des 
Schuldners und ſeiner Familie durch anderweitige Hülfsquellen geſichert iſt 
und für die Beſtreitung des Lebensunterhalts die Erwerbstätigkeit des 
Schuldners nicht oder nur unweſentlich in Betracht kommt. 

Schuldner wohnt zuſammen mit ſeiner ſehr kränklichen und hülfs— 
bedürftigen Ehefrau. Beide ſind alte Leute. Dem Gerichte ſind die Verhält— 
niſſe des Schuldners aus früheren Prozeſſen bekannt; es iſt daher auch in der 
Lage zu beurteilen, daß die der ſchuldneriſchen Ehefrau aus dem Stſchen 
Teſtament zuſtehenden, der Pfändung nicht unterliegenden, Bezüge von 
jährlich 3000 „ nicht ausreichen, um bei den geſteigerten Bedürfniſſen der 
kränklichen Ehefrau des Schuldners und den teuren Lebensverhältniſſen der 
gegenwärtigen Zeit den Lebensunterhalt des Schuldners und ſeiner Ehefrau 
zu beſtreiten. Schuldner iſt daher trotz ſeines vorgerückten Alters darauf an— 
gewieſen, durch perſönliche Ausübung ſeines Berufs als Muſiklehrer ſeine 
Einkünfte zu erhöhen. Daß er gegenwärtig ſeinen Beruf als Muſiklehrer 
tatſächlich ausübt, indem er in ſeiner Wohnung unter Benutzung des Flügels 
und der Noten ſeinen Schülern Unterricht erteilt, iſt durch die eidesſtattliche 
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Erklärung der Frau Sch. und den Bericht des Gerichtsvollziehers dargetan. 
Unter dieſen Umſtänden iſt die Pfändung des Flügels und der Noten 
. 9811 Nr. 5 3PO. unzuläſſig. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 17. Juni 1916. Sch. & Sohn 
w. L. — Bs. Z. VI. 63/16. B. 


— 


199. Unzuläſſigkeit einer Verrechnung von Gehaltvorſchüſſen auf den 
unpfändbaren Gehaltsteil. 


Vgl. 42 Nr. 173; 64 Nr. 129; 65 Nr. 22 m. N.; 70 Nr. 13. 
230. 8 8501; BOB. 394. 134. 


Als die Gehaltsforderung der vom Beklagten angeſtellten Balletmeiſterin 
P. vom Kläger gepfändet worden war, kündigte ihr der Beklagte die Stel: 
lung, ſchloß aber alsbald mit ihr am 6. März 1913 einen neuen Anjtellungs- 
vertrag, worin er ſich ausbedang, daß ein an ſie gezahlter Vorſchuß von 
795 * in der Weiſe verrechnet werden ſollte, daß bis zur Abverdienung des 
Vorſchuſſes von dem monatlichen Gehalt von 300 „ nur 175 gezahlt wür⸗ 
den. Gegenüber einer neuerlichen Pfändung des Klägers und der darauf 
geſtützten Klage auf Hinterlegung oder Zahlung von 175 M des September⸗ 
gehalts bat der Beklagte um Abweiſung und widerklagend um Feſtſtellung, 
daß er nicht verpflichtet ſei, den pfändbaren Teil des Gehalts für die Monate 
September 1913 bis 1. Febr. 1914 für den Kläger zu hinterlegen. — In 
1. Inſtanz wurde der Beklagte zur Zahlung von 175 , in 2. Inſtanz nur 
von 112,50 & verurteilt, ſeine Widerklage wurde abgewieſen. Aus den Grün⸗ 
den des Ber.⸗Urteils: 

„Ju entſcheiden iſt lediglich, ob und wieweit das Verrechnungsabkommen 
v. 6. März 1913 dem Klagebegehren entgegenſtehe. In dieſer Abmachung 
war nicht ausdrücklich geſagt, ob die in jedem Monat abzuziehenden 125 4 
auf den unpfändbaren oder den pfändbaren Teil des Gehalts verrechnet 
werden ſollten. Wenn jedoch die Vereinbarung den von den Beteiligten 
offenbar erſtrebten Erfolg haben ſollte, den Gläubigern der Schuldnerin 
den Zugriff auf das Gehalt tunlichſt zu erſchweren oder unmöglich zu machen, 
ſo konnte die Vereinbarung nur ſo gemeint ſein, daß die Anrechnung der 
125 K auf den pfändbaren Gehaltsteil ſtattfinden ſollte. In dieſem Fall 
würde der unpfändbare, durch jene Vereinbarung nicht berührte Teil des Ge— 
halts der Schuldnerin erhalten geblieben ſein, und der Beklagte hätte ſich 
demzufolge einem Pfändungspfandgläubiger gegenüber darauf berufen 
können, daß auf den pfändbaren und gepfändeten Teil des Gehalts bereits 
125 „ durch Verrechnung gezahlt wären. Der Beklagte war indeſſen nicht 
imſtande, mit der Schuldnerin wirkſam zu vereinbaren, daß der Vorſchuß 
auf den pfändbaren Teil des Gehalts verrechnet würde. Die Unwirkſam⸗ 
keit einer derartigen Vereinbarung folgt vielmehr aus den Vorſchriften über 


199. Lohnpfändung. 341 


die Lohnbeſchlagnahme, die zwingendes Recht enthalten. Unpfändbar iſt der 
Arbeits⸗ und Dienſtlohn nur bis zu 1500 4, pfändbar iſt er, inſoweit er die 
Summe von 1500 für das Jahr überſteigt (§ 850 Nr. 1; KA Nr. 4 Lohnbc. 
v. 21. Juni 1869 in der Faſſung v. 28. März 1897). Dieſe Pfändungsbeſchrän⸗ 
kung hat den Zweck, dem Dienſtverpflichteten den unentbehrlichen Teil ſeines 
Einkommens zu ſichern. Die Kehrſeite der Beſchränkung liegt aber darin, 
daß den Gläubigern der Zugriff auf den entbehrlichen Teil des Schuldner 
einkommens nicht entzogen iſt und nicht entzogen werden darf. Entgegen⸗ 
ſtehende Abmachungen, die darauf abzielen, den unpfändbaren Teil des Ein⸗ 
kommens zu erhöhen, ſind deshalb mit der Zwangsnatur dieſer Geſetzgebung 
unvereinbar und wirkungslos. Auf eine ſolche unſtatthafte Erhöhung des Un- 
pfändbaren würde es hinauskommen, wenn der Schuldner einen Teil ſeines 
Gehalts in Geſtalt von Vorſchüſſen gezahlt erhielte und infolge einer Ab- 
rede, daß die Vorſchüſſe auf den pfändbaren Teil des Gehalts anzurechnen 
wären, imſtande ſein würde, einen Pfändungspfandgläubiger von dem Zu- 
griff auf einen dem Unpfändbaren gleichkommenden Teil des noch nicht 
gezahlten Gehaltsbetrages fernzuhalten. Daraus folgt ohne weiteres, daß 
Vorſchüſſe auf das Gehalt, die rechtlich nichts andres als Gehaltszahlungen 
find (vgl. RG. in JW. 1912, 684 und Komm. von RGRäten? zu $362 Bem. 4), 
ganz von ſelbſt und ohne daß es einer Parteivereinbarung bedarf, ja ſogar 
entgegen einer davon etwa abweichenden Parteivereinbarung, auf den un— 
pfändbaren Teil des Gehalts verrechnet werden müſſen. 

Durch das Verrechnungsabkommen v. 6. März 1913 wurde das Monats⸗ 
gehalt der Schuldnerin nicht etwa auf 175 & herabgeſetzt, es blieb vielmehr 
nach wie vor, wie das Abkommen übrigens ausdrücklich hervorhob, 300 . 
und es wurde lediglich die mehrerwähnte Verrechnung von jeweils 125 .% 
auf 300 „ ausbedungen. Der unpfändbare Teil des Gehalts berechnete ſich 
mithin nach einem Monatseinkommen von 300 . Da aber die Schuldnerin 
unſtreitig nicht zwölf Monate, ſondern nur acht Monate Gehalt gezahlt er⸗ 
hielt, fo war in jedem Monat nicht nur ein Zwölftel von 1500 % — 125 M, 
ſondern ein Achtel von 1500 % = 187,50 der Pfändung entzogen, denn 
das vertragliche Einkommen der als Balletmeiſterin angeſtellten Schuldnerin 
war ſo bemeſſen, daß ſie davon auch in den vier Monaten, die außerhalb der 
Spielzeit lagen, ihren Lebensunterhalt beſtreiten mußte, und in dem un⸗ 
pfändbaren Betrage von 187,50 % war deshalb das mitenthalten, was die 
Schuldnerin in den vier erwerbloſen Monaten zu ihrem Lebensunterhalt 
nötig hatte (vgl. OL GRſpr. 15, 167. 168). 

Demgemäß hat der Kläger in Anſehung des von ihm in Anſpruch ge⸗ 
nommenen Gehalts für September 1913 einen Anſpruch nur inſoweit, als 
dieſes Gehalt den unpfändbaren Betrag von 187,50 .# überſteigt, alſo nur 
in Höhe von 112,50 . Nicht dagegen kaun er, wie das Landgericht angenom- 
men hat, 175 für ſich in Anſpruch nehmen. Daß er aber nicht Hinterlegung 
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gemäß § 853 3PO., deſſen Vorausſetzungen fehlen, ſondern nur Zahlung 
verlangen kann, hat das Landgericht zutreffend ausgeführt. 
Die Klage war daher auf die Berufung des Beklagten inſoweit abzuweiſen, 
als der Beklagte zur Zahlung von mehr als 112,50 / verurteilt worden war.“ 
Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 28. Sept. 1915. A. w. S. W. UN. 
24/15. SchleswHolſt. Anz. 1915, 231. 


200. Haftung des Swangsvergleichsbürgen auch für eine nicht im 
Konkurſe feſtgeſtellte Forderung. 
(Vgl. 53 Nr. 141; 58 Nr. 226.) 
0. 8s 193 ff. 146; BOB. $ 767. 

Michael Gr. ſchuldete der Anna G. 10000 ./, verſichert auf feinen An— 
weſen. Am 18. Febr. 1913 wurde über deſſen Vermögen der Konkurs er— 
öffnet. Am 14. April 1913 machte Michael Gr. den Zwangsvergleichsvor— 
ſchlag, daß die nichtbevorrechtigten Gläubiger 20% ihrer Forderungen in 
Raten erhalten ſollten, ſoweit ſie anerkannt ſeien oder noch anerkannt oder 
gerichtlich feſtgeſtellt würden, und daß der Möbelhändler Tr. die Bürgſchaft 
für die richtige Zahlung der Raten übernehme. Tr. hatte in einer Urkunde 
v. 11. April 1913 die Bürgſchaftsannahme in dieſem Sinne erklärt. Der 
Zwangsvergleich wurde beſtätigt und am 30. Juni 1913 rechtskräftig. Am 
18. Juni hatte Anna G. die 10000 „ nebſt 400 . Zinſen zum Konkurſe 
angemeldet. Im Schlußtermin v. 26. Juli 1913 wurde die Forderung nur 
bis zum Betrage von 4000 t nebſt 400 .I6 Zinſen anerkannt und für den 
Ausfall feſtgeſtellt, bezüglich des Reſtes zu 6000 .K vom Konk.-Verwalter 
beſtritten. Am 13. Sept. 1913 wurde das Konk.-Verfahren als durch Zwangs— 
vergleich erledigt aufgehoben. Bei der Zwangsverſteigerung des Anweſens 
kam die Forderung der Anna G. nicht zum Zuge. Die Pfändung gegen 
Michael Gr. zugunſten der Quote aus den feſtgeſtellten 4000 „ nebſt Zinſen, 
d. i. für 880 „ nebſt Koſten, blieb erfolglos, worauf Aung G. dieſe Forderung 
gegen Tr. als Bürgen ausklagte und beitrieb. 

Sodann verklagte Anna G. den Tr. auch auf die Quote aus den be— 
ſtrittenen 6000 1 = 1200 e nebſt Zinſen auf Grund feiner Bürgſchaft und 
zugleich den Michael Gr. als Geſamtſchuldner. Gr. wurde im Verſäumnis— 
verfahren verurteilt, gegen Tr. wurde die Klage abgewieſen. In der Ber. 
Inſtanz wurde auch Tr. verurteilt. Aus den Gründen: 

„Die Einwendungen des Tr. ſind unbegründet. 

Die Behauptung, daß der Zwangsvergleich und die Bürgſchaftserklä— 
rung nur diejenigen Forderungen beträfen, die konkursmäßig nach § 146 
KO. mit Wirkung gegen den Konk.-Verwalter feſtgeſtellt wurden, iſt nicht 
richtig. Der 8 181 KO. Satz 1 enthält das Gebot, daß der Zwangsvergleich 
allen nichtbevorrechtigten Konk.-Gläubigern gleiche Rechte gewähre, ſoweit 
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nicht die zurückgeſetzten Gläubiger ausdrücklich zuſtimmen. Nichtbevorrechtigter 
Konk.⸗Gläubiger aber iſt jeder mit einem Vorrecht im Sinne des 8 61 KO. 
nicht ausgeſtattete perſönliche Gläubiger, der einen erzwingbaren, bei der 
Konk.⸗Eröffnung begründeten, und aus dem Vermögen des Gemeinſchuldners 
zu erfüllenden Anſpruch hat, gleichviel, ob er von ſeinem Teilnahmerecht Ge— 
brauch macht oder nicht (Jaeger §3 KO. Anm. 1). Da ſelbſt Gläubiger, die 
am Konkurs nicht teilgenommen haben, vom Gebot der Gleichheit der Rechte 
umfaßt werden, ſo gilt dies natürlich auch von ſolchen Gläubigern, die zwar 
zunächſt am Konkurſe durch Anmeldung ihrer Forderungen teilgenommen, 
dann aber überhaupt oder hinſichtlich eines Teiles ihrer Forderungen auf 
konkursmäßige Befriedigung verzichtet haben, ohne gleichzeitig auf die For— 
derung ſelbſt zu verzichten (Jaeger § 181 Anm. 1 und die dort angef. Ent— 
ſcheidungen). Der letztere Fall liegt hier vor. Die Klägerin hätte, da die 
Hauptforderung ſich als titulierte Forderung i. S. des 8 146 Ab. 6 KO. dar— 
ſtellt, trotz des Widerſpruchs des Konk.-Verwalters unter Berufung auf den 
Titel die Auszahlung oder, nach Erhebung einer Widerſpruchsklage durch 
den Konk.⸗Verwalter, die Zurückbehaltung des auf die Forderung treffenden 
Anteils verlangen oder unter Umſtänden auch die Feſtſtellungsklage erheben 
können (Jaeger § 146 Anm. 27 u. 8 168 Anm. 4); dadurch, daß ſie es nicht 
tat, hat ſie auf konkursmäßige Befriedigung, nicht aber auf die Forderung 
ſelbſt verzichtet. Die Vorſchriften der §§ 193. 181 KO. gelten alſo auch für 
die hier in Frage ſtehende Hauptforderung. Für die Auslegung des dem 
Zwangsvergleiche zugrunde liegenden Parteiwillens aber folgt aus der Un— 
abänderlichkeit des Grundſatzes der Gleichbehandlung, daß im Zweiſel die 
mit dieſem Grundſatze im Einklang ſtehende Auslegung, die eine Aufrecht— 
haltung des Vergleichs ermöglicht, als Willensmeinung der Beteiligten an— 
zuſehen iſt. Das Reichsgericht hat daher mit Recht erkannt, daß die Abrede, 
es ſollten die Gläubiger „feſtgeſtellter“ Forderungen 20% erhalten, mit Rück— 
ſicht auf den § 181 KO. dahin zu verſtehen ſei, daß die Vergleichsrechte allen 
Gläubigern zukommen ſollen, deren Forderungen ſchon beim Vergleichs— 
abſchluß feſtgeſtellt ſind oder ſpäter feſtgeſtellt werden (Jaeger $ 181 Anm. 4; 
Leipz Z. 1907, 283). Aus dem gleichen Grunde iſt bis zum Beweis des 
Gegenteils anzunehmen, daß die Abrede, es ſollten die nicht bevorrechtigten 
Gläubiger 20% ihrer Forderungen inſoweit erhalten, als ſie anerkannt ſeien 
oder noch anerkannt oder gerichtlich feſtgeſtellt würden, auch eine nach Be— 
endigung des Konkurſes erfolgende gerichtliche Feſtſtellung umfaßt. 

Was aber für die Hauptſchuld gilt, muß auch für die Bürgſchaft gelten. 
die Zwangsvergleichsbürgſchaft bildet einen Beſtandteil des Zwangsver— 
gleichs; die Haftung des Zwangsvergleichsbürgen iſt ein den Konk.-Gläubi— 
gern gewährtes akzeſſoriſches Recht; eine Beſchränkung der Bürgſchaftshaftung 
auf Forderungen, die konkursmäßig anerkannt und feſtgeſtellt worden, ent- 
hielte alſo einen Verſtoß gegen das in $ 181 KO. enthaltene Gebot der Gleich— 
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behandlung aller Konk.⸗Gläubiger. Es iſt daher auch die Bürgſchaftserklärung 
bis zum Beweiſe des Gegenteils dahin auszulegen, daß ſie ſich auf die nach 
der Beendigung des Konkurſes gerichtlich feſtgeſtellten Forderungen mit er⸗ 
ſtreckt und zwar ſelbſt dann, wenn ſie dem Garanten zur Zeit des Vergleichs 
abſchluſſes unbekannt waren (Jaeger $ 146 Anm. 1 a. E.; LeipzZ. 1912, 
792; Jaeger $ 194 Anm. 6 Satz 2 u. 3). Selbſt in dem vom Beklagten er⸗ 
wähnten Fall, daß die Feſtſtellungsklage gegenüber dem Konk.⸗Verwalter 
abgewieſen, in dem gegen den Gemeinſchuldner durchgeführten Prozeſſe aber 
als zu Recht beſtehend anerkannt würde, wäre die Haftung des Zwangsver⸗ 
gleichsbürgen — vorbehaltlich der jedem Bürgen zuſtehenden Einreden — 
begründet; denn der frühere Gemeinſchuldner iſt im Verhältnis zum Bürgen 
der Hauptſchuldner, und. die Verbindlichkeit des Hauptſchuldners iſt gemäß 
dem $ 767 BGB. für die Verpflichtung des Bürgen maßgebend. Ganz mit 
Unrecht beruft ſich der Beklagte auf Jaeger; er beſagt das Gegenteil (8 181 
Anm. 2). 

Der Mangel der konkursmäßigen Feſtſtellung der beſtrittenen Teilforderung 
hat nun aber allerdings die Folge, daß in Anſehung ihrer keine Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckung aus dem Zwangsvergleich nach Maßgabe des § 194 KO. ſtattfindet; 
vielmehr bedarf die Klägerin gegen den Hauptſchuldner und den Bürgen 
eines anderweitigen Vollſtreckungstitels (Jaeger Anm. 3 u. 6 zu $ 194). 
Gegenüber dem Hauptſchuldner beſitzt ſie allerdings bereits einen Titel in der 
vollſtreckbaren Urkunde. Da aber nach dem Zwangsvergleich die 20% nur 
aus anerkannten oder gerichtlich feſtgeſtellten Forderungen geſchuldet werden 
und in der Bürgſchaftserklärung nur hierfür die Haftung übernommen iſt, be- 
darf es trotz des Vorhandenſeins der vollſtreckbaren Urkunde einer gerichtlichen 
Feſtſtellung der beſtrittenen Teilforderung. Daß dieſe gerade durch eine Feſt— 
ſtellungsklage gemäß $ 256 ZPO. herbeigeführt werde, iſt nicht notwendig; 
denn auch in dem auf eine Leiſtungsklage ergehenden Urteil iſt eine gerichtliche 
Feſtſtellung über den Beſtand des geltend gemachten Anſpruchs enthalten. 

Aber auch die Annahme des Beklagten, daß die gerichtliche Feſtſtel⸗ 
lung der Forderung gegen den Hauptſchuldner der Inanſpruchnahme des 
Bürgen hätte vorausgehen müſſen, iſt nach Lage des Falles ungerechtfertigt. 
Die Einrede der Vorausklage erſcheint nach $ 773 Nr. 4 BGB. ausgeſchloſſen, 
weil die Zw.⸗Vollſtreckung gegen den Hauptſchuldner wegen der Quote aus 
dem feſtgeſtellten Teilbetrage fruchtlos geblieben iſt. — — — Der Wortlaut 
des Zwangsvergleichs ſpricht nicht für die Anſchauung des Beklagten. Richtig 
iſt nur, daß die Verurteilung des Hauptſchuldners dem Bürgen gegenüber 
weder Rechtskraft noch Vollſtreckbarkeit erzeugt; 

il 5 194 Anm. 6; RGeEntſch. 56, 110, (in Seufffl. 59 Nr. 254, 71, 59). 
Urteil \ des OLG. München (1. Sen.) v. 26. März 1915 i. S. G. w. Gr. 

L. 955/14. P. 


I. Bürgerliches Recht. 


201. Wirkſamkeit der nachträglichen Genehmigung einer gefälſchten 
Wechſelunterſchrift. 


Vgl. 56 Nr. 260. 
BGB. $ 177. 


Durch das landgerichtliche Urteil ſind die verklagten Eheleute ſamtver⸗ 
bindlich ſchuldig erkannt, an die Klägerin 8264,37 M und 6% Zinſen daraus, 
ſowie 74,80 / Wechſelunkoſten und Proviſion zu bezahlen, im übrigen iſt 
die auf 12000 „„ Wechſelſumme ſamt Nebenſache gerichtete Klage abgewieſen 
worden. Die Klage ſtützte ſich auf einen am dritten Tage nach Sicht zahl⸗ 
baren Wechſel über 12000 „, gezogen auf W. und von dieſem angenommen; 
auf der Rückſeite trägt der Wechſel u. a. die Giros der beiden Beklagten und 
der Klägerin. Nachdem der Akzeptant Selbſtmord verübt hatte, wurde der 
Wechſel auf Betreiben der Klägerin zur Sicht und Annahme vergeblich vor⸗ 
zulegen verſucht und ſodann mangels Zahlung proteſtiert. Die Beklagten 
beſtritten die Echtheit ihrer Unterſchrift, ſowie jede Zuſtimmung oder Ge⸗ 
nehmigung zur Beifügung ihres Namens durch W. — Das Landgericht er⸗ 
achtete nicht als erwieſen, daß W., von dem unbeſtritten die Giros mit dem 
Namen der Beklagten herrühren, gerade für dieſen Wechſel Vollmacht zur 
Unterzeichnung gehabt habe, es nimmt aber an, daß die Unterſchriften als 
nachträglich nach 8 177 BGB. genehmigt und daher rechtswirkſam angeſehen 
werden müßten. Das Urteil des Oberlandesgerichts, das die Berufung der 
Beklagten zurückgewieſen hat, führt zu dieſem Punkte folgendes aus: 

„Hinſichtlich der Frage, ob eine ‚gefäljchte‘ d. h. bewußt widerrechtlich 
hergeſtellte Wechſelunterſchrift durch nachträgliche Genehmigung ($ 177 BGB.) 
Rechtswirkſamkeit erlangen kann, hat ſich das Landgericht lediglich auf das 
Urteil des Reichsgerichts 1. Zivilſen. v. 8. Juni 1901 (Seuff A. 56 Nr. 260 
und JW. 1901, 518%) bezogen. Dieſe Bezugnahme genügt deshalb nicht, 
weil ſich derſelbe Senat in einem Urteil v. 13. Juni 1904 (JW. 1904, 497 
unter Hinweis auf ROHCEntſch. 21, 165 und die Kommentare zur Wechſel⸗ 
ordnung von Staub und Bernſtein auf den gegenteiligen Standpunkt geſtellt 
hat. Anderſeits hat nach Staub der Oberſte Gerichtshof in Wien wiederum 

Seufferts Archiv Bb. 71. 8. Folge Bd. 16. Heft 9. 25 
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die Wirkſamkeit einer nachträglichen Unterſchriftsgenehmigung zugelaſſen. 
Auch Reichsgerichtsrat Dr. Mansfeld tritt dafür in der Leipziger Zeitſchrift 
1914, 801 ff. ein; hierauf wird für den Stand der Streitfrage Bezug genommen. 

Die Frage iſt, da auch im ordentlichen Verfahren Klagegrund in erſter 
Linie die Wechſelunterſchrift geblieben iſt, von Amts wegen zu prüfen. Der 
Senat verkennt hierbei das Gewicht der für die Verneinung ſprechenden 
Gründe, insbeſondere der aus der Wechſelordnung entnommenen, keines⸗ 
wegs; er iſt aber, indem er ſich die Darlegung von Mansfeld aneignet, der 
Anſicht, daß ſeit der Entſcheidung der Verein. Zivilſ. v. 27. Juni 1910 (Entſch. 
74, 69) das Gewicht dieſer Gründe weſentlich vermindert worden iſt und zur 
Verneinung nicht mehr zureicht. Nach jener Plenarentſcheidung iſt es zu— 
läſſig, daß der Vertreter die in Vertretung geleiſtete Unterſchrift lediglich 
dadurch herſtellt, daß er den Namen ſeines Machtgebers oder desjenigen, 
für den er ohne Vollmacht handeln will, niederſchreibt; eines Zuſatzes, der 
die Tatſache der Vertretung bei dieſer Unterſchrift erſichtlich macht, bedarf 
es nicht. Selbſtverſtändlich bedarf es auch keiner Nachahmung der Schrift- 
züge des Vertretenen; der Vertreter kann mit ſeiner ihm eigentümlichen 
Handſchrift den Namen des Vertretenen zeichnen. Daß damit insbeſondere 
im Wechſelverkehr die Nachprüfung der Echtheit erheblich erſchwert wird, 
iſt nicht zu leugnen; es wird dies aber von der Entſcheidung der Verein. Zivil— 
ſenate in den Kauf genommen, um nicht eine noch größere Gefährdung der 
Rechtsſicherheit zuzulaſſen. Dieſe Rechtslage würde bei Aufrechterhaltung 
der früheren Rechtſprechung hinſichtlich der Unmöglichkeit nachträglicher 
Genehmigung „gefälſchter' Wechſel zu folgendem Ergebnis führen: Wenn 
der Sohn einen Wechſel auf den Namen ſeines Vaters fälſcht, nachträglich 
aber die Zuſtimmung des Vaters (Genehmigung) dazu erlangt, ſo müßte 
der vom Sohn gezeichnete Name des Vaters auf dem Wechſel geſtrichen und 
dafür der gleiche Name ſofort neuerdings hingeſchrieben werden, und zwar 
könnte letzteres wiederum durch den Sohn geſchehen, da er ja nunmehr nicht 
mit nachträglicher Einwilligung (Genehmigung), ſondern mit vorheriger 
(Zuſtimmung) handeln würde. Das liefe auf einen für die Praxis unver- 
ſtändlichen Formalismus hinaus, der ſtrafrechtliche und zivilrechtliche Be— 
griffe nicht genügend auseinanderhält. Strafbar bleibt der Fälſcher, auch 
wenn nachträglich die Unterſchrift genehmigt und damit die urſprünglich 
nur vorgetäuſchte zivilrechtliche Haftung des Dritten tatſächlich begründet 
wird. Was gegen dieſe Darlegungen vorgebracht wird (3. B. Frank StGB. 
Dem. VIb zu 8 267) richtet ſich in Wirklichkeit gegen die Entſcheidung der 
Verein. Zivilſenate hinſichtlich der Form der Vertretungszeichnung. Hält 
man aber an dieſer feſt, ſo darf man ſich nicht ſcheuen, auch die Folgerungen 
zu ziehen und zwar gerade und erſt recht für eine formale Skripturobligation 
wie es der Wechſel iſt; denn gerade bei einer ſolchen Formalobligation iſt es 
außerordentlich mißlich, auf die ſubjektiven Unterſcheidungen eingehen zu 
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müſſen, wie z. B. ob eine ohne Ermächtigung, aber in der ſicheren Hoffnung 
ſpäterer Genehmigung abgegebene Wechſelunterſchrift durch ſolche Geneh⸗ 
migung gültig wird. 

Der Senat ſteht alſo grundſätzlich auf dem Standpunkt des Landgerichts, 
daß eine nachträgliche Genehmigung der urſprünglich widerrechtlich abge- 
gebenen Unterſchrift Rechtswirkſamkeit verleiht.“ 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 5. April 1916. M. w. R. — 

L. 510/15. F—2. 


202. Erfüllungsort beim Diſtanzgeſchäft; die Übernahme der 
Mberfendungsgefahr durch den Verkäufer ift regelmäßig ohne Einfluß. 
Vgl. 62 Nr. 104 m. N. 

BGB. 88 269; 446. 


Der Kläger, Milchhändler in Hamburg, behauptete, mit dem Beklagten 
einen Milchlieferungsvertrag für die Zeit vom 1. Mai bis 30. September 1915 
geſchloſſen zu haben. Er klagte beim Landgericht in Hamburg auf Schaden— 
erſatz wegen Nichtlieferung der Milch im Mai 1915. Der Beklagte, der in 
Wulfsdorf ſeinen Wohnſitz hat, erhob den Einwand der örtlichen Unzuſtändig— 
keit des Gerichts, wogegen der Kläger behauptete, daß nach Handelsbrauch 
und Inhalt des abgeſchloſſenen Vertrages der Erfüllungsort für die Ver— 
pflichtungen des Beklagten Hamburg ſei. — Die Klage wurde abgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

— — — Die Frage, an welchem Ort ein Vertrag zu erfüllen iſt, iſt 
aus dem Inhalt des Vertrages oder ſonſtigen Umſtänden zu ermitteln. Sie 
iſt rein rechtlicher Natur. Daraus ergibt ſich, daß ſie vom Gericht zu entſcheiden 
iſt und daß die Meinung von Milchhändlern oder ſonſtigen im Milchfach ſach— 
verſtändigen Perſonen keine Bedeutung haben kann. Aus dem Inhalt des 
Vertrages, ſo wie ihn der Kläger behauptet, kann aber nicht geſchloſſen werden, 
daß der Erfüllungsort für den Beklagten Hamburg ſei. 

Nach den Behauptungen des Klägers ſollte der Beklagte die von ihm 
in Wulfsdorf gewonnene Milch durch einen Wagen nach Hamburg befördern 
laſſen, wo ſie an den Kläger abgeliefert werden ſollte. Der Beklagte ſollte 
alſo einen Frachtführer mit der Beförderung der Milch beauftragen. Hier— 
nach würde ein Diſtanzgeſchäft vorliegen, bei welchem, von beſonderen Um— 
ſtänden abgeſehen, der Erfüllungsort für den Verkäufer an ſeinem Wohn— 
ſitze iſt. Daran zweifelt auch der Kläger nicht. Er bezweifelt ferner mit Recht 
nicht, daß auch die Tatſache, daß der Beklagte die Koſten der Beförderung 
übernommen hat, an dem Erfüllungsort nichts ändert. Er meint aber, unter 
Berufung auf eine von ihm angeführte Entſcheidung des Reichsgerichts, daß 
der Wohnſitz des Käufers dann als Erfüllungsort anzuſehen ſei, wenn dieſer 
auch die Gefahr des Transports übernommen habe. 
„5 = a 95 
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Dem kann nicht beigeſtimmt werden. Bei dem von dem Kläger angeführten 
Urteil handelte es ſich um eine Dampfmaſchine, bei deren Transport die Ver⸗ 
hältniſſe anders liegen mögen als im vorliegenden Falle. Im allgemeinen 
geht die, auch vom Reichsgericht mehrfach gebilligte Rechtsmeinung — es 
mag auf RGentſch. 68, 78 verwieſen werden — dahin, daß die Übernahme 
der Transportgefahr noch nicht zu dem Schluſſe berechtigt, daß der Erfüllungs⸗ 
ort für den Verkäufer am Wohnorte des Käufers ſei. Anders würde die Sache 
vielleicht dann liegen, wenn der Beklagte den Transport auch mit eigenem 
Wagen übernommen hätte. Das behauptet der Kläger aber nicht. 

Das angerufene Gericht war daher nicht zuſtändig. — — —“ 

Urieil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 7. März 1916. K. (Kl.) w. O. 

Bf. III. 309/15. ö B. 


203. Die vom Verkäufer übernommenen Koſten der Derjendung 
enthalten in der Regel nur die Koften der gewöhnlichen Fracht. 
BGB. § 448. 


Die vertraglichen Abmachungen der Parteien ergeben ſich unſtreitig 
aus dem Briefwechſel vom 5. 8. und 9. Dez. 1914. Darnach verkaufte Kläger 
der Beklagten Hölzer für Kriegslieferungen. Die Ware war frei EBWagen 
Hemelingen oder Bremen Hauptbahnhof zu liefern und zwar ab 12. Dez. 
1914 unter Benutzung ſog. Kriegsfrachtbriefe, welche die Beklagte dem Kläger 
einzuſenden hatte. Die Beredung, daß entgegen der Vorſchrift des § 448 
BGB. der Verkäufer die Koſten der Bahnfracht zu tragen haben ſolle, kann 
im allgemeinen nur dahin verſtanden werden, daß die Koſten der gewöhn⸗ 
lichen Fracht zu Laſten des Verkäufers gehen ſollen. Freilich können im be⸗ 
ſonderen Falle die Umſtände ergeben, daß die Vertragſchließenden darunter 
auch die Koſten der Eilfrachtverſendung verſtanden wiſſen wollen. Dafür 
ſind aber in dem hier vorliegenden Falle greifbare Anhaltspunkte nicht ge⸗ 
geben. Die Beklagte findet ſie darin, daß es ſich um Kriegslieferungen handelte 
und daß die Abmachungen der Parteien eine beſchleunigte Abwicklung des 
Geſchäfts bezweckten. Allein ſelbſt wenn man davon ausgeht und ſelbſt 
wenn man annimmt, daß der Kläger ſich ſtillſchweigend damit einverſtanden 
erklärt habe, daß die unſtreitig am 12. Dez. 1914 zu beginnende Lieferung 
des verkauften Holzes am 18. Dez. zu beendigen ſei, ſo würde dieſe Tatſache 
noch nicht zu dem Schluſſe nötigen, daß die Parteien übereinſtimmend den 
Willen gehabt hätten, daß die Verſendung der Ware mit Eilfracht vorzunehmen 
ſei und daß der Verkäufer die Koſten auch dieſer Art des Transports zu tragen 
haben ſolle. Dagegen ſpricht auch der Umſtand, daß die Beklagte, als ſie dem 
Kläger der Abrede gemäß mit ihrem Beſtätigungsſchreiben v. 8. Dez. 1914 
die Kriegsfrachtbriefe gleich mit einſandte, nur drei Eilfrachtbriefe ſchickte. 
Eine Erklärung dieſer eigentümlichen Tatſache, die ein Verſehen bei der 
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Beklagten nahelegen müßte, hat der Anwalt der Beklagten nicht zu geben ver- 
mocht. Bezeichnend iſt aber auch ferner, daß auf die Eilfrachtbriefe die erſten 
Wagen zur Verſendung gelangten, während die gewöhnlichen Frachtbriefe 
gerade für die beiden letzten Raten benutzt wurden, dieſe aber gleichwohl 
rechtzeitig und, wie die Originale durch die amtlichen Stempel erweiſen, nicht 
minder ſchnell ans Ziel gelangten als die Eilfrachtſendungen. Ja, während 
von dieſen die erſte vier Tage gebrauchte, gelangte die zweite gewöhnliche 
Frachtſendung bereits in einem einzigen Tage an die Beſtimmungsſtation. 
Wenn die Beklagte daher dem Kläger unter den ihm einzuſendenden 
Kriegsfrachtbriefen einige Eilfrachtbriefe ſchickte, ſo konnte der Kläger daraus 
nur den Wunſch der Beklagten entnehmen, einige Wagen beſchleunigt abrollen 
zu laſſen. Dieſem Wunſche nicht zu entſprechen, lag für ihn keinerlei Ver⸗ 
anlaſſung vor. Ein Einverſtändnis aber damit, daß auch die entſtehenden 
Mehrkoſten zu ſeinen Laſten gehen ſollten, kann in der Stattgabe jenes Wunſches 
nicht erblickt werden. 
Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 16. Juni 1916. S. w. Bremer 
Karoſſeriewerke. Bf. V. 109/16. Nö. 


204. Auslegung einer Bemerkung über die Ankunftszeit der Ware. 


Vgl. 63 Nr. 111 m. N.; 66 Nr. 202 m. N. 
BGB. 88 459. 271. 157. 


Die Klägerin hatte der Beklagten laut Schlußſchein am 5. März 1915 
25 Fäſſer nordamerikaniſche Mitteldärme verkauft. Die Beklagte lehnte die 
Annahme der Ware ab, weil ſie gemäß der Zuſicherung, daß „die Ware im 
nordiſchen neutralen Hafen gelöſcht ſei und ſich in der Verladung nach Ham⸗ 
burg befinde“, gekauft und deshalb mit einem Eintreffen der Ware in Ham⸗ 
burg innerhalb 8 bis 10 Tagen habe rechnen können. Die Zuſicherung der 
Klägerin habe nicht den Tatſachen entſprochen, da ſie garkeine in neutralem 
Hafen gelöſchte und in der Verladung nach Hamburg befindliche Ware da- 
mals gehabt habe. — Die Beklagte wurde zum Schadenerſatz verurteilt. 
Aus den Gründen: | 

„Der Beklagten kann nicht darin gefolgt werden, daß mit der im Schluß⸗ 
ſchein enthaltenen Bemerkung „die Ware iſt im nordiſchen neutralen Hafen 
gelöſcht und befindet ſich in der Verladung nach Hamburg,“ die zu liefernde 
Ware als eine ſolche gekennzeichnet und feſtgeſtellt ſei, welche der erwähnten 
Angabe entſprechen müſſe. Nur wenn die Bemerkung in dieſem Sinn auf⸗ 
zufaſſen wäre, würde Beklagte das Recht haben, die Annahme einer Ware 
zu verweigern, die der erwähnten Orts⸗ und Verladungsangabe nicht ent⸗ 
ſprach. Die Klägerin hat aber mit jener Bemerkung lediglich der Beklagten 
als Käuferin mitteilen wollen, welche Mitteilungen ſie über den gegen⸗ 
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wärtigen Liegeort der zu verkaufenden Ware habe und wie ſich daher die 
Beklagte den mutmaßlichen Weitertransport nach Hamburg und deſſen vor⸗ 
ausſichtliche Dauer berechnen könne. Daß die Klägerin dabei wahrheitsgetreu 
entſprechend den ihr erteilten Auskünften berichtet hat, und daß insbeſondere 
die Ware mit dem am 4. März 1915 in Kopenhagen eingelaufenen Dampfer 
„Hellig Olav“ verladen geweſen iſt, iſt durch Vorlage des Telegramms über— 
zeugend dargetan. Nun iſt dem Gerichte bekannt, daß im Frühjahr 1915 die 
Ausfuhr von däniſchen Häfen nach Deutſchland wegen der ſtrengen eng- 
liſchen Ausfuhrüberwachung vielfach mit großen Schwierigkeiten verbunden 
und eine Ausfuhr aus Schweden ungleich leichter zu bewerkſtelligen war. 
Es haben daher in jener Zeit viele Waren, die von Dänemark nach Deutſchland 
gehen ſollten, notgedrungen den Umweg über Schweden wählen müſſen, 
was die Ankunft in Deutſchland natürlich verzögerte. Es iſt anzunehmen, 
daß die hier ſtreitige Partie Mitteldärme aus demſelben Grunde über Stock⸗ 
holm nach Hamburg gegangen iſt. Iſt das aber der Fall, ſo iſt die Klägerin 
jedenfalls auf Grund der W en im Schlußſchein, ‚die Ware iſt im nor⸗ 
diſchen neutralen Hafen gelöſcht ꝛc.“, für die] Verzögerung der Ankunft nicht 
haftbar. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg v. 27. Mai 1916. 3. w. S. — Bf. VI. 

435/15. Nö. 


205. Schenkungsſteuer; zum Begriff der Anſtandspflicht in § 56 
Abſ. 2 ErbſchStGeſetzes. 
ErbſchStGeſ. v. 3. Juni 1906 8 56 Abſ. 2. 


Die Klägerin hatte im März 1912 aus Anlaß ihrer Verheiratung von 
der Großhändlerswitwe R., einer Schweſter ihrer Mutter, eine unentgelt- 
liche Zuwendung von 35000 % erhalten. Auf Grund der 8855 und 10 
Nr. 12 ErbſchStGeſ. v. 3. Juni 1906 (RGBl. 654) forderte die Steuerbehörde 
eine Steuer von 1400 % ein. Nach deren unter Vorbehalt erfolgter Zahlung 
klagte die Klägerin auf Rückerſtattung nebſt 4% Verzugszinſen, indem ſie 
unter Berufung auf § 56 Abſ. 2 des angezogenen Geſetzes geltend machte, 
ihre Tante habe mit der Schenkung einer ſittlichen Pflicht und einer auf den 
Anſtand zu nehmenden Rückſcht entſprochen. — Während das Landgericht 
die Klage abwies, verurteilte das Oberlandesgericht den Fiskus klagegemäß; 
das Reichsgericht hob jedoch auf und ſtellte das 1. Urteil wieder her. Aus 
den Gründen: 

„Beide Vorinſtanzen haben zunächſt übereinſtimmend verneint, daß die 
Witwe R. durch die Schenkung der 35000 J einer ſittlichen Pflicht im Sinne 
des 8 56 Abſ. 2 EStG. entſprochen habe. Abweichend vom Landgericht hat 
aber der Ber.⸗Richter angenommen, daß die Witwe R. mit der Schenkung 
eine Anſtandspflicht erfüllt habe, und iſt ſo zur Verurteilung des Beklagten 
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gekommen. Dieſe Annahme beruht auf einer Verkennung des Begriffs der 
Anſtandspflicht i. S. des 8 56 Abſ. 2 EStG. — — — 

Nur ein Verhalten, das nach der nicht etwa in den Kreiſen der Ver⸗ 
wandten und Bekannten, ſondern in den weiteren Kreiſen aller dem Schenker 
ſozial Gleichſtehenden, ſeiner Standesgenoſſen, im Verkehr entwickelten all⸗ 
gemeinen Anſchauung mit Rückſicht auf den Anſtand derart geboten iſt, daß 
ſein Unterlaſſen eine erhebliche Einbuße an Anerkennung und Achtung zur 
Folge haben würde, rechtfertigt die Befreiung von der Schenkungsſteuer, 
die nicht nur zur Erzielung von Einnahmen, ſondern auch zwecks möglichſter 
Ausſchließung von Umgehungen der Erbſchaftsſteuer eingeführt iſt, ſo daß 
eine einengende Auslegung der Befreiungsvorſchrift am Platze iſt. Daß aber 
im vorliegenden Fall die Schenkung durch eine Anſtandspflicht in dieſem engeren 
Sinn geboten geweſen ſei, iſt bei der feſtgeſtellten Sachlage zu verneinen. 

Zunächſt iſt zum Nachweis einer ſolchen Anſtandspflicht völlig ungeeignet 
der vom Ber.⸗Richter zur Rechtfertigung ſeiner Auffaſſung an erſter Stelle 
hervorgehobene Umſtand, daß die Schweſter der Klägerin aus gleichem Anlaß 
früher auch ein erhebliches Geldgeſchenk erhalten hat. Was der Ber.⸗Richter 
in dieſer Richtung ausführt, daß ein Unterbleiben der Zuwendung der 35000 % 
einerſeits die Klägerin in den Verdacht eines Mangels verwandtſchaftlicher 
Liebe und Rückſicht gegenüber ihrer Tante und anderſeits diefe ‚bei den nächſten 
Angehörigen‘ in den Verdacht des Geizes gebracht haben würde, reicht nicht 
aus, um den allein erheblichen Schluß zu rechtfertigen, daß die Tante im 
Fall des Unterlaſſens der Schenkung in den ihr ſozial gleichſtehenden Kreiſen 
eine Einbuße an Achtung und Anerkennung erlitten hätte. Allerdings kann 
im einzelnen Fall aus der früheren Gewährung einer Zuwendung eine An⸗ 
ſtandspflicht zu einer weiteren Schenkung gefolgert werden, wenn ſich in der 
früheren Zuwendung mit Rückſicht auf den mit ihr verfolgten Zweck nach den 
Umſtänden zugleich die Zuſicherung weiter erforderlich werdender Unter⸗ 
ſtützung finden läßt, wie es insbeſondere in den Fällen der Unterſtützung 
zu Ausbildungs⸗ oder Heilungszwecken möglich erſcheint. Dagegen macht der 
bloße Umſtand, daß jemand einem Verwandten einen größeren Betrag 
ſchenkt, es nach der maßgebenden, in weiteren Kreiſen herrſchenden Anſchauung 
noch nicht zu einem Gebot des Anſtandes, einem anderen, gleich nahen Ver⸗ 
wandten bei gleichem Anlaß gleichfalls ein größeres Geſchenk zu machen. 
In einem ſolchen Fall erſcheint die Schenkerin durch keinerlei auf den An⸗ 
ſtand zu nehmende Rückſichten gebunden, vielmehr völlig frei in ihrer Ent⸗ 
ſchließung, während das Geſetz erkennbar die Befreiung von der Steuer nur 
dann für berechtigt angeſehen hat, wenn ſich aus den äußeren Verhältniſſen 
für den Schenkgeber eine Nötigung zum Schenken ergibt. 

Der Ber.⸗Richter hat ſodann weiter eine Anſtandspflicht aus der wieder⸗ 
holt der Mutter der Klägerin gegebenen Zuſicherung, auch ſie zu verſorgen, 
hergeleitet. Er verkennt nicht, daß ein ſolches, übrigens nicht nur wegen Form⸗ 
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mangels, ſondern auch wegen des Mangels jeglichen Verpflichtungswillens 
rechtsunverbindliches Inausſichtſtellen eines beſtimmten demnächſtigen Ver⸗ 
haltens nicht geeignet iſt, die ſpäter erfolgte Zuwendung als durch den An- 
ſtand geboten erſcheinen zu laſſen, er meint aber, daß die Fortdauer der un⸗ 
getrübten Beziehungen der Schenkerin zur Familie der Klägerin, ſowie der 
Nichteintritt einer Verſchlechterung in den Vermögensverhältniſſen der 
Schenkerin in Verbindung mit der Zuſage eine Anſtandspflicht begründeten. 
Allein das bloße Fortbeſtehen der zur Zeit der unverbindlichen Zuſage ge- 
gebenen Verhältniſſe kann nicht ausreichen, um eine aus dieſer Zuſage ſelbſt 
ſich nicht ergebende Anſtandspflicht entſtehen zu laſſen. 

Das Ber.⸗Gericht hat ſchließlich angenommen, daß die Witwe R. aus Pietät 
gegen ihren verſtorbenen Ehemann, der wiederholt den Wunſch ausgeſprochen 
hat, daß auch die Klägerin eine Ausſtattung erhalten ſolle, ſich zur Gewäh— 
rung der 35000 , verpflichtet erachtet habe, und hat auch unter dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkt in der Schenkung die Erfüllung einer Anſtandspflicht erblickt. 
Auch hierin liegt eine Verkennung deſſen, was der Anſtand im Sinne des 
Steuergeſetzes erfordert. Die Fälle, in denen das Reichsgericht eine ſittliche 
Pflicht oder doch eine Anſtandspflicht bei Schenkungen angenommen hat, 
mit denen ein Wunſch eines Verſtorbenen oder eine ihm rechtlich unverbind— 
lich gemachte Zuſage erfüllt wurde, lagen inſofern anders, als dort der Ver- 
ſtorbene über ſeinen Nachlaß, jo wie geſchehen, nur verfügt hatte in der be⸗ 
ſtimmten Erwartung und Vorausſetzung, daß der Empfänger des Nach— 
laſſes dieſen zum Teil in der beſtimmten Weiſe verwenden würde. Daß aber 
im vorliegenden Fall der Wunſch des verſtorbenen Ehemannes in einer der⸗ 
artigen Beziehung zu einer letztwilligen Zuwendung an ſeine Ehefrau geſtanden 
hätte, iſt garnicht geltend gemacht. Nach Lage der Sache iſt deshalb davon 
auszugehen, daß die Witwe R. durch den Wunſch ihres Mannes in keiner Weiſe, 
auch nicht durch auf den Anſtand zu nehmenden Rückſichten gebunden war. 

Kann nach alledem die Befreiung des § 56 Abſ. 2 EStG. vorliegend nicht 
beanſprucht werden, ſo rechtfertigt ſich die Aufhebung des Ber.⸗Urteils und die 
Zurückweiſung der Berufung der Klägerin gegen das die Klage abweiſende 
Urteil des Landgerichts.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 8. Febr. 1916. C. w. Bayer. Fiskus. 
VII. 382/15. F—2. 


206. Dem Vermieterpfandrechte unterliegen auch die von einem 
Dorerben eingebrachten zur Erbſchaft gehörigen Sachen. 


Vgl. 26 Nr. 111; 68 Nr. 103. 
88 559. 560. 2115 BGB.; § 773 ZPO. 


Der Beklagte, in deſſen Hauſe die Witwe B. ſeit 1912 als Mieterin wohnte, 
ließ wegen rückſtändiger Miete die von der Mieterin eingebrachten Sachen 
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pfänden. Zwei minderjährige Kinder der Mieterin erhoben gegen die Pfän⸗ 
dung Widerſpruchsklage u. a. mit der Behauptung, daß die gepfändeten 
Sachen zur Erbſchaft ihres 1908 verſtorbenen Vaters gehörten, der ihre Mutter 
zur Vorerbin und ſie zu Nacherben eingeſetzt habe. — Die Klage wurde ab⸗ 
und die Berufung zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 
„— — — Richtig iſt, daß die Mutter der Kläger bloße Vorerbin ihres 
Ehemannes geworden iſt. Die Kläger ſind für den Fall des Todes der Mutter 
oder ihrer Wiederverheiratung als Nacherben des Vaters eingeſetzt, und zwar 
nur auf das, was von der Erbſchaft bei dem Eintritt der Nacherbfolge noch 
übrig fein wird; mithin iſt ihre Mutter nach $ 2137 BGB. von allen im $ 2136 
bezeichneten Beſchränkungen und Verpflichtungen, welche ſonſt für den 
Vorerben gelten, befreit. Hieraus würde freilich nicht folgen, daß ein per⸗ 
ſönlicher Gläubiger der Mutter ohne weiteres befugt wäre, auch über Gegen- 
ſtände, die zur Vorerbſchaft gehören, ohne Zuſtimmung der Nacherben im 
Wege der Zw.⸗Vollſtreckung zu verfügen. Denn nach $ 2115 Satz 1 BGB. 
iſt eine Verfügung über einen Erbſchaftsgegenſtand, die im Wege der Zw. 
Vollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch den Konk.⸗Verwalter 
erfolgt, im Fall des Eintritts der Nacherbfolge inſoweit unwirkſam, als ſie 
das Recht des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen würde, und von dieſer 
Beſchränkung kann auch der Erblaſſer keine Befreiung erteilen ($ 2136 BGB.). 
Ferner iſt in 8 773 ZPO. beſtimmt, daß der Nacherbe nach Maßgabe des 8 771 
8 PO. Widerſpruch erheben kann, wenn ein Gegenſtand, der zu der Vor⸗ 
erbſchaft gehört, im Wege der Zw. ⸗Vollſtreckung veräußert oder überwieſen 
werden ſoll und wenn die Veräußerung oder Überweiſung im Fall des Ein⸗ 
tritts der Nacherbfolge nach 8 2115 BGB. dem Nacherben gegenüber un⸗ 
wirkſam iſt. Nach § 2115 Satz 2 BGB. iſt nun aber ſolche Verfügung dann 
unbeſchränkt wirkſam, wenn ein an einem Erbſchaftsgegenſtande beſtehendes 
Recht geltend gemacht wird, das im Fall des Eintritts der Nacherbfolge dem 
Nacherben gegenüber wirkſam iſt. Vorliegendenfalls kann ſich der Beklagte 
den Klägern gegenüber auf ein ſolches Recht berufen, welches gegen ſie im 
Fall des Eintritts der Nacherbfolge wirkſam iſt, nämlich auf ſein geſetzliches 
Pfandrecht als Vermieter der Wohnung, in welche die Sachen am 1. Okt. 
1912 von der Mutter der Kläger eingebracht waren. Bis zum Eintritt der 
Nacherbfolge hat der Vorerbe nach dem Recht des Bürgerl. Geſetzbuchs grund⸗ 
ſätzlich die Stellung, die er haben würde, wenn die Nacherbfolge nicht an⸗ 
geordnet wäre. Er iſt daher nicht bloßer Nießbraucher, wie der Vorerbe nach 
preuß. Allg. Landrecht, ſondern Eigentümer der Nachlaßſachen. Bringt er in ein 
von ihm gemietetes Grundſtück Nachlaßſachen ein, die er als Vorerbe geerbt 
hat, jo ſind dies alfo ‚Sachen des Mieters“, woran der Vermieter für ſeine 
Forderungen aus dem Mietverhältnis nach §8 559 BGB. ein Pfandrecht hat. 
Fraglich könnte nur fein, ob mit Rückſicht auf die in $ 559 Satz 3 BGB. 
enthaltene Beſtimmung, wonach ſich das Pfandrecht des Vermieters nicht 
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auf die ‚ver Pfändung nicht unterworfenen Sachen' erſtreckt, deshalb jene 
Sache wiederum von der Pfandhaftung wegen der Forderungen des Ver⸗ 
mieters aus dem Mietverhältnis auszunehmen find, weil § 773 ZPO. vor⸗ 
ſchreibt, daß Gegenſtände, die zu einer Vorerbſchaft gehören, nicht im Wege 
der Zw.⸗Vollſtreckung veräußert oder überwieſen werden ſollen, wenn die 
Veräußerung oder Überweiſung im Falle des Eintritts der Nacherbfolge 
nach § 2115 BGB. dem Nacherben gegenüber unwirkſam iſt. Allein es iſt 

zu beachten, daß 8 773 ZPO. nicht von einem Verbot der Pfändung ſpricht, 
ſondern (ebenſo wie § 772) nur von einem Verbot der Veräußerung (Zw.⸗ 
Verſteigerung) und der Überweiſung. Die Pfändung kann alſo auch im Fall 
des 8 773 nicht abgelehnt werden; nur die Veräußerung und Überweiſung 
der gepfändeten Gegenſtände ſollen, wenn die erwähnte Vorausſetzung 
feſtſteht, von Amts wegen unterbleiben, andernfalls ſoll es dem Nacherben 
überlaſſen bleiben, ſein Recht im Wege der Klage nach § 771 gegen den die 
Zw.⸗Vollſtreckung betreibenden Gläubiger geltend zu machen. Im Sinne 
des 8 559 Satz 3 BGB. ‚der Pfändung nicht unterworfen‘ iſt alſo ein Gegen⸗ 
ſtand nicht um deswillen allein, weil er von der Vorſchrift des 8 773 ZPO. 
betroffen wird. 

Allerdings hat das Reichsgericht (Entſch. 80, 30 ff., in Seuff A. 68, Nr. 103) 
entſchieden, daß zu den Forderungen, gegen welche nach $ 394 BGB. die Auf⸗ 
rechnung nicht ſtattfindet, auch die Forderungen gehören, welche nach § 773 
3 PO. im Wege der Zw.⸗Vollſtreckung nicht überwieſen werden ſollen, und 
in 8 394 BGB. iſt ebenfalls nur der Wortlaut gebraucht: ‚Soweit eine For- 
derung der Pfändung nicht unterworfen iſt, findet ꝛc.“ Aber ſchon in der 
erwähnten Entſcheidung iſt der Hinweis darauf enthalten, daß die Bedeutung 
der Worte ‚der Pfändung nicht unterworfen“ nicht überall die gleiche iſt und 
bei 8 394 BGB. wegen des Zwecks der Vorſchrift, welche die Aufrechnung 
in demſelben Umfange beſchränken will wie die zwangweiſe Veräußerung 
oder Überweiſung einer Forderung unſtatthaft iſt, eine weitergehende und 
jedenfalls auch die Beſchränkung nach 8 773 ZPO. umfaſſende iſt. Dagegen 
handelt es ſich bei der Beſtimmung des $ 559 Satz 3 BGB., wie die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes zeigt, lediglich um eine ſozialpolitiſche Vorſchrift. 
Die aus Gründen der öffentlichen Wohlfahrt und im öffentlichen Intereſſe 
für unpfändbar erklärten Sachen ſollen auch vom gefetzlichen Pfandrecht 
des Vermieters ausgenommen ſein. Dies zeigt, daß der Geſetzgeber hierbei 
nur an ſolche Sachen gedacht haben kann, bezüglich deren um ihrer körper⸗ 
lichen Beſchaffenheit willen, insbeſondere wegen ihrer Unentbehrlichkeit für 
den Schuldner oder deſſen Familie die Zw.⸗Vollſtreckungsrechte des Gläu⸗ 
bigers beſchränkt ſind. Keineswegs aber können ſolche Beſchränkungen der 
Zw.⸗Vollſtreckung hier gemeint fein, die, wie $ 773 ZPO., nur wegen der 
beſonderen Rechtsbeziehungen, in welchen dritte Perſonen außer dem Schuld⸗ 
ner zu den gepfändeten Sachen ſtehen, aufgeſtellt ſind. Dabei kann es ganz 
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dahingeſtellt bleiben, ob die in 8 559 Satz 3 BGB. enthaltene Ausnahme 
auch lediglich auf diejenigen Sachen zu beziehen iſt, welche nach $ 811 ZPO. 
‚ner Pfändung nicht unterworfen jind‘, oder auch auf diejenigen Haushaltungs⸗ 
gegenſtände, welche nach 8 812 ZPO. ‚nicht gepfändet werden ſollen“ (vgl. 
darüber Staudinger BGB. 7/8. 8559 Anm. VIb). Jedenfalls kommt die 
Beſchränkung in 8 773 ZPO. nach § 559 Satz 3 BGB. nicht in Betracht. 
Der Umſtand, daß die ſonſt pfändbaren Sachen des Mieters zu einer Vor⸗ 
erbſchaft gehören, hindert alſo die Entſtehung des geſetzlichen Vermieter⸗ 
pfandrechts keineswegs. Ein ſolches Pfandrecht muß der Nacherbe im Fall 
des Eintritts der Nacherbfolge ganz ebenſo wie ein vom Vorerben etwa rechts⸗ 
geſchäftlich beſtelltes Pfandrecht gegen ſich gelten laſſen (vgl. $ 2112 BGB.). 

Die für den Beklagten gepfändeten Sachen find nun ſämtlich ſolche, 
die nicht unter die 88 811. 812 ZPO. fallen, da ja auch der Gerichtsvollzieher 
ſie ſonſt nicht hätte pfänden dürfen; Einwendungen in dieſer Richtung ſind 
auch von den Klägern nicht geltend gemacht. Folglich unterlagen ſie ſämt⸗ 
lich dem geſetzlichen Vermieterpfandrecht des Beklagten. Der Beklagte hat 
dieſes Pfandrecht auch gegen die Mutter der Kläger in der wegen der rück⸗ 
ſtändigen Wohnungsmiete v. 1. Okt. 1914 bis 1. April 1915 erhobenen Klage 
geltend gemacht und die Pfändung v. 19. Juli 1915 iſt gerade wegen dieſer 
Mietforderung erfolgt, ſo daß Beklagter mit ſeinem durch die Pfändung er⸗ 
langten Pfändungspfandrecht nichts weiter geltend macht als das von ihm 
ſchon vorher an denſelben Sachen erworbene Vermieterpfandrecht, welches 
auch den Klägern gegenüber wirkſam iſt, jo daß fie nach § 773 SPD. (vgl. 
§ 2115 BGB.) der Pfändung nicht widerſprechen können. — — — 


Urteil des OLG. zu Frankfurt a. M. (3. Sen.) v. 6. April 1916. B. u. 
Gen. (Kl.) w. B. 3 U. 245/15. Cr. 


207. Ablöſung von Teilen eines Gebäudes“ durch Serbrechen eines 
zufchlagenden Fenſters; Entlaftungsbeweis**. 

Vgl. 46 Nr. 17; 57 Nr. 62; 58 Nr. 139; 61 Nr. 6. — Vgl. 70 Nr. 35 m. N. 

BGB. 88 836. 831. 

Der Kläger wurde am 28. Sept. 1914 auf dem Bürgerſteige vor dem 
Hausgrundſtücke Nr. 67 der B.⸗Straße in L. von den aus dem zweiten Stock⸗ 
werk des Gebäudes herabfallenden Trümmern einer Fenſterſcheibe getroffen 
und an der Hand verletzt. Für den dadurch erlittenen Schaden machte er 
die als Eigentümerin des Grundſtücks eingetragene und deſſen Beſitz aus⸗ 
übende off. Handelsgeſellſchaft F. M. und die Geſellſchafter perſönlich haft⸗ 
bar, weil ſie das Fenſter ohne eine Vorrichtung, die es gegen ein Zuſchlagen 
ſichere, gelaſſen hätten. Seine Klage auf Schadenerſatz wurde dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt; die Berufung der Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 
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„Das Landgericht hat den Klaganſpruch dem Grunde nach für gerecht— 
fertigt erklärt auf Grund der Feſtſtellungen, daß die dem Kläger durch die 
herabfallende Fenſterſcheibe beigebrachte Körperverletzung die Folge einer 
Ablöſung von Teilen des im Beſitze der verklagten Geſellſchaft befindlichen 
Gebäudes und dieſe Ablöſung wiederum die Folge einer mangelhaften Unter⸗ 
haltung desſelben inſofern geweſen ſei, als die Beſitzerin unter Verletzung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfaltspflicht es unterlaſſen habe Vorkehrungen 
zu treffen, die ein Zuſchlagen des geöffneten Fenſters verhindern und die 
damit verbundene Gefahr beſeitigen ſollen. Es hat die Beklagten nicht mit 
dem Verteidigungsvorbringen gehört, daß die Anbringung derartiger Vor— 
richtungen bei Geſchäftsräumen dieſer Art nicht verkehrsüblich und das be— 
treffende Fenſter für gewöhnlich nicht dazu beſtimmt ſei, zu Lüftungszwecken 
geöffnet zu werden, und hat die Geſellſchaft auf Grund von § 836 BGB. 
und die mitverklagten Geſellſchafter auf Grund von § 128 HGB. gejamt- 
haftend für den Schaden verantwortlich gemacht. Dieſen Feſtſtellungen der 
Vorderrichter war ebenſo wie den daraus gezogenen rechtlichen Schluß— 
folgerungen beizutreten. Die Ausführungen, mit denen die Beklagten da- 
gegen ankämpfen, — — —können auch, ſoweit ſie noch nicht vom Landgericht 
zurückgewieſen worden ſind, die Erſatzpflicht der Beklagten nicht in Frage ſtellen. 

Zur mangelfreien Unterhaltung eines Gebäudes gehören, wie gerade 
auch in der von den Beklagten für die Stützung ihres Standpunktes heran- 
gezogenen Entſcheidung (im Recht 1908, 565 Nr. 3130) hervorgehoben wird, 
diejenigen Maßnahmen, die nötig ſind, um das Gebäude und deſſen ein— 
zelnen Teile, wozu die Fenſter gehören, in einem dem Gebrauchszweck die- 
nenden und etwaigen Gefahren vorbeugenden Zuſtande zu erhalten. Dieſer 
letzteren Vorausſetzung tft jedoch nicht genügt, wenn Fenſterflügel mit der⸗ 
artig großflächigen Glasſcheiben (von 150 em Länge und 90 em Breite), die 
noch obendrein nach der Straßenſeite zu angebracht find und überhaupt ge- 
öffnet werden können — ganz gleich, ob dies häufig oder nur ſelten geſchieht 


und ob ſie nach außen oder nach innen ſchlagen —, jeder Sicherung entbehren, 


die das geöffnete Feuſter vor dem Zuſchlagen ſchützt. Mit der von ihnen be- 
haupteten Tatſache, daß derartige Vorrichtungen zum Feſtſtellen der geöff— 
neten Fenſter ſehr häufig zu fehlen pflegten, wollen die Beklagten offenbar 
beweiſen, daß ſie die im Verkehr erforderliche, weil im Verkehr übliche Sorg⸗ 
falt beobachtet hätten. Dies trifft jedoch im vorliegenden Fall nicht zu. Denn 
gemeiniglich, aber nicht immer, wird das, was im Verkehr üblich iſt, auch dem 
Maße der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt entſprechen. Bei Fenſtern 
von derartiger Beſchaffenheit und ausnehmender Größe erheiſcht aber die Ver⸗ 
kehrspflicht jedenfalls beſondere Vorſichtsmaßregeln, und wenn ihr Fehlen auch 
bei ihnen ſo allgemein zu beobachten wäre wie behauptet wird, ſo wäre eben 
nur feſtzuſtellen, daß ſich in dieſem Fall das im Verkehr Übliche nicht mit dem 
deckt, was die Beobachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt erfordert. 
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Mit Unrecht vermiſſen die Beklagten weiterhin den urſächlichen Zu— 
ſammenhang zwiſchen einer in der Nichtanbringung von Sicherheitsvor⸗ 
kehrungen etwa zu erblickenden Mangelhaftigkeit der Unterhaltung und dem 
Unfall. Nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge iſt anzunehmen, daß, wenn 
Sicherheitsvorrichtungen irgendwelcher Art, ſei es Fenſterhaken oder Fenſter⸗ 
klammern, vorhanden geweſen wären, derjenige davon Gebrauch gemacht 
hätte, der das Fenſter vor dem Unfall geöffnet hat. Dieſer greifbare Sach⸗ 
zuſammenhang kann durch die Erwägung nicht zerriſſen werden, daß noch 
andre Möglichkeiten beſtanden haben würden, einem gefahrdrohenden Zu⸗ 
ſchlagen des geöffneten Fenſterflügels vorzubeugen (wie durch Vorſtellen 
eines Stuhls oder Einklammern irgendeines Gegenſtandes). 

Übrigens würden die Beklagten, wenn nicht ſchon unmittelbar nach 
& 836, auch mittelbar nach 8 831 BGB. zum Erſatz des Schadens verpflichtet 
ſein, den nach ihrer eigenen Darſtellung ihr Angeſtellter Cl. durch die unter⸗ 
laſſene Sicherung des von ihm geöffneten Fenſters angerichtet hat. Sie haben 
zwar verſucht, in dieſer Richtung den nach der letzteren Geſetzesvorſchrift 
nachgelaſſenen Entlaſtungsbeweis dafür anzutreten, daß ſie bei der Auswahl 
jenes Angeſtellten die im Verkehr erforderliche Sorgfalt angewendet hätten. 
Allein dieſer Nachweis würde ſie noch nicht von der Haftpflicht befreien. Ein 
weiteres vermutetes Verſchulden des Geſchäftsherrn, das ihn haftbar macht, 
ſelbſt wenn die Sorgfalt der Auswahl der zu einer Verrichtung beſtellten 
Perſon erwieſen iſt, ſtellt nach $ 831 Satz 2 der Mangel gehöriger Sorgfalt 
bei Beſchaffung der Vorrichtungen und Gerätſchaften dar, ſofern die Aus⸗ 
führung der Verrichtung ſolche Beſchaffungen erforderlich macht. Zu den Ver⸗ 
richtungen der oder eines Angeſtellten in ſolchen Geſchäftsräumen wie denen 
der verklagten Geſellſchaft gehört es, die Arbeits⸗ und ſonſtigen Geſchäfts⸗ 
räume in Ordnung zu halten; hierein ſchlägt auch die ab und zu ſich nötig 
machende Durchlüftung der Arbeitsräume. Wer zu dieſem Zweck die Fenſter 
öffnen will, muß auch die Vorrichtungen vorfinden, die erforderlich ſind, 
um dies in gefahrloſer Weiſe tun zu können. Inſofern lag der Fall vor, daß 
die Beklagten Vorrichtungen zu beſchaffen hatten. Den Beweis dafür, daß 
ſie bei der Beſchaffung ſolcher die im Verkehr erforderliche Sorgfalt be⸗ 
obachtet hätten, können die Beklagten nicht führen. Ja es ſteht ſogar das Gegen⸗ 
teil feſt infolge des Geſtändniſſes der Beklagten und des Ergebniſſes der Augen⸗ 
ſcheinseinnahme, wonach jede Sicherheitsvorrichtung gefehlt hat, um das 
Fenſter gefahrlos öffnen zu können. Daß der Schaden auch bei Anwendung 
dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde, haben die Beklagten zwar als mög⸗ 
lich hingeſtellt, den Beweis dafür aber haben ſie nicht erbracht und können 
fie nach Lage der Sache nicht erbringen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 8. Nov. 1915. F. M. u. Gen. 
(Bkl.) w. R. — 5 0. 124/15. Ch. 
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208. Der Beamte haftet auch für fahrläſſige Verletzungen der 

Amtspflicht nur bei dem Nachweiſe, daß der Verletzte weder 

jetzt noch früher eine andre Erſatzmöglichkeit verſäumt habe. 
BGB. $ 839. 


Der Kläger war als Erſteher in einem Zw.⸗Verſt.⸗Verfahren dadurch 
in Schaden gekommen, daß der Beklagte als Verſteigerungsrichter erklärt 
hatte, die in das geringſte Gebot fallende, noch in voller Höhe eingetragene 
Hypothek von 118000 % komme nur noch mit 100000 % in Betracht, indem 
davon 18000 % bezahlt ſeien. Er verlangte Schadenerſatz in Höhe der zuviel 
gebotenen 18000 % nebſt Zinſen. Die Klage war abgewieſen und die Be⸗ 
rufung zurückgewieſen worden. Das Reichsgericht hob auf und verwies 
zurück. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht nimmt zutreffend in Übereinſtimmung mit der 
Rechtſprechung des erkennenden Senats an, daß auf Grund des Art. 1384 
des code civil der Staat für ein Verſchulden des Vollſtr.-Richters in Anſpruch 
genommen werden kann und daß dieſe Haftung des Fiskus die des ſchuldigen 
Beamten gemäß § 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. ausſchließt. Die Reviſion hat hier- 
gegen auch keine Angriffe gerichtet. Sie wendet ſich nur gegen die Anſicht 
des Ber.⸗Gerichts, daß die Berufung auf die Haftung des Staates durch die 
inzwiſchen eingetretene Verjährung des Anſpruchs gegen den Staat im vor— 
liegenden Fall nicht ausgeſchloſſen werde. Der Ber.-Richter begründet dies 
damit, der Beklagte habe den Einwand' nicht dadurch verloren, daß der 
Kläger in Unkenntnis der Geſetze und ihrer Tragweite, fei es verſchuldet 
oder unverſchuldet, die Möglichkeit, vom Staat Erſatz zu erlangen, verſäumt 
habe, denn auch unverſchuldete Geſetzesunkenntnis gereiche nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen dem Geſetzesunkundigen zum Nachteil. 

Demgegenüber iſt zunächſt zu bemerken, daß die Vorſchrift des 8 839 
Abſ. 1 Satz 2 nicht etwa dem in Anſpruch genommenen Beamten einen 
Einwand gewährt, daß vielmehr die Behauptung, der Verletzte vermöge 
nicht auf andre Weiſe Erſatz zu erlangen, zur Klagebegründung gehört und 
alſo von dem Verletzten näher darzulegen und im Streitfall zu beweiſen iſt 
(vgl. RGeEntſch. 81, 430; Gruchot 58, 661). Streitig iſt aber, was in dieſer 
Hinſicht von dem Verletzten zu behaupten ſei, ob die Darlegung genüge, 
daß er jetzt, d. h. zur Zeit der Geltendmachung ſeines Anſpruchs gegen den 
Beamten, nicht auf andre Weiſe Erſatz erlangen könne, oder daß er zu der 
Zeit, in der er von dem Eintritt des Schadens und der Haftung des Beamten 
Kenntnis erlangte, hierzu nicht in der Lage geweſen ſei, oder ob er ſeine Un— 
möglichkeit, anderweit Erſatz zu erhalten, für die ganze Zeit von der Kenntnis⸗ 
nahme ab darzulegen habe. Der erkennende Senat, der zu dieſer Streit— 
frage bereits zweimal beiläufig Stellung genommen hat (Entſch. 79, 12; 
80, 255), iſt auf Grund erneuter Prüfung der Frage zu der Anſicht ge— 


208. Amtspflicht. 359 


langt, daß die Vorſchrift des § 839 Abſ. 1 Satz 2 dahin auszulegen ift: der nur 
fahrläſſig handelnde Beamte kann nur dann in Anſpruch genommen werden, 
wenn der Verletzte ohne ſein Verſchulden nicht auf andre Weiſe Erſatz zu 
erlangen vermag, ſo daß es alſo zur Klagebegründung nicht ausreicht, wenn 
der Verletzte die jetzige Unmöglichkeit eines anderweitigen Erſatzes behauptet, 
ſondern auch darzutun iſt, daß er eine früher vorhandene Erſatzmöglichkeit 
nicht ſchuldhaft verſäumt habe. Dieſe Anſicht entſpricht nicht nur den all⸗ 
gemeinen Grundſätzen über den Einfluß des Schuldmoments auf die Ge⸗ 
ſtaltung der Rechtsverhältniſſe, ſondern findet außerdem eine Stütze in der 
Vorſchrift des § 839 Abſ. 3 und deſſen Entſtehungsgeſchichte. — — — Durch 
die Reichstagskommiſſion wurden die Worte „vorſätzlich oder fahrläflig‘ ein⸗ 
gefügt, um, wie ausgeführt wurde, die allgemeine Regel zur Anwendung 
zu bringen, daß der Beſchädigte nur dann keinen Erſatzanſpruch habe, wenn 
ihn ſelbſt bezüglich der Nichtabwendung des Schadens ein Verſchulden treffe; 
es entſpreche auch nicht der Gerechtigkeit, dem Verletzten den Schaden auf- 
zubürden, auch wenn ihm keinerlei Verſchulden hinſichtlich der Nichtabwendung 
zur Laſt falle. Dieſe Erwägung rechtfertigt auch für die Auslegung des 
8.839 Abſ. 1 Satz 2 die Anſicht, daß der Verletzte ſeinen Erſatzanſpruch gegen 
den Beamten nicht ſchon dann verliert, wenn er es ohne Verſchulden ver⸗ 
ſäumt, von dem in erſter Linie Verpflichteten Erſatz zu erlangen. Wenn es 
ſich hier auch nicht um die Nichtabwendung eines noch nicht entſtandenen, 
ſondern um Erſatz des bereits erwachſenen Schadens handelt, erſcheint es 
doch nicht minder unbillig, dem durch das Verſchulden eines Beamten ge⸗ 
ſchädigten Dritten, der auf die Amtstätigkeit des Beamten angewieſen iſt, 
jeden Erſatzanſpruch gegen den ſchuldigen Beamten zu nehmen, wenn es 
ihm ohne ſein Verſchulden unmöglich geworden iſt, von dem in erſter Reihe 
Verpflichteten Erſatz zu erlangen, und ihm ſo die Gefahr aufzubürden. Ander⸗ 
ſeits kann man auf dieſen Fall nicht die Vorſchrift des § 254 Abſ. 2 BGB. 
zur Anwendung bringen, weil, wie ſoeben erwähnt, der Schaden bereits 
erwachſen, alſo nicht mehr abzuwenden iſt. Außerdem rechtfertigt die Aus— 
ſchaltung der Vorſchrift des $ 254 Abſ. 2 durch die Vorſchrift des § 839 Abſ. 3 
. auch deren Nichtanwendung auf jenen Fall; eine Abwägung des beiderſei— 
tigen Verſchuldens, wie es der $ 254 vorſchreibt, kann hier ſowenig ſtattfinden 
wie in dem Fall des $ 839 Abſ. 3. Demnach hat eine ſchuldhafte Verſäumung 
der Geltendmachung des Erſatzanſpruchs gegen den Erſtverpflichteten ohne 
weiteres den Verluſt des Erſatzanſpruchs gegen den Beamten zur Folge. —— — 
Legt man dieſe Anſicht der Entſcheidung des vorliegenden Falls zugrunde, 
jo rechtfertigt die Begründung des Ber.-Gerichts die Klagabweiſung nicht. 
Denn ein Verſchulden i. ©. des $ 276 BGB. wird durch entſchuldbaren Rechts⸗ 
irrtum ausgeſchloſſen. — — —“ | 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 2. März 1915 in der preuß. Sache S. 
(Kl.) w. K. (OLG. Köln). III. 363/14. Auch in RGeEntſch. 86 Nr. 68 S. 286. 
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209. Sür den Umfang einer Dorrangeinräumung ift der Wille der 
Beteiligten entſcheidend. 


BGB. 8 880. 


Auf dem Grundſtück des Kr. in M. war für den Kläger eine Reſtkauf⸗ 
geldhypothek von 14581,75 % nebſt Zinſen eingetragen. Kr. ſchloß mit der 
Beklagten einen Vertrag, durch den dieſe ſich verpflichtete, zur Bebauung 
des Grundſtücks unter näher bezeichneten Bedingungen Baugeld herzugeben. 
Auf Grund dieſes Vertrages ließ Kr. auf das Grundſtück hinter der Hypothek 
des Klägers für die Beklagte eine Darlehnshypothek von 137000 „ und eine 
weitere Hypothek von 7000 „ eintragen. Dieſen Hypotheken räumte der 
Kläger in einer Verhandlung v. 16. Okt. 1909 unter Zuſtimmung Kr.s vor 
ſeiner Hypothek den Vorrang ein; gleichzeitig verpflichtete ſich Kr. dem Kläger 
gegenüber, die Hypotheken der Beklagten löſchen zu laſſen, ſoweit ſie ſich 
mit dem Eigentum am Grundſtück in einer Perſon vereinigten. Die Vor⸗ 
rangeinräumung und eine Vormerkung der eben gedachten Verpflichtung 
Kr.s wurden am 26. Okt. 1909 eingetragen. Am 20. Okt. 1909 ſchrieb die 
Beklagte dem Kläger unter Bezugnahme auf eine Unterredung von dem⸗ 
ſelben Tage und unter Überſendung einer Abſchrift des Baugeldvertrages 
mit Kr., daß ſie „die Raten nur zu den im Baugeldvertrage angeſetzten Bau⸗ 
ſtadien“ zahle, und in einem weiteren Schreiben v. 22. Okt. 1909 wieder⸗ 
holte ſie dieſe Erklärung. Das Grundſtück kam im Jahre 1910, bevor der Bau 
von Kr. zu Ende geführt war, zur Zw.⸗Verſteigerung. Bei der Kaufgelder⸗ 
verteilung erhielt die Beklagte daraus auf ihre Hypotheken 116321,23 M 
ohne Widerſpruch des Klägers zugeteilt, während dieſer mit ſeiner Hypothek 
ganz ausfiel. — Der Kläger klagte demnächſt auf Zahlung von 14581,75 M 
nebſt Zinſen, indem er geltend machte, daß die Beklagte nach dem Bau⸗ 
geldvertrage und nach der ihm gegenüber eingegangenen Verpflichtung 
nur 85000 „, höchſtens aber 89000 % Baugeld habe verabfolgen und auf 
ihre Hypothek von 137000 „ zum Anſatz bringen dürfen; nähme man noch 
etwa 6000 M für Proviſionen und Koſten hinzu, jo habe die Beklagte min- 
deſtens den feine Hypothek deckenden Unterſchied von 116321,23 4 und 
95000 „ zu Unrecht erhalten. — Das Landgericht verurteilte die Beklagte 
nach dem Klagantrage. In 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Das 
Reichsgericht hob jedoch auf und verwies die Sache in die Ber.⸗Inſtanz zurück. 
Aus den Gründen: 

„Mit Recht und in Übereinſtimmung mit dem Standpunkt einer feſt⸗ 
ſtehenden Rechtſprechung iſt das Ber.⸗Gericht davon ausgegangen, daß der 
Kläger dadurch, daß er der Zuteilung der 116321,23 “ aus dem Verſtei⸗ 
gerungserlöſe auf die Hypotheken der Beklagten nicht widerſprochen hat, 
nicht gehindert ſei, einen durch dieſe Zuteilung nach den Vorſchriften des 
kürgerlichen Rechts begründeten Anſpruch gegen die Beklagte im gewöhn⸗ 
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lichen Klagewege geltend zu machen (vgl. RGEntſch. 39 Nr. 93 S. 379; 42 
Nr. 58 S. 247; 58 Nr. 39).— — — 

Mit Recht bekämpft die Reviſion die Verwerfung des Klagegrundes der 
ungerechtfertigten Bereicherung. 

Für den dinglichen Umfang einer bewilligten und eingetragenen Vor⸗ 
rangeinräumung iſt der Wille der an der erforderlichen dinglichen Einigung 
Beteiligten, des vortretenden und des zurücktretenden Berechtigten ($ 880 
BGB.), auch dann maßgebend, wenn ſie in der Grundbucheintragung nicht 
zu . te Are Ausdruck gelangt. Jedenfalls wird die Vorrangein⸗ 
räumung durch die Eintragung nur in dem Umfange dinglich wirkſam, als 
die erforderliche Einigung nach dem Willen der daran Beteiligten reicht (vgl. 
RGeEntſch. 59 Nr. 85 S. 315; ferner bei Gruchot 52, 1060). Liegt nun nach 
der Feſtſtellung des Ber.⸗Gerichts der Vorrangeinräumung im vorliegenden 
Fall ein Vertrag der Parteien zugrunde, nach dem ſich die Beklagte ver⸗ 
pflichtet hat, das Baugeld an den Eigentümer Kr. nur in den im Baugeld⸗ 
vertrage feſtgeſetzten Teilbeträgen und nicht vor Erreichung der dafür vor⸗ 
geſehenen Stufen im Fortſchreiten des Baus auszuzahlen, ſo läßt ſich ohne 
weiteres annehmen, daß nach der zur Vorrangeinräumung erforderlichen 
dinglichen Einigung der Parteien der zur Sicherung der Baugeldforderung 
der Beklagten beſtellten Hypothek der Vorrang auch nur inſoweit eingeräumt 
worden iſt, als ſie durch genaue Einhaltung der im Baugeldvertrage feſtgeſetzten 
Ratenzahlungen gedeckt wurde. Auf dieſem Standpunkt ſteht auch das Ber.- 
Gericht. Dann aber konnte die Beklagte auf Grund ihrer Hypothek von 
137000 „ auch bei der Zw.⸗Verſteigerung des Grundſtücks eine Befriedi⸗ 
gung aus dem Verſteigerungserlöſe vor der Hypothek des Klägers nur in⸗ 
ſoweit beanſpruchen, als jene Hypothek durch Zahlungen gedeckt war, die 
im Rahmen der im Baugeldvertrage vorgeſehenen Baugeldraten lagen, 
und hat ſie mit dem, was ſie aus dem Verſteigerungserlöſe auf den nicht 
durch ſolche Zahlungen gedeckten Teil ihrer Hypothek erhielt, etwas ohne 
rechtlichen Grund auf Koſten des Klägers erlangt. Dies würde ſie nach den 
88 812 Abf. 1, 818 Abſ. 2 verpflichten, dem Kläger das fo ohne Rechtsgrund 
Erlangte oder einen entſprechenden Geldbetrag herauszugeben. Die Aus⸗ 
führung des Ber.⸗Gerichts, daß die Beklagte die in der Zw.⸗Verſteigerung 
erhaltenen Beträge auf Grund ihrer Hyp.⸗Eintragungen nach Maßgabe des 
Zw.⸗Verſt.⸗Geſetzes erhalten und auf ihre Hypotheken die ihren Forderungs⸗ 
anmeldungen entſprechenden Beträge bezahlt habe, berückſichtigt die dar⸗ 
gelegte Beſchränkung der Vorrangeinräumung und den Umſtand nicht, daß 
die Beklagte für ihre Forderungen, ſoweit die Vorrangeinräumung nicht 
reichte, erſt nach der Hyp.⸗Forderung des Klägers Befriedigung aus dem 
Verſteigerungserlöſe zu beanſpruchen hatte. 

Die Beklagte würde übrigens auch dann auf Koſten des Klägers 0 


Rechtsgrund bereichert ſein, wenn ſie abgeſehen von der * Einigung 
Seufferts Archiv Bd. 71. 3. Folge Bd. 18. Heft 9. 
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und der dadurch beſchränkten dinglichen Wirkung der Vorrangeinräumung 
durch den feſtgeſtellten Vertrag der Parteien dem Kläger gegenüber nur 
ſchuldrechtlich verpflichtet war, den eingeräumten Vorrang nur inſoweit für 
ihre Hypothek in Anſpruch zu nehmen, als dieſe durch dem Vertrage ent⸗ 
ſprechende Baugeldzahlungen gedeckt war (vgl. RGEntſch. 71 Nr. 106 ©. 426; 
JW. 1902, 170% und 1906, 293°), 

Durch ſeine Stellungnahme zu dem Klagegrunde der ungerechtfertigten 
Bereicherung hat das Ber.⸗Gericht den $ 812 ſowie die §8 880. 873 BGB. 
verletzt. Sein auf dieſer Geſetzesverletzung beruhendes Urteil war nach den 
88 549. 564 ZPO. aufzuheben. In der Sache ſelbſt konnte der Senat nicht 
entſcheiden, da das Ber.⸗Gericht nicht beſtimmt feſtgeſtellt hat, ob die Bau⸗ 
geldzahlungen, die die Beklagte entgegen dem Vertrage der Parteien vor 
Fälligkeit der betreffenden Baugeldraten gezahlt hat, den vom Kläger be⸗ 
anſpruchten Betrag von 14581,75 % erreichen. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 27. Okt. 1915. W. (Kl.) w. Bod. 
u. BaukrGeſ. (KG. Berlin). V. 199/15. 


210. Eheſcheidung wegen Serrüttung des ehelichen Verhältniſſes; 
Beweislaſt des klagenden Teils über das Derſchulden 
(Surechnungsfähigkeit) des andern. 

BGB. § 1568. 


Der Scheidungsklage ſeiner Frau gegenüber hatte der Beklagte eine 
Widerklage auf Scheidung erhoben, die auf $ 1568 BGB. geſtützt war. Die 
Widerklage wurde in allen Inſtanzen für unbegründet erklärt. — Aus den 
Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht hat eine Anzahl Verſtöße der Klägerin gegen die 
durch die Ehe begründeten Pflichten feſtgeſtellt und ausgeſprochen, daß das 
Verhalten der Klägerin in ſeiner Geſamtheit objektiv betrachtet ſich als ſchwere 
Eheverfehlung darſtelle. Es hat aber auf Grund des Gutachtens des Sach⸗ 
verſtändigen S., der im Februar und November 1913 zwei Anfälle von 
Geiſteskrankheit bei der Klägerin beobachtet und ſich über ihren Geſamt⸗ 
zuſtand dahin ausgeſprochen hat, daß er auch außerhalb der beiden Anfälle 
von ausgeprägter geiſtiger Störung eine Reihe von pſychopathiſchen, ſpeziell 
ſog. hyſteriſchen Zügen dargetan habe, nicht die Überzeugung erlangt, daß 
die Klägerin für ihr Verhalten verantwortlich gemacht werden könne. Es 
wird ausgeführt: Nach § 1568 BGB. ſei davon auszugehen, daß der Beklagte 
den Nachweis des Verſchuldens der Klägerin erbringen müſſe. Es ſei irrig, 
wenn der Beklagte meine, die Klägerin müſſe beweiſen, daß ſie kein Ver⸗ 
ſchulden treffe, weil man davon auszugehen habe, daß jeder ſo lange für ſeine 
Handlungen verantwortlich ſei, als die Willensunfreiheit nicht feſtſtehe. Wie 
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die übrigen Tatbeſtandsmerkmale des 8 1568 müſſe der die Scheidung ver⸗ 
langende Ehegatte auch das Tatbeſtandsmerkmal des Verſchuldens nach⸗ 
weiſen. Dieſen Beweis habe der Beklagte nicht erbracht. 

Die Reviſion rügt Verletzung der Grundſätze über die Beweislaſt. Sie 
vertritt die Anſicht, daß der Beklagte ſeiner Beweispflicht genügt habe durch 
den Nachweis eines ſich objektiv als ſchwere Eheverfehlung darſtellenden 
Verhaltens der Klägerin, das bei normaler Geiſtesbeſchaffenheit derſelben 
ein Verſchulden ergeben würde, und daß demgegenüber der Klägerin der 
Beweis obliege, daß ihr Verhalten auf krankhafter Geiſtesſtörung beruhe 
und deshalb ihr nicht zum Verſchulden anzurechnen ſei. Dieſe Rüge iſt nicht 
begründet. 

Das Reichsgericht hat bereits wiederholt ausgeſprochen, daß der Ehe— 
gatte, der eine Eheverfehlung als Scheidungsgrund gemäß 8 1568 BGB. 
geltend macht, den Vorfall in vollem Umfange darlegen und auch die Ab- 
weſenheit von Umſtänden dartun muß, die ein Verſchulden des andern Gatten 
ausſchließen oder eine mildere Beurteilung rechtfertigen, und daß dies ins⸗ 
beſondere auch dann gilt, wenn ſich der andre Ehegatte auf Notwehr beruft 
(Urt. v. 30. Okt. 1911, IV. 102/11 und Warneyer Rſpr. 1913 Nr. 328). 
Die Anſicht der Reviſion, wer Notwehr behaupte, ſei dafür beweispflichtig, 
widerſpricht demnach jedenfalls auf dem Gebiete des Eheſcheidungsrechts 
der Rechtſprechung des Reichsgerichts, von der abzugehen der erkennende 
Senat keine Veranlaſſung findet. Vom Standpunkte dieſer Rechtſprechung 
aus iſt es aber nicht zu beanſtanden, wenn das Ber.⸗Gericht gegenüber der 
Verteidigung der Klägerin den Beklagten dafür als beweispflichtig angeſehen 
hat, daß der Klägerin ihr feſtgeſtelltes Verhalten als Verſchulden anzurechnen, 
alſo nicht auf eine ihre Verantwortlichkeit ausſchließende geiſtige Erkran⸗ 
kung zurückzuführen ſei. 

Aber auch abgeſehen hiervon, beruht die Entſcheidung des Ber.⸗Gerichts 
nicht auf einer Überfpannung der Anforderungen an die Beweispflicht des 
Beklagten. Das Ber.⸗Gericht hat Beweis über die Zurechenbarkeit der 
Handlungen der Klägerin erhoben und iſt auf Grund der Würdigung des 
Beweisergebniſſes zu der poſitiven Feſtſtellung gelangt, daß deren geſamtes 
Verhalten auf geſchlechtlichem Gebiet auf eine krankhaft hyſteriſche Grund⸗ 
lage zurückzuführen ſei. Allerdings kann nicht jede auf einer hyſteriſchen 
Grundlage beruhende Verfehlung ohne weiteres als unverſchuldet angeſehen 
werden, vielmehr wird hierfür der Grad der Krankheit und das Maß des 
von ihr ausgehenden Einfluſſes auf den Willen der Frau im einzelnen Falle 
von maßgeblicher Bedeutung ſein. Daß aber ſchwere Hyſterie der Frau ge⸗ 
eignet iſt, ihre Verantwortlichkeit für die im Zuſtande der Erregtheit began⸗ 
genen Verfehlungen auszuſchließen, iſt vom Reichsgericht bereits anerkannt 
(IV. 237/12). Aus den Feſtſtellungen, die das Ber.⸗Gericht trifft, iſt zu ent⸗ 


nehmen, daß es einen Fall ſchwerer Hyſterie bei der Klägerin als vorliegend 
26° 


364 211. Verweigerung der Ausſteuer. 


angejehen hat. Ihr Zuſtand hat zu zeitweiligen Anfällen ausgefprochener 
Geiſtesſtörung geführt, bei deren einem das Auftreten von Sinnestäuſchungen 
und Wahnideen feſtgeſtellt worden iſt, und die Zeuginnen R. und H. haben 
bei dem von ihnen bekundeten Verhalten der Klägerin den Eindruck gehabt, 
daß ſie geiſtig nicht normal ſei. Wenn bei dieſer Sachlage das Ber.⸗Gericht 
die Überzeugung nicht hat gewinnen können, daß die Klägerin für ihre Ver⸗ 
fehlungen verantwortlich zu machen ſei, ſo iſt in rechtlicher Beziehung dagegen 
nichts zu erinnern. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 16. Sept. 1915. K. w. K. (OLG. 
Darmſtadt). IV. 75/15. 


211. Verweigerung der Ausſteuer wegen unſittlichen Lebenswandels; 
Beweislaſt. 
BGB. 85 1621 Abſ. 2, 2333 ff. 


Auf Klage der Tochter war der Beklagte verurteilt worden, ihr zur Ver⸗ 
heiratung mit H. eine Ausſteuer von 5000 % zu zahlen. Seine Einrede, 
daß die Klägerin ihren Ausſteueranſpruch durch unſittlichen Lebenswandel 
verwirkt habe, war verworfen worden. Seine Reviſion blieb erfolglos. — 
Aus den Gründen: 

„— — — Das Ber.-Gericht hat feiner Entſcheidung die vom Senat im 
Urteil v. 6. März 1911 (RGeEntſch. 77, 162) aufgeſtellten Rechtsſätze zugrunde 
gelegt. Die von der Reviſion gegen dieſes Urteil erhobenen Bedenken ſind 
nicht begründet. Das Urteil beſchäftigt ſich mit zwei Fragen: zunächſt mit 
der Frage, ob es nach § 1621 Abſ. 2 BGB. zur Verweigerung der Ausſteuer 
genüge, wenn die fie verlangende Tochter früher einmal einen ehrloſen oder 
unſittlichen Lebenswandel geführt hat, oder ob es erforderlich ſei, daß ſie 
ihn bis zur Eheſchließung fortgeſetzt hat. An zweiter Stelle wird die damit 
zuſammenhängende Frage der Beweislaſt behandelt. In erſter Beziehung 
wird dargelegt, daß nach dem von der Verweiſung im $ 1621 Abſ. 2 betrof- 
fenen $ 2336 die Pflichtteilsentziehung nur dann wirkſam ſei, wenn die Tochter 
ſich noch zur Zeit der Errichtung der letztwilligen Verfügung ſchlecht führe, 
und aus der entſprechenden Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift gefolgert, daß 
Vater oder Mutter auch nur dann die Ausſteuer verweigern könnten, wenn 
die Tochter noch in dem Zeitpunkt, in welchem der Anſpruch auf die Aus⸗ 
ſteuer an ſich zur Entſtehung gelange, alſo im Zeitpunkte der Heirat (vgl. 
JW. 1915, 337) dem unſittlichen Lebenswandel ergeben fei. Dagegen wird 
angenommen, daß für die ſich aus § 2336 ergebende zwiefache Regelung 
der Beweislaſt, je nachdem es ſich um die Frage des Beſtehens des anſtößigen 
Wandels zur Zeit der Errichtung der letztwilligen Verfügung (Abſ. 3) oder 
der Abwendung der Tochter davon zur Zeit des Erbfalls (Abſ. 4) handle, 
im Falle des § 1621 kein Raum jet, weil hier für die Frage, ob die Verwei⸗ 
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gerung der Ausſteuer berechtigt ſei, eben nur ein einziger Zeitpunkt in Be⸗ 
tracht kommen könne, nämlich der der Eheſchließung. Den Beweis des Tat» 
beſtands der gegenüber dieſem Anſpruch zuläſſigen Einrede habe aber der 
Einredeberechtigte zu beweiſen, alſo der Vater oder die Mutter. 

Die Reviſion meint zunächſt, bei der Technik des Bürgerl. Geſetzbuchs 
würde es befremden, daß in dem § 1621 Abſ. 2 nicht auch auf die Vorſchrift 
des $ 2336 Abſ. 4 verwieſen ſei. Aber im $ 1621 iſt keiner der über die Ent⸗ 
ziehung des Pflichtteils handelnden Paragraphen in Bezug genommen. 
Es iſt nur geſagt, daß der Vater und die Mutter die Ausſteuer verweigern 
können, wenn ſich die Tochter einer Verfehlung ſchuldig gemacht hat, die den 
Verpflichteten berechtigt, ihr den Pflichtteil zu entziehen. Damit iſt, wie 
ſchon im Urteil v. 6. März 1911 ausgeführt iſt, auf die Geſamtheit der die 
Entziehung des Pflichtteils regelnden Vorſchriften verwieſen, und es iſt der 
richterlichen Prüfung überlaſſen, inwieweit dieſe Vorſchriften auch auf den 
Fall der Verweigerung der Ausſteuer entſprechende Anwendung leiden. 

Weiter macht die Reviſion geltend, der Vater und die Mutter könnten 
ja nach $ 1621 Abſ. 1 den Anſpruch auf die Ausſteuer ſchon dadurch hinfällig 
machen, daß ſie die elterliche Einwilligung zur Verheiratung der Tochter ver— 
weigerten, während fie den Pflichtteil nur in den im § 2333 vorgeſehenen 
Fällen entziehen dürften; dieſe freiere Stellung der Eltern im erſten Falle 
ſpreche für die Annahme, daß ſie die Ausſteuer auch dann verſagen könnten, 
wenn die Tochter lediglich früher einmal einem ſchlechten Lebenswandel 
ſich hingegeben habe. Dabei überſieht die Reviſion aber, daß der § 1621 
Abſ. 1 von der erforderlichen elterlichen Einwilligung ſpricht, daß die Eltern 
die Ausſteuer alſo nur dann verſagen dürfen, wenn die Tochter ihre Einwilli⸗ 
gung zur Heirat in einem Falle nicht einholt, in dem fie nach den 88 1305 ff. 
geſetzlich vorgeſchrieben iſt. 

Nicht zutreffend iſt endlich die Auffaſſung der Reviſion, die im urteil 
v. 6. März 1911 aufgeſtellten Grundſätze führten zu einer Umkehrung der 
Beweislaſt, wie ſie im § 2336 Abf. 4 geregelt ſei. Wenn hiernach der Geſetz⸗ 
geber die Beweislaſt dem Enterbten auferlege, ſo ſei es ohne geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift nicht angängig, bei der Verſagung der Ausſteuer den Elternteil für 
beweispflichtig zu erklären. Aber hier trifft das zu, was die Reviſion ſelbſt 
ausſpricht, wenn fie ſagt, die Vorſchriften des § 2336 ſeien in allen ihren 
Einzelheiten auf die Entziehung des Pflichtteils abgeſtellt und ließen ſich 
ohne ſachliche Umgeſtaltung auf die Verweigerung der Ausſteuer nicht an⸗ 
wenden. Gerade das iſt der Grund, weshalb das Urteil v. 6. März 1911 den 
$ 2336 Abſ. 4, ſoweit er die Beweislaſt regelt, im Fall des § 1621 nicht für 
anwendbar erachtet. Für dieſen Fall ergibt vielmehr ſchon die entſprechende 
Anwendung des § 2336 Abſ. 3, daß der verpflichtete Elternteil den Nachweis 
führen muß, daß dem nn die hier erörterte Einrede ent⸗ 
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Stellt man ſich aber auf den Rechtsſtandpunkt des Urteils v. 6. März 
1911, ſo gibt die Begründung des Ber.⸗Urteils zu Bedenken keinen An⸗ 
laß. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 4. Nov. 1915. B. (Bkl.) w. H. 

(OLG. Naumburg). IV. 590/14. 


212. Aufrechnung des Nachlaßſchuldners gegen die Klage eines 
Miterben aus $ 2059 BGB. mit einer Forderung an den Nachlaß. 
BGB. $$ 2039. 2040. 


Die Witwe H. hatte dem Beklagten gegen die Verpflichtung jederzeitiger 
Rückgabe 1600 % zur Aufbewahrung übergeben. Zwei ihrer 18 Erben klagten 
auf Hinterlegung der 1600 ½ für die Erben. Der Beklagte wollte mit einer 
Gegenforderung gegen die Erblaſſerin aufrechnen und drang in 2. Inſtanz 
damit durch. Aus den Gründen: 

„Zwingende Gründe praktiſcher Natur und die Entſtehungsgeſchichte 
des § 2039 BGB. führen dazu, die Aufrechnung zuzulaſſen. Aus $ 2040 
BGB. läßt ſich die zur Entſcheidung ſtehende Frage nicht beantworten, denn 
die Beſtimmung des Abſ. 2: ‚Segen eine zum Nachlaß gehörende Forderung 
kann der Schuldner nicht mit einer ihm gegen einen einzelnen Miterben zu⸗ 
ſtehenden Forderung aufrechnen' gibt keinen Aufſchluß darüber, wem gegen⸗ 
über die Aufrechnung zu erklären ſei, ſteht daher nicht ohne weiteres im 
Gegenſatz zu Abſ. 1, wonach die Erben über einen Nachlaßgegenſtand nur 
gemeinſchaftlich verfügen können. Der Abſ. 2 will auch keinen beſonderen 
erbrechtlichen Grundſatz aufſtellen, ſondern bringt nur den allgemeinen Grund⸗ 
gedanken des Geſamthandverhältniſſes zum Ausdruck (Dernburg B. R. 2 
8 64) und entſpricht wörtlich den für die Geſellſchaft und für die Gütergemein⸗ 
ſchaft geltenden Beſtimmungen, denen er ohne weiteres nachgebildet iſt 
(Prot. 5, 865 ff.; 88 719. 1442. 1471 BGB.). 

Deshalb iſt von der Vorſchrift des 8 2039 auszugehen, welche lautet: 
Gehört ein Anſpruch zum Nachlaß, fo kann der Verpflichtete nur an alle 
Erben gemeinſchaftlich leiſten und jeder Miterbe nur die Leiſtung an alle 
Erben fordern. Jeder Miterbe kann verlangen, daß der Verpflichtete die zu 
leiſtende Sache für alle Erben hinterlegt, oder — — — an einen gerichtlich 
zu beſtellenden Verwahrer abliefert‘. Hierdurch wird der Grundſatz, daß nur 
die Geſamtheit der Miterben befugt iſt, die Rechte des Nachlaſſes gerichtlich 
geltend zu machen, durchbrochen und nach dem Vorbilde der preußiſchen 
Praxis dem einzelnen Miterben die Verfolgung gemeinſamer Rechte geſtattet. 
Dies iſt aus Zweckmäßigkeitsgründen geſchehen, weil die Erhebung der Klage 
durch alle Erben häufig nahezu unausführbar iſt. Die Miterben könnten 
ſchwer geſchädigt werden, wenn ein einzelner aus Gleichgültigkeit oder Eigen⸗ 
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ſinn die Beteiligung an der Geltendmachung gemeinſchaftlicher Rechte ab⸗ 
lehnte; möchte dann auch eine Klage gegen den widerſtrebenden Genoſſen 
auf Mitwirkung zu den gerichtlichen Schritten rechtlich zu begründen ſein, 
ſo wäre ein ſolcher Umweg weitläufig und unter Umſtänden nicht gangbar 
(Prot. 5, 864). Nach preuß. Recht war dem Miterben bei Durchführung 
ſeiner Klage alles geſtattet, wodurch die Rechte der übrigen Erben nicht ver⸗ 
letzt oder der Verpflichtete nicht in eine ſchlechtere Lage verſetzt wurde. So 
führt das Obertribunal in ſeiner Entſcheidung v. 28. Sept. 1871 (Striethorſt 
81, 186) aus: 

Das eigentliche Fundament der Sonderklage des Miterben beruhe darauf, daß die 
Forderung ſämtlichen Erben zuſtehe, daß ſie ihnen gegenüber vom Schuldner an⸗ 
erkannt werden müſſe und durch Einwendungen dieſes nicht beſeitigt werden könne. 
Inſofern aber den ſämtlichen Erben gegenüber, wenn ſie gemeinſchaftlich den Anſpruch 
einklagten, gewiſſe Einwendungen durchgreifen würden, müſſe der Schuldner damit 
auch auf die Klage des einzelnen Erben gehört werden. 


Dieſe Grundſätze ſind daher für die Auslegung des § 2039 Satz 2 BGB. maß⸗ 
gebend. Wenn auch richtig iſt, was das Landgericht ſagt, daß der klagende 
Miterbe nicht mit Wirkung für oder gegen die Erbengemeinſchaft die Schuld 
anerkennen oder beſtreiten kann, ſo iſt doch ebenſo ſicher, daß in dem von 
dem einzelnen Erben angeſtellten Sonderrechtsſtreit deſſen Erklärungen und 
Prozeßhandlungen, z. B. Anerkenntnis, Geſtändnis ꝛc. in dem Einzelrechts⸗ 
ſtreit die ihnen auch ſonſt zukommende Rechtswirkung ausüben müſſen. Es 
iſt davon auszugehen, daß der Miterbe, wenn er auch keineswegs den Ge⸗ 
ſamtanſpruch mit Wirkung für und gegen die übrigen Erben zum Prozeß⸗ 
gegenſtande macht (Jahrb. des deutſchen Rechts 1903, 234), aus dem ge⸗ 
meinſamen Recht klagt. Er darf den Schuldner nicht in ſchlechtere Lage bringen, 
als wenn ſämtliche Erben vorgegangen wären. Insbeſondere ſtehen ihm 
ſämtliche Einwendungen entgegen, welche der Schuldner allen Miterben 
gegenüber vorbringen könnte (vgl. Dernburg a. a. O. 5, 502. 503). 8 

Im vorliegenden Fall würde der Beklagte, wenn er von der Erblaſſerin 
ſelbſt oder von ſämtlichen Erben in Anſpruch genommen wäre, mit ſeiner ihm 
gegen die Erblaſſerin und damit gegen den Nachlaß zuſtehenden Gegenfor⸗ 
derung aufrechnen können und ſo die Klageforderung zum Erlöſchen bringen. 
Wollte man ihm dieſe Befugnis hier verſagen, ſo würde ſeine Lage erheblich 
ſchlechter ſein. Denn ſolange ihm aus irgendwelchen Gründen die Ermitte⸗ 
lung der übrigen Miterben, etwa weil ſie ſich wie hier zum Teil in Amerika 
befinden, oder infolge neuerlicher Erbfälle, nicht gelinden würde, wäre er 
gezwungen, auf das von dem Kläger erzielte Urteil hin zunächſt die Schuld⸗ 
ſumme für alle Erben zu hinterlegen, da ja, ſolange die Aufrechnungserklä⸗ 
rung nicht allen zugegangen wäre, nach den Ausführungen des Vorder⸗ 
richters die Aufrechnung nicht rechtswirkſam vollzogen ſein würde. Dieſe 
Schwierigkeit wäre durch die Möglichkeit, die Beſtellung eines Abweſenheits⸗ 
oder Nachlaßpflegers herbeizuführen, nicht weſentlich vermindert. Der 
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Kläger erſcheint deshalb, da ihm § 2039 BGB. ein ſelbſtändiges Klagerecht 
gibt, zur Entgegennahme der Aufrechnungserklärung verpflichtet und auch 
berechtigt. 

Dieſe Auslegung iſt vorzugsweiſe aus praktiſchen Erwägungen geboten 
und mit dem Zweck des Geſetzes vereinbar. Daß die Aufrechnung nicht zu⸗ 
läſſig ſei, iſt denn auch von keiner namhaften Stelle der Rechtswiſſenſchaft 
ausgeſprochen. Dagegen vertritt der Kommentar von RGRäten ($ 2040) 
die hier erörterte Rechtsauffaſſung ausdrücklich. Der Senat trägt keine Be⸗ 
denken, ſich ihr anzuſchließen. Denn nur ſie genügt den Anforderungen, welche 
der bürgerliche Verkehr an das Geſetz ſtellt. Nach Möglichkeit dieſen Anfor⸗ 
derungen aber das Geſetz in der Auslegung anzupaſſen, iſt die Hauptauf⸗ 
gabe der Praxis. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Celle (1. Sen.) v. 18. April 1916. A. w. H. 1 U. 13/16. 

Lt. 


213. Form der Anfechtung eines gemeinſchaftlichen wechſelſeitigen 
Teſtaments durch den Überlebenden nach Annahme der Erbſchaft. 


(Vgl. 45 Nr. 258 m. N.; 50 Nr. 96; 63 Nr. 119; auch unten Nr. 217.) 
BGB. §d 2271. 2081. 2282 Abſ. 3. 


Der Kläger hatte mit ſeiner erſten Ehefrau am 24. Sept. 1891 ein ge⸗ 
meinſchaftliches Teſtament errichtet, worin ſie ſich wechſelſeitig und außer⸗ 
dem ihre gemeinſchaftlichen Kinder, die Beklagten, zu Erben eingeſetzt hatten. 
Die Frau ſtarb am 27. Nov. 1911. Das gemeinſchaftliche Teſtament wurde 
am 26. Febr. 1912 verkündet. Der Kläger hat ſich am 23. Jan. 1913 ander⸗ 
weit verheiratet und am 2. Sept. 1913 bei dem Amtsgericht als dem Nachlaß⸗ 
gericht eine notariell beglaubigte Urkunde eingereicht, in der er erklärt, daß 
er das gemeinſchaftliche Teſtament anfechte, weil ſeine jetzige Ehefrau an 
ſeinem Nachlaſſe pflichtteilsberechtigt ſei, was ihm bei der Errichtung des 
gemeinſchaftlichen Teſtaments nicht habe bekannt ſein können und nicht be⸗ 
kannt geweſen ſei. Die Beklagten hielten die Anfechtungserklärung für un⸗ 
wirkſam, weil ſie, entgegen der nach ihrer Anſicht anzuwendenden Vorſchrift 
des § 2282 Abſ. 3 BGB., nicht gerichtlich oder notariell beurkundet ſei. Der 
Kläger hielt dagegen die Vorſchrift des § 2081 Abſ. 1 für maßgebend und des⸗ 
halb die Anfechtung für rechtswirkſam. Er beantragte, dies feſtzuſtellen. — 
Das Landgericht trat der Rechtsanſicht der Beklagten bei und wies die Klage 
ab; das Ber.⸗Gericht dagegen billigte den Standpunkt des Klägers und er⸗ 
kannte nach ſeinem Antrage. Das Reichsgericht ſtellte die erſte Entſcheidung 
wieder her. Aus den Gründen: 

„Streitig iſt unter den Parteien die Frage, in welcher Form der letzt⸗ 
lebende Ehegatte, der die Erbſchaft aus dem von ihm und dem verſtorbenen 
Ehegatten errichteten gemeinſchaftlichen Teſtament angenommen hat, dieſes 
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Teſtament anfechten kann, wenn ihm nach der Errichtung des Teſtaments 
ein Pflichtteilsberechtigter erwachſen iſt. Da die Ehefrau des Klägers nach 
dem 1. Jan. 1900 geſtorben iſt, haben die Vorinſtanzen die Frage mit Recht 
unter Zugrundelegung der Vorſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs geprüft. 

Beſondere Vorſchriften für die Anfechtung eines gemeinſchaftlichen 
Teſtaments durch einen der Erblaſſer find im Bürgerl. Geſetzbuch nicht ge⸗ 
geben. Es fragt ſich daher zunächſt, ob darauf die allgemeinen Vorſchriften 
der 88 2078 ff., insbeſondere alſo auch die Formvorſchrift des § 2081 Abſ. 1 
Anwendung finden. Dieſe Frage iſt zu verneinen. Weder der § 2078 noch 
auch der § 2079 beziehen ſich auf eine Anfechtung durch den Erblaſſer ſelbſt. 
Im 8 2080 iſt vielmehr der Kreis der Perſonen, denen nach den 88 2078. 2079 
das Anfechtungsrecht zuſtehen ſoll, erſchöpfend dahin geregelt, daß derjenige 
zur Anfechtung berechtigt iſt, welchem die Aufhebung der letztwilligen Ver⸗ 
fügung unmittelbar zuſtatten kommen würde. Dem Wortlaut nach ließe 
ſich vielleicht dieſe Vorſchrift auf den Erblaſſer beziehen. Die Entſtehungs⸗ 
geſchichte ergibt aber mit Sicherheit, daß dies nicht die Abſicht des Geſetzes 
iſt. Der 1. Entw. bezeichnete im $ 1784 denjenigen als anfechtungsberechtigt, 
welcher, wenn die letztwillige Verfügung nicht errichtet worden wäre, als Erbe 
oder Vermächtnisnehmer berufen oder von einer Beſchwerung befreit ſein 
oder ein Recht erlangt haben würde. In dieſer Faſſung hätte die Vorſchrift 
auf den Erblaſſer nicht bezogen werden können. Die Verhandlungen der 
Kommiſſion für die 2. Leſung, wo der $ 2080 ſeine jetzige Faſſung erhalten 
hat, ergeben aber, daß eine ſachliche Anderung nicht beabſichtigt war (Mug⸗ 
dan 5, 545/7). Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung findet ihre Beſtätigung im 
Geſetze ſelbſt. Denn die Abſ. 2 und 3 des § 2080 enthalten Einſchränkungen 
des im § 2080 Ab}. 1 aufgeſtellten Grundſatzes (Motive 5, 56), beide aber 
paſſen ihrem Wortlaut nach nicht auf den Erblaſſer. Dasſelbe gilt auch vom 
8 2079 ſelbſt, denn Vorausſetzung der Anfechtung iſt darnach, daß der Erb⸗ 
laſſer einen zur Zeit des Erbfalls (8 1922) vorhandenen Pflichtteilsberech⸗ 
tigten übergangen hat. Deshalb mußte auch im § 2281 Abſ. 1, der bei Erb⸗ 
verträgen dem Erblaſſer das Anfechtungsrecht gibt, an die Stelle dieſes Zeit⸗ 
punktes derjenige der Anfechtung geſetzt werden. Endlich paßt auch $ 2081 
nicht, weil vor dem Tode des Erblaſſers ein Nachlaßgericht hinſichtlich ſeines 
Nachlaſſes noch nicht vorhanden fein kann (vgl. $ 73 FGG.) 

Beſtände ſchließlich nach den allgemeinen Vorſchriften des Bürgerl. 
Geſetzbuchs über letztwillige Verfügungen ein Anfechtungsrecht des Erb⸗ 
laſſers, ſo hätte es der beſonderen Vorſchrift des § 2281 nicht bedurft, da nach 
§ 2279 auf vertragmäßige Zuwendungen die für letztwillige Zuwendungen 
geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung finden. 

Der Ausſchluß des Anfechtungsrechts des Erblaſſers entſpricht auch der 
Natur der Sache. Der Entwurf kannte das gemeinſchaftliche Teſtament nicht, 
die Vorſchriften darüber ſind erſt von der Kommiſſion für die 2. Leſung 
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beſchloſſen. Bei dem einſeitigen Teſtament, das der Erblaſſer nach § 2253 
jederzeit frei widerrufen kann, bedurfte es aber eines Anfechtungsrechts nicht. 
Damit iſt denn auch in den Motiven (5, 48 zu §8 1780 Entw.) die Nichtauf⸗ 
nahme des Anfechtungsrechts des Teſtators gerechtfertigt; und in den Mo⸗ 
tiven zu § 1948 Entw. ($ 2281 BGB.) heißt es ausdrücklich: „In Abweichung 
von den Vorſchriften der 88 1780 ff. (88 2078 ff. Geſ.) muß bei dem Erbein⸗ 
ſetzungsvertrage dem die Verfügung Errichtenden das Anfechtungsrecht ein⸗ 
geräumt werden; dasſelbe wird hier nicht durch das e Recht des freien 
Widerrufs entbehrlich. 

Aus dem Vorſtehenden ergibt ſich zugleich, daß dem Erblaſſer das An⸗ 
fechtungsrecht nicht ſchon nach §8 119 BGB. zuſtehen kann. Die Motive er⸗ 
kennen dies auch ausdrücklich an, indem ſie ſagen, diejenige Perſon, welche 
unter dem Einfluſſe einer gewiſſen Art von Willensunfreiheit verfügt habe, 
ſei in dem Zeitpunkte, in welchem die Wirkungen der Verfügung einträten, 
nicht mehr vorhanden und könne deshalb auch nicht anfechtungsberechtigt 
fein (Motive 5, 55 zu § 1784 Entw.). Aus demſelben Grunde würde es auch 
an einem Anfechtungsgegner fehlen, da bei Lebzeiten des Erblaſſers auf Grund 
ſeiner letztwilligen Verfügung noch niemand unmittelbar einen rechtlichen 
Vorteil erlangt hat (8 143 Abſ. 4 Satz 1 BGB.). Endlich handelt es ſich in 
den Fällen des § 2078 Abſ. 2 und des § 2079 um einen Irrtum im Beweg⸗ 
grunde, der im § 119 als Anfechtungsgrund nicht anerkannt iſt. 

Steht hiernach dem Erblaſſer ſelbſt bei Teſtamenten ein Anfechtungs⸗ 
recht nach dem Bürgerl. Geſetzbuch nicht zu, ſo kann ein ſolches bei gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtamenten nur auf dem Wege der entſprechenden Anwendung 
der 88 2281 ff. zugelaſſen werden. Dieſe entſprechende Anwendung iſt aber 
auch ebenſo wie bei andern Vorſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs über den 
Erbvertrag wegen der Gleichheit der Rechtslage geboten, die zwiſchen dem 
durch Erbvertrag gebundenen Erblaſſer und dem überlebenden Ehegatten 
beſteht, der das ihm (korreſpektiv) Zugewendete angenommen hat (Entſch. 
58, 64. 77. 111). Auch das Urteil v. 16. Okt. 1911 (Entſch. 77, 165 ff.) ſteht 
auf demſelben Standpunkte, wenn dort auch in erſter Linie die vorſtehend 
abgelehnte Auffaſſung vertreten wird, daß der überlebende Ehegatte das ge- 
meinſchaftliche Teſtament ‚wenn nicht aus § 2079, fo doch aus § 2078 Abſ. 2° 
anfechten könne (S. 171). Will man aber die vom Bürgerl. Geſetzbuch für 
die Anfechtung des Erbvertrages gegebenen Vorſchriften auf das gemein- 
ſchaftliche Teſtament übertragen, ſo gebietet es die Folgerichtigkeit, auch 
die Vorſchriften des § 2282 über die Form, in der der Erblaſſer anfechten 
muß, zur Richtſchnur zu nehmen. Nicht nur die materiellen Vorausſetzungen 
der Anfechtung durch den Erblaſſer ſind in den 88 2281 ff., wenn auch unter 
teilweiſer Bezugnahme auf die §8 2078. 2079 geregelt, ſondern auch das Ver⸗ 
fahren iſt ſelbſtändig und zum Teil abweichend von den 88 2080 ff. geordnet. 
Wie die Motive 5, 322 zu 8 1948 und die Beratungen der 2. Kommiſſion 
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(Mugdan 5, 739 ff., 749) ergeben, iſt dabei überall auf den Umſtand, daß 
gerade der Erblaſſer ſelbſt © iſt, deſſen Anfechtungsrecht in Frage Steht, ir 
ſicht genommen. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 24. Juni 1915. Fr. (Bkl.) w. Fr. 
IV. 27/15 (KG. Berlin). Auch in RGentſch. 87 Nr. 20 S. 95. 


214. Schwierigkeiten der Beförderung durch beſondere Verkehrs⸗ 
verhältniſſe begründen keine Betriebsſtörung nach $75 Abſ. 7 EB Verk. 


HGB. 8 466; EBVerkdO. $ 75. 


Die Klägerin verſandte im März 1911 eine große Menge von Kartoffeln, 
die zur Ausfuhr beſtimmt waren, nach der Grenzſtation Herbesthal. Da um 
jene Zeit in Herbesthal überhaupt ein außerordentlich ſtarker Andrang von 
Kartoffelſendungen ftattfand, hielt die Eiſenbahnverwaltung, um der Über- 
füllung der Station abzuhelfen, einen Teil der anrollenden Sendungen vor⸗ 
übergehend auf Zwiſchenſtationen zurück. Die Maßregel hatte zur Folge, 
daß bei etwa 60 davon betroffenen Wagenladungen der Klägerin die tarif⸗ 
mäßige Lieferfriſt überſchritten wurde. Mit Klage machte die Klägerin die 
ihr nach 8 94 Abſ. 2 EBVerkO. wegen der Verſäumung der Lieferfriſt zu⸗ 
ſtehenden Anſprüche geltend. Ihr Antrag ging auf Verurteilung des Be⸗ 
klagten zur Zahlung von 4532,35 „ nebſt Zinſen, womit fie in allen In⸗ 
ſtanzen durchdrang. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

H— — — Die unter 8 75 Abſ. 7 VerkO. fallende Betriebsſtörung ſoll 
nach der Anſicht des Beklagten darin zu finden ſein, daß zu der fraglichen 
Zeit eine ungeheure Menge von Kartoffeln über Herbesthal ausgeführt wor⸗ 
den ſei und daß dieſer Maſſenandrang von Sendungen in Verbindung 
mit der Säumigkeit der Empfänger in der Abnahme und Weiterſendung 
der nach Herbesthal gelangten Wagen die ordnungmäßige Beförderung 
unmöglich gemacht habe. Das Ber.⸗Gericht iſt in erſter Reihe der Meinung, 
daß eine Verkehrsſtockung infolge großen Güterandrangs, wie ſie hier nach 
der Behauptung des Beklagten vorlag, überhaupt nicht unter den Begriff 
der Betriebsſtörung i. S. der Verkehrsordnung falle und daß ſchon deshalb 
die Berufung auf $ 75 Abſ. 7 verſage. Dieſer Auffaſſung war beizutreten. 
Mag auch der Ausdruck ‚Betriebsſtörung' ſprachlich dahin verſtanden werden 
können, daß er eine Störung der bezeichneten Art mitumfaßt, ſo iſt doch mit 
dem Ber.⸗Gericht eine ſolche Ausdehnung des Begriffs auf Beförderungs⸗ 
ſchwierigkeiten, die ihre Urſache in beſonderen Verkehrsverhältniſſen haben, 
abzulehnen und anzunehmen, daß nur ſolche Störungen getroffen ſind, bei 
denen eine Behinderung im techniſchen Gebrauch der vorhandenen Betriebs- 
mittel und damit eine die Möglichkeit des Betriebs unmittelbar beeinträch⸗ 
tigende äußere Einwirkung vorliegt. Zutreffend weiſt das Ber.⸗Gericht darauf 
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hin, daß die Verkehrsordnung gegen Störungen durch beſondere Verkehrs⸗ 
verhältniſſe und gegen die Nachteile, die der Bahn daraus erwachſen können, 
in andrer Weiſe Vorſorge getroffen hat. Namentlich kommt hier in Betracht, 
daß derſelbe § 75, der das Ruhen der Lieferfriſt für die Dauer der unver⸗ 
ſchuldeten Betriebsſtörung anordnet, in Abſ. 3 der Eiſenbahn das Recht gibt, 
für außergewöhnliche Verkehrsverhältniſſe Zuſchlagsfriſten zu den tarif⸗ 
mäßigen Lieferfriſten feſtzuſetzen. Sodann kann fie, wenn die ordnung- 
mäßige Abwicklung des Verkehrs durch Güteranhäufungen gefährdet wird, 
nach § 80 Abſ. 8 die Entladefriſten und die lagerzinsfreie Zeit abkürzen, 
ſowie das Standgeld und das Lagergeld erhöhen. Ferner ſind im 8 63 Abſ. 1 
Beſtimmungen getroffen, die es ermöglichen, die Annahme von Gütern, die 
nicht ordnungmäßig befördert werden können, abzulehnen. Auch ſind in 
§ 81 der Eiſenbahn Mittel an die Hand gegeben, durch die ſie ſich nicht recht- 
zeitig abgenommener Güter entledigen, alſo auch einer den Verkehr behin- 
dernden Anſtauung entgegenarbeiten kann. Dieſe Vorſchriften ergeben, 
daß es auch in Anſehung der Einhaltung der Lieferfriſt Sache der Bahn iſt, 
durch geeignete Maßnahmen den Verkehrsverhältniſſen Rechnung zu tragen 
und daß die Verkehrsordnung, wenn ſie von Störungen des Betriebs ſpricht, 
die den Lauf der Lieferfriſt hemmen, bloß in den Verkehrsverhältniſſen be» 
gründete Schwierigkeiten nicht im Auge hat. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 22. Okt. 1905 (OSG. Köln). II. 
288/15. Vgl. RGeEntſch. 87 Nr. 55 S. 244. 


II. Verfahren. 


215. Begriff des Rechtsnachfolgers einer Partei mit dem Recht zur 
Aufnahme des unterbrochenen Derfahrens. 


Vgl. 50 Nr. 284 m. N.; 51 Nr. 221. 
BRD. 8 239. 


Der Freiherr Hugo von N. klagte auf Grund von Familienverträgen 
gegen die Tochter und Erbin des ohne Hinterlaſſung von Söhnen verſtor⸗ 
benen Freiherrn Karl von N. auf Herausgabe gewiſſer Grundſtücke an die 
Familie von N. Er behauptete, daß ſämtliche in Betracht kommende Mit⸗ 
glieder der Familie ſich zur gerichtlichen Geltendmachung dieſes Anſpruchs 
entſchloſſen und ihm ihre Anſprüche zur gerichtlichen Geltendmachung ab- 
getreten hätten. Das Landgericht wies die Klage ab. Als der Kläger im 
Lauf der Ber.⸗Inſtanz geſtorben war, ordnete das Ber.⸗Gericht auf Antrag 
der Beklagten die Ausſetzung des Verfahrens gemäß § 246 ZPO. an. Der 
Prozeßbevollmächtigte der Klagſeite lud darauf die Beklagte zur Verhand- 
lung vor das Ber.⸗Gericht mit der Erklärung, daß jetzt der Freiherr Eugen 
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von N. auf Grund der für den Fall des Wegfalls des Freiherrn Hugo vor⸗ 
ſorglich an ihn erklärten Abtretung der Anſprüche der Familienmitglieder 
zur prozeſſualen Geltendmachung als Kläger den Prozeß fortführe und, falls 
dies etwa rechtlich notwendig erſcheine, für ſich und als Bevollmächtigter ſeiner 
Brüder und Miterben nach dem unverheirateten Bruder den Prozeß auf- 
nehme. — Das Ber.⸗Gericht wies den nunmehrigen Kläger mit deſſen An⸗ 
trag auf Fortſetzung des Rechtsſtreits ab. Das Reichsgericht hob auf und er⸗ 
klärte den Eintritt des Freiherrn Eugen von N. in den Rechtsſtreit für be⸗ 
rechtigt. Aus den Gründen: 

„Zunächſt war zu erwägen, daß ſachlich in Wahrheit die ſämtlichen männ⸗ 
lichen Mitglieder der Familie von N. die Kläger ſind, wenn auch Freiherr 
Hugo allein in der prozeſſualen Rolle des Klägers aufgetreten iſt. Nach dem 
Tode des Freiherrn Hugo lag ein Verhältnis vor, das dem Falle des Todes 
des Prozeßbevollmächtigten einer Partei naheſtand. Allerdings unterſchied 
er ſich von dieſem Falle dadurch, daß der Prozeßbevollmächtigte den Rechts⸗ 
ſtreit in fremdem Namen führt, während hier Freiherr Hugo den Rechts⸗ 
ſtreit im eigenen Namen führte. Die Ahnlichkeit in beiden Fällen ergab ſich 
aber daraus, daß dem Freiherrn Hugo ebenſo wie einem Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten nicht der materielle, jetzt im Rechtsſtreit begriffene Anſpruch, ſondern 
nur das Recht zur prozeſſualen Geltendmachung dieſes Anſpruchs übertragen 
worden war. Da dieſes Recht zur prozeſſualen Geltendmachung des ma⸗ 
teriellen Anſpruchs nach der Behauptung der Klagſeite für den Fall, daß 
Freiherr Hugo die ihm abgetretenen Klagerechte aus irgendwelchem Grunde 
nicht zur Entſcheidung bringen ſollte, an den jetzigen Kläger Freiherrn Eugen 
abgetreten worden iſt, ſo kann es zweifelhaft erſcheinen, ob nicht auf Grund 
obiger Erwägung der Fall einer Rechtsnachfolge überhaupt nicht gegeben 
und der Eintritt des jetzigen Klägers Freiherrn Eugen ohne weiteres gerecht⸗ 
fertigt iſt. Doch bedarf es keiner näheren Erörterung nach dieſer Richtung, 
da der Eintritt des jetzigen Klägers in den Rechtsſtreit auf Grund andrer 
Erwägungen unbedenklich iſt. | 

Der Begriff des Rechtsnachfolgers i. S. des 8 239 ZPO. ift mit Rüd- 
ſicht darauf, daß die unnütze, mit Koſten und Zeitverluſt verbundene Ver⸗ 
vielfältigung und Häufung von Rechtsſtreitigkeiten unter allen Umſtänden 
vermieden werden muß, im weiteſten Sinne zu nehmen. Der Begriff des 
Rechtsnachfolgers i. S. des 8 239 ZPO. iſt nicht derſelbe wie der des mate⸗ 
riellen Rechts, umfaßt vielmehr jede Perſon, die infolge des Todes der bis⸗ 
herigen Partei in deren Rechtsſtellung eintritt. Es kommt nicht darauf an, 
daß dieſer Eintritt in die Rechtsſtellung der bisherigen Partei auf Grund 
eines Rechts erfolgt, das die bisherige Partei hatte oder das aus dem Rechte 
der bisherigen Partei abgeleitet wird, ſondern lediglich darauf, daß der Ein⸗ 
tretende infolge des Todes der bisherigen Partei deren Rechtsſtellung erlangt 
hat. In gleichem Sinne iſt auch der Begriff der Rechtsnachfolge in den 
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88 265. 266 ZPO. vom Reichsgericht aufgefaßt worden. Unter dem Aus⸗ 
drucke „Rechtsnachfolger“ i. S. dieſer Vorſchriften iſt nicht nur derjenige zu 
verſtehen, der ſein Recht von dem der bisherigen Prozeßpartei ableitet, ſon⸗ 
dern derjenige, der jetzt das Recht der bisherigen Prozeßpartei innehat, 
gleichgültig wie er es erlangt hat, insbeſondere ob er es auf dem Wege der 
Ableitung aus dem Rechte des Vorgängers oder in originärer Weiſe erworben 
hat (RGEntſch. 40, 339, in SeuffA. 53 Nr. 191). In dieſem Sinne iſt der 
jetzige Kläger Freiherr Eugen der Rechtsnachfolger des Freiherrn Hugo. Er 
iſt in die Rechtsſtellung des urſprünglichen Klägers zum Teil auf Grund 
ſeiner Beteiligung an dem durch die Familienverträge begründeten fidei⸗ 
kommißähnlichen Recht, alſo zum Teil auf Grund eigenen materiellen Rechts, 
zum Teil auf Grund der nach ſeiner Behauptung an ihn erfolgten Über⸗ 
tragung des Rechts zur prozeſſualen Geltendmachung des Anſpruchs der 
übrigen männlichen Mitglieder der Familie von N. auf Überlaſſung der 
Grundſtücke eingetreten. 
Dieſes Ergebnis entſpricht auch ſachlich durchaus den Verhältniſſen. 
Es wäre unerträglich, wenn der Rechtsſtreit, der ſo weit gediehen iſt, nicht 
zwiſchen dem jetzigen Kläger und der Beklagten weitergeführt werden könnte, 
ſondern ein neuer Rechtsſtreit zwiſchen denſelben Perſonen begonnen wer⸗ 
den müßte, obwohl die Fortführung des bisherigen Rechtsſtreits gegenüber 
dem jetzigen Kläger für die Beklagte weder eine Erſchwerung ihrer Rechts 
lage, noch einen ſonſtigen Nachteil mit ſich bringt.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 21. Jan. 1916. von N. (Kl.) w. 
von R. (OLG. Darmſtadt). III. 300/15. 


216. Anderung in der Bezeichnung des Beklagten. 


Vgl. 58 Nr. 21 m. N.; 66 Nr. 172; auch 64 Nr. 52 m. N. 
3 PO. § 253 Nr. 1. 


Die Berufung des Beklagten richtet ſich gegen das die Unzuftändig- 
keitseinrede zurückweiſende Zwiſchenurteil v. 28. Dez. 1915 und gegen den 
das Paſſivrubrum in „A. Fl.“ umändernden, dem Urteil voraufgegangenen 
Beſchluß v. 7. Dez. 1915. | 

Der Kläger hat jeine Klage zunächſt gerichtet gegen „die Verpflegungs⸗ 
ſtelle des Kriegsgefangenenlagers Halbe m. b. H.“ und hat ſie dem jetzigen 
Beklagten A. Fl. als deren Geſchäftsführer zugeſtellt. Als ſich demnächſt 
herausſtellte, daß die bezeichnete Geſellſchaft nicht eingetragen war und daher 
als ſolche gemäß § 11 GmbHG. überhaupt nicht beſtand, hat Kläger die 
Klage gegen den jetzigen Beklagten gerichtet. 

Das Reichsgericht hat in ſtändiger Rechtſprechung (Stein! Anm. 9 zu 
§ 268) erkannt, daß die Einführung einer neuen Prozeßpartei an Stelle einer 
bisherigen anderen regelmäßig als Anderung der Klage anzuſehen iſt. 
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Das Landgericht hat ſeinen Beſchluß, daß das Paſſivrubrum entſprechend 
zu ändern ſei, d. h. daß A. Fl. an Stelle der bisher als verklagte Partei be⸗ 
zeichneten Geſellſchaft zu treten habe, damit begründet, daß tatſächlich Fl. 
von Anfang an der wirkliche Beklagte geweſen ſei. Es hat damit entſchieden, 
daß vorliegendenfalls eine Anderung der Klage nicht anzunehmen ſei. Dieſe 
Entſcheidung iſt gemäß 88 270. 512 ZPO. unanfechtbar, übrigens auch ma⸗ 
teriell gerechtfertigt. Dem Fl. iſt die Klage zugeſtellt worden, er hat das 
Schreiben v. 22. April 1915, durch welches der Vertragsantrag des Klägers 
angenommen wurde, unterzeichnet, er hat den Betrag des zunächſt gegen die 
Geſellſchaft erlaſſenen Verſäumnisurteils v. 29. Juni 1915 bezahlt und fordert 
die Rückzahlung, er hat endlich unterm 28. Juni 1915 ein Schreiben an das 
Gericht gerichtet, in welchem er mitteilt, daß er bisher die Geſchäfte dieſer 
— garnicht als ſolcher beſtehenden — Geſellſchaft geführt habe und daß der 
Rechtsſtreit daher gegen ihn perſönlich zu führen ſei (vgl. § 11 Abſ. 2 Geſ.). 
Dem Landgerichte kann daher nur darin beigepflichtet werden, daß der jetzige 
Beklagte tatſächlich von Anfang an der in Wahrheit Verpflichtete und als der 
wirkliche Prozeßgegner des Klägers anzuſehen war. Er hat dadurch, daß er 
auch formell durch den fraglichen Gerichtsbeſchluß als die verklagte Partei 
in den Rechtsſtreit eingeſtellt worden iſt, keine Nachteile erlitten; 

vgl. die vom Reichsgericht in dem in Seuff A. 66 Nr. 172 S. 336 abgedruckten Erkennt⸗ 
niſſe ausgeſprochenen, freilich einen in tatſächlicher nn anders liegenden Fall 
betreffenden Grundſätze. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 15. April 1916. H. (Kl.) w. 

A. Fl. Bf. III. 75/16. B. 


217. Klage des überlebenden Ehegatten gegen den im 
gemeinſchaftlichen Teſtament Bedachten auf Feſtſtellung, 
daß er das Teſtament mit Recht angefochten habe. 


Vgl. oben Nr. 213 m. N. 
3 PO. § 256; BGB. $$ 2271. 2281. 


Am 23. Auguſt 1887 hatten der Kläger und ſeine damalige Ehefrau 
ein gemeinſchaftliches Teſtament errichtet, worin ſie ſich wechſelſeitig und 
außerdem die Beklagte, ihre Adoptivtochter, in gewiſſer Weiſe bedacht hatten. 
Am 26. Juni 1910 ſtarb die Ehefrau; im Auguſt 1911 ging der Kläger eine 
neue Ehe ein. Mit Hinweis darauf focht er das Teſtament bei dem Amts⸗ 
gericht L., als dem Nachlaßgericht, an. Dann klagte er gegen die Adoptiv⸗ 
tochter auf Feſtſtellung, daß das Teſtament von ihm rechtsgültig angefochten 
worden ſei. Die Beklagte beſtritt, daß die Vorausſetzungen einer Feſtſtellungs⸗ 
klage vorlägen, womit ſie in 1. Inſtanz Gehör fand. Das Ber.⸗Gericht traf 
die erbetene Feſtſtellung. — Aus den Gründen: 
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„Ein Rechtsverhältnis i. S. von 8 256 ZPO. erfordert nicht unmittel⸗ 
bare rechtliche Beziehungen der Parteien zueinander; es genügt vielmehr, 
daß darüber geſtritten wird, ob ein Tatbeſtand vorliege, dem rechtliche Wir⸗ 
kungen zwiſchen den Parteien zukommen (RGeEntſch. 41, 345 ff.; OL GRſpr. 
27, 68). Wie unten auszuführen ſein wird, gleicht die durch das hier vor⸗ 
liegende gemeinſchaftliche Teſtament begründete Rechtslage in den hier er⸗ 
heblichen Beziehungen derjenigen Lage, die im Fall eines Erbvertrags ge⸗ 
geben ſein würde. Wenn aber im Wege des Erbvertrags zwei Perſonen ſich 
gegenſeitig zu Erben eingeſetzt, weiter aber zum Erben ihres gemeinſchaft⸗ 
lichen Nachlaſſes einen Dritten berufen haben, ſo iſt, mindeſtens nach dem 
Tode des einen Vertragſchließenden und nach der Annahme ſeiner Erbſchaft 
durch den Überlebenden, zwiſchen dieſem und dem Dritten ein Tatbeſtand 
jener Art gegeben; mindeſtens von dieſer Zeit an hat der Dritte eine erb⸗ 
rechtliche Anwartſchaft auf ein Erbrecht am dereinſtigen Nachlaß des Über- 
lebenden, die rechtlich nur unter engbegrenzten Vorausſetzungen vereitelt 
werden kann (88 2281 ff., 2290 Abſ. 1 Satz 2, 2293 ff. BGB.). In 8 2352 
wird die Verzichtbarkeit dieſer gegenüber dem 3 begründeten 
ſelbſtändigen Rechtsſtellung ausdrücklich anerkannt. 

Vgl. Schiffner Erbvertrag 73 ff.; Planck in Bem. 3 vor $ 2274 BGB., 5. S. 714. 
Wenn ein Erbvertrag zwiſchen Ehegatten entgegen der Vermutung des 
$ 2280 verb. mit $ 2269 BGB. dahin zu verſtehen wäre, daß der Überlebende 
nur Vorerbe und der Dritte Nacherbe des Erſtverſtorbenen ſein ſollte, ſo würde 
nach dem Antritt der Vorerbſchaft durch den überlebenden Ehegatten injo- 
weit zwiſchen ihm und dem Dritten nach den 88 2100 ff. BGB. ganz offen⸗ 
ſichtlich ebenfalls ein Rechtsverhältnis i. S. von § 256 ZPO. gegeben fein. 
Wäre die maßgebende Verfügung ein Erbvertrag, fo wäre alſo ein ‚Rechts⸗ 
verhältnis‘ der Beklagten zum Kläger ſtreitig, wenn es ſich weiter nach dem 
Klagantrage um die Verneinung ihrer Erbenſtellung oder (oder auch) 
um die ihrer Nacherbenſtellung zu ihm handelte. — Das iſt aber der Sinn 
des Klagantrags. Dieſer erſcheint ohnehin nicht weniger zuläſſig als das 
Verlangen nach Feſtſtellung der Unwirkſamkeit einer Erbausſchlagung im 
Falle der IW. 1906, 569%. Auf alle Fälle ergibt der Wortlaut des Antrags 
in Verbindung mit der Klagebegründung, daß mit der Wirkſamkeit der An⸗ 
fechtung die Vernichtung der Rechtsſtellung feſtgelegt werden ſoll, die die 
Beklagte als eingeſetzte Erbin oder Nacherbin ohne die Anfechtung des Klä⸗ 
gers haben würde. Außer den beiden vertragſchließenden Ehegatten iſt in der 
maßgebenden Verfügung überhaupt niemand anders als die Beklagte (und 
unter Umſtänden die Nachkommen der Beklagten) bedacht worden, ſo daß 
nicht nur die Richtung der Klage gegen die Beklagte, ſondern auch die ar 
lage den Sinn des Antrags außer Zweifel ſtellt. 

Weiter hält das Ber.⸗Gericht ein rechtliches Intereſſe des Klägers an 
alsbaldiger Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes für deutlich gegeben. Wäre 
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die Anfechtung unwirkſam, fo kämen alsbald bedeutſame rechtliche und wirt— 
ſchaftliche Maßnahmen des Klägers zur wirtſchaftlichen Sicherung ſeiner 
zweiten Ehefrau auf den Fall ſeines Todes in Frage, von denen er andern— 
falls abſehen könnte. Hätte die Beklagte die Berechtigung der Anfechtung 
anerkannt, ſo würde es der richterlichen Feſtſtellung nicht bedürfen; ſie hat 
aber eine ſolche Anerkennung abgelehnt und in dieſem Rechtsſtreit aus- 
drücklich, wie ſchon vorher durch ihr ganzes Verhalten, vielmehr die Unwirk— 
ſamkeit der Anfechtung und damit den Fortbeſtand ihrer Anwartſchaft ver— 
treten. Ob der eine ader andre Teil die Zweifelhaftigkeit der Rechtslage 
zverſchuldete', iſt demgegenüber unerheblich. Von einer Verſchuldung in dieſer 
Hinſicht kann hier aber auch überhaupt nicht die Rede ſein. Das Feſtſtellungs— 
intereſſe iſt alſo — wenigſtens unter der Vorausſetzung der mehrerwähnten 
Rechtsähnlichkeit — vom Landgericht zu Unrecht verneint worden. Die be— 
antragte Feſtſtellung iſt aber auch ſachlich geboten. 

Die Rechtslage des Dritten, welchen Ehegatten zum Erben des Über— 
lebenden von ihnen einſetzen, iſt von vornherein, mindeſtens aber nach der 
Annahme der Erbſchaft des Erſtverſtorbenen durch den überlebenden Ehe— 
gatten, tatſächlich im weſentlichen gleich, mag die Einſetzung in einem gemein— 
ſchaftlichen Teſtament oder in einem Erbvertrage ſtehen. Schon eine ober— 
flächliche Vergleichung der 88 2269—2271 mit den §§ 2290 ff., 2298 BGB. 
legt dies nahe, jo daß ſich auch die Anwendung des § 2281 und des $ 2285 
BGB. auf den Fall des gemeinſamen Teſtaments aufdrängt. Des näheren 
hat das Ber.⸗Gericht in dieſem Sinne ſchon zur Sache 2 O0. 275/09 Stellung 
genommen, und zwar unter Billigung des Reichsgerichts (IV. 594/10). 
So genügt es hier auf die entſprechenden Aus- und Anführungen zu verweiſen, 
die ſich bei Planck unter III. IVa und VIII vor $ 2272 BGB. finden (5, 702). 
Damit iſt einmal die oben verwertete allgemeine Vorausſetzung als zutreffend 
erwieſen. Weiter aber war im einzelnen darnach die Anfechtung des gemein— 
ſchaftlichen Teſtaments durch den Kläger ſelber ebenſo wie nach 8 2281 zuläſſig. 

Gegen die überhaupt nicht beſonders beſtrittene Formrichtigkeit und 
Rechtzeitigkeit der Anfechtung beſtehen keine Bedenken. Sachlich aber wird 
ſie durch die unſtreitig noch beſtehende zweite Ehe des Klägers nach § 2079 
BGB. ohne weiteres gerechtfertigt. Enthielte die maßgebende Verfügung 
lediglich eine Erbeinſetzung — nicht auch eine Nacherbeinſetzung — der Be— 
klagten, ſo wäre die Verfügung, ſoweit ſie die Beklagte angeht, alſo un— 
mittelbar im vollen Umfange hinfällig; und unerachtet der ſich aus dem Wort⸗ 
laut der Verfügung ergebenden Zweifel iſt auch lediglich eine Erbeinſetzung 
hier ebenſo anzunehmen, wie in dem Falle eines Beſchluſſes des Stanımer- 
gerichts v. 1. Nov. 1909 (Seuff Bl. 75, 257). Wäre die Beklagte als Nacherbin 
der erſtverſtorbenen Ehefrau des Klägers anzuſehen, ſo würde die erklärte 
Anfechtung übrigens nach BGB. § 2270 Abſ. 1 verb. mit Abſ. 2 mittelbar 
auch die Unwirkſamkeit dieſer Nacherbeinſetzung begründen. 

Seufferts Archiv Bd. 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 9. 27 
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Jedenfalls war ſomit in Beachtung des UL UNE die Wirkſamkeit 
der Anfechtung des Klägers anzuerkennen. — — — 


Urteil des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 25. Sept. 1914. M. w. B. 
2. O. 56/14. F- ch. 


218. Bedeutung der Friſtbeſtimmung bei behinderter Beweisaufnahme. 
3 PO. 8 356. 


Das Landgericht hat durch den angefochtenen Beſchluß dem Beklagten 
bei Vermeidung der Folgen des § 356 ZPO. zur Beibringung der Adreſſe 
ſeines Zeugen Fr. eine Friſt geſetzt, die zwei Monate nach dem Zeitpunkt 
ablaufen ſoll, in welchem durch Kaiſerl. Verordnung der Kriegszuſtand für 
beendet erklärt werden wird. Fr. befindet fi) in franzöſiſcher Kriegs- 
gefangenſchaft. Der angefochtene Beſchluß iſt inhaltlich gleichbedeutend mit 
einer Ausſetzung des Verfahrens über die Dauer des gegenwärtigen Kriegs- 
zuſtandes hinaus und iſt daher gemäß § 252 ZPO. mit der Beſchwerde an⸗ 
fechtbar (vgl. Stein!“ Bem. J zu § 252). Die Beſchwerde iſt mithin zuläſſig. 
Sie iſt auch begründet. 

Zunächſt iſt den Akten nicht zu entnehmen, daß die Klägerin überhaupt 
den zur Anwendung des § 356 ZPO. erforderlichen Antrag auf Friſtſetzung 
geſtellt habe. Ohne ſolchen Antrag durfte das Gericht aber keinesfalls wie 
geſchehen vorgehen, ſondern mußte kraft des Parteibetriebes weitere Mit⸗ 
teilungen und Anträge der va abwarten und bis dahin das Verfahren 
ruhen laſſen. 

Sodann aber kann es nicht der Sinn der Vorſchrift des $ 356 ZPO. 
ſein, bei Hinderniſſen von völlig unabſehbarer Dauer, die der Beweisaufnahme 
entgegenſtehen, wie z. B. langwieriger unheilbarer Krankheit eines Zeugen 
oder dergl., eine Friſt von gleichfalls unbeſtimmter Dauer feſtzuſetzen und 
damit einen Zuſtand herbeizuführen, der tatſächlich einer Ausſetzung des Verfah⸗ 
rens auf unbeſtimmte Zeit gleichkommen würde. Im vorliegenden Fall würde 
ſich das auch ſchon aus dem Grunde ohne weiteres verbieten, weil der Be— 
weisbeſchluß des Landgerichts, zu dem der Zeuge Fr. zugelaſſen worden iſt, 
die Frage des Vorliegens der tatſächlichen Vorausſetzungen des 82 VO. v. 
7. Auguſt 1914 (RGBl. 1914, 360) betrifft, dieſe Verordnung aber, von 
deren Anwendbarkeit gerade die Möglichkeit der Durchführung des im übrigen 
unſtreitigen Klaganſpruchs abhängt, nur für einen beſtimmten, jeweils ver- 
längerten Zeitraum erlaſſen worden iſt und zur Zeit, nach der Verordn. v. 
13. April 1916, nur bis zum 31. Juli 1916 gilt. Vielmehr wird in allen 
Fällen eine Friſt von beſtimmter Dauer feſtzuſetzen ſein, deren Länge nach 
dem Geſichtspunkte zu bemeſſen iſt, daß die Friſt nicht dazu dienen ſoll, den 
Fortgang des Rechtsſtreits auf unbeſtimmte Zeit zu verzögern, ſondern gerade 
umgekehrt ihn zu fördern. Bei der Ungewißheit aller irdiſchen Ereigniſſe ſoll 
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nach dem Sinne der in Rede ſtehenden Geſetzesvorſchrift, wenn der Gegner 
des Beweisführers es beantragt, durch angemeſſene Friſtſetzung endgültig 
klargeſtellt werden, ob der als von ungewiſſer Dauer angenommene, der 
Beweisaufnahme entgegenſtehende Zuſtand mutmaßlich in der Tat noch auf 
längere Zeit hinaus beſtehen bleiben wird, ſo daß ſolchenfalls alsdann der 
Rechtsſtreit, damit er nicht ins Endloſe verzögert werde, zunächſt einmal in 
dem betreffenden Rechtszuge ohne Rückſicht auf das Beweismittel fortzuſetze⸗ 
iſt, oder ob etwa durch unvermutete Beſeitigung des Hinderniſſes jener Zun 
ſtand ein Ende gefunden hat, ſo daß der Rechtsſtreit ohne weiteres ſeinen 
Fortgang nehmen kann. 
Selbſtverſtändlich bleibt es, wenn es ſich um das Verfahren im 1. Rechts⸗ 
zuge handelt, dem Beweisführer unbenommen, ſich des ihm durch die Friſt⸗ 
ſetzung entzogenen Beweismittels im 2. Rechtszuge erneut zu bedienen. 
Der angefochtene Beſchluß war daher aufzuheben und die Sache zur 
erneuten Verhandlung und Entſcheidung nach Maßgabe der vorſtehend ent⸗ 
wickelten Grundſätze an das Landgericht zurückzuverweiſen. — — — 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 26. Mai 1916. S. (Kl.) 
w. Kr. Bs. V. 31/16. B. 


219. Zum Begriff des rechtlichen Intereſſes in $393 Nr. 4 FPO. 
(Unterhändler.) 


Vgl. 49 Nr. 129 m. N.; 63 Nr. 124; 69 Nr. 155. 
3 PO. § 393 Nr. 4, BGB. $ 675. 


Der Kläger behauptete, dem Beklagten im April 1915 durch den Metz⸗ 
ger S. zwei Ochſen abgekauft zu haben und verlangte Erfüllung dieſes Ver⸗ 
trags durch Übergabe der Ochſen gegen Zahlung des Kaufpreiſes. Der Be⸗ 
klagte beantragte Abweiſung, weil ein Kauf nicht zuſtande gekommen ſei; 
er habe nur geſagt, wenn er die Ochſen einmal hergebe, bekomme ſie S.; 
daß dieſer für den Kläger handle, habe er nicht gewußt. — Das Landgericht 
hat neben andern Zeugen auch den S., und zwar eidlich vernommen und die 
Klage ſchließlich mangels genügenden Beweiſes abgewieſen. Die Berufung 
des Klägers blieb erfolglos. Zur Frage der Vereidigung des Zeugen S. 
führt das Oberlandesgericht folgendes aus: | 

„Die Ausſage des Zeugen kann lediglich als unbeeidigt gewürdigt werden, 
weil auf ihn § 393 Nr. 4 ZPO. zutrifft und zu einer nachträglichen Vereidi⸗ 
gung kein Anlaß beſtünde (Reichsgericht im ‚Recht‘ 1911 Nr. 1351). Der Zeuge 
hat aus dem ſtreitigen Geſchäft vom Kläger 10 „ Unterhändlerlohn zu be⸗ 
anſpruchen, und er haftet als Beauftragter dem Kläger auch für die Koſten 
und Schäden, die ihm durch ſchuldhafte unrichtige Auskunft über den Verlauf 
und das Ergebnis des aufgetragenen Geſchäfts entſtehen (88 675. 666 BGB.). 
Für den Unterhändlerlohn iſt die Entſcheidung über Beſtand oder . 
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des Geſchäfts im Rechtsſtreit der Geſchäftsparteien untereinander ohne weiteres 
maßgebend; aber auch für einen etwaigen Rückgriffprozeß des Klägers 
gegen S. würden die Beweisergebniſſe und das Urteil im gegenwärtigen 
Rechtsſtreit von großem tatſächlichen Einfluß ſein. S. hätte alſo zweifellos 
das Recht gehabt, als Streitgehülfe des Klägers aufzutreten; vgl. die Kom— 
mentare zu 866 ZPO.; RGEntſch. 83, 182 (in Seuff A. 69 Nr. 155); Seuffel. 
70 Nr. 91). Solchenfalls aber fällt er, obſchon Bevollmächtigter (§ 385 Nr. 4 
3PO.), unter § 393 Nr. 4 ZPO. Die neue Faſſung dieſer Vorſchrift iſt ſo 
weit, daß dadurch die meiſten früheren Streitfragen im Sinne des Eides— 
ausſchluſſes erledigt werden. Nur die allgemeine Eigenſchaft als Gläubiger 
oder vorausſichtlicher Erbe der einen Partei oder Verwandtſchaft als ſolche, 
weil rein wirtſchaftlicher Natur, genügt nicht, ein rechtliches Intereſſe zu be— 
gründen; auch die Fälle einer allgemeinen Gewinnbeteiligung am Jahres— 
ergebnis (RGEntſch. 88, S. 182) liegen anders als der Anſpruch auf einen 
beſtimmt bezifferten Anteil am ſtreitigen Geſchäft ſelbſt oder eine für den 


ſtreitigen Geſchäftsabſchluß als ſolchen zu gewährende Entlohnung. — — —“ 
Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 17. März 1916. G. w. St. 
L. 619/15. F—2. 


220. Wahl zwiſchen einer Klage auf Erteilung der Vollſtr.-Klauſel 
und einer neuen Leiſtungsklage. 


(Vgl. 60 Nr. 248 m. N.) 
ARD. 88 731. 794. 


Allerdings beendigte der Prozeßvergleich v. 21. Dez. 1914 den Rechts⸗ 
ſtreit über die Kaufpreisforderung hinſichtlich der gelieferten Möbel inſofern, 
als der Umfang der klägeriſchen Forderung und die Berechtigung der von der 
Beklagten geltend gemachten Einwendungen gegen die Kaufſache entſchieden 
wurde. Der Prozeßvergleich löſte jedoch auch neue Verpflichtungen ſchuld⸗ 
rechtlicher Art für beide Parteien aus. Es war zunächſt zu prüfen, ob der 
Vergleich geeignet war, ohne weiteres der Klägerin den ihr nach Erbringung 
der Vorleiſtung zuſtehenden Anſpruch auf die Vergleichsſumme im Voll— 
ſtreckungswege zu verſchaffen; denn ſtand dieſe Möglichkeit feſt, ſo bedurfte 
es keiner weiteren Klagerhebung und die vorliegende Klage wäre ohne Sach— 
entſcheidung aus dem prozeſſualen Grunde des Mangels eines Rechtsſchutz— 
bedürfniſſes abzuweiſen geweſen (vgl. Gaupp-Stein Vorbem. zu § 253 3PO. 
IV 2b). N 

Eine ſolche Möglichkeit bot nun der Vergleich nicht ſchlechthin. Viel⸗ 
mehr hätte die Klägerin unter Anwendung der Vorſchrift des § 726 
Ab. 2 3 PO. den Beweis des Annahmeverzuges der Beklagten hinſichtlich 
der ihr gegenüber vorzunehmenden Vorleiſtung, da ihr die Beibringung 
der für die Erteilung der Vollſtr.⸗Klauſel erforderlichen öffentlichen Beweis⸗ 
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urkunden nicht möglich war, nur auf dem Umwege einer beſonderen Klage 
gemäß $ 731 ZRO., der Klage auf Erteilung der Vollſtr.-Klauſel, erbringen 
können. Es ſchien dem Gericht als ein zu formaliſtiſcher Standpunkt, dieſe 
Klage auf Verurteilung nur deshalb zabzuweiſen, weil die Klägerin auch 
auf dem Wege der beſonderen Klage gemäß § 731 ZPO. zu ihrem Ziele 
hätte gelangen können. In ſolchen Fällen, wo der Bexechtigte zu ſeinem 
Rechte nur auf dem Wege eines neuen Prozeſſes gelangen kann, iſt für die 
Anwendung der Lehre von der Klagevorausſetzung des Rechtsſchutzbedürf— 
niſſes kein Raum, und es muß in derartig liegenden Fällen gleich ſein, ſtatt 
auf Erteilung der Vollſtr.-Klauſel zu klagen, die Verurteilungsklage zu wählen 
und Erfüllung des Vergleichs durch Leiſtungsurteil zu begehren. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 17. März 1916. Möbelfabrik 

Fr. w. J. Bf. IV. 396/15. Nö. 


221. Eine Klage auf Berausgabe eines Dollftr.-Titels 
ift keine Sw.-Vollſtr.-Gegenklage. 
Vgl. 57 Nr. 184; 58 Nr. 149. 
APVO. 8 767. 


Der Kläger klagt beim LG. Hamburg auf Herausgabe dreier Zw.-Bollftr.- 
Titel, welche die Beklagte gegen ihn beim LG. J Berlin erwirkt hat und 
auf Zahlung von 62,35 %, welche fie auf Grund eines Koſtenfeſtſetzungs- 
beſchluſſes desſelben Gerichts von ihm hat einziehen laſſen. Sowohl wegen 
des Herausgabeanſpruchs wie wegen des Zahlungsanſpruchs macht die Be— 
klagte demgegenüber geltend, es handle ſich um eine verſchleierte ſog. Zw. 
Vollſtr.-Gegenklage aus 8 797 ZPO., es ſei daher nach § 797 Abſ. 1 das 
LG. ! in Berlin für dieſe Klage ausſchließlich zuſtändig. 

Soweit auf Zahlung von 62,35 % geklagt wird iſt dies ſchon deshalb 
nicht zutreffend, weil inſoweit nicht nur der Autrag, ſondern auch die 
Begründung der Zw. Vollſtr.⸗Gegenklage von der der gegenwärtigen Klage 
abweicht. Jemand, der im Wege der Zw.⸗Vollſtreckung hat zahlen müſſen, 
kann nicht mehr mit der Klage aus $ 767 vorgehen, ſondern es bleibt 
ihm nichts übrig, als das ihm nach bürgerlichem Recht etwa zuſtehende 
Klagerecht auf dem dafür gegebenen Wege zu verfolgen (RG. in JW. 
1898, 506; Ob. LG. f. Bayern in SeuffA. 50 Nr. 221 u. a.). Soweit auf 
Herausgabe der Zw.-Vollſtr. Titel geklagt wird, mag es fein, daß die Stlage- 
begründung der Begründung einer ſog. Zw. Vollſtr.⸗Gegenklage entſpricht; 
aber Antrag und Klagebegehren ſind andre; die Klagen ſind alſo nicht 
dieſelben. Der Antrag auf Herausgabe der Urteile geht über den Bereich 
der Klage aus 8 767 ZPO., deren Ziel der Ausſpruch it, daß die 
ſchwebende Zw.⸗Vollſtreckung aus den Urteilen unzuläſſig ſei, erheblich hinaus 
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(RG. im JW. 1910, 709). Es iſt auch ohne weiteres klar, daß der Kläger 
eine andre Klage als die Zw.-Vollſtr.⸗Gegenklage hat anſtellen wollen, denn 
die Zw.⸗Vollſtr.⸗Gegenklage hat er ſchon beim LG. J in Berlin erhoben und 
iſt damit rechtskräftig abgewieſen; er würde ſie alſo mit Erfolg dort jedenfalls 
nicht von neuem anſtrengen können, wenn er nicht etwa neue Einwendungen 
gegen die Zw.⸗Vollſtreckung aus den Titeln haben ſollte, die er zur Zeit der 
Erhebung jener Klage nicht geltend zu machen imſtande war. Gerade dies 
ſcheint der Grund zu ſein, der den Kläger veranlaßt, eine andre Klage als 
die aus § 767 ZPO. zu verſuchen. Ob die Begründung der erhobenen 
Klage den Klagantrag rechtfertigt, iſt eine an dre Frage, die zur Zeit noch 
nicht zu entſcheiden iſt. 

Wenn eine ſolche Klage auf Herausgabe von Zw. ⸗Vollſtr.⸗Titeln, wie 
hier vorliegt, nach dem Rechte gegeben iſt, ſo mag es vom Standpunkte 
des Geſetzgebers zweckmäßig erſcheinen, für fie ebenſo wie für die Klage 
aus 8 767 ZPO. einen ausſchließlichen Gerichtsſtand anzuordnen. Das kann 
aber nicht dazu führen, die prozeſſuale Formvorſchrift des $ 767 über den 
Gerichtsſtand etwa ausdehnend dahin auszulegen oder entſprechend dahin 
anzuwenden, daß auch für die hier erhobene Klage auf Herausgabe von 
Titeln jener für die Zw.⸗Vollſtr.⸗Gegenklage ausſchließliche Gerichtsſtand allein 
gegeben wäre. Eine derartig freie Handhabung der Prozeßgeſetze würde 
der Willkür Tür und Tor öffnen. Wenn das Reichsgericht in der an⸗ 
geführten Entſcheidung (JW. 1910, 710) davon ſpricht, daß der Fall denf- 
bar wäre, daß eine Klage nur bezwecke, die geſetzliche Kompetenzvorſchrift 
des § 767 zu umgehen, und es anſcheinend für möglich hält, dann die 
Vorſchrift des Geſetzes doch auzuwenden, ſo mag dabei etwa daran gedacht 
ſein, daß eine in Wahrheit nur als Zw.⸗Vollſtr.⸗Gegenklage begründete Klage 
zum Schein in der Form der Feſtſtellungsklage erhoben wird, damit ein 
andres Gericht angegangen werden könne. Das kann hier, wo Herausgabe 
der Urteile verlangt wird, nicht geſagt werden. Für dieſe Klage hat 
das Geſetz einen beſonderen Gerichtsſtand nicht angeordnet. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 24. Mai 1916. Schr. (Bkl.) 
w. L. Bf. V. 78/16. N Nö. 


222. Über die Ablehnung eines Schiedsrichters iſt im 
Beſchlußverfahren zu entſcheiden. 
ZRO. $$ 1045. 1032. 


Die Parteien hatten zur Erledigung von Streitigkeiten über Arbeiten, 
die von der Klägerin für den Beklagten geleiſtet waren, einen Schiedsvert rag 
geſchloſſen. Durch einen Schiedsſpruch der Schiedsrichter K., M. und T. 
wurde der Anſpruch der Klägerin abgewieſen. Die Klägerin forderte mit 
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ihrer im Rechtswege erhobenen Klage Aufhebung dieſes Schiedsſpruchs. Der 
Beklagte widerſprach dem Klagebegehren und erhob Widerklage auf Erlaſſung 
des Vollſtr.⸗Urteils. Die Klage wurde abgewieſen und die Vollſtreckung des 
Schiedsſpruchs für zuläſſig erklärt. Berufung und Reviſion wurden zurück⸗ 
gewieſen. — Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„— — — Der von der Klägerin erhobene Angriff, daß das ſchieds⸗ 
richterliche Verfahren unzuläſſig geweſen ſei, weil die durch Schreiben v. 
11. Februar 1914 abgelehnten Schiedsrichter K. und T. mitgewirkt hätten, 
wird im Ber.⸗Urteil ſchon deshalb für erledigt erachtet, weil die Ablehnung 
durch die Beſchlüſſe des Landgerichts und des Oberlandesgerichts v. 8. Okt. 1914 
und 2. März 1915 rechtskräftig für unbegründet erklärt iſt. Dieſer Entſchei⸗ 
dungsgrund erweiſt ſich als zutreffend und durchgreifend. 

Die Reviſion ſucht zwar geltend zu machen: Das Beſchlußverfahren 
des 8 1045 ZPO. diene nur dazu, im Laufe und vor Durchführung des 
ſchiedsrichterlichen Verfahrens eine für deſſen Zuläſſigkeit erhebliche Entjchei- 
dung zu treffen. Werde im Fall eines Ablehnungsgeſuchs (§ 1032) der 
Schiedsſpruch erlaſſen, ohne daß ſchon ein Gerichtsbeſchluß nach $ 1045 über 
die Ablehnung vorliege, ſo ſei anzunehmen, daß der Schiedsſpruch unter 
Vorbehalt der Zuläſſigkeit des ſchieds richterlichen Verfahrens gefällt ſei. Über 
die Zuläſſigkeit dieſes Verfahrens habe dann nicht mehr das Beſchlußgericht, 
ſondern das nach $ 1041 oder § 1042 erkennende Gericht zu befinden. 
Den Ausführungen iſt indes nicht zu folgen. Früher waren Streitigkeiten 
über die Ernennung oder die Ablehnung eines Schiedsrichters im Wege des 
ordentlichen Prozeſſes, deſſen Einleitung eine Klage und deſſen Abſchluß ein 
Urteil bildet, zum Austrag zu bringen (§ 871 ZPO. a. F.). Die für dieſe 
und andre Angelegenheiten durch die Prozeßnovelle v. 17. Mai 1898 einge⸗ 
führte Anderung, die ſich aus § 1045 ZPO. n. F. ergibt, läßt zweifelfrei 
die Meinung des Geſetzgebers erkennen, daß inſoweit ein einfacher als der 
ordentliche Prozeßweg geſtaltetes Verfahren, nämlich das gerichtliche 
Beſchlußverfahren genüge. Daß die Entſcheidungsform des Beſchluſſes nur 
während des Laufes und nicht auch nach Abſchluß des ſchiedsrichterlichen 
Verfahrens einzutreten habe und maßgeblich ſei, dafür bietet der Wortlaut 
des Geſetzes keinen Anhalt, und dafür ſind auch innere Gründe nicht gegeben. 
Da die Schiedsrichter auch trotz einer gegen ſie oder einen von ihnen gerich⸗ 
teten Ablehnungserklärung ihr Verfahren fortſetzen können, liegt die Möglich⸗ 
keit ſehr nahe, daß ſchon vor Erwirkung eines Gerichtsbeſchluſſes über die 
Ablehnung gemäß § 1045 das ſchiedsrichterliche Verfahren zum Abſchluß 
kommt. Wenn gleichwohl das Geſetz das angeordnete gerichtliche Beſchlußver⸗ 
fahren nicht ausdrücklich auf die Zeit, bis der Schiedsſpruch bei Gericht 
niedergelegt iſt (§ 1039), eingeſchränkt hat, ſo iſt zu folgern, daß ſolche Ein⸗ 
ſchränkung nicht im Willen des Geſetzgebers lag. Beſonderer Beurteilung 
mag der Fall unterliegen, wenn im Rechtsſtreit gemäß § 1041 Nr. 1. eine 
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vom Schiedsgericht zurückgewieſene Ablehnung eines Schiedsrichters als 
Grund zur Aufhebung des Schiedsſpruchs geltend gemacht und ein Gerichts— 
beſchluß nach § 1045 nicht ergangen iſt. Ob nicht dann der Prozeßrichter 
materiell über die Frage der Berechtigung der Ablehnung befinden darf, ſteht 
nicht zur Entſcheidung und bedarf nicht der Unterſuchung. Hier lag der 
Vorinſtanz vor Erlaß des Ber.-Urteils der im Streit der Parteien ergangene, 
ſachlich eingehend begründete und formell rechtskräftige Beſchluß des zuſtändigen 
Beſchwerdegerichts v. 2. März vor, der die Ablehnung der Schiedsrichter 
K. und T. für ungerechtfertigt erklärte. Bei dieſer Sachlage war der Prozeß— 
richter nicht veranlaßt und nicht befugt, über den auf geſetzmäßigem Wege 
zuſtande gekommenen Gerichtsbeſchluß hinwegzugehen und ſelbſtändig aufs 
neue zu prüfen, ob die Ablehnungserklärung begründet war. Daß ein Beſchluß— 
verfahren nach § 1045 durch ein zu derſelben Schiedsgerichtsſache ſchwebendes 
Prozeßverfahren gemäß § 1041 oder § 1042 aufgeſogen und hinfällig werde, 
iſt nicht vorgeſchrieben und nicht anzunehmen. Wenn auch die Rechtswirkſam— 
keit des Schiedsſpruchs unter dem Vorbehalt der Zuläſſigkeit des ſchiedsrich— 
terlichen Verfahrens ſteht, ſo folgt daraus keineswegs, daß der nach § 1041 
oder § 1042 erkennende Richter die materielle Prüfung auch auf Punkte zu 
erſtrecken habe, über die ſchon, wie vorliegend hinſichtlich der zwei Schieds- 
richter betreffenden Ablehnung, gerichtlich mit einer die Parteien bindenden 
Kraft entſchieden iſt. Eine ſolche Entſcheidung darf und muß der Prozeß— 
richter bei der ihm obliegenden Urteilsfällung berückſichtigen und au Grunde 
legen. Hiernach war die Reviſion zurückzuweiſen.“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 12. Nov. 1915. B. (Kl.) w. Kreis 
R. (OLG. Kiel). VII. 211/15. 


I. Bürgerliches Recht. 


223. Unmöglichkeit der Erfüllung infolge Krieges d 


Vgl. oben Nr. 157 m. N. 
BGB. 95 323. 480. 


I. Die Klägerin hatte am 12. Mai 1914 von der Beklagten 50 Stück 
Hemdentuch der Bezeichnung H 50 M in der Länge von je 90 bis 100 m zum 
Preiſe von 0,32 K für den Meter, „lieferbar 1914/1915“, gekauft. Die Be⸗ 
klagte lieferte trotz Abrufs des ganzen Betrages nur 25 Stück und erklärte 
ſich wegen des Reſtes zur Lieferung außer Stande. Die Klägerin klagte darauf⸗ 
hin auf Lieferung der rückſtändigen 25 Stück, eventuell auf Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung. Der Klage wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: | 

„Der Auftrag der Klägerin v. 12. Mai 1914 enthält hinſichtlich der Liefer⸗ 
zeit der Ware die Beſtimmung: ‚lieferbar 1914/1915°. Eine weitere Verein⸗ 
barung des Inhalts, daß in Teilen abzurufen und dieſe Teile etwa gleichmäßig 
auf die Jahre 1914 und 1915 zu verteilen ſeien, iſt nicht getroffen. Zieht man 
in Betracht, daß es ſich um einen kleinen Abſchluß im Geſamtwert von etwa 
1500 „ handelt, jo iſt davon auszugehen, daß Beklagte innerhalb der beiden 
Jahre 1914 und 1915 jederzeit auf Verlangen der Klägerin ſelbſt den ganzen 
Betrag des Abſchluſſes liefern mußte, und daß jedenfalls, nachdem im 
Juli 1914 10 Stück geliefert waren, es kein unbilliges oder vertragwidriges 
Verlangen der Klägerin darſtellte, wenn ſie für die weitere Lieferung die an⸗ 
gegebene Einteilung am 26. Januar 1915 vornahm. 

Die Behauptung der Beklagten, ſie habe damals die Ware wegen Un⸗ 
möglichkeit der Lieferung nicht zu liefern brauchen, wird widerlegt durch ihr 
eigenes Schreiben v. 28. Jan. 1915, in welchem ſie die Beſchaffung der Ware 
von ihren Rohwebern in Ausſicht ſtellt, falls Klägerin die Tagespreiſe bewillige. 
Beklagte begründet nun zwar die behauptete Unmöglichkeit noch damit, daß 
die Preiſe damals fo ſehr, nämlich um 89 für den Meter, geſtiegen ſeien, 
daß ihr die Beſchaffung der Ware zu dieſem erhöhten Preiſe nicht zugemutet 
werden könne. Dieſer Verteidigung kann aber nicht beigetreten werden. 


Ein Lieferant, der ſich bei Abſchluß eines Lieferungsvertrages a mit der 
Seufferts Archiv Bd. 71 3. Folae Bd 16 Heft 10. . 
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zur Erfüllung ſeiner Lieferungsverpflichtung erforderlichen Ware verſorgt, 
muß gewärtigen, daß er zu der Zeit, in welcher ſeine Verpflichtung zur Liefe⸗ 
rung fällig wird, derartige Preisaufſchläge bis zu 25% des Vertragspreiſes 
auf ſich nehmen muß, um ſeine Lieferungsverpflichtungen zu erfüllen. Von 
einer Unmöglichkeit der Lieferung in dem Sinne, daß dem Verkäufer die Be⸗ 
ſchaffung der Ware zu dem erhöhten Tagespreiſe nicht zugemutet werden 
könne, kann hier nicht die Rede ſein. Beklagte war alſo im Lieferungsverzuge, 
als ſie Ende Januar 1915 die Lieferung unter Berufung auf die angebliche 
Unmöglichkeit der Lieferung ablehnte. | 

Beklagte iſt daher zur Lieferung der auf den Abſchluß noch rückſtändigen 
25 Stück Hemdentuch verpflichtet und der erſte Klagantrag der Klägerin iſt 
begründet. Es iſt nicht nachgewieſen, daß infolge der Verordnungen der 
kommandierenden Generale des 7. und 9. Armeekorps vom Auguſt 1915 
die Lieferung des Hemdentuchs mit dieſem Zeitpunkt unmöglich geworden 
wäre. Die Verordnung des kommandierenden Generals des 7. Armeekorps 
beſtimmt lediglich, daß die Erledigung der Privataufträge hinter den Auf— 
trägen der Heeresverwaltung zurückzuſtehen habe. Durch die Verordnung 
des kommandierenden Generals des 9. Armeekorps v. 12. Aug. 1915 iſt ver⸗ 
ordnet worden, daß 10% von den bei Beginn des 14. Aug. 1915 vorhandenen 
eigenen Beſtänden an Baumwolle und Baumwollabgängen, jedoch mindeſtens 
1000 kg und höchſtens 5000 kg, zu beliebiger Verwendung von der Beſchlag⸗ 
nahme freigegeben bleiben. Es iſt anzunehmen, daß ſelbſt damals noch das 
geringe Quantum von 25 Stück Hemdentuch, welches Beklagte noch auf den 
Abſchluß v. 12. Mai 1914 an die Klägerin zu liefern hat, von ihr aus den be⸗ 
ſchlagnahmefreien Beſtänden beſchafft werden konnte. Der Eventualantrag 


der Klägerin auf Schadenerſatz mußte daher außer Betracht bleiben. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 11. Mai 1916. J. M. V. w. 
H. L. Bf. VI. 4/16. Nö. 


II. Klägerin hatte von der Beklagten zur Lieferung September 1914 / 
April 1915 rd. 240 T deutſches Reisfuttermehl gekauft. Am 4. September 1914 
hatte die Beklagte der Klägerin „force majeure angedient“ und erklärt, daß 
ſie nicht liefern werde. Klägerin deckte ſich ein und forderte von der Beklagten 
Schadenerſatz. Der Anſpruch wurde für begründet erklärt. Aus den Gründen: 

„Dem Landgericht iſt darin beizutreten, daß nach dem vorliegenden Ver⸗ 
trage die Beklagte nicht Ware einer beſtimmten Fabrik und zwar ihrer eigenen 
verkauft hat. Nach der eigenen Darſtellung der Beklagten iſt bei den Vor⸗ 
verhandlungen lediglich davon die Rede geweſen, daß die Beklagte Reisfutter⸗ 
mehl herſtelle und daß die zu liefernde Ware keinesfalls geringer ausfallen 
dürfe als das bekannte Hamburger Reisfuttermehl III. Dagegen hat die Be⸗ 
klagte garnicht behauptet, daß ſie geradezu verpflichtet worden ſei, ihr 
eigenes Erzeugnis zu liefern. Vollends ſpricht auch die Faſſung des Schluß— 
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ſcheins gegen eine derartige Vereinbarung, denn dort iſt als Gegenſtand des 
Vertrages ‚Deutjches Reisfuttermehl, in Qualität nicht geringer als Hamburger 
Mühlen⸗Reisfuttermehl III“ angegeben. Daher kann die Beklagte ſich nicht 
auf 86 der Schlußſcheinbedingungen berufen, um vom Vertrage loszu⸗ 
kommen. 

Ebenſowenig ſteht ihr aber der §7 der Bedingungen zur Seite, wonach 
die abgeſchloſſenen Verträge ganz oder für den noch unerfüllten Teil als auf- 
gehoben gelten, ſobald und inſoweit die Einfuhr oder die Verladung vom Ab- 
ladeorte durch Ausfuhr- oder Einfuhrverbot, Feindſeligkeiten, Feuer, Streik, 
Ausſperrung, Blockade, Epidemien oder höhere Gewalt unmöglich gemacht 
wird. Schon nach dem Wortlaut dieſer Bedingung iſt die Beklagte im vorliegenden 
Falle von ihrer Lieferungspflicht nicht befreit. Ihre Berufung auf angeb— 
liche Ausfuhrverbote im Schreiben v. 4. Sept. 1914, die Rumänien und Italien 
erlaſſen haben ſollten, iſt unzutreffend, denn tatſächlich ſind damals in dieſen 
Ländern Ausfuhrverbote nicht erlaſſen worden, auch iſt noch Ware der hier 
in Betracht kommenden Art damals nach Deutſchland hereingekommen. Daß 
die Menge dieſer hereingekommenen Ware keine ganz geringe geweſen ſein 
kann, ergibt ſich daraus, daß nach dem Gutachten des Sachverſtändigen M. der 
Beſtand an Rohmaterial und Fertigfabrikaten bei Kriegsausbruch in Deutſch— 
land nur ein verhältnismäßig geringer geweſen iſt, während die ſachverſtän⸗ 
digen Schiedsrichter in dem von der Klägerin übergebenen Schiedsgerichts 
urteil ſich dahin ausgeſprochen haben, daß Anfang September 1914 genügend 
Ware auf dem deutſchen Markt vorhanden geweſen ſei. Aber das Gericht legt 
nach der Faſſung der Bedingung dieſe auch dahin aus, daß der Verkäufer nur dann 
durch die verhinderte Einfuhr von ſeiner Lieferung befreit ſein ſoll, wenn 
dieſe die Lieferung unmöglich macht. Das ſchließt es aus der Verwendung 
des Wortes ‚injomweit‘ und aus der Erwägung, daß es offenbar unbillig wäre, 
wenn der Verkäufer trotz der erſchwerten Ausfuhr die Möglichkeit hätte, ſich 
ohne übertriebene Anſtrengungen Ware zu verſchaffen und trotzdem von ſeiner 
Lieferungsverpflichtung befreit ſein ſollte. Daß nach dieſer Richtung die jtatt- 
gehabte Preisſteigerung von Ende Juli bis Anfang September um etwa 50% 
keine ſo große geweſen iſt, daß billigerweiſe der Beklagten die Beſchaffung der 
Ware nicht zugemutet werden könnte, nimmt dieſes Gericht in Übereinſtim⸗ 
mung mit der e beſetzten 1. Inſtanz und dem ebenſo beſetzten 
Schiedsgericht an. — — —' 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 20. Mai 1916. E. K. w. M. & J. 

Bf. VI. 426/15. Nö. 
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224. Gewährt die Kriegsklauſel ohne weiteres ein Rücktrittsrecht von 
einem Lieferungsvertraged Auslegung. 


Su 70 Nr. 209 m. N.; 71 Nr. 107 ſowie die vorige Nr. 
BGB. ss 480. 323. 157. 


Auf Grund eines Lieferungsvertrages verlangte die Klägerin Lieferung, 
die die Beklagte mit Rückſicht auf den inzwiſchen ausgebrochenen Krieg ver- 
weigerte. Klägerin klagte auf Schadenerſatz. Ihr Anſpruch wurde in beiden 
Inſtanzen für begründet erklärt. Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„— — — Der hier maßgebliche Vertragswortlaut ift: „‚Betriebsſtörungen, 
force majeure, Krieg ꝛc. entbinden während der Dauer ihres Beſtehens 
von der Lieferung. Die Lieferzeit wird um die Dauer dieſer Fälle verlängert. 
Sollte Verkäufer aber länger als drei Monate an der Lieferung verhindert 
ſein, ſo iſt er berechtigt, den Kontrakt, ſoweit er unerledigt iſt, ganz zu ſtor⸗ 
nieren‘. Auf Grund deſſen glaubt die Beklagte den Standpunkt vertreten 
zu können, daß, einerlei ob durch den Krieg die Lieferung der Ware verhindert 
oder erſchwert werde oder nicht, einerlei auch, ob der Verkäufer tatſächlich über 
Warenmengen verfügte, welche zur Vertragserfüllung genügen, der Kriegs- 
ausbruch als ſolcher ihr ein unbeſchränktes Rücktrittsrecht gebe. Dieſer Stand⸗ 
punkt würde alſo dahin führen, daß der Verkäufer, je nachdem es ihm 
vorteilhaft iſt, entweder ſeinen Käufer am Vertrag feſthalten oder aber bei 
ſteigenden Preiſen dieſe in ſeinem Intereſſe ausnutzen könnte, indem er 
von den vor dem Krieg geſchloſſenen Verträgen zurücktritt und nunmehr die 
Waren, wenn ſich nicht der frühere Käufer etwa zu den erhöhten Preiſen ver⸗ 
ſtehen will, anderweitig mit einem Vorteil verkauft, der, wie bekannt, bei 
manchen Waren erheblich iſt. Es iſt klar, daß, wenn wirklich ein Verkäufer 
für den Fall eines Krieges ſich eine für ihn ſo vorteilhafte Lage ſichern will, 
er dies zu einem für den andern Teil klaren Ausdruck zu bringen hat. Aus dem 
obenſtehenden Vertragswortlaut iſt aber nichts weiteres zu entnehmen, als 
daß der Verkäufer ein Recht auf Hinausſchiebung der Lieferung haben ſoll, 
wenn und ſolange der Krieg die Lieferung ‚verhindert‘ und daß er dann, 
aber auch nur dann, ein Rücktrittsrecht ausüben darf, wenn dieſe Ver⸗ 
hinderung länger als drei Monate nach dem Kriegsausbruch andauert. Die 
Beklagte hat offenbar ſelber urſprünglich die obige Abrede ganz richtig lediglich 
in dem vorſtehend dargelegten Sinn aufgefaßt. Denn in ihrem Rundſchreiben 
v. 1. Aug. 1914 und in ihrem Briefe an die Klägerin von demſelben Tage 
wird keineswegs der Standpunkt vertreten, daß es jetzt im Belieben der Be⸗ 
klagten ſtehe, ob ſie ihre alten Verträge erfüllen wolle oder nicht, ſondern es 
wird dort nur geltend gemacht, daß infolge der Kriegsereigniſſe und deren 
Folgen für den Bahntransportverkehr zunächſt' oder ‚bis auf weiteres‘ nicht 
geliefert werden könne. So ſchreibt die Beklagte wörtlich: ‚Des weiteren teilen 
wir Ihnen mit, daß, nachdem die Mobilmachung angeordnet und die Einfuhr 
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von Gerſte durch Sperrung der Elbmündung verhindert iſt, wir infolge force 
majeure bis auf weiteres auf Ihren Kontrakt nicht mehr liefern können. So⸗ 
bald wir dazu in der Lage ſind, kommen wir Ihnen mit weiteren Nachrichten 
bezüglich Ablieferung näher‘. Es kommt alſo einzig darauf an, ob die Be⸗ 
klagte länger als drei Monate nach dem Kriegsbeginn (1. Aug. 1914) an Liefe⸗ 
rung der Ware, d. h. der rückſtändigen 30 Tonnen gehindert worden iſt. Dies 
behauptet fie ſelber an ſich nicht. — — — 

Die Beklagte wirft endlich der Klägerin einen Verſtoß gegen die guten 
Sitten vor, den ſie darin erblickt, daß die Klägerin unter obwaltenden Um⸗ 
ſtänden Lieferung zu Friedenspreiſen verlange. Es iſt aber nicht abzuſehen, 
wieſo hier, wo doch jede Partei den Vertrag gutgläubig in ihrem Sinn auslegt 
und jede Partei danach den von ihr eingenommenen Rechtsſtandpunkt gut⸗ 
gläubig vertritt, die eine der andern vorwerfen könnte, daß ſie im Sinne des 
§ 826 BGB. in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe ihr vorſätz⸗ 
lich Schaden zufüge. Das Landgericht hat deshalb mit Recht die Beklagte für 
ſchadenerſatzpflichtig erachtet.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 6. März 1916. E. & F. w. 

C. H. Akt.⸗Geſ. Bf. I. 318/15. Nö. 


225. Über den Einfluß der heimlichen Begünſtigung eines Gläubigers 
auf einen allgemeinen Schuldvergleich. 


Vgl. 62 Nr. 203 m. N. 
BGB. 88 397. 123. 157. 158 Abſ. 2, 826. 


Im November 1913 ließ die Firma G., die jetzige Beklagte, die ſich damals 
in Zahlungsſchwierigkeiten befand, ihren Gläubigern durch einen Anwalt 
den Vorſchlag unterbreiten, gegen Empfang von 20% der Forderungen auf den 
Reſt des Guthabens zu verzichten. Unter den Gläubigern befand ſich die 
Firma K., die nunmehrige Klägerin, die für gelieferte Waren 2860 zu 
fordern hatte, und die Firma Sch. & Cie., der für gelieferte Waren eine For⸗ 
derung von 1440 %, außerdem eine Wechſelregreßforderung von 90 M 
und eine am 24. Dez. 1913 fällige Wechſelforderung von 94% zuſtand. Die 
Firma Sch. & Cie. machte ihre Zuſtimmung davon abhängig, daß die beiden 
Wechſelforderungen voll bezahlt würden; G. ließ ſich dazu herbei, worauf die 
Firma Sch. & Cie. hinſichtlich ihrer Warenforderung den Nachlaß von 20% 
bewilligte. Die Firma K., die von den Verhandlungen mit Sch. & Cie. nichts 
erfahren hatte, trat dem Akkordvorſchlag am 30. Nov. 1913 bei. Da auch alle 
übrigen Gläubiger zuſtimmten, kam der Akkord auf der Grundlage des anwalt⸗ 
lichen Rundſchreibens zuſtande. Die zum Vollzug des Akkords erforder- 
lichen Beträge wurden aufgebracht. Auch die Firma K. erhielt 20% ihrer Forde⸗ 
rung ausbezahlt, jo daß ſie mit 2288 , ungedeckt blieb. 
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Nachdem ſie von der vollen Befriedigung der beiden Wechſelforderungen 
der Firma Sch. & Cie. Kenntnis erhalten hatte, focht ſie am 30. Juli 1915 die 
Bewilligung des Nachlaſſes von 80%, weil durch argliſtige Täuſchung und 
Irrtum veranlaßt, an und erhob ſodann Klage gegen die Firma G. auf Zah— 
lung eines Teilbetrags von 600 % nebſt 5% Zinſen ſeit dem 1. Jan. 1914 
mit der Begründung, daß ſie den Nachlaß zu 80% nur im Vertrauen darauf 
bewilligt habe, daß kein Gläubiger vor den anderen bevorzugt werde. Die 
Firma G. beantragte Abweiſung der Klage und erhob Widerklage mit dem 
Antrage, feſtzuſtellen, daß der Klägerin ein Anſpruch auf Nachzahlung von 
80% ihrer Forderung nicht zuſtehe. — Das Landgericht hat die Beklagte an⸗ 
traggemäß verurteilt und die Widerklage abgewieſen. Auf die Berufung 
der Beklagten wurde die Klage abgewieſen und gemäß der Widerklage feſt⸗ 
geſtellt, daß der Klägerin gegen die Beklagte auch ein Anſpruch auf weitere 
Nachzahlung nicht zuſtehe. Aus den Gründen: 

„Gleiche Behandlung ſämtlicher Gläubiger iſt keine Vorausſetzung des 
Akkordvertrags; daher berechtigt die irrige Annahme eines Gläubigers, daß 
alle Gläubiger gleiche Berückſichtigung fänden, dieſen nicht zur Anfechtung. 
Beſondere Umſtände können aber die Pflicht zur Offenlegung vor Abſchluß 
des Akkords begründen, ſo z. B. wenn, wie bei Rundſchreiben, allſeitig eine 
wahrheitgemäße Darſtellung des Abhandlungsplans erwartet wird. Wird 
in ſolchen Fällen die Bevorzugung eines Gläubigers verſchwiegen, ſo können 
die getäuſchten Gläubiger den Akkordvertrag nach 8 123 BGB. anfechten oder 
Schadenerſatz nach $ 826 BGB. begehren; ſie können ſich aber auch auf den 
Standpunkt ſtellen, daß die Nichtbevorzugung einzelner Gläubiger eine auf— 
löſende Vertragsbedingung nach 88 158 Abſ. 2, 133. 157 BGB. gebildet habe, 
und daher, wenn ſich ihre Erwartung nicht bewahrheitet, den Rücktritt vom 
Akkordvertrag erklären; 

Staub HGB.) Anm. 10 des Erf. zu $$ 350; Jaeger KO.)“ Anm. 9 zu 8 181 und 
die an dieſen Stellen angeführten weiteren Schriftſteller und Entſcheidungen. 
Obwohl die Einzelheiten des in Ausſicht genommenen Akkordvertrags ſämt⸗ 

lichen Gläubigern durch das Rundſchreiben des Anwalts der Firma G. bekannt- 
gegeben worden ſind, die Vorausſetzungen der oben erwähnten Rechtsbehelfe 
daher vorzuliegen ſcheinen, muß doch mit Rückſicht auf die beſonderen Um⸗ 
ſtände des vorliegenden Falles, entgegen der Annahme des Landgerichts, der 
von der Klägerin erhobene Anſpruch für unbegründet erklärt werden. Zu welch 
weittragenden und unbefriedigenden Ergebniſſen der Rücktritt eines Gläubigers 
von einem bereits vollzogenen Akkordvertrag führen kann, zeigt gerade der zur 
Entſcheidung ſtehende Rechtsſtreit. Nach der vom Landgericht vertretenen 
Anſchauung würde der Hauptſchuldige, die Firma Sch. & Cie., im unge⸗ 
ſtörten Beſitz des hinter dem Rücken der übrigen Gläubiger erreichten Sonder⸗ 
vorteils verbleiben, die Klägerin volle Befriedigung ihrer ganzen Forderung 
erhalten, ſämtliche übrigen Gläubiger dagegen auf die bereits erhaltenen 
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20% ihrer Forderung beſchränkt bleiben, während die wirtſchaftliche Exiſtenz 
der Beklagten, die durch das Zuſtandekommen des Akkords wenigſtens auf 
einige Zeit hinaus geſichert ſchien, durch das Vorgehen der Klägerin vernichtet 
wird. Dieſe Erwägung zwingt dazu, das Rücktrittsrecht wegen Bevorzugung 
einzelner Gläubiger auf den Fall zu beſchränken, daß der dem bevorzugten 
Gläubiger gewährte Sondervorteil nicht ganz unerheblich iſt. Denn die Annahme, 
daß die gleichheitliche Behandlung aller Beteiligten von jedem Gläubiger 
ſtillſchweigend als auflöſende Vertragsbedingung geſetzt wurde, ſtützt ſich auf 
die Grundſätze der 88 133 und 157 BGB. Nach Treu und Glauben und nach 
der Verkehrsſitte aber muß es als ausgeſchloſſen gelten, daß jeder Teilnehmer 
an einem Akkordvertrag ſich ſeinen Rücktritt auch für den Fall vorbehalten 
haben ſollte, wenn einem andern Gläubiger irgendwelche, wenn auch noch ſo 
geringfügige Bevorzugung zuteil wird. Ob der einem Gläubiger gewährte 
Sondervorteil ſo erheblich iſt, daß er den Rücktritt der übrigen Gläubiger zu 
rechtfertigen vermag, kann nicht allgemein, ſondern nur unter Berückſichtigung 
der Umſtände des einzelnen Falles entſchieden werden. Nach der von der 
Beklagten übergebenen Zuſammenſtellung betrugen ihre Schulden im Ok— 
tober 1913 25314 ,; die Forderungen der ſechs höchſtbeteiligten Gläubiger 
waren 3823 .M, 3385 ,, 2860 .# (die Klägerin), 2379 ,, 1978 M und 1440 % 
(Firma Sch. & Cie.). Bei dieſer Sachlage erſcheint der Umſtand, daß die Firma 
Sch. & Cie. ihre weitere Forderung zu 184.4 nicht nur in Höhe von 20% 
(— 36,80 ), ſondern voll ausbezahlt erhielt, als jo unweſentlich, daß es nicht 
gerechtfertigt erſcheint, das Unterbleiben einer ſo geringfügigen Bevorzugung 
eines Gläubigers als ſtillſchweigende Bedingung des Akkordvertrags zu be— 
trachten. Die Klägerin iſt daher zum Rücktritt vom Akkordvertrag nicht be— 
rechtigt. 

Aber auch das Recht zur Anfechtung ihrer Beitrittserklärung gemäß 
8123 BGB. ſteht der Klägerin nicht zu. An dem Verhalten der Beklagten 
iſt nach der Beweiserhebung nur zu beanſtanden, daß ſie von dem erſt nach der 
Verſendung des Rundſchreibens geſtellten Verlangen der Firma Sch. & Cie., 
ihr die beiden Wechſel voll zu bezahlen, den übrigen Gläubigern keine Mit- 
teilung gemacht hat. Ob dieſe Unterlaſſung den Vorwurf argliſtiger Täuſchung 
zu begründen vermag, kann bezweifelt werden. Zur Anwendbarkeit des 
§ 123 BGB. fehlt es aber jedenfalls an dem erforderlichen urſächlichen Zu— 
ſammenhang zwiſchen dieſer Verſchweigung und der von der Klägerin er- 
klärten Zuſtimmung zum Akkord. Denn der Senat iſt überzeugt, daß die 
Klägerin, wenn ſie davon Kenntnis erhalten hätte, daß die Firma Sch. & Cie. 
auf Vollzahlung ihrer Wechſelforderung zu 184 / beſtehe, hieraus keinen 
Anlaß entnommen hätte, das vorteilhafte Angebot eines Akkords zu 20% 
abzulehnen oder ihre bereits erteilte Zuſtimmung zu widerrufen; ſie hätte 
ja dadurch die ſichere Ausſicht, den fünften Teil ihrer Forderung zu retten, 
preisgegeben gegen die hohe Wahrſcheinlichkeit, bei konkursmäßiger Befriedi⸗ 


392 226. Übertragung der Forderung. 


gung etwa 95% oder mehr ihrer Forderung zu verlieren. Gerade mit Rück⸗ 
ſicht auf die Höhe der Forderung, die für die Klägerin auf dem Spiel ſtand, 
kann nicht angenommen werden, daß ſie, lediglich aus Mißgunſt gegen die 
Firma Sch. & Cie. ihrem eigenen Intereſſe ſo töricht zuwidergehandelt hätte. 
Die von der Klägerin im Rechtsſtreit aufgeſtellte Behauptung, ſie hätte, falls 
ſie von der Bevorzugung der Firma Sch. & Cie. Kenntnis erhalten hätte, dem 
Akkord keinesfalls zugeſtimmt, iſt offenbar prozeßtaktiſcher Erwägung ent⸗ 
ſprungen und verdient keinen Glauben. 

Auch die Bezugnahme auf $ 826 BGB. vermag die Klage nicht zu ſtützen. 
Ob die Handlungsweiſe des G. das Anſtandsgefühl aller billig und gerecht 
Denkenden verletzt, erſcheint zweifelhaft, da er ſich in einer gewiſſen Zwangs⸗ 
lage befand, auf den Rat ſeines Schwiegervaters handelte und wohl auch an⸗ 
nehmen durfte, daß wegen der Geringfügigkeit des von Sch. & Cie. begehrten 
Sondervorteils eine beſondere Mitteilung hierüber an die übrigen Gläubiger 
nicht erforderlich ſei. Aber auch bei der gegenteiligen Annahme iſt $ 826 BGB. 
unanwendbar, weil das Verhalten des G. eine Schädigung der Klägerin nicht 
zur Folge gehabt hat. Eine Verminderung der zur Befriedigung der übrigen 
Gläubiger verfügbaren Maſſe iſt durch die Verheimlichung des mit Sch. & Cie. 
getroffenen Sonderabkommens nicht herbeigeführt worden. — — — Wäre 
aber wirklich an dem Widerſpruch eines oder einzelner Gläubiger das Zuſtande⸗ 
kommen des Akkords geſcheitert, jo hätte in dem dann unausbleiblichen Konk.⸗ 
Verfahren ſicherlich kein Gläubiger mehr als 5% ſeiner Forderung, die Klägerin 
alſo nur 143 ſtatt der tatſächlich bezogenen 20% = 572 M erhalten. Eine 
Beſchädigung des Vermögens der Klägerin iſt alſo durch die Verheimlichung 
der Begünftigung der Firma Sch. & Cie. keinesfalls verurſacht worden. 

Die Klägerin bleibt daher an ihre Zuſtimmung zum Akkord und den er⸗ 
klärten Verzicht auf 80% ihrer Forderung gebunden und kann irgendwelche 
weitere Anſprüche nicht geltend machen. — — —“ 


Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 12. April 1916. K. w. G. L. 134/16. 
F—2. 


226. Bedeutung eines vom abgetretenen Schuldner dem neuen 
Gläubiger gegebenen Sahlungsverſprechens. 


Vgl. 67 Nr. 107 m. N. 
BGB. $ 404. 


Die Klägerin hatte für die Terraingeſellſchaft K. m. b. H. zu B. Kanali⸗ 
ſations⸗ und Erdarbeiten ausgeführt, auf die im Frühjahr 1911 ein Betrag 
von 54000 4 fällig war. Da Zahlung nicht erfolgte, machte fie ihren Anſpruch 
im Rechtswege geltend. Der damalige Prozeß endete mit einem Vergleiche: 
die Terraingeſellſchaft verpflichtete ſich, einen Teil ſofort in bar zu zahlen, 
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während jie der Klägerin wegen des Reſtes von 29956,65 K eine gleich hohe 
Forderung gegen H. in B.⸗H. abtrat. Ihre Mitgliederverſammlung hatte 
nämlich beſchloſſen, das Stammkapital um 350000 % zu erhöhen; H. hatte 
von dem neuen Kapital 84700 K übernommen, die ihm bis zum 2. Okt. 1912 
geſtundet waren. Durch Schreiben v. 2. Aug. 1911 erklärte er der Klägerin, 
daß er die abgetretene Forderung am 2. Okt. 1912 unmittelbar an ſie zahlen 
werde. — Die Klägerin klagte den Betrag gegen H. ein, indem ſie die Klage 
ſowohl auf die Abtretung wie auf die Zuſage v. 2. Aug. 1911 ſtützte. H. brachte 
Einwendungen gegen die abgetretene Forderung vor und beſtritt, daß das 
Schreiben v. 2. Aug. 1911 als Klagegrund dienen könne. — Das Landgericht 
erachtete den Klagegrund der Abtretung für durchgreifend. Das Ber.⸗Gericht 
ließ die Gültigkeit der abgetretenen Forderung dahingeſtellt, verwarf aber die 
Einwendungen gegen den Klagegrund des Zahlungsverſprechens. Die Re⸗ 
viſion der Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: | 

„Erklärt der Schuldner einer abgetretenen Forderung dem Zeſſionar, 
er werde die Schuld unmittelbar an ihn zahlen, ſo iſt die Bedeutung dieſer Er⸗ 
klärung nach Lage der Umſtände verſchieden zu beurteilen. Es kann ſein, 
daß damit nur von der Abtretung Kenntnis genommen wird. Doch wird das 
die Ausnahme bilden; in der Regel ſind die Worte als Willenserklärung aufzu⸗ 
faſſen (vgl. RG. Entſch. 83, 186). Dabei kommt nicht etwa nur ein abſtraktes 
Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis in Frage, vielmehr kann auch eine 
Verpflichtung zur Zahlung ohne Rückſicht auf etwaige Einwendungen gegen 
die Forderung gewollt ſein (vgl. z. B. RG. Entſch. 77, 157, in Seuff A. 67 
Nr. 107). Ahnlich wie es im Wechſelverkehr geſchieht, wenn der Schuldner 
dem nach der Echtheit der Unterſchrift ſich erkundigenden Inhaber des Wechſels 
Zahlung verſpricht (vgl. RG. Entſch. 82, 337; RG. II 618/13 v. 28. Okt. 1913, 
LeipzZ. 1914, 757), wird auch dem Zeſſionar nicht ſelten eine Garantiezuſage 
erteilt. Mitunter erſcheint das Verſprechen auch als Entgelt für eine Gegen⸗ 
leiſtung des Verſprechensempfängers, ſo daß es im Zuſammenhang des gegen⸗ 
ſeitigen Vertrags ſeinen Grund findet. 

Im vorliegenden Fall hat das Kammergericht ausgeführt, der Hinweis 
auf den urſprünglichen Schuldgrund, der ſich in dem Schreiben v. 2. Aug. 
1911 finde, ſpreche gegen ein abſtraktes Schuldverſprechen; da aber ausdrück⸗ 
lich Zahlung für den 2. Okt. 1912 zugeſichert ſei, laſſe ſich bei der Gewandtheit 
H.s im ſchriftlichen Ausdruck nicht annehmen, daß er nur die Abtretung als 
gültig habe anerkennen wollen. Auch die Begleitumſtände des Falls nötigten 
zu einer andern Auffaſſung. Als die Terraingeſellſchaft die ſtreitige Forderung 
abtrat, ſei H. Vorſitzender ihres Aufſichtsrats und in erheblichem Maße am 
Stammkapital beteiligt geweſen. Er habe gewußt, daß die Klägerin gegen die 
Geſellſchaft eine beträchtliche Geldforderung eingeklagt hatte und die Ver⸗ 
urteilung unmittelbar bevorſtand. Wie er ebenfalls wußte, hätten der Geſell⸗ 
ſchaft bare Geldmittel nicht zur Verfügung geſtanden. Danach habe er ein 
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erhebliches perſönliches und wirtſchaftliches Intereſſe daran gehabt, die Zw.⸗ 
Vollſtreckung und das drohende Konk.-Verfahren von der Geſellſchaft abzu⸗ 
wenden. Aus einem Briefe der Klägerin v. 1. Aug. 1911 habe er erſehen 
müſſen, daß der Zuſammenbruch nur dann verhindert werden konnte, wenn 
er ſelbſt ſich erbot, ihr die abgetretene Summe zu zahlen. Sofort nach Emp⸗ 
fang dieſes Briefes habe er die verlangte Erklärung abgegeben und dadurch 
die Zurücknahme der Klage erzielt. Zweifellos ſei er ſich dabei bewußt geweſen, 
daß ſich die Klägerin mit der Abtretung einer tatſächlich oder rechtlich zweifel— 
haften Forderung nicht begnügen werde, ſondern volle und unbedingte Sicher⸗ 
heit verlange. Habe er unter ſolchen Umſtänden Zahlung verſprochen, ſo könne 
ſeine Erklärung nicht anders gedeutet werden als in dem Sinne, daß der 
Klägerin ein unentziehbares Recht auf die Zahlung eingekäumt werden ſollte. 
Dieſe Ausführungen ſind in tatſächlicher Hinſicht nicht angefochten worden. 
Die Schlußfolgerung aber, zu der der Ber.-Richter gelangt, iſt frei von Rechts- 
irrtum. Nach dem, was feſtgeſtellt iſt, handelt es ſich um einen gegenſeitigen 
Vertrag: dafür, daß die Klägerin ihre Klage gegen die Terraingeſellſchaft 
zurücknahm und Stundung gewährte, verpflichtete ſich H., der Klägerin un⸗ 
bedingt die Summe von 29956,65 % zu zahlen. Daß ein Verzicht auf un⸗ 
bekannte Einreden nicht möglich ſei, iſt ſchon an ſich nicht richtig, trifft hier aber 
auch deshalb nicht zu, weil H. nur der Klägerin gegenüber, nicht auch gegen⸗ 
über der Terraingeſellſchaft verſprochen hat, aus etwaigen Einwendungen 
keine Rechte herzuleiten. Es verhält ſich ebenſo wie wenn er eine von der Ter- 
raingeſellſchaft ausgeſtellte Anweiſung oder einen Wechſel der Klägerin gegen— 
über angenommen hätte (vgl. § 781 BGB.; Art. 82 WO .). Standen ihm 
wirklich Einwendungen gegen die Forderung zur Seite, ſo iſt die Beklagte 
darauf beſchränkt, die Sache im Kondiktionswege mit der Terraingeſellſchaft 
auszutragen. — — —“ N 
Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 25. Febr. 1916. H. (Bekl.) w. Br. 
(KG. Berlin). II. 420/15. 


227. Wann war die ohne Genehmigung des Gläubigers übernommene 
Hypothek zu kündigen, wenn der Gläubiger aus der Erfüllungsüber- 
nahme klagen will? 


(Vgl. 38 Nr. 224; 68 Nr. 7. 50; ferner 68 Nr. 33 m. N.) 
BGB. 88 415. 416. 1141. 


Gl. war perſönlicher und dinglicher Schuldner einer auf ſeinem Gute O. 
für die Klägerin eingetragenen Darlehnshypothek. Er verkaufte das Gut im 
Juli 1910 an den Beklagten, der die Hypotheken in Anrechnung auf den 
Kaufpreis übernahm. Die Klägerin genehmigte die Schuldübernahme nicht. 
Der Beklagte verkaufte das Gut ſpäter weiter an Gr. Nachdem Gl. verſtorben 
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und von feiner Witwe als alleinigen Erbin beerbt worden war, trat dieſe am 
26. Mai 1915 den ihrem Ehemann zuſtehenden und von ihr ererbten An- 
ſpruch gegen den Beklagten auf Befriedigung der Klägerin wegen der Dar— 
lehnsforderung an die Klägerin ſelbſt ab. Die Klägerin erhob nun Klage mit 
dem Antrage, den Beklagten zu verurteilen, an fie 17200 % (den Betrag der 
Hypotheh nebſt Zinſen Zug um Zug gegen Abtretung der Hypothek zu zahlen. 
Der Beklagte beantragte zunächſt Abweiſung der Klage; als darauf die Hypo⸗ 
thek von den Erben Gr.s ausgezahlt wurde, ward nur noch über die Koſten ge— 
ſtritten und dieſe wurden der Klägerin auferlegt. Ihre Beſchwerde wurde 
aus folgenden Gründen zurückgewieſen: 

„Da die Schuldübernahme in betreff der perſönlichen (Darlehns-) Schuld 
Gl.s von der Klägerin nicht genehmigt iſt, war Gl. perſönlicher Schuldner 
geblieben; infolge Erbgangs iſt ſeine Witwe Schuldnerin geworden. Ding- 
licher Schuldner war Gr. Der perſönliche Schuldner Gl. und darnach ſeine 
Witwe hatten anderſeits aus der nicht genehmigten Schuldübernahme, welche 
die Bedeutung einer Erfüllungsübernahme im Verhältnis zwiſchen Gl. und dem 
Beklagten hatte, einen Anſpruch gegen den Beklagten auf Befreiung von der 
perſönlichen Schuld, welcher der Klägerin abgetreten iſt (vgl. RGEntſch. 80, 
183). Die Klägerin konnte aus dieſer Abtretung Anſprüche nur inſoweit gegen 
den Beklagten herleiten, als ſolche dem Gl. zugeſtanden hatten. Gl. oder ſeine 
Erbin, die perſönlichen Schuldner der Darlehnshypothek, konnten Anſprüche 
aus der Erfüllungsübernahme gegen den Beklagten nur erheben, ſoweit ſie 
ſelbſt als perſönliche Schuldner zur Befriedigung der Gläubigerin verpflichtet 
waren; ſie konnten vom Beklagten Befreiung mithin erſt verlangen, wenn die 
Schuld ihnen gegenüber fällig geworden war (vgl. Staudinger Anm. 3b zu 
8415 BGB.). Die Kündigung der Hypothek an den Grundeigentümer be- 
wirkte keine Fälligkeit der perſönlichen Schuld, da der dingliche und der perſön⸗ 
liche Schuldner verſchiedene Perſonen waren (vgl. Staudinger Anm. I 3b 
zu 8 1141 BGB.). Eine Kündigung der perſönlichen Schuld hätte an die 
Witwe Gl., welche nach dem Tode ihres Ehemannes die perſönliche Schuldnerin 
war, erfolgen müſſen; ſolange eine ſolche nicht erfolgt war, hatte ſie noch keinen 
fälligen Anſpruch auf Schuldbefreiung gegen den Beklagten, und die Klägerin 
als Zeſſionarin hatte keine weitergehenden Anſprüche. Eine Kündigung an 
den Beklagten war bedeutunglos, da dieſer nicht perſönlicher Schuldner der 
Darlehnshypothek war. 

Das Landgericht iſt dieſen Grundſätzen mit Recht gefolgt. Die Beſchwerde 
ſucht mit Unrecht auszuführen, die Logik des landgerichtlichen Urteils führe 
dahin, daß die Witwe Gl. ſich ſelbſt hätte kündigen müſſen. Nicht die Witwe 
Gl. hätte ſich, ſondern die Klägerin hätte der Witwe Gl. kündigen müſſen, 
um den Befreiungsanſpruch der letzteren gegen den Beklagten geltend machen 
zu können. Da dieſe Kündigung nicht erfolgt war, hat das Landgericht mit 
Recht die Prozeßkoſten der Klägerin auferlegt, welche aus dem abgetretenen 
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Befreiungsanſpruch der Witwe Gl. noch keine fälligen Anſprüche gegen den 
Beklagten hatte, als ihre Befriedigung erfolgte.“ 
Beſchluß des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 8. Juni 1916. Gl. w. H. 18 b. 
SA. 1/16. Kn. 


228. Darf auch der Käufer einer beſtimmten Sache beim Fehlen einer 
zugeſicherten Eigenſchaft Schadenerſatz wegen Nichterfüllung fordernd 
Vgl. 58 Nr. 118; 60 Nr. 29. 

BGB. 88 463. 280 Abf. 2. 


— — — Das Ber.⸗Gericht erachtet für erwieſen, daß die Beklagten 
nach § 10 des Vertrages v. 20. Juli 1912 in Anſehung des Brauereibetriebes 
die Eigenſchaft einer Ertragsfähigkeit von rd. 8000 & jährlich zugeſichert 
haben, ſtellt darauf feſt, daß dem Brauereigeſchäft die bezeichnete Eigen⸗ 
ſchaft gefehlt hat, und nimmt auf Grund deſſen an, daß der Kläger, zumal jenes 
Geſchäft den weſentlichſten Teil des Kaufgegenſtandes gebildet habe, gemäß 
$ 463 BGB. Schadenerſatz wegen Nichterfüllung fordern dürfe. Seien die 
Beklagten ihrer Verpflichtung als Verkäufer auch inſoweit nachgekommen, 
als ſie die Brauereigrundſtücke dem Kläger übergeben und übereignet hätten, 
ſo ſei die Sache gleichwohl ſo anzuſehen, als wäre der Vertrag von ſeiten der 
Beklagten überhaupt und gänzlich unerfüllt geblieben, weil eben dem Kauf⸗ 
gegenſtande die zugeſagte Eigenſchaft gefehlt habe; mithin aber könne der 
Kläger nach § 463 (Satz 1) BGB. ſowohl die Zurücknahme der Grundſtücke 
verlangen wie auch die erhobenen Erſatzforderungen geltend machen. Das 
Ber.⸗Gericht hat ſich hierbei auf das Urteil des 2. Zivilſen. des Reichsgerichts 
in Entſch. 52, 352 (SeuffA. 58 Nr. 118) berufen. Hier (wie auch in Entſch. 53 
Nr. 24 S. 92) iſt allerdings der Standpunkt vertreten worden, daß ſich der 
Käufer, dem eine Sache geliefert worden, der eine zugeſagte Eigenſchaft fehle, 
wie im Falle des Gattungskaufs gemäß § 480 BGB. ſo auch beim Kauf einer 
beſtimmten Sache gemäß § 463 auf den Standpunkt ſtellen könne, „als habe 
der Verkäufer überhaupt nicht erfüllt“, und daher die empfangene Sache auch 
„zurückweiſen“ und den ſich aus der vollen Nichterfüllung ergebenden Schaden 
erſetzt verlangen dürfe. Die Reviſion hat dieſen Ausgangspunkt bemängelt. 

Die Anſicht, daß auch beim Verkauf einer beſtimmten Sache ein Fall völliger 
Nichterfüllung dann vorliege, wenn der dem Käufer gemäß 8433 Abſ. 1 
Satz 1 übergebenen und übereigneten Sache zur Zeit des Gefahrüberganges 
eine zugeſagte Eigenſchaft mangele, kann allerdings bedenklich ſein. Indeſſen, 
will man auch der anderen, von der Wiſſenſchaft und den meiſten Bearbeitern 
des BGB. vertretenen Auffaſſung folgen, daß unter den gedachten Voraus⸗ 
ſetzungen nur von einem Fall mangelhafter Erfüllung geſprochen werden 
könne, und der Verkäufer dementſprechend grundſätzlich auch nur wegen mangel⸗ 
hafter Erfüllung hafte, ſo muß man doch auch von dieſer Anſchauung aus zu 
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dem Ergebnis gelangen, daß ein Käufer die ihm gewährte Sache zurückgeben 
und daraufhin Schadenerſatz wegen Nichterfüllung des geſamten Vertrages 
verlangen kann, wenn die Sache ſo liegt, daß ihm die zugeſagte Eigenſchaft 
überhaupt nicht gewährt werden kann und er an der mangelhaften Erfüllung 
kein Intereſſe hat (vgl. 88 280 Abſ. 2 und 325 Abſ. 2). Um einen ſolchen Fall 
würde es ſich aber hier handeln, wenn es richtig wäre, daß dem Kläger von den 
Beklagten als Eigenſchaft des Kaufgegenſtandes eine Ertragsfähigkeit des 
Brauereigeſchäfts in Höhe von jährlich etwa 8000 „ vertraglich zugeſichert 
worden iſt, daß dagegen das Geſchäft in Wirklichkeit mit Gewinn überhaupt 
nicht gearbeitet hat und ein Arbeiten mit Erfolg auch nicht zu erwarten iſt. 
In dieſen Beziehungen ſind nun die Vorausſetzungen des zu denkenden Falles 
durch die Feſtſtellungen des Ber.⸗Urteils zum Teil bereits jetzt als gegeben 
dargetan. Das Ber.⸗Gericht nimmt zunächſt als ſelbſtverſtändlich an, daß es 
dem Kläger um Erwerb einer gewinnbringenden Brauerei zu tun war, und 
darin kann ihm keinesfalls entgegengetreten werden. Sodann aber hat die 
Reviſion auch nicht die rein tatſächliche Feſtſtellung zu erſchüttern vermocht, 
daß die Brauerei nicht nur keinen Gewinn gebracht, vielmehr ſtändig mit 
Verluſt gearbeitet hat; daß ſie für die Zwecke des Klägers unbrauchbar war und 
auch die Hoffnung nicht beſtand, das Geſchäft in abſehbarer Zeit zu heben. 
Endlich aber iſt das Ber.⸗Gericht auch der Darlegung des Sachverſtändigen 
Schw. gefolgt, daß Brauereien von der Art, wie ſie die hier in Rede ſtehende 
iſt, in Sachſen überhaupt nicht mit Erfolg betrieben werden können. Eine 
Brauerei zu behalten, die für die Dauer keinen Gewinn verſprach und einen 
ſolchen nicht verſprechen konnte, hatte der Kläger mithin in der Tat kein Inter⸗ 
eſſe; und das Brauereigeſchäft bildete, wie das Urteil zutreffend ebenfalls 
angenommen hat, gerade den weſentlichen Teil des Kaufgegenſtandes. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 8. Jan. 1916. L. u. Gen. (Bekl.) 
w. Schw. (OLG. Dresden). V. 314/15. 


229. Erfordert das beſondere Kündigungsrecht aus § 544 BGB. eine 
Friſtſetzung d 
Vgl. 60 Nr. 5 m. N.; 62 Nr. 37. 
BGB. 5 544. | 

Diefe Frage ift vom OLG. Hamburg bejaht, vom Reichsgericht in einer 
anderen Sache verneint worden. 

I. Die Klägerin hat vom Beklagten im September 1912 ein Haus in Bill» 
wärder für die Zeit vom 1. Nov. 1912 bis zum 31. Dez. 1917 feſt gemietet. 
Zur Zeit des Mietens und der Gebrauchsüberlaſſung waren die Räume im 
Erdgeſchoß feucht, was beiden Parteien damals unſtreitig bekannt war. Die 
Klägerin behauptet, ſie habe das Haus gemietet, damit es für ihre Arbeiter 
zu Wohnzwecken diene; es habe ſich alsbald herausgeſtellt, daß die Benutzung 
der Räume im Erdgeſchoß mit einer erheblichen Gefährdung der Geſundheit 
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verbunden ſei; von der Behörde ſei ihr daher der Gebrauch diejer Räume zu 
Wohnzwecken verboten worden. Sie hat am 3. Jan. 1914 dem Beklagten eine 
Friſt bis zum 1. März 1914 geſetzt, in welcher dieſer die Räume in bewohnbaren 
Zuſtand zu ſetzen habe, widrigenfalls ſie den Vertrag als aufgelöſt betrachte. 
Beklagter iſt der Aufforderung nicht nachgekommen, worauf Klägerin dem 
Beklagten am 4. März 1914 erklärt hat, ſie betrachte das Mietverhältnis ab 
1. März 1914 als aufgelöſt. Das hat Beklagter nicht anerkennen wollen. Mit 
der gegenwärtigen Klage fordert die Klägerin, geſtützt auf § 544 BGB. die 
Feſtſtellung, daß der Mietvertrag hinſichtlich der Erdgeſchoßräume mit dem 
1. März 1914 ſein Ende erreicht habe. 

Die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage iſt vom Beklagten nicht in Zweifel 
gezogen worden und erſcheint in der Tat ohne weiteres als gegeben. 

In der Sache ſelbſt war zunächſt zu prüfen, ob die tatſächlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für die Anwendung des 8544 BGB. zur Zeit der Kündigung vom 
März 1914 vorhanden waren. Dieſe Frage war zu bejahen. Der Beklagte 
beſtreitet nicht, daß es ſich überhaupt um Wohnräume handelte oder doch um 
Räume, die zum Aufenthalt von Menſchen beſtimmt waren. Nach dem Gut⸗ 
achten des Sachverſtändigen Br. kann es ferner nicht zweifelhaft ſein, daß die 
Benutzung der Erdgeſchoßräume mit einer erheblichen Gefährdung der Ge⸗ 
ſundheit verbunden war und daß dieſer durch Feuchtigkeit hervorgerufene 
Zuſtand ein nicht durch äußere Umſtände leicht zu beſeitigender Mangel iſt, 
ſondern einen nachhaltigen und nicht bloß vorübergehenden Übelſtand dar⸗ 
ſtellt. Darnach iſt die Anwendung des § 544 BGB. an ſich gegeben und die 
Klägerin war an ſich berechtigt, die Miete hinſichtlich der in Betracht kommenden 
Räume ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt zu kündigen. — — — 

Soweit der Beklagte geltend machen will, daß das Kündigungsrecht 
des § 544 BGB. vertragmäßig ausgeſchloſſen worden ſei, ſteht ſeiner Ver⸗ 
teidigung der Umſtand entgegen, daß dieſe Geſetzesvorſchrift im öffentlichen 
Intereſſe gegeben iſt und ausdrücklich beſtimmt, daß die Kenntnis des Mieters 
von der gefahrbringenden Beſchaffenheit beim Mieten oder ein Verzicht des 
Mieters auf die Geltendmachung der ihm aus jener Beſchaffenheit zuſtehen⸗ 
den Rechte nicht ſchaden. Aber auch im übrigen konnte der Rechtsſtandpunkt 
des Beklagten nicht für richtig erachtet werden. 

Dabei iſt davon auszugehen, daß der § 544 BGB. eine Sondervorſchrift 
iſt, die eine Ausnahme von den Beſtimmungen der 88 542. 543. 539 BGB. 
darſtellt. Der 8 542 BGB. gewährt dem Mieter das Recht, ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt zu kündigen, und zwar regelmäßig nach vorheriger 
Friſtſetzung, wenn ihm der vertragmäßige Gebrauch der gemieteten Sache ganz 
oder zum Teil nicht rechtzeitig gewährt oder wieder entzogen wird. Der $ 543 
BGB. erklärt in ſeinem Abſ. 1 auf dieſen Fall u. a. den 8 539 BGB. für ent⸗ 
ſprechend anwendbar, und dieſer wiederum gewährt die dort bezeichneten 
Rechte, an deren Stelle infolge der entſprechenden Anwendung das Kündi⸗ 
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gungsrecht des 8 542 BGB. tritt, u. a. dann nicht, wenn der Mieter den be- 
treffenden Mangel bei der Mietung kannte. An dieſe Vorſchriften iſt erſt bei 
der 2. Leſung des Bürgerl. Geſetzbuchs der jetzige 85H BGB. angeſchloſſen 
worden. Nach dem Vorgange des gemeinen Rechts, das dem Mieter ein Rück⸗ 
trittsrecht gab, wenn mit der Fortſetzung des Gebrauchs eine Gefahr für ihn 
verbunden war, 

gl. Windſcheid, Pand.7 2, 467, Anm. 4 zu 9 402; ferner v. Buchka BGB. und 

Gem. Rechts 3, 117 $ 17, 
bezweckte man durch die Neueinfügung der hier in Rede ſtehenden Vorſchrift 
ſozialpolitiſchen und geſundheitlichen Rückſichten Rechnung zu tragen und im 
öffentlichen Intereſſe eine Vorſchrift zu ſchaffen, die es dem Mieter ermöglichen 
ſollte, bei einer Beſchaffenheit der Mieträume, die die Benutzung als mit 
einer erheblichen Gefährdung der Geſundheit verbunden erſcheinen läßt, den 
Mietvertrag zu löſen, ſelbſt wenn er die gefahrbringende Beſchaffenheit 
beim Mieten kannte oder auf ſeine Rechte verzichtete. 

Daraus ergibt ſich zunächſt ohne weiteres, daß der 8 544 eine Vorſchrift 
zwingenden Rechts iſt, die, wie ſchon oben ausgeführt, durch Parteivereinbarung 
nicht abgeändert werden kann. Es ergibt ſich aber ferner daraus, daß 8 544 
lediglich eine Ausnahme von der allgemeinen Regel des 8 543 darſtellt. Daraus 
folgt weiter, daß durch die Anwendbarkeit des § 544 die übrigen Beſtimmungen 
der 88 542. 543 BGB. keineswegs ausgeſchloſſen ſein ſollten und nicht ausge— 
ſchloſſen ſind. Der 85H betrifft nur einen in einigen Punkten abweichend ge— 
regelten Sonderfall, der eine Verallgemeinerung als Ausnahmebeſtimmung 
nach anerkannten Auslegungsgrundſätzen nicht geſtattet und daher jene all- 
gemeinen Vorſchriften im übrigen unberührt läßt. Demnach iſt der 8 544 BGB. 
jo zu leſen, als wenn es an Stelle der Worte: „jo kann der Mieter das Miet- 
verhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kündigen, auch wenn 
er ꝛc.“ hieße: „jo ſteht dem Mieter das Kündigungsrecht des 8 542 BGB. 
zu, auch wenn er ꝛc.“. Alsdann iſt ohne weiteres klar, daß der Mieter auch 
beim Vorliegen der Vorausſetzungen des § 544 regelmäßig die Pflicht hat, 
dem Vermieter zunächſt die in 8 542 vorgeſehene Friſt zur Abhülfe zu beſtimmen, 
es ſei denn, daß die Erfüllung des Vertrages infolge des die Kündigung recht⸗ 
fertigenden Umſtandes für ihn kein Intereſſe hat, was für die weitaus meiſten 
Fälle des Anwendungsgebiets des § 544 BGB. ohne weiteres zutreffen 
wird; | 

ſo Mittelftein Miete? $ 37 Nr. 3a S. 268; a. M. Komm. von RGRäten? 2, 532 

Anm. 1 zu § 544. 

Im vorliegenden Falle hat die Klägerin dem Beklagten, wie dieſer nicht 
beſtritten hat, eine derartige Friſt geſetzt, deren Angemeſſenheit vom Beklagten 
nicht in Zweifel gezogen iſt. 

Aus den vorſtehend entwickelten Ausführungen ergibt ſich aber ferner 
ohne weiteres, daß der Mieter ſich auf die Ausnahmevorſchrift des § 544 trotz 
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des Scheinbar entgegenſtehenden Wortlauts und des zwingenden Charakters 
der Beſtimmung dann nicht berufen kann, wenn er den geſundheitsgefähr⸗ 
denden Zuſtand ſelbſt verſchuldet hat. Denn daß ſolches Verſchulden nach 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen das Kündigungsrecht des Mieters nach 
§ 542 BGB. ausſchließt, kann nicht zweifelhaft ſein (Mittelſtein $ 36 Nr. 11f, 
S. 262; Komm. von RGRäten Anm. 3 zu § 542 S. 531). Faßt man aber 
den 9544 als Ausnahmebeſtimmung von der Regel des § 543 Abſ. 1 auf, fo 
ergibt ſich ohne weiteres und ungezwungen, daß die gleichen Grundſätze auf 
feinen Fall Anwendung finden müſſen (Mittelſtein $ 37 Nr. 3b S. 268, wo 
in Anm. 14 die einſchlägigen Beſprechungen zuſammengeſtellt find). — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 31. Mai 1916. Zinkhütte w. P. 

Bf. V. . B. 


II. — — — Das Ber.-Gericht hat ein Kündigungsrecht der Beklagten 
aus 8542 BGB. mangels einer Friſtſetzung verneint, den § 544 aber für 
anwendbar erachtet. Es bejaht ohne Rechtsverſtoß das Vorliegen der Voraus- 
ſetzungen des außerordentlichen Kündigungsrechts des § 544. Seine An⸗ 
nahme, daß in der mangelhaften, das Leben und die Geſundheit der Bewohner 
gefährdenden Beſchaffenheit der Kellertreppe und vor allem des Fußbodens 
der Küche, durch den die Beklagte einmal durchgebrochen iſt, ein erheblich ge— 
ſundheitsgefährlicher Zuſtand der Wohnung zu finden ſei, der die Beklagten 
zur friſtloſen Kündigung des ganzen Mietvertrags berechtigte, iſt einwand⸗ 
frei. — — — 

Das außerordentliche Kündigungsrecht des § 544 ſetzt auch nicht voraus, 
daß der Mieter zuvor gemäß § 542 eine Friſt zur Abhülfe geſetzt habe. Die ur⸗ 
ſprüngliche Faſſung der von der 2. Kommiſſion eingeſchalteten Beſtimmung 
des 8 544, die die Worte „nach Maßgabe des 8 529“ (d. i. § 542 Gef.) enthielt, 
iſt ſchon durch die Redaktionskommiſſion abgeändert worden und nicht in das 
Geſetz übergegangen; auf ſie kann man ſich daher für die abweichende Meinung 
nicht berufen. Letztere findet in der Faſſung des Geſetzes ſelbſt keine Stütze und 
ſteht im Widerſpruch mit dem Zweck der Vorſchrift, den Mieter vor einer 
erheblichen Geſundheitsgefährdung zu ſchützen (Prot. 2, 230ff.); denn der 
Mieter müßte ſich darnach regelmäßig während des Laufes einer zur Befeiti- 
gung des Mangels laufenden Friſt noch weiter der Gefährdung der Geſund⸗ 
heit ausſetzen. Iſt die gefahrbringende Beſchaffenheit binnen einer verhältnis⸗ 
mäßig kurzen Zeit zu beſeitigen, ſo liegt eine erhebliche Gefährdung überhaupt 
nicht vor (RGeEntſch. 51, 211; in SeuffA. 58 Nr. 73).— — — 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 21. Jan. 1916. B. w. Ehel. K. 
(OLG. Colmar). III. 329/15. 
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230. Der mit Recht gekündigte Mieter haftet für Mietausfälle;“ 
Beweislaft.** 


„Vgl. 67 Nr. 54. — gl. 61 Nr. 79 m. N. 
BGB. 88 554. 254. 


Der Beklagte Th., der im Haufe der Mitbeklagten L. in Berlin eine Schanf- 

wirtſchaft betrieb, verkaufte Geſchäft und Inventar an den Kläger. Dieſer trat 
durch ein Abkommen vom März 1910 in den zwiſchen den Beklagten beſtehen⸗ 
den, für die Zeit bis zum 31. März 1914 abgeſchloſſenen Mietvertrag ein, 
mußte aber ſchon im Juni 1910 wegen Nichtzahlung der Miete räumen. Die 
Beklagte L. behielt ſein Inventar zurück und überließ es dem Th., der die 
Wirtſchaft wieder übernahm und im Dezember 1910 Geſchäft und Inventar 
dem Gaſtwirt H. verkaufte und übergab. Der Kläger verlangte nun von 
beiden Beklagten als Geſamtſchuldnern für den Verluſt des Inventars Schaden- 
erſatz in Höhe von 6500 f. — Der Anſpruch wurde dem Grunde nach für . 
gerechtfertigt erklärt, in der Richtung gegen die Beklagte L. aber ſchließlich auf 
Grund einer vorbehaltenen Aufrechnung mit Anſprüchen wegen Mietausfalls 
abgewieſen. Die Berufung des Klägers wurde zurückgewieſen; auf ſeine 
Reviſion wurde indes das Ber.-Urteil aufgehoben und die Sache zurückverwieſen. 
Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht geht davon aus, daß der infolge ſeiner Zahlungſäumnis 
zur Räumung gezwungene Kläger verpflichtet war, der Beklagten L. den 
Mietausfall zu erſetzen, den ſie infolge der Räumung erlitt. — — — Dieſe 
Auffaſſung iſt ſachlich gerechtfertigt. Der Vermieter, der dem zahlungſäumigen 
Mieter ohne Einhaltung einer Friſt kündigt, kann zwar nicht mehr den Miet⸗ 
zins als ſolchen verlangen (vgl. $ 555 BGB.), wohl aber den Erſatz des Schadens 
beanſpruchen, der ihm durch die auf die Schuld des Mieters zurückzuführende 
Beendigung des Mietverhältniſſes entſtanden iſt, alſo auch den Ausfall an 
Mietzins für die vereinbarte Vertragsdauer (RGEntſch. 76, 367, in SeuffA. 67 
Nr. 54). Nur eine Klarſtellung und vertragmäßige Feſtlegung dieſer Erſatz— 
pflicht, nicht die Verabredung einer Vertragsſtrafe bedeutet es daher in der 
Regel, wenn der Mieter für ſolche Fälle als für die Miete oder für den Aus⸗ 
fall bis zum Ende der Vertragszeit haftbar erklärt wird. In dieſem Sinn iſt 
es zu verſtehen, wenn nach § 14 des Mietvertrages bei Nichterfüllung des 
Vertrages durch den Mieter und diejenigen Perſonen, für die er verantwort⸗ 
lich iſt, der Vermieter die ſofortige Räumung verlangen kann, der Mieter aber 

gleichwohl für die Miete während der ganzen Vertragsdauer haften ſoll. Das 
Gleiche gilt für die vom Ber.⸗Gericht nicht gewürdigte, gerade im vorliegenden 
Fall anwendbare Beſtimmung in $2 des Vertrages, wonach der Vermieter 
bei verabſäumter oder nicht vollſtändiger Bezahlung der Miete die ſofortige 
Räumung verlangen kann, der Mieter aber für den Ausfall haftet, der dem 


Vermieter bis zum Ablauf der Vertragszeit durch Leerſtehen oder u ander⸗ 
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weitige Vermietung oder Benutzung der Räume gegenüber den durch den Ver⸗ 
trag feſtgeſetzten Einnahmen entſteht. Der Fall der Weitervermietung iſt hier 
ausdrücklich vorgeſehen, die Haftung des Klägers alſo auch für dieſen Fall 
vorbehalten. Die Beklagte war aber nicht bloß berechtigt, die Räume ander⸗ 
weitig zu vermieten, ſie mußte ſogar im Hinblick auf 8 254 BGB. auf eine 
ſolche Vermietung bedacht ſein, um eine Einſchränkung ihres Schadenerſatz⸗ 
anſpruchs zu verhüten. Daraus, daß die Beklagte, wenn auch ohne Zuziehung 
des Klägers die vermieteten Räume weiter vermietet hat, läßt ſich daher 
eine Befreiung des Klägers von ſeiner Haftung für den Ausfall nicht ableiten. 
— — — Inſoweit iſt das Ber.⸗Urteil nicht zu beanſtanden. 

Rechtsirrig iſt dagegen die bei der Prüfung der Höhe des Ausfalls vom 
Ber.⸗Gericht vertretene Auffaſſung, es ſei Sache des Mieters, zu behaupten 
und zu beweiſen, daß der Vermieter infolge anderweitiger Vermietung einen 
Ausfall nicht erlitten habe. Da es ſich um einen Schadenerſatzanſpruch handelt, 

iſt davon auszugehen, daß der Vermieter das Vorliegen des Schadens beweiſen 
muß, deſſen Erſatz er verlangt. Einen Schaden erleidet er aber nur unter der 
Vorausſetzung, daß die Weitervermietung nicht zu ſeiner Befriedigung in der 
Höhe des urſprünglich vereinbarten Mietzinſes führt. Daß die Beweislaſt des 
Vermieters auch im Sinn des vorliegenden Vertrages liegt, ergibt ſich aus der 
Beſtimmung des $ 2, die eine Haftung des Mieters nur für den Ausfall 
vorſieht. Die abweichende Auffaſſung des Ber. Gerichts beruht erſichtlich 
darauf, daß es dieſe Beſtimmung überſehen und nur den § 14 berückſichtigt hat. 
Aber auch, wenn nur dieſe Beſtimmung vorläge, wäre die Auffaſſung des Ber.⸗ 
Gerichts nicht zu billigen. Solche ſtrenge Haftungsbeſtimmungen, die ohne 
jede Rückſicht auf den Mieter ſormularmäßig von den Vermietern als dem 
wirtſchaftlich ſtärkeren Teile den Verträgen eingefügt werden, müſſen, wie 
der Senat ſchon in dem Urteil v. 28. Febr. 1911 (JW. 400°) ausgeſprochen 
hat, in einer die Intereſſen des Mieters möglichſt ſchonenden Weiſe ausgelegt 
werden. Mangels einer ausdrücklichen Vertragsbeſtimmung kann daher nicht 
angenommen werden, daß, wenn § 14 nur von einer Haftung für die Miete, 
nicht für den Mietausfall ſpricht, damit die Beweislaſt vom Vermieter auf 
den Mieter übertragen werden ſollte, zumal naturgemäß dem Vermieter 
der Beweis des Ausfalls weſentlich leichter fällt als dem Mieter der des Gegen⸗ 
teils. Muß aber der Vermieter ſeinen Ausfall nachweiſen, dann muß er auch, 
bevor er den bisherigen Mieter für Mietrückſtände ſpäterer Mieter haftbar 
macht, dartun, daß und in welcher Höhe er trotz ſeines Pfandrechts an den von 
den ſpäteren Mietern eingebrachten Sachen (§ 559 BGB.) nicht in der Lage 
ſei, ſich für jene Rückſtände Befriedigung zu verſchaffen. Wenn auch die durch 
das Pfandrecht gegebene Sicherheit noch keine Befriedigung iſt, ſo hat doch 
der Vermieter in den eingebrachten Sachen ein Mittel zu ſeiner Befriedigung 
in der Hand. Eine nach Treu und Glauben erfolgende Feſtſtellung der beider⸗ 
ſeitigen Pflichten muß deshalb dazu führen, daß der Vermieter den früheren 
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Mieter für den Ausfall erſt dann in Anſpruch nehmen darf, wenn er die Pfand⸗ 
gegenſtände verwertet hat oder beweiſt, daß ihre Verwertung ausgeſchloſſen 
iſt oder ihm nicht zugemutet werden kann. Der Hinweis des Ber. Richters 
darauf, daß einer ſolchen Verwertung Schwierigkeiten, wie z. B. Eigentums⸗ 
anſprüche Dritter, entgegenſtehen können, kann eine andre Auffaſſung nicht 
rechtfertigen. Es wäre Sache der Beklagten, darzulegen und nachzuweiſen, 
daß ſolche Schwierigkeiten tatſächlich beſtänden. Die Zurückweiſung des Ein⸗ 
wandes des Klägers, daß die Beklagte im Beſitze von wertvollen Inventar⸗ 
ſtücken ſpäterer Mieter ſei, aus denen ſie volle Befriedigung erlangen könne, 
iſt daher nicht gerechtfertigt. Das Ber.⸗Urteil muß danach ſchon deshalb auf⸗ 
gehoben werden, weil es auf einer Verkennung der Beweislaſt des Vermieters 
beruht. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 5. Mai 1916. Schm. (Kl.) w. 

L. u. Gen. (KG. Berlin). III. 57/16. 


231. Der in Feindesland abgeſperrte Bandlungsgehülfe hat keinen 
Anſpruch auf Gehalt. 


BGB. 8 616; HGB. 8 63. 


Der Ehemann der Klägerin war bei der Beklagten als Handlungsbevoll⸗ 
mächtigter mit einem Gehalt von 6500 % jährlich für die Zeit bis zum 
30. Juni 1915 angeſtellt, und es war zwiſchen der Klägerin und den Inhabern 
der verklagten Firma vereinbart, daß der Klägerin monatlich 300 & auf das 
Gehalt ihres Ehemannes ſo lange ausbezahlt werden ſollten, als der Ehemann 
aus Hamburg abweſend und aus dieſem Grunde nicht in der Lage ſein werde, 
ſein Gehalt ſelbſt zu erheben. Der Ehemann der Klägerin befand ſich zur 
Zeit des Kriegsausbruchs im Auftrage der Beklagten in Bombay und war dort 
Anfang Auguſt 1914 interniert worden. Der Anſtellungsvertrag war von der 
Beklagten nicht gekündigt worden. Die Klägerin klagte auf Zahlung von 600 .#& 
für Oktober und November 1914; Beklagte erhob Widerklage auf Feſtſtellung, 
daß der Klägerin irgendwelche Anſprüche nicht mehr zuſtänden. — Die Klage 
wurde abgewieſen und der Widerklage ſtattgegeben. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

„— — — Die Entſcheidung über die beiderſeits erhobenen Anſprüche 
hängt von der Berechtigung des Ehemannes der Klägerin zum weiteren Bezuge 
ſeines Gehalts nach ſeiner Internierung in Indien ab, denn es handelt ſich bei 
der von der Klägerin erhobenen Forderung um die Auskehrung eines Teils 
dieſes Gehaltes an die Klägerin. Die Stellung des Mannes der Klägerin bei 
der Firma J. war die eines Handlungsgehülfen, mögen ihm auch in Veran⸗ 


laſſung der ihm aufgetragenen Geſchäfte weitgehende Vollmachten zur Ver— 
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tretung der Intereſſen der Firma erteilt ſein. Ein Anſpruch auf Gehalt ſteht, 
wie bei einem jeden Dienſtvertrage, einem Handlungsgehülfen nur im Fall 
der Leiſtung der übernommenen Dienſte zu, und es macht der 8 63 HGB. 
hiervon nur inſofern gegenüber dem $ 616 BGB. eine Ausnahme, als er dem 
Handlungsgehülfen, ſofern dieſer durch unverſchuldetes Unglück an der Lei⸗ 
ſtung der Dienſte verhindert iſt, noch einen Anſpruch auf Gehalt für die Dauer 
von höchſtens ſechs Wochen der Verhinderung gewährt. Der Mann der 
Klägerin iſt durch ſeine Internierung in einem Gefangenenlager in Indien an 
der Leiſtung der Dienſte ſeit den erſten Tagen des Monats Auguſt 1914 ver⸗ 
hindert geweſen. Ob dieſe Verhinderung als ein unverſchuldetes Unglück anzu⸗ 
ſehen iſt, ob der Mann ohne ſein Verſchulden durch einen in ſeiner Perſon 
liegenden Grund an der Dienſtleiſtung verhindert geweſen iſt (§S 616 BGB.), 
kann für die Entſcheidung dahingeſtellt bleiben, denn es ſind der Klägerin un- 
beſtritten für die beiden erſten Monate der Internierung ihres Mannes die 
vereinbarten Bezüge ausgezahlt worden, und es iſt damit, ſoweit der Klägerin 
ein Anſpruch zuſteht, der Beſtimmung des §63 HGB. entſprochen. Der Um⸗ 
ſtand aber, daß der Ehemann in Veranlaſſung ſeiner Dienſtleiſtung, nämlich 
infolge ſeines vertraglichen Aufenthalts in Indien nach dem Kriegsausbruch 
interniert worden iſt, ſteht der Abhängigkeit des Gehaltsbezugs von der Lei— 
ſtung der Dienſte nicht entgegen. Hiernach ſteht der Klägerin ein weitergehender 
Anſpruch an die Firma J. nicht zu und iſt die Berufung der Klägerin gegen 
das die Klage abweiſende und der Widerklage entſprechende ven als une 
begründet zurückzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 9. Juni 1916. T. (Kl.) w. J 

Bf. IV. 26/16. Nö. 


232. Über die Sorgfaltsfliht des Gläubigers gegen den Bürgen 
(Ausfallsbürgen). 


Vgl. 69 Nr. 6 m. N., Nr. 245; 70 Nr. 103. 
BGB. § 776. 


— — — Vie in der Rechtſprechung des Reichsgerichts ſchon wieder⸗ 
holt zum Ausdruck gekommen iſt, 
vgl. bei. RGeEntſch. 65, 136; Warneyer 1907 Anh. Nr. 25; 1908 Nr. 370; 1915 
Nr. 17; auch VI. 123/06, 
hat das Bürgerl. Geſetzbuch in bewußtem Gegenſatz zu andern Geſetzgebungen 
und zu der vorherrſchenden gemeinrechtlichen Lehre eine Verpflichtung des 
Gläubigers, beim Vorgehen gegen den Hauptſchuldner auf die Intereſſen 
des Bürgen Rückſicht zu nehmen, grundſätzlich — von beſonders geſtalteten 
Rechtsbeziehungen der Beteiligten abgeſehen — nicht angenommen; nur in 
den beſonders beſtimmten Fällen des § 776 tritt infolge Aufgebens gewiſſer 
Rechte ſeitens des Gläubigers eine Befreiung des Bürgen ein. An ſich werden 
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für den Gläubiger durch den Bürgſchaftsvertrag nur Rechte begründet; die 
Vertragsleiſtung des Bürgen beſteht nach dem Sinn und Zweck des Vertrags 
darin, dem Gläubiger eine Sicherung eben dafür zu gewähren, daß ſeine 
Anſprüche an den Hauptſchuldner befriedigt werden. Anderſeits ſteht auch der 
Bürgſchaftsvertrag unter dem allgemeinen Gebot, daß der eine Vertragsteil 
dem anderen Treu und Glauben zu wahren hat. So darf der Gläubiger 
weder willkürlich die Lage des Bürgen verſchlechtern noch argliſtig deſſen 
Intereſſen beeinträchtigen (BGB. von RGRäten? Erl. 1 zu § 776). Es ent⸗ 
ſpricht dieſen allgemeinen Erwägungen wie auch dem Zweck und dem Grund— 
gedanken der Vorſchrift des 8 776 BGB., wenn das Ber.⸗Gericht für den Fall 
der Ausfallsbürgſchaft im beſonderen davon ausgegangen iſt, daß der Gläubiger 
bei Geltendmachung des ihm in der Beitreibung der Hypothek erwachſenen 
Ausfalls vom Bürgen nicht Beträge fordern kann, deren Verluſt er ſelbſt durch 
nachläſſige Beitreibung verſchuldet hat und bei angemeſſener Sorgfalt hätte 
vermeiden können. Unzweifelhaft gilt dies vor allem dann, wenn ſich der 
Gläubiger inſoweit der Verletzung einer beſonders erteilten Zuſage ſchuldig 
gemacht hat (VI. 346/05). Aber auch darüber hinaus iſt anzuerkennen, daß, 
wenn der Gläubiger im Vertrauen auf die ihm durch die Ausfallsbürgſchaft 
gebotene Sicherheit die Rechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner nachläſſig 
betreibt, hierin dem Bürgen gegenüber, der ſeine Haftung vertragmäßig auf 
den Ausfall beſchränkt hat, nach Umſtänden ſogar ein argliſtiges, für den 
Regelfall aber wenigſtens ein vertragwidriges Verhalten des Gläubigers 
gefunden werden kann. Iſt der Fall, für den der Bürge Zahlung zu— 
gejagt hat, infolge ſolchen vertragwidrigen Verhaltens des Gläubigers einge- 
treten, ſo kann dieſer Rechte hierauf nicht ſtützen (JW. 1905, 720; VI. 73/10); 
es würde auch gegen Treu und Glauben verſtoßen, wollte er ſich in dieſem Sinne 
darauf berufen, daß er die im Verkehr gebotene Sorgfalt in eigenen Angelegen⸗ 

heiten nicht beobachte. — — — 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 22. Nov. 1915. VorſchVer. B. 
(Kl.) w. B. u. Gen. (OLG. Karlsruhe). VI. 152/15. Auch in RGEntſch. 87 

Nr. 75 S. 328. . 


233. Erlöſchen der für Güte und Einbringlichkeit einer abgetretenen 
Hypothek übernommenen Haftung durch Nachläſſigkeit 
des neuen Gläubigers. 


Vgl. 69 Nr. 6 m. N. 
BGB. 88 776. 437. 398. 


Der Beklagte trat 1899 eine für ihn auf dem Anweſen E 44 in A. einge- 
tragene Hypothek zu 2500 . an F. „unter Haftung für Beſtand, Güte und Ein⸗ 
bringlichkeit“ ab. Der Schuldner war bei der Beurkundung der Abtretung 
bei dem Notar mit anweſend und erklärte: „Ich nehme von der vorſtehenden 
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Zeſſion Kenntnis, bekenne die vorgenannte Summe nunmehr als Darlehn 
zu ſchulden und verpflichte mich, es von heute an mit 4% zu verzinſen und in 
halbjährigen Raten zu je 150 % vom 1. März 1900 an zurückzuzahlen“. Die 
Halbjahresraten wurden einige Jahre eingehalten und hierdurch das Dar⸗ 
lehn auf 1500 % vermindert. Nach dem Tode des Gläubigers F. trat deſſen 
Witwe 1913 die Forderung an ihre Tochter unter Haftung für den Beſtand, 
aber ohne weitere Gewähr ab. Der Schuldner zahlte bis März 1915 die 
Zinſen ordnungmäßig, an dieſem Tage aber erklärte er, außer Stande zu ſein, 
von jetzt an Zinſen oder Hauptſache zu zahlen. Die gegen ihn verſuchte Zw.⸗ 
Vollſtreckung war ohne Erfolg. Der Kläger nahm deshalb den Beklagten auf 
Grund der 1899 übernommenen Haftung für Güte und Einbringlichkeit der For⸗ 
derung auf Zahlung in Anſpruch; in beiden Inſtanzen ohne Erfolg. Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Übernahme der Haftung für Güte und Einbringlichkeit der Forde⸗ 
rung, zu der ſich der Beklagte in der Urkunde v. 14. Aug. 1899 dem Zeffionar 
F. gegenüber verſtanden hat, ſtellt ſich nach dem hier maßgebenden gemeinen 
Recht als ein Garantieverſprechen dar, das ſich ſeiner Natur nach von der 
Bürgſchaft in weſentlichen Punkten unterſcheidet. Ob und inwieweit die 
Grundſätze des Bürgſchaftsvertrages auf die Übernahme einer Gewährleiſtung 
der hier fraglichen Art entſprechende Anwendung zu finden haben, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Bei richtiger Auslegung des von dem Beklagten gegebenen 
Garantieverſprechens erweiſt ſich ohne Heranziehung jener Grundſätze der 
Klaganſpruch von ſelbſt als unbegründet. In der Urkunde vom 14. Aug. 1899 
hat Beklagter, wenn man nur den Wortlaut und die räumliche Anordnung 
ihres Inhalts ins Auge faßt, allerdings für Güte und Einbringlichkeit der 
Hypothek zu 2500. % ſchlechthin, ohne Einſchränkung gehaftet. Sieht man 
von dem übrigen Inhalt der Urkunde ab, ſo hat er alſo dafür garantiert, daß die 
Hypothek an Haupt⸗ und Nebenſache keinen Ausfall erleide, wenn das Kapital 
nach Belieben des Zeſſionars zur Kündigung kommen werde. Zeitlich und 
räumlich folgt in der Urkunde der Abtretung die Vereinbarung zwiſchen F. 
und dem Schuldner nach, daß die 2500 % als Darlehn geſchuldet und in halb⸗ 
jährlichen Teilbeträgen von 150 & abbezahlt werden ſollen. Betrachtet man 
die beurkundeten Vorgänge vom Standpunkte des wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hangs aus, ſo kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die drei Parteien, die 
gemeinſam beim Notar erſchienen waren, die von ihnen abzugebenden, natur⸗ 
gemäß vorher von ihnen in allen Einzelheiten beſprochenen Erklärungen als 
korreſpektive betrachteten, daß der Beklagte von der Bereitwilligkeit des Schuld⸗ 
ners zu Teilzahlungen ſchon bei Beurkundung der Abtretungserklärung aus⸗ 
ging und daß er nur mit Rückſicht auf das Verſprechen von Teilzahlungen 
die dadurch weſentlich geminderte Haftung für Einbringlichkeit des Hypo⸗ 
thekenkapitals übernahm, das, wie er ebenfalls wußte, in eine Darlehnsſchuld 
umgewandelt werden ſollte. 
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Der Wille des Zedenten und des Zeſſionars ging demgemäß dahin, daß 
die Haftung für Einbringlichkeit der Forderung nicht länger dauern ſolle als 
bis zu dem Zeitpunkt, in welchem bei pünktlicher Einhaltung der Teilzahlungen 
das Kapital getilgt geweſen wäre, d. i. bis zum Jahre 1908. Wenn F., ohne 
die Genehmigung des Garanten einzuholen, im Jahre 1904 auf Einhaltung der 
Abzahlungsfriſten und auf die Abzahlung ſelbſt aus irgendeinem Grunde ver⸗ 
zichtete, ſo war jedenfalls vom Jahre 1908 an die Haftung des Beklagten 
erloſchen. Er war alſo zur Zeit der Klagerhebung nicht mehr verpflichtet, 
den Kläger für etwaigen Ausfall an der Hypothek ſchadlos zu halten. 

War das Garantieverſprechen des Beklagten ſchon zu der Zeit erloſchen, 
als F. noch Gläubiger der Hypothek war, ſo kann ununterſucht bleiben, ob 
nicht die Gewährleiſtungsverpflichtung des Beklagten ſpäter dadurch ihre 
Rechtswirkſamkeit verloren hat, daß die Erbin des F. die Hypothek dem Kläger 
„unter Haftung für den Beſtand der Forderung, aber ohne weitere Gewähr“ 
übertrug, daß alſo für ſie der Fall der Schadloshaltung nur dann noch ein— 
treten konnte, wenn ſie die Hypothek wieder erwarb, was nicht geſchah (vgl. 
OL GRſpr. 9, 61ff.; anderſeits RGEntſch. 72, 138 ff.).“ 


Urteil des OLG. Augsburg v. 15. Juni 1916. L. 184/15. F. 


234. Verletzung durch ein aus einem Tiergarten ausgebrochénes Stück 
Wild; haftet der Eigentümer des Gartens als Tierhalter d 


BGB. 88 833. 960. 


Der Kläger behauptete, er ſei am 28. Mai 1910 auf der an den Rehpark 
des Beklagten vorbeiführenden Straße von einem dieſem Park entſtammenden 
Rehbock angefallen und erheblich verletzt worden. Der Bock habe zunächſt 
außerhalb des den Park umgebenden Gitters geſtanden und gegen ein im 
Park ſtehendes Reh geſtoßen. Er, Kläger, ſei ruhig ſeines Weges gegangen; 
plötzlich ſei der Bock ihm nachgekommen, habe ihn von hinten her gegen das 
Bein geſtoßen und zu Boden geworfen. Dabei habe er die Verletzungen er⸗ 
litten, infolge deren er erwerbsunfähig geworden ſei. Bei dem Unfall ſei 
auch fein Anzug, der einen Wert von 35 „ gehabt habe, unbrauchbar geworden. 
Der Kläger verlangte vom Beklagten die Erſtattung dieſer 35 % und die 
Zahlung einer Jahresrente von 1500 %, ferner beantragte er feſtzuſtellen, 
daß der Beklagte verpflichtet ſei, ihm allen aus dem Unfall weiter entſtehenden 
Schaden zu erſetzen. — Das Landgericht wies die Klage ab; das Oberlandes⸗ 
gericht erklärte den Klaganſpruch, ſoweit er auf Erſatz des dem Kläger bereits 
entſtandenen Schadens gerichtet war, dem Grunde nach für gerechtfertigt 
und entſprach auch dem Feſtſtellungsbegehren des Klägers. Das Reichsgericht 
hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 
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„Das Ber.⸗Gericht führt aus: es ſei erwieſen, daß der Rehbock, der den 
Kläger verletzt hat, zu dem Gehege des Beklagten gehört habe, aus dem er 
erſt kurz vor dem Unfall ausgebrochen ſei. Er ſei als gezähmtes Tier i. S. 
des § 960 Abſ. 3 BGB. anzuſehen. Da der Bock, bevor er den Kläger ange- 
griffen habe, an dem Parkgitter geſtanden und gegen ein hinter dem Gitter 
ſtehendes Reh geſtoßen habe, ſo habe er die Gewohnheit, an den ihm be⸗ 
ſtimmten Ort zurückzukehren, noch nicht abgelegt gehabt, er ſei alſo noch nicht 
herrenlos geworden. Der Beklagte hafte deshalb als Tierhalter nach $ 833 BGB. 
für den dem Kläger bereits entſtandenen und weiter etwa noch entſtehenden 
Schaden. 

Dieſe Begründung gibt in verſchiedenen Richtungen zu rechtlichen Bedenken 
Anlaß. Es iſt zunächſt nicht richtig, wenn das Ber.⸗Gericht die Frage, ob der Be⸗ 
klagte Tierhalter i. S. des §833 BGB. war, lediglich aus §8 960 BGB. entſcheidet, 
denn dieſe Vorſchrift regelt nur die Eigentumsfrage, während dieſe für das 
Tierhalterverhältnis, das tatſächlicher Natur iſt, der entſcheidenden Bedeutung 
entbehrt (RGEntſch. 55, 164. 165; IW. 1911, 279%). Dieſer Mangel würde 
allerdings nach Lage der Umſtände nicht zur Aufhebung des Urteils führen. 
Denn wenn der Rehbock in der Tat ein „gezähmtes“ Tier i. S. des 8 960 
Abſ. 3 BGB. war und wenn einwandfrei feſtgeſtellt wäre, daß er zur Zeit 
des Unfalls die Gewohnheit, an den ihm beſtimmten Ort zurückzukehren, 
noch nicht abgelegt hatte, ſo würde die Annahme, daß der Beklagte in jenem 
Zeitpunkt auch noch Tierhalter war, rechtlich nicht zu beanſtanden ſein. Da 
nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt ein Dritter als Tierhalter nicht in Frage 
kommt, ſo würde der Beklagte damals noch die tatſächliche Verfügungsgewalt 
über das Tier gehabt haben (vgl. Motive 3, 373 zu 2; ROSE. 48, 386). Allein 
jene Feſtſtellung iſt rechtlich nicht haltbar. Wilde Tiere ſind grundſätzlich 
herrenlos (8 960 Abſ. 1 Satz 1). Nur dann ſteht ein wildes Tier im Beſitz und 
Eigentum des Menſchen, wenn ſeine natürliche Freiheit durch Gefangen— 
ſchaft aufgehoben iſt; dies iſt nach dem Standpunkt des Geſetzes auch dann 
der Fall, wenn es in einem ‚Tiergarten‘ gehalten wird (8 960 Ab}. 1 Satz 2) 
oder wenn es, ohne durch eine äußere Anſtalt in ſeiner Bewegungsfähig- 
keit beſchränkt zu ſein, ſo abgerichtet (gezähmt) worden iſt, daß es an den ihm 
beſtimmten Ort zurückkehrt (jo Motive zu § 905 Entw. 3, 372 zu b). In 
erſtem Fall wird alſo das Tier, wie es von Schriftſtellern ausgedrückt iſt, 
durch phyſiſche Mittel, im zweiten lediglich durch die Gewöhnung an eine 
beſtimmte Ortlichkeit pſychiſch beherrſcht. Das Ber. Gericht hat dieſe beiden 
Fälle nicht auseinander gehalten. Es iſt gewiß möglich, daß ſich ein gezähmter 
Rehbock in einem Tiergarten befindet, aber daraus allein, daß der bis dahin 
im Rehpark des Beklagten gefangen gehaltene Bock ſich zur Zeit des nach der 
Feſtſtellung des Ber.-Gerichts kurz nach ſeiner Entweichung erfolgten Unfalls 
in der Nähe dieſes Rehparks befand, kann nicht geſchloſſen werden, daß er 
vorher die Gewohnheit gehabt hatte, an den ihm beſtimmten Ort, den er 
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früher garnicht verlaſſen hatte, zurückzukehren, alſo gezähmt war. War er 
aber kein gezähmtes Tier, fo war, wenn man von dem vom Ber.-Gericht an- 
gewendeten § 960 BGB. ausgeht, die Frage, ob er herrenlos geworden war, 
nicht aus § 960 Abſ. 3, ſondern aus § 960 Abſ. 2 zu entſcheiden. Es kam alſo 
darauf an, ob der Beklagte das Tier unverzüglich nach der Entweichung ver⸗ 
folgt und dieſe Verfolgung bis zum Unfall fortgeſetzt oder ob er ſie damals 
ſchon aufgegeben hatte. Vom Standpunkt des § 960 BGB. aus wäre ferner 
zu prüfen geweſen, ob der Rehpark des Beklagten als ‚Tiergarten‘ i. S. dieſer 
Vorſchrift angeſehen werden kann. Nicht jeder Wildpark iſt ein Tiergarten 
in dieſem Sinne (vgl. Prot. der 2. Komm. 3, 254). Es kommt vielmehr dar⸗ 
auf an, ob der zur Feſthaltung des eingehegten Wildes umſchloſſene Raum 
nach der Geſamtheit der zur Einſchließung getroffenen Vorrichtungen geeignet 
iſt, die Gefangenſchaft des Wildbeſtandes zu begründen (RGSt. 42, 75). 

Aus dieſen Gründen unterliegt das Urteil der Aufhebung. Das Ber.- 
Gericht wird unter Berückſichtigung der erörterten Geſichtspunkte anderweit 
zu prüfen haben, ob der an zur Zeit des Unfalls ‚Tierhalter‘ i. S. des 
§833 BGB. war. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 30. März 1916. K. (Bkl.) w. Z. 
(OLG. Düſſeldorf). IV. 426/15. 


235. Für die Eheſcheidung wegen Geiſteskrankheit find die Voraus- 
ſetzungen einer Entmündigung und der Geſchäftsunfähigkeit unerheblich. 
BGB. 88 1569. 61. 1042. 


— — — Unrichtig iſt es, wenn die Reviſion die Erforderniſſe einer 
Entmündigung wegen Geiſteskrankheit nach 86 Nr. 1 BGB. auch als Erforder⸗ 
niſſe der Eheſcheidung wegen Geiſteskrankheit nach § 1569 gelten laſſen will. 
Inwieweit der Geiſteskranke durch ſeine Krankheit in der Beſorgung ſeiner 
Angelegenheiten behindert wird, iſt nur bei der Entmündigung von Bedeutung 
und führt je nach dem Grade dieſer Beeinfluſſung ſeiner Geſchäftsbefähigung 
zur Feſtſtellung des einen oder des anderen Entmündigungsgrundes mit den 
ſich aus dieſer formellen richterlichen Feſtſtellung ergebenden, voneinander 
verſchiedenen materiellen Rechtsfolgen. Bei der Eheſcheidung wegen Geiſtes— 
krankheit kommt es dagegen ausſchließlich darauf an, ob die geiſtige Erkrankung 
die von den Vorausſetzungen der Entmündigung völlig verſchiedenen, aus— 
ſchließlich das Eheleben betreffenden Folgen gehabt hat, ſodaß in dem näm- 
lichen Falle die Vorausſetzungen der Entmündigung unerfüllt, die der Scheidung 
dagegen erfüllt ſein können. Es fällt deshalb im gegebenen Fall auch nicht ent— 
ſcheidend ins Gewicht, daß das gegen die Beklagte eingeleitete Entmündi— 
gungsverfahren mit einer Ablehnung der Entmündigung geendet hat. 
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Ebenſowenig wird die Feſtſtellung der Geiſteskrankheit dadurch in Frage 
geſtellt, daß der Ber.⸗Richter die Beklagte für geſchäftsfähig und darum auch 
für prozeßfähig hält. Auch in dieſer Beziehung ſchließt, wie das Reichsgericht 
wiederholt angenommen hat, die trotz vorhandener Geiſteskrankheit beſtehen 
gebliebene Fähigkeit eines Ehegatten, ſeine Angelegenheiten zu beſorgen, 
die Annahme nicht aus, daß gleichwohl die im § 1569 BGB. vorgeſehenen 
Folgen der Geiſteskrankheit eingetreten ſeien, die Scheidung wegen Geiſtes⸗ 
krankheit daher mit Recht beantragt ſei. Auf dieſem Rechtsſtandpunkt ſtehen 
insbeſondere die Urteile des Senats IV. 608/04 v. 8. Mai 1905 und IV. 
434/08 v. 1. April 1909. 

Somit läßt ſich die Feſtſtellung des Ber.-Gerichts, daß die Geiſteskrank⸗ 
heit der Beklagten während der Ehe ununterbrochen mehr als drei Jahre be⸗ 
ſtanden hat, rechtlich nicht beanſtanden. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 7. Febr. 1916. Schw. w. Schw. 

(OLG. Darmſtadt). IV. 297/15. 5 


236. Bedeutung eines ſog. Primafacie-Beweiſes bei einem 
Schiffzuſammenſtoß. 
Vgl. 64 Nr. 157; 70 Nr. 151. 
HGB. 3 734. 


Am 21. Febr. 1912 fuhr der dem Beklagten gehörige Dampfer „Tiger“ 
mit einer Schute im Anhang durch den Reiherſtieg. Hierbei brach infolge 
ſtarken Gierens der Schute der Haken der Schleppkette, und die frei gewordene 
Schute rannte, nach rechts, auf den an der Werft der Klägerin ſtilliegenden, 
im Bau begriffenen klägeriſchen Dampfer Bahia Blanca, der auf dieſe Weiſe 
beſchädigt wurde. Nach Anſicht des Beklagten war das ſtarke Gieren der Schute 
verurſacht worden durch unvorſichtiges Fahren andrer Dampfer; beſonders 
ſoll der dem Nebenintervenienten P. gehörige Schleppdampfer „Auguſt 
Peters“ den Schleppzug des Beklagten mit ſtarker Fahrt und in großer Nähe 
überholt und hierdurch einen erheblichen Sog auf die Schute ausgeübt haben. 
Klägerin machte den Beklagten für den entſtandenen Schaden verantwort⸗ 
lich, indem ſie ihm oder der Schlepperbeſatzung u. a. vorwarf, daß das Schlepp⸗ 
geschirr nicht in Ordnung, insbeſondere der Haken zu ſchwach geweſen ſei. 
Der Beklagte beſtritt jedes Verſchulden auf ſeiner Seite, er legte den gebrochenen 
Haken vor und ſührte aus, daß dieſer keine erkennbaren Mängel gehabt habe 
und ſein Bruch durch das ſchnelle Fahren des Auguſt Peters ausreichend er⸗ 
klärt werde. — In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen; das Ber.⸗Gericht 
erklärte den Klaganſpruch für gerechtfertigt; das Reichsgericht hob jedoch das 
Ber.⸗Urteil auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 
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„— — — Die Feſtſtellung eines Verſchuldens auf Seiten des Beklagten 
wegen eines Mangels des Schlepphakens iſt nicht frei von Rechtsirrtum. Aller⸗ 
dings liegt ein Primafacie-Beweis gegen den Beklagten inſofern vor, als 
das Anrennen des ſtilliegenden Dampfers Bahia Blanca durch den von ſeinem 
Dampfer Tiger geſchleppten Kahn eine Ordnungswidrigkeit darſtellt, die ſeine 
Entſchuldigung erfordert. Der Primafacie⸗Beweis hat aber, wie in RGentſch. 
69, 432 und auch ſonſt mehrfach vom Reichsgericht dargelegt iſt, nicht die Be⸗ 
deutung einer geſetzlichen Vermutung des Verſchuldens, welches nur durch 
einen vollen Gegenbeweis zu beſeitigen wäre, ſondern es genügt, daß Beklagter 
Umſtände darlegt und glaubhaft macht, welche den gegen ihn vorliegenden 
Verdacht eines Verſchuldens zu entkräften geeignet ſind, ſo daß ſich die Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit eines Herganges ergibt, der ein Verſchulden nicht bedingt, mag 
auch die Möglichkeit eines ſolchen nicht ausgeſchloſſen ſein. Im Widerſpruch 
mit dieſer Rechtsauffaſſung legt das Ber.⸗Gericht dem Beklagten den denkbar 
ſtrengſten Gegenbeweis auf, indem es ihn für ſachfällig erklärt, wenn auch nur 
eine entfernte Möglichkeit ſeines Verſchuldens beſtehen bleibe. Der Beklagte 
hat glaubhaft dargelegt, daß der große Schlepper Auguſt Peters in ganz geringer 
Entfernung und mit großer Schnelligkeit ſeinen Schleppzug paſſiert und da⸗ 
durch einen ſehr ſtarken Sog auf die Schute ausgeübt hat, welcher zunächſt das 
Vorwärtstreiben der letzteren und dann beim Wiederzurückgehen einen ſtarken 
Ruck auf die Schlepptroſſe hervorrief. Der Sachverſtändige Schr. hält dieſen 
ſtarke Sog, der auf einem Verſtoß auf ſeiten des Auguſt Peters beruht, für die 
Haupturſache des Bruches, in zweiter Linie führt er ihn auf die von vornherein 
beſtehende Neigung der Schute zum Gieren zurück. Der Beklagte hat den Haken 
zur Unterſuchung vorgelegt, und es iſt bisher nicht feſtgeſtellt, daß er einen 
äußerlich erkennbaren Mangel hatte. Damit hat der Beklagte feiner Entſchuldi⸗ 
gungspflicht, ſoweit der Mangel des Hakens in Betracht kommt, voll genügt. 
Erfahrunggemäß können derartige Haken bei ſtarker Beanſpruchung brechen, 
ohne daß der Schleppunternehmer oder der Schlepperführer dafür verant— 
wortlich zu machen iſt — — — 

Hiernach erſcheint der in dem Anrennen liegende Primafacie-Beweis 
durch den Bruch des Hakens, und der in letzterem etwa zu findende Verdacht 
einer mangelhaften Ausrüſtung des Schleppers durch die glaubhaft darge— 
legten beſonderen Umſtände des Falles an ſich ausgeräumt, und es kann ein 
Verſchulden des Beklagten oder ſeines Schlepperperſonals bezüglich des Schlepp⸗ 
geſchirrs nur angenommen werden, wenn ein beſtimmter Mangel desſelben 
und zugleich eine Nachläſſigkeit feſtgeſtellt wird. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 1. Mai 1915. St. (Bkl.) w. R. 

Schiffsw. (OLG. Hamburg). I. 3/15. 
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II. Verfahren. 


237. Wertfeſtſetzung als Ferienſache. 
Vgl. 53 Nr. 122. 
GVG. $ 204. 


Der Wert des Streitgegenſtandes war für die Ber.⸗Inſtanz auf 20—60 .K 
feſtgeſetzt worden. Die Beſchwerde des Prozeßbevollmächtigten der Klägerin 
verlangte Erhöhung auf 1000 4. Die Beſchwerde wurde zugelaſſen. Aus 
den Gründen: 

„Die Beſchwerde iſt als Ferienſache zu behandeln. Im GerVerfGeſetz iſt 
allerdings nicht beſtimmt, daß die Wertfeſtſetzung Ferienſache ſei. Nach $ 204 
GWG. in der Faſſung der Novelle v. 1. Juni 1909 ſind aber die Ferien ohne 
Einfluß auf das Koſtenfeſtſetzungs-Verfahren. Die Streitwertfeſtſetzung bildet 
nun die Grundlage für das Koſtenfeſtſetzungs-Verfahren; eine abſchließende 
Entſcheidung über die Höhe der der einen Partei von dem Gegner zu erſtattenden 
Prozeßkoſten kann nicht erfolgen, ſolange nicht die Höhe des Streitwerts end— 
gültig beſtimmt iſt. Soll daher die Koſtenfeſtſetzung in den Ferien möglich 
ſein, ſo muß auch die Wertfeſtſetzung in den Ferien erfolgen können. Unerheb⸗ 
lich iſt dabei, daß die Klägerin im vorliegenden Fall die Koſten bis zum 1. No⸗ 
vember geſtundet hat; dieſer Umſtand hindert fie nicht, ſofort die Koſten feft- 
ſetzen zu laſſen und N darf er auch die Wertfeſtſetzung nicht ver⸗ 
zögern. — — —“ 

Beſchluß des OLG. zu Roſtoc (Ferienſen.) v. 25. Juli 1916. H. w. Kl. 

40 J. 16. Kn. 


238. Sur gemeinſchaftlichen Ausübung des Berufs verbundene 
Anwälte haften geſamtſchuldneriſch nur auf dem Berufsgebiet. 
Vgl. 70 Nr. 132. 

NAD. § 28; BGB. 425. 

Der Kläger forderte von den drei Beklagten, die früher in M. gemein⸗ 
ſchaftlich den Anwaltsberuf ausübten, als Geſamtſchuldnern Schadenerſatz 
mit der Begründung, daß er im Jahre 1909 durch fahrläſſig falſche Auskünfte 
des — ſoweit hier in Betracht kommend — Beklagten M. zur Gewährung 
von Darlehn an die Eheleute Gr. beſtimmt worden ſei, die über Mittel zur 
Rückzahlung nicht verfügten. — Das Oberlandesgericht hob auf die Berufung 
des Klägers das klagabweiſende Urteil des Landgerichts auf und erklärte den 
Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. Die Reviſion des Beklagten 
M. wurde als unzuläſſig verworfen. Die andern beiden Beklagten verfolgten 
mit der Reviſion den Antrag, das angefochtene Urteil, ſoweit es ſie betraf, 
aufzuheben und die Berufung des Klägers zurückzuweiſen. Es wurde dieſem 
Antrage gemäß erkannt. Aus den Gründen: 
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„— — — Unbeſtrittenermaßen bot der Ingenieur Gr. dem Kläger, 
als er ihn um die Gewährung eines Darlehns von 8000 „ erſuchte, die Geſchäfts⸗ 
anteile als Sicherheit an, mit denen er und ſeine Ehefrau an der Internat. 
Reklamegeſellſchaft m. b. H. in C. beteiligt waren. Wegen der Einholung von 
Auskünften über die Sicherheit verwies Gr. den Kläger an die Kanzlei der 
Beklagten, denen er für einen von ihm gegen die Reklamegeſellſchaft geführten, 
damals noch ſchwebenden Rechtsſtreit Vollmacht erteilt hatte. Bei der Rüd- 
ſprache, die auf dieſe Veranlaſſung hin der Kläger mit dem Beklagten M. 
nahm, erklärte er dieſem, er mache das Geſchäſt mit den Gr.ſchen Eheleuten 
nur, wenn es ohne Riſiko ſei. Die Aufſchlüſſe, welche ihm hierauf M. gab, 
waren inſofern unrichtig, als M. in bezug auf die Reklamegeſellſchaft ver— 
ſicherte, daß ſie gut ſei, und als er dem Kläger keine Mitteilung davon machte, 
daß Gr., abgeſehen von der Beteiligung an dieſem Unternehmen, vermögens— 
los ſei. Das Ber.⸗Gericht nimmt nun an, daß durch die Inanſpruchnahme und 
die Erteilung der Auskunft ein Vertragsverhältnis zwiſchen den Parteien 
begründet worden ſei, auf Grund deſſen die Beklagten für die ſchuldhaft falſche 
Raterteilung eines jeden von ihnen als Geſamtſchuldner zu haften hätten, 
und zieht hieraus die Folgerung, daß die andern beiden Beklagten die von M. 
verſchuldeten unrichtigen Angaben vertreten müßten. Dieſe Beurteilung des 
Sachverhalts wird der beſonderen Lage des Falles nicht gerecht. 

In dem Urteil RGeEntſch. 85, 306 (in Seuff A. 70 Nr. 132) iſt allerdings 
dargelegt worden, daß zwei Rechtsanwälte, die ſich zur gemeinſamen Berufs— 
ausübung vereinigt haben, als Geſamtſchuldner für den Schaden haftbar 
ſind, der durch das Verſchulden des einen von ihnen der Partei erwachſen iſt, 
die ſie mit der Wahrnehmung ihrer Rechte betraut hat. Dieſer Rechtsgrund— 
ſatz kommt jedoch dem Kläger nicht zuſtatten. Wie ſich die gemeinſchaftliche 
Betätigung der mehreren miteinander verbundenen Anwälte auf das Berufs- 
gebiet beſchränkt, ſo kann die in ihr zu erblickende Kundgebung an das Publikum 
nur dahin verſtanden werden, daß ſie ſich zu gemeinſchaftlichen Dienſtleiſtungen 
innerhalb der Grenzen des Anwaltsberufs erbieten. Wenn und ſoweit daher 
einer der Anwälte eine Auskunft unter Überſchreitung dieſer Grenzen erteilt, 
greift zwar nach Befinden eine vertragliche Haftung des Auskunfterteilenden 
ſelbſt, nicht aber auch der mit ihm verbundenen Anwälte Platz, die durch 
eine ſolche Betätigung ihres Berufsgenoſſen in Vertragsbeziehungen zu dem 
Auskunft Begehrenden überhaupt nicht treten. Die falſchen Angaben M.s 
betrafen aber lediglich Verhältniſſe, die dem wirtſchaftlichen, nicht dem Rechts⸗ 
gebiet angehören, deren Aufklärung auch nicht einmal durch die Beantwortung 
von Vorfragen rechtlicher Art bedingt war oder in einem ſonſtigen inneren 
Zuſammenhange mit den Aufgaben eines rechtskundigen Beraters ſtand. 
Mit Unrecht weiſt der Kläger demgegenüber darauf hin, daß M. im Namen der 
beiden andern Beklagten dem Kläger gegenüber die Verpflichtung übernommen 
habe, kraft der ihnen von den Gr.ſchen Eheleuten zu erteilenden General— 
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vollmacht über deren Geſchäftsanteile an dem C.er Unternehmen, ſoweit es 
die Sicherung der Darlehnsanſprüche des Klägers erfordert, zu verfügen, 
alſo wirtſchaftliche Intereſſen des Klägers wahrzunehmen. Selbſt wenn M. 
zur Übernahme einer ſolchen Verpflichtung von den beiden andern Beklagten 
ermächtigt war oder dieſe die Eingehung der Verpflichtung nachmals genehmigt 
haben, ſchließt weder das eine noch das andre zugleich eine Einverſtändnis⸗ 
erklärung der beiden Anwälte mit der Erteilung von Auskünften wirtſchaft⸗ 
licher Art durch M. in ſich. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 26. Mai 1916. v. P. u. Gen. m 

w. Th. (OLG. München). III. 47/16. 


239. Streitwert bei der Klage auf Feſtſtellung, daß ein mehrjähriger 
Pachtvertrag mit ſteigendem Pachtzins wirkſam angefochten ſei, 
auf Rückgabe der geleiſteten Sicherheit und auf Herausgabe der ein⸗ 
gebrachten Sachen. 
ZPO. 85 5. 6. 8; GKG. §§ 9. 9a. 


Die Kläger haben den mit der Beklagten geſchloſſenen Pachtvertrag über ein 
Kurhaus, in welchem der Pachtzins für das 1. Jahr auf 8000 ., für das 2. 
auf 10000 4 und für das 3. Jahr auf 12000 feſtgeſetzt war, wegen Irr⸗ 
tums angefochten. Sie beantragten die Feſtſtellung, daß das Pachtverhältnis 
nicht mehr beſtehe und Verurteilung der Beklagten zur Herausgabe der von 
ihnen geleiſteten Sicherheit und Freigabe der eingebrachten Sachen. 

Durch Beſchluß des Landgerichts zu W. iſt der Wert des Streitgegen⸗ 
ſtandes auf 30482 % feſtgeſetzt worden. Die Beſchwerde der Kläger richtet 
ſich dagegen, daß 

1. der Wert des einjährigen Pachtzinſes mit 10482 14 angenommen 

worden iſt, welcher Betrag dem auf ein Jahr berechneten Durchſchnitts⸗ 
wert der ganzen noch laufenden Mietzeit entſpricht, und daß 

2. die mit der Klage geltend gemachten Anſprüche auf Feſtſtellung der 

Auflöſung des Pachtverhältniſſes, Herausgabe der geleiſteten Sicher⸗ 
heit und Zuſtimmung zur Wegnahme der von den Pächtern einge⸗ 
brachten Gegenſtände als „mehrere“ geltend gemachte Anſprüche 
mit 10482 + 10000 % + 10000 4 = 30482 / zuſammengerechnet 
worden ſind. 
Die Beſchwerdeführer wollen nur den für das laufende 1. Jahr ver⸗ 
einbarten Pachtzins von 8000.% als Streitwert anerkennen und die Werte 
der Sicherheit und der eingebrachten Sachen außer Berechnung gelaſſen 
haben, weil es ſich dabei lediglich um die Sicherſtellung der geltend gemachten 
Forderung durch vertragliches und geſetzliches Pfandrecht handle. 

Wegen des erſten Punktes iſt die Beſchwerde nicht begründet. 

Nach 8I GKG. ſind für die Wertberechnung die Vorſchriften der 88 3 
bis I ZPO. mit den dem 89 GKG. nachſtehenden Beſtimmungen maßgebend. 
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Während in 88 ZPO. beſtimmt iſt, daß bei dem Streit über das Beſtehen 
oder die Dauer eines Pacht- oder Mietverhältniſſes der Betrag des auf die 
geſamte ſtreitige Zeit fallenden Zinſes und, wenn der 25 fache Betrag des ein⸗ 
jährigen Zinſes geringer iſt, dieſer Betrag für die Wertberechnung entſcheidend 
iſt, gilt hinſichtlich der Gebührenberechnung der 8 9a GK G., wonach für einen 
längeren als einjährigen Zeitraum der Wert auf den Betrag des einjährigen 
Zinſes zu berechnen iſt. Dieſe letztere Beſtimmung ſetzt alſo voraus, daß der 
Streit ſich auf einen längeren als einjährigen Zeitraum erſtreckt, und ordnet die 
Berechnung des „einjährigen“ Zinſes an und nicht die Berechnung des Miet— 
zinſes für das „laufende erſte Jahr“. Der Wortlaut des Geſetzes ſpricht daher 
ſchon gegen die Auslegung der Beſchwerdeführer. Aber auch die Vergleichung 
mit den Beſtimmungen in Abſ. 2 und 3 des 8 9a ergibt, daß der Geſetzgeber 
in allen Fällen des § 9a davon ausgegangen iſt, daß bei künftigen Bezügen von 
wechſelnder Größe der Jahresbetrag nach einem Durchſchnittsmaßſtabe feft- 
zuſtellen iſt (Rittmann GG. zu §8 9a Bem. 5 Abſ. 2). 

Wegen des zweiten Punktes iſt dagegen die Beſchwerde begründet. 

Die Parteien haben darüber geſtritten, ob das Pachtverhältnis aufgelöſt 
ſei und daher keine Forderung mehr beſtehe, für welche die Sicherheit und die 
eingebrachten Sachen hafteten, deren Herausgabe gefordert wird. Die Forde— 
rungen der Kläger auf Feſtſtellung der erfolgten Auflöſung des Vertrages, 
Herausgabe der Sicherheit und Zuſtimmung zur Wegnahme der Sachen 
betreffen wirtſchaftlich denſelben Gegenſtand und ſind daher nicht „mehrere“ 
zuſammenrechenbare Anſprüche i. S. des §5 3PO. Vielmehr kommt nach 
§6 ZPO. nur der Betrag der Forderung oder der Wert der Sicherheit und 
des Eingebrachten (des Pfandes), wenn dieſer geringer iſt, in Betracht, nicht der 
Betrag der Forderung und der Wert des Pfandes; 

RGeEntſch. 31, 386; JW. 1894, 2601; 96, 2702; Gruchot 54, 168; Wach 1, 387 Anm. 

67; Stein ZPO. zu § 6 Bem. II, 3 und zu 9 5 Bem. I Abſ. 3. 

Hiernach war unter Abänderung des angefochtenen Beſchluſſes der Wert 
des Streitgegenſtandes auf 10482 & feſtzuſetzen, im übrigen aber die Be⸗ 
ſchwerde zurückzuweiſen. 

Beſchluß des OLG. zu Frankfurt a. M. (3. Sen.) v. 18. Mai 1916. K. w. S. 
3 W. 45/16. Cr. 


240. Gerichtsſtand des Vermögens im Fall eines Hoſtenanſpruchs“ 
und einer Arreſtſicherheit.“ “ f 
Vgl. 59 Nr. 93 m. N.; auch 70 Nr. 145 S. 265. — gl. 50 Nr. 226; auch 51 Nr. 245 
m. N.; 52 Nr. 280. 
3PO. 88 23. 91. 923. 


Das Landgericht hat aus einem doppelten Grunde angenommen, daß 
ſich hier (in Hamburg) Vermögen des Beklagten befinde und das Gericht daher 
nach § 23 ZRO. zuſtändig ſei, einmal, weil der Beklagte im Vorprozeß der 
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Parteien ein obſiegliches Teilurteil gegen den Kläger erwirkt und damit, 
wenn darin auch nicht über die Koſten entſchieden ſei, einen Koſtenerſtattungs⸗ 
anſpruch gegen den Kläger erlangt habe, ſodann, weil zur Aufhebung eines 
vom Kläger gegen den Beklagten erwirkten Arreſtes von dieſem hier ein Betrag 
von 85 1 hinterlegt ſei, der vereinbartermaßen an Stelle der beſchlagnahmten 
Ware treten ſollte. In beiden Punkten iſt dem Landgericht zuzuſtimmen. 

Wann der obſiegenden Partei auf Grund der Vorſchrift des Geſetzes 
über die Koſtentragung (ZPO. 8§ 91) ein gegenwärtiges poſitives Recht auf 
Koſtenerſtattung gegen die unterliegende Partei derart entſtehe, daß es als 
ein Vermögensgegenſtand i. S. des 823 ZPO., und nicht etwa bloß als eine 
Ausſicht oder Anwartſchaft, anzuſehen ſei, erſcheint zweifelhaft und iſt ſtreitig 
(vgl. Gaupp-Stein Vorbem. II“ vor 891 ZPO.). Ohne weiteres darf ange- 
nommen werden, wie in dem vom Beklagten angeführten Urteile dieſes Ge- 
richts (OL GRſpr. 6, 374 a) erörtert iſt, daß mit der Erhebung einer Klage vor 
Erlaſſung eines Urteils nur die Möglichkeit eines Anſpruchs auf Koſtenerſtattung 
gegeben iſt. Fraglich dagegen erſcheint es, ob, wie dasſelbe Urteil, ferner der 
Beſchluß desſelben Gerichts in HanſGZ. 1902 Beibl. 228 und mehrere Urteile 
des Reichsgerichts (bei Gaupp-Stein a. a. O. Anm. 32. 33) verlangen, ſchon 
ein in Koſtenerſtattung verurteilendes, und wie einige meinen ſogar vorläufig 
vollſtreckbares Erkenntnis vorliegen müſſe, um das gedachte Vermögensrecht 
zu begründen. Das Landgericht nimmt das nicht an, ſondern hält ſchon das in 
der Hauptſache ohne Koſtenentſcheidung ergangene und rechtskräftig gewordene 
Teilurteil für ausreichend, um ein Recht auf Koſtenerſtattung als Vermögens⸗ 
objekt zu ſchaffen. Für dieſe Auffaſſung ſpricht, daß jetzt ſchon alle geſetzlichen 
Vorausſetzungen vorliegen, welche das Gericht nötigen, die aus formellen 
rechneriſchen Gründen hinausgeſchobene Koſtenentſcheidung zu erlaſſen und 
dem Kläger einen feinem rechtskräftigen Unterliegen mit etwa % des Streit- 
werts wenigſtens einigermaßen entſprechenden Koſtenteil aufzuerlegen. Es 
iſt ein tatſächliches Recht des Beklagten, als gegenwärtiger Vermögensgegen⸗ 
ſtand, zur Entſtehung gelangt, dem das Gericht bei der ev. zu beantragenden 
Koſtenentſcheidung gerecht werden muß. Die unumſtößliche Grundlage für 
die klägeriſche Koſtenerſtattungspflicht und den ihr entſprechenden Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruch des Beklagten liegt in dem rechtskräftigen Teilurteil vor. 
Der formelle Ausſpruch über die von dem abgewieſenen Kläger unter allen 
Umſtänden zu erſtattenden Koſten erſcheint im Hinblick auf 8 91 ZPO. als eine 
Anerkennung dieſes Rechts, aber begrifflich nicht zur Begründung des Rechts 
erforderlich. Das Gericht iſt keineswegs mehr in der Lage, ſich dieſem Ausſpruch 
zu entziehen. Es ſteht nicht etwa in ſeinem Ermeſſen. Auch nicht etwa nach 
§ 92 Abſ. 2 ZPO., ſelbſt wenn man einen beiderſeitigen Obſieg annehmen 
wollte, da ein Fall der dort dem Gericht gegebenen Befugnis, der einen 
Partei, hier dem Beklagten, die geſamten Prozeßkoſten aufzuerlegen, aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Auch die Vorſchrift, daß dem Gegner nur zur zweckentſprechen— 
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den Rechtsverteidigung notwendig aufgewendete Koſten zu erſetzen find, 
ſtellt nur die Höhe dieſer Koſten, nicht das Recht an ſich ins Ermeſſen des Ge— 
richts. Daß in jedem Anwaltsprozeſſe notwendige Koſten für den Gegner 
entſtehen, verſteht ſich von ſelbſt. Daß dem Beklagten alſo auf Grund des zu 
ſeinen Gunſten erlaſſenen Teilurteils nach § 91 ZPO. ein Recht auf Koſten⸗ 
erſatz gegen den Kläger zuſtand, läßt ſich nicht verkennen. 

Auch der andre vom Landgericht angeführte Grund, daß der vom Beklagten 
hier hinterlegte Betrag von 85 1 Vermögen desſelben darſtelle, welches den 
hieſigen Gerichtsſtand begründe, iſt durchſchlagend. Sollte auch, wie jetzt 
näher angegeben wird, der Betrag ſeitens der Anwälte des Beklagten in ihrem 
Namen hinterlegt ſein und deren Rechnungsverhältnis mit dem Beklagten 
keinen Anſpruch an die ihnen eingeſandte Hinterlegungsſumme für ihn übrig 
laſſen, ſo ändert das nichts an der gegenwärtigen Tatſache, daß ſich hier Ver— 
mögen des Beklagten befindet. Nach der Abſicht des Geſetzes und dem unbe— 
ſtrittenen Einverſtändnis der Parteien tritt die geleiſtete Sicherheit an die 
Stelle des Arreſtgegenſtandes und macht es keinen Unterſchied, ob die Sicher— 
heit vom Schuldner oder von einem Dritten geleiſtet iſt, denn fie ſoll ein Be— 
friedigungsmittel für die im Arreſtverfahren verfolgte Verbindlichkeit bilden 
(RGeEntſch. 34, 356, in Seuff A. 50 Nr. 226). 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 10. Febr. 1916. K. w. Sch. 

Bf. VI. 335/15. Nö. 


241. Gerichtsſtand für die Klage auf das Honorar für erteilten Unterricht. 
529 ZPO.; 88 269. 270 BGB. 


Der in München wohnende Kläger hatte im Auftrag der in A. lebenden 
Eheleute Sch. und ihrer Tochter der letzteren Geſangſtunden erteilt; er klagte 
das dafür geſchuldete noch rückſtändige Honorar beim Landgericht München I 
ein, weil das Stundengeld ſtets in München bezahlt worden und München 
beiderſeitiger Erfüllungsort ſei. — Das Landgericht wies die Klage wegen 
Unzuſtändigkeit ab; die Berufung des Klägers blieb erfolglos. Aus den 
Gründen: 

„Den geſetzlichen Erfüllungsort beſtimmen §8 269. 270 BGB.; behauptet 
der eine Vertragsteil einen vom geſetzlichen abweichenden Erfüllungsort, 
ſo trifft ihn hierfür die Beweislaſt. Im vorliegenden Rechtsſtreit kommt für 
die Beklagten als geſetzlicher Erfüllungsort A. in Frage. Daß der Kläger ver⸗ 
pflichtet war, die Stunden in München zu geben und anderſeits die Beklagten 
das Honorar auf eigene Koſten und Gefahr an den Kläger zu überſenden 
hatten, ändert am geſetzlichen Erfüllungsort der Beklagten nichts. Daß die 
Streitteile, ſei es ausdrücklich oder ſtillſchweigend, München als Erfüllungs⸗ 
ort für die Beklagten vereinbart hätten, dafür liegt keinerlei Nachweis vor; 
es kann dies auch nicht aus der Natur des dem Streit e liegenden 

Geufferts Archiv Bb. 71. 8. Folge Bb. 16 Heft 10. 
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Schuldverhältniſſes oder aus andern Umſtänden geſchloſſen werden. Auch 
eine vom Kläger angeführte Verkehrsgewohnheit, daß Unterrichtsſtunden da 
zu bezahlen ſeien, wo ſie genommen werden, würde nur für den ohnehin ge⸗ 
ſetzlich geregelten Beſtimmungsort für Zahlungen ſprechen, der aber nicht dem 
Erfüllungsort gleichſteht. Es hat daher auch auf den in dieſer Hinſicht ange⸗ 
botenen Sachverſtändigenbeweis nicht weiter anzukommen (§ 270 BGB.). 
Die Feſtſetzung eines einheitlichen Erfüllungsorts im Wege des Vertrages 
iſt ſohin nicht erwieſen (RGeEntſch. 65, 332). 

Das Landgericht hat demnach gemäß § 29 ZPO. und §8 269. 270 BGB. 
mit Recht angenommen, daß die Einrede der mangelnden örtlichen Zuſtändig⸗ 
keit begründet iſt, und die Klage zutreffend abgewieſen, weshalb auch die 


Berufung zurückzuweiſen war. — — —“ 
Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 11. März 1916. Sch. w. Sch. 
L. 36/16. F—2. 


242. Wird der in Unkenntnis von der Pfändung zahlende Drittſchuldner 
von der Schuld freid 


Vgl. 61 Nr. 70; 63 Nr. 54. 
ZPO: $ 829 Abſ. 3; BGB. 38 407. 1275. 


Wegen einer vollſtreckbaren Forderung von 300 „ ließ der Kläger am 
29. Sept. 1913 durch Gerichtsvollzieher Gr. ſeinen Schuldnern, den Ehe⸗ 
leuten M., und deren Mieter K. die Benachrichtigung von der bevorſtehenden 
Pfändung der Mietzinsforderung zuſtellen. Der Ger.⸗Vollzieher traf K., 
der verreiſt war, nicht an, wohl aber die Vermieterin Frau M.; er ſtellte aber 
die Benachrichtigung an K. nicht dieſer, ſondern durch Niederlegung bei der 
Poſt zu. Am 1. Oktober ſandte K. ohne Kenntnis von dem Zahlungsverbot 
den Mietzins im Betrage von 60 / an Frau M. ein. Am 15. Oktober erwirkte 
der Kläger einen Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluß bezüglich der Miet⸗ 
zinsforderung, deſſen Zuſtellung am 20. desſ. Mon. erfolgte. Der Kläger 
erhob dann Klage auf Zahlung der 60 K gegen K., wurde aber vom Amts⸗ 
gericht und vom Landgericht abgewieſen, weil die Zuſtellung des Zahlungs⸗ 
verbots nicht den geſetzlichen Vorſchriften entſpreche. Jetzt beanſpruchte er 
wegen dieſer ſchuldhaften Amtspflichtverletzung des Ger.⸗Vollziehers vom 
Staat Erſatz ſeines Schadens. — Das Landgericht wies die Klage ab, ſoweit 
ſie auf Erſatz der Koſten der Vorpfändung und der Pfändung gerichtet war, 
und verurteilte im übrigen den Beklagten nach dem Klagantrage. Die Berufung 
des Beklagten wurde zurückgewieſen; das Reichsgericht hob jedoch auf und 
verwies zurück. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Die Parteien ſind darüber einig, daß die Zuſtellung der Benachrichti⸗ 
gung von der bevorſtehenden Pfändung v. 29. Sept. 1913 an den Dritt⸗ 
ſchuldner K. unwirkſam war, weil die Erſatzzuſtellung an die Vermieterin er⸗ 
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folgen konnte und deshalb die Zuſtellung durch Niederlegung bei der Poſt 
nicht zuläſſig war (Z PO. 8182, 8 181 Abſ. 2). — — — Die Reviſion wendet 
ſich auch nicht gegen die Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß der Ger.⸗Vollzieher 
Gr. durch die Vornahme jener Zuſtellung eine ihm, dem Kläger, gegenüber ob- 
liegende Amtspflicht fahrläſſig verletzt habe., Auch das iſt zu billigen. — — — 

Der Beklagte beſtreitet aber, daß dem Kläger ein Schaden erwachſen ſei, 
mit der Begründung: auch wenn die Zuſtellung ordnungmäßig durch Erſatz⸗ 
zuſtellung an die Vermieterin erfolgt wäre, würde der Drittſchuldner K. am 
1. Okt. 1913 in Unkenntnis der Zuſtellung den Mietzins an die Vermieter ge⸗ 
zahlt und ſich dadurch auch dem Kläger gegenüber befreit haben. Wäre das 
richtig, ſo würde in der Tat ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen dem 
Verſchulden und dem Schaden zu verneinen ſein, da dem Kläger der Vorteil, 
den er durch die Zuſtellung erlangen wollte, auch bei ordnungmäßiger Zu- 
ſtellung nicht zugefallen ſein würde (vgl. das Urteil des erkennenden Senats 
v. 1. April 1913, III. 447/12, Gruchots Beitr. 57, 982). Das Ber. Gericht hat 
aber dieſen Einwand zurückgewieſen. Unter Bezugnahme auf die Ausführungen 
von Fabian in JW. 1914, 451 ff., die nach ſeiner Meinung durch die Gegen- 
ausführungen von Simon daſelbſt S. 721ff. nicht entkräftet werden, verneint 
es die in der Rechtſprechung, 

vgl. Urt. des OLG. Hamburg in OLGRſpr. 11, 185 und in Seuff A. 61 Nr. 70, das die 

Anſicht des Ber.⸗Gerichts teilt, anderſeits das eingehend begründete Urteil des 

OLG. Stuttgart in Rſpr. 16, 303 und in SeuffA. 63 S. 79 Nr. 54, 
und in der Rechtslehre ſehr beſtrittene Frage, ob der Drittſchuldner, der in 
Unkenntnis der durch Erſatzzuſtellung erfolgten Pfändung die gepfändete 
Forderung an ſeinen Gläubiger zahlt, dadurch auch dem Pfändungsgläubiger 
gegenüber befreit werde. 

Dieſe Anſicht wird von dem Beklagten mit Recht bekämpft. Ihm iſt zu⸗ 
nächſt darin beizupflichten, daß ſie zu unbilligen Ergebniſſen führt und daher 
nur dann der gegenteiligen Meinung vorzuziehen wäre, wenn ſie ſich aus den 
geſetzlichen Beſtimmungen mit Notwendigkeit ergäbe. Nach ihr müßte ein 
Drittſchuldner ſelbſt dann nochmals an den Pfändungsgläubiger zahlen, wenn 
er unmittelbar nach der Erſatzzuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes, zu einer 
Zeit, zu der er von dieſer ohne jedes Verſchulden aller in Betracht kommenden 
Perſonen noch keine Kenntnis erlangt hat, ſeinen Gläubiger befriedigt, z. B. 
wenn die Zuſtellung erfolgt, während er ſich bereits von ſeiner Wohnung oder 
von ſeinem Geſchäftszimmer entfernt hat, um den geſchuldeten Geldbetrag 
ſeinem Gläubiger zu überbringen. Der Schuldner kann nie wiſſen, ob nicht 
eine Pfändung der Forderung im letzten Augenblick erfolgen wird; er dürfte 
daher, wenn er ſichergehen wollte, nur in ſeiner Wohnung oder in ſeinen Ge⸗ 
ſchäftsräumen, in denen die Zuſtellung gemäß 88 180 ff. der ZPO. zu erfolgen 
hat, Zahlung leiſten, während doch Geldſchulden nach dem BGB. § 270 (vgl. 
Entſch. 78, 137) Bringſchulden ſind. Das Ergebnis, zu dem die Anſicht des 

30* 


420 242. Pfändung von Forderungen, 


Ber.⸗Gerichts führt, erſcheint daher unannehmbar. Demgegenüber kann man 
ſich auch nicht auf das entgegenſtehende Intereſſe des Vollſtr.⸗Gläubigers be⸗ 
rufen, denn dieſes iſt weniger ſchutzwürdig als das des an der Zw.⸗Vollſtreckung 
ſelbſt nicht beteiligten Drittſchuldners, zumal jener auch, da er die Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckung betreibt, leichter in der Lage iſt ſich zu ſichern als der Drittſchuldner. 
Die zu einem billigeren Ergebniſſe führende Anſicht der Reviſion hat auch 
die geſetzlichen Vorſchriften für ſich. Daß das Pfändungspfandrecht, ſoweit ſich 
nicht aus den Beſtimmungen der Prozeßordnung ein andres ergibt, nach 
8 804 3PO. unter den Pfandrechtsvorſchriften des bürgerlichen Rechts ſteht, 
iſt allgemein anerkannt; 
vgl. die Motive zur ZPO., 424, zum BGB. 3, 797; RGeEntſch. 57, 324; 60, 70; 61, 
Nr. 81 S. 333; JW. 1913, 101. N 
Für das Pfandrecht gilt nun aber nach 8 1275 BGB. in Verbindung 
mit 8407 der Satz, daß der Pfandgläubiger einer Forderung eine Leiſtung, 
die der Schuldner nach der Pfandbeſtellung an ſeinen Gläubiger bewirkt hat, 
gegen ſich gelten laſſen muß, es ſei denn, daß der Schuldner das Pfandrecht 
bei der Leiſtung kennt. Darnach iſt die obige Streitfrage zu bejahen, ſofern 
ſich nicht aus andern Beſtimmungen des Bürgerl. Geſetzbuchs oder aus der 
Zivilprozeßordnung die Unanwendbarkeit des 8407 auf das Pfändungspfand⸗ 
recht ergibt, und das iſt zu verneinen. Aus der Zivilprozeßordnung könnte nur 
die Beſtimmung des 8 829 Abſ. 3 in Betracht kommen, wonach mit der Zu- 
ſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an den Drittſchuldner die Pfändung als be⸗ 
wirkt anzuſehen iſt; ſie regelt aber nur die Entſtehung des Pfändungspfandrechts 
und den Zeitpunkt, in dem dieſes wirkſam wird, ohne etwas über die hier in 
Betracht kommende Frage zu ſagen, worin die Wirkungen beſtehen; dieſe iſt 
durch den bereits erwähnten § 804 ZPO. und die Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts geregelt. Nun hat allerdings der 1. Zivilſenat des RG. in einem 
Urteil (Entſch. 22, 410, in Seuff A. 45 Nr. 59), bei dem es ſich um die Frage 
der Wirkſamkeit der öffentlichen Zuſtellung eines Pfändungsbeſchluſſes an 
einen ausländiſchen Drittſchuldner handelte, ausgeſprochen: das Weſen der 
Zuſtellung, das grundſätzlich den Einwand des Nichtkennens ausſchließe, 
würde beeinträchtigt werden, wenn man das Nichtkennen der erfolgten öffent⸗ 
lichen Zuſtellung ſeitens des Drittſchuldners für beachtenswert erachten wollte. 
Und auch die 1. und die 2. BGB.⸗Kommiſſion find nach verſchiedenen Stellen 
der Motive (1, 214; 2, 112) und der Protokolle (1, 393 in Verbindung mit 
373; 2, 473 Anm. 2) der Anſicht geweſen, daß nach den Vorſchriften der Zivil⸗ 
prozeßordnung die Zuſtellung, auch eine Erſatzzuſtellung, ſelbſt und nicht die 
Kenntnis von dieſer entſcheidend ſei. In der Zivilprozeßordnung iſt aber 
keine Beſtimmung enthalten, nach der die Zuſtellung die Kenntnisnahme 
von dem Inhalt des zugeſtellten Schriftſtücks allgemein, auch für eine nach 
dem bürgerlichen Recht erforderliche Kenntnis, erſetzt. Mit den Vorſchriften der 
Prozeßordnung ſteht demnach die Anſicht der Reviſion nicht im Widerſpruch. 
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Ebenſowenig ſtehen ihr ſonſtige Beſtimmungen des Bürgerl. Geſetzbuchs 
entgegen. Das Ber.⸗Gericht beruft ſich in dieſer Hinſicht im Anſchluß an Fabian 
a. a. O. 453 auf die im § 1275 angezogene Beſtimmung des § 1070 Ab]. 2 
und die entſprechende Vorſchrift des § 2129 Abſ. 2, aus denen der allgemeine 
oder doch im Bereich des § 1275 geltende Grundſatz herzuleiten ſei, daß, wenn 
gerichtlich angeordnete Verfügungsbeſchränkungen an Forderungen dem Ver⸗ 
pflichteten zugeſtellt ſeien, dieſer ſich nicht mehr darauf berufen dürfe, daß er 
ſie nicht gekannt habe. Der § 1275 ſtellt aber nur für den Fall, daß dem die 
Rechte des Verpfänders verletzenden Pfandgläubiger die Ausübung des 
Pfandrechts durch gerichtliche Anordnung entzogen und einem Verwalter 
übertragen wird (ebenſo wie § 1070 Abſ. 2 und § 2129 Abſ. 2 für gerichtliche 
Anordnungen, die dem Nießbraucher die Ausübung des Nießbrauchs oder dem 
Vorerben die Verwaltung des Nachlaſſes entziehen), die Zuſtellung einer Mit⸗ 
teilung von der Anordnung der Kenntnis von dieſer für die Wirkſamkeit der 
Übertragung gleich. Aus dieſen für eigenartige Fälle getroffenen Sonder⸗ 
vorſchriften läßt ſich keineswegs jener allgemeine Grundſatz, vielmehr eher die 
Anſicht herleiten, daß ſich die Gleichſtellung von Zuſtellung und Kenntnis 
nicht von ſelbſt verſteht und außerhalb dieſer Sonderfälle nicht gilt. Dasſelbe 
läßt ſich von der Vorſchrift des § 392 im Vergleich mit $ 406 ſagen, nach denen 
für die Zuläſſigkeit der Aufrechnung nach der Abtretung der Zeitpunkt der Kennt⸗ 
nis von dieſer, dagegen für die Zuläſſigkeit der Aufrechnung nach der 
Beſchlagnahme der Zeitpunkt der Beſchlagnahme ſelbſt entſcheidet; aus der 
Unzuläſſigkeit einer Aufrechnung mit einer nach der Beſchlagnahme, aber vor 
der Kenntniserlangung erworbenen Forderung iſt die Wirkungsloſigkeit einer 
in dieſer Zwiſchenzeit erfolgten Leiſtung nicht zu folgern. Endlich iſt auch 
aus 8132 BGB. nichts für die Anſicht des Ber.⸗Richters zu entnehmen; die 
Zuſtellung erſetzt danach nur das Zugehen einer Willenserklärung, nicht 
deren Kenntnis; daß die im 8 407 geforderte Kenntnis des Schuldners von 
der Abtretung durch die Erſatzzuſtellung einer Benachrichtigung von dieſer 
erſetzt werde, beſtimmt der § 132 nicht. 

Schließlich iſt ein durchſchlagendes Bedenken gegen die Anwendbarkeit 
des $ 407 auf das Pfändungspfandrecht auch nicht aus der Regelung der Be⸗ 
weislaſt in dieſer Beſtimmung herzuleiten. Da die Zuſtellungsvorſchriften 
bedeutende Gewähr dafür bieten, daß der, an welchen die Zuſtellung erfolgt, 
auch alsbald von ihr Kenntnis erlangt, wird der nach $ 407 an ſich dem Pfän⸗ 
dungsgläubiger obliegende Beweis der Kenntnis des Drittſchuldners von der 
Pfändung durch eine ordnungmäßige Zuſtellung meiſt als geführt angeſehen 
werden können und der Drittſchuldner darlegen müſſen, daß er ausnahms⸗ 
weiſe keine Kenntnis erhalten habe. 

Das in dem Vorſtehenden von der Pfändung Geſagte gilt gemäß 8 845 
Abſ. 2 in Verbindung mit § 930 ZPO. ohne weiteres auch von der Ankündi⸗ 
gung der Pfändung des $ 845. 
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Iſt demnach ſchon auf Grund der 88 1275. 407 BGB. anzunehmen, daß 
der Drittſchuldner, der in Unkenntnis der Pfändung oder Vorpfändung an 
ſeinen Gläubiger zahlt, dadurch auch dem Pfändungsgläubiger gegenüber 
befreit wird, ſo bedarf es keines Eingehens auf die von dem Richter ebenfalls be⸗ 
kämpfte anderweitige Begründung dieſes Satzes auf Grund der §8 135 ff. BGB. 

Das Berufungsurteil iſt daher wegen Verletzung der 88 1275. 407 aufzu⸗ 
heben und die Sache zur Verhandlung und Entſcheidung an das Ber.-Gericht 
zurückzuverweiſen, weil noch keine Feſtſtellung darüber getroffen iſt, ob wirk⸗ 
lich auch bei ordnungmäßiger Zuſtellung der Drittſchuldner den Mietzins in 
Unkenntnis der Vorpfändung gezaht und die Vermieterin die Zahlung ange⸗ 
nommen haben würde. — — 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 21. Dez. 1915. Preuß. Staat (Bkl.) 
w. A. (KG. Berlin). III. 189/15. 


— — — — ũ— — 


243. Der Eintritt eines Schiedsrichters in den Kriegsdienſt iſt als 
Wegfall i. S. des $ 1051 SPO. anzuſehen. 


ZPO. 3 1031. 


Die Parteien hatten einen Schiedsvertrag geſchloſſen, der Antrags- 
gegner hatte den Baudirektor S. zum Schiedsrichter beſtellt. Eine Klage 
auf Zahlung von 11688 „ war vom Antragſteller, wie er behauptet, bereits 
am 10. Juli 1914 beim Schiedsgericht eingereicht worden, das Gericht war 
aber überhaupt noch nicht zuſammengetreten. Der Schiedsrichter S., der 
ſich als Hauptmann der Reſerve a. D. der Heeresverwaltung freiwillig zur 
Verfügung geſtellt hatte, war nämlich nach der Mobilmachung zunächſt Bahn⸗ 
hofskommandant in Harburg geweſen und dann dem Generalgouverne⸗ 
ment in Brüſſel zugeteilt. Der Antragſteller hatte zunächſt den Antrags- 
gegner aufgefordert ($ 1031 ZPO.), binnen einer Woche einen andern 
Schiedsrichter zu beſtellen. Nach fruchtloſem Friſtablauf beantragte er beim 
Landgericht die Ernennung eines Erſatzſchiedsrichters, indem er auf die Be⸗ 
ſtimmungen der §§ 1031. 1032 ZPO. Bezug nahm. — Das Landgericht 
wies den Antrag zurück. Auf die Beſchwerde des Antragſtellers wurde 
dieſer Beſchluß aufgehoben aus folgenden Gründen: 

„Da es ſich nicht um die Ablehnung eines Schiedsrichters handelt, 
kann es dahingeſtellt bleiben, ob S. die Erfüllung ſeiner Amtspflichten als 
Schiedsrichter dadurch „ungebührlich verzögert“ hat, daß er freiwillig in 
den Heeresdienſt eingetreten iſt (8 1032 ZPO.). Es bedarf aber auch keines 
Eingehens darauf, ob in dieſem Verhalten S.s eine Verweigerung der 
Amtsausübung ($ 1031 ZPO.) zu ſehen ſei. Der Schiedsrichter S. iſt 
nämlich als „weggefallen“ zu betrachten ($ 1031 8 P O.). Diejenige Partei, 
welche den Schiedsrichter ernannt hat, hat auf die Aufforderung des Gegners 
binnen einer Woche einen andern Schiedsrichter zu beſtellen, wenn der 
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ernannte Schiedsrichter ſtirbt oder aus einem andern Grunde wegfällt 
oder die Übernahme oder die Ausführung des Schiedsrichteramts verweigert 
($ 1031 ZPO.). In allen dieſen Fällen handelt es ſich alſo um Gründe, 
die in der Perſon des zum Schiedsrichteramt Berufenen liegen und die 
Durchführung des ſchiedsrichterlichen Verfahrens unmöglich machen. Was 
unter „Wegfall“ i. S. dieſer Vorſchrift zu verſtehen iſt, ſagt das Geſetz nicht 
ausdrücklich. Es würde aber auf eine Vereitelung des vom Geſetz erſtrebten 
Zwecks, die Durchführung des Verfahrens tunlichſt zu fördern, hinauslaufen, 
wenn man unter Wegfall nur den dauernden Wegfall anſehen wollte. 
Allerdings bedarf es keiner weiteren Ausführung, daß nicht jede, und ins⸗ 
beſondere nicht jede nur vorübergehende Behinderung des Schiedsrichters 
einen Wegfall darſtellt. Einem Wegfall für das ſchiedsgerichtliche Verfahren 
kommt es aber gleich, wenn der Schiedsrichter nach Art und Dauer ſeiner 
Behinderung nicht imſtande iſt, ſein Schiedsrichteramt in angemeſſener Zeit 
auszuüben. Ein längeres Warten auf die Behebung dieſes Hinderniſſes 
kann der am Fortgange des Verfahrens intereſſierten Partei nicht zuge⸗ 
mutet werden. 

Im vorliegenden Fall iſt der Schiedsrichter S. ſeit der Mobilmachung 
im Dienſte der Heeresverwaltung tätig, und das ſchiedsrichterliche Verfahren 
iſt deshalb nach der unwiderſprochenen Behauptung des Antragſtellers über⸗ 
haupt noch nicht vorwärts gekommen, obwohl die Klage bereits Anfang 
Juli 1914 eingereicht worden ſein ſoll. Es muß aber damit gerechnet 
werden, daß der Schiedsrichter noch auf lange Zeit hinaus militäriſch fo 
in Anſpruch genommen ſein wird, daß von ihm ein Tätigwerden als 
Schiedsrichter nicht erwartet werden kann. Jedenfalls fehlt es an jedem 
Anhalt dafür, daß er in abſehbarer Zeit aus ſeiner militäriſchen Stellung 
ausſcheiden wird. Unter dieſen Umſtänden liegt der Fall nicht anders als 
bei einem durch andauernde Erkrankung verhinderten Schiedsrichter, und 
für einen ſolchen Fall wird die Anwendbarkeit des § 1031 ZPO. allgemein 
bejaht (vgl. z. B. Stein ZPO. 1, Bem. 1. 1 zu $ 1031).— — —“ 

Beſchluß des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 11. März 1915. R. w. Entw.⸗ 
Verb. St.⸗L. WI. 25/15 Schlesw.⸗Holſt. Anz. 1915, 190. 


244. Der Bürge hat nicht neben dem Gläubiger Anſpruch auf 
Befriedigung im Konkurſe des Hauptſchuldners. 


Vgl. 69 Nr. 196 m. N. 
KO. 88 67. 68; BGB. $ 774. 
Das Landgericht folgt mit Recht den unwiderlegbaren Ausführungen der 
Verein. Zivilſenate des Reichsgerichts in RGEntſch. 14, 173 (Seuff A. 41 
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Nr. 323), wonach der Bürge, der den Gläubiger nach der Eröffnung des 
Konkurſes zum Vermögen des Hauptſchuldners teilweiſe befriedigt, am Kon— 
kurſe dann nicht teilnehmen darf, wenn der Gläubiger wegen ſeiner Reſt⸗ 
forderung durch die Konk.-Dividende — wie im vorliegenden Fall — nicht 
voll befriedigt wird. Nicht zutreffend aber iſt es, wenn das Landgericht aus 
den Zuſicherungen, die der Gemeinſchuldner Sch. vor Übernahme der bürg⸗ 
ſchaftweiſe vom Beklagten beſtellten Hypothek dieſem gegeben und die Sch. 
bei ſeinen Vernehmungen als Zeuge bekundet hat, den Schluß zieht, der 
Beklagte könne den Anſpruch auf Befreiung von der Hypothek, weil er auf 
einem beſonderen Verſprechen des Gemeinſchuldners beruhe, im Konkurſe. 
ſelbſtändig neben der Forderung der Gläubigerin geltend machen. 

Der Auslegung, die die §8 67. 68 KO. durch die Rechtſprechung und 
durch die Rechtslehre gefunden haben (vgl. Jaeger KO.“ 1, 714/715 8 67 
Anm. 5; Sächſel. 1907, 390) liegt der Gedanke zugrunde, daß die Konk.-Maſſe 
nicht zwei Gläubiger nebeneinander befriedigen dürfe, von denen der Haupt— 
ſchuldner außerhalb des Konkurſes nur entweder den einen oder den andern 
zu befriedigen hätte. Dieſer Erfolg, der gerade vermieden werden ſoll, würde 
aber auch eintreten, wenn, wie im vorliegenden Fall, der mitverhaftete Bürge 
Beteiligung im Konkurſe wegen ſeines ſelbſtändigen Anſpruchs auf Schuld— 
befreiung beanſpruchen könnte. Auch in einem ſolchen Falle handelt es ſich 
wirtſchaftlich nur um eine einmalige Schuldenlaſt. Der Gemeinſchuldner 
ſchuldet nicht neben feiner Schuld an den Hauptgläubiger noch einen be- 
ſonderen Geldbetrag an den Bürgen; vielmehr iſt ſeine Verpflichtung zur 
Schuldbefreiung gegenüber dem Bürgen nur die Kehrſeite ſeiner Schuld 
dem Hauptgläubiger gegenüber; mit der Erfüllung dieſer wird auch jene er- 
füllt, die ihrem Weſen nach garnicht anders als durch Befriedigung des Haupt- 
gläubigers erfüllt werden kann, mit dieſer aber auch von ſelbſt erliſcht. Folge— 
richtig führt denn auch Jaeger a. a. O. aus, daß der Mitverpflichtete auch 
dann nicht im Konkurſe des Hauptſchuldners zuzulaſſen ſei, wenn ſein An— 
ſpruch gegen dieſen auf einem beſonderen Rechtsverhältniſſe beruhe, da eben 
die Forderung des Hauptgläubigers und der Anſpruch des Bürgen auch bei 
Selbſtändigkeit der Entſtehungsgründe den Hauptſchuldner nicht zweimal 
nebeneinander, ſondern nur alternativ belaſten. 

Der Widerſpruch des Klägers gegen die ſtreitige Forderungsanmeldung 
des Beklagten war daher begründet und der Feſtſtellungsklage, deren prozeſ⸗ 
ſuale Vorausſetzungen gegeben ſind, in Beachtung der gegen das klagabwei— 
ſende Urteil eingelegten Berufung ſtattzugeben. — — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 21. März 1916. K. w. R. 

70. 132/15. f —e—. 


I. Bürgerliches Recht. 


245. Fuläſſige Ermächtigung des Abtretenden, die Forderung in 
eigenem Namen, aber für Rechnung des neuen Gläubigers einzuflagen. 


Vg. 66 Nr. 20 m. N.; auch 69 Nr. 258 m. N. 
BGB. 85 398. 675; ZPO. 3 253. 


Die klagende Firma F. & J. hatte für den Beklagten in den Jahren 
1904 und 1905 Maurerarbeiten ausgeführt, wofür ſie angeblich noch 4619,18. 
zu beanſpruchen hatte. Der Klagantrag war zunächſt auf Verurteilung des 
Beklagten zur Zahlung an die Klägerin ſelbſt gerichtet, nachdem jedoch vom 
Beklagten geltend gemacht worden war, daß die Klageforderung ſchon vor 
Erhebung der Klage an die Firma L. Pf. in C. abgetreten ſei, beantragte 
Klägerin, den Beklagten zur Zahlung an L. Pf. zu verurteilen. Der Beklagte 
beſtritt die Klageforderung und behauptete außerdem, daß ihm gegen die 
Klägerin noch eine Forderung für gelieferte Zimmerarbeiten zuſtehe. Dieſe 
Forderung war im Konkurſe, der inzwiſchen über das Vermögen der Klä⸗ 
gerin eröffnet worden war, vom Verwalter beſtritten worden; der Beklagte 
erhob deshalb, nachdem der Verwalter in den Prozeß eingetreten war, gegen 
dieſen Widerklage mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß die von ihm angemel- 
dete Forderung von 583,06 % Hauptgeld und 52,13 Zinſen zu Recht be⸗ 
ſtehe. — Die Klage wurde in den beiden erſten Inſtanzen durch Teilurteil 
abgewieſen. Das Reichsgericht hob auf und verwies die Sache an das Ber. 
Gericht zurück. Aus den Gründen: 

„Unſtreitig war die eingeklagte Forderung ſchon vor Erhebung der Klage 
von der Firma F. & J. an die Firma L. Pf. abgetreten. Der jetzt als Kläger 
auftretende Konk.⸗Verwalter hält ſich aber zur Fortführung des Prozeſſes 
mit dem Antrage, daß die Zahlung nicht an die Konk.-Maſſe, ſondern an 
die Firma L. Pf. erfolgen ſolle, für berechtigt. Nach dem Tatbeſtand 1. In⸗ 
ſtanz hatte er zur Rechtfertigung dieſes Standpunktes geltend gemacht, bei 
der Abtretung v. 18. Februar 1909 ſei mit der Firma Pf. vereinbart, daß 
die Zedentin zur Einziehung der Forderung berechtigt bleiben ſollte, die ein- 
gezogenen Gelder aber demnächſt an die Zeſſionarin abzuführen ſeien. In 

Seufferts Archiv Bd. 71. 3. Folge Bd. 16. Heft 11. 31 
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der Ber.⸗Inſtanz hat der Konk.⸗Verwalter ſeine Klagebefugnis auf eine „Er⸗ 
mächtigung“ von ſeiten der Zeſſionarin geſtützt und behauptet, daß eine ſolche 
Ermächtigung nicht nur bei der Abtretung, ſondern auch ſpäter wiederholt 
erteilt und beſtätigt worden ſei. 

Der Ber.⸗Richter erachtet die Vereinbarung über die Einziehung der 
Forderung durch die Zedentin für nichtig. Er führt aus, Gläubigerrecht und 
Klagerecht könne nicht getrennt werden. Neben dem Forderungsrecht des 
Gläubigers gegen den Schuldner könne das Recht eines Dritten, die Forde⸗ 
rung in eigenem Namen einzuziehen, nicht beſtehen. Das Recht der Ein⸗ 
ziehung in eigenem Namen ſei ein Beſtandteil des Forderungsrechts und 
eine Ablöſung dieſes Beſtandteils ſei unzuläſſig. Übrigens ſei auch prozeß⸗ 
rechtlich die Möglichkeit nicht gegeben, Rechte einem andern zur Einklagung 
in eigenem Namen zu überlaſſen. N 

Die Reviſion widerſpricht dieſen Ausführungen. Sie rügt Verletzung 
des § 398 BGB. und wirft dem Ber.⸗Richter vor, daß er den Grundſatz der 
Vertragsfreiheit verkannt habe. Es beſtehe weder materiellrechtlich noch pro⸗ 
zeſſual ein Hindernis, daß jemand eine Forderung abtrete, gleichzeitig ſich aber 
die Einziehung und Abführung der Gelder an den Zeſſionar vorbehalte. 
Keinesfalls könne die Rechtswirkſamkeit einer nach der Übertragung liegen⸗ 
den Inkaſſozeſſion, wie ſie nach Anſicht der Reviſion vom Kläger behauptet 
worden ſei, beanſtandet werden. 

Die rechtliche Auffaſſung des Ber.-Richters kann nicht gebilligt werden. 
Anzuerkennen iſt nur, daß eine Verabredung, wonach das Recht der Ein⸗ 
ziehung in eigenem Namen auf den Zeſſionar überhaupt nicht übergehen, 
ſondern dauernd und bedingunglos bei dem bisherigen Gläubiger verbleiben 
ſoll, mit dem Weſen der Abtretung (88 398 ff. BGB.) nicht vereinbar fein 
würde. Daß es ſich hier um einen ſolchen Fall handelte, iſt aber vom Ber.- 
Richter nicht feſtgeſtellt und auch nicht ohne weiteres anzunehmen. Näher 
liegt vielmehr die Möglichkeit, daß im Anſchluß an die Abtretung oder auch 
ſpäter die Zeſſionarin aus freien Stücken oder auf Wunſch der bisherigen 
Gläubigerin dieſer den Auftrag und die Ermächtigung erteilt hat, die For— 
derung in eigenem Namen, aber für Rechnung der Zeſſionarin einzuziehen. 
So viel ſteht jedenfalls ſchon jetzt feſt, daß der einzuziehende Betrag nicht 
der Zedentin verbleiben ſollte, ſondern an die Zeſſionarin abgeführt werden 
mußte. Daraus ergibt ſich aber, daß es ſich bei der vereinbarten Einziehung 
im weſentlichen um eine Geſchäftsbeſorgung handelte, die dem Intereſſe des 
neuen Gläubigers diente, und gerade dieſer Umſtand hätte zur Prüfung der 
Frage Anlaß geben müſſen, ob die Einziehung der abgetretenen Forderung 
durch die Zedentin in Wirklichkeit nicht ſowohl ein Recht, als vielmehr eine 
Verpflichtung der Zedentin bilden ſollte. Müßte die Frage aber in dem zu— 
letztgedachten Sinne entſchieden werden, ſo könnte offenbar keine Rede davon 
ſein, daß die Willensmeinung der Vertragſchließenden dahin gegangen wäre, 
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die Zedentin ſolle nach wie vor aus eigenem Recht zur Einziehung der For⸗ 
derung befugt ſein, ſondern die Sache würde fo liegen, daß an ſich die Zeſ⸗ 
ſionarin zur Einziehung berechtigt geweſen wäre, und daß die Zedentin die 
Einziehungsbefugnis nur aus der Ermächtigung der Zeſſionarin herleitete, 
alſo deren Recht ausübte. Die Frage, ob es überhaupt möglich iſt, daß jemand 
einen andern ermächtigt, ein Recht des erſteren in eigenem Namen geltend 
zu machen, iſt mit der Reviſion zu bejahen. Durchgreifende Bedenken ſind 
in dieſer Beziehung weder dem materiellen Recht noch der Prozeßordnung 
zu entnehmen (vgl. RGeEntſch. 73, 306, in Seuff A. 66 Nr. 20). 

Da hiernach eine anderweitige Würdigung der getroffenen Vereinbarung 
erforderlich iſt, muß das angefochtene Urteil aufgehoben werden. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 4. Febr. 1916. F. & J. Konk. 
(Kl.) w. G. (OLG. Caſſel). VII. 368/15. 


246. Gutgläubiger Erwerb einer urkundlichen Scheinforderung; darf 
der Schuldner mit Forderungen an den Scheingläubiger aufrechnend 
BGB. §§ 405. 406. 117. 


Nach den in den Einlagebüchern 3688. 4011 und 4014 der Vereinsbank 
D. enthaltenen Eintragungen ſollten im Jahre 1911 für den Mühlenbeſitzer 
Paul W. 3000. 10 000 und nochmals 10 000 % eingezahlt worden fein. Tat⸗ 
ſächlich waren Einzahlungen nicht erfolgt und fanden auch nachträglich nicht 
ſtatt. Auf Grumd der in ihrem Beſitze befindlichen drei Bücher meldete die 
Klägerin die darin beurkundeten Forderungen nebſt Zinſen in dem am 4. Jan. 
1912 eröffneten Konkurſe der Vereinsbank als Konk.⸗Forderung an, indem ſie 
geltend machte, daß die Forderung zu Nr. 3688 ſchon vor der Konk.⸗Eröff⸗ 
nung von W. an den Gaſtwirt Kn. und von dieſem an ſie, die beiden andern 
Forderungen zunächſt ebenfalls vor der Konk.⸗Eröffnung von W. und nach⸗ 
her, im Oktober 1912, nochmals von ſeinem Konk.⸗Verwalter an ſie abgetreten 
worden ſeien. Der verklagte Konk.⸗Verwalter der Vereinsbank beſtritt, daß 
die Einlagebücher ordnungmäßig ausgeſtellt, die Forderungen rechtswirkſam 
begründet und übertragen worden ſeien, und rechnete hülfweiſe mit Forde⸗ 
rungen auf, die der Vereinsbank gegen W. und Kn. zuſtehen ſollten. — Die 
1. Inſtanz ſtellte der Klage entſprechend die ſtreitigen Forderungen als Konk.⸗ 
Forderungen feſt. Die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen, ebenſo 
ſeine Reviſion. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht geht davon aus, daß durch die Ausſtellung der Ein- 
lagebücher Rechte für W. nicht begründet werden, die darin beurkundeten 
Forderungen vielmehr nur zum Schein beſtehen ſollten. Es lehnt die Be⸗ 
hauptung des Beklagten, W. habe die Einlagen nachträglich machen ſollen, 


als unglaubwürdig ab und erachtet als N daß die Ausſtellung der 
31* 
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Bücher gerade zu dem Zweck erfolgt war, um bei Dritten den Glauben zu 
erwecken, als ob ein Schuldverhältnis bereits beſtehe, und dadurch dieſe 
Dritten zur Hergabe von Geld geneigt zu machen. Damit iſt die Schein⸗ 
natur der beurkundeten Erklärungen gegeben ($ 117 BGB.). 

Das Ber.⸗Gericht nimmt aber mit Recht weiter an, daß der Beklagte 
nach $ 405 BGB. der Klägerin den Einwand des Scheins nicht wirkſam ent⸗ 
gegenhalten könne. Die Einlagebücher ſind ordnungmäßig ausgeſtellt. Da 
bei der Abtretung durch W. und Kn. die Einlagebücher im Beſitze der Klä⸗ 
gerin waren und auch nicht dargetan iſt, daß die Klägerin damals den wahren 
Sachverhalt kannte oder kennen mußte, ſo iſt ihre Rechtsſtellung gegenüber 
der Vereinsbank nach $ 405 BGB. zu beurteilen. 

Bezüglich der Forderungen aus den Büchern Nr. 4011 und 4014 nimmt 
das Ber.⸗Gericht mit dem Beklagten an, daß es ſich vor der Konk.⸗Eröffnung 
nur um eine Verpfändung gehandelt habe. Für die Begründung der an⸗ 
gemeldeten Konk.⸗Forderungen kommt daher nur die erſt nach der Eröffnung 
des Konkurſes erfolgte Abtretung vom Oktober 1912 in Betracht, und es 
bedarf der Prüfung, ob dieſer Erwerb die Klägerin zur Konk.⸗Gläubigerin 
machen konnte ($ 3 KO.). Mit der Erwägung des Ber.⸗Gerichts, daß die 
Forderungen ſchon vor der Konk.⸗Eröffnung beſtanden, und nur die Perſon 
des Berechtigten wechſelte, iſt die Frage nicht erledigt. Denn die Begrün⸗ 
dung der Eigenſchaft eines Konk.⸗Gläubigers für denjenigen, an den eine 
Forderung nach der Konk.⸗Eröffnung abgetreten wird, beruht darauf, daß die 
Forderung, die er erwirbt, zur Zeit der Konk.-Eröffnung, wenn auch in der 
Perſon eines Andeken, bereits begründet war. Eine Scheinforderung aber iſt 
nichtig ($ 117 BGB.). Erſt mit der Abtretung an den gutgläubigen Erwerber 
wird die Nichtforderung zur Forderung. Es wäre jedoch unbillig und mit 
der Sicherheit des redlichen Geſchäftsverkehrs nicht verträglich, wenn der⸗ 
jenige, der auf Grund eines vom Gemeinſchuldner vor der Konk.⸗Eröffnung 
ausgeſtellten und aus der Hand gegebenen Schuldſcheins eine Forderung 
‚erwirbt, von der Teilnahme am Konk.⸗Verfahren ausgeſchloſſen ſein ſollte. 
Die Ausſchließung würde auch dem Zweck des § 405 widerſprechen. Die 
Vorſchrift beruht auf dem Gedanken, der Scheinſchuldner gebe mit dem 
Schuldſchein ein Schriftſtück aus der Hand, das an jeden Leſer das Anſinnen 
ſtelle, ſeinen Inhalt als ernſtlich gemeint anzuſehen, der Ausſteller müſſe 
deshalb auch dafür einſtehen, daß das Vertrauen des Erwerbers auf die be- 
urkundete Erklärung nicht getäuſcht werde (Prot. 1, 390). Der Erwerber 
nimmt darnach nicht etwa ein Vertragsangebot des Ausſtellers an, ſondern 
er ſoll allgemein ſo behandelt werden, wie wenn die Erklärung vom Schuldner 
ernſtlich abgegeben worden, ein Schuldverhältnis alſo ſchon in dem aus der 
Urkunde erſichtlichen Zeitpunkte entſtanden wäre. Soll $ 405 feine Bedeu⸗ 
tung nicht verlieren, ſo muß dieſe Rechtsſtellung des gutgläubigen Erwer⸗ 
bers auch im Konkurſe berüdjichtigt werden. Die Forderung beſtand zwar 
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noch nicht als der Konkurs eröffnet wurde, der gutgläubige Erwerber kann 
aber beanſpruchen, ſo behandelt zu werden, als ob ſie damals ſchon beſtanden 
hätte. Das Intereſſe der übrigen Konk.⸗Gläubiger muß gegenüber der zum 
Schutze des redlichen Geſchäftsverkehrs gebotenen Rückſicht auf den gutgläu⸗ 
bigen Erwerber zurücktreten. Der Erwerber einer Scheinforderung befindet 
ſich in einer ähnlichen Lage wie derjenige, der nach 88 932 ff. BGB. beweg⸗ 
liche Sachen von einem Nichteigentümer erwirbt. Die Bedeutung, die im letz⸗ 
teren Fall dem Beſitze der Sache zukommt, hat hier die Vorlegung der Ur- 
kunde, und wie für den Erwerb nach 88 932 ff., unbeſchadet der Vorſchrift in 
87 KO., anzuerkennen iſt, daß trotz $ 15 KO. eine Minderung der Aktiv⸗ 
maſſe eintreten kann (vgl. Jaeger KO. § 15 Anm. 44), ſo kann gegenüber 
§3 KO. die Vorſchrift des $ 405 BGB. zu einer Mehrung der Paſſiven führen, 
wenn, wie hier, der Gemeinſchuldner die Schuldurkunde ſchon vor der Konk.⸗ 
Eröffnung aus der Hand gegeben hat. Die Forderungen, die die Klägerin 
aus den Büchern Nr. 4011 und 4014 ableitet, müſſen daher als Konk.⸗Forde⸗ 
rungen behandelt werden. f 

Die Aufrechnung von Gegenforderungen, die der Vereinsbank gegen W. 
zuſtehen ſollen, weil er die Einlagebücher der Beklagten vertragwidrig zu eige— 
nem Nutzen verwendet habe, weiſt das Ber.⸗Gericht aus dem Grunde zurück, 
weil dieſer Einwand die Geltendmachung von Umſtänden vorausſetze, die 
nach § 405 BGB. dem gutgläubigen Erwerber gegenüber nicht berückſichtigt 
werden ſollen. Das iſt inſoweit gerechtfertigt, als es ſich um die in den Be— 
ſitz der Klägerin gelangten Bücher handelt. Nach $ 405 darf die Vereinsbank 
der Klägerin nicht entgegenhalten, daß dieſe Bücher nur zum Schein aus- 
geſtellt worden ſind, um Dritte zur Hergabe von Geld zu beſtimmen. Es 
würde der Zulaſſung dieſes Einwandes gleichkommen, wenn die Vereins— 
bank dieſe Tatſache gegenüber der Klägerin dazu benutzen dürfte, um daraus 
Anſprüche gegen W. abzuleiten und durch Aufrechnung mit dieſen die Forde— 
nungen der Klägerin hinfällig zu machen. Die Zurückweiſung des Einwandes 
der Aufrechnung bedeutet daher nicht, wie die Reviſion meint, eine Aus⸗ 
dehnung des § 405, ſondern nur feine Anwendung auf den vorliegenden be— 
ſonders gearteten Fall. Es würde auch gegen Treu und Glauben verſtoßen, 
wenn in einem Fall der vorliegenden Art der Scheinſchuldner, nachdem die 
beabſichtigte Täuſchung gelungen, die Anſprüche des gutgläubigen Erwerbers 
durch Berufung auf Gegenforderungen gegen den zur Täuſchung mitwirken⸗ 
den Scheingläubiger entkräften wollte. Dieſe letztere Erwägung führt aber 
auch zur Zurückweiſung der Gegenforderungen, die der Vereinsbank gegen 
W. wegen Verwertung andrer Einlagebücher und aus ihrem Kontokurrent⸗ 
verkehr mit W. zuſtehen ſollen. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß § 405 an 
ſich die Aufrechnung mit Gegenforderungen des Scheinſchuldners gegen den 
Scheingläubiger in den Grenzen des $ 406 nicht ausſchließt. Wenn das Ber.⸗ 
Gericht das Gegenteil aus dem Wortlaut des § 406 („auch dem neuen Gläu⸗ 
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biger gegenüber“) ableitet, weil dieſe Beſtimmungen nur dem Schuldner, der 
von einer Abtretung keine Kenntnis habe, Schutz gewähren, nicht aber ihm 
eine beſſere Stellung verſchaffen ſolle als er vor der Abtretung gehabt hatte, 
und von einer Aufrechnung der Vereinsbank ſchon gegenüber W. keine Rede 
ſein könne, da er keine Forderung gegen die Vereinsbank gehabt habe, ſo 
überſieht es, daß $ 406 nur den regelmäßigen Fall im Auge hat, daß die ab⸗ 
getretene Forderung in der Perſon des Abtretenden rechtswirkſam begründet 
war. Der Grund, weshalb für eine Aufrechnung der Vereinsbank gegenüber 
W. kein Raum war, lag darin, daß dieſem der Einwand des Scheins ent- 
gegengeſetzt werden konnte. Fällt dieſer Einwand nach $ 405 BGB. gegen- 
über dem gutgläubigen Erwerber weg, ſo beſteht kein Grund mehr, die Auf⸗ 
rechnung auszuſchließen. Die an ſich zuläſſige Aufrechnung iſt nur deshalb 
zurückzuweiſen, weil ihre Geltendmachung nach den Umſtänden des Falles 
gegen Treu und Glauben verſtößt. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 21. Dez. 1915. Vereinsb. D. Konk. 
(Bkl.) w. Spar.⸗Ver. M. (OLG. Dresden). III. 244/15. Auch in RG⸗ 
Entſch. 87 Nr. 97 S. 420. : 


247. Auslegung des Art. 4 NReichsgef. v. 8. Juni 1915 zur 
Einſchränkung der Verfügungen über Miet- und Pachtzins forderungen. 
BGB. $ 573; ZwVG. $ 57; Reichsgeſ. v. 8. Juni 1915. 


Über das Grundſtück J.⸗Straße 28 in Hamburg war am 13. Juli 1915 
die Zw.⸗Verwaltung angeordnet worden. Der Beklagte war der Zwangs⸗ 
verwalter. Dem Kläger waren am 1. März 1915 die Mieten des Grund⸗ 
ſtücks abgetreten. Die Parteien ſtritten darüber, ob die Mieten für die Zeit 
vom 1. Oktober 1915 bis 1. Januar 1916 auf Grund einer Abtretung dem 
Kläger gebührten. Der Beklagte ſtand auf dem Standpunkt, daß nach dem 
am 20. Juni 1915 in Kraft getretenen Reichsgeſetz zur Einſchränkung der 
Verfügungen über Miet⸗ und Pachtzinsforderungen v. 8. Juni 1915 die Ab⸗ 
tretung der Mieten über den 1. Oktober 1915 hinaus unwirkſam ſei. Der 
Kläger glaubte demgegenüber aus der Übergangsbeſtimmung des Art. 4 
jenes Geſetzes entnehmen zu können, daß vorliegendenfalls noch das bis⸗ 
herige Recht maßgebend ſei, wonach er bis zum 1. Januar 1916 auf die Mieten 
Anſpruch machen könne. Er klagte auf Feſtſtellung dieſes Rechts. In der Ber.⸗ 
Inſtanz wurde der Klage ſtattgegeben. Aus den Gründen: 

„Wie die im Art. 4 Reichsgeſ. v. 8. Juni 1915 enthaltene Übergangs⸗ 
beſtimmung zu verſtehen ſei, iſt zweifelhaft und ſtreitig. Das Landgericht 
legt ſie dahin aus, daß mit dem Ablauf des dem Inkrafttreten des Geſetzes 
folgenden Vierteljahres, alſo mit dem 30. September 1915, die Vorſchriften 
des bisherigen Rechts ganz außer Kraft treten und von da an nur die neuen 
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Beſtimmungen gelten ſollten. Dem vermag das Ber.⸗Gericht nicht beizu⸗ 
treten. Daß der Wortlaut des Art. 4 mit der landgerichtlichen Auslegung 
vereinbar iſt, mag zugegeben werden. Entſcheidend aber ſpricht gegen eine 
derartige Auslegung, daß der Artikel dann überflüſſig und zwecklos wäre. 
Das Ber.⸗Gericht ſchließt ſich daher der, insbeſondere von Stillſchweig in 
JW. 1915 Nr. 12. 16. 21.; Hallbauer daſ. Nr. 18; Kretſchmar in Zeitſchr. f. 
Rechtspfl. 1915 Nr. 14, und Mittelſtein im Recht 1915 Nr. 15 vertretenen 
gegenteiligen Auffaſſung an. Der Art. 4 ſagt nicht, daß die vorgeſetzlichen 
Vorausverfügungen nur bis zum 30. Sept. 1915 wirken, ſondern daß für 
die Frage, welche Wirkung ſie haben, in der bis zum 30. Sept. 1915 dauern⸗ 
den Übergangszeit das alte Recht zugrunde zu legen iſt. Das heißt m. a. W.: 
die Vorausverfügung ſoll in der Übergangszeit dieſelbe Wirkung haben wie 
wenn das neue Recht noch nicht beſtände (Hallbauer a. a. O.). 
Darnach iſt dem Klaganſpruch zu entſprechen.“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) K. w. Pf. Bf. VI. 66/16. Nö. 


248. Bedeutung einer auflöſenden Bedingung beim Mäklervertrag. 
(Vgl. 45 Nr 13.) 
BGB. $$ 652. 158. 

Die in den Schlußnoten v. 1., 4. und 8. März 1915 wiedergegebenen 
Geſchäftsabſchlüſſe der Beklagten als Verkäuferin von amerikaniſchem Schmalz 
ſind durch die Vermittlung der klagenden Maklerfirma zuſtande gekommen. 
Die Parteien ſtreiten darüber, ob Klägerin nach dem Wortlaut der Abſchlüſſe 
in Verbindung mit den vorliegenden Tatſachen die auf 3166,57 „ berech⸗ 
nete Maklergebühr zu fordern berechtigt ſei. Die Schlußnoten enthalten fol⸗ 
gende Beſtimmung: „Für dieſe Partie iſt die Ausfuhrerlaubnis bereits er⸗ 
teilt. Sollte indeſſen wider Erwarten die Ausfuhr unmöglich ſein, ſo iſt dieſer 
Abſchluß aufgehoben“. Die Beklagte hat alſo ausdrücklich eine Haftung dafür 
abgelehnt, daß es möglich ſein werde, die Ware nach Deutſchland auszuführen. 
Daß die Verſendung der Ware nach Deutſchland infolge eines ſchwediſchen 
Ausfuhrverbots unmöglich geworden iſt, iſt unter den Parteien nicht ſtreitig. 

Nicht zu billigen iſt die Annahme der Klägerin, daß die Abſchlüſſe über⸗ 
haupt an keine Bedingung im Rechtsſinne geknüpft geweſen ſeien. Fraglich 
kann vielmehr nur ſein, ob eine aufſchiebende oder eine auflöſende Bedin⸗ 
gung anzunehmen ſei. Wenn die von der Bedingung abhängig gemachte 
Wirkung erſt mit dem Eintritt der Bedingung eintreten ſoll, fo liegt nach $ 158 
BGB. eine aufſchiebende Bedingung vor, während eine auflöſende Bedingung 
anzunehmen iſt, wenn mit dem Eintritt der Bedingung die Wirkung des 
Rechtsgeſchäfts endigt. Daran, ob die Geſchäftsabſchlüſſe, die ja zweifellos 
zuſtande gekommen ſind, auch ſchon in Wirkung getreten waren, könnte 
gezweifelt werden. Bei Annahme einer aufſchiebenden Bedingung, die in 
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dieſem Falle nicht eingetreten wäre, hätte Klägerin nach der Vorſchrift des 
$ 652 BGB. einen Maklerlohn noch nicht verdient. Mit Rückſicht auf den 
Wortlaut der in Frage kommenden Beſtimmung ſoll indeſſen mit dem Land⸗ 
gericht und zugunſten der Klägerin davon ausgegangen werden, daß eine auf- 
löſende Bedingung vorliegt. Damit iſt jedoch für die Klägerin noch nichts 
gewonnen. Aus der Faſſung des § 652 BGB. kann nicht geſchloſſen werden, 
daß bei Feſtſetzung einer auflöjenden Bedingung der Maklerlohn immer ge- 
fordert werden könne, gleichviel, ob die Bedingung eintritt oder nicht (vgl. 
Motive zum BGB. 2, 513); die herrſchende Meinung geht vielmehr dahin, 
daß mit dem Eintritt der auflöſenden Bedingung der Anſpruch auf Makler⸗ 
lohn hinfällig werde; 
vgl. Planck zu § 652; Staub HBG. Anm. 30 vor $ 93; Staudinger zu $ 652 BGB.; 
Ritter HGB. § 93 S. 143; dagegen Dernburg B. R. II 2, 486/487; Han G33. Hptbl. 
1915 Nr. 155; Komm. von RGRäten zu $ 652 S. 609 unten. 


Aber auch auf dieſe äußerſt beſtrittene Frage ſoll nicht näher eingegangen 
werden. Sie läßt ſich wohl überhaupt nicht in der Weiſe entſcheiden, daß 
eine für alle Fälle gleichbleibende und maßgebliche Regel aufgeſtellt werden 
könnte, weil es im weſentlichen auf die begleitenden Umſtände und insbeſon⸗ 
dere darauf ankommt, wie die gerade ſtreitenden Teile ſelbſt über den Makler- 
vertrag gedacht haben. Die Beklagte, Verkäuferin der Ware, iſt ebenſo wie 
die Käuferin davon ausgegangen, daß ſich der Ausführung der Ware ein 
Hindernis nicht entgegenſtellen werde. Es iſt ganz ausgeſchloſſen, daß Be⸗ 
klagte den Maklerlohn auch für den Fall hätte bewilligen wollen, daß der 
Geſchäftsabſchluß wegen eines Ausfuhrverbots aufgehoben werden würde. 
Die klagende Maklerfirma, welche die Schlußnoten ſelbſt verfaßt hat, kann 
ſich nicht darauf berufen, daß ihr der Maklerlohn nach der Verabredung auch 
im Fall der Aufhebung des Abſchluſſes gezahlt werden ſollte. Dieſen Fall hat 
Klägerin offenbar garnicht in Erwägung gezogen. Unter dieſen Umſtänden 
iſt der landgerichtlichen Entſcheidung darin beizupflichten, daß Klägerin nach 
der herrſchenden Verkehrsanſchauung den Maklerlohn nicht verdient hat. 
Die Berufung war demnach zu verwerfen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 27. Juni 1916. H. (Kl.) w. 
G. & Co. Bf. III. 484/15. B. 


249. Begründung der Rückforderung einer Fahlung auf einen 
anerkannten Anſpruch aus unerlaubter Handlung. 
BGB. 98 812. 781. 

Die erhobene Klage ſtützt ſich auf ungerechtfertigte Bereicherung ($ 812 
BGB.). Der Kläger hat Zahlungen an die Beklagte geleiſtet zur Tilgung 
eines ihr angeblich gegen ihn zuſtehenden Schadenerſatzanſpruchs; er fordert 
dieſe jetzt in Höhe von 6000 „ zurück. Der Kläger gibt zu, daß er der Be⸗ 
klagten durch Entwenden von Fett, alſo durch unerlaubte Handlung, einen 
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Schaden zugefügt hat; er meint aber jetzt, der Schaden ſei nicht fo hoch ge- 
weſen wie die von ihm als Erſatz gezahlten Beträge. 

Nach Entdeckung der Straftat hat der Kläger ſich in einer Urkunde v. 
16. Dez. 1913 ſchuldig bekannt, die Beklagte vom Jahre 1909 an um min⸗ 
deſtens 25000 Pfund Fett im Wert von 13500 % beſtohlen zu haben. Er 
hat dieſen Betrag am folgenden Tage bar an die Beklagte ausgezahlt, dem⸗ 
nächſt hat er noch weitere 1000 „ für entgangene Zinſen bezahlt. Die Rück⸗ 
forderung ſtützt er jetzt darauf, daß er die in der Urkunde v. 16. Dez. 1913 
enthaltene Anerkenntniserklärung wegen widerrechtlicher Drohung und weſent⸗ 
lichen Irrtums anficht und daß er darzulegen verſucht, die der Schadenbered)- 
nung v. 16. Dez. 1913 zugrunde liegenden Schätzungen ſeien unrichtig ge⸗ 
weſen. Indes kann es dahingeſtellt bleiben, ob eine Anfechtung des Schuld- 
anerkenntniſſes durchgreifen könnte, denn der Kläger hat, als er die 14500 HM 
zahlte, nicht nur den Anſpruch aus dem Anerkenntnis, ſondern vor allem den 
Anſpruch aus der unerlaubten Handlung tilgen wollen und getilgt. 

Die Urkunde v. 16. Dez. 1913 enthält nur eine nähere vertragmäßige 
Feſtlegung des Mindeſtbetrags des vom Kläger der Beklagten zugefügten 
Schadens. Ausdrücklich hat ſich die Beklagte in der Urkunde weitere Schaden- 
erſatzanſprüche für den Fall vorbehalten, daß ſie von ihrem Beſtehen ſich 
überzeugen würde. Es iſt alſo durch die Urkunde nicht eine völlig neue Grund⸗ 
lage des Anſpruchs in dem Sinne geſchaffen, daß durch die Anerkenntnis⸗ 
erklärung der Anspruch aus der unerlaubten Handlung aufgehoben oder be- 
friedigt wäre, ſondern durch das Schuldanerkenntnis wurde lediglich ſichernd 
und konkurrierend ein weiterer in ſich ſelbſtändiger Anſpruch geſchaffen, der 
neben den Anſpruch aus der unerlaubten Handlung trat. Zahlte alſo der 
Kläger die anerkannte Schadenerſatzſumme, ſo tilgte er zwei nebeneinander 
beſtehende Anſprüche, die auf denſelben Gegenſtand gingen. Ungerechtfertigt 
bereichert durch dieſe Zahlung wurde die Beklagte nur dann, wenn einmal 
das Anerkenntnis unwirkſam war und wenn weiter der Anſpruch aus der 
unerlaubten Handlung nicht in der angenommenen Höhe beſtand. Der 
Kläger, der das Fehlen einer wirkſamen Verbindlichkeit als den Rechts⸗ 
grund feiner Bereicherungsklage nach $ 812 BGB. zu beweiſen hat (vgl. 
Komm. von RGRäten Anm. 11 zu $ 812 BGB.), muß daher, um mit der 
Klage durchzudringen, nicht bloß das Anerkenntnis aus dem Wege räumen, 
ſondern auch beweiſen, daß der Anſpruch aus der unerlaubten Handlung 
nicht in der den gezahlten Beträgen entſprechenden Höhe beſtand. Fehlt es 
hieran, ſo hat der Gläubiger lediglich bekommen, was ihm zukam. 

Dieſen Beweis aber, daß der der Beklagten zugefügte Schaden geringer 
als 14500 % geweſen fei, hat der Kläger nicht ſchlüſſig angetreten, und er 
kann ihn, wie feine eigenen Erklärungen ergeben, nicht führen. — — — 

Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 29. Febr. 1916. Th. w. V. & E. 

U II. 231/14. Mn. 
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250. Schadenerſatz wegen Hörperverletzung, auch für eine 
Nervenſtörung. 
Vgl. 64 Nr. 7. 
BGB. §§ 823. 843. 


— — — Nach den einwandfreien Feſtſtellungen des chirurgiſchen Sach⸗ 
verſtändigen Profeſſors V. kann kein Zweifel daran beſtehen, daß die Schuß⸗ 
verletzung des rechten Beins des Klägers von ziemlich leichter Art war, nur 
die oberflächlichen Weichteile in geringer Ausdehnung beſchädigt hat, und 
daß die Wundheilung bald glatt und ohne Entzündungserſcheinungen von 
ſtatten ging, ſo daß ſchon ſeit geraumer Zeit (etwa Ende November 1912) 
als Dauerfolge der Unfallverletzung ein erheblicher anatomijch-pathologifcher 
Befund nicht mehr vorliegt. Die unbedeutenden Spuren, welche von der 
Schutzverletzung beim Kläger auch noch jetzt zurückgeblieben ſind, müſſen an 
und für ſich als für ſeine Erwerbsfähigkeit völlig belanglos angeſehen werden. 
Dagegen ſteht nicht minder feſt, daß beim Kläger von der Verletzungsſtelle 
aus bei Bewegungen des rechten Beins, beſonders beim Gehen und Arbeiten 
(hauptſächlich Klopfen mit dem Schuhmacherhammer auf dem Oberſchenkel), 
noch immer unangenehme Empfindungen unbedeutenderer Art ausgelöſt 
werden. Auch dieſe Empfindungen konnten freilich ſeit der Heilung des ver⸗ 
letzten Beines ihrer Natur nach an ſich eine nennenswerte Einſchränkung 
ſeiner Gebrauchsfähigkeit nicht mehr bedingen; trotzdem haben ſie dazu ge⸗ 
führt, daß der Kläger ſich allmählich immer mehr von einem dadurch her⸗ 
vorgerufenen Gefühl der Schwäche und Unbeholfenheit des verletzten Beins 
beherrſchen ließ und ſo ſchließlich zu der Überzeugung gelangte, nicht nur nicht 
mehr ohne Stock gehen, ſondern namentlich auch keine Schuhmacherarbeiten 
mehr verrichten zu können, bei welchen das verletzte Bein weſentlich in An⸗ 
ſpruch genommen werden muß. Trotz mancher offenbarer Übertreibungen 
hatten ſomit die erwähnten Beſchwerden des Klägers immerhin doch auch 
einen tatſächlichen Grund, und ſie haben in der Tat bis zur förmlichen Nerven⸗ 
erkrankung des Klägers mit der Folge einer ganz erheblichen Schwächung 
ſeiner Willenskraft geführt, die auch gegenwärtig noch nicht wieder vollſtändig 
behoben iſt. Es wirft ſich daher die Frage auf, ob dieſe Nervenſtörung und fol⸗ 
geweiſe auch die über die Zeit des Wundheilungsverlaufs hinaus im weſent⸗ 
lichen dadurch allein hervorgerufene Erwerbsbeeinträchtigung des Klägers mit 
dem vom Beklagten zu vertretenden Schußunfall überhaupt noch in einen 
urſächlichen Zuſammenhang im Rechtsſinn gebracht werden kann. Der Ge⸗ 
cichtshof trägt keine Bedenken, dieſe Frage zu bejahen. 

Das Reichsgericht hat in ſeiner einſchlägigen Rechtſprechung in ähnlichen 
Fällen (vgl. insbeſ. RGEntſch. 75, 19; JW. 1908, 52611 und Warneyers 
Rſpr. 1914 Nr. 51 und 104) einen derartigen Zuſammenhang mit Recht 
ſchon überall da als gegeben angenommen, wo die vom Schadenerſatpflich⸗ 
tigen verſchuldete Körperverletzung objektiv auch nur ein Glied in der Ge⸗ 
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ſamtheit der verurſachenden Momente für die ſpäter eingetretene Nerven⸗ 
erkrankung geworden iſt. Nach dem Niſchen Gutachten muß aber die im 
weſentlichen in einer ſeeliſchen Hemmung der auf ſeine Arbeitstätigkeit ge⸗ 
richteten Willenskraft beſtehende Nervenkrankheit des Klägers nach dem 
nervenärztlichen Erfahrungswiſſen in der Tat als eine derartige tatſächliche 
Folgeerſcheinung der Schußverletzung angeſehen werden. Denn gerade die 
nach der Heilung der äußeren Beinverletzung beim Kläger infolge des übrig 
gebliebenen Muskeldefekts in Wirklichkeit immer noch vorhandenen unange⸗ 
nehmen Empfindungen im verletzten Bein waren es, welche bei ihm auf der 
Grundlage einer an ſich ſchon gegebenen neuraſtheniſchen Veranlagung zu⸗ 
nächſt das Gefühl bleibender Schwäche und Unbeholfenheit hervorriefen und 
jo bei der dadurch bereits verurſachten Erſchütterung des ſeeliſchen Gleich- 
gewichts zu der allerdings ſelbſteingegebenen Überzeugung führten, eine er⸗ 
hebliche dauernde Behinderung in der Betätigung ſeiner, namentlich ſtarkes 
Klopfen mit dem Hammer auf dem rechten Oberſchenkel erheiſchenden Schuſter⸗ 
arbeit erlitten zu haben. Und dieſe ſchließlich zur Zwangsvorſtellung aus⸗ 
geartete hyſteriſche Einbildung beherrſchte ſeither jedenfalls ganz geraume 
Zeit hindurch das Seelenleben des Klägers in derart hohem Maß, daß ihm 
infolge der dadurch bewirkten Schwächung ſeiner Willenskraft in der Tat 
die Rückkehr zur früheren Berufsarbeit unmöglich gemacht wurde. Es handelt 
ſich daher hier um einen weſentlich ganz anders gearteten Sachverhalt, als er 
der in Warneyers Rſpr. 1914 Nr. 51 veröffentlichten Entſcheidung des Reichsge⸗ 
richts zugrunde lag, bei welchem der zwiſchen einer ſog. „überwertigen“ Idee 
der Geſundheitsſtörung des Verletzten und ſeinem Unfall beſtehende Zuſammen⸗ 
hang bloß ein rein äußerlicher und zufälliger war, der lediglich an das Er- 
leben des Unfalls als ſolches, dagegen nicht wie im vorliegenden Fall an 
eine durch den Unfall bewirkte, in ſchmerzhaften Empfindungen fortdauernde 
Geſundheitsſtörung anknüpfte, die dort ſchon ohne alle tatſächlichen Folgen 
abgelaufen war, als der Nervenkrankheitsprozeß erſt einzuſetzen begann. 
Dieſer auch heute noch nicht ganz überwundene krankhafte Zuſtand des 
Klägers brachte es ohne weiteres mit ſich, daß er auch nach ſeiner Entlaſſung 
aus der ärztlichen Behandlung wegen der inzwiſchen aufgetretenen ſeeliſchen 
Unmöglichkeit, wie früher als Schuhmacher zu arbeiten, ſolange dieſe an⸗ 
dauerte, tatſächlich ſo gut wie keinerlei Verdienſt aus der Verwertung ſeiner 
Arbeitskraft zu erzielen vermochte. — — — Um die Zeit vom 9. Januar 
1913 trat dagegen unverkennbar inſofern eine Beſſerung ein, als er ſich wenig⸗ 
ſtens dazu zu entſchließen vermochte, ſich durch die Armenbehörde ein ſog. 
Arbeitsgeſtell beſchaffen zu laſſen und den Verſuch zu machen, mit deſſen 
Hülfe wieder Reparaturarbeiten auszuführen. Indeſſen auch damit ver⸗ 
mochte er ſeinen früheren Arbeitsverdienſt noch lange nicht mehr zu erreichen; 
es erſcheint vielmehr glaubhaft, daß er auch noch ſpäter eine ganz erhebliche 
Erwerbseinbuße fortgeſetzt weiter erlitten und daß dieſe, wie er bei der Schluß⸗ 
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verhandlung geltend machte, bis jetzt immerhin noch etwa rund 1000 „ jähr⸗ 
lich betragen hat. — — — Der Gerichtshof war jedoch trotzdem nicht in der 
Lage, dem Kläger dieſen Schadensbetrag in vollem Umfang zuzuſprechen, 
da nach den in dieſer Inſtanz erhobenen Gutachten nicht zu bezweifeln iſt, 
daß der Kläger ſehr wohl imſtande geweſen wäre, dieſe Erwerbseinbuße durch 
größeren Arbeitseifer wenigſtens teilweiſe erheblich zu verringern (vgl. RG⸗ 
Entſch. 75, 22/23). Seine ſeeliſche Willenshemmung hat nach und nad) er— 
heblich nachgelaſſen — — —. Der Gerichtshof iſt der Überzeugung, daß 
vom Kläger, wenn er die im Verkehr zur Abwendung von Schaden von ſich 
ſelbſt erforderliche Sorgfalt (8 276 Abſ. 1 Satz 2 und 3 BGB.) in dem Maß, 
in welchem es ihm nach dem Stand ſeines Nervenleidens ſehr wohl mög⸗ 
lich war, wirklich aufgewendet hätte, ſeither in der Tat auch ein noch größerer 
Arbeitsverdienſt erreicht worden wäre. — — — Bei Betätigung des er— 
forderlichen Arbeitseifers, namentlich durch Annahme von Ausbeſſerungen 
für andre Schuhmacher als ſog. Heimarbeit, hätte er den ihm in der Zeit 
vom 9. Januar 1913 bis 27. Oktober 1915 in Höhe von rund 2550 HK tat- 
ſächlich erwachſenen Erwerbsausfall ſehr wohl um etwa ein Drittel verringern 
können. — Jetzt iſt dagegen nach dem Niſchen Gutachten der Nervenzuſtand 
des Klägers bereits wieder derart beträchtlich gehoben, daß die beim Arbeiten 
noch auftretenden Mißempfindungen bei einigermaßen gutem Willen un- 
ſchwer ganz überwunden werden könnten, und nach vorausſichtlich ziemlich 
kurzer Zeit bei der Arbeit überhaupt vollſtändig verſchwunden ſein werden. 
Seine Erwerbsfähigkeit iſt deshalb jetzt im weſentlichen nur noch durch den 
inzwiſchen eingetretenen Verluſt der Übung eingeſchränkt, der jedoch, wenn 
ſich der Kläger nunmehr, wie es von ihm verlangt werden darf und muß, 
mit allem Eifer ſeiner Arbeit zuwendet, längſtens im Lauf eines weiteren Jahres 
vollſtändig ausgeglichen ſein wird. Der Gerichtshof bewertet daher den durch die— 
ſen vorübergehenden Zuſtand der weiter fortdauernden Erwerbsbeeinträchtigung 
des Klägers bedingten Verdienſtausfall, ſoweit er von ihm nach obigen Darlegun⸗ 
gen nicht ebenfalls ſelbſtverſchuldet iſt, insgeſamt bloß noch auf 300 . — 
Urteil des OLG. zu Karlsruhe (1. Sen.) v. 10. Nov. 1915. M. (Kl.) w. 
MGVerein K. — Z. 1 BR. 16/14. Bchhr. 


251. Haftung des Inhabers einer Auskunftei für den Schaden aus 
der Erteilung und Weiterbegebung einer falſchen Auskunft; Umfang 
des Schadens. 

Vgl. 64 Nr. 29. 

BGB. 85 826. 824. 249. 253; ZPO. $ 287. 

Der Beklagte, Inhaber einer Auskunftei, hatte über den Kläger im 
November 1912 eine ſehr ungünſtige Auskunft erteilt und verbreiten laſſen; 
es war ihm darin u. a. der Vorwurf der Wechſelreiterei und der laxen Ge⸗ 
ſchäftsmoral gemacht und geſagt, daß in Fachkreiſen die Verhältniſſe des 
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Klägers mit großem und ſteigendem Mißtrauen beurteilt würden und man 
jedenfalls eine Kreditgewährung nicht mehr ohne weiteres befürworten könne, 
ſondern dringendſt anempfehlen müſſe, ſich vollſtändig und ausreichend ſicher— 
zuſtellen. Beklagter hatte ſich die Auskunft von einer andern Auskunftei 
gegen Zahlung von 3 oder 4 A verſchafft und ſie weitergegeben, ohne ihre 
Richtigkeit geprüft zu haben, obwohl bis dahin in ſeinem Archiv nur gute 
Auskünfte über den Kläger vorhanden waren. Auf die Auskunft hin waren 
ungünſtige Gerüchte über das Geſchäft des Klägers in Umlauf gekommen 
und nachteilige Einwirkungen auf ſeinen Kredit bemerkbar geworden. Der 
Kläger hatte mit Hülfe eines Privatdetektivs, der für ſeine Leiſtungen 240% 
beanſpruchte und ausbezahlt erhielt, im Dezember 1913 vom Inhalt der Aus- 
kunft und von der Urheberſchaft des Beklagten Kenntnis erlangt und unter 
Aufwendung von 20 % durch einen Bücherreviſor feine Geſchäftsführung 
prüfen laſſen; da ſich dieſe als einwandfrei erwies, hatte Beklagter die von 
ihm erteilte Auskunft als falſch zurückgenommen. Nunmehr erhob der Kläger 
auf Grund von § 826 BGB. Klage auf Bezahlung von 920 % Schadenerſatz, 
indem er außer den oben erwähnten 260 % weitere 660 „ dafür forderte, 
daß er durch ſeine faſt ein Jahr hindurch fortgeſetzten Bemühungen, den Ur⸗ 
heber der Gerüchte zu finden, mindeſtens 330 Arbeitsſtunden verſäumt habe. 
— Das Landgericht erkannte nach dem Klagantrage; das Ber.⸗Gericht ſprach 
dem Beklagten lediglich 460 % zu. Aus den Gründen: 

„Der $ 824 BGB. enthält keine Sonderbeſtimmung, durch die die An⸗ 
wendung des $ 826 BGB. ausgeſchloſſen wird, es hat vielmehr, wenn der 
Tatbeſtand des $ 826 gegeben iſt, der $ 826 neben dem $ 824 Anwendung 
zu finden. Der Tatbeſtand des 8 826 BGB. iſt erwieſen. 

Die in der Auskunft vom Beklagten in bezug auf den Kläger als den 
Inhaber eines großen und angeſehenen Geſchäfts gemachten Bemerkungen 
und behaupteten Tatſachen, die unbeſtritten nicht der Wahrheit entſprachen, 
waren geeignet, den Kläger verächtlich zu machen, in der öffentlichen Mei— 
nung herabzuwürdigen, ſeinen Kredit zu gefährden, die ſchwerſten Nachteile 
für ſeinen Erwerb und ſein Fortkommen herbeizuführen, und ſie erfüllen 
den Tatbeſtand eines Vergehens der Beleidigung nach $$ 185. 186. 187 StGB. 
Bei der Erteilung und Weiterbegebung dieſer Auskunft hat der Beklagte nicht 
nur die erhöhte Sorgfalt ſchwer verletzt, die im Verkehr vom Inhaber einer 
Auskunftei anzuwenden iſt, die ſich in Rückſicht auf die einſchneidenden Folgen 
ihrer Mitteilungen der ſtrengſten Wahrhaftigkeit befleißigen muß und deren 
Kunden das höchſte Intereſſe daran haben, durch eine wahrheitgemäße Aus— 
kunft ſich vor Schaden zu ſchützen, ſondern er hat auch die gewöhnlichſte Auf— 
merkſamkeit vollſtändig außer acht gelaſſen, die von jedem anſtändigen Ge— 
ſchäftsmann und von jedem ordentlichen und gewiſſenhaften Menſchen ver- 
langt werden muß. Durch das Geſtändnis des Beklagten ſteht feſt, daß er, 
obwohl er nie etwas Nachteiliges über den Kläger und ſeinen Geſchäftsbetrieb 
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erfahren hatte und in ſeinem Archiv ſogar die beiten Auskünfte über ihn vor⸗ 
handen waren, die ihm von einer keineswegs verläſſigen Perſönlichkeit ge⸗ 
lieferte falſche Auskunft über den Kläger ohne ihre Richtigkeit zu prüfen 
weiter begeben und ſogar einer großen Bank ausgeantwortet hat. Er hat 
ſonach in leichtſinniger Weiſe ohne genügende Unterlage, ja ſogar im Wider⸗ 
ſpruch mit den ihm ſelbſt über den Kläger bekannten günſtigen Tatſachen 
jene äußerſt ungünſtige Auskunft erteilt und zwar ſo, als wiſſe er das Mit⸗ 
geteilte, während er es in Wirklichkeit nicht gewußt hat und allen Grund 
hatte, an der Richtigkeit des Mitgeteilten zu zweifeln; er hat hierdurch ſeine 
Pflichten als verantwortlicher Leiter einer Auskunftei gröblich verletzt. Der 
Kläger hat glaubhaft angegeben, daß infolge jener Auskunft großes Mißtrauen 
bei der Kundſchaft erweckt worden iſt, er ſich in ſeiner wirtſchaftlichen Stellung 
bedroht geſehen und nicht unbedeutenden Schaden erlitten hat. Der Be⸗ 
klagte mußte ſich der ſchweren Verantwortung, die er durch die Erteilung 
einer derartigen Auskunft übernommen hatte, bewußt ſein, mußte ſich die 
ſchweren Eingriffe in die perſönlichen und vermögensrechtlichen Verhältniſſe, 
die jene Auskunft zur Folge haben mußte, vergegenwärtigen und war ſich 
nach der Überzeugung des Gerichts bewußt, daß der Kläger durch dieſe Aus⸗ 
kunft Schaden leiden werde. 

Durch dieſe Handlungsweiſe hat der Beklagte nicht nur die Pflicht zur 
Beobachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt in beſonders ſchwerer 
Weiſe verletzt, ſohin ſich einer groben Fahrläſſigkeit ſchuldig gemacht, ſondern 
auch einen ſchweren Verſtoß gegen die guten Sitten begangen; denn das 
dem Kläger gegenüber gezeigte gewiſſenloſe und gemeingefährliche Verhalten 
des Beklagten widerſpricht nicht nur dem Anſtands- und Sittlichkeitsgefühl 
jedes ehrbaren Geſchäftsmannes, ſondern jedes billig und gerecht denkenden 
Menſchen. Ein argliſtiges Handeln wird zur Annahme eines Verſtoßes gegen 
die guten Sitten nicht erfordert. 

Die Schadenzufügung durch dieſes ſittenwidrige Handeln des Beklagten 
iſt aber auch vorſätzlich erfolgt. Zum Begriffe der vorſätzlichen Schaden⸗ 
zufügung iſt nicht die unmittelbare Richtung des Vorſatzes auf die Schaden⸗ 
zufügung erforderlich; es genügt vielmehr grobe Fahrläſſigkeit und die Vor⸗ 
nahme der ſittenwidrigen Handlung in dem Bewußtſein, daß ein andrer 
dadurch Schaden leiden werde. Argliſtiges Handeln bildet auch hier kein 
Tatbeſtandsmerkmal. Daß der Beklagte grobfahrläſſig und im Bewußtſein 
des ſchädigenden Erfolges gehandelt hat, ſteht zweifelfrei feſt. 

Der Beklagte iſt demgemäß dem Kläger auf Grund des $ 826 BGB. 
ſchadenerſatzpflichtig. Was die Höhe des Schadens anlangt, iſt nach § 249 
BGB. Beklagter verpflichtet, den Zuſtand wiederherzuſtellen, der beſtehen 
würde, wenn die falſche Auskunft nicht erteilt worden wäre. Der Kläger 
war durch das gegen die guten Sitten verſtoßende Verhalten des Beklagten 
gezwungen, um ſich vor größerem und unberechenbarem Schaden zu ſchützen, 
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ſeine Geſchäftsbücher prüfen zu laſſen, wofür er 20 „ verausgabt hat, und 
den Urheber der ſeine Ehre und ſeine wirtſchaftliche Stellung ſchädigenden 
Gerüchte ausfindig zu machen, wofür 240 „ verausgabt wurden. Dieſe Be⸗ 
träge hat Beklagter zu erſtatten. Mit ſeinem Einwand, daß die Forderung 
des Privatdetektivs zu hoch geweſen ſei, kann er nicht gehört werden, da er 
ſeine Verpflichtung zum Erſatz dieſes dem Kläger erwachſenen Schadens nur 
nach Maßgabe des § 254 BGB. beſtreiten könnte, ein Verſchulden des Klä⸗ 
gers bei Entſtehung dieſes Schadens jedoch vom Beklagten nicht behauptet 
werden kann und auch nicht vorliegt. Der Anſpruch von 660 / iſt dagegen 
in dieſer Höhe nicht begründet. Der Kläger kann vor allem nach $ 253 BGB. 
nur Erſatz des Vermögensſchadens, nicht aber mangels der Vorausſetzungen 
des § 847 BGB. Entſchädigung für die durch das ſittenwidrige Handeln des 
Beklagten verurſachten ſeeliſchen Leiden, für ſeine Sorgen und Aufregungen 
fordern. Das Gericht iſt überzeugt und auch der Beklagte kann nicht be⸗ 
ſtreiten, daß dem Kläger aus Anlaß des gewiſſenloſen Vorgehens des Beklagten 
ein Vermögensſchaden auch dadurch entſtanden iſt, daß er durch das Schreiben 
von Briefen, das Verhandeln mit ſeinen Kunden und Geſchäftsfreunden 
und dem Detektiv viel Zeit verſäumt hat. Dafür jedoch, daß der Kläger 
gerade 330 Arbeitsſtunden verſäumt habe, iſt kein Beweis erbracht, und es 
läßt ſich wegen der Unbeſtimmtheit der Verhältniſſe ein zahlenmäßiger Be⸗ 
weis auch nicht führen, weshalb auch die beantragte Beweisaufnahme in 
dieſer Richtung nicht anzuordnen war. 

Das Gericht hat ſich gemäß § 287 ZPO. veranlaßt gesehen über die 
Höhe dieſes Schadens unter Würdigung der Umſtände des Falles nach freier 
Überzeugung zu entſcheiden. Einen Anhaltspunkt bietet die Forderung des 
Privatdetektivs für ſeine in dieſer Angelegenheit entwickelte Tätigkeit und 
hierfür verlangte Entlohnung. Da er nach Angabe des Klägers eine ſehr 
umfangreiche Tätigkeit entfaltet und zweifellos zur Ermittlung der Urheber- 
ſchaft des Beklagten die Hauptarbeit geleiſtet, hiefür eine Entlohnung von 
240 „ beanſprucht und auch der Kläger dieſen Betrag für angemeſſen er- 
achtet hat, erſchien dem Gericht als Entſchädigung für die vom Kläger ver⸗ 
ſäumte Zeit ein Betrag von 200 / als billig und angemeſſen. Der vom Be⸗ 


klagten dem Kläger zu erſetzende Schaden beträgt hiernach 460 M. — — —“ 
Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 6. Mai 1916. C. w. Sch. — 


L. 700/15. F z. 


252. Haftung des Reichsfiskus für Tötung durch Verſchulden eines 
Soldaten; Beweislaſt. 


BGB. § 839; RGeſ. v. 22. Mai 1910. 


In der Nacht vom 4. zum 5. Auguſt 1914 wurde der vom Werkmeiſter 
Mü., dem Ehemanne bzw. Vater der Kläger, geführte Kraftwagen, in wel⸗ 
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chem der Privatgelehrte Dr. R. aus B. ſaß, an der ſeit der Mobilmachung 
militäriſch beſetzten, über die Lützener Straße in Leipzig-⸗Plagwitz führenden 
Eiſenbahnbrücke angehalten, weil der Umſtand, daß Dr. R. eine Perücke trug, 
den Verdacht erweckt hatte, daß es ſich um Spione handelte. Beide Inſaſſen 
des Wagens wurden feſtgenommen und von einem Unteroffizier und zwei 
Soldaten zur nächſten Polizeiwache abgeführt; unter letzteren befand ſich 
der zu Beginn der Mobilmachung wieder eingezogene Landwehrmann Mi., 
der mit ſcharf geladenem und entſichertem Gewehr hinter Mü. herging. 
Plötzlich entlud ſich das Gewehr, und der Schuß daraus traf den Mü. töd⸗ 
lich. Seine Witwe und Kinder erhoben gegen Mi. und den Reichsfiskus 
Klage auf Entſchädigung mit der Begründung, daß Mi. den Tod ihres Er— 
nährers durch Fahrläſſigkeit verſchuldet habe. — Der Anſpruch wurde als 
dem Grunde nach berechtigt anerkannt. Die Berufung des Reichsfiskus wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„In tatſächlicher Beziehung ſteht zunächſt einmal ſo viel feſt, daß der 
Ernährer der Kläger, als er nach ſeiner vorläufigen Feſtnahme von dem 
hierzu befehligten Landwehrmann Mi. nach der Polizeiwache abgeführt 
wurde, durch einen Schuß aus dem von dieſem getragenen, entſicherten Ge- 
wehr unabſichtlich getötet worden iſt. 

Eine Haftung des Reichsfiskus für dieſen Unfall könnte nur nach dem 
Reichsgeſetze v. 22. Mai 1910 begründet werden, welches in den Fällen, in 
denen ein Reichsbeamter in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen 
Gewalt vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm einem Dritten gegenüber obliegende 
Amtspflicht verletzt, die im 8839 BGB. beſtimmte Verantwortlichkeit auf 
das Reich überträgt und den Reichsbeamten inſoweit die Perſonen des Sol⸗ 
datenſtandes gleichſtellt (§ 1 Abſ. 1 und 3). Zu einer Bejahung der Haft⸗ 
pflicht des Reichs wäre alſo dann zu gelangen, wenn anzunehmen ſein würde, 
daß der Soldat Mi. eine ihm gegenüber dem Erſchoſſenen obliegende Amts⸗ 
oder Dienſtpflicht verletzt und durch Fahrläſſigkeit deſſen Tod verurſacht habe; 
dazu müßte als drittes noch die gegenſtändliche (objektive) Widerrechtlichkeit 
kommen, die das gemeinſame Merkmal aller unerlaubten Handlungen bildet 
(Komm. von RGRäten Vorbem. 1 vor $ 823), denn um eine Haftung aus 
ſolcher handelt es ſich, wie die Verweiſung auf § 839 ohne weiteres erkennen 
läßt, bei dem exwähnten Reichsgeſetz. Das Vorhandenſein aller dieſer Tat⸗ 
beſtandsmerkmckle haben aber die Kläger darzulegen und, ſoweit nötig, zu 
beweiſen. 

Der Anſpruch aus $ 839 ſteht nur einem ſolchen Verletzten zu, dem⸗ 
gegenüber eine Amtspflicht beſtand, und dementſprechend können auch den 
in 8 844 BGB. beſtimmten Anſpruch nur diejenigen Hinterbliebenen erheben, 
deren Ernährer gegenüber eine Amtspflicht verletzt wurde. Alſo nicht jede 
Körperverletzung oder Tötung, die von einem Soldaten in Ausübung ſeines 
Dienſtes verurſacht worden iſt, vermag eine Haftpflicht aus § 839 auszulöſen; 
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der Täter muß zu dem Verletzten in ein Verhältnis gekommen ſein, das ihm 
gewiſſe Pflichten gerade dieſem gegenüber auferlegte. Was für Pflichten das 
ſeien, läßt ſich am beſten durch Hervorhebung der Gegenſätze klarſtellen. Den 
Gegenſatz zu den Dienſtpflichten, die den Beamten Dritten gegenüber im 
Sinne der erwähnten Geſetzesbeſtimmungen obliegen, bilden einmal die 
Pflichten des Beamten, die von ihm im inneren Verhältniſſe zu den über⸗, 
neben⸗ und untergeordneten Beamten zu beobachten ſind, und ſodann die 
Pflichten, die dem Beamten zwar nach außen, aber unmittelbar im öffentlichen 
Intereſſe auferlegt ſind (Komm. von RGRäten Anm. 3 bei 8 839). Hat die 
Amtspflicht aber den Zweck, das Intereſſe des einzelnen wahrzunehmen, ſo 
liegt ſie dem Beamten einem Dritten gegenüber ob (RCEntſch. 78, 241). 
Zutreffend legt in dieſer Beziehung das Landgericht dar, daß dem Soldaten 
Mi. dem Erſchoſſenen gegenüber die Amtspflicht des ſorgſamen Transports 
nach der Wache obgelegen habe, und es mag genügen, hierzu noch hervor⸗ 
zuheben, daß er ihn zum Beiſpiel auch vor den Angriffen der nachdrängen⸗ 
den Volksmaſſe zu ſchützen hatte, deren Erbitterung gegen die Feſtgenom⸗ 
menen als vermeintliche Spione ſich nach den vom Beklagten nicht bemän⸗ 
gelten Feſtſtellungen der Militärgerichte bereits offen bekundet hatte: 

Iſt ſomit die Vorausſetzung der Verletzung einer dem Getöteten gegen⸗ 
über beſtehenden Amtspflicht aus dem feſtgeſtellten Sachverhalt ohne wei⸗ 
teres zu folgern, jo hat das gleiche von dem Merkmale der Widerrechtlich- 
keit zu gelten. Denn die Tötung wie auch die Körperverletzung eines Men⸗ 
ſchen iſt eine objektiv widerrechtliche Handlung, wenn ſie nicht aus einem 
beſonderen Grunde wie Notwehr, Notſtand, Tötung im Feld, ordnungmäßiger 
Waffengebrauch auch außerhalb desſelben, zu einer rechtmäßigen wird (vgl. 
RGEntſch. 50, 65, in Seuff A. 58. Nr. 33; Gruchots Beitr. 51, 1003). Letzteres 
wäre z. B. dann der Fall geweſen, wenn Mü. einen Fluchtverſuch unter⸗ 
nommen und Mi. alsdann von der Schußwaffe gegen ihn vorſchriftmäßig 
Gebrauch gemacht hätte. Dann würde es auf die vom Beklagten vorgelegten 
Dienſtvorſchriften angekommen ſein, aus denen hervorgeht, unter welchen Um⸗ 
ſtänden der Soldat von ſeiner Waffe Gebrauch machen darf und ſoll. Sie 
kommen aber für den vorliegenden Fall nicht in Betracht, da der Soldat Mi. 
offenbar in dem Augenblick, als ſein Sun ſich entlud, garnicht hat ſchießen 
wollen. 

Nach alledem blieb den Klägern nur noch übrig, nachzuweiſen, daß der 
Tod ihres Verſorgers durch eine Fahrläſſigkeit des Soldaten Mi. ver⸗ 
urſacht worden ſei. Wenn man nun auch dieſen Beweis ſeines ſubjektiven 
Verſchuldens von den Klägern verlangen muß, ſo iſt man doch nicht nur 
nicht behindert, ſondern durch eine billige Rückſichtnahme auf die ganze den 
Klägern ſo unheilvoll gewordene Sachlage beſonders dringend veranlaßt, 
ihnen dieſen Beweis nicht zu ſchwer zu machen und vor allem den in der 


Rechtſprechung ſtets anerkannten Grundſatz (JW. 1912, 34814) zugute kommen 
Seufſerts Archiv Bd. 71. 3. Folge Bd. 16 Heft 11. 
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zu laſſen, daß der Schuldbeweis für ausreichend geführt erachtet werden darf, 
wenn der feſtgeſtellte Sachverhalt nach dem regelmäßigen Zuſammenhange 
der Dinge die Folgerung rechtfertigt, der Unfall ſei durch ein Verſchulden ver⸗ 
anlaßt. Ein ſolcher Fall liegt hier ganz ausgeſprochen vor. Wird jemand durch 
einen Schuß aus einem Gewehr verletzt oder getötet, der ohne den Willen 
deſſen, welcher das Gewehr in der Hand hat, losgegangen iſt, ſo darf nach 
dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge angenommen werden, daß dieſer un⸗ 
vorſichtig mit dem Gewehr umgegangen iſt. Sache des Beklagten wäre es 
demgegenüber, Umſtände darzulegen und zu beweiſen, aus denen ſich das 
Gegenteil ergibt. Nicht möchte ſich hierbei das Ber.⸗Gericht, wie es das Land⸗ 
gericht getan hat, darauf feſtlegen, daß dem Täter Mi. zur Fahrläſſigkeit an⸗ 
gerechnet werde gerade der Umſtand, daß er das Gewehr in ungeſichertem 
Zuſtande trug. Selbſt zugegeben einmal — was der Beklagte in der Ber. 
Verhandlung mit Entſchiedenheit verficht, auch unter Sachverſtändigenbeweis 
ſtellt —, daß die Entſicherung der Waffe im gegebenen Fall eine zuläſſige, 
ja gebotene Maßnahme geweſen wäre, ſo würde ſich daraus noch keineswegs 
die Schuldloſigkeit des Soldaten Mi. ergeben: ſein Verſchulden kann in ganz 
andrer Richtung zu ſuchen ſein, ohne daß den Klägern anzuſinnen wäre, gerade 
die einzelne Handlung oder Unterlaſſung in abſolute Gewißheit zu ſtellen, in 
welcher es gelegen hat. Außerordentlich nahe liegt die Annahme, daß der 
Soldat Mi. es mit der Haltung des entſicherten Gewehrs verſehen habe. 
Trotz der Entſicherung des Gewehrs hätte der ſchlimme Erfolg vermieden wer— 
den können, wenn Mi. es mit nach oben gerichtetem Lauf und ſo feſt gehalten 
hätte, daß es auch durch einen Stoß einer dritten Perſon nicht in gefahr⸗ 
drohende Lage verſetzt werden konnte, und wenn er nicht den Finger am 
Abzuge gehalten hätte. Nach ſeiner Angabe im Strafverfahren will er das 
Gewehr ziemlich wagerecht, mit der Mündung ſogar etwas nach unten ge— 
tragen haben. Das wäre natürlich ſehr leichtſinnig geweſen. Das Ber.⸗Gericht 
will dieſe Ausſage, weil nicht im gegenwärtigen Rechtsſtreit erſtattet, nicht als 
Beweismittel gegen den Beklagten verwenden. Nach der Stellung, die es 
gegenüber der Beweispflicht der Kläger einnimmt, bedarf es deſſen nicht; 
hält es doch das Merkmal der Fahrläſſigkeit aus dem Sachverhalt ſelbſt ge⸗ 
geben, ſolange nicht der Beklagte alle Möglichkeiten zu widerlegen vermag, 
in denen ein Verſchulden des Mi. liegen könnte — was nach dem vorher 
Dargelegten nicht etwa eine Umkehrung der Beweislaſt bedeutet. Tauglichen 
Beweis in der ſoeben angegebenen Richtung hat aber der Beklagte nicht 
angeboten. 

Nach alledem war im Ergebniſſe übereinſtimmend mit dem Landgericht 
die Haftpflicht des Reichsfiskus feſtzuſtellen. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 18. Mai 1916. 5 0. 156/15. 
Ch. 
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253. Unlauterer Wettbewerb; Vertrieb von Waren, die ſich ein 
Händler unter Verleitung von Zwiſchenhändlern zum Vertragsbruche 
ö verſchafft hat. 
Vgl. 68 Nr. 213; auch 69 Nr. 243 m. N. 
unl WG. 8 1; PatG. § 4; BGB. 5 138. 


Die Klägerin ſtellt Nähmaſchinen her, die ſie unter der Bezeichnung 
„Ph.⸗Nähmaſchinen“ in den Handel bringt. Der Beklagte iſt Nähmaſchinen⸗ 
händler in W., der in ſeinem Geſchäft auch Ph.⸗Nähmaſchinen feilhält. Er 
hat ſolche in ſeinem Schaufenſter ausgeſtellt, auch auf ſolche Nähmaſchinen 
bezügliche Anſchläge in ſeinen Geſchäftsräumen aushängen. Die Vertretung 
hinſichtlich ihrer Nähmaſchinen für den Bezirk der Städte W. und H. nebſt 
anliegenden Ortſchaften hatte die Klägerin ſeit einer Reihe von Jahren dem 
Nähmaſchinenhändler Bruno S. in H., einem Bruder des Beklagten, über⸗ 
tragen. Mit der Klage erſtrebte ſie, daß dem Beklagten unter Strafandrohung 
verboten werde, von ihren Vertretern ohne ihre Genehmigung Ph.⸗Maſchinen 
zu erwerben und feilzuhalten. Sie ſtützte ihren Anſpruch auf § 4 PatG., 
auf 8 12 WZ3G., ſowie auf 81 UnlWG., indem ſie geltend machte: ſie habe 
den Vertrieb ihrer Nähmaſchinen in der Weiſe geregelt, daß ſie Vertreter 
anſtelle, jedem einen beſtimmten Bezirk zuweiſe, ihm das Alleinverkaufsrecht 
hierfür übertrage und ihm vertragmäßig die Pflicht auferlege, die Maſchinen 
nur an Perſonen innerhalb des Bezirks und ohne ihre Einwilligung nicht 
an Wiederverkäufer abzugeben; der Beklagte, dem das bekannt ſei, verſchaffe 
ſich nun die von ihm feilgehaltenen Ph.⸗Nähmaſchinen dadurch, daß er ihren 
Vertretern die unwahre Angabe mache, die Maſchinen ſeien für Verwandte 
beſtimmt, und ſie zum Vertragsbruche verleite. — Das Landgericht verurteilte 
den Beklagten nach dem Klagantrage. Das Oberlandesgericht hielt die Ver⸗ 
urteilung nur inſoweit aufrecht, daß dem Beklagten bei Strafe der Erwerb 
und das Feilhalten von ſolchen Nähmaſchinen verboten wurde, die er da⸗ 
durch an ſich bringe, daß er Vertretern der Klägerin zurede, von Einhaltung 
ihrer Vertragspflichten gegen die Klägerin abzuſehen. Aus den Gründen: 

„Die Klägerin kann den Anſpruch, daß der Beklagte ohne ihre Geneh⸗ 
migung von ihren Vertretern keine Ph.⸗Nähmaſchinen erwerbe und feilhalte, 
nicht auf die ihr an einzelnen Teilen ihrer Maſchinen zuſtehenden Patente 
ſtützen. Durch die Überlaffung an ihre Vertreter hat die Klägerin ihre Ma⸗ 
ſchinen bereits ſelbſt in den Verkehr gebracht, damit die Vorteile ihrer Pa⸗ 
tente genoſſen und ſo ihr Recht verbraucht. Die Beſchränkungen, die ſie dabei 
ihren Abnehmern bezüglich des weiteren Abſatzes auferlegt hat, haben nur 
ſchuldrechtliche Wirkung, ſind patentrechtlich aber bedeutunglos (RGEntſch. 51, 
139). Daß der Beklagte vertragmäßigen Verpflichtungen ihr gegenüber unter⸗ 
worfen ſei, behauptet die Klägerin ſelbſt nicht. — Die gleichen Erwägungen 
ſtehen dem Anſpruch der Klägerin entgegen, ſoweit er mit der Behauptung, 
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ihr ſei die Bezeichnung ‚Ph.‘ geſchützt, auf 8 12 WZG. geſtützt werden ſoll 
(RGEntſch. 50, 229; 51, 263). 

Es kann ſich darnach nur fragen, ob der Anſpruch der Klägerin auf Grund 
von § 1 UnlWG. gerechtfertigt iſt. Bei Entſcheidung dieſer Frage iſt von dem 
in der Rechtſprechung des Reichsgerichts anerkannten Satze auszugehen, daß 
derjenige, der ſich, um einen Vermögensvorteil zu erlangen, an der Ver⸗ 
letzung von Vertragspflichten beteiligt, die einem andern gegenüber einem 
Dritten obliegen, deswegen allein noch nicht gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtößt, daß vielmehr noch beſondere Umſtände hinzutreten müſſen, die ſein 
Verhalten als ſittlich verwerflich erſcheinen laſſen (vgl. RGEntſch. 78, 14ff., 
insbeſ. 17. 18; 81, 86 ff, insbeſ. 91). Zweifelhaft kann nur fein, ob, wie der 
2. Zivilſenat des RE, in der zuletzt erwähnten Entſcheidung annimmt, im 
Geſchäftsverkehr das bewußte Hinwirken darauf, daß jemand vertragbrüchig 
wird, in der Regel ſittenwidrig iſt, jo daß nur im einzelnen Fall die beglei- 
tenden Umſtände die Sittenwidrigkeit auszuſchließen vermögen, oder ob in 
einem ſolchen Fall die Sittenwidrigkeit erſt durch die beſonderen Umſtände, 
insbeſondere durch die Anwendung unlauterer Mittel, begründet wird, wie 
der 6. Zivilſenat des RG. annimmt (JW. 1910, 705°; 1913, 8661). 

Nun war dem Beklagten bereits aus dem früher von der Klägerin gegen 
ihn angeſtrengten Prozeſſe bekannt geworden, daß die Klägerin ihre Ver⸗ 
treter vertragmäßig zu binden pflege, nicht außerhalb ihres Bezirks an Wieder⸗ 
verkäufer zu liefern. Solche Verträge ſind außerdem in weitem Maße ge- 
bräuchlich, wie der Beklagte ſelbſt nicht leugnet. Hiernach hat der Beklagte 
damit rechnen müſſen und nach der Überzeugung des Ber.-Gerichts auch da⸗ 
mit gerechnet, daß ſein Verkäufer Sch. durch einen derartigen Vertrag der 
Klägerin gegenüber gebunden ſei und aus dieſem Grunde ihm nicht weiter 
liefern wolle. — — — Er hat darnach den Verſuch, Sch. zur Weiterliefe⸗ 
rung zu beſtimmen, auch für den Fall unternommen, daß Sch. dies nur unter 
Verletzung der ihm der Klägerin gegenüber obliegenden Vertragspflichten tun 
könne. Die Mittel, deren er ſich bedient hat, können als lauter nicht an⸗ 
geſehen werden. Er weiſt ihn auf ſeine wirtſchaftliche Machtſtellung als Groß⸗ 
händler hin, die es ihm erlaube, ſich auch einmal über eine Vertragspflicht 
hinwegzuſetzen, zumal es ſich dabei mittelbar doch nur um die Verletzung 
der Intereſſen ſeines mit ihm verfeindeten Bruders, eines Kleinhändlers, 
handle. Er ſichert ihm weiter zu, daß fein Bruder, der von der Vertrags- 
verletzung zunächſt Betroffene, nicht erfahren werde, wo er die Maſchinen 
her habe. Damit und durch das Verſprechen ſofortiger Barzahlung ſucht er 
ihn zum Vertragbruch zu verleiten. Das aber iſt ein Einwirken auf den 
Willen Sch.s mit unlauteren Mitteln, das ſich als Verſtoß gegen $ 1 
UnlWG. darſtellt, gleichviel ob dabei von dem oben angeführten Standpunkte 
des 2. oder dem des 6. Senats des RG. ausgegangen wird. Hiernach iſt 
allerdings gegen den Beklagten der Anſpruch auf Unterlaſſung gegeben. 
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Allein dieſer Anſpruch reicht nur jo weit, wie ſich der Beklagte gegen 
das Geſetz vergangen hat, denn es kann ihm nicht mehr verboten werden als 
er getan hat, nach dem Geſetz aber nicht hätte tun ſollen. Soweit die Klä⸗ 
gerin mit dem von ihr begehrten allgemeinen Verbot mehr verlangt hat, 
iſt daher in Beachtung der Berufung des Beklagten die Klage abzuweiſen. 
Der Anſpruch, daß dem Beklagten wenigſtens der Erwerb und das Feil⸗ 
halten von Maſchinen in der von ihm unternommenen unlauteren Weiſe unter⸗ 
ſagt werde, ſtellt ſich als Teil des erhobenen allgemeinen Anſpruchs dar. Es 
iſt die Beſorgnis begründet, daß der Beklagte auch in Zukunft es in derſelben 
unlauteren Weiſe unternehmen werde, Vertreter der Klägerin zu beſtimmen, 
unter Verletzung ihrer Vertragspflichten ihm Ph.⸗Maſchinen zu liefern. Des⸗ 
halb iſt die vorbeugende Unterlaſſungsklage zur Abwehr drohender Eingriffe 
begründet (vgl. RG. in SeuffA. 69, Nr. 105 S. 197). — — —" 

Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 2. Dez. 1914. 30. 144/14. 
F- ch. 


254. Die Eigentumsübertragung an beweglichen Sachen erfordert deren 
deutliche Bezeichnung.“ — Der (preuß.) Notar haftet als Beamter.“ “ 
Vgl. 70 Nr. 58 m. N. — Vgl. 70 Nr. 178 m. N: auch oben Nr. 136. 

BGB. $$ 929. 839. 

Durch einen von dem Beklagten beurkundeten Vertrag v. 10. Juli 1912 
übertrugen die Eheleute R. der Klägerin zur Sicherung ihrer Darlehnsforde⸗ 
rungen von 36000 / das Eigentum an den in einer Anlage des Vertrags auf- 
geführten Gegenſtänden, nämlich Laden- und Kontoreinrichtungen und Waren. 
Die Vertragsteile erklärten in dem Vertrage, daß das Eigentum an dieſen 
Gegenſtänden fortan der Klägerin zuſtehe, daß die Schuldner ſie nunmehr 
für die Klägerin als neue Eigentümerin beſäßen, jedoch berechtigt ſeien, ſie, 
ſoweit ihre Benutzung angängig ſei, unentgeltlich zu benutzen und, ſoweit 
ſie Waren ſeien, im regelmäßigen Geſchäftsbetriebe zu veräußern. Die Schuld⸗ 
ner verpflichteten ſich, den zum Eigentum übertragenen Beſtand auf der 
urſprünglichen Höhe zu erhalten, und die Beteiligten erklärten, darüber einig 
zu ſein, daß Erſatzſtücke von den Schuldnern für die Gläubigerin zu Eigentum 
erworben würden. Nachdem am 21. Mai 1913 über R.s Vermögen Konkurs 
eröffnet war, erhob die Klägerin Klage gegen den Konk.⸗Verwalter auf Her⸗ 
ausgabe der übereigneten Gegenſtände und Einwilligung in die Auszahlung 
des hinterlegten Erlöſes, ſoweit jene inzwiſchen veräußert waren. Die Klage 
wurde, ſoweit ſie auf Herausgabe der Waren oder ihres Erlöſes gerichtet 
war, wegen Nichtigkeit der Übereignung der Waren abgewieſen. Die Klä⸗ 
gerin beanſpruchte nun Erſatz ihres Schadens in Höhe von 17000 „ von dem 
Beklagten, weil er dieſen Schaden durch mangelhafte Abfaſſung des Vertrags 
fahrläſſigerweiſe verurſacht habe. — Das Landgericht erkannte nach dem 
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Klagantrage; das Oberlandesgericht wies die Klage ab. Das Reichsgericht 
hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Der von der Reviſion und wohl auch von dem Oberlandesgericht geteilten 
Anſicht des Landgerichts, daß die Klage als Vertragsklage, nicht als Klage aus 
§ 839 BGB. begründet ſei, kann nicht beigepflichtet werden. Der um die 
Beurkundung eines Vertrags erſuchte Notar iſt kraft ſeines Amtes verpflichtet, 

dem Vertrage die für ſeine Rechtsgültigkeit und Wirkſamkeit erforderliche 
Faſſung zu geben, mag er auch ſchon vor der Beurkundung von der einen 
Partei mit dem Entwurf des von ihm zu beurkundenden Vertrags beauf⸗ 
tragt ſein. Die dem Beklagten vorgeworfene mangelhafte Abfaſſung des 
Vertrags ſtellt daher eine Amtspflichtverletzung des Notars dar, und da die 
Erfüllung einer Amtspflicht des Notars nicht Gegenſtand vertraglicher Bin⸗ 
dung ſein kann, 
vgl. RGeEntſch. 85, 409, in SeuffA. 70 Nr. 178; JW. 1915, 1007. 1193; Gruchot 59, 

1055; Warneyer Rſpr. 9. Jahrg. S. 128 Nr. 81, 
ſcheidet hier der Geſichtspunkt der Vertragshaftung aus und kommt nur der 
der Haftung aus $ 839 in Betracht. Es bedarf daher, wenn die Klage nicht 
ſchon aus andern Gründen abzuweiſen iſt, auch einer Prüfung der bisher 
nicht erörterten Frage, ob die Klägerin nicht von andrer Seite Erſatz zu er⸗ 
langen vermag ($ 839 Abſ. 1 Satz 2), ſeitens des Ber.⸗Gerichts, an das die 
Sache unter Aufhebung des angefochtenen Urteils zurückzuverweiſen iſt, weil 
die Verneinung eines Verſchuldens des Beklagten mit der bisherigen Begrün⸗ 
dung nicht als zutreffend anerkannt werden kann. 

Der Ber.⸗Richter meint, der Beklagte habe die Bezeichnung der zu über⸗ 
eignenden Waren in dem Vertrage und die Beſtimmung hinſichtlich der Er⸗ 
ſatzſtücke deshalb ohne Verſchulden für ausreichend erachten dürfen, weil er 
annehmen konnte, das dem Vertrage beigefügte Verzeichnis ſtelle das ge⸗ 
ſamte Warenlager des übereignenden Schuldners dar. Dem würde nur 
dann beigepflichtet werden können, wenn der Beklagte entſprechend dem 
Willen der Vertragsteile, wie er ihn nach der Feſtſtellung des Ber.⸗Gerichts 
verſtanden hatte, das geſamte Warenlager des Schuldners R. als Gegen⸗ 
ſtand der Eigentumsübertragung in dem Vertrage bezeichnet hätte und nicht 
„die in der Anlage aufgeführten Gegenſtände“, die nach der Entſcheidung 
im Vorprozeſſe der genügenden Individualiſierung entbehrten. Es iſt ein 
wie ſchon für das frühere Recht ſo auch für das heutige anerkannter Satz, 
daß nur individuell beſtimmte Sachen Gegenſtand der Beſitz⸗ und Eigen⸗ 
tumsübertragung ſein können; | 

vgl. z. B. RGeEntſch. 52, 385; RGSt. 47, 44; Gruchot 51, 616; 58, 1029; 9. 1912, 

797; Warneyer Rſpr. 5. Jahrg. 236; 
ein Rechtsſatz, der dem Beklagten nach ſeinem eigenen Vorbringen bekannt 
geweſen iſt. Daß die zu übereignenden Sachen einzeln aufgeführt werden, 
iſt nicht immer erforderlich; es genügt auch eine ſie zuſammenfaſſende ver⸗ 
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kehrsübliche Bezeichnung, z. B. der Ausdruck Warenlager, vorausgeſetzt, daß 
alle zu einem beſtimmten Warenlager gehörigen Gegenſtände übereignet 
werden ſollen. Wird aber ſtatt einer ſolchen zuſammenfaſſenden Bezeichnung 
eine Aufzeichnung der einzelnen Waren gewählt, ſo bedarf es deren genauer 
Individualiſierung, mögen ſie auch tatſächlich das geſamte Warenlager aus⸗ 
machen. Damit ſtehen die von dem Ber.⸗Gericht angezogenen Urteile des 
7. Zivilſenat v. 15. Juni und 14. Nov. 1911 (VII. 612/10 und 68/11, im Aus⸗ 
zug abgedruckt in JW. 1911, 762; 1912, 144) nicht in Widerſpruch. In dem 
erſten Urteil iſt vielmehr Gewicht gelegt auf die „Konkretiſierung“ der zu 
übereignenden Sachen durch die Angabe, daß die in beſtimmten Lagerräumen 
befindlichen Waren in ihrer Geſamtheit in das Eigentum des Erwerbers über⸗ 
gehen und daß die neu anzuſchaffenden Erſatzſtücke eben in dieſe Räume hin⸗ 
eingebracht werden ſollen; und in dem zweiten wird die nötige Beſtimmt⸗ 
heit des Vertragsgegenſtandes darin gefunden, daß alle Waren veräußert 
werden ſollten, die ſich zur Zeit des Vertragſchluſſes in einem beſtimmten 
Raume, nämlich dem Laden des Veräußerers befanden. Hier enthält der 
Vertrag keine dementſprechende Bezeichnung, er läßt nicht erkennen, daß alle 
Waren übereignet werden ſollten. Deshalb entſchuldigt der von dem Ber.⸗ 
Richter feſtgeſtellte Glaube des Beklagten, die in dem Verzeichnis aufgeführten 
Waren umfaßten das Warenlager, den Beklagten nicht. Vielmehr iſt zu prüfen, 
ob der Beklagte annehmen durfte, die Anlage des Vertrags enthalte eine 
genügende Individualiſierung der zu übereignenden Einzelſachen. Ebenſo 
bedarf auch die Frage einer nochmaligen Prüfung, ob die Beſtimmung über 
den Eigentumsübergang an den Erſatzſtücken von dem Beklagten als aus⸗ 
reichend erachtet werden durfte, da der Ber.⸗Richter dies bisher nur unter 
dem obigen unzutreffenden Geſichtspunkte bejaht hat. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 12. Mai 1916. E. (Kl.) w. H. 
(OLG. Cöln). III. 26/16. 


255. Kein Eigentumserwerb durch Verarbeitung von Holz, woran 
ein fremdes Eigentumsrecht vorbehalten iſt. 
Vgl. 58 Nr. 54; 62 Nr. 77; 66 Nr. 52; 69 Nr. 107. 
BGB. 59 950. 455. 

Klägerin hatte an R. unter Eigentumsvorbehalt Holz zur Verarbeitung 
für Türen, Fenſterrahmen und Bekleidungen an einem Bau des. G. käuflich 
geliefert. Bevor der Bau fertiggeſtellt worden war, geriet er wegen Zah⸗ 
lungsſchwierigkeiten des Bauherrn ins Stocken. Die von R. hergeſtellten 
Holzarbeiten wurden vom Bau fortgeſchafft und vom Beklagten angekauft. 
Der Klage auf Herausgabe der Holzarbeiten wurde inſoweit ſtattgegeben, 
als dieſe noch nicht in den Bau eingefügt geweſen waren. Die Berufung 
des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
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„Zwar waren durch die Verarbeitung des von der Klägerin dem R. ge⸗ 
lieferten Holzes zu Türen, Fenſterrahmen und Bekleidungen neue Sachen 
entſtanden und dieſe würden nach der Regel des $ 950 BGB. Eigentum des 
R. geworden ſein. Allein da die Klägerin ſich dem R. gegenüber das Eigen⸗ 
tum an dem Holz vorbehalten hat, einerlei ob dasſelbe verarbeitet oder un⸗ 
verarbeitet iſt, bis es mit dem Bau verbunden ilt‘, jo kann die geſetzliche Regel 
nicht Anwendung finden. Auch der Beſteller einer Sache, der den Stoff 
liefert, behält das Eigentum, wenn aus dem Stoff die beſtellte neue Sache 
entſteht; der Verfertiger wird in dieſem Fall nicht Eigentümer, wie allgemein 
anerkannt iſt. Ebenſowenig kann derjenige Eigentum durch Verarbeitung 
erwerben, welcher mit dem Willen, Eigentum nicht zu erlangen, ſondern 
wegen Eigentumsvorbehalts das Eigentum dem bisherigen Eigentümer des 
Stoffes zu belaſſen, eine neue Sache herſtellt. Zwar erwirbt Eigentum durch 
Verarbeitung fremden Stoffes, wer ohne den Willen, Eigentum zu erwerben, 
die Verarbeitung vornimmt; aber es liegt kein Grund vor, die Anwendung 
des Geſetzes jo weit auszudehnen, daß der Verarbeiter auch gegen ſeinen 
Willen Eigentum erwerben ſoll. Der Fall, daß jemand aus fremdem Stoff 
eine fremde Sache ſchaffen will, wird von dem 8 950 nicht getroffen. 

Darnach hat alſo die Klägerin wegen des Eigentumsvorbehalts das 
Eigentum an den Fenſtern, Türen und Bekleidungen behalten, ſoweit dieſe 
Gegenſtände noch nicht für die Dauer mit dem Neubau verbunden waren 
(88 94. 95 BGB.), während an den bereits eingefügten Sachen der Grund⸗ 
ſtückseigentümer das Eigentum erwarb. 

Als dann in der Folge die bereits eingefügten Türen und Fenſter wieder 
ausgehängt und mit den noch nicht angebrachten zuſammen fortgeſchafft 
wurden, entſtand eine untrennbare Vermengung ($ 948 BGB.), ſoweit den 
Türen nicht anzuſehen war, ob ſie ſchon für die Dauer angebracht geweſen 
waren oder nicht. Soweit die Fenſter ſchon verglaſt, die Türen ſchon ge- 
malt waren, fielen ſie nicht in die Vermengung, da inſoweit ſichtbar war, 
daß die Einfügung ſchon ſtattgefunden hatte. An der untrennbaren Menge 
ſteht der Klägerin und dem Grundſtückseigentümer G. Miteigentum nach 
Verhältnis des Wertes ihrer Anteile zu (8 947). Hiernach bleibt, abgeſehen 
von der Frage des gutgläubigen Erwerbes durch den Beklagten, nur noch 
zu entſcheiden, wieviele der Fenſter und Türen ſchon eingefügt waren als 
ſie fortgeſchafft wurden, um darnach die Größe des Anteils der Klägerin an 


der untrennbaren Menge zu beſtimmen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 8. April 1916. R. (Kl.) w. 
R. u. Gen. Bf. VI. 401/15. Nö. 
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256. Abtretung einer Hypothek; die Unwirkſamkeit ſpäterer Leiſtungen 
an den alten Gläubiger gilt nur für die dingliche Forderung. 
Vgl. 62 Nr. 137 m. N. 

BGB. $$ 1156. 407. 

Auf einem damaligen Grundſtück des Kaufmanns G. war am 11. Dez. 
1911 für den Töpfermeiſter E. eine Hypothek im Betrage von 7200 % für 
gelieferte Töpferarbeiten und Darlehen eingetragen worden. Im Jahre 1912 
verkaufte G. durch mündlichen Vertrag das Grundſtück an den Kläger; dabei 
wurde vereinbart, daß die Hypothek nicht vom Kläger übernommen, ſondern 
durch G. zur Löſchung gebracht werden ſollte. Am 19. Okt. 1912 ließ G. 
auf Grund des mündlichen Vertrags das Grundſtück an den Kläger auf und 
dieſer wurde darauf als Eigentümer eingetragen. Die Hypothek war nicht 
gelöſcht, ſondern auf Grund einer von dem Gläubiger E. ausgeſtellten Ab⸗ 
tretungsurkunde, welche vom 15. Okt. 1912 datiert, deren Unterſchrift am 
23. Okt. 1912 beglaubigt und die am 24. Okt. 1912 bei dem Grundbuchamt 
eingereicht worden war, am 20. Januar 1914 auf den Schlächtermeiſter Kl., 
den Erblaſſer der Beklagten, umgeſchrieben worden. Auf eine von G. gegen 
E. erhobene Klage war E. durch ein rechtskräftig gewordenes Urteil des Land⸗ 
gerichts v. 23. Mai 1914 verurteilt worden, in die Löſchung der Hypothek 
zu willigen. Mit einer neuen Klage gegen die Erben des Kl. beantragte darauf 
der Kläger im Einverſtändnis mit G., die Beklagten zu verurteilen, die Lö⸗ 
ſchung der Hypothek zu bewilligen und zu dieſem Zweck den Hypothekenbrief 
dem Grundbuchamt zu überreichen. — In den beiden erſten Inſtanzen wurde 
nach dem Klagantrage erkannt. Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. 
Aus den Gründen: | 

„Der Kläger ſtützt den Klaganſpruch auf eine zwiſchen G., ſeinem Rechts⸗ 
vorgänger im Eigentum des belaſteten Grundſtücks, und E., dem früheren 
Hyp.⸗Gläubiger, der die Hypothek an den Erblaſſer der Beklagten abgetreten 
hat, angeblich getroffene Vereinbarung, durch welche ſich E. verpflichtet haben 
ſoll, gegen Zahlung von 3000 „ und einen von G. auszuſtellenden Wechſel 
über 800 „ die Löſchung der Hypothek zu bewilligen, ſowie auf die Be⸗ 
hauptung, daß dieſe Vereinbarung von G. erfüllt worden ſei. Der Ber. 
Richter erachtet den Beweis für erbracht, daß die von dem Kläger behauptete 
Vereinbarung zwiſchen G. und E. getroffen und von G., und zwar am 19. Okt. 
1912, erfüllt worden iſt — — — 

Der Ber.⸗Richter nimmt weiter an, daß der Anſpruch auf Einwiligung 
in die Löſchung der Hypothek auf Grund der zwiſchen G. und E. getroffenen 
Vereinbarung gegen die verklagten Erben Kl. geltendgemacht werden könne 
(daß dieſe paſſiv legitimiert ſeien). Er führt aus, es könne von der Feſt⸗ 
ſtellung, ob die Zeſſion der Hypothek durch E. an Kl. nur zum Schein erfolgt 
ſei, abgeſehen werden, denn es ſei nicht erwieſen, daß die Zeſſion vor dem 
19. Okt. 1912 erfolgt ſei. Nach $ 407 BGB. müſſe der Zeſſionar die Leiſtung 
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des Schuldners an den Zedenten und die von dieſem mit dem Schuldner ab⸗ 
geſchloſſenen Rechtsgeſchäfte gegen ſich gelten laſſen, wenn der Schuldner 
zu dem in Frage kommenden Zeitpunkte die Tatſache der Zeſſion nicht kannte. 
Daß G. am 19. Okt. 1912 die Zeſſion an Kl. kannte, könne nicht als erwieſen 
angeſehen werden, ſchon deshalb nicht, weil nicht erwieſen ſei, daß ſie da⸗ 
mals ſchon erfolgt war. Nach 8 1156 BGB. finde zwar der 8 407 auf die 
Übertragung einer Hypothek im allgemeinen keine Anwendung; wenn jedoch 
der bisherige Gläubiger, wie im vorliegenden Falle, durch den Beſitz des 
Hyp.⸗Briefs legitimiert war, ſo müſſe der Zeſſionar die Rechtsgeſchäfte des 
§ 407 gegen ſich gelten laſſen, wenn der Schuldner die Zeſſion nicht kannte. 
Für den gleichliegenden Fall der Zeſſion der Buchhypothek, in welchem der 
Schuldner (der Eigentümer) von der zur Bewirkung der Zeſſion erforderlichen 
Eintragung der Zeſſion keine Kenntnis hatte, habe das Reichsgericht (RG⸗ 
Entſch. 67, 413ff.) die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts gegen den Zeſſionar 
ebenfalls angenommen, ſofern der Schuldner nicht auf irgendeinem Wege 
ſichere Kenntnis von dem Forderungsübergang erlangt hatte. Deshalb müßten 
die Beklagten die am 19. Oktober 1912 wirkſam gewordenen Rechtsgeſchäfte, 
welche G. mit E. vorgenommen habe, ſelbſt dann gegen ſich gelten laſſen, 
wenn die Zeſſion an Kl. an dieſem Tage ſchon erfolgt wäre, da E. durch den 
Beſitz des Briefes der für ihn damals im Grundbuch ſtehenden Hypothek als 
der zur Verfügung Berechtigte legitimiert war. Um ſo mehr müßten die 
Beklagten dieſe Rechtsgeſchäfte deshalb gegen ſich gelten laſſen, weil damals 
die Zeſſion an Kl. „nachweislich“ noch nicht erfolgt war. 

Dieſe Ausführungen werden von der Reviſion mit Grund als rechtsirrig 
angegriffen. Rechtsirrig iſt ſchon der den Ausgangspunkt der Erörterungen 
des Ber.⸗Richters bildende Satz, daß ungeachtet der Vorſchrift des $ 1156 
BOB. auf Grund des 8 407 BGB. der Zeſſionar einer Hypothek die von 
dem Eigentümer (Schuldner) nach der Abtretung mit dem bisherigen Gläu⸗ 
biger in Anſehung der Forderung vorgenommenen Rechtsgeſchäfte als ihm 
gegenüber wirkſam gelten laſſen müſſe, falls der Eigentümer von der Zeſ— 
ſion zur Zeit der Vornahme der Rechtsgeſchäfte keine Kenntnis hatte. Die 
„Bezugnahme des Ber.⸗-Richters für dieſe Auffaſſung auf das Urteil des er⸗ 
kennenden Senats v. 22. Febr. 1908 (Entſch. Bd. 67, 413) beruht auf einem 
Mißverſtehen dieſer Entſcheidung. In dem dortigen Fall hat es ſich lediglich 
um die Frage gehandelt, ob der Veräußerer eines mit einer Hypothek be⸗ 
laſteten Grundſtücks, welcher zugleich perſönlicher Schuldner der Forderung 
iſt, ſich von der perſönlichen Schuld dadurch befreien kann, daß er die in 
§ 416 BGB. vorgeſchriebene Anzeige von der Schuldübernahme durch den 
Käufer an denjenigen richtet, der früher im Grundbuch als Gläubiger ein- 
getragen war, wenn er von der erfolgten Abtretung und Umſchreibung der 
Hypothek auf einen andern Gläubiger keine Kenntnis erlangt hat. Dieſe 
Frage iſt ſowohl für die Briefhypothek wie für die Buchhypothek bejaht und 
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zur Begründung u. a. ausgeführt, daß der $ 1156 BGB. ‚bei Abtretung von 
Briefhypotheken nur in Anſehung der Hypothek, nicht aber hinſichtlich der 
perſönlichen Schuld die Anwendung der 88 406—408 BGB. ausſchließe“. 
Damit iſt in geradem Gegenſatze zu dem, was der Ber.⸗Richter aus der Ent⸗ 
ſcheidung herausgeleſen hat, anerkannt, daß in Anſehung der Hypothek die 
Anwendung der 88 406-408 durch § 1156 BGB. ausgeſchloſſen iſt. Das 
ergibt ſich auch ohne weiteres aus dem uneingeſchränkten Wortlaut des $ 1156. 
Auch die vom Ber.⸗Richter hervorgehobene Tatſache, daß am 19. Okt. 1912, 
alſo zu der Zeit, als die Vereinbarung zwiſchen G. und E. abgeſchloſſen wurde, 
E. noch als Gläubiger im Grundbuch eingetragen und daß er im Beſitz des 
Hyp.⸗Briefs war, kann die Anwendung des § 407 BGB. nicht rechtfertigen. 
Auch aus § 893 BGB. könnte die Annahme des Ber.⸗Richters, daß Kl. die 
Vereinbarung zwiſchen G. und E., falls fie nach der an ihn erfolgten Ab- 
tretung ſtattgefunden hätte, gegen ſich gelten laſſen müßte, nicht gerecht- 
fertigt werden, da dieſe Vorſchrift zwar auf Leiſtungen und dingliche Ver⸗ 
fügungen über das im Grundbuch eingetragene Recht, nicht aber auf Ver⸗ 
pflichtungen aus ſchuldrechtlichen Verträgen in Anſehung des Rechts, die 
Beſtimmungen über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs ($ 892) für 
entſprechend anwendbar erklärt. Sonach erweiſt ſich aber auch der ‚Um⸗ſo⸗ 
mehr ⸗Schluß des Ber.⸗Richters auf den nach feinen Feſtſtellungen tatſächlich 
vorliegenden Fall, daß die Vereinbarung vor der Abtretung ſtattgefunden hat, 
als unzutreffend. Es kann ſich daher nur fragen, ob für dieſen Fall die Ent⸗ 
ſcheidung des Ber.-Richters aus andern Gründen gerechtfertigt ſei. 

Nach den Feſtſtellungen des Ber.⸗Richters hat der Erblaſſer der Beklagten 
die Hypothek in rechtswirkſamer Weiſe erworben. Dann kann ein rein ſchuld⸗ 
rechtlicher Anſpruch des G. gegen E. auf Löſchung der Hypothek gegen ihn 
überhaupt nicht geltend gemacht werden, da ſchuldrechtliche Verpflichtungen 
auf den, der ein dingliches Recht durch Sonderrechtsnachfolge erwirbt, ohne 
Schuldübernahme nicht übergehen. Es iſt deshalb rechtsirrig, wenn der Ber.- 
Richter von der Annahme aus, daß die Klage auf einen ſolchen perſönlichen 
Anſpruch des G. aus dem mit E. abgeſchloſſenen F Vertrage 
geſtützt ſei, zur Zuſprechung der Klage gelangt iſt.— — — 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 15. April 1916. Kl. Erben (Bkl.) 

w. K. (KG. Berlin). V. 46/16. 


257. Pflegerbeſtellung im Verfahren zur Verſetzung eines Beamten 
in den Ruheſtand. 
BGB. $ 1910; REG. $ 62. 


Dieſe Anordnung einer Pflegſchaft unterſteht nicht dem bürgerlichen 
Recht. Es iſt eine Maßregel, die entgegen der Pflegſchaft des bürgerlichen 
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Rechts nicht in erſter Reihe das Wohl des Pflegebefohlenen verfolgt, ſon⸗ 
dern vornehmlich vorgeſehen iſt, um die Durchführung eines zum öffent⸗ 
lichen Nutzen dienenden Verfahrens zu erleichtern. Auf ſolche öffentlichrecht⸗ 
liche Verhältniſſe iſt das Bürgerl. Geſetzbuch nicht anwendbar. Weder bedarf 
es der Einwilligung des Beamten nach $ 1910 BGB. für den Fall, daß eine 
Verſtändigung mit ihm möglich iſt, noch muß die Pflegſchaft gemäß § 1920 
BGB. wieder aufgehoben werden, wenn er es verlangt (KGJ. 30A, 28 = 
RIA. 6, 2; DZ. 1916, 910). 

Das Verfahren ſelbſt wird von der vorgeſetzten Dienſtbehörde nach deren 
pflichtmäßigem Ermeſſen gegen den Beamten eingeleitet und durchgeführt; 
der Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen. Deswegen hängt auch die Beſtellung eines 
Pflegers nach $ 62 RBG. lediglich davon ab, ob die vorgeſetzte Dienſtbehörde 
ſie für notwendig erachtet. Eine gerichtliche Nachprüfung dieſer Einzelheit 
des Verfahrens widerſpräche der uneingeſchränkten Machtbefugnis, mit der 
die Verwaltungsbehörde die ſachliche Entſcheidung darüber zu treffen hat, 
ob der Beamte zwangweiſe in den Ruheſtand zu verſetzen iſt. 

Allerdings kann die Verwaltungsbehörde das Gericht darum angehen, 
einen Pfleger zu beſtellen. Aber dann fällt dieſes Verfahren aus dem Rahmen 
des Beamtengeſetzes heraus. Es iſt eine gewöhnliche Pflegſchaft des bürger⸗ 
lichen Rechts, die das Gericht wie von Amts wegen, ſo auch auf Anregung 
der Verwaltungsbehörde erwägen kann. Es entſcheidet darüber nach jelb- 
ſtändiger Prüfung, ob die Vorausſetzungen einer Pflegſchaft vorliegen, und 
unabhängig von der Anſicht der Verwaltungsbehörde, die Pflegſchaft ſei 
nötig. Dabei kann das Gericht die Pflegſchaft nach ſeinem Befinden auch 
auf einen beſtimmten Kreis der Angelegenheiten des Pflegebefohlenen be- 
ſchränken. Wird eine ſolche Pflegſchaft eingerichtet, ſo wird die Anordnung 
der beſonderen Pflegſchaft des $ 62 RBG. überflüſſig. Aber für dieſe ge⸗ 
richtliche Pflegſchaft des bürgerlichen Rechts ſind dann auch die $$ 1910. 1920 
BGB. zu beachten. So hat das Amtsgericht die Sache behandelt und durfte 
ſie behandeln; darin iſt keine Geſetzesverletzung zu finden. 

Dagegen iſt die Mitwirkung der Gerichte bei der Anordnung der be⸗ 
ſonderen, öffentlichrechtlichen Pflegſchaft aus $ 62 RBG. ausgeſchloſſen. So 
hat das Landgericht jetzt und ſchon früher entſchieden, und dem hat ſich die 
elſ.⸗lothr. Juſtizverwaltung angeſchloſſen (Samml. 13, 303). Dieſe Pfleger- 
beſtellung iſt Verwaltungsſache wie das ganze übrige Verfahren der 88 62ff. 
RBG. und wie die darin zu treffende Endentſcheidung. Die Gerichte haben 
bei den nicht ſtreitigen Angelegenheiten des öffentlichen Rechts nur mitzuwirken, 
wo das Geſetz es vorſchreibt ($ 13 elſ.⸗lothr. Ausf G. z. FGG.). Für den vor⸗ 
liegenden Fall gibt es keine ſolche geſetzliche Vorſchrift. Der $ 38 FGG., auf 
den das Kammergericht ſich für ſeine gegenteilige Anſicht beruft (a. a. O.), kann 
freilich bei ſeiner allgemeinen Faſſung auch von andern Pflegſchaften als denen 
des § 1910 BGB. verſtanden werden; aber er regelt nur die örtliche Zu⸗ 
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ſtändigkeit der Gerichte und ſetzt voraus, daß überhaupt die Gerichte zu⸗ 
ſtändig ſind. 
Der Vorlage der Sache an das Reichsgericht gemäß § 28 FGG. bedarf 
es nicht, da der $ 62 RBG. hier nur als Landesgeſetz in Frage kommt.“ 
Beſchluß des OLG. zu Colmar (Ferienſenat) v. 8. Sept. 1916. IX. 30/16. 
L- ch. 


258. Das Vachlaßgericht hat kein Beſchwerderecht gegen die 
Ablehnung einer Pflegerbeſtellung. 
BGB. 88 1913. 2262; FGG. 98 20. 578. 


Das Nachlaßgericht gelangte bei Eröffnung eines Teſtaments zu der An— 
ſicht, daß noch unbekannte Erben bedacht ſeien. Um dieſen nach $ 2262 BGB. 
den Inhalt des Teſtaments bekanntgeben zu können, erſuchte es das zuſtän— 
dige Vormundſch.⸗Gericht um Beſtellung eines Pflegers für die unbekannten 
Erben. Das Vormundſch.⸗Gericht lehnte ab; die Beſchwerde des Nachlaß⸗ 
gerichts wurde wegen mangelnden Beſchwerderechts zurückgewieſen, ebenſo 
die weitere Beſchwerde. Aus den Gründen: 

„— — — Ein Recht zur Einlegung der Beſchwerde ſteht dem Nachlaß⸗ 
gericht nicht zu. Ein ſolches könnte nur auf 8 20 oder $ 57 Nr. 3 FGG. geſtützt 
werden. Was 8 20 angeht, jo müßte ein eigenes ‚Recht“ des Nachlaßgerichts 
durch die ablehnende Verfügung des Vormundſch.⸗Gerichts beeinträchtigt ſein. 
In dieſer Beziehung käme nur $ 2262 BGB. in Betracht, wonach das Nach⸗ 
laßgericht die Intereſſenten von dem ſie betreffenden Teſtamentsinhalt zu 
benachrichtigen hat. Aber dies iſt eine Pflicht und kein Recht des Nachlaß⸗ 
gerichts. Es hat kein Recht darauf, daß die Benachrichtigung ermöglicht wird, 
und hat keinen Anſpruch darauf, daß das Vormundſch.⸗Gericht jo verfährt, 
wie das Nachlaßgericht es wünſcht (K GJ. 32 A, 106). Es iſt auch nicht richtig, 
daß, wie das Nachlaßgericht anführt, die Weigerung der Pflegſchaftsbeſtellung 
ihm die Erfüllung ſeiner Pflichten unmöglich mache. Die Pflicht aus § 2262 
BGB. geht nur auf Inkenntnisſetzung der dem Nachlaßgericht bekannten Be⸗ 
teiligten und, ſoweit ſie ihm nicht bekannt find, auf Erkundigung (RGeEntſch. 
69, 274; BGB. von RGRäten? Anm. 1 zu § 2262). Im vorliegenden Fall 
genügt das Nachlaßgericht ſeiner Pflicht, wenn es die Beſtellung eines Pfle— 
gers für die Abkömmlinge bei dem Vormundſch.⸗Gericht in Anregung bringt 
und, wenn ein Pfleger beſtellt iſt, die Bekanntmachung ($ 2262 BGB.) an 
dieſe bewirkt. Die Prüfung der Vorausſetzungen für die Beſtellung eines 
Pflegers iſt aber ausſchließlich Sache des Vormundſch.⸗Gerichts. Lehnt das 
letztere die Beſtellung ab, ſo hat das Nachlaßgericht das Seinige getan, und 
es kann ſchon deshalb von einer Beeinträchtigung des Nachlaßgerichts in 
ſeinen Aufgaben durch die Ablehnung keine Rede ſein. Es liegt daher der 
im KGJ. 37A, 127 behandelte Fall, daß das Nachlaßgericht durch die Weige⸗ 
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rung des anderen Gerichts ‚an der Erfüllung feiner amtlichen Aufgaben ver⸗ 
hindert wird“, überhaupt nicht vor. Auch auf den Geſichtspunkt, daß die be⸗ 
ſchwerdeführende Behörde zur Wahrnehmung der betreffenden Angelegenheit 
im öffentlichen Intereſſe berufen ſei (RG Entſch. 60, 196, in Seuff A. 61 Nr. 56; 
KGJ. 21A, 181; 34A, 134), kann das Beſchwerderecht hier nicht geſtützt wer⸗ 
den. Denn die Wahrnehmung der Rechte der am Nachlaſſe Beteiligten liegt 
grundſätzlich dieſen ſelbſt und, wenn ſie zur eigenen Wahrnehmung ihrer 
Rechte nicht in der Lage ſind, dem Vormundſch.⸗Gericht ob, das ſelbſtändig 
darüber zu befinden hat, ob ein Bedürfnis für die Beſtellung eines Pflegers 
vorliege. Im Rahmen des § 2262 BGB. hat freilich auch das Nachlaßgericht 
für die Intereſſen der Beteiligten zu ſorgen. Aber dieſer Rahmen reicht eben, 
wie hervorgehoben, im vorliegenden Falle nur ſo weit, die Beſtellung eines 
Pflegers anzuregen und, im Fall ſeiner Beſtellung, dieſen von dem betref⸗ 
fenden Teſtamentsinhalt in Kenntnis zu ſetzen. Dieſe Anregungsbefugnis, 
die auch jeder Dritte hat, und die nur auf Herbeiführung der Amtstätigkeit 
des Vormundſch.⸗Gerichts geht, iſt von einem beſonderen Antragsrecht, wie 
es dem Nachlaßgerichte z. B. im Fall des 883 BGB. verliehen iſt, und aus 
welchem allerdings ein Beſchwerderecht folgen würde (RGEntſch. 60 S. 197; 
KGJ. 34A, 135. 136), durchaus verſchieden. 

Nach dem Geſagten kann auch ‚ein rechtliches Intereſſe“ des Nachlaß⸗ 
gerichts an der Beſtellung von Pflegern ($ 57 Nr. 3 FGG.; vgl. KGJ. 33A, 
68; 40A, 43) nicht anerkannt werden, denn auf die rechtlich geordneten Be⸗ 
ziehungen des Nachlaßgerichts iſt die Ablehnung der Pflegſchaft in keiner 
Weiſe REN e Sie berührt Rechte des Nachlaßgerichts in keiner 
Weiſe.“ 


Beſchluß des KG. Berlin v. 8. Okt. 1915. RA. 15, 26. 


II. Verfahren. 


259. Sind mehrere aus derſelben unerlaubten Handlung auf 
e klagende Perſonen notwendige Streitgenoſſend 
ZPO. 8 62; BGB. 8 845. 


Viktoria S. iſt nach ihrer Behauptung dadurch zu Schaden gekommen, 
daß der Beklagte, als er mit ſeinem Kraftwagen ſie und ihr Fuhrwerk, neben 
dem ſie herging, auf der Landſtraße überholte, ihr über den Fuß gefahren 
iſt. Sie und ihre Mutter machen Erſatzanſprüche gegen den Beklagten geltend. 
Die Mutter fordert, weil ſie in der Landwirtſchaft auf die Hülfe ihrer Tochter 
angewieſen geweſen ſei und dieſe ihr die Hülfe nicht mehr leiſten könne, eine 
jährliche Rente. Die Tochter fordert Schmerzengeld und ebenfalls — für 
die Zeit nach dem Ableben der Mutter — eine Rente. 
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Gegen das Urteil des Landgerichts, welches die Anſprüche dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt hat, iſt vom Beklagten Berufung eingelegt. In 
dem Termin zur mündlichen Verhandlung iſt nur die Tochter erſchienen. 
Der Beklagte hat gegen beide beantragt: das angefochtene Urteil aufzuheben 
und die Klage abzuweiſen, zugleich erklärend, daß er event. beantrage, gegen 
die Mutter im Verſäumnisverfahren zu erkennen. Das Oberlandesgericht hat 
die Berufung zurückgewieſen, indem es angenommen hat, daß die Klägerinnen 
notwendige Streitgenoſſen ſeien und die Mutter durch die Tochter dement⸗ 
ſprechend in der Ber.⸗Inſtanz vertreten worden ſei. Es ſei, ſo wird aus⸗ 
geführt, allein ſtreitig, ob der Unfall durch den Kraftwagen des Beklagten 
herbeigeführt ſei und dieſen ein Verſchulden treffe, die Einzelanſprüche der 
Klägerinnen ſeien in 1. wie in 2. Inſtanz dem Grunde nach nicht beanſtandet 
worden, und aus der Natur der jetzt ſtreitigen Frage ergebe ſich, daß das 
jetzt ſtreitige Rechtsverhältnis den beiden Streitgenoſſen gegenüber nur ein⸗ 
heitlich feſtgeſtellt werden könne. Das wird von der Reviſion mit Recht 
beanſtandet. 

Richtig iſt, daß die tatſächliche Grundlage der Anſprüche der beiden Klä⸗ 
gerinnen ein und dieſelbe iſt, die nur entweder beſtehen kann oder nicht be— 
ſtehen. Aber das iſt nicht ausreichend. Der Fall des 8 62 ZPO. liegt zweifel⸗ 
los dann vor, wenn das Rechtsverhältnis ſo iſt, daß die Entſcheidung für oder 
gegen den einen Genoſſen für oder gegen den anderen auch dann maßgeblich 
wäre, wenn er ſich am Prozeß nicht beteiligt hätte, oder wenn verlangt wer⸗ 
den kann, daß der nicht Beteiligte hinzugezogen wird (exc. plurium litiscon- 
sortium). Es iſt zuzugeben, daß die Rechtſprechung und insbeſondere auch 
die Rechtſprechung des Reichsgerichts die Anwendung des $ 62 darüber hin⸗ 
aus auch auf andre Fälle ausgedehnt hat. Aber daran iſt doch feſtzuhalten, 
daß die logiſche Unvereinbarkeit voneinander abweichender Entſcheidungen 
nicht ausreicht, notwendige Streitgenoſſenſchaft zu begründen; und daß die 
Identität des tatjächlichen oder rechtlichen Klagegrundes die Streitgenofjen- 
ſchaft zu einer notwendigen nicht macht, ergibt ſich unmittelbar aus poſitiven 
Geſetzesbeſtimmungen, wie 88 425 Abſ. 2, 429 Abſ. 3 BGB. Es ſteht denn 
auch nichts im Wege, daß in dem Falle, wo durch eine unerlaubte Handlung 
mehrere verletzt ſind, die Klage des einen Verletzten einer andern rechtlichen 
Beurteilung unterfällt als die des andern, und daß, während der einen Klage 
ſtattgegeben wird, die andre abgewieſen wird oder umgekehrt. 

Darnach hätte der Vorderrichter gegen die Mitklägerin, die auf die Be⸗ 
rufung des Beklagten im Termin nicht erſchienen war, nicht, wie geſchehen, 
ſondern nach 8542 Abſ. 2 ZPO. vorgehen müſſen. Es mag fein, daß die 
Entſcheidung im Ergebnis nicht anders ausgefallen wäre, wenn der Vorder⸗ 
richter ſo verfahren hätte, doch läßt ſich das nicht beurteilen, ohne daß man 
damit zugleich in eine ſachliche Prüfung der Vorgänge und Würdigung der 
erhobenen Beweiſe eintritt, was nicht die Aufgabe der Rev.⸗Inſtanz iſt. 
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Vielmehr mußte die Sache zu einer nochmaligen Verhandlung an die Vor⸗ 
inſtanz zurückvberwieſen werden. 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 13. Januar 1916. St. (Bkl.) w. 
S. u. Gen. (OLG. Augsburg). VI. 350/15. 


260. Gegen die Abweiſung des Antrags, nach $ 26 Abf. 4 5PO. von der 
Hlage entbunden zu werden, iſt ein Rechtsmittel nicht zuläſſig. 
Vgl. 45 Nr. 218. | 
ZPO. 8 76. 

Durch das angefochtene Zwiſchenurteil hat das Landgericht den Antrag. 
des Beklagten, ihn gemäß § 76 ZPO. von der Klage zu entbinden, da er die 
Urkunde, deren Herausgabe von ihm verlangt wird, nur für den Benannten 
beſitze, abgewieſen, weil die Klage nicht auf die Tatſache des Beſitzes, ſondern 
auf ein Schuldverhältnis gegründet ſei (vgl. OL GRſpr. 20, 300). Die hier⸗ 
gegen vom Beklagten rechtzeitig eingelegte ſofortige Beſchwerde iſt unzuläſſig, 
denn es handelt ſich nicht um einen Zwiſchenſtreit einer Partei mit einem 
Dritten, ſondern um den Streit der Parteien. Das Landgericht, welches die 
Verteidigung des Beklagten für nicht begründet erachtet hat, hat ſie prozeſſual 
richtig durch ein Zwiſchenurteil gemäß 8 303 ZPO. zurückgewieſen (vgl. Stein ! 
zu ZPO. 8 76 V. 4; Förſter⸗Kanns zu § 76 Nr. 5 S. 275). Gegen ein ſolches 
Zwiſchenurteil iſt ein Rechtsmittel nicht gegeben (vgl. § 512 ZPO.). 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 13. April 1916. S. w. L. 

Bs. Z. VI. 40/16. Nö. 


261. Zuſtändigkeit des Berufungsgerichts zur Befchlußfaffung über 
die Art einer in 1. Inſtanz angeordneten Sicherheitsleiftung. 
ZPO. $$ 108. 710; BGB. § 234. 235. 

Die Klägerin hatte gegen den Beklagten beim Landgericht ein Urteil 
auf Bezahlung von 23700 „ nebſt Verzugszinſen erwirkt, das gegen Sicher⸗ 
heitsleiſtung von 25000 % für vorläufig vollſtreckbar erklärt wurde. Sie 
hatte alsbald bei der Hinterlegungsſtelle (Kgl. Filialbank) 25000 M bar hinter⸗ 
legt. Nachdem der Beklagte Berufung eingelegt hatte, beantragte die Klä⸗ 
gerin beim Ber.⸗Gericht, auszuſprechen, daß ſie berechtigt ſei, die hinterlegte 
Barſumme zu erheben, wenn ſie Zug um Zug 5% Deutſche Reichsanleihe 
im Kurswerte von 98%, event. von 75% gerechnet hinterlege. — Das Ber. 
Gericht ſprach der Klägerin die Berechtigung zu, den zum Zweck der Sicher⸗ 
heitsleiſtung hinterlegten Barbetrag gegen 5% Deutſche Reichsanleihe zu 
drei Vierteilen des Ausgabekurswertes umzutauſchen; den weitergehenden 
Antrag wies es zurück. Aus den Gründen: 

„Das Oberlandesgericht iſt zur Entſcheidung zuſtändig. 
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Läge nur ein Antrag auf Geſtattung des Umtauſches des hinterlegten 
Barbetrags in 5% Deutſche Reichsanleihe zu 75% des Ausgabekurswertes 
vor, jo käme eine Entſcheidung des Oberlanbesgerichts allerdings nicht in 
Frage. Der Antrag, der einen Antrag auf Herausgabe der hinterlegten Sicher— 
heit enthält, wäre nach $ 49 der bayer. Hinterlegungsordnung v. 18. Dez. 
1899 (Gef. u. VOBl., 1033) bei dem ſog. Weiſungs-Amtsgericht zu ſtellen. 
Dieſes müßte dem Antrag ohne weiteres ſtattgeben, da der Barhinterleger 
gemäß dem in 8 108 ZPO. für anwendbar erklärten $ 235 BGB. kraft Ge- 
ſetzes berechtigt iſt, das hinterlegte Geld in geeignete Wertpapiere umzutau— 
ſchen, da ferner Deutſche Reichsanleihe gemäß den 88 234. 1807 Nr. 2 BGB. 
zu den geeigneten Wertpapieren im Sinne des 8235 BGB. gehört. 

Die Eingabe der Klägerin enthält aber auch den Antrag, zu geſtatten, 
daß unter Abweichung von der Vorſchrift des 8 234 Abſ. 3 BGB. Wert⸗ 
papiere zum vollen Kurswert hinterlegt werden. Es wird alſo eine Entſchei— 
dung über die Art der Sicherheitsleiſtung begehrt. Eine ſolche Entſcheidung 
kann ohne mündliche Verhandlung und ohne Gehör der Gegenpartei durch 
Beſchluß des Prozeßgerichts erfolgen; 

Gruchot 40, 1189; IW. 1899, 4186, 33P. 17, 154; Gaupp-Stein Anm. 10 zu $ 108 

3PO. 

Der vom OLG. Hamburg vertretenen Anſchauung (OL GRſpr. 21, 104; auch 
Sydow-Buſch Anm. 2 zu 8 108 ZPO. und Gaupp-Stein Anm. 5 zu 8 718 
ZPO.), daß ſtets nur das Gericht, das die Höhe der Sicherheit beſtimmt hat, 
zur Beſtimmung der Art der Sicherheit berufen ſei, vermag der Senat nicht 
beizutreten. Alle Entſcheidungen in einem anhängigen Prozeß, für die nicht 
eine beſondere Zuſtändigkeit begründet iſt, ſind vom Prozeßgericht zu treffen; 
eine beſondere Zuſtändigkeit für die Entſcheidung über die Art der Sicher— 
heitsleiſtung iſt im Geſetz nirgends vorgeſehen, insbeſondere iſt der § 109 
ZERO. feinem Wortlaut nach auf Fälle der vorliegenden Art nicht anwend— 
bar; es verbleibt alſo bei der regelmäßigen Zuſtändigkeit. Als Prozeßgericht 
erſcheint aber nach Einlegung der Berufung das Ber.-Gericht. Richtig iſt 
nur die in der Enutſcheidung des OLG. Hamburg enthaltene Bemerkung, 
daß § 718 ZT. auf Entſcheidungen über die Art der Sicherheitsleiſtung 
nicht zutrifft. 

Sachlich kaun dem Antrag auf Geſtattung des Umtauſches des hinterlegten 
Barbetrages in Deutſche Reichsanleihe zum Kurswerte von 98% nicht ent— 
ſprochen werden. Eine Parteivereinbarung, die übrigens eine Entſcheidung 
des Oberlandesgerichts überflüſſig machen würde, liegt nicht vor. Ohne Partei— 
vereinbarung iſt aber der Umtauſch einer erlegten Sicherheit nur nach Maß⸗ 
gabe der 88 235. 234 BGB., alſo nur unter Zugrundelegung von drei Vier— 
teilen des Kurswertes der an Stelle der Barſicherheit tretenden Wertpapiere 
zuläſſig. Für die Berechnung iſt nach § 2 Bkm. über die Sicherheitsleiſtung 
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mit Wertpapieren v. 22. Dezember 1914 (RGBl. 541) der Ausgabekurs maß⸗ 
gebend.“ 


Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 5. Juni 1916. F. w. W. — 
L. 285/16. F—2. 


262. Verfahren zwecks Rückgabe einer Sicherheit für die vorläufige 
Vollſtreckung. 


Vgl. 69 Nr. 113 m. N. 
ZBO. 88 109. 718. 


Nachdem das gegen Sicherheitsleiſtung für vorläufig vollſtreckbar erklärte 
Urteil des Landgerichts durch das die Berufung verwerfende Urteil beſtätigt 
und dieſes Ber.⸗Urteil für vorläufig vollſtreckbar erklärt iſt, iſt allerdings die 
Veranlaſſung für die Sicherheitsleiſtung, von der das 1. Urteil die vorläufige 
Vollſtreckbarkeit abhängig gemacht hatte, weggefallen. Für die Anordnung 
der Rückgabe gilt aber nicht das vereinfachte Verfahren aus 8715 ZPO., 
das die Vorlegung eines Rechtskraftzeugniſſes vorausſetzt, ſondern das in 
8109 ZPO. angeordnete Beſchlußverfahren. Der Beſchwerdeführer wird 
daher dieſer Beſtimmung gemäß zunächſt eine Friſtbeſtimmung gegen den 
Beklagten zu erwirken haben, ſein Antrag auf ſofortige Anordnung der Rück— 
gabe iſt mit Recht vom Landgericht zurückgewieſen worden. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 16. Juni 1916. W. w. Kr. 

Bs. V. 45/16. B. 


263. Der gerichtlich beſtellte Vertreter eines Kriegsteilnehmers kann 
die Vertretung nicht niederlegen. 
PO. 88 247. 79. 


Dem im Felde ſtehenden Beklagten war auf Antrag der Kläger der 
Rechtsanwalt H. auf Grund des §1 VO. v. 14. Januar 1915 vom Land⸗ 
gericht zum Vertreter beſtellt worden. Dieſer Vertreter hatte dann gegen 
das den Beklagten verurteilende Erkenntnis Berufung eingelegt. Tags vor 
dem auf den 23. Auguſt 1916 anberaumten Verhandlungstermin zeigte der 
Vertreter dem Ber.⸗Gericht an, daß er die Vertretung des Beklagten nieder⸗ 
lege und im Termin nicht erſcheinen werde. Im Termin waren nur die Ber. 
Beklagten vertreten. Ihr Anwalt beantragte, die eingelegte Berufung durch 
Verſäumnisurteil zu verwerfen. Dem Antrage wurde ſtattgegeben. Gründe: 

„Der Antrag der Ber.-Beklagten auf Erlaſſung eines Verſäumnisurteils 
gegen den im Termin zur mündlichen Verhandlung über die Berufung nicht 
erſchienenen Ber.⸗Kläger hätte zurückgewieſen werden müſſen, wenn der 
vom Gericht dem Beklagten beſtellte Vertreter die Vertretung befugtermaßen 
niedergelegt hätte, der Beklagte mithin ohne Vertreter wäre und demgemäß 
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das Verfahren nach § 2 Gef. v. 4. Auguſt 1914 als unterbrochen zu gelten 
hätte. Eine Unterbrechung des Verfahrens iſt aber nicht eingetreten. Der 
einem Kriegsteilnehmer nach 81 VO. v. 14. Januar 1915 zur Wahrnehmung 
ſeiner Rechte und Verpflichtungen im Rechtsſtreit beſtellte Vertreter, welcher 
die Vertretung übernommen hat, kann ſein Amt nicht niederlegen. Er kann 
nur unter Darlegung der Gründe ſeine Entlaſſung aus dem Amte beim Ge— 
richt beantragen. Das folgt aus der rechtlichen Stellung des Vertreters, 
welcher nicht Bevollmächtigter, ſondern geſetzlicher Vertreter des Kriegs⸗ 
teilnehmers kraft richterlicher Beſtallung iſt. ; 

Da die Erklärung des Vertreters, daß er die Vertretung niederlege, 
wirkunglos war, das Vertreteramt vielmehr fortdauert und mithin das Ver— 
fahren nicht unterbrochen iſt, mußte dem Antrage der Kläger auf Verſäumnis⸗ 


urteil gemäß 88 330. 542 Abſ. 1 ZPO. entſprochen werden. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (Fer.⸗Sen.) v. 28. Aug. 1916. L. u. Gen. 
(Kl.) w. A. Bf. III. 288/16. | B. 


264. Berechtigung des Kaufmanns zur Verweigerung der Ausſage 
über ſeine Bezugsquellen. 
Vgl. 49 Nr. 213; 66 Nr. 21 und 107 m. N. 
3 PO. § 384 Nr. 3. 


Es handelt ſich um die Berechtigung des Zeugen, ſeine Ausſage darüber 
zu verweigern, ob und in welchem Umfange er gewiſſe Warenſorten von 
der Klägerin bezogen habe. Der Zeuge hat erklärt, daß er mit der Beklagten 
im ſchärfſten Wettbewerbe ſtehe und die Offenlegung ſeiner Bezugsquelle 
ſowie die Angabe der Höhe ſeines Einkaufs ihm geſchäftlich erheblichen Schaden 
zufügen könne. Er hat vor dem Beſchwerdegericht ſeinen Standpunkt weiter 
dahin erläutert, daß die ihm infolge früherer Streitigkeiten beſonders un⸗ 
freundlich geſinnte Beklagte, wenn ſie den Umfang ſeines Geſchäfts genauer 
erfahre, über die Bedeutendheit oder Geringfügigkeit ſeines Geſchäfts An⸗ 
gaben machen könne, welche ihm in ſeinem Kundenkreiſe ſchaden würden; 
der beiderſeitige Abſatzbezirk ſei der gleiche. Wenn er aber gar genötigt werde, 
die beſonderen, von ihm bezogenen Warenſorten anzugeben, ſo beſtehe die 
Gefahr, daß ſich die Beklagte gerade auf den Handel mit dieſen Sorten werfen 
und ihn durch Unterbieten daraus verdrängen werde. 

Dieſe Darlegungen des Zeugen ſind nach ihrer tatſächlichen Grundlage 
nicht von der Beklagten bekämpft worden und rechtlich geeignet, den Zeugen 
zur Verweigerung ſeiner Ausſage zu berechtigen. Die Aufdeckung einer Be⸗ 
zugsquelle und der Umfang des betreffenden Bezuges können für den Kauf⸗ 
mann den Gegenſtand eines gewerblichen Geheimniſſes bilden. Daß ihre 
Offenbarung im vorliegenden Fall eine Schädigung des Zeugen zur Folge 
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haben kann, leuchtet angeſichts der vom Zeugen vorgetragenen Erwägungen 
ein. — — — 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 23. März 1916. J. N. w. 
M. & Schw. Bs. J. VI. 24/16. Nö. 


265. Ein über die Schuldfrage abgeleiſteter Schiedseid beweiſt die 
beſchworene Tatſache auch für die Scheidungsfrage. 
Vgl. 51 Nr. 156 m. N.; 54 Nr. 263. 
ZPO. 88 617. 463. 

Der Vorderrichter hat die Berufung der Beklagten gegen das erſtinſtanz— 
liche Urteil zurückgewieſen, durch welches die Ehe der Parteien geſchieden und 
die Beklagte für den ſchuldigen Teil erklärt worden iſt. Er hat feſtgeſtellt, 
daß die Beklagte im Sommer 1913 den Kläger fortgeſetzt dadurch verleumdet 
hat, daß ſie ihn grundlos und wider beſſeres Wiſſen eines unzüchtigen, eine 
gröbliche Verletzung ſeiner Dienſtſtellung enthaltenden Treibens bei ſeinen 
Vorgeſetzten und den andern Mitbedienſteten ſowie bei der Polizei beſchul— 
digt und dabei lediglich aus Gehäſſigteit und in der Abſicht gehandelt hat, 
den Kläger in ſchonungloſeſter Weiſe bloßzuſtellen und ihm zu ſchaden. Mit 
dieſer Feſtſtellung war zugleich die Behauptung der Beklagten erledigt, daß 
der Kläger mit einer Lina A. fortgeſetzt Unzucht getrieben habe. In 1. In⸗ 
ſtanz hatte die Beklagte auf Grund dieſer Behauptung auch ihrerſeits Wider— 
klage auf Scheidung der Ehe erhoben, ſodann aber die Widerklage aufgebend 
und nur den Antrag aufrechterhaltend, den Kläger eintretendenfalls für den 
ſchuldigen Teil zu erklären, dieſem über ihre Behauptung den Eid zugeſchoben, 
den dieſer angenommen und auf Grund Beweisbeſchluſſes dahin geleiſtet 
hat, daß er nicht mit der Lina A. ein Liebesverhältunis unterhalten oder ge— 
ſchlechtlich verkehrt habe. In 2. Juſtanz hat die Beklagte die Widerklage auf 
Scheidung der Ehe und wegen Ehebruchs wieder aufgenommen und durch 
Benennung von Zeugen unter Beweis geſtellt. Der Vorderrichter hat wei— 
tere Beweiſe nicht erhoben. — — — Seine Entſcheidung iſt ſchlüſſig be— 
gründet und erweiſt ſich als frei von Rechtsirrtum. 

Durch den Eid des Klägers iſt der volle Beweis erbracht, daß er mit 
der A. weder Geſchlechtsverkehr gepflogen noch überhaupt ein Liebesver⸗ 
hältnis unterhalten hat. Die Eideszuſchiebung war zuläſſig, nachdem die 
Beklagte die Widerklage hatte fallen laſſen und ihre Behauptung nur noch 
der Begründung des Antrages diente, den Kläger für den Fall, daß die Ehe 
geſchieden werden ſollte, für mitſchuldig zu erklären (JW. 1891, 2727; 1899, 
6061; 1905, 11413). Nachdem aber der Kläger den Eid geleiſtet hat, iſt der 
Beweis des] Beſchworenen erbracht. Wenn die Reviſion den Standpunkt 
vertritt, daß die geſetzliche Wirkung der Eidesleiſtung nach $ 463 ZPO. nur 
für die Entſcheidung über die Schuldfrage eintrete, daß aber gegenüber der 


266. Schiedsrichterliches Verfahren. 461 


Widerklage auf Eheſcheidung der Richter die Bedeutung der Eidesleiſtung 
hätte frei würdigen müſſen und die Erhebung der durch Benennung von 
Zeugen angetretenen Beweiſe nicht unter Berufung auf die formale Be⸗ 
weiskraft des Eides hätte ablehnen dürfen, ſo iſt allerdings in Fällen wie 
dieſem dann für freie Beweiswürdigung Raum, wenn der Eid verweigert iſt; 
RGeEntſch. 34, 351; 43, 422; in SeuffA. 51 Nr. 156 und 54 Rr. 263. 
Weſentlich anders liegt es aber, wenn es zur Eidesleiſtung gekommen iſt und 
damit die Partei eine Erklärung abgegeben hat, die, wenn ſie unwahr ſein 
ſollte, nur unter Verletzung der Eidespflicht abgegeben ſein könnte. Hier 
kommt die Abſicht der Prozeßnorm, daß der Parteieid nicht der freien Wür- 
digung des Richters unterliegen und daß er nicht durch einfachen Gegen— 
beweis ſoll entkräftet werden können, zur Geltung. Wenn es auf dieſe Weiſe 
zur Entſcheidung über den Anſpruch auf Scheidung der Ehe auf Grund eines 
Parteieides kommt, ſo beruht das auf der freien Entſchließung des Gegners, 
der ſich der Eideszuſchiebung bedient und dabei mit der Möglichkeit rechnen 
mußte, daß der Eid geleiſtet und damit ihm jeder weitere Beweis ſeiner Be— 
hauptung abgeſchnitten wird. Daher war es gerechtfertigt, daß der Vorder— 
richter auf die Vernehmung der Zeugen nicht eingegangen iſt. — — — 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 26. Jan. 1916. J. w. J. (OLG. 
Dresden). VI. 404/15. 


266. Folgen des Wegfalls eines Schiedsrichters, über deſſen Er— 
nennung ſich die beiden Parteien erſt nach Abſchluß des Schieds— 
vertrages geeinigt hatten. 

Vgl. 46 Nr. 162; 50 Nr. 145. 

ZPO. 55 1033 Nr. 1, 1031. 1029. 

Der Kläger macht geltend, der Schiedsvertrag ſei gemäß $ 1033 Nr. 1 
3PO. außer Kraft getreten, weil der zum Schiedsrichter beſtimmte Deich— 
baumeiſter R. infolge ſeiner Einberufung zum Heeresdienſt weggefallen ſei. 
In der Tat kann die länger währende Einberufung eines Schiedsrichters 
zum Kriegsdienſt feinen Wegfall i. S. des § 1033 ZPO. begründen (sgl. 
OLG. Kiel in Seuff. A. 71 Nr. 243; OLG. Hamburg in LeipzZ. 1915, 561), 
und wenn der Wegfall einmal eingetreten und der Schiedsvertrag dadurch 
aufgehoben iſt, wird dieſe Aufhebung nicht dadurch wieder beſeitigt, daß 
der Schiedsrichter ſpäter infolge von Umſtänden, mit denen nicht von vorn⸗ 
herein zu rechnen war, wieder aus dem Heeresdienſt ausgeſchieden iſt. Allein 
eine Aufhebung des Schiedsvertrages wegen Wegfalls des Schiedsrichters 
gemäß § 1033 Nr. 1 ZPO. findet nur ſtatt, wenn beſtimmte Perſonen in 
dem Schiedsvertrage zu Schiedsrichtern ernannt ſind. 

Im vorliegenden Fall beſteht kein Streit darüber, daß in dem urſprüng⸗ 
lichen Schiedsvertrage noch kein beſtimmter Schiedsrichter ernannt war. Erſt 
nachträglich haben ſich die Parteien auf R. als Schiedsrichter geeinigt. Dieſe 
nachträgliche Einigung kann eine doppelte Bedeutung haben: 


462 266. Schiedsrichterliches Verfahren. 


Entweder wurde dadurch der bisherige Schiedsvertrag inhaltlich ab- 
geändert und zwar dahin, daß nur dieſer nachträglich Beſtimmte als Schieds⸗ 
richter tätig fein ſolle. Alsdann iſt der Fall des 8 1033 ZPO. gegeben, und 
es erſcheint gleichgültig, ob die beſtimmte Perſon in dem urſprünglichen 
Schiedsvertrage oder in einer ſpäteren abändernden Vereinbarung ernannt iſt. 

Oder die nachträgliche Einigung hatte nur die Bedeutung, daß lediglich 
über die Art der Ausführung des Schiedsvertrages eine Einigung zujtande- 
kam, ohne daß der Schiedsvertrag als ſolcher geändert werden ſollte. 

Das Reichsgericht hat nach Lage der Umſtände bald die eine, bald die 
andre Auslegung bevorzugt (vgl. einerſeits JW. 1892 „95; anderſeits Seuff A. 
46 Nr. 162). Das Ber.⸗Gericht iſt — in Übereinſtimmung mit dem Land⸗ 
gericht und mit Seuffert ZPO. Anm. 1 zu § 1033 (vgl. dagegen Stein Anm. I 
zu $ 1033) — der Anſicht, daß im Zweifel die ſpätere Einigung über die Per⸗ 
ſon des Schiedsrichters nicht die Bedeutung hat, daß nun dieſer Schiedsrichter 
in Abänderung des urſprünglichen Vertrages als der im Vertrage Ernannte 
zu gelten hätte. 

Der Grundgedanke des § 1033 geht dahin, daß, wenn die Parteien ſich 
nur einem beſtimmten Schiedsrichter unterworfen haben, nicht feſtgeſtellt 
werden kann, daß ſie ſich im Falle ſeines Wegfalls auch einem andern Schieds- 
richter hätten unterwerfen wollen. Der im Vertrage beſtimmte Schiedsrichter 
kann eine ſolche Vertrauensperſon geweſen ſein, daß die Parteien ſich nur 
ſeinem perſönlichen Urteil unterordnen wollten; mit ſeinem Wegfall iſt daher 
die Erfüllung des Schiedsvertrages unmöglich geworden, und der Vertrag 
verliert ſeine Wirkſamkeit. Haben aber die Parteien zunächſt allgemein 
ſchiedsrichterliche Entſcheidung vereinbart und ſich ſpäter über einen be- 
ſtimmten Schiedsrichter geeinigt, ſo ſteht feſt, daß die Schiedsvereinbarung 
an ſich von der Perſon eines beſtimmten Schiedsrichters unabhängig war, 
und es bleibt daher trotz des Wegfalls des ſpäter ernannten Schiedsrichters 
ſehr wohl die Einigung über die ſchiedsrichterliche Vereinbarung als ſolche 
feſtſtellbar; es liegt kein Grund vor, nun die ganze Schiedsvereinbarung ledig- 
lich deshalb außer Kraft treten zu laſſen, weil es den Parteien gelungen war, 
ſich über die Perſon des Schiedsrichters zu einigen. Eine ſolche Auslegung 
würde dahin führen, die ſachlich erwünſchte Einigung über den Schiedsrichter 
den Beteiligten als gefährlich erſcheinen zu laſſen, da ſie den Beſtand des 
Schiedsvertrages in Frage ſtellen könnte. Solange nicht die Parteien zu 
erkennen geben, daß ſie den urſprünglichen Schiedsvertrag inhaltlich abändern 
wollen, hat die Einigung über die Perſon des Schiedsrichters im Zweifel 
nur die Bedeutung, daß der bisherige Schiedsvertrag ausgeführt wird und 
an Stelle der Ernennung je eines Schiedsrichters durch jede Partei eine 
Einigung über eine gemeinſame Ernennung des Schiedsrichters erfolgt. Fällt 
alsdann dieſer gemeinſam ernannte Schiedsrichter weg, ſo tritt nicht die 
Folge des § 1033, ſondern nur die des § 1031 ZPO. ein: jede Partei hat 
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an Stelle des weggefallenen Schiedsrichters auf Aufforderung des Gegners 
einen neuen Schiedsrichter zu beſtellen. 

Im vorliegenden Fall liegt nichts dafür vor, daß mit der Einigung über 
die Ernennung des R. der Schiedsvertrag inhaltlich abgeändert werden ſollte. 
Der Kläger iſt vielmehr im Gegenteil, wie ſeine Erklärung vom 2. Juli 1915 
erkennen läßt, ſelbſt davon ausgegangen, daß an Stelle des weggefallenen R. 
ein andrer Schiedsrichter zu ernennen ſei. 

Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 21. März 1916. L. w. M. UL. 

180/15. 1 Mn. 

267. Fuläſſigkeit einer Leiſtungsklage gegen Schuldner, die unter 
Geſchäftsaufſicht ſtehen. 
KO. 88 12. 14; BRBkm. v. 8. Auguſt 1914 $ 5. 

Unter den Parteien iſt ſtreitig, ob die an ſich zugegebene Wechſelforde⸗ 
rung während der über den Beklagten verhängten Geſchäftsaufſicht durch 
Leiſtungsklage geltend gemacht werden könne. Das Landgericht hat dies 
verneint und die Klage abgewieſen, weil während der Geſchäftsaufſicht die 
Fälligkeit mangle. Dem vermag der Senat nicht beizutreten. 

Aus der Blkm. v. 8. Auguſt 1914 (RGBl. 363 § 5) ergibt ſich nur, daß 
die gerichtliche Geltendmachung nicht bevorzugter Forderungen durch Arreſt 
und Zw.⸗Vollſtreckung ebenſo unterſagt iſt wie die Konk.⸗Eröffnung. Diejes 
Verbot entſpricht dem § 14 Abſ. 1 KO. Dagegen fehlt eine dem 8 12 KO. 
entſprechende Vorſchrift, wonach die Gläubiger ihre Forderungen nur nach 
Maßgabe des Aufſichtsverfahrens verfolgen könnten; dieſer Lücke entſpricht 
die Belaſſung der Verfügungsfähigkeit beim Beaufſichtigten, deſſen Zah⸗ 
lungen im Gegenſatz zu 88 6ff. KO. wirkſam find, auch wenn fie gegen den 
Widerſpruch der Aufſichtsperſon erfolgen, denn §7 Abſ. 2 Bkm. enthält nur 
eine Sollvorſchrift im Verhältnis zwiſchen Schuldner und Aufſichtsperſon. 
Wollte der Bundesrat die Klageſtellung als ſolche (nicht bloß Arreſt und Zw. 
Vollſtreckung) verbieten, ſo lag die Aufnahme einer dem § 12 KO. entſpre⸗ 
chenden Vorſchrift ſo nahe, daß die Unterlaſſung als entſcheidend erachtet 
werden muß. Dies um ſo mehr, als es ſich um ein Ausnahmegeſetz handelt, 
die gegenteilige Auffaſſung auch weitere Normen über Prozeßunterbrechung, 
Verzinſung und Aufrechnung (Recht 1916, 462; Leipz. Z. 1916, 177) erfordert 
hätte und der jetzigen Art der Abfaffung von Geſetzen eine beſondere Ge⸗ 
ſtattung der an ſich nicht ausdrücklich verbotenen Klageſtellung, wie ſie der 
Beklagte fordert, völlig fremd wäre. Dem Schuldner ſteht als Schutz ſohin 
nur die Einwendung aus § 766 ZPO. zu, falls aus einem bereits vorhan⸗ 
denen oder nachträglich erwirkten Vollſtreckungstitel die Vollſtreckung trotz 
des §8 5 Bkm. betrieben werden ſoll. Ob dieſe Regelung aus der Menge 
der an ſich zum Schutze des Schuldners zur Verfügung ſtehenden Mittel zu⸗ 
treffend gewählt wurde und ob ſie genügt, hat nicht der Richter, ſondern 
der Geſetzgeber zu entſcheiden. Daß die hier vertretene Anſicht nicht unerträg⸗ 
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lich iſt, ergibt ſich ſchon daraus, daß der Bundesrat die Verordnung über die 
Geſchäftsaufſicht ſeit Kriegsbeginn unverändert gelaſſen hat, obwohl die bis- 
lang herrſchende Rechtſprechung der oben dargelegten Auffaſſung des Senats 
entſprochen. hat; 

vgl. LeipzZ. 1915, 1115 und IW. 1915, 1377 (OL G. Dresden); KGBl. 1915, 107 

(Kammergericht); Recht 1915 Nr. 332 (OLG. Düſſeldorf); OL GRſpr. 30, 369 Note 1 

und 31, 388 (OLG. Poſen und Frankfurt); Waſſermann⸗Erlanger Kriegsgeſetze? 191 

und die dortigen Anführungen. 
Der abweichenden Rechtſprechung des 1. Zivilſ. des OLG. Dresden (OLG. 
Rſpr. 31, 389 und IW. 1916, 866) kann ſohin nicht gefolgt werden. 

Auf die gelegentliche Bezeichnung der Verordnung als Moratorium oder 
Stundung in der Entſcheidung des Reichsgerichts v. 26. Mai 1916 (JW. 
102110 kann ſich Beklagter nicht berufen; denn ein abgeſchwächtes Morato— 
rium liegt auch im Vollſtreckungsverbot und außerdem handelt es ſich dort 
um die Entſcheidung einer ganz anderen Frage (Konkursvorrecht der Auf— 
ſichtsperſon für ihre Entlohnung), die durch dieſe gelegentliche Bemerkung 
nicht getragen wird. Am allerwenigſten vermag ſich der Senat der linter- 
ſtellung anzuſchließen, als ob die Kriegsverordnungen in ſolcher Eile und 
Flüchtigkeit abgefaßt worden ſeien, daß das Fehlen wichtiger Vorſchriften 
erklärlich ſei. Für dieſe Unterſtellung fehlt jeder Anhalt; es muß vielmehr 
angenommen werden, daß die Vorbereitung des Kriegszuſtands für die Rechts- 
pflege pflichtgemäß ebenſo von langer Hand geordnet war und auf dem Lau— 
fenden gehalten wurde, wie dies für die militäriſche Vorbereitung als ſelbſt— 
verſtändlich gilt. 

Demgemäß war der Berufung des Klägers ſtattzugeben und der Be— 
klagte zur Bezahlung der Wechſelſumme zu 2250 % nebſt Zinſen und Speſen 
zu verurteilen. Die Koſten beider Inſtanzen treffen nach 88 91. 97 ZERO. 
den nunmehr unterlegenen Beklagten. — — — Der Ausſpruch über die 
vorläufige Vollſtreckbarkeit des Ber.⸗Urteils entſpricht dem 8 708 Nr. 4 und 7 
ZPO. Ein materieller Vorbehalt entſprechend dem Vollſtreckungsverbot des 
$ 5 Bkm. kommt nicht in Frage, denn der Schuldner kann die Vollſtreckung 
während der Geſchäftsaufſicht nötigenfalls durch Vorweiſung des Gerichts- 
beſchluſſes über ihre Verhängung entſprechend dem 8 775 ZPO. ohne weiteres 
hindern und weiterhin Einwendungen nach § 766 ZPO. erheben. Ein mate- 
rieller Vorbehalt wäre nur veranlaßt, wenn die Bekanntmachung ein mate— 
rielles Zahlungshindernis oder ein Klageverbot wie die Konkursordnung ent— 
hielte. Das iſt aber nach den obigen Ausführungen gerade nicht der Fall. 
Dieſer Unterſchied wird auch von Waſſermann-Erlanger a. a. O. 193 und von 
den bei Soergel Kriegsrechtſpr. 121 aufgeführten Entſcheidungen verkannt, 
während das Landgericht Karlsruhe (Recht 1915, 171 Nr. 324) die richtige 
Auffaſſung vertritt. 

Urteil des OLG. München (Ferienſenat) v. 23. Aug. 1916. L. w. F. M. 
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Regiſter 


über 


den 16. Wand der dritten Jolge (der ganzen Reihe 71. Band) 
des Archivs für Entſcheidungen der oberſten Gerichte in 
den deutſchen Staaten. 


(Die Zahlen bedeuten den Platz in der Aufeinanderfolge, die Nummer.) 


Erſter Teil. 
Sürgerliches Recht. 


J. Die allgemeinen Lehren. 


1. Die Rechtsregeln. 
A. Geſetzliches Recht. 
Richterliche Prüfung der Verfaſſungmäßigkeit eines Reichsgeſetzes. 153. 
B. Wirkſamkeit des Rechts. 
a) Zeitliche Wirkſamkeit. 
Verjährungsfriſt, wenn die Verjährung unter dem GewUnfVerſGeſetze begonnen und 
unter der RVerſOrdnung vollendet wurde. 85. b 
b) Ortliche Wirkſamkeit (Statutenkolliſion). 
Ausſichtloſigkeit einer Eheſcheidungsſtreitigkeit zwiſchen katholiſchen Hiereihiieen 
Staatsangehörigen vor deutſchen Gerichten. 175. 
Vereinbarung eines ausländiſchen Schiedsgerichts; nach welchem Recht haben die 
Schiedsrichter zu entſcheiden? 103. 


2. Perſonen. 


A. Natürliche Perſonen (BGB. §§ 1—20). 
§ 6 Nr. 1. Für die Eheſcheidung wegen Geiſteskrankheit ſind die Vorausſetzungen 
einer Entmündigung und der Geſchäftsunfähigkeit unerheblich. 235. 
§ 7. S. bei 99. 
§ 9. Der in Kriegszeiten zum Dienſt einberufene ee dient nur zur 
Erfüllung der Wehrpflicht. 104. 
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B. Izz: Zire Perionen (55 21— 9. 


§ 29. Wie kaun det Cga:datet einer Geiel'gait m. b. H. die Lsung jeinet Ein- 
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$ 51. Kennen einzelne M.:tahedet eines nicht teætsiabiacn Vereins für ibn klagen? 77. 
SS 67 ff. Uber das Rec: des Renternziers, die Gulnaten des Anmeldunzsinbali 


su sr. on. D 


3. Sachen. 
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argzten:enden Grundftude zu. 1. 
B. Zertebrstabige Sachen (8 103). 
SS 93jff. Eigentumsverbalmtiſe an unterirdtichen Gas und ele hriſchen Leitungen. 78. 
h 
El 


7. Tie zur Verarbeitung beſummten Rohſtoffe iind nicht Zubehet des Fubrit— 
grundſtäcs (anders Kohlen und Baumittel). 105. 
4. Rechts geſchäfte. 
A. Geſchäftsfähigkeit ($$ 14115). 

§ 104 Ar. 2. Für die Ebeiherdung wegen Geiſteskrankbeit ſind die Norausſetzungen 
einer Entmündigung und der Geſchaftsunfäbiakeit unerheblich. 235. 

§ 105. Nichtigkeit der Verträge eines Geſchäftsunfäbigen, auch wenn ſie ihm nicht 
nachteilig ſind. 32. 

§ 114. Haftet der wegen Geiſteskrankbeit entmündigte Beſitzer bei Einſturz Lines 
Werkes für Verſchulden ſeines Vormunds oder aus § 829 BGB. 59. 

B. Willenserklarung (§§S 116-114). 

§ 117. Gutaläubiger Erwerb einer urkundlichen Scheinforderung: darf der Schuldner 
mit Forderungen an den Scheingläubiger auftechnen? 246. — Die Abtretung zur Ein- 
ziehung hat dingliche Wirkung, doch bleibt die Forderung ſachlich bei dem Abtretenden. 159. 

F 123. Einfluß der heimlichen Begünſtigung eines Glaubigers auf einen allgemeinen 
Schuldvergleich. 225. 

§ 126. Eigenbandiges Teſtament in Briefform: es kann die Unterzeichnung nur mit 
dem Vornamen genugen. 141. — Wirkſamkeit der nachtraglichen Genehmigung einer ge— 
fälſchten Wechſelunterſchrift. 201. 

§ 133. Auslegungspflicht des Richters bei einem mehrdeutigen Vertrage. 108. — 
Gegenüber der. Auslegungspflicht des Richters haben die Parteien keine eigentliche Be— 
weislaſt. 107. — Bedeutung eines Fakturenvermerks über die Friſt der Mängelanzeige. 
64. — Auslegung der Vorausſetzung eines Vermächtniſſes, daß der Bedachte keinerlei An- 
ſprüche an den Nachlaß mache. 21. 

S. ferner bei $ 157. 

§ 134. Unzulaſigkeit einer Verrechnung von Gehaltvorſchüſſen auf den unpfänd— 
baren Gehaltsteil. 199. — Das Zahlungsverbot gegen Frankreich hindert auch die Über— 
weiſung zur Einziehung an einen deutſchen Pfändungsgläubiger. 33. 

§ 138. Tie Nichtigkeit eines Vertrages wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten 
jest beiderſeitigen Verſtoß voraus. 154. — Darlehn gegen Ehrenwort; Gültigkeit für den 
Darlehnsgeber. 111. — Tb die Verpfändung des Ehrenworis den ganzen Vertrag nichtig 
macht, iſt Tarfrage. 54. — Kein Verſtoß gegen die guten Sitten durch Zuwiderhandlung 
eines Mitglieds gegen einen ſatzungwidrigen Innungsbeſchluß oder deswegen erklärten 
Austritt. 193. — Allgemeine Einrede der Argliſt gegen den Anſpruch aus einem nichtigen 
Bordellkauf. 163. — Unlauterer Wetbewerb durch Vertrieb von Waren, die unter Ver— 


Allgemeine Regeln. Regiſter. 467 


leitung von Zwiſchenhändlern zum Vertragsbruch erworben ſind. 253. — Verſtoß gegen 
die guten Sitten durch entgeltliche Überlaſſung oder Verſchaffung der Leitung eines Kranken— 
hauſes? 180. — Verabredung von Unternehmern über gemeinſames Vorgehen bei öffent— 
lichen Verdingungen; Verſtoß gegen die guten Sitten? 181. — Der Beleidiger kann ver— 
traglich zum öffentlichen Widerruf verpflichtet werden. 139. 

§ 139. Ob die Verpfändung des Ehrenworts den ganzen Vertrag nichtig macht, iſt 
Tatfrage. 54. — Darlehn gegen Ehrenwort; Gültigkeit für den Darlehnsgeber. 111. 

§ 140. Das ungültige gemeinſchaftliche Teſtament von Nichteheleuten iſt auch als 
Einzelteſtament nicht aufrecht zu erhalten. 170. 


C. Vertrag ($$ 145—157). 


§ 157. Auslegungspflicht des Richters bei einem mehrdeutigen Vertrage. 106. — 
Gegenüber der Auslegungspflicht des Richters haben die Parteien keine eigentliche Be— 
weislaſt. 107. — Auslegung einer Vertragsbedingung gegen den, der ſie in den Vertrag 
gebracht hat. 83. — Einfluß des gegenwärtigen Krieges auf einen Vertrag deutſcher Firmen, 
durch den ſie ſich engliſchen Gerichten und engliſchem Recht unterwerfen. 4. 

Verkauf im Auslande befindlicher Ware; wer haftet für ein Ausfuhrverbot? 156. — 
Auslegung der Kriegsklauſel in einem Lieferungsvertrage. 224. — Auslegung der Ver— 
abredung, daß die Lieferzeit verlängert werde, wenn rechtzeitige Lieferung wegen Krieges 
unmöglich ſei. 107. — Auslegung einer Bemerkung im Schlußſchein über die Ankunftszeit 
der Ware. 204. — Bedeutung eines Fakturenvermerks über die Friſt der- Mängelanzeige. 
64. — Freizeichnung von der Haftung bei Gattungskäufen. 130. 

Auslegung der widerſpruchvollen Ausfüllung eines Mietvertragsformulars hinſichtlich 
der Vertragsdauer. 137. — Erforderniſſe einer Friſtſetzung zur Abhülfe nach $ 542 BGB. 
160. — Die Vereinbarung freier Übertragbarkeit des Mietvertrags enthält keine Entlaſ— 
ſung des urſprünglichen Mieters. 8. 

Über den Einfluß der heimlichen Begünſtigung eines Gläubigers auf einen allgemeinen 
Schuldvergleich. 225. 

Feuerverſicherung; Auslegung der Vertragsbeſtimmung, daß als Verſicherungswert 
der Anſchaffungswert gelten ſolle. 84. — Verſicherungswert eines teilweiſe abgebrannten 
Gebäudes, deſſen Aufbau baupolizeilich verhindert wird; Vertragsauslegung. 83. — Kün-— 
digung des Vertrages mit einer engliſchen Feuerverſich.-Geſellſchaft wegen des engliſchen 
Zahlungsverbots, nach der Verkehrsſitte. 187. — Zum Begriff „Kriegsereignis“ in den 
Bedingungen einer Unfallverſicherungs-Geſellſchaft. 10. 

Bei Verſchiffung eif über See, Kaſſe gegen Dokumente, kann nicht Abnahme im in— 
ländiſchen Verſchiffungshafen verlangt werden. 32. — Bedeutung der Freizeichnung von 
Bruch und Leckage. 118. — Freizeichnung im Konnoſſement beim Stückgütervertrage von 
Verſchulden des Schiffers neben dem Bekenntnis des Empfangs guter Ware. 22. 

Sog. Hamburger Arbitrage; Schiedsvertrag oder Beſtellung von Schiedsmännern? 
110. — Vereinbarung eines ausländiſchen Schiedsgerichts; welches Gericht iſt für die Er— 
nennung zuſtändig und nach welchem Recht haben die Schiedsrichter zu entſcheiden? 103. 

S. ferner bei $ 133. 


D. Bedingung (68 158162). 


-& 158. Das bloße Nichteintreten einer Vorausſetzung beeinflußt den Beſtand des 
Vertrages nicht. 155. — Bedeutung einer auflöſenden Bedingung beim Mäklervertrag. 248. 
— Hat der Handelsmäkler für die Vermittelung eines auflöſend bedingten Geſchäfts bei 
Eintritt der Bedingung einen Lohnanſpruch? 113. — Einfluß der heimlichen Begünſtigung 
eines Gläubigers auf einen allgemeinen Schuldvergleich. 225. 
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E. Vertretung. Vollmacht ($$ 164 —181). 
§ 177. Wirkſamkeit der nachträglichen Genehmigung einer gefälſchten Wechſel⸗ 
unterſchrift. 201. 
-F. Einwilligung. Genehmigung ($$ 182-185). 
§ 184. Wirkſamkeit der nachträglichen Genehmigung einer gefälſchten Wechjelunter- 
ſchrift. 201. 
5. Verjährung (88 194 — 225). 


§ 195. Verjährungsfriſt, wenn die Verſicherung unter dem GewuUnfVerſGeſetze be- 
gonnen und unter der RVerſordnung vollendet wurde. 85. 

§ 198. Verjährung des Schadensanſpruchs gegen Mitglieder des Aufſichtsrats einer 
eingetr. Genoſſenſchaft. 63. 

§ 203. Hemmung der Verjährung durch verzögerte Entſcheidung über das vom 
Kläger benötigte Armenrecht. 128. 

§ 223. Verjährung eines Schadensanſpruchs gegen den Eigentümer eines Floßes. 117. 


6. Ausübung der Rechte. Selbſthülfe. (88 226-231). 
§ 229. Darf die Eiſenbahn eine Tierſendung zurückbehalten bis zur Zahlung einer 
von dem Begleiter geſchuldeten Strafe? 116. 


7. Sicherheitsleiſtung. (88 232—240). 
SS 234/5. Zuſtändigkeit des Ber.-Gerichts zur Beſchlußfaſſung über die Art einer in 
1. Inſtanz angeordneten Sicherheitsleiſtung. 261. 


II. Recht der Schuld verhältniſſe. 
I. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 


Verpflichtung zur Leiſtung (§s 241-292). 

§ 242. Allgemeine Einrede der Argliſt gegen den Anſpruch aus einem nichtigen 
Bordellkauf. 163. — Die Berufung des Gläubigers auf den Friſtablauf des $ 326 BGB. 
kann gegen Treu und Glauben verſtoßen. 34. — Kein Schadensanſpruch des Pächters wegen 
Verzugs in Beſeitigung eines Mangels, wenn dieſe zu koſtſpielig wird. 138. — Bei Ver- 
ſchiffung eif über See, Kaſſe gegen Dokumente, kann nicht Abnahme im inländiſchen Ver— 
ſchiffungshafen verlangt werden. 32. 

§ 243. Rücktritt von einem Lieferungsvertrage wegen andauernd mangelhafter 
Lieferung. 135. 

§ 249. Umfang des Schadens aus Erteilung einer ſalſchen Auskunft durch eine 
Auskunftei. 251. — Die Frau hat Anſpruch auf Erſatz der Heilungskoſten bei einer erlit- 
tenen Verletzung; Mitverſchulden des Mannes iſt einflußlos. 31. — Der Beleidiger kann 
vertraglich zum öffentlichen Widerruf verpflichtet werden. 139. 

8 252. Der auf Erſatz entgangenen Gewinns belangte Käufer kann nicht einwenden, 
daß der Verkäufer die Ware anderweit vorteilhaft verkauft habe. 129. 

§ 253. Umfang des zu erſtattenden Schadens aus Erteilung einer falſchen Aus- 
kunft durch eine Auskunftei. 251. 

§ 254. Über die Haftung für betrügeriſche Handlungen Angeſtellter bei der Ver— 
tragserfüllung. 109. — Der Beſchädigte haftet für Mitverſchulden ſeiner Hülfsperſonen. 
108. — Der mit Recht gekündigte Mieter haftet für Mietausfälle; Beweislaſt. 230. — 
Mitverſchulden des Ehemannes iſt ohne Einfluß auf den Anſpruch ſeiner Frau auf Erſatz 
der Heilungskoſten bei einer Verletzung. 31. 

§ 260. Inhalt des durch Offenbarungseid zu bekräftigenden Verzeichniſſes. 3. 


Schuldverhältniſſe. Regiſter. 469 


8 269. Erfüllungsort beim Diſtanzgeſchäft; die Übernahme der Verſendungsgefahr 
durch den Verkäufer iſt regelmäßig ohne Einfluß. 202. — Gerichtsſtand des Erfüllungsorts 
für die Rückzahlung des Kaufpreiſes, wenn die beanſtandete Ware nach $ 379 Abſ. 2 HGB. 
verſteigert und der Erlös hinterlegt worden iſt. 120. — Bei Verſchiffung eif über See, Kaſſe 
gegen Dokumente, kann nicht Abnahme im inländiſchen Verſchiffungshafen verlangt werden. 
32. — Gerichtsſtand für die Klage auf das Honorar für erteilten Unterricht. 241. 

§ 271. Auslegung einer Bemerkung im Schlußſchein über die Ankunftszeit der Ware. 
204. 

§ 273. Darf die Eiſenbahn eine Tierſendung bis zur Zahlung einer von dem Be— 
gleiter geſchuldeten Strafe zurückhalten? 116. 

§ 275. Unmöglichkeit der Leiſtung oder perſönliches Unvermögen zur Leiſtuug? 55. 
— Auslegung der Verabredung, daß die Lieferzeit verlängert werde, wenn rechtzeitige Liefe— 
rung wegen Krieges unmöglich ſei. 107. — Kein Schadensanſpruch des Pächters wegen 
Verzugs in Beſeitigung eines Mangels, wenn dieſe zu koſtſpielig wird. 138. — Einfluß des 
gegenwärtigen Krieges auf einen Vertrag deutſcher Firmen, durch den ſie ſich engliſchen 
Gerichten und engliſchem Recht unterwerfen. 4. — Freizeichnung von der Haftung bei Gat— 
tungskäufen. 130. — S. ferner bei $ 323. 

§ 278. Über die Haftung für betrügeriſche Handlungen Augeſtellter bei der Ver— 
tragserfüllung. 109. — Inwieweit haftet der Geſchäftsherr für Verſchulden ſeiner Hülfs— 
perſonen auch bei den Vertragsverhandlungen und dem Vertragſchluß? 33. — Der Be— 
ſchädigte haftet für Mitwerſchulden ſeiner Hülfsperſonen. 108. 

§ 279. Unmöglichkeit der Leiſtung oder perſönliches Unvermögen zur Leiſtunge 
55. — Freizeichnung von der Haftung bei Gattungskäufen. 130. 

§ 280 Abſ. 2. Darf auch der Käufer einer beſtimmten Sache beim Fehlen einer 
zugeſicherten Eigenſchaft Schadenerſatz wegen Nichterfüllung fordern? 228. 

§ 285. Freizeichnung von der Haftung bei Gattungskäufen. 130. 


2. Schuldverhältniſſe aus Verträgen. 
A. Begründung und Inhalt der Vérträge ($$ 305-319). 


§ 313. Die dingliche Bindung der Parteien erfolgt mit der Auflaſſung. 131. 

§ 317. Sog. Hamburger Arbitrage; Schiedsvertrag oder Beſtellung von Schieds— 
männern? 110. — Iſt der Schiedsgutachter verpflichtet, das gegen ſeine Stimme abgegebene 
Gutachten zu unterzeichnen? 182. 


B. Gegenſeitiger Vertrag (59 320—327). 


F 321. Kündigung des Vertrages mit einer engliſchen Feuerverſich.-Geſellſchaft wegen 
des engliſchen Zahlungsverbots. 187. 5 
§ 323. Unmöglichkeit der Erfüllung infolge Krieges? 223. — Einfluß des Krieges 
auf Lieferungsverträge? 157. — Die Kriegsklauſel gewährt nicht ohne weiteres ein Rück— 
trittsrecht von einem Lieferungsvertrage. 224. — Verkauf im Auslande befindlicher Ware; 
wer haftet für ein Ausfuhrverbot? 156. — Hat der Krieg Einfluß auf Anſtellungsverträge? 
171. — S. ferner bei $ 275. 
§ 326. Eine Friſt zu näherer Beſtimmung der Ware nach $ 375 Abſ. 2 HGB. braucht 
nicht geſetzt zu werden, wenn ſie zwecklos ſein würde. 114. — Der Käufer iſt vielleicht be— 
rechtigt, aber nicht verpflichtet, ſich vor Eintritt der Lieferungsfriſt einzudecken. 132. — 
Der auf Erſatz entgangenen Gewinns belangte Käufer kann nicht einwenden, daß der Ver⸗ 
käufer die Ware anderweit mit Vorteil verkauft habe. 129. — Die Berufung des Gläu⸗ 
bigers auf den Friſtablauf des § 326 BGB. kann gegen Treu und Glauben verſtoßen. 34. 
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C. Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten (§§ 328-335). 


§ 331. Lebensverſicherung zugunſten eines Dritten; über die Pfändbarkeit des An— 
ſpruchs gegenüber dem Verſicherungnehmer. 158. 


D. Rücktritt (8$ 346—361). 


§ 351. Der Ausſchluß der Wandelung wegen Verſchlechterung der Kaufſache richtet 
ſich nach dem Zuſtande bei Vollziehung der Wandelung. 37. 


5. Erlöſchen der Schuldverhältniſſe. 


A. Erfüllung (58 362-371). 

§ 362. Kann der Hyp.⸗Gläubiger auf Grund der Zahlung zur Löſchung verurteilt 
werden? 14. | 

§ 364 Abſ. 2. Entſtehung der Forderung bei einer Wechſelverlängerung. 133. 


B. Aufrechnung ($$ 387-396). 

§ 387. Aufrechnung gegen ein Geſamtgläubigerverhältnis. 184. — Aufrechnung 
des Nachlaßſchuldners gegen die Klage eines Miterben aus § 2039 BGB. mit einer For- 
derung an den Nachlaß. 212. 

§ 394. Unzuläſſigkeit einer Verrechnung von Gehaltvorſchüſſen auf den unpfänd— 
baren Gehaltsteil. 199. 

C. Erlaß ($ 397). 

§ 397. Einfluß der heimlichen Begünſtigung eines Gläubigers auf einen allgemeinen 

Schuldvergleich. 225. 


4. Übertragung der Forderung (58 398413). 


§ 398. Nichtigkeit der Abtretung künftiger Forderungen bei ungenügender Be— 
ſtimmtheit. 183. — Erlöſchen der für Güte und Einbringlichteit einer abgetretenen Hypothek 
übernommenen Haftung durch Nachläſſigkeit des neuen Gläubigers. 233. — Die Abtre- 
tung zur Einziehung hat dingliche Wirkung, doch bleibt die Forderung ſachlich beim Ab— 
tretenden. 159. — Zuläſſige Ermächtigung des Abtretenden, die Forderung im eigenen 
Namen, aber für Rechnung des neuen Gläubigers einzuklagen. 245. 

§ 399. Über Abtretung und Pfändung der Anſprüche aus dem Baugeld-Darlehus— 
vertrage. 134. 

§ 404. Bedeutung eines vom abgetretenen Schuldner dem neuen Gläubiger ge— 
gebenen Zahlungsverſprechens. 226. 

SS 405%. Gutgläubiger Erwerb einer urkundlichen Scheinforderung; darf der 
Schuldner mit Forderungen an den Scheingläubiger aufrechnen? 246. 

§ 107. Wird der in Unkenntnis von der Pfändung zahlende Drittſchuldner von der 
Schuld frei? 242. — Die Unwirkſamkeit ſpäterer Leiſtungen an den alten Gläubiger einer 
abgetretenen Hypothek gilt nur für die dingliche, Forderung. 256. — Unzuläſſigkeit der Pfän- 
dung treuhändig abgetretener Forderungen; Widerſpruchsklage des neuen Gläubigers. 79. 

§ 410. Die Einrede, daß die Abtretungsurkunde nicht vorgelegt ſei, muß der Schuldner 
geltend machen. 80. 


5. Schuldübernahme (88 414—419). 


SS 415,6. Wann war zu kündigen, wenn der Gläubiger aus der ohne feine Geneh— 
migung übernommenen Hypothek klagen will? 227. 

§ 416. Die Übernahme einer Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis gilt in 
der Regel als Befreiung des bisherigen Schuldners. 5. 
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6. Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern ($$ 420432). 


§ 421. Haftung in einem ſog. unechten Geſamtſchuldverhältnis. 151. 

§ 425. Zur gemeinſchaftlichen Ausübung des Berufs verbundene Anwälte haften 
geſamtſchuldneriſch nur auf dem Berufsgebiet. 238. i 

§ 428. Wann liegt ein Geſamtgläubiger-Verhältnis vor? Aufrechnung gegen ein 
ſolches. 184. 

§ 432. Darf der einzelne Geſellſchafter eine Geſellſchaftsforderung zur Leiſtung an 
die Geſellſchaft einklagen? 43. — Können einzelne Mitglieder für einen nicht rechtsfähigen 
Verein klagen? 77. 


7. Einzelne Schuldverhältniſſe. 
A. Kauf. 


a) Allgemeine Vorſchriften (§ 433-458). 

§ 437. Erlöſchen der für Güte und Einbringlichkeit einer abgetretenen Hypothek 
übernommenen Haftung durch Nachläſſigkeit des neuen Gläubigers. 233. 

§ 447. Die Übernahme der Verſendungsgefahr durch den Verkäufer iſt regelmäßig 
ohne Einfluß auf den Erfüllungsort beim Diſtanzgeſchäft. 202. 

§ 148. Die vom Verkäufer übernommenen Verſendungskoſten enthalten in der 
Regel nur die der gewöhnlichen Fracht. 203. 

§ 455. Kein Eigentumserwerb durch Verarbeitung von Holz, woran ein fremdes 
Eigentumsrecht vorbehalten worden iſt. 255. 


b) Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache ($$ 459-493). 

§ 159. Iſt die Ausfuhrfähigkeit eine vorausgeſetzte Eigenſchaft der Ware? 36. — 
Auslegung einer Bemerkung im Schlußſchein über die Ankunftszeit der Ware. 204. — 
Willtürliche Beſchränkungen des Umfangs einer SEN DE durch den Herausgeber; An⸗ 
ſprüche des Beſtellers. 35. 

§ 162. Rücktritt von einem Lieferungsvertrage wegen andauernd mangelhafter 
Lieferung. 135. — Der Zuſatz im Antrage der Wandelungsklage „gegen Rücknahme“ bleibt 
für den Streitwert ohne Anſatz. 145. 

§ 163. Darf auch der Käufer einer beſtimmten Sache beim Fehlen einer zugeſicherten 
Eigenſchaft Schadenerſatz wegen Nichterfüllung fordern? 228. 

§ 167. Der Ausſchluß der Wandelung wegen Verſchlechterung der Kaufſache richtet 
ſich nach dem Zuſtande bei Vollziehung der Wandelung. 37. — Gerichtsſtand des Erfüllungs— 
orts für die Rückzahlung des Kaufpreiſes, wenn die beanſtandete Ware nach $ 379 Abſ. 2 
HGB. verſteigert und der Erlös hinterlegt worden iſt. 120. 

§ 480. Freizeichnung von der Haftung bei Gattungskäufen. 130. — Rücktritt von 
einem Lieferungsvertrage wegen andauernd mangelhafter Lieferung. 135. — Unmöglich— 
keit der Erfüllung infolge Krieges? 223. — Die Kriegsklauſel gewährt nicht ohne weiteres 
ein Rücktrittsrecht. 224. 


B. Schenkung ($$ 516—524). 
8 516. Schenkungsſteuer; zum Begriff der Anſtandspflicht in 8 56 Abſ. 2 Erbſch.“ 
StG. 205. 
§ 525. Schenkung unter Auflage? oder gegenſeitiger Vertrag? 136. 
C. Miete. Pacht. 


a) Miete ($$ 535580). 
§ 535. Anſchluß an eine Fernſprechſtelle als Miete. 29. 


= 
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§ 537. Einfluß der Feſtſetzung einer Polizeiſtunde auf die Miete einer Schankwirt— 
ſchaft? 6. — Einſchränkungen in der Benutzung einer Mietwohnung in einem Badeort durch 
den Krieg berechtigen weder zur Kürzung des Preiſes noch zu friſtloſer Kündigung. 81. 

§ 538. Kein Schadensanſpruch des Pächters wegen Verzugs in Beſeitigung eines 
Mangels, wenn dieſe zu koſtſpielig wird. 138. 

§ 512. Vorausſetzungen einer Kündigung der Wohnungsmiete wegen Beleidigung 
des Mieters durch den Vermieter oder deſſen Angehörige. 7. — Einſchränkungen in der 
Benutzung einer Mietwohnung in einem Badeort durch den Krieg berechtigen weder zur 
Kürzung des Preiſes noch zur friſtloſen Kündigung. 81. — Kündigungsrecht des Mieters; 
Erfordernis einer Friſtſetzung zur Abhülfe. 160. 

§ 544. Erfordert das beſondere Kündigungsrecht aus 8 544 eine Friſtſetzung? 229. 

§ 548. Bei Rückgabe der Mietſache in beſchädigtem Zuſtande hat der Mieter dieſen 
zu rechtfertigen. 56. 

§ 549. Die Vereinbarung freier Übertragbarkeit des Mietvertrags enthält keine 
Entlaſſung des urſprünglichen Mieters. 8. 

§ 554. Kein Kündigungsrecht des Vermieters oder Verpächters bei Rückſtändigkeit 
nur eines unerheblichen Teils einer Zinsrate. 185. — Der mit Recht gekündigte Mieter 
haftet für Mietausfälle; Beweislaſt. 230. 

§ 556. Bei Rückgabe der Mietſache in beſchädigtem Zuſtande hat der Mieter dieſen 
zu rechtfertigen. 56. 

§ 559. Vermieterpfandrecht auch an den von einem Vorerben eingebrachten Erb— 
ſchaftsſachen. 206. — Das Pfandrecht des Vermieters wird nicht berührt durch die vom 
Vollſtr.-Gericht angeordnete Übertragung der gepfändeten Sachen auf den Pfändungs- 
gläubiger. 101. 

§ 561. Iſt der Spediteur (Möbelfuhrmann) verpflichtet, ſich bei Räumung einer 
Wohnung nach einem Pfandrecht des Vermieters zu erkundigen? 161. 

§ 564. Auslegung der widerſpruchvollen Ausfüllung eines Mietvertragsformulars 
hinſichtlich der Vertragsdauer. 137. 

§ 573. Das Pfändungspfandrecht an einer laufenden Mieteforderung wird mit 
der Auflaſſung des vermieteten Grundſtücks an den Mieter gegenſtandlos. 162. — Aus- 
legung des Art. 4 RGeſ. v. 8. Juni 1915 zur Einſchränkung der Verfügungen über Miet— 
und Pachtzinsforderungen. 247. 

p) Pacht (§§ 581597). 

§ 581. Kein Schadensanſpruch des Pächters wegen Verzugs in Beſeitigung eines 
Mangels, wenn dieſe zu koſtſpielig wird. 138. — Kein Kündigungsrecht des Vermieters 
oder Verpächters bei Rückſtändigkeit nur eines unerheblichen Teils einer Zinsrate. 185. 


D. Darlehn (88 607610). 


§ 607. Das Darlehn iſt Realvertrag. 111. — Darlehn gegen Ehrenwort des Emp- 
fängers; Gültigkeit für den Darlehnsgeber. 111. 

§ 610. Über Abtretung und Pfändung der Anſprüche aus dem Baugeld⸗Darlehns⸗ 
vertrage. 134. 


E. Dienſtvertrag ($$ 611-630). 


§ 611. Dienſtvertrag zwiſchen dem Rechtsanwalt und ſeinem Auftraggeber. 169. — 
Die dienſtliche lüberweiſung außergewöhnlicher Aufgaben an einen Militärarzt begründet - 
keine privatrechtlichen Anſprüche. 57. — Übernahme lebenslänglicher Haushaltführung und 
Pflege als Hausdame gegen eine Vergütung bis an deren Lebensende; kein Geſchäft von 
Todes wegen. 42. — Annahme einer Muſikkapelle zu abendlichen Vorträgen in einer Wirt- 
ſchaft; Dienſt⸗, nicht Werkvertrag. 38. | 
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Pflegerbeſtellung im Verfahren zur Verſetzung eines Beamten in den Ruheſtand. 257. 

§ 616. Der in Feindesland abgeſperrte Handlungsgehülfe hat keinen Anſpruch auf 
Gehalt. 231. 

§ 626. Hat der Krieg Einfluß auf Anſtellungsverträge? 171. — Annahme einer 
Muſikkapelle zu abendlichen Vorträgen in einer Wirtſchaft; wichtiger Kündigungsgrund für 
den Wirt? 38. 


F. Werkvertrag ($$ 631-651). 


§ 631. Verabredung von Unternehmern über gemeinſames Vorgehen bei öffentlichen 
Verdingungen; Verſtoß gegen die guten Sitten? 181. — Annahme einer Muſilkapelle zu 
abendlichen Vorträgen in einer Wirtſchaft; Dienſt-, nicht Werkvertrag. 38. 


G. Mäklervertrag (5 652-656). 


8 652. Bedeutung einer auflöſenden Bedingung beim Mäklervertrag. 248. — 
Hat der Handelsmäkler für die Vermittelung eines auflöſend bedingten Geſchäfts bei Ein— 
tritt der Bedingung einen Lohnanſpruch? 113. 


II. Auftrag (§8 662-676). 


§ 671. Die Abtretung zur Einziehung hat dingliche Wirkung, jedoch verbleibt die 
Forderung ſachlich bei dem Abtretenden, der widerrufen kann. 159. 

8 675. Dienſtvertrag zwiſchen Rechtsanwalt und Auftraggeber. 169. — Keine Fahr— 
läſſigkeit des Anwalts, wenn er von einer, ſei es auch beſtrittenen, Anſicht des Reichsgerichts 
ausging. 95. — Rechtsverhältnis des Treuhänders, dem Forderungen zu einem beſtimmten 
Zweck übertragen wurden. 24. — Zuläſſige Ermächtigung des Abtretenden, die Forderung 
in eigenem Namen, aber für Rechnung des neuen Gläubigers einzuklagen. 245. — Zum 
Begriff des rechtlichen Intereſſes in 8 393 ZPO. (Unterhändler). 219. 


J. Geſellſchaft (38 705-740). 


§ 709. Können einzelne Mitglieder für einen nicht rechtsfähigen Verein klagen? 
77. — Darf der einzelne Geſellſchafter eine Geſellſchaftsforderung zur Leiſtung an die Ge— 
ſellſchaft einklagen? 43. 

§ 719. Wann liegt ein Geſamtgläubiger-Verhältnis vor? Aufrechnung gegen ein 
ſolches. 184. 


K. Spiel und Wette (38 762— 764). 


8 764; Börf®. 5 50. Der Spieleinwand bei Börſentermingeſchäften ift nur ausge- 
ſchloſſen bei genauer Einhaltung der Geſchäftsbedingungen. 9. 


L. Bürgſchaft ($$ 765— 778). 


§ 765. Rechtsverhältniſſe aus der Zeichnung zu einer Deckung der Koften einer Aus— 
ſtellung. 139; Unzuläſſigkeit der Einrede, daß der Fehlbetrag vom Unternehmer verſchuldet 
ſei. 82. 

§ 767. Haftung des Zwangsvergleichsbürgen auch für eine nicht im Konkurſe feſt— 
geſtellte Forderung. 200. 

§ 774. Der Bürge hat nicht neben dem Gläubiger Anſpruch auf Befriedigung im 
Konkurſe des Hauptſchuldners. 244. 

8 776. Über die Sorgfaltspflicht des Gläubigers gegen den Ausfallsbürgen. 232. — 
Erlöſchen der für Güte und Einbringlichkeit einer abgetretenen Hypothek übernommenen 
Haftung durch Nachläſſigkeit des neuen Gläubigers. 233. 
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M. Schuldanerkenntnis ($$ 780-782). 


§ 781. Bedeutung eines vom abgetretenen Schuldner dem neuen Gläubiger ge— 
gebenen Zahlungsverſprechens. 226. — Begründung der Rückforderung einer Zahlung auf 
einen anerkannten Anſpruch aus unerlaubter Handlung. 249. 


N. Ungerechtfertigte Bereicherung ($$ 812—822). 


§ 812. Begründung einer ungerechtfertigten Bereicherung durch Zahlung auf einen 
anerkannten Anſpruch aus unerlaubter Handlung. 249. — Die dienſtliche Überweiſung außer— 
gewöhnlicher Aufgaben an einen Militärarzt begründet keine privatrechtlichen Anſprüche, 
auch nicht aus ungerechtfertigter Bereicherung. 57. — Für den Umfang einer Vorrang— 
einräumung an eine Baugeldhypothek iſt zur Vermeidung einer ungerechtfertigten Be— 
reicherung der Wille der Beteiligten entjcheidend, daß die Auszahlungsbedingungen beim 
Baugelddarlehn eingehalten ſein müſſen. 209. — Das bloße Nichteintreten einer Voraus- 
ſetzung beeinflußt den Beſtand des Vertrages nicht. 155. 

§ 817. Allgemeine Einrede der Argliſt gegen den Auſpruch aus einem nichtigen 
Bordellkauf. 163. 


0. Verſicherungsvertrag mit Ausſchluß der Seeaſſekuranz. 


a) RGeſ. über die privaten Verſicherungs-Unternehmungen v. 12. Mai 
1901. 

§ 21. Feuerverſicherung auf Gegenſeitigkeit; über »die Gültigkeit ſatzungwidriger 
Verſicherungsgeſchäfte gegen feſte Prämien nach 821 Abſ. 2 PrivVerjlint®. 186. 

b) Verſicherungsvertrags-Geſ. v. 30. Mai 1908. 

§ 1. Kündigung des Vertrages mit einer engliſchen Feuerverſich.-Geſellſchaft wegen 
des engliſchen Zahlungsverbots. 187. — Arreſtanordnung in das inländiſche Vermögen einer 
engliſchen Lebensverſich.-Geſellſchaft zur Sicherung eines inländiſchen. Verſicherungnehmers. 
126. 8 f 

§ 6. Bedeutung eines Strafverfahrens für die Anzeigepflicht bei der Haftpflicht— 
Verſicherung. 188. 

52. S. bei 8 86. 

§ 82. Die Feuerverſicherung umfaßt auch eine Beſchädigung durch Rauch vor Aus- 
bruch des Feuers. 58. — Verſicherungswert eines teilweiſe abgebrannten Gebäudes, deſſen 
Aufbau baupolizeilich verhindert wird; Vertragsauslegung. 83. 

§ 86. Auslegung der Vertragsbeſtimmung, daß als Verſicherungswert der Anſchaf— 
fungswert gelten ſolle. 84. 

§ 97. Kann der Hyp.⸗Gläubiger einer Verbauung der Verſicherungsſumme auf 
einem andern Grundſtück widerſprechen? 92. 

§ 153. Bedeutung eines Strafverfahrens für die Anzeigepflicht bei der Haftpflicht- 
Verſicherung. 188. 

§ 159. S. bei 81. 

§ 166. Lebensverſicherung zugunſten eines Dritten; über die Pfändbarkeit des An⸗ 
ſpruchs gegenüber dem Verſicherungnehmer. 158. 

§ 179. Zum Begriff „Kriegsereignis“ in den Bedingungen einer Unfallverſicherungs— 
Geſellſchaft. 10. 


e) Gewerbe-Unfall-Verſicherungsgeſetz v. 30. Juni 1900. 
§ 138. Verjährungsfriſt, wenn die Verjährung unter dem Gew UnfVerſGeſetze 
begonnen und unter der RVerſordnung vollendet wurde. 85. 
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d) Reichs-Verſicherungsordnung v. 19. Juli 1911. 


§ 907. Verjährungsfriſt, wenn die Verjährung unter dem GewunfVerſceſetze be— 
gonnen und unter der RVerſordnung vollendet wurde. 85. 


P. Verlagsvertrag (Geſ. v. 19. Juli 1901). 


Anſprüche des Beſtellers einer Zeitſchrift, deren Umfang der Herausgeber willkürlich 
beſchränkt hat. 35. 


Q. Unerlaubte Handlungen. 
a) BGB. 85 823853. 

§ 823. Schadenerſatz wegen Nervenſtörung infolge einer Körperverletzung. 250. — 
Auch bei Körperverletzung einer Ehefrau entſteht der Anſpruch auf Erſatz der Heilungskoſten 
in ihrer Perſon; Mitverſchulden des Mannes iſt einflußlos. 31. — Vergiftung von Bienen 
durch Gaſe einer Fabrik. 86. — Bedeutung eines Primafacie-Beweiſes bei einem Schiffs— 
zuſammenſtoß. 236. — Verletzung der Pflichten als Aufſichtsratsmitglieds einer eingetr. 
Genoſſenſchaft; unerlaubte Handlung? 63. — Vorausſetzungen eines widerrechtlichen Ein— 
griffs in einen fremden Gewerbebetrieb. 189. — Die Haftung einer zur Einſtellung der 
Zw.⸗Vollſtreckung geleiſteten Sicherheit ſetzt Verſchulden voraus. 176. 

Grenzen des Gegenbeweiſes gegen die Übertretung eines Schutzgeſetzes. 86. — Der 
Beleidiger kann vertraglich zum öffentlichen Widerruf verpflichtet werden. 139. 

§ 824. Haftung des Inhabers einer Auskunftei aus der Erteilung einer falſchen 
Auskunft. 251. — Anſpruch auf Unterlaſſung nachteiliger Behauptungen, auch wenn ſie 
der Gegner fälſchlich für wahr hielt; Beweislaſt. 164. — Gerichtsſtand der unerlaubten Hand— 
lung bei Preßvergehen, auch wenn außerdem unlauterer Wettbewerb vorliegt. 146. 

S 826. Haftung des Inhabers einer Auskunftei aus der Erteilung einer falſchen 


Auskunft; Umfang des Schadens. 251. — Über den Einfluß der heimlichen Begünſtigung 
eines Gläubigers auf einen allgemeinen Schuldvergleich. 225. — Verletzung der Pflichten 


als Aufſichtsratsmitglied einer eingetr. Genoſſenſchaft; unerlaubte Handlung? 63. 

§ 829. Haftet der wegen Geiſteskrankheit entmündigte Beſitzer wegen Einſturz eines 
Werks für Verſchulden ſeines Vormunds oder aus 8829 BGB.? 59, 

§ 831. Der Beſchädigte haftet für Mitverſchulden ſeiner Hülfsperſonen. 108. — 
Über die Haftung für betrügeriſche Handlungen Angeſtellter bei der Vertragserfüllung. 
109. — Ablöſung von Gebäudeteilen durch Zerbrechen eines aus Verſchulden eines An— 
geſtellten zuſchlagenden Fenſters; Entlaſtungsbeweis. 207. 

§ 833. Verletzung durch ein aus einem Tiergarten ausgebrochenes Stück Wild; 
haftet der Eigentümer des Gartens als Tierhalter? 234. — Auch bei Körperverletzung einer 
Ehefrau entſteht der Anſpruch auf Erfatz der Heilungskoſten in ihrer Perſon; Mitverſchulden 
des Mannes iſt einflußlos. 31. 5 

§ 836. Ablöſung von Gebäudeteilen durch Zerbrechen eines zuſchlagenden Fenſters; 
Entlaftungsbeweis. 207. — Haftet der wegen Geiſteskrankheit entmündigte Beſitzer wegen 
Einſturz eines Werks für Verſchulden ſeines Vormunds oder aus 8529 BGB.? 59. 

SS 836 /7. Zum Vegriff des Eigenbeſitzers nach §§ 836 Abſ. 3, 837. 140. 

§ 839. Der Beamte haftet auch für fahrläſſige Verletzungen der Amtspflichten nur 
bei dem Nachweis, daß der Verletzte weder jetzt noch früher eine andere Erſatzmöglichkeit 
verſäumt habe. 208. — Haftung des Staats für Amtspflichtverletzung des Landrats als 
Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes in der Selbſtverwaltung. 60. — Haftung des Reichsfiskus 
für Tötung durch Verſchulden eines Soldaten; Beweislaſt. 252. — Der (preuß.) Notar haftet 
bei Aufnahme eines Vertrages als Beamter. 254. — Haftung des Notars wegen unterlaſ— 
ſener Rechtsbelehrung. 136. — Darf der (preuß.) Notar eine Unterſchrift beglaubigen, wenn 
er um die Ungültigkeit der Erklärung weiß? 190. 
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§ 843. Schadenerſatz für verminderte Erwerbsfähigkeit; Wegfall bei deren Herbei— 
führung durch eine ſpätere Urſache. 87. — Schadenerſatz wegen Nervenſtörung infolge einer 
Körperverletzung. 250. — Der Anſpruch auf Schadenerſatz wegen verminderter Erwerbs 
fähigkeit wird nicht durch Freigebigkeit Dritker ausgeſchloſſen. 112. 

§ 845. Sind mehrere aus derſelben unerlaubten Handlung auf Schadenerſatz klagende 
Perſonen notwendige Streitgenoſſen? 259. 

§ 847. Bemeſſung des Schmerzengeldes. 11. 

§ 852. Verjährung des Schadensanſpruchs gegen den Eigentümer eines Floßes. 117. 
— Verjährung des Schadensanſpruchs gegen Mitglieder des Aufſichtsrats einer eingetr. Ge— 
noſſenſchaft. 63. 5 

b) Anfechtungsgeſetz v. 21. Juli 1879. 

§ 3 Nr. 1. Die Gläubigeranfechtung einer Hyp.-Beſtellung iſt ausgeſchloſſen, wenn 
das Grundſtück ohnehin überlaſtet war. 12. 

c) Unlauterer Wettbewerb (Geſ. v. 7. Juni 1809). 

F 1. Unlauterer Wettbewerb durch Vertrieb von Waren, die ſich ein Händler unter 
Verleitung von Zwiſchenhändlern zum Vertragsbruch verſchafft hat. 253. — Kein Verſtoß 
gegen die guten Sitten durch Zuwiderhandlung eines Mitglieds gegen einen ſatzungwidrigen 
Innungsbeſchluß oder deswegen erklärten Austritt. 193. 

§ 3. Unlauterer Wettbewerb durch Ankündigung billigen Verkaufs wegen Über— 
füllung des Lagers. 165. 

§ 7. Unlauterer Wettbewerb durch Ankündigung billigen Verkaufs wegen Über— 
füllung des Lagers. 165. 

§ 23. Grenzen der Veröffentlichung einer Verurteilung wegen unlauteren Wett— 
bewerbs. 165. 

§ 24. Ertliche Zuſtändigkeit bei Klagen aus dem Wettbewerbsgeſetze. 88. — Ge— 
richtsſtand der unerlaubten Handlung bei Preßvergehen, auch wenn außerdem unlauterer 
Wettbewerb vorliegt. 146. 


R. Verfügungen der Staatsgewalt. 
Haftung des Reichsfiskus für Tötung durch Schuld eines Soldaten; Beweislaſt. 252. 
ErbſchStch. § 56. Schenkungsſteuer; zum Begriff der Anſtandspflicht in § 56 Abſ. 2 
ErbſchStG. 205. 


III. Sachenrecht. 
1. Beſitz (88 854-872). 
§ 855. Zum Begriff des Eigenbeſitzers nach $$ 836 Abſ. 3, 837 BGB. 140. 


2. Allgemeine Dorjchriften über Rechte an Grundſtücken (88 873 902). 


§ 873. Die dingliche Bindung der Parteien erfolgt mit der Auflaſſung. 131. 
g § 875. Kann der Hyp.⸗Gläubiger auf Grund der Zahlung zur Löſchung verurteilt 
werden? 14. 

§ 876. Das Zinsrecht kann durch Teilung von der Hypothek getrennt und einem 
Andern übertragen werden. 15. 

§ 880. Für den Umfang einer Vorrangeinräumung iſt der Wille der Beteiligten 
entſcheidend. 209. 

§ 883. Unzuläſſigkeit einer einſtweiligen Verfügung auf Löſchung einer Auflaſſungs⸗ 
vormerkung. 28. 
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5. Eigentum. 
A. Inhalt des Eigentums (§§ 903-924). 


§ 903. Recht des Eigentümers, ſein mit einem Nießbrauch belaſtetes Grundſtück zu 
beſonderen Zwecken zu betreten. 168. — Vergiftung von Bienen durch Gaſe einer Fabrik 
auf dem Fabrikgrundſtück verpflichtet nicht zu Schadenerſatz. 86. 

§ 905. lber das zur Abwehrklage des Eigentümers einer ſtädtiſchen Straße gegen 
elektriſche Leitungen oberhalb der Straße erforderliche Intereſſe. 89. 

§ 906. Zum Begriff der Ortsüblichkeit; Einfluß der Anſchauung der Bevölkerung. 
166. — Ortsüblichkeit in Anwendung auf läſtige Gerüche aus einer ſtädtiſchen Bedürfnis— 
anſtalt. 167. 

§ 917. Notweg für die ordnungmäßige Benutzung eines Grundſtücks; deren Begriff. 
90. — Beginn des Laufs der Notwegsrente mit der Duldungspflicht. 91. 


B. Erwerb und Verluſt des Eigentums an Grundſtücken. 


a) Nach BGB. §§ 925—928. 

§ 925. Die dingliche Bindung der Parteien erfolgt mit der Auflaſſung. 131. — 
Das Landesrecht kann die Auflaſſung durch Prozeßvergleich zulaſſen. 13. 

b) Verlaſſenes Flußbett. 

Auch das künſtlich verengerte Bett eines öffentlichen Fluſſes wächſt gemeinrechtlich 
dem angrenzenden Grundſtücke zu. 1. 


C. Erwerb und Verluſt des Eigentums an beweglichen Sachen. 


a) Übertragung ($$ 929—936). 

§ 929. Die Eigentumsübertragung an beweglichen Sachen erfordert deren deutliche 
Bezeichnung. 254. . 

§ 932. Eigentumserwerb an beweglichen Sachen durch nicht grobfahrläſſigen Ankauf 
von einem Nichteigentümer. 40. — Iſt der Spediteur (Möbelfuhrmann) verpflichtet, ſich bei 
Räumung einer Wohnung nach einem Pfandrecht des Vermieters zu erkundigen? 161. 

§ 936. Die vom Vollſtr.⸗Gericht angeordnete Übertragung der gepfändeten Sachen 
auf den Pfändungsgläubiger iſt eine behördliche Maßnahme, kein Rechtsgeſchäft bürger- 
„lichen Rechts; ſie läßt beſtehende Vermieterpfandrechte unberührt. 101. 

b) Erſitzung ($$ 937-945). 

8 937. Zum Begriff des Eigenbeſitzers. 140. 

c) Verbindung. Vermiſchung (§§s 946-952). f 

§ 946. Eigentumsverhältniſſe an unterirdiſchen Gas- und elektriſchen Leitungen 
78. — Rohrnetz einer Gasanſtalt, ob Beſtandteil des Anſtaltsgrundſtücks? 2. 

§ 950. Kein Eigentumserwerb durch Verarbeitung von Holz, woran ein fremdes 
Eigentumsrecht vorbehalten iſt. 255. 


d) Aneignung (§§ 958-964). 
§ 960. Haftet der Eigentümer eines Tiergartens als Tierhalter für Verletzungen durch 
ein ausgebrochenes Stück Wild? 234. 


D. Anſprüche aus dem Eigentum (§§ 985-1007). 


§ 985. Eigentumserwerb an beweglichen Sachen durch nicht grobfahrläſſigen Ankauf 
von einem Nichteigentümer. 40. 


478 Regiſter. Familienrecht. 


§ 1004. Eigentumsſtörung; zum Begriff der Ortsüblichkeit; Einfluß der Anſchauung 
der Bevölkerung. 166. — Ortsüblichkeit in Anwendung auf läſtige Gerüche aus einer ftädti- 
ſchen Bedürfnisanſtalt. 167. — Über das zur Abwehrklage des Eigentümers einer ftädti- 
ſchen Straße gegen elektriſche Leitungen oberhalb der Straße erforderliche Intereſſe. 89. 


4. Dienſtbarkeiten (88 1018-1093). 


§ 1036. Recht des Eigentümers, ſein mit einem Nießbrauch belaſtetes Grundſtück 
zu beſonderen Zwecken zu betreten. 168. 


5. Hypothek (88 1113-1190). 


§ 1122. Haftung des Konk.⸗Verwalters aus der Veräußerung von Zubehör für die 
Maſſe gegenüber ausgefallenen Abſonderungsberechtigten. 76. 

§ 1127. Kann der Hyp.⸗Gläubiger einer Verbauung der Verſicherungsſumme auf 
einem anderen Grundſtück widerſprechen? 92. 

§ 1141. Wann war zu kündigen, wenn der Gläubiger aus der ohne ſeine Genehmi— 
gung übernommenen Hypothek klagen will? 227. 

§ 1144. Kann der Hyp.⸗Gläubiger auf Grund der Zahlung zur Löſchung verurteilt 
werden? 14. 

§ 1152. Das Zinsrecht kann durch Teilung von der Hypothek getrennt werden. 15. 

§ 1154. Bedeutung der Übergabe des Hyp.⸗Briefs bei Abtretung der Hypothek. 169. 

§ 1156. Die Unwirkſamkeit ſpäterer Leiſtungen an den alten Gläubiger einer ab- 
getretenen Hypothek gilt nur für die dingliche Forderung. 256. 

§ 1163. Kann der Hyp.⸗Gläubiger auf Grund der Zahlung zur Löſchung verurteilt 
werden? 14. ö 


6. Pfandrecht an beweglichen Sachen und Rechten. 
A. An beweglichen Sachen ($$ 1204-1272). 


§ 1207. Iſt der Spediteur (Möbelfuhrmann) verpflichtet, ſich bei Räumung einer 
Wohnung nach einem Pfandrecht des Vermieters zu erkundigen? 161. 

§ 1222. Kann die Eiſenbahn eine Tierſendung bis zur Zahlung einer von dem Be— 
gleiter geſchuldeten Strafe zurückhalten? 116. 


B. An Rechten ($$ 1273-1296). 


§ 1275. Wird der in Unkenntnis von der Pfändung zahlende Drittſchuldner von 
der Schuld frei? 242. 

§ 1276. Mit der Auflaſſung des vermieteten Grundſtücks an den Mieter wird das 
Pfändungspfandrecht an einer laufenden Mietforderung gegenſtandlos. 162. 


IV. Familienrecht. 
1. Bürgerliche Ehe. 
A. Wirkungen der Ehe im allgemeinen ($$ 1353-1362). 


§ 1353. Die rechtskräftig zur Herſtellung der Ehe verurteilte Partei kann noch auf 
Grund früherer Vorgänge auf Scheidung klagen. 16. 
§ 1362. Die Vermutung aus § 1362 ailt nur für die Gläubiger des Mannes. 17. 


* 
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B. Eheliches Güterrecht. 


a) Geſetzliches Güterrecht (88 1363-1431). 

SS 1363ff. Rechtliche Natur des Ausgleichungsanſpruchs der Ehefrau bei Über— 
leitung der bayer. Errungenſchaftsgemeinſchaft in das geſetzliche Güterrecht. 93. 

§ 1389. Auch bei Körperverletzung einer Ehefrau entſteht der Anſpruch auf Erſatz 
der Heilungskoſten in ihrer Perſon; Mitverſchulden des Mannes iſt einflußlos. 31. 

§ 1391. Rechtliche Natur des Ausgleichungsanſpruchs der Ehefrau bei Überleitung 
der bayer. Errungenſch.⸗Gemeinſchaft in das geſetzliche Güterrecht. 93. 

§ 1396. S. bei 8 1399. 

§ 1399. Die Frau im geſetzlichen Güterſtande kann ihr Eingebrachtes ſchuldrechtlich 
verpfänden, nicht dinglich. 18. 

§ 1412. S. bei $ 1399. 

§ 1418. Rechtliche Natur des Ausgleichungsanſpruchs der Ehefrau bei Überleitung 
der bayer. Errungenſch.⸗Gemeinſchaft in das geſetzliche Güterrecht. 93. 

b) Vertragmäßiges Güterrecht ($$ 1432-1557). 

§ 1438. Auch bei Körperverletzung einer Ehefrau entſteht der Anſpruch auf Erſatz 
der Heilungskoſten in ihrer Perſon; Mitverſchulden des Mannes iſt einflußlos. 31. 

§ 1413. Der Mann führt die Verwaltung im eigenen Namen, nicht zugleich im 
Namen der Frau. 31 S. 52. ö 

§ 1546. Rechtliche Natur des Ausgleichungsanſpruchs der Ehefrau bei Überleitung 
der bayer. Errungenſch.-Gemeinſchaft in das geſetzliche Güterrecht. 93. 


C. Scheidung der Ehe (38 1564-1587). 


§ 1564. Ausſichtloſigkeit einer Eheſcheidungsſtreitigkeit zwiſchen katholiſchen öſter— 
reichiſchen Staatsangehörigen vor deutſchen Gerichten. 175. 

§ 1567. Die rechtskräftig zur Herſtellung der Ehe verurteilte Partei kann noch auf 
Grund früherer Vorgänge auf Scheidung klagen. 16. 

§ 1568. Beweislaſt des klagenden Teils über das Verſchulden (Zurechnungsfähigkeit) 
des anderen. 210. 

§ 1569. Für die Eheſcheidung wegen Geiſteskrankheit ſind die Vorausſetzungen 
einer Entmündigung und der Geſchäftsunfähigkeit unerheblich. 235. 

§ 1578. Unterhaltspflicht des ſchuldig geſchiedenen Ehemannes; Einfluß der Ülblich— 
keit eines Arbeitsverdienſtes der Frau. Verhältnis zur Unterhaltspflicht der Verwandten. 61. 
— Durch Scheidung der Ehe erliſcht die Stellung des Mannes als Familienoberhauptes in 
armenpolizeilichem Sinn (Bremen). 19. 


2. Verwandtſchaft. 
A. Unterhaltspflicht (88 16011615). 


§ 1608. Unterhaltspflicht des ſchuldig geſchiedenen Ehemannes; Einfluß der Üblich— 
keit eines Arbeitsverdienſtes der Frau. Verhältnis zur Unterhaltspflicht der Verwandten. 61. 


B. Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder. 
Elterliche Gewalt ($$ 1626-1698). 


§ 1621. Verweigerung der Ausſteuer wegen unſittlichen Lebenswandels; Beweis— 
laſt. 211. 

§ 1632. Anſpruch der Mutter, der nach $ 627 ZPO. die Sorge übertragen war, auf 
Herausgabe des Kindes gegen einen Dritten. 41. 
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§ 1643. Ausſchlagung der Erbſchaft für einen Minderjährigen; Genehmigung des 
Vorm.⸗Gerichts noch nach Ablauf der Ausſchlagungsfriſt. 20. 

§ 1666. Die Beſchwerde in der freiwill. Gerichtsbarkeit ſetzt eine Verfügung vor- 
aus. 152. 

§ 1686. S. bei $ 1632 und $ 1643. 


3. Dormundfchaft. 
A. Über Minderjährige (88 1773—1895). 
§ 1822 Nr. 1. Eine erforderliche Genehmigung des Vorm.⸗Gerichts kann der Aus- 
ſchlagung der Erbſchaft nachfolgen. 62. — Erbſchaftausſchlagung für einen Minderjährigen; 
Genehmigung des Vorm.-Gerichts noch nach Ablauf der Ausſchlagungsfriſt. 20. 
§ 1831. Eine erforderliche Genehmigung des Vorm.-Gerichts kann der Ausſchlagung 
der Erbſchaft nachfolgen. 20. 62. 


B. Pflegſchaft ($$ 1909-1921). 


§ 1910. Pflegerbeſtellung im Verfahren zur Verſetzung eines Beamten in den 


Ruheſtand. 257. 
§ 1913. Das Nachlaßgericht hat kein Beſchwerderecht gegen die Ablehnung einer 


Pflegerbeſtellung. 258. 


V. Erbrecht. 


1. Erbfolge (58 1922-1941). 


§ 1937. Beweislaſt, wenn über die Aufhebung einer Erbeinſetzung durch ein ſpä— 
teres Teſtament geſtritten wird. 191. 

§ 1939. Kein Geſchäft von Todes wegen, wenn einer Hausdame eine Vergütung 
bis an ihr Lebensende verſprochen wird für die von ihr übernommene lebenslängliche Haus— 


haltführung und Pflege. 42. 
2. Rechtliche Stellung des Erben. 


A. Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft. 
Fürſorge des Nachlaßgerichts ($$ 1942-1966). 
§ 1944. Ausſchlagung der Erbſchaft für einen Minderjährigen; Genehmigung des 
Vorm.⸗Gerichts noch nach Ablauf der Ausſchlagungsfriſt. 20. — Eine erforderliche Geneh- 
migung des Vorm.-Gerichts kann der Ausſchlagung der Erbſchaft nachfolgen. 62. 


B. Mehrheit von Erben (88 2032-2063). 

SS 2039/40. Aufrechnung des Nachlaßſchuldners gegen die Klage eines Miterben 
aus $ 2039 BGB. mit einer Forderung an den Nachlaß. 212. — Widerſpruchsklage der Mit- 
erben wider die Pfändung des Anſpruchs gegen einen Dritten auf Herausgabe des Nach⸗ 
laſſes. 177. 

5. Teſtament (Ss 20642273). 

§ 2079. Form der Anfechtung eines gemeinſchaftlichen wechſelſeitigen Teſtaments 
durch den Überlebenden nach Annahme der Erbſchaft. 213. 

§ 2081 Abſ. 1. S. bei $ 2079. 

§ 2115. Vermieterpfandrecht auch an den von einem Vorerben eingebrachten Erb— 
ſchaftsſachen. 206. 
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§ 2147. Auslegung der Vorausſetzung eines Vermächtniſſes, daß der Bedachte keinerlei 
Anſprüche an den Nachlaß mache. 21. 

§ 2231 Nr. 2. Eigenhändiges Teſtament in Briefform; es kann die Unterzeichnung 
mit dem Vornamen genügen. 141. 

§ 2258. Beweislaſt, wenn über die Aufhebung einer Erbeinſetzung durch ein ſpäteres 
Teſtament geſtritten wird. 191. 

§ 2262. Das Nachlaßgericht hat kein Beſchwerderecht gegen die Ablehnung einer 
Pflegerbeſtellung. 258. 

§ 2265. Das ungültige gemeinſchaftliche Teſtament von Nichteheleuten kann auch 
nicht als Einzelteſtamente aufrechterhalten werden. 170. 

§ 2271. Form der Anfechtung eines gemeinſchaftlichen wechſelſeitigen Teſtaments 
durch den Überlebenden nach Annahme der Erbſchaft. 213. — Klage des überlebenden Ehe— 
gatten gegen den im gemeinſchaftlichen Teſtament Bedachten auf Feſtſtellung, daß Kläger 
das Teſtament mit Recht angefochten habe. 217. 


4. Erbvertrag (85 2274 2302). 


§ 2277. Ein in beſondere amtliche Verwahrung gebrachter Erbvertrag darf nicht 
an die Beteiligten herausgegeben werden. 94. 

§ 2281. Klage des überlebenden Ehegatten gegen den im gemeinſchaftlichen Teſta— 
ment Bedachten auf Feſtſtellung, daß Kläger das Teſtament mit Recht angefochten habe. 217. 

§ 2282. Form der Anfechtung eines gemeinſchaftlichen wechſelſeitigen Teſtaments 
durch den Überlebenden nach Annahme der Erbſchaft. 213. 


VI. Handelsrecht. 


1. Handelsftand. 
A. Handelsfirma (HGB. 88 1737). 


§ 17. Berichtigung der Beklagtenrolle in der Klage, ſtatt P. L.: Firma P. L.; Un- 
zuläſſigkeit der Beſchwerde. 49. | 

§ 19. Zuläſſigkeit des Firmenzuſatzes „& G.“ bei einer off. Handelsgeſellſchaft. 142. 
— Die Firma der Zweigniederlaſſung muß die der Hauptniederlaſſung in ihrem Kern wieder— 
geben. 142 a. E. a 


B. Handlungsgehülfen ($$ 59—83). 
§ 63. Der in Feindesland abgeſperrte Handlungsgehülfe hat keinen Anſpruch auf 
Gehalt. 231. 
§ 70. Hat der Krieg Einfluß auf Anſtellungsverträge? 171. 
C. Handelsmäkler ($$ 93-104). 


§ 99. Hat der Handelsmäkler für die Vermittelung eines auflöſend bedingten Ge— 
ſchäfts bei Eintritt der Bedingung einen Lohnanſpruch? 113. 
Ss 101 ff. Recht des Handelsmäklers zur Zeugnisverweigerung nach 8 384 ZPO. 100. 


2. Handelsgeſellſchaften und Genoſſenſchaften. 


A. Offene Handelsgeſellſchaft (88 105-160). 
§ 114. Darf der einzelne Geſellſchafter eine Geſellſchaftsforderung zur Leiſtung an 
die Geſellſchaft einklagen? 43. 
§ 125. S. bei 8 114. 
Seufferts Archiv Bd. 71. 3 Folge Bd. 16. Heft 12. 35 
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B. Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung (Geſ. v. 20. April 1892/20. Mai 1898.) 


8 61. Wichtiger Grund zur Auflöſung einer Geſellſchaft m. b. H., daß der eine Ge— 
ſellſchafter Engländer iſt. 143. f 

§ 66. Wie kann der Liquidator einer Geſellſchaft m. b. H. die Löſchung feiner Ein- 
tragung erwirken? 192. 


C. Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſeuſchaft (Geſ. v. 1. Mai 1889/20. Mai 1898). 
§ 41. Verjährung des Schadensanſpruchs gegen Mitglieder des Aufſichtsrats. 63. 


5. Handelsgeſchäfte. 
A. Allgemeine Vorſchriften (88 343-372). 


§ 346. Hat der Handelsmäkler für die Vermittelung eines auflöſend bedingten Ge— 
ſchäfts bei Eintritt der Bedingung einen Lohnanſpruch? 113. 


B. Handelskauf (s$ 373-382). 


§ 374. Der Käufer iſt vielleicht berechtigt, aber nicht verpflichtet, ſich vor Eintritt 
der Lieferungszeit einzudecken. 132. ö 

S 375. Eine Friſt zur näheren Beſtimmung der Ware braucht nicht geſetzt zu werden, 
wenn ſie zwecklos ſein würde. 114. 

§ 377. Bedeutung eines Fakturenvermerks über die Friſt der Mängelanzeige. 64. 

§ 379. Gerichtsſtand des Erfüllungsorts für die Rückzahlung des Kaufpreiſes, wenn 
die beanſtandete Ware nach § 379 Abſ. 2 HGB. verſteigert und der Erlös hinterlegt worden 
iſt. 120. 

C. Speditionsgeſchäft (§§ 407—415). 


§ 410. Iſt der Spediteur (Möbelfuhrmann) verpflichtet, ſich bei Räumung einer 
Wohnung nach einem Pfandrecht des Vermieters zu erkundigen? 161. 


D. Frachtgeſchäft (58 425-452). 


§ 440. Die Lieferfriſt im EBFrachtverkehr iſt nach Treu und Glauben zu behandeln. 
116. — Kann die Eiſenbahn eine Tierſendung bis zur, Zahlung einer von dem Begleiter 
geſchuldeten Strafe zurückhalten? 116. | 


E. Frachtgeſchäft der Eijenbahnen (88 453-473 und EBVerk0O.). 


§ 454. Die Lieferfriſt im EBFrachtverkehr iſt nach Treu und Glauben zu behan— 
deln. 116. 

§ 459 Nr. 3; EBVerkd. 886 Abſ. 2. Gegenbeweis gegen die Befreiung der Eiſenbahn 
von der Haftung für beſchädigtes Frachtgut. 115. — Nr. 5; EBVerkO. $ 86. Die Liefer- 
friſt im EB Frachtverkehr iſt nach Treu und Glauben zu behandeln; Zurückbehaltung einer 
Tierſendung bis zur Bezahlung einer von dem Begleiter geſchuldeten Strafe? 116. 

§ 466; EBVerkd. 575. Schwierigkeiten der Beförderung durch beſondere Ver— 
kehrsverhältniſſe begründen keine Betriebsſtörung nach $ 75 Abſ. 7 EBVerkO. 214. 


F. Binnenſchiffahrt (Geſ. v. 15. Juni 1895/20. Mai 1898). 
§ 37. Wann iſt die Reiſe angetreten? 172. - 
G. Flößerei (Geſ. v. 15. Juni 1895). 


§ 22. Verjährung eines Schadensanſpruchs gegen den Eigentümer eines Floßes. 117. 
S 23. ©. bei § 22. 2 
8 30. ©. bei 8 22. 
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§ 559. Haftung des Verfrachters für Seetüchtigkeit des Schiffes: Entlaſtungsbeweis 
und Freizeichnung. 118. 

§ 582. Wann iſt nach § 37 Binnen SchG. die Reiſe angetreten? 172. 

§ 606. Zuläſſigkeit einer Freizeichnung vom Verſchulden des Schiffers im Konnoſſe— 
ment beim Stückgütervertrage. 22. 

§ 651. Bedeutung des Konnoſſements beim Stückgütervertrage; Freizeichnung vom 
Verſchulden des Schiffers gegenüber dem Bekenntnis des Empfangs guter Ware. 22. 

§ 657. Entlaſtungsbeweis und Freizeichnung gegenüber der Haftung des Verfrach— 
ters für Seetüchtigkeit des Schiffs. 118. 

§ 734. Bedeutung eines ſog. Primafacie-Beweiſes bei einem Schiffszuſammen— 
ſtoß. 236. 

Strandd. 8 39. Die Klagefriſt ſetzt eine Feſtſetzung des Hülflohnanſpruchs durch die 
Aufſichtsbehörde voraus. 65. 


VII. Wechſelrecht (W0.). 


Entſtehung der Forderung bei einer Wechſelverlängerung. 133. 


§ 12. Wirkſamkeit der nachträglichen Genehmigung einer gefälſchten Wechſelunter— 
ſchrift. 201. 


VIII. Gewerberecht. 


J. Gewerbeordnung. 


§ 81a. Kein Verſtoß gegen die guten Sitten durch Zuwiderhandlung gegen einen 
ſatzungwidrigen Innungsbeſchluß oder deswegen erklärten Austritt. 193. 
§ 152. S. bei 8 81a. 


2. Patentrecht (Geſ. v. 7. April 1891). 


§ 4. Der Erwerb von Waren unter Verleitung von Zwiſchenhändlern zum Vertrags- 
bruch enthält keine Patentverletzung. 253. 


5. Schutz von Warenbezeichnungen (Geſ. v. 12. Mai 1894). 


§ 1. Warenzeichen oder Verzierung? 66. 
8 12. Der Erwerb von Waren unter Verleitung von Zwiſchenhändlern zum Vertrags- 
bruch enthält keine Verletzung des Warenzeichenrechts. 253. 


Zweiter Feil. 
Per fahren. 


J. Allgemeine Lehren. 
1. Anwendbarkeit der Geſetze. 
Vereinbarung eines ausländiſchen Schiedsgerichts; welches Gericht iſt für die Er— 


nennung zuſtändig und nach welchem Recht haben die Schiedsrichter zu entſcheiden? 103. 
35 
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2. Gerichtsverfaſſung (GG.). 


§ 13. Die Klagefriſt aus § 39 Strand O. ſetzt eine Feſtſetzung des Hülflohnanſpruchs 
durch die Aufſichtsbehörde voraus. 65. 1 
§ 204. Wertfeſtſetzung als Ferienſache. 237. 


5. Rechtsanwaltſchaft (R AO.). 
§ 28. Tienftvertrag zwiſchen Rechtsanwalt und Auftraggeber. 169. — Zur gemein- 
ſchaftlichen Ausübung des Berufs verbundene Anwälte haften geſamtſchuldneriſch nur auf 
dem Berufsgebiet. 238. — Keine Fahrläſſigkeit des Anwalts, wenn er von einer, ſei es auch 
beſtrittenen, Anſicht des Reichsgerichts ausging. 95. 


4. Gerichtskoſten (GKG.). 

§ 4. Die Erinnerung gegen Koſtenfeſtſetzungen des Gerichtsſchreibers unterliegt auch. 
in Landgerichtsprozeſſen nicht dem Anwaltszwang. 121. 

§ 9. S. bei 8 9a. 

§ 9a. Streitwert bei der Klage auf Feſtſtellung, daß ein mehrjähriger Pachtvertrag 
wirkſam angefochten ſei, auf Rückgabe der Sicherheit und auf Herausgabe des Eingebrachten. 
239. 

§ 18 Nr. 1. Die Anerkennung des Wechſelanſpruchs unter Vorbehalt der Rechte 
und der Antrag auf Anerkenntnisurteil ſind keine kontradiktoriſche Verhandlung i. S. des 
$ 181 GKG. 144. 

8 98. Der 8 98 Abſ. 4 GKG. bezieht ſich nicht auf freiwillige Übernahme der Koſten. 
119. ö | 


5. Gebühren von Seugen und Sachverftändigen 
(GebO. v. 30. Juni 1878/20. Mai 1898). 


§ 4. UÜblicher Preis für Gutachten. 194. 
§ 13. Sachverſtändigen⸗Gebühren eines Beamten. 195. 


II. Zivilprozeß-Verfahren. 
1. Allgemeine Beſtimmungen. 
A. Gerichte. 


a) Sachliche Zuſtändigkeit (3 PO. $$ 1-11). 

§ 3. Streitwert bei der Wandelungsklage; der Zuſatz „gegen Rücknahme“ bleibt außer 
Anſatz. 145. 

§ 4. Nebeuforderungen bei der Wandelungsklage (Futterkoſten, Hundeſteuer). 145. 

§ 5. Streitwert bei der Klage auf Feſtſtellung, daß ein Pachtvertrag wirkſam an- 
gefochten ſei, auf Rückgabe der Sicherheit und Herausgabe des Eingebrachten. 239. 

§ 6. Streitwert bei der Klage auf Feſtſtellung, daß ein Pachtvertrag wirkſam an— 
gefochten ſei, auf Herausgabe der Sicherheit und auf Herausgabe des Eingebrachten. 239. 
— Streitwert des Anſpruchs auf Herausgabe eines Gebäudeteils. 96. 

§ 8. Streitwert bei der Klage auf Feſtſtellung, daß ein mehrjähriger Pachtvertrag mit 
ſteigendem Pachtzins wirkſam angefochten ſei. 239. 

b) Gerichtsſtand (§§ 12-37). 

§ 13. Der in Kriegszeiten zum Dienſt einberufene Landſturmmann dient nur zur 
Erfüllung der Wehrpflicht. 104. — Ortliche Zuſtändigkeit bei Klagen aus dem UnlWettbew.- 
Geſetze. 88. 
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§ 21. Begriff der Niederlaſſung. 67. — ELrtliche Zuſtändigkeit bei Klagen aus dem 
UnlWettbenGeſetze. 88. 

§ 23. Vorausſetzungen des Gerichtsſtands des Vermögens. 47. — Gerichtsſtand des 
Vermögens im Fall eines Koſtenanſpruchs und einer Arreſtſicherheit. 240. 

§ 29. Gerichtsſtand des Erfüllungsorts für die Rückzahlung des Kaufpreiſes, wenn 
die beanſtandete Ware nad) $ 379 Abſ. 2 HGB. verſteigert und der Erlös hinterlegt worden 
iſt. 120. — Gerichtsſtand für die Klage auf das Honorar für erteilten Unterricht. 241. 

§ 32. Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung bei Preßvergehen, auch wenn außer- 
dem unlauterer Wettbewerb vorliegt. 146. — Ertliche Zuſtändigkeit bei Klagen aus dem 
UnlWettbenGeſetze. 88. 

§ 36 Nr. 3. Die Beſtimmung iſt für das beſtimmte Gericht bindend. 147. 

§ 37 Abſ. 2. S. bei $ 36 Nr. 3. 


c) Ablehnung der Gerichtsperſonen ($$ 41-49). 
§ 42. Ablehnung eines Schiedsrichters wegen Beſorgnis der Befangenheit. 102. 


B. Parteien. 
a) Streitgenoſſenſchaft (§§ 59—63). 

§ 62. Sind mehrere aus derſelben unerlaubten Handlung auf Schadenerſatz klagende 
Perſonen notwendige Streitgenoſſen? 259. 

b) Beteiligung Dritter am Rechtsſtreit (88 64— 77). 

8 76. Die Abweiſung des Antrags auf Entbindung von der Klage iſt nicht e 
bar. 260. 

c) Prozeßbevollmächtigte (§§ 7890). 

§ 78. Die Erinnerung gegen Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe des San unter- 
liegt auch in Landgerichtsprozeſſen nicht dem Anwaltszwang. 121. 

§ 79. Der gerichtlich beſtellte Vertreter eines Kriegsteilnehmers kann die Vertretung 
nicht niederlegen. 263. 

d) Prozeßkoſten ($$ 91—107). 

8 91. Gerichtsſtand des Vermögens im Fall eines Koſtenanſpruchs. 240. — Koſtenlaſt 
des Beklagten, wenn er die Berühmung aufgibt und der Kläger deshalb die Feſtſtellungsklage 
für erledigt erklärt. 97. 

Erſtattungsfähigkeit der Koſten zweier Anwälte im Mahn- und Widerſpruchsverfahren. 23. 

§ 92. Prozeßkoſten bei einer erſt in 2. Inſtanz gerügten Zuvielforderung. 68. 

§ 94. Die Einrede, daß die Abtretungsurkunde nicht vorgelegt ſei ($ 410 Abſ. 1 BGB.), 
muß der Schuldner erhoben haben. 80. 

§ 97. Prozeßkoſten bei einer erſt in 2. Inſtanz gerügten Zuvielforderung. 68. 

§ 99. Über die Beſchwerde bei Koſtenverteilung nach Bruchteilen. 69. 

§ 103. Wertfeſtſetzung als Ferienſache. 237. 

8 104. Die Erinnerung gegen Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe des Gerichtsſchreibers unter- 
liegt auch in Landgerichtsprozeſſen nicht dem Anwaltszwang. 121. | 

e) Sicherheitsleiſtung (§ 108—113). 

§ 108. Zuſtändigkeit des Ber.⸗Gerichts zur Beſchlußfaſſung über die Art einer in 
1. Inſtanz angeordneten Sicherheitsleiſtung. 261. 

8 109. Verfahren zwecks Rückgabe einer Sicherheit für die vorläufige Vollſtreckung. 
262. 

C. Verfahren. 


a) Zuſtellungen ($$ 166— 213). 
8 172. Zuläſſigkeit einer Erſatzzuſtellung in den Fällen des 5 172 ZPO. 44. 
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b) Folgen der Verſäumung. Wiedereinſetzung i. d. v. St. (88 230— 238). 


§ 233. Verſchulden bei der Frage der Wiedereinſetzung gegen ein dem Antragſteller 
unbekannt gebliebenes Verſäumnisurteil. 196. 


c) Unterbrechung und Ausſetzung des Verfahrens ($$ 239—252). 

§ 239. Begriff des Rechtsnachfolgers einer Partei mit dem Recht zur Aufnahme 
des unterbrochenen Verfahrens. 215. 

§ 244. Keine Unterbrechung des Verfahrens durch den Tod des Prozeßbevolkmäch— 
tigten einer Partei nach Zuſtellung des Urteils. 45. 

§ 245. Einfluß des gegenwärtigen Krieges auf einen Vertrag deutſcher Firmen, durch 
den ſie ſich engliſchen Gerichten und engliſchem Recht unterwerfen. 4. 

8 247. Die Möglichkeit einer Ausſetzung des Verfahrens nach dem Kriegsſchutz⸗ 
geſetze rechtfertigt nicht die Ablehnung einer Terminsanſetzung. 98. — Der gerichtlich be- 
ſtellte Vertreter eines Kriegsteilnehmers kann die Vertretung nicht niederlegen. 263. 


2. Verfahren in 1. Inſtanz vor den Landgerichten. 
A. Verfahren bis zum Urteil ($$ 253— 299). 


§ 253 Nr. 1. Zuläſſige Ermächtigung des Abtretenden, die Forderung im eigenen 
Namen, aber für Rechnung des neuen Gläubigers einzuklagen. 245. — Anderung in der 
Bezeichnung des Beklagten. 216. — Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen einen Beſchluß 
auf Berichtigung der Beklagtenrolle in der Klage. 49. — Nr. 2. Keine Klagänderung 
wenn in der Ber.⸗Inſtanz eine noch nicht verhandelte Klagebegründung wiedrholt wird. 70. 

§ 256. Klage des überlebenden Ehegatten gegen den im gemeinſchaftlichen ZTefta- 
ment Bedachten auf Feſtſtellung, daß Kläger das Teſtament mit Recht angefochten habe. 
217. — Koſtenlaſt des Beklagten, wenn er die Berühmung aufgibt und der Kläger deshalb 
die Feſtſtellungsklage für erledigt erklärt. 97. 

§ 257. Vorausſetzungen einer Klage auf künftige Leiſtung nach $ 259 und nach $ 257 


ZPO. 197. 
§ 259. Vorausſetzungen einer Klage auf künftige Leiſtung nach $ 259 und nach $ 257 


ZPO. 197. 

§ 261. Die Möglichkeit einer Ausſetzung des Verfahrens nach dem Kriegsſchutz⸗ 
geſetze rechtfertigt nicht die Ablehnung einer Terminsanſetzung. 98. 

§ 264. Die Einrede der Klagänderung geht der der örtlichen Unzuſtändigkeit vor. 146. 

§ 268. Keine Klagänderung, wenn in der Ber.⸗Inſtanz eine noch nicht verhandelte 
Klagebegründung wiederholt wird. 70. — Anderung des 1. Urteils auf Grund ſtillſchweigen— 
der Anſchlußberufung wegen Veränderung des Klagegegenſtandes. 73. 

§ 282. Gegenüber der Auslegungspflicht des Richters gibt es keine eigentliche Be- 
weislaſt der Parteien. 106. — Der mit Recht gekündigte Mieter haftet für Mietausfälle; 
Beweislaſt. 230. — Bei Rückgabe der Mietſache in beſchädigtem Zuſtande hat der Mieter 
dieſen zu rechtfertigen. 56. — Beweislaſt des Baugeldgebers, daß er das verſprochene Dar- 
lehn und zwar zum Bau gegeben habe. 134. — Grenzen des Gegenbeweiſes gegen die Über— 
tretung eines Schutzgeſetzes. 86. — Anſpruch auf Unterlaſſung nachteiliger Behauptungen, 
auch wenn ſie der Gegner fälſchlich für wahr hielt; Beweislaſt. 164. — Der Beamte haftet 
auch für fahrläſſige Verletzungen der Amtspflicht nur bei dem Nachweiſe, daß der Verletzte 
weder jetzt noch früher eine andere Erſatzmöglichkeit verſäumt habe. 208. — Beweislaſt bei 
beanſpruchter Haftung des Reichsfiskus für Tötung durch Verſchulden eines Soldaten. 252. 
— Beweislaft des auf Eheſcheidung wegen Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes klagenden 
Teils über das Verſchulden (Zurechnungsfähigkeit) des anderen. 210. — Beweislaſt bei 
Verweigerung der Ausſteuer wegen unſittlichen Lebenswandels. 211. — Beweislaſt, wenn 
über die Aufhebung einer Erbeinſetzung durch ein ſpäteres Teſtament geſtritten wird. 191. 
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— Gegenbeweis gegen die Befreiung der Eiſenbahn von der Haftung für beſchädigtes Fracht— 
gut. 115. — Entlaſtungsbeweis und Freizeichnung gegenüber der Haftung des Verfrach— 
ters für Seetüchtigkeit des Schiffs. 118. — Bedeutung eines ſog. Primafacie-Beweiſes bei 
einem Schiffszuſammenſtoß. 236. 

§ 286. Verwertung von Behauptungen einer Partei zu deren Ungunſten. 136 S. 229. 
— Verwertung einer beſtrittenen Behauptung des Beklagten zugunſten des Klägers. 122. 

§ 287. Umfang des Schadens aus Erteilung einer falſchen Auskunft durch eine Aus— 
kunftei. 251. 

B. Urteil s 300—329). 


§ 301. Bei jog. eventueller Klagenhäufung iſt die Erlaſſung eines Teilurteils über 
den Hauptanſpruch unzuläſſig. 99. 

§ 303. Gegen die Abweiſung des Antrags aus 8 76 ZPO. auf Entbindung von der 
Klage iſt kein Rechtsmittel zuläſſig. 260. 

§ 313 Nr. 3. Der Tatbeſtand des Urteils muß die Behauptungen der Parteien voll- 
ſtändig erſehen laſſen. 173. 

§ 328. Vollſtr.⸗Urteil zu einem ausländiſchen Urteil aus dem Gerichtsſtande des 
Vermögens. 47. 

C. Verſäumnisurteil ($$ 330—347). 


$ 339. Verſchulden bei der Frage der Wiedereinſetzung gegen ein dem Antrag 
ſteller unbekannt gebliebenes Verſäumnisurteil. 196. 


D. Allgemeine Beſtimmungen über die Beweisaufnahme (88 355-370). 
8 356. Bedeutung der Friſtbeſtimmung bei behinderter Beweisaufnahme. 218. 
E. Zeugenbe weis (88 373-401). 


§ 373. Grenzen der Zuläſſigkeit von Zeugenbenennungen und Eideszuſchiebungen. 
123. 

§§. 380/381. Zur Verurteilung in die Koſten wie zur Entſchuldigung wegen Aus— 
bleibens als Zeuge iſt auch einer Militärperſon gegenüber das bürgerliche Gericht zuſtändig. 
71. — Die Beſchwerde gegen Verfügungen bezüglich der Koſten aus $$ 380. 381 ſteht auch 
den Parteien zu. 71. 

§ 384 Nr. 3. Berechtigung des Kaufmanns zur Verweigerung der Ausſage über 
ſeine Bezugsquellen. 264. — Recht des Handelsmäklers zur Zeugnisverweigerung nach 
§ 384° ZPO. 100. 

§ 393 Nr. 4. Zum Begriff des rechtlichen Intereſſes (Unterhändler). 219. 

F. Beweis durch Sachverſtändige ($$ 402 —414). 


§ 406. Die Vernehmung im Beweisſicherungs-Verfahren begründet nicht die Be— 
ſorgnis der Befangenheit im Prozeſſe ſelbſt. 72. — Unzuläſſigkeit der Ablehnung eines Sach⸗ 
verſtändigen zur Sicherung des Beweiſes; Beſchwerde gegen den Ablehnungsbeſchluß. 46. 


G. Beweis durch Eid (§§ 445—477). 
8 445. Grenzen der Zuläſſigkeit von Zeugenbenennungen und Eideszuſchiebungen. 
123. 
§ 463. Ein über die Schuldfrage abgeleiſteter Schiedseid beweiſt die beſchworene 
Tatſache auch für die Scheidungsfrage. 265. f 
§ 464. Zum Begriff der Eidesverweigerung. 174. 


H. Sicherung des Beweiſes (35 485—494). 


§ 485. Die Vernehmung eines Sachverſtändigen begründet nicht die Beſorgnis 
ſeiner Befangenheit im Prozeſſe ſelbſt. 72. 
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§ 492. Unzuläſſigkeit der Ablehnung eines Sachverſtändigen zur Sicherung des 
Beweiſes; Beſchwerde gegen den Ablehnungsbeſchluß. 46. — Die Vernehmung im Beweis 
ſicherungs-Verfahren begründet nicht die Beſorgnis der Befangenheit des Sachverſtändigen 
im Prozeſſe ſelbſt. 72. 


3. Rechtsmittel. 
A. Berufung ($$ 511 —544). 
§ 521. Anderung des 1. Urteils auf Grund ſtillſchweigender Anſchlußberufung wegen 
einer Veränderung des Klagegegenſtandes. 73. 
§ 529. Anderung des 1. Urteils auf Grund ſtillſchweigender Anſchlußberufung wegen 
Veränderung des Klagegegenſtandes. 73. 


B. Reviſion (88 545 —566). 
§ 549 Abſ. 2. Unzuläſſigkeit der Reviſion, auch wenn die Zuſtändigkeit eines aus- 


ländiſchen Gerichts behauptet wird. 74. 
§ 554 Nr. 2a. Die Rev.⸗Begründung muß die verletzte Rechtsnorm bezeichnen. 75. 


C. Beſchwerde ($$ 567-577). 

§ 567. Unzuläſſigkeit der e gegen einen Beſchluß auf Berichtigung der 
Sicherung des Beweiſes; Beschwerde gegen den Ablehnungs beſchluß. 46. 

§ 569. Einfache Beſchwerde gegen die Ablehnung einer Umſchreibung der Vollſtr. 
Klauſel; Verfahren wenn der Gerichtsſchreiber übergangen war. 48. 

§ 576. Verfahren, wenn der Gerichtsſchreiber übergangen war bei dem Antrag auf 
Umſchreibung einer Vollſtr.-Klauſel. 48. — Die Erinnerung gegen Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe 
des Gerichtsſchreibers 5 auch in Landgerichtsprozeſſen nicht dem Anwaltszwang. 121. 

§ 577 Abſ. 2. S. bei 9 576. 


4. Urkunden: und Wechſelprozeß (88 592-605). 


§ 599. Die Anerkennung des Wechſelanſpruchs unter Vorbehalt der Rechte und der 
Antrag auf Anerkenntnisurteil ſind keine kontradiktoriſche Verhandlung nach 8181 GKG. 144. 


5. Sheſachen (55 606 —839). 

§ 606. Ausſichtloſigkeit einer Eheſcheidungsſtreitigkeit zwiſchen katholiſchen öſter⸗ 
reichiſchen Staatsangehörigen vor deutſchen Gerichten. 175. 

§ 616. Die rechtskräftig zur Herſtellung der Ehe verurteilte Partei kann noch auf 
Grund früherer Vorgänge auf Scheidung klagen. 16. 

§ 617. Ein über die Schuldfrage abgeleiſteter Schiedseid beweiſt auch für die Schei— 
dungsfrage. 265. 

§ 627. Anſpruch der Mutter, der die Sorge für das Kind übertragen war, auf deſſen 
Herausgabe gegen einen Dritten. 41. 


6. Mahnverfahren ($$ 688-703). 
§ 694. Erſtattungsfähigkeit der an zweier Anwälte im Mahn- und Widerſpruchs⸗ 
rerfahren. 23. 
7. Swangsvollſtreckung. 
A. Allgemeine Beſtimmungen (Ss 704-802). 


§ 715. Zuſtändigkeit des Ber.⸗Gerichts zur Beſchlußfaſſung über die Art einer in 
1. Juſtanz angeordneten Sicherheitsleiſtung für die vorläufige Vollſtreckung. 261. — Ver- 
fahren zwecks Rückgabe einer Sicherheit für die vorläufige Vollſtreckung. 262. 
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§ 723. Vollſtr.⸗Urteil zu einem ausländiſchen Urteil aus dem Gerichtsſtande des 
Vermögens. 47. 

§ 727. Einfache Beſchwerde gegen die Ablehnung einer Umſchreibung der Vollſtr.- 
Klauſel; Verfahren, wenn der Gerichtsſchreiber dabei übergangen war. 48. 

§ 731. Wahl zwiſchen einer Klage auf Erteilung der Vollſtr.-Klauſel und einer neuen 
Leiſtungsklage. 220. | 

§ 766. Pfändung eigener Sachen des Gläubigers beim Schuldner; Einwand aus 
§ 766 oder $ 811 ZPO. 124. — Unpfändbarkeit nicht abgehobener Militärpenjionen; Ber 
rechtigung des Drittſchuldners, die Unzuläſſigkeit der Pfändung geltend zu machen. 50. — 
Der Beſchluß auf Erlaſſung eines Haftbefehls im Offenbarungseid-Verfahren kann nur 
mit Beſchwerde angefochten werden. 26. 

§ 767. Eine Klage auf Herausgabe eines Vollſtr.⸗Titels iſt keine Zw.-Vollſtr.-Gegen⸗ 
klage. 221. 

§ 769. Die Haftung einer zur Einſtellung der Zw. -Vollſtreckung geleiſteten Sicher— 
heit ſetzt Verſchulden voraus. 176. 

§ 771. Widerſpruchsklage gegen die Pfändung; Rechtsverhältnis des Treuhänders. 
24. — Unzuläſſigkeit der Pfändung treuhändig abgetretener Forderungen; Widerſpruchs⸗ 
klage des neuen Gläubigers. 79. — Widerſpruchsklage der Miterben wider die Pfändung 
des Anſpruchs gegen einen Dritten auf Herausgabe des Nachlaſſes. 177. — Die Abtretung 
zur Einziehung hat dingliche Wirkung, jedoch verbleibt die Forderung ſachlich bei dem Ab— 
tretenden, der daher deren Pfändung durch Gläubiger des Zeſſionars widerſprechen kann. 159. 

§ 773. Dem Vermieterpfandrecht unterliegen auch die von einem Vorerben ein- 
gebrachten Erbſchaftsſachen. 206. 

8 793. Einfache Beſchwerde gegen die Ablehnung einer Umſchreibung der Vollſtr.“ 
Klauſel. 48. — Der Beſchluß auf Erlaſſung eines Haftbefehls im Offenbarungseid-Verfahren 
kann nur mit Beſchwerde angefochten werden. 26. 

§ 794 Nr. 2. Wahl zwiſchen einer Klage auf Erteilung der Vollſtr.-Klauſel und einer 
neuen Leiſtungsklage. 220. 


B. Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen. 


a) In das bewegliche Vermögen ($$ 803-863). 


§ 807. Inhalt des durch Offenbarungseid zu bekräftigenden Verzeichniſſes. 3. 

§ 808. Pfändung eigener Sachen des Gläubigers beim Schuldner; Einwand, daß 
ſein Beſitz- oder Benutzungsrecht verletzt werde oder daß die Sachen unentbehrlich ſeien. 124. 

§ 811. Pfändung eigener Sachen des Gläubigers beim Schuldner; Einwand aus 
$ 766 oder $ 811 3PO. 124. — Nr. 5. Unpfändbarkeit des Flügels und der Noten eines 
Muſiklehrers. 198. 

§ 825. Die vom Vollſtr. Gericht angeordnete Übertragung der gepfändeten Sachen 
auf den Pfändungsgläubiger iſt eine behördliche Maßnahme; ſie hat keine Wirkung auf 
Rechte Dritter (Vermieterpfandrecht). 101. 

§ 829. Über die Pfändbarkeit des Anſpruchs gegenüber dem Verſicherungnehmer bei 
Lebensverſicherung zugunſten eines Dritten. 158. — Wird der in Unkenntnis von der Pfän— 
dung zahlende Drittſchuldner von der Schuld frei? 242. 

§ 835. Das Zahlungsverbot gegen Frankreich hindert auch die Überweiſung zur 
Einziehung an einen deutſchen Pfändungsgläubiger. 53. 

§ 845. Wird der in Unkenntnis von der Pfändung zahlende Drittſchuldner von der 
Schuld frei? 242. 

§ 850 Nr. 1. Unzuläſſigkeit einer Verrechnung von Gehaltvorſchüſſen auf den un— 
pfändbaren Gehaltsteil. 199. — Nr. 8. Unpfändbarkeit nicht abgehobener Militärpen— 
ſionen. 50. 
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§ 851. Über Abtretung und Pfändung der Anſprüche aus dem Baugeld⸗Darlehns— 
vertrage. 134. 

b) In das unbewegliche Vermögen ($$ 864-871). 

§ 865. Haftung des Konk.⸗Verwalters aus der Veräußerung von Zubehör für die 
Maſſe gegenüber ausgefallenen Abſonderungsberechtigten. 76. 

§ 869 386. § 55. Das Eigentum am tatſächlichen Zubehör geht auf den Erſteher 
über, auch wenn er weiß, daß es einem Dritten gehörte. 148. — § 57. Auslegung des Art. 4 
RGeſ. v. 8. Juni 1915 zur Einſchränkung der Verfügungen über Miet- und Pachtzinsforde⸗ 
rungen. 247. — § 65. Wirkung des Beſchluſſes, gewiſſes Zubehör von der Verſteigerung des 
Grundſtücks auszuſcheiden; Widerſpruchsrecht des ausgefallenen Realgläubigers gegen die 
Fortſchaffung des Zubehörs. 25. § 91. S. bei 8 65. | 

C. Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung von Handlungen (§ 883-898). 

§ 887. Unzuläſſigkeit einer einſtweiligen Verfügung auf Löſchung einer Auflaſſungs⸗ 
vormerkung. 28. — S. ferner bei $ 888. 

§ 888. Die Umſchreibung im Muſterregiſter im Wege der Zw. Vollſtreckung iſt nach 
§ 888 zu bewirken. 125. 


D. Offenbarungseid und Haft (8$ 899-915). 


8 901. Der Beſchluß auf Erlaſſung eines Haftbefehls im Offenbarungseid⸗Verfahren 
kann nur mit Beſchwerde angefochten werden. 26. 


E. Arreſt und einſtweilige Verfügungen ($$ 916—945). 


§ 917. Arreſtanordnung in das inländiſche Vermögen einer engliſchen Lebensver⸗ 
ſicherungs-Geſellſchaft zur Sicherung eines inländiſchen Verſicherungnehmers. 126. 

§ 920. Für das Arreſtverfahren kann der Hauptanſpruch trotz ſeiner Abweiſung in 
1. Inſtanz des ordentlichen Verfahrens glaubhaft erſcheinen. 27. 

§ 923. Gerichtsſtand des Vermögens im Fall einer Arreſtſicherheit. 240. 

§ 940. Einſtweil. Verfügung nach $ 940 ZPO.; nur das Bedürfnis einer einſtweiligen 
Regelung iſt glaubhaft zu machen. 178. 

§ 941. Unzuläſſigkeit einer einſtweiligen Verfügung auf Löſchung einer Auflaſſungs- 
vormerkung. 28. 


8. Schiedsrichterliches Verfahren (88 1025 1048). 


§ 1025. Einfluß des gegenwärtigen Krieges auf einen Vertrag deutſcher Firmen, 
durch den ſie ſich engliſchen Gerichten und engliſchem Recht unterwerfen. 4. — Sog. Hamburger 
Arbitrage; Schiedsvertrag oder Beſtellung von Schiedsmännern? 110. 

8 1029. S. bei g 1033 Nr. 1. 

§ 1031. Der Eintritt in den Kriegsdienſt iſt als Wegfall des Schiedsrichters an⸗ 
zuſehen. 243. — S. ferner bei $ 1033 Nr. 1. 

§ 1032. Ablehnung eines Schiedsrichters wegen Beſorgnis der Befangenheit. 102. 
— Über die Ablehnung eines Schiedsrichters iſt im Beſchlußverfahren zu entſcheiden. 222. 

§ 1033 Nr. 1. Folgen des Wegfalls eines Schiedsrichters, über den die Parteien 
ſich erſt nach Abſchluß des Schiedsvertrages geeinigt hatten. 266. 

§ 1038. Iſt der Schiedsgutachter verpflichtet, das gegen ſeine Stimme abgegebene 
Gutachten zu unterzeichnen? 182. | 

§ 1039. Zuſtändiges Gericht für die Niederlegung des Schiedsſpruchs. 149. 

s 1045. Vereinbarung eines ausländiſchen Schiedsgerichts; welches Gericht hat die 
Schiedsrichter zu ernennen und nach welchen Recht haben dieſe zu entſcheiden? 103. — Über 
die Ablehnung eines Schiedsrichters iſt im Anſchlußverfahren zu entſcheiden. 222. 
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III. Konkursverfahren. 
I. Konfursrecht (KO. 85 1—70). 


§ 3. Gutgläubiger Erwerb einer urkundlichen Scheinforderung; Berückſichtigung im 
Konkurſe des Scheinſchuldners. 246. 

§ 12. Zuläſſigkeit einer Leiſtungsklage gegen einen Schuldner unter Geſchäftsauf— 
ſicht. 267. 

§ 14. Zuläſſigkeit einer Leiſtungsklage gegen Schuldner unter Geſchäftsaufſicht. 267. 

§ 31. Die Gläubigeranfechtung einer Hyp.-Beſtellung iſt ausgeſchloſſen, wenn das 
Grundſtück ohnehin überlaſtet war. 12. * 

§ 47. Haftung des Konk-Verwalters aus der Veräußerung von Zubehör für die 
Maſſe gegenüber ausgefallenen Abſonderungsberechtigten. 76. 

§ 59 Nr. 2. Gebühren für Ferngeſpräche des Gem.-Schuldners auf dem Anſchluß 
ſeines Geſchäftslokals nach der Konk.-Eröffnung ſind Maſſeſchulden. 29. 

SS 67/8. Der Bürge hat nicht neben dem Gläubiger Anſpruch auf Befriedigung im 
Konkurſe des Hauptſchuldners. 244. 


2. Nonkursverfahren (88 71—244). 


§ 73. Hat der einzelne Konk.⸗Gläubiger ein Beſchwerderecht gegen Anweiſungen 
des Gerichts über die Schlußverteilung? 150. 

§ 82. Haftung des Konk.⸗Verwalters aus der Veräußerung von Zubehör für die 
Maſſe gegenüber ausgefallenen Abſonderungsberechtigten. 76. 

§ 89. Haftung der Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes wegen mangelhafter Über— 
wachung des Konk.-Verwalters. 151. 

§ 146. Haftung des Zwangsvergleichsbürgen auch für eine nicht im Konkurſe feſt— 
geſtellte Forderung. 200. 

§ 193. Haftung des Zwangsvergleichsbürgen auch für eine nicht im Konkurſe feſt— 
geſtellte Forderung. 200. 


IV. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
1. Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit v. 17. Mai 1898. 


§ 19. Die Beſchwerde in der freiwill. Gerichtsbarkeit ſetzt eine Verfügung voraus. 152. 

§ 20. Eine Rechtshängigkeit derſelben Sache iſt von Amts wegen zu prüfen. 51. — 
Das Nachlaßgericht hat kein Beſchwerderecht gegen die Ablehnung einer Pflegerbeſtel— 
lung. 258. 

§ 25. Erfordernis eines vollſtändigen Tatbeſtandes in den Beſchlüſſen des Beſchwerde— 
gerichts in der freiwill. Gerichtsbarkeit. 127. 

8 38. Pflegerbeſtellung im Verfahren zur Verſetzung eines Beamten in den Ruhe— 
ſtand. 257. 

§ 57 Nr. 3. Das Nachlaßgericht hat kein Beſchwerderecht gegen die Ablehnung einer 
Pflegerbeſtellung. 258. — Nr. 9. Die Beſchwerde ſetzt eine Verfügung voraus. 152. 


2. Grundbuchordnung v. 24. März 1897. 
§ 19. Kann der Hyp.⸗Gläubiger auf Grund der Zahlung zur Löſchung verurteilt 
werden? 14. N 
§ 39. Unzuläſſigkeit einer einſtweiligen Verfügung auf Löſchung einer Auflajjungs- 
vormerkung. 28. 
§ 41. Die Ausnahme in 8 41 Abſ. 1 gilt auch für eine Geſamtnachſolge durch Ein- 
gemeindung. 179. 
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3. Notariat. 


Haftung des Notars wegen unterlaſſener Rechtsbelehrung über das aufzunehmende 
Geſchäft. 136. 

Darf der (preuß.) Notar eine Unterſchrift beglaubigen, wenn er um die Ungültigkeit 
der Erklärung weiß? 190. 

Der (preuß.) Notar haftet bei Aufnahme eines Vertrages als Beamter. 254. 


0 Uberfidt 
der Entſcheidungen nach den Gerichtshöfen. 


Augsburg. OLG.: Nr. 41. 53. 233. 

Bamberg. OL G.: Nr. 85. 117. 176. 

Berlin. KG.: Nr. 127. 258. 

Braunſchweig. OL G.: Nr. 78. 

Celle. OL G.: Nr. 35. 46. 137. 212. 

Colmar i. E. OLG.: Nr. 79. 142. 160. 194. 257. 0 

Dresden. OL G.: Nr. 12. 21. 27. 28. 39. 66. 68 — 70. 72. 82. 96. 97. 112. 114. 123. 133. 
135. 138. 143. 146. 149. 151. 155. 165. 168. 178. 193. 196. 207. 217. 244. 252. 253. 

Frankfurt a. M. OLG.: Nr. 206. 239. 

Hamburg. OLG.: Nr. 19. 23. 26. 29. 30. 32. 36. 42. 47. 49. 55. 56. 58. 64. 65. 73. 81. 
88. 98102. 109. 110. 113. 115. 118. 120. 125. 129. 132. 144. 150. 152. 156. 157. 159. 161. 
172. 175. 181. 183. 184. 192. 195. 197. 198. 202— 204. 216. 218. 220. 221. 223. 224. 
2291. 231. 240. 247. 248. 255. 260. 262 — 264. 

Hamm. OLG.: Nr. 174. 

Karlsruhe. OLG.: Nr. 250. 

Kaſſel. OL G.: Nr. 60. 90. 

Kiel. OLG.: Nr. 77. 89. 119. 199. 243. 249. 266. 

Königsberg. OL G.: Nr. 6. 8. 92. 94. 

Leipzig. RG.: Nr. 1. 2. 4. 5. 9. 11. 15—18. 31. 33. 34. 37. 43. 45. 52. 54. 57. 59. 61—63. 
74. 75. 83. 84. 86. 87. 91. 95. 105-108. 111. 122. 128. 136. 139—141. 147. 148. 153. 
154. 163. 164. 166. 167. 169—171. 173. 179. 180. 182. 185. 186. 188—191. 205. 208 
bis 211. 213— 215. 222. 226. 228. 22911. 230. 232. 234 — 236. 238. 242. 245. 246. 254. 
256. 259. 265. 

München. Ob. LG.: Nr. 51. 

München. OLG.: Nr. 3. 7. 10. 14. 24. 38. 40. 44. 48. 50. 67. 71. 76. 80. 93. 104. 116. 
124. 126. 130. 131. 134. 158. 162. 200. 201. 219. 225. 241. 251. 261. 267. 

Roſtock. OL G.: Nr. 13. 20. 22. 25. 103. 121. 145. 177. 187. 227. 237. 


Berichtigungen. 
Bd. 64 S. 473 Z. 21 v. u. ſtatt 60: 50. 
Bd. 67 S. 391 Z. 7 v. o. ſtatt 36: 38. 
Bd. 70 S. 510 Z. 22 v. o. ſtatt 1904: 1914. 
Bd. 71 S. 31 Z. 8 v. o. ſtatt März: Mai. 
Bd. 71 S. 194 Z. 17 v. o. ſtatt die Klage wurde aber in beiden Inſtanzen abgewieſen: der 


Klage wurde in beiden Inſtanzen entſprochen. 


